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Siebentes Hauptgutachten der Monopolkommission 1986/1987 


Vorwort 

Zum Beginn der siebenten Berichtsperiode wählte die Monopol- 
kommission Ulrich Immenga als neuen Vorsitzenden. Zum Ende 
dieser Periode schied das Kommissionsmitghed Anne-Rose Iber- 
Schade mit Ablauf ihrer Amtszeit am 30. Juni 1988 aus der Kom- 
mission aus. An ihre Stelle berief der Bundespräsident Frau Elke 
A. Weber-Braun, Geschäftsführerin, Gesellschafterin und Partne- 
rin in Arthur Andersen und Co. GmbH. 

Die Kommissionsmitgheder Wolfgang Herion und Ulrich Im- 
menga, deren Amtszeit ebenfalls am 30. Juni 1988 abgelaufen war, 
wurden vom Bundespräsidenten für eine weitere Amtsperiode bis 
zum 30. Juni 1992 berufen. Die Amtszeit der Kommissionsmitglie- 
der Winfried Haastert und Carl Christian von Weizsäcker endet am 
30. Juni 1990. 

Die Monopolkommission war bei der Vorbereitung dieses Sieben- 
ten Zweijahresgutachtens auf Mitarbeit und Rat angewiesen. Ihrer 
Bitte um Mitwirkung ist überwiegend bereitwiUig entsprochen 
worden. Die Monopolkommission dankt den im Gutachten ge- 
nannten Sachverständigen, Behörden, Unternehmen und Verbän- 
den für ihre Unterstützung. 

Der Präsident des Bundeskartellamtes, Herr Kartte, und der Vize- 
präsident, Herr Niederleithinger, die zuständigen Beamten, insbe- 
sondere die Vorsitzenden der Beschlußabteilungen, sowie der Lei- 
ter der Grundsatzabteüung haben der Monopolkommission in 
mehreren Sitzungen und zahlreichen Einzelgesprächen Gelegen- 
heit gegeben, sich ein Urteil über die von ihr zu begutachtenden 
Fragen des Rechts der Wettbewerbsbeschränkungen zu bilden. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 1 5. Juli 1 988 — 121 (42) — 610 10 — Mo 2/88 — gemäß § 24 b 
Abs. 5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 
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Die Verantwortung für die Vorschläge liegt allein bei der Mono- 
polkommission. 

Das Statistische Bundesamt hat durch Sonderaufbereitungen der 
amtlichen Statistik in erheblichem Umfang Vorarbeiten zu den 
Gutachtenabschnitten geleistet, die Stand und Entwicklung der 
Untemehmenskonzentration behandeln. Der Präsident des Stati- 
stischen Bundesamtes, Herr Holder, und die zuständigen Beamten 
haben die Arbeit der Monopolkommission unterstützt imd wert- 
volle Hinweise zur Nutzung der amtlichen Statistik gegeben. 

Als wissenschaftliche Mitarbeiter der Monopolkommission waren 
während der Vorbereitung dieses Gutachtens tätig Herr Greiffen- 
berg als Generalsekretär, Frau Meier sowie die Herren Feuerstack, 
Noll, Schulte und Stumpf, außerdem in der Schlußphase Frau Ko- 
rallus. Der Geschäftsstelle gehören außerdem Frau Lohnert, Frau 
Möller, Frau Offergeld, Frau Wientgen und Herr Abram an. Die 
Monopolkommission dankt allen ihren Mitarbeitern für die kolle- 
giale und verantwortungsvolle Zusammenarbeit, die insbesondere 
in den letzten Monaten über die Erfüllung ihrer Dienstpflichten 
weit hinausgegangen ist. 

Darüber hinaus dankt die Monopolkommission auch dem Präsi- 
denten des Bundesverwaltungsamtes, Herrn Even, und seinen 
Mitarbeitern, die die Arbeit der Monopolkommission sachlich und 
personell unterstützt haben. 

Mit dem Siebenten Hauptgutachten legt die Monopolkommission 
ihr Zweijahresgutachten erstmals in zwei Bänden vor. Die Kom- 
mission berücksichtigt damit, daß ihre Ausführungen in den ver- 
schiedenen Teilen des Gutachtens (insbesondere die Text- und 
Tabellenteile) bei den in- und ausländischen Benutzern aus Politik, 
Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft jeweils auf unterschied- 
lich starkes Interesse stoßen. 


Köln, den 30. Juni 1988 


U. Immenga 


W. Haastert 


W. Herion 


A.-R. Iber-Schade 


C. C.von Weizsäcker 
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Einführung 


A. Der Auftrag und seine Durchführung 

1. Der Auftrag der Monopolkommission 

1 . Die Monopolkommission soll gemäß § 24 b Abs. 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) „in ihrem Gutachten den jeweiligen Stand der 
Untemehmenskonzentration sowie deren absehbare 
Entwicklung unter wirtschafts-, insbesondere wettbe- 
werbspolitischen Gesichtspunkten beurteilen und die 
Anwendung der §§22 bis 24 a würdigen. Sie soll auch 
nach ihrer Auffassung notwendige Änderungen der 
einschlägigen Bestimmungen dieses Gesetzes aufzei- 
gen^'.i) 

2. In diesem Gutachten schreibt die Monopolkom- 
mission ihre Untersuchungen aus den vorherigen 
Hauptgutachten 2) fort: 

— Stand und Entwicklung der Angebotskonzentra- 
tion in den Güterklassen des Produzierenden Ge- 
werbes, 

— Stand und Entwicklung der Unternehmens- und 
Betriebskonzentration in den Wirtschaftsberei- 
chen des Produzierenden Gewerbes, 

— Stand und Entwicklung der Konzentration von 
Großunternehmen (aggregierte Konzentration), 

— Die Anwendung der Vorschriften der Mißbrauchs - 
aufsicht über marktbeherrschende Unternehmen 
und der Fusionskontrolle, 

— Konzentration und Wettbewerb im Medienbe- 
reich. 

Außerdem behandelt die Kommission die Themen 

— Wettbewerb und Regulierung in der Versiche- 
rungswirtschaft, 

— Gesellschaftsrecht und Konzentration, 

— Grenzen und Möglichkeiten der Statistischen Kon- 
zentrationsmessung auf der Grundlage amtlicher 
Daten (Anlagenband). 

3. Mit Kapitel 1 setzt die Monopolkommission ihre 
im Vierten Hauptgutachten begonnene Berichterstat- 
tung über die Angebotskonzentration fort. Die Ana- 
lyse basiert auf den amtlichen Daten der Produktions- 
statistik, die eine Abgrenzung der zum Absatz be- 
stimmten Produktion nach Gütern vomimmt. Mit Hilfe 
von Güterklassen wird eine bessere Annäherung an 
den sachlich relevanten Markt erzielt. Zum Berichts- 


1) Ein Auszug aus dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen (in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Sep- 
tember 1980 — BGBl. I. S. 1767) ist im Anhang dieses Gut- 
achtens abgedruckt (Abschnitt A). 

2) Die bisher veröffentiichten Gutachten der Monopolkommis- 
sion sind in Abschnitt D des Anhangs aufgeführt. 


kreis gehören alle Anbieter der Erzeugnisse, die in 
einer Güterklasse zusammengefaßt werden. 

4. In Kapitel 11 werden die Konzentrationsuntersu- 
chungen der vorangegangenen Hauptgutachten zur 
Konzentration der Unternehmen und Betriebe fortge- 
schrieben. Die Analyse basiert auf den amtlichen Da- 
ten der Statistiken nach Wirtschaftszweigen im Produ- 
zierenden Gewerbe. Die Monopolkommission geht 
davon aus, daß die Abgrenzung zweistelliger Wirt- 
schaftszweige in erster Linie nach der Art der einge- 
setzten Produktionsverfahren erfolgt und auf diese 
Weise potentielle Wettbewerbsbeziehungen zwi- 
schen den Unternehmen erfaßt werden können. Zur 
Messung der horizontalen Konzentration stehen die 
Merkmale Umsatz, Beschäftigtenzahl, Investitionen, 
Census Value Added und die Zahl der Betriebe zur 
Verfügung. Der Census Value Added wird auch zur 
Erfassung der vertikalen Konzentration verwendet. 
Zur Konzentration der Betriebe liegen Angaben über 
die Beschäftigtenzahl und die Investitionen vor. Eine 
Messung der konglomeraten Untemehmenskonzen- 
tration ist nach wie vor nicht möglich, da eine konzen- 
trationsstatistische Aufbereitung der amtlichen Stati- 
stik nach fachlichen Unternehmensteilen noch nicht 
verfügbar ist. 

5. In Kapitel 111 schreibt die Monopolkommission 
ihre Analyse der größten Unternehmen in der seit dem 
Vierten Hauptgutachten erweiterten Form auf das 
Jahr 1986 fort. Ermittelt werden die 100 größten Indu- 
strieunternehmen, die 20 größten Handelsunterneh- 
men und jeweils die zehn größten Kreditinstitute, Ver- 
sichemngsgesellschaften sowie Verkehrs- und 
Dienstleistungsunternehmen nach dem für sie übli- 
chen Merkmal des Geschäftsvolumens (Umsatz, Bi- 
lanzsumme, Beitragseinnahmen). Im Zentmm der 
Analyse stehen jedoch, wie in den drei vorangegan- 
genen Hauptgutachten, die nach Wertschöpfung 100 
größten Unternehmen, die aus allen wichtigen Wirt- 
schaftszweigen stammen. 

Dabei wird die gesamtwirtschaftliche Bedeutung die- 
ser Unternehmen sowohl nach Wertschöpfung als 
auch nach Anzahl der Beschäftigten, Sachanlagever- 
mögen und Cash-flow ermittelt. Weitere Kennziffern 
sind der Anteilsbesitz an diesen Unternehmen, die 
zwischen ihnen bestehenden personellen Verflech- 
tungen und ihre Beteiligung an den dem Bundeskar- 
tellamt nach § 23 GWB angezeigten Unternehmens- 
Zusammenschlüssen. 

6. In Kapitel IV würdigt die Monopolkomnüssion 
entsprechend ihrem gesetzlichen Auftrag (§ 24 b 
Abs. 3 Satz 1 GWB) die Anwendung der §§22 bis 24 a 
GWB. Sie beschränkt sich darauf, kritische Entwick- 
lungen in der Praxis des Bundeskartellamtes und der 
Gerichte systematisch im Überblick aufzuzeigen. Eine 
umfassende Darstellung der im Gutachten erwähnten 
Einzelfälle ist nach Ansicht der Kommission nicht er- 
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forderhch, weil in den allgemein zugänghchen Quel- 
len eine detaillierte Information zumindest über die 
wichtigsten Entscheidungen vorliegt. Über die 
Gründe für Untersagungsverfügungen kann sich der 
Interessierte anhand von Veröffenthchungen des 
Bundeskartellamtes oder der Fachpresse informieren. 
Soweit bedeutende Zusammenschlußverfahren ohne 
Untersagung abgeschlossen werden, wird in einem 
Überbhck in den Tätigkeitsberichten des Bundeskar- 
tellamtes berichtet. 

Umfang und Form der die Verfahren des Bundeskar- 
tellamtes abschließenden internen Schlußvermerke 
liegen im Ermessen des Amtes. Schon aus diesem 
Grund kann nicht ausgeschlossen werden, daß die für 
die Einzelentscheidung erheblichen Überlegungen in 
diesen Vermerken nur unzureichend wiedergegeben 
wurden. Die Monopolkommission nimmt auch des- 
halb nicht zu den Ergebnissen der Zusammenschluß - 
Prüfung Stellung, sondern beschränkt ihre Kritik auf 
einzelne Kriterien der Zusammenschlußentscheidun- 
gen des Bundeskartellamtes. Sie nimmt in ihrem Gut- 
achten vorrangig dann zu Problemen bei der Rechts- 
anwendung Stellung, wenn diese für die Fortentwick- 
lung des Rechts bedeutsam erscheinen. 

7. Mit Kapitel V schreibt die Monopolkommission 
ihre Untersuchungen zur Pressekonzentration fort, die 
seit dem Zweiten Hauptgutachten vorgenommen 
werden. Grundlage ist ein Gutachtenersuchen der 
Bundesregierung nach § 24 b Abs. 5 Satz 5 GWB, das 
durch den Bundesminister für Wirtschaft mit Schrei- 
ben vom 21. Januar 1977 übermittelt wurde. Der Auf- 
trag bezog sich auf die Untersuchung von „Stand und 
Entwicklung der Untemehmenskonzentration in der 
Presse unter besonderer Berücksichtigung der Beteili- 
gungsverhältnisse bei Presseuntemehmen". Infolge 
unzureichender Beteiligung der befragten Presse Ver- 
lage schlugen zwei Versuche zur empirischen Unter- 
suchung der Beteiligungsverhältnisse bei Presseun- 
temehmen fehl. 

Außerdem greift die Monopolkommission in diesem 
Kapitel ihre Untersuchungen zur Entwicklung der 
Neuen Medien aus dem Sondergutachten 11 3) und 
den letzten beiden Hauptgutachten erneut auf. Im 
Mittelpunkt der Betrachtung steht die Anwendung 
des Kartellrechts im Medienbereich einschließlich der 
medienübergreifenden Verflechtungen sowie eine 
Analyse der Wettbewerbsbedingungen auf den Rund- 
funkmärkten. 

8. In Kapitel VI untersucht die Monopolkommission 
die durch das Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) 
und die Bereichausnahme des § 102 GWB verursach- 
ten Beschränkungen des Preis- und Bedingungswett- 
bewerbs in der Versicherungs Wirtschaft. Die Kommis- 
sion setzt damit die in früheren Gutachten begonnene 
Überprüfung sektoraler Reguherungen und kartell- 
rechtlicher Bereichsausnahmen fort.^) Die Regulie- 
rung der Versicherungswirtschaft wird vor allem da- 


3) Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbsprobleme bei der 
Einfühnmg von privatem Hörfunk und Fernsehen, Sonder- 
gutachten 11, Baden-Baden 1981 {wiederabgedruckt im An- 
hang des Vierten Hauptgutachtens), 

'*) Vgl. Monopolkommission, Gesamtwirtschaf tiiche Chancen 
imd Risiken wachsender Untemehmensgrößen, Hauptgut- 
achten 1984/1985, Baden-Baden 1986, Tz. 29ff. 


mit begründet, daß nur durch sie Markttransparenz 
hergestellt und die Versicherungsnehmer und Versi- 
cherten vor Insolvenzen ihrer Versicherer geschützt 
werden könnten. Die Untersuchung der Kommission 
zeigt, inwieweit und mit welchen volkswirtschaftli- 
chen Nachteilen die Regulierung ihre Ziele erreicht. 
Darüber hinaus wird deutlich, inwieweit diese Ziele 
auch mit weniger wettbewerbsbeschränkenden Ein- 
griffen und geringeren volkswirtschaftiichen Nachtei- 
len erreicht werden können. 

9. In Kapitel VII setzt die Monopolkommission ihre 
Untersuchung über die Ursachen der Konzentration 
mit der Analyse des Zusammenhangs von Gesell- 
schaftsrecht und Konzentration fort. Das Gesell- 
schaftsrecht bietet auch den institutioneilen Rahmen 
für Konzentrationsvorgänge und muß deshalb als 
mögliche Ursache für unerwünschte Konzentrations- 
tendenzen angesehen werden. Die Monopolkommis- 
sion überprüft die für Konzentrationsvorgänge wich- 
tigsten gesellschaftsrechtlichen Regelungen darauf- 
hin, ob sie konzentrationsfördernd ausgestaltet sind. 
Eine Änderung der institutionellen Rahmenbedin- 
gungen ist dann in Betracht zu ziehen, wenn sich aus 
gesellschaftsrechtlichen Normen konzentrationsför- 
dernde Effekte ergeben und gesetzliche Änderungen 
ohne wesentliche Beeinträchtigung anderer, kolhdie- 
render gesellschaftsrechtiicher Regelungsziele erfol- 
gen können. 


2. Die Durchführung des Auftrags 

10. Das Statistische Bundesamt hat der Monopol- 
kommission in mehreren konzentrationsstatistischen 
Sonderauswertungen Daten zur Verfügung gestellt. 
Eine Aufbereitung enthält Daten für die Güterklassen 
der Produktion. Diese wurden in verkürzter Form dar- 
gestellt und ausgewertet. 

Das übrige statistische Material bezieht sich auf die 
Unternehmen der Wirtschaftszweige des Bergbaus 
und Verarbeitenden Gewerbes sowie des Baugewer- 
bes. Die Daten wurden von der Monopolkommission 
nach verschiedenen für die Konzentrationsmessung 
wesenthchen Aspekten ausgewertet. 

11. Die Statistiken der größten Unternehmen beru- 
hen primär auf der Auswertung von Geschäftsberich- 
ten und anderen allgemein zugänghchen Quellen. In 
den Fällen, in welchen die benötigten Informationen 
aus diesen Quellen nicht ermittelt werden konnten, 
sind die betreffenden Unternehmen direkt befragt 
worden. Im Zusammenhang mit der gruppenspezifi- 
schen Analyse der personellen Verflechtungen zwi- 
schen den Unternehmen hat der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund seine früheren Angaben über die Ge- 
werkschaftsvertreter in den Aufsichtsräten der „100 
Größten" für 1986 aktuahsiert. 

12. Die Monopolkommission hat sich wie bisher an- 
hand der Verfahrensakten des Bundeskartellamtes 
über dessen Verwaltungspraxis im Berichtszeitraum 
und über die Konzentrationsentwicklung im Medien- 
bereich informiert. Darüber hinaus hat sie sich in zahl- 
reichen Einzelgesprächen mit Vertretern des Bundes- 
kartellamtes über praktische Schwierigkeiten der 
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Handhabung der Fusionskontrollvorschriften unter- 
richtet. 

13 . Das Statistische Bundesamt hat wiederum die 
Daten der Pressestatistik für die Berichterstattung der 
Monopolkommission in einer Sonderauswertung auf- 
bereitet. Für die Berichterstattung zur Pressekonzen- 
tration wurden nach den Merkmalen „Umsatz" und 
„Auflage" Konzentrationsraten zur Beschreibung von 
Stand und Entwicklung der größten Verlage bzw. der 
größten Presseobjekte errechnet. 

14 . Die Monopolkommission hat bisher zur Vorbe- 
reitung ihrer Stellungnahmen Gutachten an zahlrei- 
che Wissenschaftler vergeben und die Ergebnisse bei 
ihrer Meinungsbildung berücksichtigt. Den beauf- 
tragten Gutachtern wird regelmäßig nach Auswer- 
tung ihrer Ergebnisse durch die Monopolkommission 
eine selbständige Veröffenthchung freigestellt. Die 
bisher veröffentiichten Gutachten sind im Anhang 
auf geführt (Abschnitt C). Die Monopolkommission 
hat die in diesen Untersuchungen vorgetragenen Er- 
gebnisse bei ihrer Meinungsbildung berücksichtigt. 

15 . Zur Vorbereitung des Berichtsteils über die Re- 
gulierung in der Versicherungswirtschaft hat die Mo- 
nopolkommission folgende Gutachten eingeholt: 

— Prof. Dr. J. Finsinger, Verbraucher schütz auf Ver- 
sicherungsmärkten: Wettbewerbsbeschränkun- 

gen, staathche Eingriffe und ihre Folgen, 

— FWU Forschungsgesellschaft für Wettbewerb und 
Unternehmensorganisation m.b.H., Wettbewerbs- 
analyse der deutschen Lebensversicherung (Pro- 
jektleiter: Dr. M. J. Dirrheimer). 

— Prof. Dr. U. Hübner, Rechtliche Rahmenbedingun- 
gen des Wettbewerbs in der Versicherungs Wirt- 
schaft: Eine vergleichende Analyse zu den Rechts- 
ordnungen Großbritanniens, Frankreichs, der 
Schweiz und der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika. 

16 . Zur Analyse der Konzentrationswirkungen des 
Gesellschaftsrechts haben Prof. Dr. F. Kübler und 
Prof. Dr. R. H. Schmidt im Auftrag der Monopolkom- 
mission ein Gutachten zum Thema Gesellschaftsrecht 
und Konzentration erstattet. 

17. Prof. Dr. R. Bühner erstellte ein Gutachten zum 
Thema Diversifikation, Finanzkraft und Wettbewerb. 
Mit einer Stichprobe von 150 Mehrheitsbeteiügun- 
gen, welche die 100 größten Unternehmen des Verar- 
beitenden Gewerbes im Zeitraum von 1975 bis 1985 
erworben haben, sollten in einer empirischen Analyse 
die wettbewerbhchen Wirkungen der Existenz und 
des Einsatzes von Finanzkraft im Rahmen diversifizie- 
render Unternehmenszusammenschlüsse untersucht 
werden. Das Ergebnis der Studie wies einen nur 
schwachen Zusammenhang zwischen den untersuch- 
ten Kriterien „Diversifikation", „Finanzkraft" und 
„Wettbewerb" aus. 

18. Die Monopolkommission hat sich mit einem Fra- 
genkatalog an eine Reihe von Verbänden der Versi- 
cherungswirtschaft gewandt und um Stellungnahmen 
gebeten. Darüber hinaus hat die Kommission Vertre- 
ter der folgenden Verbände in einer nicht-öffentlichen 
Sitzung am 10. Juh 1987 in Köln angehört: 


— Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher, 

— Bundesverband der Deutschen Industrie, 

— Bundesverband Deutscher Versicherungskauf - 
leute, 

— Deutscher Versicherungsschutzverband, 

— Gesamtverband der deutschen Versicherungs Wirt- 
schaft, 

— Gewerkschaft, Handel, Banken und Versicherun- 
gen, 

— HUK- Verband, 

— Verband der Lebensversicherungsunternehmen, 

— Verband der Privaten Krankenversicherung, 

— Verband der Sachversicherer, 

— Verband industrieverbundener Versicherungs- 
Vermittler, 

— Verein deutscher Versicherungsmakler. 

19 . Am 4. September 1987 erörterte die Monopol- 
kommission mit dem Präsidenten des Bundesauf- 
sichtsamtes für das Versicherungswesen, Herrn 
Prof. Dr. Angerer, Fragen der Versicherungsaufsicht. 
Über die Novellierung des § 102 GWB diskutierte die 
Monopolkommission mit Vertretern des Bundeswirt- 
schaf tsministeriums am 2. Oktober 1987 und am 
11. März 1988. Darüber hinaus führte die Monopol- 
kommission am 2. Oktober 1987 ein Gespräch über 
die Entscheidungspraxis des Bundeskartellamtes in 
der Versicherungswirtschaft mit den Beschlußabtei- 
lungsleitern Prof. Dr. Klaue und Prof. Dr. Markert. 

20 . In einem Gespräch mit Vertretern der Generaldi- 
rektion für Wettbewerb der Europäischen Gemein- 
schaften am 27. März 1987 in Brüssel hat sich die 
Monopolkommission über Probleme im Rahmen der 
europäischen Wettbewerbspohtik informiert. Gegen- 
stand der Diskussion waren vor allem die Konzentra- 
tionsentwicklung in Europa, die Möglichkeiten einer 
Zusammenschlußkontrolle durch die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften sowie die Entschei- 
dungspraxis der Generaldirektion im Falle der For- 
schungs- und Entwicklungskooperationen und der 
Ausnahmebereiche des GWB. 

21 . Die Monopolkommission hat sich bei der Vorbe- 
reitung des Siebenten Hauptgutachtens dafür ent- 
schieden, ihre gutachterliche Stellungnahme in zwei 
Bänden zu veröffentlichen. Maßgebhch dafür war ins- 
besondere die Überlegung, daß sich das Gutachten an 
verschiedene Adressatenkreise richtet, die ein unter- 
schiedlich starkes Interesse an den einzelnen Ab- 
schnitten der Hauptgutachten haben. Der Textteil des 
Gutachtens wird für die innerhalb der praktischen 
Wettbewerbspohtik und der Kartellrechtsprechung 
tätigen Personen und Institutionen (Pohtiker, Verwal- 
tung, Gerichte) von größerer Bedeutung sein, wäh- 
rend sich der Anlagenband mit dem umfangreichen 
Tabellenteil eher an die mit empirischer Forschung 
befaßten Interessenten aus Wissenschaft und Wirt- 
schaftspraxis richtet. 
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B. Laufende Projekte 

1. Wettbewerb in der Verkehrswirtschaft 

22. Die Monopolkommission beabsichtigt, die Wett- 
bewerbsbedingungen in der Verkehrswirtschaft ein- 
gehender zu untersuchen. Sie wird sich dabei vorran- 
gig mit der Frage zu beschäftigen haben, ob und in- 
wieweit kartellrechtliche Ausnahmestellungen des 
Verkehrs gerechtfertigt sind und welche Änderungen 
des staatlichen Regulierungssystems gegebenenfalls 
angezeigt sind. Zur Vorbereitung ihrer Stellung- 
nahme hat die Monopolkommission Gutachten an 
Prof. Dr. J. Basedow mit dem Titel Wettbewerb auf 
den Verkehrsmärkten — rechtliche Notwendigkeiten 
und Perspektiven und an Prof. Dr. W. Hamm zum 
Thema Deregulierung im Verkehr als politische Auf- 
gabe vergeben. 


2. Kooperation in Forschung und Entwicklung 

23. Forschungs- und Entwicklungskooperationen 
kommt in vielen Industriestaaten eine wachsende Be- 
deutung zu. Die damit verbundenen wettbewerbspo- 
litischen und kartellrechtlichen Fragen haben dem- 
entsprechend in den letzten Jahren zunehmende Be- 
achtung gefunden. Dies hat sich zum Teil in neuen 
Rechtsvorschriften niedergeschlagen, wie der 1984 in 
den USA erlassene „National Cooperative Research 
Act" und die 1985 in Kraft getretene EG-Gruppenfrei- 
stellungsverordnung für Forschung und Entwicklung 
dokumentieren. Auch das Bundeskartellamt hat in 
seinem Tätigkeitsbericht 1983/19845) auf die beson- 
dere Bedeutung von Forschungskooperationen für dy- 
namische Wettbewerbsprozesse hingewiesen; dem- 
gemäß bedürfe es einer „innovationsfördernden" Kar- 
tellrechtsanwendung. Leitlinie behördlichen Vorge- 
hens müsse es deshalb sein, F + E-Kooperationen, die 
der Erschließung neuer Märkte und der Entwicklung 
neuer Produkte und Verfahren dienen, weitgehend zu 
ermöglichen, zugleich aber für eine Offenhaltung des 
zukünftigen potentiellen Wettbewerbs zu sorgen. 

24. Angesichts der besonderen Bedeutung von F-hE- 
Kooperationen hält es die Monopolkommission für ge- 
boten, sich umfassend mit den Wettbewerbsproble- 
men auseinanderzusetzen, die aus den verschiedenen 
Formen der Zusammenarbeit bei Forschung und Ent- 
wicklung resultieren können. Sie hat deshalb ein Gut- 
achten von Prof. Dr. H. Ullrich zum Thema Wettbe- 
werbsbeschränkungen durch gemeinsame Forschung 
und Entwicklung nach U.S. -amerikanischem, europäi- 
schem und deutschem Kartellrecht erstellen lassen. 
Hierin wird ein Überblick über Umfang, Formen und 
Rahmenbedingungen unternehmerischer Zusam- 
menarbeit im F-fE-Bereich gegeben. Zudem erörtert 
die Arbeit rechtsvergleichend die Behandlung von 
F+E-Gemeinschaften in der Bundesrepublik, der EG 
und den USA. Weiterhin hat das Ifo-Institut eine empi- 
rische Untersuchung zum Thema Technologie- und 
wettbewerbspolitische Wirkungen von Forschungs- 


5) Vgl. Bericht des Bundeskartellamts über seine Tätigkeit in 
den Jahren 1983/1984 sowie über Lage und Entwicklung auf 
seinem Aufgabengebiet (§ 50 GWB), BT-Drs. 10/3550, S. 5. 


und Entwicklung s- Kooperationen (Projektleiter: 
Dr. U. Täger) erarbeitet. Das Institut hat mit Hilfe ei- 
ner Unternehmensbefragung ermittelt, welche we- 
sentlichen Formen gemeinschaftlicher FH-E- Aktivitä- 
ten von Unternehmen genutzt werden und welche 
Gründe für und gegen F-h E-Kooperationen aus der 
Sicht der Unternehmen sprechen. 

26. Die Monopolkommission hat sich bereits einge- 
hend mit den Wettbewerbsproblemen von F-{-E-Ko- 
operationen beschäftigt, sie hat ihre Meinungsbil- 
dung zu diesem Themenkomplex allerdings noch 
nicht abgeschlossen. Sie beabsichtigt daher, ihre Stel- 
lungnahme zu einem späteren Zeitpunkt zu veröffent- 
lichen. 


3. Verbesserung und Erweiterung der 
konzentrationsstatistischen Analysen 

26. Die Monopolkommission prüft gegenwärtig die 
Möglichkeit von Verbesserungen bei der Aufberei- 
tung der Daten aus der amtlichen Statistik, um syste- 
matische Verzerrungen bei der statistischen Konzen- 
trationserfassung abzubauen. Ein Ansatzpunkt hier- 
für ist die Berücksichtigung von Importen sowie der 
Außenhandelsverflechtungen von Unternehmen, die 
auf inländischen Märkten tätig sind und in der Kon- 
zentrationsstatistik mit ihrem gesamten inländischen 
Produktionsvolumen erfaßt werden. In einem ersten 
Schritt hat das Statistische Bundesamt Saldierungs- 
rechnungen für den Bereich des Ernährungsgewerbes 
vorgenommen, nach denen die „inländische Verfüg- 
barkeit" der Erzeugnisse des Ernährungsgewerbes 
ermittelt wurde. Methodische Probleme, die sich ins- 
besondere bei der Zusammenführung der Produkti- 
onsstatistik mit der Außenhandelsstatistik ergeben 
haben, sind nach Auffassung des Amtes weitgehend 
gelöst. In einem zweiten Schritt hat das Statistische 
Bundesamt die inländische Verfügbarkeit der Chemi- 
schen Erzeugnisse berechnet. Die Monopolkommis- 
sion beabsichtigt eine Fortführung des Projekts durch 
eine vom Statistische Bundesamt durchzuführende 
Saldierungsrechnung für weitere Wirtschaftsberei- 
che. 

27. Die bisherige Konzentrationsberichterstattung 
der Monopolkommission auf der Grundlage amtlicher 
Daten beschränkte sich auf das Produzierende Ge- 
werbe. Die Kommission hält eine Erweiterung der Be- 
richterstattung auf Handel und Dienstleistungen für 
notwendig, weü die Bedeutung dieser Wirtschaftsbe- 
reiche im Verhältnis zum Produzierenden Gewerbe 
stetig zunimmt. Beabsichtigt ist, auf der Grundlage 
eines in Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bun- 
desamt erarbeiteten Auswertungskonzepts die Kon- 
zentrationsanalyse mit Hilfe der amtlichen Jahreser- 
hebungen beim Handel zu erweitern. Die Auswertun- 
gen sollen auf Konzern- und Unternehmensebene 
vorgenommen werden. Das Statistische Bundesamt 
hat sich zur Durchführung des Projekts mit den Stati- 
stischen Landesämtern in Verbindung gesetzt, weil es 
von diesen Einzelangaben benötigt, die in der Bun- 
desstatistik zusammengeführt werden müssen. 


13 




Drucksache 11/2677 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


C. Die Gefährdung des gesetzlichen Auftrags 
infolge von Datenlücken 

28 . Bereits in früheren Berichtsjahren standen der 
Monopolkommission nicht alle für eine Konzentra- 
tionsanalyse relevanten Angaben aus den Aufberei- 
tungen der amtlichen Statistik zur Verfügimg. Im letz- 
ten Hauptgutachten mußte die Kommission weitere 
Einschränkungen des Datenmaterials bei der Statistik 
der Wirtschaftszweige hinnehmen.®) Der Grund dafür 
war eine Verschärfung bei der Anwendung der stati- 
stischen Geheimhaltungsvorschriften durch das Stati- 
stische Bundesamt. Das Statistische Bundesamt beruft 
sich auf erhöhte Anforderungen des Datenschutzes 
und die Bestimmung des Bundesstatistikgesetzes, 
nach der Einzelangaben über persönliche und sachli- 
che Verhältnisse für die Bundesstatistik grundsätzlich 
geheimzuhalten sind, restriktiv aus. Veröffentli- 
chungsfähig sind prinzipiell nur Aggregate von min- 
destens drei Merkmalsträgern (z. B. Unternehmen), 
da bei nur zwei Merkmalsträgern durch Differenzbe- 
rechnungen aus den Restgrößen Einzelangaben zu 
ermitteln wären. Aber auch bei Aggregaten mit mehr 
als zwei Merkmalsträgern hat das Statistische Bun- 
desamt in vielen Fällen Bedenken gegenüber einer 
Veröffentlichung von statistischen Angaben. Falls in- 
nerhalb eines Aggregats ein Merkmalsträger einen 
überwiegenden Anteil an der Merkmalssumme (z. B. 
Umsätze) hält, so sieht das Amt die Möglichkeit für 
Rückschlüsse auf die übrigen Merkmalsträger, womit 
näherungsweise eine Reidentifizierung erreicht wer- 
den könne. Entsprechend den in der internen Ge- 
schäftsordnung des Statistischen Bimdesamts nieder- 
gelegten Dominanzkriterien werden solche Aggre- 
gate wie Einzelangaben behandelt und geheimgehal- 
ten. Das Amt berücksichtigt ferner sogenannte Ab- 
deckpositionen, das sind Angaben, die zwar nicht un- 
ter die statistische Geheimhaltung fallen, die aber 
dennoch zurückgehalten werden, um mögliche Rück- 
schlüsse auf geheimzuhaltende Angaben zu vermei- 
den. In Zweifelsfällen zieht das Statistische Bundes- 
amt auch mögliche Vorkenntnisse beim Adressaten 
seiner Datenmitteilungen in Betracht. 

Das führt zum Ergebnis, daß gegenüber der Monopol- 
kommission, zu deren gesetzlichem Auftrag auch die 
Herstellung von Transparenz auf den Märkten gehört, 
wegen ihrer Vorkenntnisse aufgrund zahlreicher an- 
derer wirtschaftlicher Analysen in Zweifelsfällen die 
entsprechenden Angaben grundsätzlich geheimge- 
halten werden. 

29 . Bei weiterhin bestehenden Datenlücken ist der 
gesetzliche Auftrag der Monopolkommission in Frage 
gestellt, weü eine empirische Analyse wichtiger Pro- 
blembereiche eingeschränkt bzw. aufgegeben wer- 
den mußte und zu verschiedenen wettbewerbspoli- 
tisch relevanten Fragestellungen insbesondere im 
Hinblick auf die Entwicklung der Konzentration keine 
gesicherten Schlußfolgerungen gezogen werden kön- 
nen. In einem Gespräch am 14. Januar 1987 in Wies- 
baden wurden daher die Geheimhaltungsprobleme 
von Vertretern des Statistischen Bundesamtes, des 


6) Vgl. Monopolkommission, Gesamtwirtschaftliche Chancen 
und Risiken wachsender Untemehmensgrößen, Hauptgut- 
achten 1984/1985, Baden-Baden 1986, Tz. 191 ff. 


Bundeswirtschaftsministeriums und der Monopol- 
kommission sowie eines Vertreters des Bundesdaten- 
schutzbeauftragten erörtert und Lösungswege zur 
Schließung der Informationslücken diskutiert. Im Er- 
gebnis zeichneten sich letztlich zwei Möglichkeiten 
ab, die aus der Sicht der Monopolkommission aller- 
dings nur als kurzfristiger Kompromiß zur Überbrük- 
kung der Datenproblematik angesehen wurden: 

1. die Angabe der geheimzuhaltenden Werte inner- 
halb eines Intervalls, in den dieser Wert fällt, (ge- 
gebenenfalls mit Hinweis auf die Richtung von 
Veränderungen gegenüber entsprechenden Wer- 
ten aus früheren Berichtsperioden) und daneben 

2. die Durchführung einzelner Auswertungen (z. B. 
Bildung von Mittelwerten oder Veränderungsra- 
ten) durch das Statistische Bundesamt. 

30 . Bei Übersendung der Datensätze für die Bericht- 
erstattung über Stand imd Entwicklung der Unterneh- 
menskonzentration in den Wirtschaftsbereichen des 
Produzierenden Gewerbes (Kapitel II dieses Gutach- 
tens) im Oktober 1987 stellte die Monopolkommission 
eine weitere Kürzung des Datenmaterials infolge ver- 
schärfter Geheimhaltung fest. Für eine Reihe von ge- 
heimgehaltenen Konzentrationsraten wurden nach- 
träglich noch Hinweise geliefert, in welches von fünf 
gleich großen Intervallen die Prozentangabe für den 
jeweiligen Wert fällt. 

In einem Gespräch mit Staatssekretär Dr. Schlecht am 
17. November 1987 in Bonn erörterte die Kommission 
daraufhin Möglichkeiten, mit denen die Berichterstat- 
tung für das Siebente Hauptgutachten im Bereich der 
geheimgehaltenen Werte zumindest noch teilweise 
durchgeführt werden könnten; Gegenstand des Ge- 
sprächs waren daneben auch Überlegimgen, inwie- 
weit die Durchführung des gesetzlichen Auftrags der 
Monopolkommission durch gesetzliche Veränderun- 
gen sicher gestellt werden könnte. 

31 . In den sich anschließenden Gesprächen mit dem 
Statistischen Bundesamt konnte bisher keine Über- 
einstimmung über den Umfang der vom Amt infolge 
der Datenlücken erforderlichen zusätzlichen Berech- 
nvmgen und über eine Reduzierung der Intervallbreite 
für geheimzuhaltende Werte auf zehn Prozentpunkte 
erzielt werden. Die Monopolkommission hält jeden- 
falls Intervallangaben mit einer Intervallbreite von 
20 Prozentpunkten, wie bei den vom Statistischen 
Bvmdesamt gelieferten Angaben, auch als Über- 
gangslösvmg nicht für hinreichend aussagefähig; im 
Anlagenband dieses Gutachtens werden diese Inter- 
vallangaben daher auch nicht veröffentlicht. 

Zwar ist es grundsätzlich möglich, durch Ergänzungs- 
rechnungen mit Hilfe der nicht geheimgehaltenen 
Daten in Einzelfällen zusätzliche Informationen zu ge- 
winnen. Einerseits läßt das Verhältnis der Konzentra- 
tionsraten der sechs und der zehn größten Merkmals- 
träger Schlüsse über die Bandbreite zu, innerhalb 
derer die (geheimgehaltene) Konzentrationsrate der 
drei größten Merkmaisträger (CR-3-Wert) überhaupt 
nur liegen kann. Ebenso ergibt sich eine Begrenzung 
der Werte für mögliche CR-3-Werte aus der Kenntnis 
des Index-Wertes des zugehörigen Hirschman-Her- 
findahl-Index. Diese beiden zu berechnenden Band- 
breiten können weiter oder enger als das amtlich mit- 
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geteilte Intervall sein bzw. dieses zum Teil überlap- 
pen, womit gegebenenfalls die Wertebereiche, in die 
ein geheimzuhaltender Wert fällt, weiter verengt wer- 
den.^) Dennoch liefert diese Möglichkeit zur Gewin- 
nung zusätzlicher Erkenntnisse keine ausreichenden 
Ergebnisse für eine sachgerechte Arbeit der Monopol- 
kommission. 

32 . Aufgrund des bisherigen Verlaufs der Gesprä- 
che mit dem Statistischen Bundesamt hält die Mono- 
polkommission eine Sicherstellung ihrer Informa- 
tionsbasis zur sachgerechten Erfüllung ihres gesetzli- 
chen Auftrags nur über eine gesetzliche Änderung für 
möglich. Die gegenwärtig getroffenen Vorbereitun- 
gen für eine Novellierung des GWB eröffnen die Gele- 
genheit zur Berücksichtigung der Erfordernisse für 
eine den gesetzlichen Vorschriften entsprechende 
Konzentrationsanalyse. Die Monopolkommission gibt 
darüber hinaus zu bedenken, daß eine Bewertung von 
Konzentrationsvorgängen um so fundierter ausfällt, je 
detaillierter die Informationen über die zugrundelie- 
genden Sachverhalte sind. Insofern wäre ein im Bun- 
desstatistikgesetz zu verankerndes Einsichtsrecht der 
Monopolkommission in die Daten des Statistischen 
Bundesamtes die beste Lösung. Die auf der Grund- 
lage vertraulichen Materials gewonnenen Erkennt- 
nisse können bei der Abfassung des Hauptgutachtens 
berücksichtigt werden, ohne daß ein Bruch der Ver- 
traulichkeit infolge der Veröffentlichung von Einzel- 
angaben zwingend wäre. In gleicher Weise wurde in 
der Vergangenheit z. B. bei der Begutachtung von 
Ministererlaubnisfällen verfahren: Auch hier hatte die 
Monopolkommission vertrauliche Angaben der Un- 
ternehmen zur Kenntnis genommen, um eine sachge- 
rechte Würdigung bei der gebotenen Abwägung zwi- 
schen Wettbewerbsbeschränkungen und Gemein- 
wohlvorteilen vornehmen zu können, hatte aber diese 
Angaben in dem jeweiligen Sondergutachten nicht 
veröffentlicht. 


D. Entwicklung der europäischen 
Fusionskontrolle 

33 . Die Einführung einer Zusammenschlußkontrolle 
auf der Basis europäischen Gemeinschaftsrechts 
dürfte in naher Zukunft bevorstehen. Sie nimmt mit 
einem neuen Verordnungsvorschlag vom März 1988 
Gestalt an. Bisherige rechtliche Ansätze zur Erhaltung 
wettbewerblicher Markt Strukturen gingen lediglich 
von der Rechtsprechung aus. Nach Art. 86 EWG-Ver- 
trag (EWGV) konnten Zusammenschlüsse bereits 
marktbeherrschender Unternehmen als Mißbrauch 
einer marktbeherrschenden Stellung untersagt wer- 
den, wenn nur geringer Restwettbewerb verblieb. ®) In 
einem neueren Urteil hat der Europäische Gerichtshof 
das Kartellverbot nach Artikel 85 EWGV auf den Be- 


So muß z. B. der CR-3-Wert für den Wirtschaftszweig „Eisen-, 
Stahl- und Tempergießerei" (SYPRO-Nr. 2910), für den ein 
Intervall von 20 bis 40 % angegeben wurde, nach dem Ergeb- 
nis der Ergänzungsberechnungen darüber hinaus sogar zwi- 
schen 21,39 und 32,72% liegen. 

8) Vgl. dazu das Continental Can-Urteil vom 21. Februar 1973, 
EuGH, WuW/E EWG/MUV 296 ff. („Europemballage"). 


teiligungserwerb an konkurrierenden Unternehmen 
angewandt. 

Die Bemühungen der EG-Kommission um eine umfas- 
sende Regelung der Fusionskontrolle gehen bereits 
auf das Jahr 1973 zurück. lO) Die angestrebte Verwirk- 
lichung des Binnenmarktes für das Jahr 1992 hat das 
pohtische Umfeld für die Einführung einer Fusions- 
kontrolle offensichtlich verbessert. Die Monopolkom- 
mission begrüßt grundsätzlich eine Kontrolle von Un- 
ternehmenszusammenschlüssen auch auf Gemein- 
schaftsebene. Die für den Gemeinsamen Markt zen- 
trale Bedeutung des Wettbewerbs kann nicht nur 
durch ein Kartellverbot und das Verbot des Miß- 
brauchs marktbeherrschender Stellungen gesichert 
werden. Es gilt in gleicher Weise, wettbewerbliche 
Strukturen auf den Märkten der Gemeinschaft zu er- 
halten. Nur auf diesem Wege sind eine wirkliche Inte- 
gration der Märkte wie auch die vom Wettbewerb 
erwarteten ökonomischen und gesellschaftspoliti- 
schen Wirkungen zu erwarten. In der Begründung zu 
dem jetzt vorgelegten Vorschlag wird darüber hinaus 
von der Monopolkommission unterstrichen, daß eine 
verringerte Wettbewerbsintensität in der Gemein- 
schaft alle Anstrengungen der europäischen Wirt- 
schaft zur Erhaltung ihrer internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit zunichte machen würde. Außerdem 
werden damit nationale Einflüsse auf Marktstruktu- 
ren und Vorgaben für Unternehmensgrößen ausge- 
schlossen. 

34 . Die vorgeschlagene Verordnung soll für Zusam- 
menschlüsse mit gemeinschaftsweiter Bedeutung gel- 
ten. Diese wird anhand des Umfangs unternehmeri- 
scher Tätigkeit in verschiedenen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft sowie des Umsatzes der beteiligten Un- 
ternehmen definiert. Wenn der weltweite Gesamtum- 
satz aller beteiügten Unternehmen nicht mehr als 
1 Mrd. ECU beträgt, soll eine gemeinschaftsweite Be- 
deutung nicht gegeben sein. Maßgebliches Beurtei- 
lung skriterium ist, ähnlich wie im deutschen Recht, 
die Begründung oder Verstärkung einer beherrschen- 
den Stellung im Gemeinsamen Markt oder in einem 
wesentlichen Teil desselben. Das soll nach einer wi- 
derlegbaren Vermutung nicht der Fall sein, wenn der 
maßgebliche Marktanteil der beteiligten Unterneh- 
men weniger als 20% im Gemeinsamen Markt be- 
trägt. Die EG-Kommission kann jedoch auch Zusam- 
menschlüsse genehmigen, auf die an sich die Unter- 
sagungsvoraussetzungen zutreffen. Die Ausnahmere- 
gelung schließt sich eng an die für Kartelle möglichen 
Ausnahmen nach Art. 85 Absatz 3 EWGV an. Zusam- 
menschlüsse gelten daher als vereinbar mit dem Ge- 
meinsamen Markt, wenn sie zur Verwirklichung der 
allgemeinen Vertragsziele, insbesondere zur Verbes- 
serung der Warenerzeugung oder -Verteilung, zur 
Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fort- 
schritts oder zur Verbesserung der Wettbewerbsstruk- 
tur im Gemeinsamen Markt unter angemessener Be- 


9) Vgl. Urteil vom 17. November 1987 in der Rechtssache 142 
und 156/84 in Sachen British American Tobacco Company 
Ltd. und Reynolds Industries Inc./EG-Kommission; Kurzfas- 
sung abgedruckt in: Wirtschaft und Wettbewerb 38 (1988), 
S. 2 14 ff. 

10) Vgl. hierzu Monopolkommission, Fusionskontrolle bleibt 
vorrangig, Hauptgutachten 1978/79, Baden-Baden 1980, 
Tz. 643 ff. 
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rücksichtigung des internationalen Wettbewerbs so- 
wie der Interessen der Verbraucher beitragen. Den 
beteüigten Unternehmen dürfen dabei keine Be- 
schränkungen auf erlegt werden, die für die Durchfüh- 
rung des Zusammenschlusses nicht erforderlich sind. 
Schheßlich dürfen den Unternehmen keine Möglich- 
keiten eröffnet werden, für einen wesentiichen Teil 
der betreffenden Waren oder Dienstleistungen den 
Wettbewerb auszuschalten. 

Ein Zusammenschluß soll vorliegen, wenn die Kon- 
trolle über ein Unternehmen verwirkhcht wird. Es gilt 
das Prinzip der präventiven Zusammenschlußkon- 
trolle. Die EG-Kommission kann den beteiligten Un- 
ternehmen sofort mitteilen, daß sie keinen Anlaß für 
ein Einschreiten sieht. Sie kann ferner ein Verfahren 
zur Erteilung oder Ablehnung der Genehmigimg ein- 
leiten. Ist dieses Verfahren nicht innerhalb einer be- 
stimmten Frist (nach dem Vorschlag zwei Monate) 
eingeleitet worden, so gilt, daß das Zusammenschluß- 
vorhaben keinen Anlaß zum Einschreiten bietet. 

Die hier nur im Überblick wiedergegebenen Regelun- 
gen des Verordnungsvorschlages sind nach Äußerun- 
gen der EG-Kommission nicht verbindhch. Über eine 
abschheßende Fassung wird noch beraten. Da ein 
endgültiger Vorschlag noch nicht vorliegt, verzichtet 
die Monopolkommission auf eine Stellungnahme zu 
einzelnen Regelungen. Sie macht jedoch auf eiiüge 
Gesichtspunkte aufmerksam, die aus der Sicht des 
nationalen deutschen Rechts von Bedeutung sind. 

36. Von hoher praktischer Bedeutung ist die Frage 
nach dem Verhältnis zwischen gemeinschaftlicher 
und nationaler Fusionskontrolle. Insoweit steht zu- 
nächst der Inhalt der Auf greif kriterien im Vorder- 
grund. Originär europarechthch ist die Voraussetzung 
der gemeinschaftsweiten Bedeutung des Zusammen- 
schlusses. Hierin hegt ein sachhch konsequenter An- 
satz. Zu fragen ist jedoch, ob die quantitative Umsatz- 
grenze von 1 Mrd. ECU Weltumsatz nicht zu niedrig 
ist. Aufgrund dieses Schwellenwertes wird eine große 
Zahl von Unternehmen im Gemeinsamen Markt er- 
faßt. Die 100 größten deutschen Unternehmen errei- 
chen diese Grenze. Damit werden praktisch alle be- 
deutenden Untemehmenszusammenschlüsse der eu- 
ropäischen Fusionskontrolle untersteht. Soweit sie 
ausschheßhch ist, gilt für Zusammenschlüsse gerade 
größerer Unternehmen künftig ein Sonderrecht. Auf 
Zusammenschlüsse nationaler Unternehmen sind 
größenabhängig unterschiedliche Rechte anwendbar. 
Soweit nationale KarteUbehörden für Zusammen- 
schlüsse zuständig bleiben, ist zu erwarten, daß eine 
Rechtsangleichung zwischen den nationalen Rechten 
und dem Gemeinschaftsrecht stattfindet. Die Mono- 
polkommission begrüßt eine derartige Entwicklung, 
die im Zusammenwirken mit den auf Gemeinschafts- 
ebene und in den Mitghedstaaten für die Wettbe- 
werbspohtik Verantworthchen durchgeführt werden 
soUte. 

Eine Doppelgleisigkeit der Fusionskontrolle sollte 
möghchst vermieden werden. Eine klare Verteilung 
der Kompetenzen zwischen der EG-Kommission und 
nationalen Wettbewerbsbehörden ist erforderhch. 


11) Vgl. hierzu auch Monopolkommission, Hauptgutachten 
1978/79, a. a. O., Tz. 655 ff. 


Es ist nicht kontrovers, daß sowohl eine Untersagung 
wie auch eine ausdrückliche Genehmigung anhand 
der genannten Kriterien dem nationalen Recht vorzu- 
gehen haben. Ungeklärt erscheint jedoch die Frage, 
ob die nationalen Wettbewerbsbehörden einen bei 
der EG-Kommission anzumeldenden Zusammen- 
schluß auf greifen können, wenn die EG-Kommission 
ohne Verfahren, etwa durch Fristablauf, nicht einge- 
schritten ist. Für diesen Fall sollte die nationale 
Rechtszuständigkeit erhalten bleiben. 

36. Die inhaltliche Ausrichtung der gemeinschafts- 
rechtiichen Fusionskontrolle wird wesentiich von der 
Interpretation der einzelnen Tatbestandsmerkmale 
abhängen, die zu einer Genehmigung führen können. 
Hierzu gehört die Verwirklichung der allgemeinen 
Vertragsziele. Damit wird der wettbewerbhche Refe- 
renzrahmen verlassen. Denn zu diesen Zielen gehört 
nach Artikel 2 EWGV die Förderung einer harmoni- 
schen Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb 
der Gemeinschaft, einer beständigen und ausgewo- 
genen Wirtschaftsausweitung, einer größeren Stabüi- 
tät, einer beschleimigten Hebung der Lebenshaltung 
und engerer Beziehungen zwischen den Mitglied- 
staaten. Wird hierauf maßgebhch abgestellt, so wird 
die Fusionskontrolle instrumentiert. Sie kann regiona- 
len, sozialen oder industriepolitischen Zielen weitge- 
hend imtergeordnet werden. Die gleichwohl beste- 
hende Anforderung, den Wettbewerb nicht für einen 
wesentlichen Teil auszuschalten, wird nach der bishe- 
rigen Auslegung des Artikel 85 Absatz 3 EWGV keine 
wettbewerbspolitische Prärogative bringen, denn 
schließlich werden marktbeherrschende Stellungen 
hingenommen. 

Die Monopolkommission hält eine wettbewerbspoliti- 
sche Ausrichtung auch der europäischen Fusionskon- 
trolle für vorzugswürdig. Das sollte auch in den Kom- 
petenzen zum Ausdruck kommen. Darüber hinausge- 
hende pohtische Zielsetzungen müßten von einer an- 
deren Institution entschieden werden. 

Andere Freistellungsmerkmale schließen an Rationa- 
hsierungswirkimgen an. Diese treten bei Kartellver- 
einbarungen im Einzelfall auf, wenn sie entsprechend 
ausgestaltet sind. Zusammenschlüsse werden jedoch 
von den beteihgten Unternehmen fast ausnahmslos 
mit Synergie eff ekten begründet. Es erscheint proble- 
matisch, unter diesen Bedingungen Genehmigungen 
in Grenzen zu halten. Die EG-Kommission wird bei 
der Interpretation dieses Kriteriums vor der Aufgabe 
einer schwierigen Gratwanderung stehen. 

37. Die Monopolkommission sieht somit in dem vor- 
hegenden Verordnimgsvorschlag offene Fragen im 
Verhältnis der nationalen und europäischen Fusions- 
kontrolle sowie die Gefährdung einer eindeutig wett- 
bewerbspohtischen Ausrichtung dieses Instruments 
der Wettbewerbskontrolle. Die Monopolkommission 
erkennt jedoch in der Einführung einer europarechtii- 
chen Fusionskontrolle auch eine wichtige Entschei- 
dung zwischen nationalen Interessen und gebotenen 
Fortschritten in der Europapohtik. Es sollte zunächst 
gelten, mit dem Vorschlag verbundene Probleme zu 
lösen. Im Ergebnis spricht sich die Monopolkommis- 
sion jedoch dafür aus, eine europäische Fusionskon- 
trolle auch dann einzuführen, wenn aus deutscher 
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Sicht nicht alle Belange hinreichend berücksichtigt 
erscheinen. 


E. Stellungnahme zur geplanten GWB-Novelle 

38 . Die Bundesregierung hat die wichtigsten Grund- 
züge einer Novellierung des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen beschlossen. Die Anstöße zu 
dieser Entscheidung kommen aus zwei Richtungen. 
Im Vordergrund steht die Absicht, die Wettbewerbs- 
verhältnisse im Handel einer verschärften Kontrolle 
zu unterstellen. Bereits seit längerer Zeit ist ein ent- 
sprechender pohtischer Druck zu erkennen. Außer- 
dem geht es um eine vorsichtige Auflockerung der 
sogenannten Ausnahmebereiche. Hiermit sind Privi- 
legierungen bezeichnet, die der Bank-, Versiche- 
rungs-, Verkehrs- sowie Versorgungswirtschaft im 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen einge- 
räumt sind. In der öffenthchen Diskussion ist von sei- 
ten des Bundeswirtschaftsministeriums immer wieder 
betont worden, daß jede Novellierung des Gesetzes 
beide hier genannten Aspekte umfassen müßte. 

39 . Unabhängig von Fragen zum Inhalt der geplan- 
ten Novellierung erscheint der Zeitpunkt nicht geeig- 
net. Vor acht Jahren ist mit der Vierten GWB-Novelle 
eine nicht unwesenthche Änderung des Gesetzes ge- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen durchgeführt wor- 
den. Die betroffene Wirtschaft hat mit Recht unterstri- 
chen, daß die Unternehmen insoweit nicht zu häufig 
neuen Rahmendaten ausgesetzt werden dürften. 
Noch wichtiger erscheint eine Abstimmung mit dem 
in letzter Zeit praktisch und politisch immer bedeuten- 
der werdenden Wettbewerbsrecht der Europäischen 
Gemeinschaft. Das gilt insbesondere für die Ausnah- 
mebereiche. Entscheidungen des Europäischen Ge- 
richtshofes haben die Grenzen nationaler Ausnahme- 
regelungen aufgezeigt. 12 ) Zu beachten ist ferner die 
bevorstehende Einführung einer Fusionskontrolle 
nach europäischem Recht. Der Erlaß von Gruppenfrei- 
stellungen für bestimmte Formen an sich wettbe- 
werbsbeschränkender Vereinbarungen gewinnt im- 
mer größere Bedeutung. Hinzu kommt die umfas- 
sende Praxis zu den Ausnahmen vom Kartellverbot. 

40 . Aus der Sicht der Monopolkommission erscheint 
ein punktueller Eingriff in das Gesetz gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen nicht geboten. Nach dreißig 
Jahren kartellrechthcher Anwendungspraxis ist viel- 
mehr eine umfassende Bestandsaufnahme im Lichte 
der gewonnenen Erfahrungen und der vielfältigen 
Reformvorschläge erforderhch. Diese Aufgabe kann 
nicht in kurzer Zeit gelöst werden. Erfolgt jetzt jedoch 
eine Novelherung, so dürfte der Weg einer baldigen 
gründlichen Überprüfung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen aus politischen Gründen 
ausgeschlossen sein. 

41 . Inhaltliche Bedenken gegen die beabsichtigten 
Neuregelungen bestehen aus der Sicht der Monopol- 
kommission, soweit sie sich auf den Handel beziehen. 


12) Vgl. als Beispiel der Versicheningswirtschaft Tz. 557 ff., 
572. 


In einem Sonder gutachten wurde im einzelnen dar- 
gelegt, daß die Wettbewerbsverhältnisse im Handel 
keine kartellrechthchen Sonderregelungen für diesen 
Wirtschaftszweig erfordern. Die Monopolkommission 
sieht auch in den zwischenzeithchen Entwicklungen 
keinen Anlaß, diese Auffassung zu modifizieren. Der 
Strukturwandel im Handel setzt sich fort. Der Prozeß 
zahlreicher Marktaustritte mit dem Verlust selbstän- 
diger, vorwiegend mittelständischer Existenzen ist 
evident. Wirtschaf tiiche Tätigkeit geht auf größere 
Unternehmenseinheiten über. Der Strukturwandel 
wird auch in neuen Vertriebsformen sichtbar. Er voll- 
zieht sich nach wohl kaum kontroverser Auffassung 
unter den Bedingungen lebhaften Wettbewerbs. 

42 . Eine Verschärfung der Fusionskontrolle im Han- 
del erscheint auch unter Berücksichtigung der spek- 
takulären Zusammenschlüsse der letzten Jahre 1 ^) 
nicht angebracht. Jede der vielfältigen vorgeschlage- 
nen Modifikationen würde dazu führen, daß die Kon- 
trolle unterhalb der Schwelle der Marktbeherrschung 
ansetzt. Es ist jedoch auch seitens der Bundesregie- 
rung immer wieder die ordnungspohtische Bedeutung 
dieses Kriteriums betont worden. Insbesondere lehnt 
es die Monopolkommission ab, Beziehungen zwi- 
schen dem Handel und Lieferanten in die Entschei- 
dung über einen Unternehmenszusammenschluß ein- 
zubeziehen. Der Beschaffungsumfang einzelner Han- 
delsunternehmen bei einem Lieferanten kann nicht 
als Kriterium für eine wettbewerbspolitische Beurtei- 
lung ausschlaggebend sein. Maßgebhch ist vielmehr, 
inwieweit auf der Ebene des Handels Wettbewerb 
besteht. Im übrigen wäre jede etwaige Sonderrege- 
lung mit Bück auf den Handel daraufhin zu prüfen, ob 
sie generahsierungsfähig, d. h. auch auf andere Wirt- 
schaftsbereiche anwendbar ist. 

Marktbeherrschende Positionen sind offenbar auch 
infolge der Zusammenschlüsse großer Handelsunter- 
nehmen in letzter Zeit nicht entstanden. Die Recht- 
sprechung des Kammergerichtes und des Bundesge- 
richtshofes läßt keinen anderen Schluß zu. Der 
Konzentrationsgrad bleibt nach den Darlegungen des 
Wissenschafthchen Beirats beim Bundesministerium 
für Wirtschaft noch deutlich hinter dem anderer Län- 
der zurück. 16) Nach verbreiteter Auffassung wird auf- 
grund der gegenwärtigen Konzentrationsentwick- 
lung befürchtet, daß eine Vermachtung der Handels- 
märkte entsteht. Damit wird unterstellt, daß die Zu- 
sammenschlußkontrolle in der gegenwärtigen Form 
auch Marktbeherrschungen von Einzelunternehmen 
oder Oligopolen nicht verhindern kann. Ferner ist in 
diesem Zusammenhang die Bedeutung möghcher 
Marktzutrittsschranken zu würdigen. Die Monopol- 
kommission hat in ihrem Sondergutachten zum Han- 
del die Höhe der Marktschranken nur als mäßig hoch 
eingeschätzt, Die neuere ökonomische Literatur 


13) Vgl. Monopolkommission, Die Konzentration im Lebensmit- 
telhandel, Sondergutachten 14, Baden-Baden 1985. 

14) Vgl. hierzu Tz. 439 ff. 

15) Vgl. Tz. 445 ff. 

15) Vgl. Wettbewerbspohtisches Gutachten des Wissenschaftli- 
chen Beirats beim Bundesminister für Wirtschaft vom 6. De- 
zember 1986, abgedruckt in: Wirtschaft und Wettbewerb 37 
(1987), S. 287 ff., 297. 

1’) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 14, a. a. O., 
Tz. 148. 
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wie auch der Wissenschaftliche Beirat beim Bundes- 
ministerium für Wirtschaft teilen diese Beurteilung. 
Die Eintritts schranken für neue Konkurrenten, aber 
auch die Expansionsschranken für mittlere und klei- 
nere Unternehmen seien ausreichend niedrig, so daß 
die Großunternehmen angesichts der potentiellen 
Konkurrenz nur über geringe Marktmacht verfüg- 
ten, Staatliche Hindernisse für den Markteintritt 
bestehen allerdings durch die Ladenschlußgesetzge- 
bung ^9) sowie durch die Baunutzungsverordnung. 20 ) 
Die Monopolkommission betont noch einmal, daß sich 
eine Liberahsierung der Ladenschlußzeiten wettbe- 
werbsfördemd insbesondere für den Mittelstand aus- 
wirken würde. 

43. Verschärfungen der Verhaltenskontrolle gegen- 
über marktmächtigen Handelsunternehmen werden 
damit begründet, daß diese im Verhältnis zu kleineren 
Marktpartnem nicht leistungsbedingte Vorteile bei 
der Beschaffung durchsetzen könnten. In den bilate- 
ralen Geschäftsbeziehungen können sicher von grö- 
ßeren Unternehmen häufig günstigere Einkaufsbe- 
dingungen im Vergleich zu den Konkxirrenten durch- 
gesetzt werden. Fraglich ist, ob diese Möglichkeiten 
zwingend auf Marktmacht zurückgeführt werden 
können. Noch schwieriger ist es, den Grad dieser 
Macht normativ zu erfassen. § 37 a Abs. 3 GWB hat 
dies mit umständlichen Formulierungen imd daher 
wirkxmgslos versucht. Jede Verschärfung dieses An- 
satzes führt zu der Gefahr, daß Wettbewerbshandeln 
unterbunden wird und in eine wettbewerbsbeschrän- 
kende Wirkung umschlägt. Das gilt insbesondere für 
jeglichen Versuch, den Verkauf unter Einstandspreis 
als mißbräuchhch zu deklarieren. Ausgangspunkt für 
die Verhaltenskontrolle sollte daher auch der Grad 
der Marktbeherrschung sein. Weicht man hiervon ab, 
muß zumindest beachtet werden, daß die Norm auf 
den Schutz des Wettbewerbs bezogen bleibt und nicht 
für mittelstandspolitische Zwecke eingesetzt wird. 

44. Einkaufskooperationen kleinerer und mittlerer 
Handelsunternehmen sollen, auch wenn sie wettbe- 
werbsbeschränkend sind, freigestellt werden, um den 
Mitgliedern diejenigen Verbundvorteile zu gewäh- 
ren, die von anderen Unternehmen bereits aufgnmd 
ihrer Größe wahrgenommen werden können. Eine 
derartige Ausnahme vom Kartellverbot entzieht sich 
jedoch der Aufgabe, zunächst zu prüfen, welche Ko- 
operationssachverhalte überhaupt vom Kartellverbot 
erfaßt werden. Es erscheint fragwürdig, auf diese Prü- 
fung unter Berufung auf den Gesichtspunkt der 
Rechtssicherheit für die bereits bestehenden Koopera- 
tionen zu verzichten. Die Monopolkommission sieht 
darüber hinaus in der gegenwärtig bereits bestehen- 
den Kooperationsmöglichkeit für mittelständische 
Unternehmen nach §5b GWB eine hinreichende 
Möglichkeit, unter der Voraussetzung wirtschaftli- 
cher Leistungssteigerung gemeinsamen Einkauf mit- 
telständischer Unternehmen zu reahsieren. 


18) Vgl. Wettbewerbspolitisches Gutachten des WissenschafÜi- 
chen Beirats beim Bundesminister für Wirtschaft, a. a. O., 
S. 297. 

19) Vgl. hierzu Monopolkommission, Sondergutachten 14, 
a. a. O., Tz. 202 f. 

20) Vgl. hierzu Tz. 462. 


Die mit dem Blick auf den Handel beschlossene No- 
velherung des Kartellgesetzes kann in engem Zusam- 
menhang mit der des Rechts des unlauteren Wettbe- 
werbs im Jahre 1986 gesehen werden. Der Gesetzge- 
ber läßt sich bei Fortentwicklungen des Wettbewerbs- 
rechts von durchsetzungskräftigen Gruppeninteres- 
sen leiten. Mittelstandsförderung kann zwar eine poli- 
tische, nicht jedoch eine Aufgabe der Wettbewerbs- 
politik sein. 

46. Der Inhalt erkennbarer Einschränkungen der 
Ausnahmeregelungen für bestimmte Wirtschaftsbe- 
reiche läßt erkennen, daß hier mit äußerster Zurück- 
haltung vorgegangen wird. Das ist verständlich, da 
jede Neuregelung nur den Aspekt des Kartellrechtes 
berücksichtigen kann. Zu beachten ist darüber hinaus 
jedoch, daß es sich jeweils um Bereiche des besonde- 
ren Wirtschaftsrechts handelt. Das wird nicht nur im 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen deutlich. 
Einige Wirtschaftszweige sind darüber hinaus massi- 
ven staatlichen Regelungen unterstellt. Nach Auffas- 
sung der Monopolkommission kann daher eine Modi- 
fikation der Ausnahmeregelungen nur im Zusammen- 
hang mit einer Überprüfung der hoheitlichen Regulie- 
rungen vorgenommen werden. Das wird in den Emp- 
fehlungen der Monopolkommission in diesem Gut- 
achten zur Versicherungswirtschaft deutlich. 21 ) Fer- 
ner sind für die Ausnahmebereiche in besonderer 
Weise die Auswirkungen des europäischen Wettbe- 
werbsrechts zu beachten. Aus der Sicht der Monopol- 
kommission rechtfertigen daher auch die vorgesehe- 
nen Änderungen für die Ausnahmebereiche keine 
Novellierung des Gesetzes, 


F. Zusammenfassung der Ergebnisse 

1. Stand und Entwicklung der Angebots- 
konzentration in den Güterklassen des 
Produzierenden Gewerbes 

46. Die Monopolkommission hat in ihrem Vierten 
Hauptgutachten damit begonnen, Stand und Entwick- 
lung der Angebotskonzentration auf der Basis der Pro- 
duktionsstatistik zu messen. Die Konzentrationsana- 
lyse bezieht sich insbesondere auf den Anteil der 
größten Anbieter am Wert der Absatzproduktion einer 
vierstelhgen Güterklasse der amtlichen Produktions- 
statistik. Die Verwendimg von Güterklassen stellt 
eine zwar noch unzureichende, aber die derzeit best- 
möghche Annäherung an relevante Märkte zur Mes- 
sung der horizontalen Untemehmenskonzentration 
dar. (Tz. 154, 155) 

47. Um den Umfang der empirischen Darstellung zu 
begrenzen, hat sich die Monopolkommission ent- 
schieden, die nach ihrem Produktionswert 200 größten 
Güterklassen auszu wählen. (Tz. 163) 

Als Konzentrationsmaße werden neben den Konzen- 
trationsraten für die jeweils 3, 6, 10, 25 und 50 größten 
Anbieter einer Güterklasse der Hirschman-Herfin- 
dahl-Index sowie der hieraus abgeleitete Variations- 
koeffizient verwendet. (Tz. 166—169) 


21) Vgl. hierzu Tz. 609ff., 714ff., 794f. 
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48 . Der Anteil, den die drei größten Anbieter einer 
Güterklasse am Produktionswert haben, beträgt 1986 
im Durchschnitt der 294 ausgewerteten Güterklassen 
39,0 % . Gewichtet man die Anteile mit dem jeweiligen 
Produktionswert der Güterklasse, ändert sich der Mit- 
telwert nicht. In vier Güterklassen ist die Konzentra- 
tionsrate der drei größten Anbieter größer als 90%, in 
90 Güterklassen größer als 50%, und in 13 Güterklas- 
sen hegt sie unter 10%. 

Mißt man die Konzentration anhand des Hirschman- 
HerfindahMndex (x 10 000), so weisen 59 Güterklas- 
sen einen Wert von mehr als 1 800 und 190 Güterklas- 
sen einen Wert von unter 1 000 auf. (Tz. 172—179) 

49 . Zur kurzfristigen Entwicklung der Angebotskon- 
zentration von 1984 bis 1986 hegen für 295 der 300 
ausgewählten Güterklassen zeithch vergleichbare 
Angaben in bezug axif die Produktionswerte vor. 

Die Konzentrationsrate der jeweils drei größten An- 
bieter ist für 291 Güterklassen zeithch vergleichbar. 
Der ungewogene Durchschnitt beträgt 1986 39,0% 
(1984: 38,5%), der mit den Produktionswerten der 
Güterklassen gewogene Durchschnitt beträgt eben- 
fahs 39,0 % (1984: 36,9 %). Die Entwicklung der Ange- 
botskonzentration ist in den einzelnen Güterklassen 
unterschiedhch. Die Konzentrationsrate der drei größ- 
ten Anbieter einer Güterklasse ist in 129 Güterklassen 
gestiegen, in 102 gesunken und in 60 relativ konstant 
geblieben, d. h. die Änderung betrug weniger als 
0,5 Prozentpunkte. 

Durch die Konzentrationsrate der zehn größten Anbie- 
ter, die für 288 Güterklassen zeithch verghchen wer- 
den kann, wird die Entwicklung der Angebotskon- 
zentration in 114 Güterklassen als steigend, in 98 als 
fallend und in 76 als relativ konstant ausgewiesen, 
d. h. die Änderung betrug weniger als 0,5 Prozent- 
pimkte. 

Nach der Messung der Konzentrationsentwicklung 
mit Hilfe des Hirschman-Herfindahl-Index in 295 Gü- 
terklassen ist die Konzentration in 116 Güterklassen 
gestiegen, in 113 Güterklassen gesunken und in 
66 Güterklassen relativ konstant geblieben, d. h. der 
Index hat sich um weniger als zehn Punkte verändert. 
(Tz. 180-190) 

50 . Betrachtet man die drei angewendeten Konzen- 
trationskriterien gemeinsam, so können 284 der ins- 
gesamt 300 ausgewählten größten Güterklassen im 
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe in bezug auf 
die kurzfristige Konzentrationsentwicklung klassifi- 
ziert werden. In Abhängigkeit davon, ob aUe drei Kon- 
zentrationskriterien in die gleiche Richtung weisen, 
ist die Konzentrationsentwicklung in 

— 72 Güterklassen steigend, 

— 60 Güterklassen fahend, 

— 15 Güterklassen konstant, 

— 137 Güterklassen nicht eindeutig. 

In den übrigen 16 Güterklassen fehlen die erforderh- 
chen Angaben aus Gründen der statistischen Geheim- 
haltung. 


Abschheßend wird festgesteUt, daß in kurzfristiger 
Betrachtung während der Periode 1984 bis 1986 die 
horizontale Konzentration des Güterangebots in mehr 
Güterklassen zu- als abnimmt. Hervorgerufen wird 
diese Zunahme sowohl durch eine Verringerung der 
Zahl der Anbieter als auch durch eine Verschiebung 
von Produktionsanteilen zugunsten der größeren An- 
bieter. Auffälhg hoch ist die Zahl der Güterklassen mit 
(in bezug auf die angewendeten Konzentrationskrite- 
rien) uneinheitlicher Entwicklung. (Tz. 191 — 194) 

61 . Die Monopolkommission untersucht seit dem 
Sechsten Hauptgutachten auch die mittelfristige Ent- 
wicklung der Angebotskonzentration. Sie hat diese für 
die Periode von 1978 bis 1986 in die vorliegende Be- 
richterstattung einbezogen. 

Zur Veränderung der Produktionsanteile der jeweils 
drei größten Anbieter liegen unter den ausgewählten 
300 Güterklassen für 252 zeitlich entsprechende 
Werte aus den Jahren 1978 und 1986 vor. Danach wei- 
sen 123 Güterklassen steigende und 108 Güterklas- 
sen sinkende Konzentrationsraten auf. In 21 Güter- 
klassen sind diese relativ konstant geblieben, d. h. die 
Veränderung betrug weniger als 0,5 Prozentpunkte. 

Bei einem zeitlichen Vergleich der Produktionsanteile 
der zehn größten Unternehmen treten in 123 von 255 
vergleichbaren Güterklassen steigende Konzentra- 
tionsraten und in 96 Güterklassen sinkende Konzen- 
trationsraten auf, während in 31 Güterklassen die 
Rate relativ konstant gebheben ist, d. h. sich um weni- 
ger als 0,5 Prozentpunkte geändert hat. 

Für den Hirschman-Herfindahl-Index hegen zu 249 
der ausgewählten 300 größten Güterklassen zeithch 
vergleichbare Werte vor. Danach ist der Index in 
118 Güterklassen gestiegen, in 105 gesunken und in 
26 relativ konstant gebheben, d. h. die Veränderung 
des Index betrug weniger als zehn Punkte. (Tz. 195— 
202). 

52 . Betrachtet man die drei angewendeten Konzen- 
trationskriterien gemeinsam, so können 238 der ins- 
gesamt 300 ausgewählten Güterklassen im Bergbau 
und Verarbeitenden Gewerbe in bezug auf die mittel- 
fristige Konzentrationsentwicklung klassifiziert wer- 
den. In Abhängigkeit davon, ob ahe Konzentrations- 
kriterien in die gleiche Richtung weisen, ist die Kon- 
zentrationsentwicklung in 

— 81 Güterklassen steigend, 

— 71 Güterklassen fallend, 

— 3 Güterklassen konstant, 

— 83 Güterklassen nicht eindeutig. 

In den übrigen 62 Güterklassen fehlen die erforderh- 
chen Angaben aus Gründen der statistischen Geheim- 
haltung. 

53 . Zusammenfassend wird festgesteUt, daß, wie bei 
der kurzfristigen Betrachtung, auch mittelfristig die 
Anzahl der Güterklassen mit steigendem Konzentra- 
tionsgrad die Anzahl mit sinkendem Konzentrations- 
grad in geringem Umfang übersteigt. Bezogen auf 
den Bereich des Bergbaus und des Verarbeitenden 
Gewerbes insgesamt erscheint die Tendenz der Kon- 
zentrationsentwicklung in diesem Sinne eher neutral. 
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Die Anzahl der Güterklassen mit nicht eindeutiger 
Entwicklung ist mittelfristig deutlich geringer als 
kurzfristig. (Tz. 203) 


2. Stand und Entwicklung der Unternehmens- und 
Betriebskonzentration in den Wirtschafts- 
bereichen des Produzierenden Gewerbes 

54. Die Monopolkommission hat bereits in ihrem Er- 
sten Hauptgutachten eine Konzeption der Konzentra- 
tionsberichterstattung entwickelt, diese im Vierten 
Hauptgutachten grundlegend erweitert und in den 
folgenden Gutachten fortgeschrieben. (Tz. 204, 205, 
212, 213) 

55. Die Monopolkommission mißt die horizontale 
Konzentration der Unternehmen und Betriebe in er- 
ster Linie an dem Anteil, den die jeweils drei größten 
Unternehmen oder Betriebe gemessen am Umsatz 
bzw. an der Anzahl der Beschäftigten auf sich verei- 
nigen (Konzentrationsrate CR 3 ). Diese Maßzahl weist 
den stärksten Bezug zu den Marktanteilskriterien im 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf. Zu- 
sätzlich verwendet die Kommission weitere Konzen- 
trationsraten (CRe, CRio, CR 25 , CR 50 ), den Hirschman- 
Herfindahl-Index und ergänzend den Variationskoef- 
fizienten. Diese Maßzahlen dienen dazu, die Stellung 
der größten drei Unternehmen oder Betriebe gegen- 
über den übrigen Unternehmen und Betrieben in ei- 
nem Wirtschaftsbereich unter wettbewerbspoliti- 
schen Gesichtspunkten besser beurteilen zu können. 
(Tz. 207-211) 

56. Die Kommission bezieht die Messung der Unter- 
nehmens- und Betriebskonzentration auf z weist elhge 
Wirtschaftsgruppen der SYPRO -Klassifikation der 
amtlichen Systematik. Sie vermutet, daß die Unter- 
nehmen und Betriebe, die wirtschaftssystematisch als 
Ganzes einem Wirtschaftsbereich zugeordnet wer- 
den, vorwiegend innerhalb der durch ähnliche Pro- 
duktionstechnologien zu kennzeichnenden zweistel- 
ligen Wirtschaftsgruppen diversifizieren. Gegenüber 
den sachlich relevanten Märkten, die im Hinblick auf 
den aktuellen Wettbewerb sehr viel enger abzugren- 
zen sind, gibt die Abgrenzung nach Wirtschaftsgrup- 
pen Aufschlüsse über den potentiellen Wettbewerb. 

Das Untersuchungsprogramm der Monopolkommis- 
sion sieht vor, alle Wirtschaftsgruppen des Produzie- 
renden Gewerbes zu untersuchen. Als Konzentra- 
tionsmerkmal für Unternehmen verwendet die Mono- 
polkommission wegen seiner Marktnähe den Umsatz. 
Zusätzüch zum Umsatz der jeweils größten Unterneh- 
men untersucht die Kommission diesen Unternehmen 
zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten, 
den Investitionen, dem Census Value Added imd der 
Anzahl der Betriebe. Die Konzentration der produzie- 
renden Betriebe selbst wird nach der Anzahl der Be- 
schäftigten gemessen. Die von der Kommission erfaß- 
ten Merkmale werden von der amtlichen Statistik in 
allen 41 Wirtschaftsgruppen erhoben bzw. geschätzt 
(Census Value Added), teilweise mit Ausnahme des 
Baugewerbes, für die keine Angaben zum Census 
Value Added und zur Anzahl und Konzentration der 
Betriebe vorliegen. (Tz. 206) 


57. Die Monopolkommission sah sich erstmals für 
das Berichtsjahr 1986 nicht in der Lage, ihr UntersU’ 
chungsprogramm für die Messung der Unterneh- 
mens- und Betriebskonzentration in den Wirtschafts- 
bereichen des Produzierenden Gewerbes durchzufüh- 
ren. Der Grund sind Datenlücken durch die Geheim- 
haltungspraxis des Statistischen Bundesamtes, die 
sich in der Vergangenheit erheblich verschärft hat. 
Die Kommission fordert daher eine klare gesetzliche 
Regelung ihrer Befugnisse. (Tz. 214—217) 

58. Bei keinem der zu untersuchenden Merkmale 
liegen die erforderlichen Angaben vollständig vor. 
Für alle wichtigen Merkmale (wie Umsatz und Anzahl 
der Beschäftigten) liegen in weniger als der Hälfte der 
Wirtschaftsgruppen, für bestimmte Merkmale nur in 
vereinzelten Fällen die notwendigen Daten vor. An- 
gaben für die Konzentrationsrate des Umsatzes sind 
z. B. nur in 18 von 41 Wirtschaftsgruppen, für die Kon- 
zentrationsrate der Anzahl der Beschäftigten nur in 
13 Wirtschaftsgruppen erhältlich. (Tz. 215) 


3. Stand und Entwicklung der Konzentration von 
Großunternehmen (aggregierte Konzentration) 

59. Zur Beurteilung von Stand und Entwicklung der 
aggregierten Konzentration führt die Monopolkom- 
mission die mit dem Vierten Hauptgutachten erwei- 
terte Form der Berichterstattung über die 100 größten 
Unternehmen fort. Zunächst werden die 1986 100 
größten Industrieunternehmen, die 20 größten Han- 
delsunternehmen und jeweils die zehn größten Kre- 
ditinstitute, Versicherungsgesellschaften sowie Ver- 
kehrs- und Dienstleistungsimternehmen nach den für 
sie üblichen Merkmalen des Geschäftsvolumens (Um- 
satz, Bilanzsumme, Beitragseinnahmen) ermittelt. Der 
Schwerpunkt der Berichterstattung im Rahmen von 
Kapitel III liegt jedoch auf der Ermittlung der 100 
größten Unternehmen 1986 aus allen Wirtschaftszwei- 
gen nach dem Kriterium der Wertschöpfung, welches 
über alle Branchen hinweg vergleichbar ist. Für diese 
Gesellschaften werden außerdem das Sachanlagever- 
mögen, die Anzahl der Beschäftigten und der Cash- 
flow angegeben. Auf dieser Grundlage wird die Ent- 
wicklung der 100 größten Unternehmen zwischen 
1984 und 1986 aufgezeigt, wobei stets auf die Verän- 
derungen der entsprechenden gesamtwirtschaftli- 
chen Größen Bezug genommen wird. Das Untersu- 
chungsprogramm umfaßt ferner die Darstellung der 
Verflechtungen der 100 größten Unternehmen im 
Hinblick auf den Anteilsbesitz an Großunternehmen, 
auf die Zusammenarbeit über Gemeinschaftsunter- 
nehmen und auf personelle Verflechtungen sowie der 
Beteüigung an den dem Bundeskartellamt nach § 23 
GWB angezeigten Untemehmenszusammenschlüs- 
sen. (Tz. 244-254) 

60. Die 100 größten Industrieunternehmen erzielten 
im Zeitraum 1984 bis 1986 mit 790 Mrd. DM erstmals 
seit Beginn dieser Berichterstattung weniger Umsatz 
als in der vergleichbaren Vorperiode mit 793 Mrd. 
DM, während die Gesamtheit der Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes ihren Umsatz um 2,7 % auf 
2 061 Mrd. DM steigern konnten. Damit trugen die 
100 größten Industrieunternehmen 1986 38,3 % gegen- 
über 39,5% in 1984 zum Umsatz des Produzierenden 
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Gewerbes bei. Die Anteilsminderung resultiert maß- 
geblich daraus, daß die 100 größten Industrieunter- 
nehmen im Berichtszeitraum überproportional von 
branchenspezifischen Preissenkungen, insbesondere 
Ölpreissenkungen, tangiert wurden. (Tz. 256, 257) 

61 . Auch die 20 größten Handelsunternehmen er- 
wirtschafteten mit 131 Mrd. DM in 1986 weniger Um- 
satz als 1984 mit 135 Mrd. DM. Der Gesamtumsatz des 
Handels betrug 1986 1 290 Mrd. DM gegenüber 1 240 
Mrd. DM in 1984, so daß der Anteil der jeweils 20 
größten Handelsunternehmen von 1984 bis 1986 um 
0,7 Prozentpunkte auf 10,2% gesunken ist. Dies ist 
weitgehend auf den Preisverfall im Mineralölbereich 
zurückzuführen, der sich auf die Umsatzentwicklung 
der 20 größten Handelsunternehmen überdurch- 
schnittiich ausgewirkt hat. 

Die Liste der 20 größten Handelsunternehmen ist je- 
doch insoweit unvollständig, als einige große Firmen- 
gruppen mangels konsolidierter Jahresabschlüsse un- 
berücksichtigt bleiben mußten, obwohl von ihnen an- 
genommen werden kann, daß sie unter einheitlicher 
Leitung stehen (z. B. Aldi und Tengelmann). Dadurch 
wird die Konzentration im Handel unterschätzt. 
(Tz. 260-262, 264) 

62 . Neben den unter einheiüicher Leitung stehen- 
den Großunternehmen stellen Einkaufsvereinigungen 
eine weitere Form der Konzentrationserscheinung im 
Handel dar. Bemerkenswert ist, daß im Gegensatz zu 
der Stagnation beim Einzelhandelsumsatz, die Be- 
schaffungsvolumina der Zentralen zwischen 1984 und 
1986 teilweise stark gewachsen sind. Wie bereits in 
den beiden vorangegangenen Berichtsperioden kann 
daher von zunehmender Wirksamkeit der Zentralen 
im Beschaffungsbereich ausgegangen werden. 
(Tz. 265-267) 

63 . Die zehn größten Kreditinstitute trugen 1986 
ebenfalls wie 1984 36,6% zur Bilanzsumme aller Kre- 
ditinstitute bei. Ihre Bilanzsumme hat sich von 1984 
bis 1986 um 15,1 % auf 1 337 Mrd. DM erhöht, wäh- 
rend die Bilanzsumme aller Kreditinstitute um 15% 
auf 3 651 Mrd. DM stieg. (Tz. 268, 269) 

64 . Die Beitragseinnahmen der zehn größten Versi- 
cherungsunternehmen aus selbst abgeschlossenem 
Geschäft sind im Berichtszeitraum mit 6,8% schwä- 
cher gestiegen als die von der Gesamtheit der Erstver- 
sicherungsgesellschaften erzielten Beiträge mit 
13,1%. Sie betrugen 1986 41 Mrd. DM. Dadurch ist 
ihr Anteil an den Beitragseinnahmen aller Erstversi- 
cherer von 37,1 % in 1984 auf 35 % in 1986 zurückge- 
gangen. (Tz. 272, 273) 

Dagegen verzeichnete die zwischen 1984 und 1986 
erhöhte Zahl von eigenen Rückversicherungsgesell- 
schaften der zehn größten Versicherungsunterneh- 
men mit 66,5% ein außerordentiich hohes Wachstum 
bei den Beitragseinnahmen. Sie betrugen 1985/86 
31 Mrd. DM. Dies entspricht einem Anteil von 75,8 % 
an den Beitragseinnahmen aller Rückversicherungs- 
gesellschaften. (Tz. 274, 275) 

65 . Ebenso wie die jeweils größten Industrie- und 
Handelsunternehmen erzielten auch die zehn größten 
Unternehmen im Verkehrs- und Dienstleistungsge- 
werbe 1986 niedrigere Umsätze als 1984. Ihre Umsatz- 


erlöse beliefen sich 1986 auf 33 Mrd. DM gegenüber 
35 Mrd. DM in 1984. Damit trugen sie 1986 6,5 % und 
1984 7,7 % zum Gesamtumsatz der im Verkehrs- und 
Dienstleistungsgewerbe tätigen Unternehmen bei. 
Der Rückgang beruht unter anderem darauf, daß sich 
der Kursverfall des US-Dollars überproportional auf 
die Großunternehmen, insbesondere des Verkehrsge- 
werbes ausgewirkt hat und die Neue Heimat erhebli- 
che Umsatzeinbußen hinnehmen mußte. (Tz. 277, 
278) 

66 . Die Ermittlung der 100 größten Unternehmen 
nach dem Kriterium der Wertschöpfung erlaubt den 
direkten Vergleich zwischen Unternehmen unter- 
schiedhcher Branchen hinsichthch des Ausmaßes ih- 
rer wirtschaftlichen Tätigkeit bzw. ihrer Finanzkraft. 
Bei einer Reihe von Unternehmen mußte die Wert- 
schöpfung infolge unzureichender Datenlage ge- 
schätzt werden. Sowohl hinsichtlich der Zusammen- 
setzung des Kreises der 100 größten Unternehmen als 
auch bezüghch der Reihenfolge innerhalb der Rangh- 
ste kam es zwischen 1984 und 1986 zu zahlreichen 
Veränderungen, welche auf unterschiedliches Bran- 
chenwachstum sowie auf unterschiedliches externes 
und internes Unternehmenswachstum zurückzufüh- 
ren sind. (Tz. 279—288) 

67 . Die 100 größten Unternehmen erwirtschafteten 
1986 zusammen eine Wertschöpfung in Höhe von 
254 Mrd. DM. Auffällig ist, daß die Wertschöpfung der 
„100 Größten" zwischen 1984 und 1986 erstmals seit 
dem Berichtszeitraum 1978/80 mit 12,2% stärker an- 
gestiegen ist als die Wertschöpfung aller Unterneh- 
men (11,3%). Der Wertschöpfungsanteil der „100 
Größten" hat sich dadurch von 18,7% in 1984 auf 
18,8% in 1986 leicht erhöht. (Tz. 289, 290) 

68 . Eine Betrachtung der „100 Größten" nach Zeh- 
ner-Ranggruppen bestätigt die Feststellung in den 
drei vorangegangenen Hauptgutachten, wonach zwi- 
schen den Ranggruppen ein großes Gefälle besteht. 
Die ersten zehn Unternehmen weisen nach wie vor 
einen größeren Wertschöpfungsanteil als die näch- 
sten 30 Unternehmen und die ersten 20 Unternehmen 
einen größeren Wertschöpfungsanteil als die restli- 
chen 80 Unternehmen auf. Insbesondere das Gefälle 
zwischen den 20 größten zu den übrigen Unterneh- 
men hat im Berichtszeitraum deutlich zugenommen. 
Nimmt man den Cash-flow als Maßstab, so zeichnet 
sich vor allem zwischen der ersten Zehner- Rang- 
gruppe und den übrigen Unternehmen ein noch deut- 
hcheres Gefälle als nach Wertschöpfung ab. (Tz. 292, 
308) 

69 . Soweit die Daten für beide Jahre festgestellt wer- 
den konnten, wurde die Entwicklung der Großunter- 
nehmen zwischen 1984 und 1986 nach Beschäftigten- 
zahl, Sachanlagevermögen und Cash-flow aufgezeigt. 
Wie bereits im Sechsten Hauptgutachten war hin- 
sichtiich aller drei Merkmale festzustellen, daß die 
betrachteten Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten" ein stärkeres Wachstum aufwiesen als die 
Gesamtheit der Unternehmen in der entsprechenden 
Abgrenzung. 

Die 90 Unternehmen, für die in beiden Jahren Anga- 
ben über die Anzahl der Beschäftigten ermittelt wer- 
den konnten, steigerten ihren Anteil an der Beschäf- 
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tigtenzahl aller Unternehmen von 16,2% in 1984 auf 
16,7% in 1986. Für 74 Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten" — die alle aus einem Teilbereich 
der Wirtschaft (ohne Kreditinstitute, Versicherungen 
und Dienstleistungsuntemehmen) stammen — 
konnte das Sachanlagevermögen für 1984 und 1986 
ermittelt werden. Bezogen auf das gesamte Sachanla- 
gevermögen dieses Teilbereichs der Wirtschaft trugen 
die 74 Unternehmen 25,6% in 1986 gegenüber 24,5 % 
in 1984 bei. Der Cash-/iow konnte in 1984 und 1986 für 
69 Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
erhoben und ein die beiden Jahre betreffender Ver- 
gleich durchgeführt werden. Für die betrachteten 
69 Unternehmen ergab sich mit 24 % in 1986 gegen- 
über 20,7% in 1984 die deutiichste Anteilssteigerung 
bezogen auf den Cash-flow aller Unternehmen. 
(Tz. 295-309) 

70 . Die Aufschlüsselung aller „100 Größten" nach 
der Rechtsform ergab, daß Großunternehmen über- 
wiegend als Kapitalgesellschaften (1986: 88 Unter- 
nehmen) geführt werden, wobei die Form der Aktien- 
gesellschaft dominiert. In der Gesellschaftsform der 
Personenhandelsgesellschaft sind vorwiegend jene 
Unternehmen organisiert, die aus der unteren Hälfte 
der Ranghste stammen. (Tz. 310) 

71 . Im internationalen Vergleich konnten — mit ei- 
ner Ausnahme — die zehn größten deutschen Unter- 
nehmen in der Weltranghste nach Umsatz ihre Posi- 
tion verbessern, teilweise sogar erhebhch. In 1986 ha- 
ben sie die Positionen 13 bis 92 (1984 Positionen 30 bis 
117) eingenommen. Allerdings hat der Kursgewinn 
der Deutschen Mark gegenüber dem US-Dollar wäh- 
rend des Berichtszeitraums wesentlich zu dieser Ent- 
wicklung beigetragen. Eine längerfristige Betrach- 
tung für den Zeitraum 1962 bis 1986 ergab ebenfalls, 
daß das Umsatz- und Beschäftigtenwachstum der 
deutschen Großunternehmen erheblich höher gewe- 
sen ist als das der größten ausländischen Unterneh- 
men. (Tz. 311-315) 

72 . Die Anteilseigner der „100 Größten" sind ent- 
sprechend den am häufigsten auftretenden Gruppen 
aufgegliedert worden. Für die meisten Unternehmen, 
die in beiden Jahren 1984 und 1986 zum Kreis der 
„100 Größten" gehörten, sind die Beteiligungsver- 
hältnisse im wesentlichen unverändert geblieben. An 
den Verändenmgen, die stattfanden, waren überwie- 
gend Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
als Anteilseigner beteüigt. Die Veränderungen der 
Kapitalverflechtung zwischen den „100 Größten" er- 
gaben sich teilweise durch Ändenmgen in der Zusam- 
mensetzung der Ranghste, resultierten jedoch über- 
wiegend aus Erwerb und Veräußenmg von Kapitalan- 
teilen. Zu den häufigsten Anteilseignern aus dem 
Kreis der „100 Größten" zählten wie schon 1984 drei 
Großbanken und ein Versicherungskonzem. Die in- 
folge Kapitalverflechtung bestehende Interdepen- 
denz zwischen den 100 größten Unternehmen hat sich 
zwischen 1984 und 1986 verringert, wobei diese Ver- 
ändenmg teilweise auf die infolge ihres Ausscheidens 
aus der Ranghste gesunkene Anzahl von Beteih- 
gungsuntemehmen zurückzuführen ist. (Tz. 316— 
324) 

Die Aktienmehrheit an den „100 Größten" befand 
sich bei 25 Unternehmen in Streubesitz und bei 23 


Unternehmen im Mehrheitsbesitz von Einzelperso- 
nen, Famihen oder Famihenstiftungen. Bemerkens- 
wert ist axißerdem, daß der Anteil der Unternehmen, 
deren Kapitalmehrheit sich im Besitz der öffentiichen 
Hand befindet, von 10% auf 14% gestiegen ist. Von 
besonderem Interesse sind ferner die ausländisch 
kontrolherten Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten". In 1986 waren dies 18 (1984: 19) Unterneh- 
men. (Tz. 325-327) 

73 . Verflechtungen zwischen den „ 100 Größten" be- 
standen in 1986 über 189 Gemeinschaftsunterneh- 
men, wobei drei davon selbst dem Kreis der 100 größ- 
ten Unternehmen angehören. Die Gemeinschaftsun- 
ternehmen waren 65 Großunternehmen zuzurechnen, 
wobei diese überwiegend aus der ersten Hälfte der 
Ranghste stammen. Die 195 Gemeinschaftsunterneh- 
men in 1984 waren 67 Unternehmen der „100 Größ- 
ten" zuzurechnen. Eine Aufghederung nach Wirt- 
schaftszweigen zeigt, daß die Beteihgung an Gemein- 
schaftsunternehmen bei den Großunternehmen der 
Elektrizitätsversorgung, des Kreditgewerbes und der 
Eisenschaffenden Industrie besonders häufig ist. Die 
Unternehmen mit der größten Zahl von Verflechtun- 
gen über Gemeinschaftsunternehmen waren 1986 
VEBA, Ruhrkohle und Deutsche Bank. (Tz. 331, 334 — 
337) 

74 . Personelle Verflechtungen bestehen zwischen 
Unternehmen aus dem Kreis der „ 100 Größten " , wenn 
Mitgheder geschäftsführender oder kontrolherender 
Organe eines Unternehmens gleichzeitig in den Orga- 
nen anderer Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten" tätig sind. 1986 entsandten 47 Unternehmen 
Mitgheder ihrer Geschäftsführung in die Kontrollor- 
gane anderer Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten" (1984: 50 Unternehmen). Demgegenüber 
waren 1986 in 76 Kontrollorganen der zu den „100 
Größten" gehörenden Unternehmen Mitgheder der 
Geschäftsführung anderer Unternehmen aus diesem 
Kreis vertreten (1984 in 79 KontroUorganen). 
(Tz. 342) 

Die Gesamtzahl der Verflechtungen über Geschäfts- 
führungsmitgheder in den KontroUorganen der „100 
Größten" hat zwischen 1984 und 1986 abgenommen. 
Die personeUen Verflechtungen über Geschäftsfüh- 
nmgsmitgheder der Banken und Versicherungen ha- 
ben im Berichtszeitraum nur geringfügig abgenom- 
men, so daß ihr Anteil an der Gesamtzahl der Ver- 
flechtungen von 45,5% in 1984 auf 48,5% in 1986 
anstieg. (Tz. 344) 

Unter wettbewerbspohtischen Gesichtspunkten ist 
die Frage von besonderem Interesse, ob durch perso- 
neUe Verflechtungen zwischen Geschäftsführung und 
KontroUorganen Unternehmen gleicher Wirtschafts- 
zweige nüteinander verbunden werden. In beiden 
Jahren konnten 18 solcher FäUe festgesteUt werden. 
(Tz. 345) 

75 . Mit der Untersuchung über die unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligung der „ 100 Größten" an den 
dem Bundeskartellamt nach § 23 GWB angezeigten 
Unternehmenszusammenschlüssen weist die Mono- 
polkomnüssion auf die wettbewerbspoUtische Bedeu- 
tung des externen Wachstums der „100 Größten" hin. 
An 539 (31,9%) der insgesamt 1 689 dem Bundeskar- 
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tellamt 1986/87 angezeigten Untemehmenszusam- 
menschlüssen waren Unternehmen aus dem Kreis der 
„ 100 Größten" 1986 beteihgt. In der vergangenen Be- 
richtsperiode 1984/85 waren Unternehmen aus dem 
Kreis der „ 100 Größten" 1984 an 31,3 % der angezeig- 
ten Zusammenschlußfälle beteiligt. Die Unternehmen 
am Anfang der Rangliste der „100 Größten" haben 
sich erhebhch häufiger mit anderen Unternehmen zu- 
sammengeschlossen als diejenigen am Ende der 
Rangliste. (Tz. 351) 


4. Die Anwendung der Vorschriften der Miß- 
brauchsaufsicht über marktbeherrschende Un- 
ternehmen und der Fusionskontrolie 

76. Im Berichtszeitraum 1986/87 hat das Bimdeskar- 
tellamt 14 Verfahren wegen des Verdachts eines Miß- 
brauchs einer marktbeherrschenden Stellung nach 
§ 22 GWB eingeleitet. Gegenüber der vorangegange- 
nen Berichtsperiode hat die Zahl der Verfahren noch- 
mals um mehr als die Hälfte abgenommen. (Tz. 354) 

77. Das Bundeskartellamt ermittelte in einem Fall 
gegen ein dem Btmd gehörendes Monopolunterneh- 
men, das Autobahnraststätten verpachtet. Das Unter- 
nehmen hatte die Absicht einer bekannten Fast-Food- 
Kette zurückgewiesen, eine Autobahnraststätte zu 
betreiben, weil eine bestmögliche Versorgung der 
Autobahnbenutzer nicht gewährleistet sei. Das Bun- 
deskartellamt hielt diese Ansicht für zutreffend, so- 
weit der Betrieb einer konventionellen Raststätte ne- 
ben einer Imbißgelegenheit nicht möghch sei. Hierbei 
verkennt das Bimdeskartellamt nach Ansicht der Mo- 
nopolkommission das allgemeine Interesse an offenen 
Märkten, den vorhandenen Bedarf und die möghcher- 
weise durch Wettbewerb eintretende Qualitätssteige- 
rung des Verpflegimgsangebots durch Raststätten. 
(Tz. 355-358) 

78. Die Monopolkommission ist mit dem Bimdeskar- 
tellamt der Auffassimg, daß mißbräuchliche Rabattsy- 
steme dadurch gekennzeichnet sind, daß bestehende 
faktische Bezugsbindungen zu marktbeherrschenden 
Unternehmen durch besondere Ausgestaltimg des 
Bonussystems weiter verstärkt und dadurch Wettbe- 
werber imbiUig behindert werden. Das Bundeskartell- 
amt hat zu Recht einen Fall aufgegriffen, in dem ein 
Unternehmen einen Zusatzbonus danach gewährte, 
je mehr wettbewerbsgefährdete Waren, die also auch 
von Konkurrenten des Unternehmens hergestellt wur- 
den, im Verhältnis zum Gesamtbezug von dem Ab- 
nehmer eingekauft wurden. Diese Rabattgestaltimg 
beeinträchtigte die Wettbewerbsmöglichkeiten von 
Konkurrenten und stellte Abnehmer schlechter, wenn 
sie bei Konkurrenten einkauften. (Tz. 359—361) 

79. Ein marktbeherrschendes Unternehmen, das 
Leistimgen, die nur auf schwache Nachfrage treffen, 
mit anderen koppelt, die erfahrungsgemäß besonders 
stark nachgefragt werden, um dadurch eine markt- 
übergreifende Leistungskopplung zu erreichen, han- 
delt mißbräuchlich im Sinne des § 22 Abs. 4 Satz 1 
GWB. Das Bundeskartellamt hat das Verhalten des 
DFB beanstandet, den Verkauf je einer Endspielkarte 
für die Europameisterschaften an den Verkauf je einer 
Eintrittskarte für zwei verschiedene Endrunden- 


Gruppenspiele zu koppeln. Ein Mißbrauch sei nur 
dann ausgeschlossen, wenn der Verkauf auch ohne 
Kopplung gelänge. Dies sei der Fall, wenn die Kopp- 
lung mit dem Verkauf der Karten für verschiedene 
Gruppenspiele der Mannschaft der Bundesrepubhk 
Deutschland verbunden würde. Die Monopolkommis- 
sion ist der Ansicht, daß die Auffassimg des Bundes- 
karteUamtes im Ansatz zutreffend ist, jedoch die 
Kopplimg in diesem Fall insgesamt hätte aufgehoben 
werden müssen. (Tz, 362—365) 

80. Im Berichtszeitraum 1986/87 sind 1 689 Unter- 
nehmenszusammenschlüsse (1984/1985: 1 284) beim 
Bimdeskartellamt angezeigt und fünf (1984/1985: 13) 
Zusammenschlüsse bzw. Zusammenschlußvorhaben 
imtersagt worden. Die Zahl der angezeigten und voll- 
zogenen Zusammenschlüsse ist damit gegenüber dem 
Berichtszeitraum 1984/1985 erneut kräftig angestie- 
gen, wobei der internationale Marktbezug der Zusam- 
menschlüsse immer deutlicher zu erkennen ist. Die 
Untersagungen betreffen überwiegend den Pressebe- 
reich, der internationalem Wettbewerb nicht ausge- 
setzt ist. (Tz. 366—369) 

81 . Die Monopolkommission stellt neue Formen von 
Ausweichstrategien zur Umgehung des Zusammen- 
schlußtatbestandes fest. In zwei Fällen erwarben Fa- 
milienangehörige von Anteilseignern marktbeherr- 
schender und finanzkräftiger Unternehmen Anteile 
an anderen Unternehmen, deren immittelbarer Er- 
werb durch die Gesellschafter oder deren Unterneh- 
men aus fusionskontroUrechthcher Sicht hätte bean- 
standet werden müssen. In einem weiteren Fall erwar- 
ben Generalbevollmächtigte eines Unternehmens pri- 
vat Anteile an einem Konkurrenzunternehmen. In al- 
len Fällen hat das Bundeskartellamt die Erfüllung des 
Zusammenschlußtatbestandes nach § 23 Abs. 2 GWB 
nicht festgestellt, so daß eine Untersagung der Zusam- 
menschlußvorhaben ausgeschlossen war. (Tz. 370) 

82. Die Monopolkommission sieht hierin eine wei- 
tere bedenküche Entwicklung zur Umgehung des ge- 
setzhch-formalen Zusammenschlußtatbestandes. Die 
kritische Überprüfung der Fälle führt dazu, daß im 
Falle des Anteilserwerbs durch Familienangehörige 
nach der derzeitigen gesetzhchen Lage der Zusam- 
menschlußtatbestand des § 23 Abs. 2 GWB nicht er- 
füllt wird. Die ausschließliche famüiäre Bindung zwi- 
schen den maßgebhchen Gesellschaftern des markt- 
beherrschenden und finanzkräftigen Unternehmens 
und den Angehörigen, die ein weiteres Unternehmen 
hinzuerwerben, kann nicht als Zusammenschlußtat- 
bestand gewertet werden, auch wenn das hinzuer- 
worbene Unternehmen im „Sinne" der Gesellschafter 
des marktbeherrschenden Unternehmens geführt 
werden mag. Die familiären Bindungen zwischen den 
Beteiligten vermitteln keine gesellschaftsrechtlich ab- 
gesicherte und damit strukturell gefestigte Position, 
die eine von der Rechtsprechung geforderte Bestän- 
digkeit und Sicherheit der Einflußnahme auf das ab- 
hängige Unternehmen erreicht. (Tz. 371—373) 

83. Im Fall des persönlichen Erwerbs von Anteilen 
eines Unternehmens durch Generalbevollmächtigte 
eines marktstarken Unternehmens, einer Personalge- 
sellschaft, sieht die Monopolkommission entgegen 
der Ansicht des Bundeskartellamtes den Zusammen- 
schlußtatbestand der personellen Verflechtung (§ 23 
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Abs. 2 Ziffer 4 GWB) unter besonderen Voraussetzun- 
gen als erfüllt an. Nicht zum Gesellschafterkreis gehö- 
rende Vertreter einer zur Selbstorganschaft verpflich- 
teten Personalgesellschaft werden zwar grundsätzlich 
nicht zu den Gesellschaftsorganen im Sinne des Zu- 
sammenschlußtatbestandes gerechnet. Wird durch 
die Bestellung eines oder mehrerer Generalbevoll- 
mächtigter die gesellschaftsrechtliche Organstellung 
jedoch faktisch übertragen, so wird der rechtliche Un- 
terschied zwischen einem im Unternehmen abhängig 
beschäftigten Angestellten und einem Gesellschafts- 
organ des Unternehmens aufgehoben, so daß wettbe- 
werbsrechtlich die marktwirksamen Interessen des 
Unternehmens, in dem der Angestellte tätig ist, und 
des anderen Unternehmens, das der Angestellte er- 
worben hat, nicht getrennt werden können. (Tz. 374 — 
377) 

84 . Nach Auffassung der Monopolkommission ist 
der Importwettbewerb aus Staatshandelsländern kri- 
tisch daraufhin zu untersuchen, ob dadurch langfri- 
stige Strukturdaten für den betroffenen Markt gesetzt 
werden. Zweifel an der marktstrukturellen Bedeutung 
der Importe bestehen dann, wenn die Importe ledig- 
lich kurzfristig wegen freier Kapazitäten oder zur De- 
visenbeschaffung eingesetzt werden. Langfristige 
Lieferverträge und deutliche Präferenzen inländi- 
scher Abnehmer können zu einer anderen Beurtei- 
lung führen. Eine relativ geringe Importquote von ca. 
15 % aus Staatshandelsländern kann nicht als hinrei- 
chende Ausweichalternative eines nachfragestarken 
Abnehmers angesehen werden. (Tz. 378—381) 

85 . Der Auslandswettbewerb kann zu erheblichen 
Wettbewerbsimpulsen führen. So hat im Bereich der 
Büroautomation nicht zuletzt der Auslandswettbe- 
werb dynamische Prozesse auf dem Markt für Maschi- 
nen zur Texterstellung eingeleitet, die eine zweckge- 
rechte Abgrenzung der Märkte nach dem Bedarfs- 
marktkonzept zunehmend schwieriger erscheinen 
lassen. Die vom Auslands Wettbewerb gestützte tech- 
nische Entwicklung verwischt die Marktgrenze zwi- 
schen herkömmlichen Schreibmaschinen und PC- 
Textsystemen. Die Märkte befinden sich in einer Ent- 
wicklungs- und Wachstumsphase; dem Produkt- und 
Innovationswettbewerb kommt hier eine erhebliche 
Rolle zu, der den am Markt tätigen Unternehmen ein 
friedliches Oligopolverhalten erschwert bzw. unmög- 
lich macht, so daß auf diesen Märkten wesenthcher 
Wettbewerb herrscht. (Tz. 382—386) 

86 . Die Abwägungsklausel ist in zwei Fällen zur Be- 
gründung einer Nichtuntersagung herangezogen 
worden, obgleich nach Auffassung der Monopolkom- 
mission die gesetzlichen Voraussetzungen des § 24 
Abs. 1, 2. Halbsatz GWB nicht erfüllt waren. Nach 
dem Zweck der Abwägungsklausel soll die mögliche 
Vielfalt der von einem Zusammenschluß ausgehen- 
den Wirkungen berücksichtigt werden, die von einer 
Untersagung nach § 24 Abs. 1 GWB erfaßt werden, 
aber bei einer Gesamtbetrachtung ein Eingreifen des 
Bundeskartellamtes nicht rechtfertigen. Das Bundes- 
kartellamt hat in einem Fall die Gesamtbetrachtung 
auf Vorgänge erstreckt, die nicht auf den Zusammen- 
schluß zurückgingen, sondern von einem der Zusam- 
menschlußbeteiligten zusätzlich auf einem anderen 
vom Zusammenschluß nicht betroffenen Markt initi- 


iert wurden. Bereits nach dem Wortlaut des § 24 
Abs. 1, 2. Halbsatz GWB müssen die in die Beurtei- 
lung einzubeziehenden Verbesserungen der Wettbe- 
werbsbedingungen durch den Zusammenschluß ein- 
treten. Der strenge Marktbezug der Fusionskontrolle 
fordert ferner eine wertende Kausalität, die den Zu- 
sammenschluß mit den zu erwartenden Wettbewerbs- 
bedingungen verknüpft. Die Auffassung des Bundes- 
kartellamtes entspricht schließlich nicht der Konzep- 
tion der Fusionskontrolle nach deutschem Recht als 
verrechüichte Wettbewerbsaufsicht ohne Gestal- 
tungsauftrag. (Tz. 387—393) 

87 . Deutlich unzulässige strukturpolitische Aktivität 
ten des Bundeskartellamtes zeigen sich in einem Fall, 
in dem zwei Zusammenschlußvorgänge zu beurteilen 
waren, die beide zu einer Untersagung hätten führen 
können. Eine Untersagung wurde jedoch dadurch 
vermieden, daß durch eine Zusage die Tatbestands- 
voraussetzungen der Marktbeherrschung auf dem 
Markt entfielen. Darin wurde eine Verbesserung der 
Wettbewerbsbedingungen gesehen, die im Sinne der 
Abwägungsklausel das zweite Zusammenschlußvor- 
haben rechtfertigte. Auch damit wird der Zusammen- 
schlußtatbestand als entscheidender Ausgangspunkt 
der Beurteilung verlassen. Nur dieser kann durch eine 
Zusage verändert und damit einer möglichen Unter- 
sagung entzogen werden. Durch eine Zusage ver- 
besserter Wettbewerbsbedingungen auf nicht vom 
Zusammenschluß betroffenen. Märkten wird der Zu- 
sammenschlußtatbestand jedoch nicht modifiziert. 
(Tz. 394-399) 

88. Der vom Bundeskartellamt gefundene Lösungs- 
ansatz bietet den Unternehmen zwar größere Flexibi- 
lität im Zusammenschluß verfahren, bevorzugt jedoch 
andererseits diversifizierte Unternehmen, die eine 
Strategie des Bereithaltens von Unternehmensteilen 
entwickeln könnten. Das Bundeskartellamt hat unter- 
nehmerische Entscheidungen für einen Zusammen- 
schluß zu bewerten, darf jedoch seinerseits keine Auf- 
fassungen über wettbewerbspolitisch vorteilhaftere 
Strukturen durchsetzen. Die Handlungsspielräume 
der Kartellbehörde würden sonst ohne die Möglich- 
keit gerichtlicher Kontrolle erheblich erweitert Die 
darin liegende industriepolitische Tendenz verwischt 
die Grenzen zur Ministererlaubnis. (Tz. 400, 401) 

89 . Die Monopolkommission hat im Rahmen ihrer 
kritischen Auseinandersetzung mit der Zusagenpra- 
xis des Bundeskartellamtes die Frage der Erfüllung 
von Zusagen in 29 Fällen anhand der Akten des Bun- 
de skartellamtes überprüft. Nach dem Ökonomisch- 
wettbewerb spolitisch relevanten Inhalt lassen sich 
Entflechtungs- oder Veräußerungszusagen von Zusa- 
gen der Einflußbegrenzung und Öffnungszusagen 
unterscheiden. Die Veräußerungszusagen beziehen 
sich in der Regel auf die Veräußerung von zur Markt- 
beherrschung führenden Betriebsteilen. Durch die 
Veräußerungszusage kann auch die Reaktionsver- 
bundenheit von Oligopolisten durch Aufgabe von Be- 
teiligungen an mit den übrigen Oligopolisten beste- 
henden Gemeinschaftsunternehmen aufgehoben 
werden. In anderen Fällen wird durch die Veräußer- 
ungszusage die Anwendung der Abwägungsklausel 
ermöglicht. Die Zusagen zur Einflußbegrenzung sol- 
len mit gesellschaftsrechtlichen Mitteln die Einfluß- 
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nähme auf ein anderes Unternehmen begrenzen. Die 
Öffnungszusage, die eine Vertriebsregelung oder die 
Eröffnung eines Know-how- Zugangs beinhalten 
kann, öffnet den durch den Zusammenschluß ge- 
schaffenen Unternehmensverbund für andere Unter- 
nehmen. (Tz. 402—406) 

90 . Die am häufigsten verwandte Veräaßerungszu- 
sage ist in drei Fällen nicht erfüllt bzw. aufgehoben 
worden und daher aus Sicht des Bundeskartellamtes 
unproblematisch zu handhaben. Zwei von drei Zusa- 
gen der Einflußbegrenzung und alle Öffnungszusa- 
gen sind nicht erfüllt bzw. aufgehoben worden. Die 
Änderung der Marktverhältnisse hat sicherhch zur 
geringen Erfüllungsquote der Öffnungszusage beige- 
tragen. Öffnungszusagen werden aus Sicht des Bun- 
deskartellamtes als Vorsichtsmaßnahme bei wettbe- 
werblich bedenklichen Zusammenschluß Vorhaben 
aufgrund von Plausibihtätsüberlegungen eingesetzt, 
um durch den Zusammenschluß erwartete wettbe- 
werbsschädhche Wirkungen abzumildern. (Tz. 407 — 
409) 

91 . Veräußerungszusagen werden durchgeführt, in- 
dem Mehrheits- oder mittelbare Beteiligungen abge- 
geben, Fertigungseinrichtungen, Geschäftsbereiche, 
Betriebsteile oder Markennamen veräußert werden. 
Entflechtungszusagen betreffen in der Regel unmit- 
telbar den Untersagungstatbestand und haben struk- 
turelle Auswirkungen. Soweit man Zusagen akzep- 
tiert, kann diese Form als vereinbar mit der Konzep- 
tion der Fusionskontrolle angesehen werden. Unpro- 
blematisch ist die Durchsetzung von Vorfristzusagen, 
da die Anpassung der Wettbewerbsbedingungen in- 
nerhalb der gesetzlichen Untersagungsfrist erfolgt. 
Wird die Zusage nicht eingehalten, macht das Bun- 
deskartellamt von seiner nicht geänderten Untersa- 
gungsbefugnis Gebrauch, Im Falle der Nachfristzusa- 
gen liegt der Zeitpunkt der Erfüllung nach Vollzug 
des Zusammenschlusses und Ablauf der Untersa- 
gungsfristen. Die Frage, was im Falle der Nichterfül- 
lung der Zusage geschehen soll, wird nur zum Teil in 
den Zusagenregelungen angeschnitten. Zu Beginn 
der Zusagenpraxis wurde im Falle der Nichterfüllung 
der Zusagen die Wiederaufnahme des Untersagungs- 
verfahrens bzw. die Auflösung des Zusammenschlus- 
ses ohne erneute Prüfung vereinbart. Neuerdings 
setzt sich die Vereinbarung der Verlängerung der Un- 
tersagungsfrist im Sinne des § 24 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 
GWB durch. Damit wird jedoch das in § 24 a Abs. 4 
GWB angeordnete Vollzugsverbot tangiert. Das Un- 
tersagungsverfahren wird verlängert und überschrei- 
tet in einigen Fällen sogar den übhchen Prognosezeit- 
raum. (Tz. 410—415) 

92 . Die Einflußbegrenzung kann z. B. durch Über- 
tragung von Stimmrechten auf einen weisungsunge- 
bundenen Treuhänder oder durch Stimmrechtsbe- 
schränkungen bzw. -ausschlüsse herbeigeführt wer- 
den. Diese Maßnahmen führen zwar nicht zu einer 
unmittelbaren Strukturänderung, unterbinden aber 
Einwirkungen auf unternehmerische Ressourcen. Zu- 
sagen zur Einflußbegrenzung sind einer Strukturver- 
änderung vergleichbar. Zweifelhaft bleibt jedoch, ob 
die Maßnahmen der Einflußbegrenzung tatsächlich 
geeignet sind, die Interessenlagen wettbewerblich er- 
hebhch zu ändern. Die Überwachung der Einhaltung 


dieser Form von Zusagen führt zur vom Gesetz miß- 
bilhgten Verhaltenskontrolle, wenn die Zusage eines 
gesellschaftsrechtlichen Verhaltens nur am tatsächli- 
chen Marktverhalten zu erkennen ist. (Tz. 416—420) 

93 . Öffnungszusagen haben zum Teil das Ziel, den 
Zugang zu Marktleistungen eines Unternehmens 
strukturell abzusichern. Dieses Ziel soll häufig durch 
Einräumung gesellschaftsrechtlicher Mitgliedschafts - 
rechte erreicht werden. Lizenzvereinbarungen oder 
Vertriebsregelungen werden zu Inhalten von Zusa- 
gen, Das Bundeskartellamt erwartet hiervon Wirkun- 
gen auf die durch den Zusammenschluß möghcher- 
weise entstehenden marktbeherrschenden Stellun- 
gen. Zweifelhaft ist die tatsächliche Erfüllung der mit 
dem Unternehmen getroffenen Absprache, denn die 
Einhaltung der Zusage richtet sich nur auf die Mög- 
hchkeit der Öffnung. Soweit Öffnungszusagen Ver- 
triebsregelungen beinhalten, kann deren Überwa- 
chung durch das Bundeskartellamt zu der vom Gesetz 
untersagten Marktverhaltenskontrolle führen. 
(Tz. 421-426) 

94 . Die Monopolkommission hat im letzten Berichts- 
zeitraum aufgrund der Aktendurchsicht den Eindruck 
gewonnen, daß die Beurteilungspraxis der Beschluß- 
abteilungen voneinander abzuweichen scheint. Der 
Fall Klöckner/SEN, der Gegenstand einer gutachterli- 
chen Stellungnahme der Monopolkommission im Mi- 
nistererlaubnisverfahren war, wurde im Laufe des 
Verfahrens einer anderen Beschlußabteilung übertra- 
gen. Diese hob die frühere Untersagungsverfügung 
nach weiteren Ermittlungen auf. Hierfür waren nicht 
nur zwischenzeitliche Änderungen des maßgeblichen 
Sachverhalts, sondern auch andere Rechtsauffassun- 
gen entscheidend. Der Fall Mannesmann/Sachs 
wurde anders als der Fall GKN/Sachs entschieden, 
weil die starke Stellung der nachfragenden Automo- 
büindustrie zum tragenden Argument der Nichtunter- 
sagung wurde. In einem anderen Fall des Zusammen- 
schlusses von Zulieferanten wichtiger Teile für Ver- 
brennungsmotoren hätte der Zusammenschluß zu 
Marktanteilsadditionen geführt. Die zuständige Be- 
schlußabteilung wertete das Argument der gegenge- 
wichtigen Marktmacht als nicht bedeutsam. Die Mo- 
nopolkommission begrüßt daher die Absicht des Bun- 
deskartellamtes, eine „Checkliste'' zur Koordinierung 
der Verwaltungsentscheidungen einzuführen, um ei- 
ner unterschiedlichen Beurteilungspraxis der Be- 
schlußabteilungen entgegenzuwirken. (Tz. 427 — 
438) 

95 . Die Beschleunigung des Konzentrationsprozes- 
ses im Lebensmitteleinzelhandel hat die wettbe- 
werbspohtische Diskussion um die Novellierung des 
GWB erneut belebt, nachdem die Versuche des Kar- 
tellamts gescheitert waren, mit den gegebenen ge- 
setzhchen Mitteln der Fusionskontrolle den Struktur- 
wandel des Lebensmittelhandels aufzuhalten. Im Be- 
richtszeitraum 1986 und 1987 verdeutlichen einige 
spektakuläre Unternehmenszusammenschlüsse den 
fortschreitenden Konzentrationsprozeß im Handel. In 
einigen Fällen konnte das Bundeskartellamt seine bis- 
herige Konzeption der Zusammenschlußkontrolle im 
Lebensmittelhandel noch anwenden. (Tz. 439—444) 

96 . Die Entscheidungen der Gerichte in den Fällen 
CO opAVandmaker und Metro/Kaufhof haben das 
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Konzept des Bundeskartellamtes, aufgrund der sorti- 
mentsbezogenen Marktabgrenzung auf der Anbieter- 
und der Konstruktion eines Nachfrageohgopols auf 
der Nachfrageseite eine Marktbeherrschung festzu- 
stellen, nicht bestätigt. Im Fall Metro/Kaufhof wurde 
aufgrund einer empirischen Untersuchung die An- 
nahme des Kartellamtes widerlegt, daß der C+C- 
Großhandel durch institutionelle Besonderheiten ge- 
kennzeichnet und daher ein eigener Markt sei. Eine 
marktbeherrschende Stellung der Metro auf der 
Nachfrageseite konnte ebenso wenig nachgewiesen 
werden. Im Fall co opAVandmaker ging das Kammer- 
gericht bei der Abgrenzung des sachhch relevanten 
Angebotsmarktes im Lebensmitteleinzelhandel vom 
Sortimentsgedanken aus und bezog bei der Bestim- 
mung des Marktvolumens gleichwohl die Umsätze 
des Spezialhandels, des Fachhandels und des Hand- 
werks ein. Die Monopolkommission hält diese Markt- 
abgrenzung für widersprüchhch, weil das als Markt- 
gegenstand angesehene Sortiment des Lebensmittel- 
handels die Berücksichtigung des Spezialhandels we- 
gen seines begrenzten Angebotes nicht rechtfertigen 
kann. Sinnvoll wird die vom Kammergericht vorge- 
nommene Marktabgrenzung nur, wenn der Markt 
nach Produkten oder Produktgruppen abgegrenzt 
wird. (Tz. 445— 459) 

97. Im Unterschied zum Bundeskartellamt erwartet 
die Monopolkommission keinen wesentlichen Anstieg 
der Zusammenschlußfälle. Eine Reihe von Vorhaben 
war in Erwartung der Gerichtsentscheidung zurück- 
gestellt worden, so daß sich die Zusammenschlußak- 
tivitäten auf das Jahr 1987 konzentrierten. Ferner ist 
möghch, daß die Unternehmen im Hinblick auf eine 
Verschärfung der Fusionskontrolle ihre geplanten 
Vorhaben vorgezogen haben. Allerdings wirkt sich 
die Änderung der Baunutzungsverordnung, die zu ei- 
ner zunehmenden Knappheit an Standorten für groß- 
flächige Handelsbetriebe führt, nach dem Eindruck 
der Monopolkommission verstärkt auf die Zusammen- 
schlußtätigkeit im Handel aus. Im übrigen geht die 
Monopolkommission nach wie vor davon aus, daß die 
Liberalisierung der Ladenschlußzeiten wesenthche 
Wettbewerbsimpulse auslösen würde. Im Ergebnis 
weisen nach Auffassung der Monopolkommission 
Verschiebungen innerhalb der Spitzengruppe der Le- 
bensmittelhandelsunternehmen auf einen nach wie 
vor lebhaften Wettbewerb hin und lassen eine Ten- 
denz zur Bildung eines reaktionsverbundenen Nach- 
frageohgopols nicht erkennen, (Tz. 461—464) 


5. Konzentration und Wettbewerb im Medienbereich 

98. Die Pressestatistik weist für den 31. Dezember 
1985 304 Zeitungs- und 1. 497 Zeitschriftenunterneh- 
men aus. Die Zahl der Zeitungsverlage hat damit seit 
1975 deuthch abgenommen, während die Zahl der 
Zeitschriftenverlage weiter zunimmt. 

Insgesamt wurden 357 Hauptausgaben von Tageszei- 
tungen mit zusammen 896 Nebenausgaben gezählt 
sowie 6 893 Zeitschriften. Unter den Zeitschriften wa- 
ren die Pubhkumszeitschriften mit 1 282 Titeln vertre- 
ten. 


Durch den Verkauf von Zeitungen und Zeitschriften 
wurden 1985 knapp 21 Mrd. DM Umsatzerlöse erzielt, 
davon entfielen 10,4 Mrd. DM auf Zeitimgen imd 
10,3 Mrd. DM auf Zeitschriften. 

Die Umsätze sowohl der Zeitungs- als auch der Zeit- 
schriftenunternehmen nahmen wie bisher auch in den 
letzten beiden Berichtsjahren stetig zu. Ebenso ist die 
Anzahl der Beschäftigten im Berichtszeitraum ange- 
stiegen. (Tz. 468—470) 

99. Bei der ümsatzkonzentration der größten Zei- 
tungsimternehmen hat sich bei allen Konzentrations- 
raten ein geringfügiger Anstieg ergeben, womit sich 
der Trend gegenüber dem letzten Berichtszeitraum 
fortsetzt. Der leichte Rückgang bei allen Konzentra- 
tionsraten der Zeitschriftenuntemehmen bedeutet 
gleichfalls die Fortsetzung des bisherigen Trends, der 
seit 1975 unvermindert anhält. Am 31. Dezember 1985 
lag der Umsatzanteil der drei größten Zeitschriftenun- 
temehmen bei 32,5%, derjenige der drei größten Zei- 
tungsuntemehmen bei 23,7%. In bezug auf die Zei- 
tungen lassen die Konzentrationsraten kaum Schlüsse 
auf die Marktmacht der betreffenden Unternehmen 
zu, da die Zahlenangaben sich auf das gesamte Bun- 
desgebiet beziehen, die meisten Zeitungen aber nur 
ein örtlich begrenztes Verbreitungsgebiet haben. 
(Tz. 474-478) 

100. Bei weiterhin rückläufiger Zahl der Zeitungen 
insgesamt hat die Auflage der Abonnementszeitun- 
gen im Berichtszeitraum leicht zugenommen, dieje- 
nige der Straßenverkaufszeitungen dagegen deutlich 
abgenommen. Auch die Konzentrationsraten der Auf- 
lage haben sich bei beiden Vertriebsformen unter- 
schiedlich verändert; der Zunahme der Konzentration 
bei den Abonnementszeitungen steht eine Abnahme 
bei den Straßenverkaufszeitungen gegenüber. Die 
Konzentrationsrate der drei größten Objekte betmg 
1985 bei den Straß enverkaufszeitungen 82,6% und 
bei den Abonnementszeitungen 10,2%. Zu berück- 
sichtigen ist aber, daß die Zahl der Abonnementszei- 
tungen über 20mal so hoch ist wie diejenige der Stra- 
ßenverkaufszeitungen. Die Abonnementszeitungen 
werden in den meisten Fällen eine enger begrenzte 
räumhche Verbreitung aufweisen. Hierfür spricht 
auch die über 12mal höhere Durchschnittsauflage der 
Straßenverkaufszeitungen. (Tz. 480—482) 

101. Die Konzentrationsraten bei der Auflage der 
drei größten Zeitschriften insgesamt, die seit 1975 
kontinmerhch gestiegen waren, haben auch im Be- 
richtszeitraum wiederum zugenommen. Eine leichte 
Konzentrationszunahme zeigt sich auch bei den sechs 
größten Zeitschriften, dagegen hat die Konzentration 
bei den 10, 25 und 50 größten Unternehmen abge- 
nommen. 

Wegen der Heterogenität der Zeitschriften hält die 
Monopolkommission eine Beschränkung auf die Pu- 
bhkumszeitschriften für aussagefähiger. 

Die Auflagenkonzentration der drei größten Publi- 
kumszeitschriften beträgt 14,6% der Verkaufsauflage 
und 13,2% der verbreiteten Auflage und hat damit 
gegenüber dem letzten Berichtszeitraum zugenom- 
men. (Tz. 484—486) 


26 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


102 . Die seit Beginn der presse statistischen Erhe- 
bungen bestehenden Entwicklungshnien sind durch 
einen konstanten Verlauf gekennzeichnet. Die Zahl 
der Zeitungsuntemehmen und Zahl der Hauptausga- 
ben hat sich seit 1975 stetig — wenn auch mit gerin- 
gen Schritten — verringert, während umgekehrt die 
redaktionellen Einheiten in gleicher Weise zugenom- 
men haben. Die bisher stets steigende Zeitungsauf- 
lage stabilisiert sich, während die Umsätze der Zei- 
tungsverlage — mit geringer werdenden Raten — 
und ihr Beschäftigtenstand sich kontinuierlich und 
zum Teil beträchtiich erhöht haben. 

Im Zeitschriftenbereich, der wegen der unterschiedh- 
chen Eigenarten von Zeitimgs- und Zeitschriftenun- 
ternehmen sowie objekttypischen Abweichungen nur 
bedingt mit dem Zeitungsbereich verghchen werden 
kann, ist eine deutlich andere Entwicklung ablesbar. 
Hier gibt es eine seit 1975 ungebrochene Zunahme 
der Anzahl, der Umsätze und des Beschäftigtenstan- 
des der Zeitschriftenverlage. Das gleiche gilt für die 
Anzahl, die Auflage und die redaktionellen Einheiten 
der Zeitschriften, wenngleich speziell die Anzahl und 
die Auflage der Publikumszeitschriften im Berichts- 
zeitraum leicht zurückgegangen sind. (Tz. 487) 

103 . Der Zusammenschlußkontrolle des Bundeskar- 
tellamts im Printmedienbereich fällt für die Konzen- 
trationsanalyse erhebliches Gewicht zu, weil im Rah- 
men der amtlichen Entscheidungspraxis Konzentra- 
tionsvorgänge des externen Unternehmens Wachs- 
tums erfaßt werden, die sich in der Regel nicht als 
Veränderungen innerhalb der amtlichen Konzentra- 
tionsstatistik niederschlagen. 

Die Konzentration der Zeitungsverlage ist durch eine 
Reihe von nicht untersagten Zusammenschlüssen im 
Berichtszeitraum angestiegen. In mehreren Fällen be- 
ruhte die Nichtuntersagung auf der Anwendung der 
Abwägungsklausel des § 24 Abs. 1 GWB, in anderen 
Fällen lagen die Untersagungsvoraussetzungen nicht 
vor, weil der Zusammenschluß nicht kausal für die 
Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung war bzw. weil die Modahtäten des 
Beteihgungserwerbs derart geändert wurden, so daß 
kein kontrollpflichtiger Zusammenschluß vorlag. Vier 
Zusammenschlüsse zwischen Zeitungsverlagen wur- 
den im Berichtszeitraum durch das Bundeskartellamt 
untersagt; in einem Fall wurde die Untersagung in- 
zwischen vom Kammergericht bestätigt. Darüber hin- 
aus hat der Bundesgerichtshof in drei weiteren Fällen 
Untersagungen des Bundeskartellamts aus den Jah- 
ren 1981, 1983 und 1984 bestätigt. 

Die Konzentration im Pressesektor hat auch durch 
Zusammenschlüsse von Zeitungsunternehmen mit 
Anzeigenblättern aus sich überschneidenden oder be- 
rührenden Verbreitungsgebieten zugenommen. Auch 
bei diesen Zusammenschlüssen im Printmedienbe- 
reich wurde in einem Fall die Abwägungsklausel des 
§ 24 Abs. 1 GWB angewendet bzw. in zwei Fällen 
wurden die Modahtäten des Beteihgungserwerbs ge- 
ändert, so daß nicht mehr vom Vorhegen eines Zusam- 
menschlußtatbestands auszugehen war. Zwei Zusam- 
menschlüsse zwischen einem Zeitungs- und einem 
Anzeigenblattverlag wurden untersagt. 


Außerdem sind weitere Konzentrationsvorgänge 
durch Zusammenschlüsse auf getreten, an denen Zeit- 
schriftenverlage beteihgt waren. Maßgebhch für die 
Nichtuntersagung dieser Fähe war vereinzelt, daß bei 
den Umsätzen die BagateUgrenze nicht erreicht 
wurde oder die erworbenen Zeitschriften im Verhält- 
nis zu ihren Wettbewerbern nur von geringer Bedeu- 
tung waren. Darüber hinaus sind die Marktzutritts- 
schranken niedrig, so daß selbst einige auf ihren Spe- 
zialsektoren führende Zeitschriften nicht als marktbe- 
herrschend anzusehen waren. (Tz. 489—502) 

104 . Medienkonzerne und Presseunternehmen ha- 
ben im Berichtszeitraum ihr Engagement im Bereich 
des privaten Hörfunks und Fernsehens durch Zusam- 
menschluß verstärkt. Das Bundeskartellamt hat in kei- 
nem Falle eine Untersagungsverfügung erlassen. 
Nach Auffassung des Amtes kam in der Regel eine 
Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung der privaten Anbieter nicht in Be- 
tracht, weil auf den Rundfunkmärkten öffentlich- 
rechthche Rundfunkanstalten tätig waren, die über 
eine starke Marktstellimg verfügen. In einem Fall 
ging das Amt wegen bestehender Frequenzknappheit 
von einer fehlenden Kausahtät zwischen Zusammen- 
schluß und Verstärkung der marktbeherrschenden 
Stellung eines Zeitungsverlages aus. Insbesondere 
dieser Fall belegt die Notwendigkeit einer kartell- 
rechtlichen Kontrolle von Lizenzanträgen entspre- 
chend der bereits früher aufgestellten Forderung der 
Monopolkommission, (Tz. 507—514) 

105 . Das Bundeskartellamt hat den zwischen ARD/ 
ZDF und einer Reihe von Sportverbänden abgeschlos- 
senen Globalvertrag über die ausschheßhche Nut- 
zung von Fernsehübertragungsrechten nach § 18 
GWB für unwirksam erklärt. Das Amt vertrat die Auf- 
fassung, daß das vertraghch vereinbarte erste Zu- 
griffsrecht der öffentiich-rechtiichen Anstalten auf 
Sportübertragungen eine unbillige Behinderung für 
die privaten Fernsehveranstalter aufgrund der Be- 
schränkung des Marktzutritts in der für sie ohnehin 
schwierigen Startphase darstellt. Die öffentiich-recht- 
hchen Rundfunkanstalten sind demgegenüber der 
Auffassung, daß die Vorschriften des GWB nicht auf 
den Globalvertrag anwendbar seien, weil die Pro- 
grammbeschaffung hoheitlicher Natur und damit der 
Beurteilung durch das Kartellrecht entzogen sei. 
(Tz. 515) 

106. Die Generaldirektion für Wettbewerb der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften hat den 
betroffenen Rundfunkanstalten die Gründe mitgeteilt, 
aus denen erwogen wird, die weitere Ausführung der 
Verträge zum exklusiven Lizenzerwerb eines Filmpa- 
kets der MGM/UA durch die ARD -Tochtergesell- 
schaft Degeto-Film GmbH zu untersagen. Die Aus- 
weitung des Sendegebiets sowie Dauer und Umfang 
der ausschließhchen Bindung behindern nach Auffas- 
sung der Generaldirektion Wettbewerb die Zugriffs- 
möghchkeiten anderer Wettbewerber, insbesondere 
der privaten Rundfunkveranstalter. (Tz. 516, 517) 

107 . Eine Sperrwirkung für den Marktzutritt privater 
Rundfunkanbieter ist auch in der Satzung der Euro- 
pean Broadcasting Union (EBU) zu sehen. Die Mit- 
ghedschaft in der EBU ist beschränkt auf Rundfunk- 
anstalten, deren Programme nationalen Charakter 
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und nationale Bedeutung aufweisen; in Deutschland 
sind aufgrund dieser Definition nur die öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten EBU-Mitglieder. Die 
Monopolkommission sieht die Sperrwirkimg für den 
Zugang zum Informationspool der EBU, die exklusive 
Übertragungsrechte für international bedeutende Er- 
eignisse erwirbt und an Mitglieder weitergibt, als 
Wettbewerbsbeschränkung an, die mit den Zielen der 
Freiheit des Dienstleistungsverkehrs in einem ge- 
meinsamen Rundfunkmarkt in Europa unvereinbar 
sind. (Tz. 518) 

1 08. Die ökonomisch-technischen Möghchkeiten für 
private Rundfunksendungen hängen in erster Linie 
von den verfügbaren Übertragungswegen ab, welche 
zugleich die Reichweite der Programme und damit die 
Werbeeinnahmen der privaten Anbieter bestimmen. 
Da die terrestrischen Übertragungsmöglichkeiten na- 
hezu ausschließlich den öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten Vorbehalten sind, kommt dem Breit- 
bandkabel zentrale Bedeutung zu. Die Entwicklung 
der Breitbandkabelanschlüsse ist allerdings hinter 
den ursprünglichen Erwartungen zurückgeblieben. 
Da der Fernsehsatellit TV-SAT, der nach mehrfachen 
Verzögerungen im Herbst 1987 gestartet wurde, für 
eine Nutzung zur Übertragimg von Rundfunkpro- 
grammen nicht infrage kommt, werden die Entfal- 
tungsmöglichkeiten für privaten Rundfunk von den 
Übertragimgsmöglichkeiten stärker als erwartet be- 
grenzt. (Tz. 520—526) 

109. Durch die Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts in seinen jüngsten Rundfunk-Urteilen 
ist die im Auftrag der Bundesländer liegende rund- 
funkrechtliche Rahmensetzung konkretisiert worden. 
Ausgangspunkt im vierten Rundfunk-Urteil war das 
Bestehen einer dualistischen Rundfunkstruktur mit ei- 
nem Nebeneinander von privatem und öffentlich- 
rechtlichem Rundfunk. Die öffentlich-rechtlichen An- 
stalten haben in dieser dualen Ordnung die Aufgabe, 
eine ausgewogene und umfassende Versorgung der 
Bevölkerung mit Rundfunkprogrammen sicherzustel- 
len, zu der die privaten Anbieter nicht in der Lage 
sind. 

Zu der mit dem vierten Rundfunk-Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts verbundenen Bestandsgarantie 
tritt nach dem fünften Rundfunk-Urteil noch eine Ent- 
wicklung sgarantie und eine Finanzierungsgarantie 
für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
hinzu. Das Gericht sieht es auch jenseits einer beste- 
henden Gnindversorgung nicht für zulässig an, eine 
Ergänzung des öffentlich-rechtlichen Rundfunkange- 
bots durch gesetzliche Bestimmungen zu beschrän- 
ken. In einer Abwägimg hält das Bundesverfassungs- 
gericht jedoch ein Werbeverbot bei der Finanzierimg 
von öffentlich-rechtlichen lokalen und regionalen 
Programmen zum Schutze der wirtschaftlichen 
Grundlagen von Presse und privatem Rundfunk für 
zulässig. (Tz. 530—532) 

110. Die strukturelle Überlegenheit der öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten im Medienwettbe- 
werb stützt sich auf die gesicherte Finanzierung über 
Gebühreneinnahmen, auf Vorsprünge in den Werbe- 
märkten, auf umfangreiche technische, finanzielle 
und personelle Ressourcen sowie auf die langjährigen 
Erfahrungen mit dem Medium Rundfunk. Diese Vor- 


sprünge beeinflussen die Entscheidungspraxis des 
Bundeskartellamts nachteilig, weil Konzentrations- 
vorgänge auf den privaten Rundfunkmärkten immer 
im Lichte der führenden Position der öffentlich-recht- 
lichen Anstalten beurteilt werden müssen. (Tz. 533 — 
535) 

111. Die Monopolkommission empfiehlt, eine wei- 
tergehende Expansion öffentlich-rechtlicher Pro- 
gramme nach Möglichkeit zu unterbinden. Darüber 
hinaus gibt die Monopolkommission zu erwägen, ob 
zur Gebührenerhebung nicht eine — nach dem heuti- 
gen Stand der Übertragungstechnik grundsätzlich 
mögliche — getrennte Erfassung des Empfangs von 
öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunkpro- 
grammen sachgerecht wäre. Nach Zahlung einer ein- 
maligen Anschlußgebühr für jeden Teilnehmer wäre 
der Empfang von lediglich werbefinanzierten priva- 
ten Programmen nicht mit einer Gebührenpflicht be- 
legt, dagegen müßten Gebühren für die Nutzung des 
öffentlich-rechtlichen Programmangebots entrichtet 
werden. (Tz. 536—539) 

112. Die Monopolkommission wiederholt ihre be- 
reits im Sechsten Hauptgutachten erhobene Forde- 
rung nach einem Werbeverbot für die öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten. Um eine Anpassung zu er- 
leichtern, kann in der Übergangszeit bis zur vollen 
Wirksamkeit des Verbots an ein langsames Auslaufen 
der Werbeeinnahmen gedacht werden. Nach Auffas- 
sung der Monopolkommission muß diese Empfehlung 
nicht zwangsläufig zu einer weiteren massiven Ge- 
bührenerhöhung führen, da sich bei den bisher nicht 
dem Konkurrenzdruck ausgesetzten öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten Rationalisierungsreserven 
und ein Potential für Kostensenkungen vermuten las- 
sen. Die Monopolkommission bedauert, daß der Ge- 
setzgeber nicht ihrer früheren Empfehlung gefolgt ist, 
den Erwerb von Rundfunklizenzen als kartellrechtli- 
chen Zusammenschlußtatbestand zu fassen und einer 
Kontrolle durch das Bundeskartellamt zu unterwer- 
fen. Zwar haben einige Landesgesetze den Versuch 
unternommen, einer Beschränkung des Substitutions - 
Wettbewerbs zwischen elektronischen und Printme- 
dien entgegenzuwirken. Den wettbewerbspolitischen 
Erfordernissen wird jedoch in den meisten Landesme- 
diengesetzen gar nicht und in den übrigen Gesetzen 
nur unzulänglich Rechnung getragen. (Tz. 540, 541) 


6. Wettbewerb und Regulierung in der 
Versicherungswirtschaft 

113. Versicherungsmärkte sind durch eine Reihe 
von Besonderheiten geprägt, die bei freiem Wettbe- 
werb nach verbreiteter Auffassung zu Marktversagen 
führen und deswegen staatliche und private Wettbe- 
werbsbeschränkungen erforderlich machen. Die Not- 
wendigkeit von Wettbewerbsbeschränkimgen wird 
einerseits mit den hohen Informationskosten auf Ver- 
sicherungsnehmerseite begründet, die verhinderten, 
daß auf Versicherungsmärkten von der Nachfrage- 
seite die „richtigen" angebotssteuernden Impulse 
ausgehen könnten. Insbesondere private Versiche- 
rungsnehmer seien erstens nicht in der Lage, unter- 
schiedliche Versicherungsprodukte einem Preis-Lei- 
stungs-Vergleich zu unterziehen. Auf Anbieterseite 
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entstünde daraus ein Anreiz, Preiswettbewerb durch 
Produktdifferenzierungen auszuweichen oder „Mo- 
gelpackungen'' mit unzureichendem Versicherungs- 
schutz anzubieten. Zweitens könnten insbesondere 
private Versicherungsnehmer auch nicht beurteilen, 
ob die voraussichtliche Entwicklung der fineinziellen 
Situation eines Versicherers eine ausreichende Ga- 
rantie für die vollständige Erfüllung ihrer Leistungs- 
ansprüche biete. Daraus wiederum entstünde auf der 
Anbieterseite eine Tendenz zu unvorsichtiger — mög- 
licherweise die Erfüllbarkeit der Leistungsansprüche 
gefährdender — Prämienkalkulation. (Tz, 543) 

114. Die Notwendigkeit von Wettbewerbsbeschrän- 
kimgen wird andererseits mit den hohen Informa- 
tionskosten auf Versichererseite erklärt. Die meisten 
Versicherer seien nicht in der Lage, im Erstversiche- 
rungsgeschäft die Bruttoprämie eigenständig zu kal- 
kulieren oder im Mit- und Rückversicherungsgeschäft 
die vom führenden Mitversicherer bzw. Erstversiche- 
rer kalkulierte Prämie einer eigenständigen Nachprü- 
fung zu unterziehen. Daraus entstünde insbesondere 
im Erstversicherungsgeschäft eine Tendenz zu nicht 
kostendeckend kalkulierten Prämien und eine beson- 
dere Insolvenzgefahr. Besonders im Mit- und Rück- 
versicherungsgeschäft drohe eine Einschränkung der 
Deckungskapazität. (Tz. 546) 

115 . Um diesen Besonderheiten Rechnung zu tra- 
gen, ist die Versicherungswirtschaft einer staatlichen 
Aufsicht nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz 
(VAG) unterstellt. Alle Versicherungssparten mit Aus- 
nahme der Transport- und Rückversicherung unter- 
liegen einer aufsichtsbehördlichen Kontrolle der All- 
gemeinen Versicherungsbedingungen (AVB). Um die 
Markttransparenz zu erhöhen und um Produktdiffe- 
renzierungen und „Mogelpackungen" zu verhindern, 
betreibt das Bundesaufsichtsamt für das Versiehe - 
rimgswesen (BAV) eine Vereinheitlichung der Grund- 
bedingungen einer jeden Versicherungsart. Die Ent- 
wicklung der Musterbedingungswerke, die Verwen- 
dung finden sollen, erfolgt im wesenüichen — unter 
Mitwirkung des BAV — im zuständigen Fachverband 
der Versicherer. (Tz. 549—551) 

116. Um das Insolvenzrisiko auszuschalten, schreibt 
die Versicherungsaufsicht in der Kfz-Haftpflichtversi- 
cherung, der Lebensversicherung und der Privaten 
Krankenversicherung die Grundlagen der Prämien- 
kalkulation (Schadenstatistiken, Rechnungszinsfuß, 
Verwaltungs- und Vertriebskostenzuschläge, etc.) 
vor. Um bei günstig verlaufender Schaden-, Zins- und 
Kostenentwicklung die Entstehung übermäßiger Ge- 
winne zu verhindern, sind die Versicherten an den 
Überschüssen zu beteiligen. (Tz. 552) 

Um Insolvenzen zu verhindern, sieht das VAG deir- 
über hinaus eine Kontrolle der Solvabilität von Versi- 
cherungsunternehmen vor. Zur Sicherstellung der 
dauernden Erfüllbarkeit der Verträge haben die Un- 
ternehmen freie unbelastete Eigenmittel mindestens 
in Höhe einer Solvabilitätsspanne zu bilden, die sich 
nach dem gesamten Geschäftsumfang bemißt. Neue 
Versicherer haben zudem darzulegen, welche finan- 
ziellen Mittel ihnen voraussichtlich zur Verfügung 
stehen werden, um die Verpflichtungen aus den Ver- 
trägen und die Anforderungen an die Kapitalausstat- 
tung zu erfüllen. (Tz. 553) 


117. Neben der Versicherungsaufsicht soll der §102 
GWB den Besonderheiten der Versicherungswirt- 
schaft Rechnung tragen. Auf Verträge und Empfeh- 
lungen von Versicherungsuntemehmen sowie auf Be- 
schlüsse und Empfehlungen von Vereinigungen die- 
ser Unternehmen, die im Zusammenhang mit Tatbe- 
ständen stehen, die der Versicherimgsauf sicht unter- 
liegen, finden das Kartellverbot des § 1 GWB, das ver- 
tikale Preis- und Konditionenbindungsverbot des § 15 
GWB und das Empfehlungsverbot nach § 38 Abs. 1 
Nr. 11 GWB keine Anwendung. Zu den freigestellten 
Wettbewerbsbeschränkungen zählen insbesondere 
die Prämienempfehlungen der Verbände und die Zu- 
sammenarbeit der Versicherer bei Mitversicherungen 
und Pools. Die Verträge und Empfehlungen unterlie- 
gen zwar der Mißbrauchsaufsicht des Bundeskartell- 

(amts. Eine Mißbrauchsverfügung der Kartellbehörde 
hat aber im Einvernehmen mit der Versicherungsauf- 
sichtsbehörde zu erfolgen, wodurch Kompetenzkon- 
fhkte vorgezeichnet sind. (Tz. 563—571) 

118. Die Monopolkommission erkennt an, daß die 
Komplexität des Produktes Versicherungsschutz ins- 
besondere im Massenrisikenbereich erhebliche Infor- 
mationsprobleme aufwirft. Die Kommission kann sich 
jedoch nicht der Auffassung anschließen, daß dadurch 
die weitgehenden Wettbewerbsbeschränkungen, wie 
sie durch die gegenwärtige Regulierung verursacht 
werden, schon gerechtfertigt wären. Die aufsichtsbe- 
hördliche VereinheiÜichung der Grundbedingungen 
führt zu einer Lähmung der Innovationsdynamik bei 
Deckungsumfängen und Tarifierungs verfahren sowie 
zu einer Verhinderung weitergehender Differenzie- 
rungen bei Deckungsumfängen und Tarif merkmalen. 
Zu kritisieren ist weiterhin die Vereinheitlichung der 
Prämienanpassungsklauseln. Sie unterbindet den 
Wettbewerb um vertragliche Gestaltungen, die dem 
Kalkulationsproblem angemessen sind. Die Bedin- 
gungsvereinheitlichung zieht auch eine Beschrän- 
kung des Wettbewerbs der Vertriebs- und Absatzfor- 
men nach sich. Der Grundsatz der Einheitlichkeit der 
Versicherungsbedingungen schützt die gegenwärtig 
dominierende Vertriebsform, den Verkauf von Poli- 
cen über ausschließlich an ein Unternehmen gebun- 
dene Handelsvertreter, und erhält den Versicherern 
die Kontrolle über ihre Absatzwege. Gänzlich bedeu- 
tungslos im Massengeschäft sind unabhängige, nicht 
firmengebundene Makler, für die kaum Betätigungs- 
felder bestehen. (Tz. 579—599) 

119. Insbesondere die Tarif auf sicht, aber auch die 
verbandlichen Brutto-Tarifempfehlungen und die im 
Rahmen der Bedingungsaufsicht erfolgte Vereinheit- 
lichung der Prämienanpassungsklauseln, führen zu 
einer Minderung der Effizienzanreize, weil sie das 
Risiko, bei schlechtem Wirtschaften im Wettbewerb 
Verluste zu erleiden, verringern bzw. weitgehend be- 
seitigen. Der Wettbewerb mit Überschußbeteiligun- 
gen kann — selbst dort, wo er aufsichtsbehördlich ver- 
ordnet wird — den Prämienwettbewerb nur unzu- 
länglich ersetzen, Überschußbeteiligungen haben zu- 
meist nur eine geringe marktsteuernde Wirkung, da 
sie von den Versicherungsnehmern nur unzureichend 
antizipiert werden können. Bei einer verminderten 
Wettbewerbsintensität verringert im übrigen eine auf- 
sichtsbehördliche Überschußbeteiligungspflicht (wie 
in der Kfz-Haftpflichtversicherung, Lebensversiche- 
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rung und Privaten Krankenversicherung) die Effi- 
zienzanreize der Unternehmen imd sorgt für einen 
Anreiz zu aus volkswirtschaftlicher Sicht exzessiven 
Werbe- imd Vertriebsausgaben. (Tz. 678—705) 

120 . Eine Dereguherung der Versicherungswirt- 
schaft bietet nach Auffassung der Monopolkommis- 
sion die Chance, Innovationsprozesse auf dem Bedin- 
gungssektor zu beschleunigen und eine stärkere Dif- 
ferenzierung des Versicherungsschutzes nach den in- 
dividuellen Befürfnissen der Versicherungsnehmer zu 
schaffen. Darüber hinaus könnte eine Dereguherung 
den Prämien Wettbewerb auf Versichenmgsmärkten 
intensivieren und das Angebot an Versicherungs- 
schutz verbUhgen. 

121 . Die Monopolkommission schlägt deshalb eine 
umfassende Neuorientierung der Versicherungsauf- 
sicht vor; (Tz. 610, 714) 

1 . Das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswe- 
sen sollte die Vereinheitlichung derAVB sowohl im 
Industrie- als auch im Massenversicherungsbe- 
reich auf geben. Das BAV sollte allerdings das 
Recht erhalten, einzelne Klauseln durch Erlaß als 
AVB-Bestandteil vorschreiben zu können. Solche 
Pflichtklauseln wären auf einige wenige, als unver- 
zichtbar anzusehende Klauseln zu beschränken, 
wie gesetzhch vorgeschriebene Mindestdeckun- 
gen bei Pflichtversicherungen, gesetzhch vorge- 
schriebene Rücktrittsrechte des Versicherungs- 
nehmers vom Vertrag, Bonus-Malus- Systeme mit 
Übertragbarkeit der Schadenfreiheitsrabatte und 
Informationspfhchten gegenüber Versicherungs- 
nehmern über wesenthche Vertragsinhalte. An- 
sonsten sollte die Vertragsgestaltung im Rahmen 
der vertragsrechthchen Normen dem Wettbewerb 
überlassen bleiben. 

2. Im Massenversicherungsbereich sollte die Auf- 
sichtsbehörde neue AVB auch in Zukunft darauf- 
hin überprüfen, ob sie mit den Normen des Versi- 
cherungsvertragsgesetzes (WG) übereinstimmen, 
darüber hinaus, ob sie die verordneten Pflicht- 
klauseln enthalten (Legalitätskontrolle). Neue Be- 
dingungen sollten einer Vorlagepfhcht unterwor- 
fen werden, wobei das BAV innerhalb einer be- 
stimmten Frist bei Verstößen gegen das WG und 
verordnete Pflichtklauseln das Recht haben soUte, 
der Einführung neuer Bedingungen zu widerspre- 
chen. Die Übereinstimmung der Verträge mit den 
Normen des AGB-Gesetzes bzw. des UWG sollte 
dagegen der zivilrechthchen KontroUe durch kla- 
gebefugte Verbände und Vertragspartner bzw. 
Konkurrenten, überlassen bleiben. 

Im Großrisikenbereich ist nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission eine aufsichtsbehördhche Lega- 
htätskontroUe nicht erforderlich. Die bisher beste- 
hende Genehmigungspflicht sollte aufgehoben 
werden. 

3. Das Gesetz über die Pflichtversicherung für Kraft- 
fahrzeughalter {Pflichtversicherungsgesetz) sollte 
ledighch die zum Schutz geschädigter Dritter erfor- 
derliche Mindestdeckung vorschreiben, darüber 
hinausgehende Deckungsumfänge jedoch nicht 
unterbinden. Die Vereinheitlichung der Tarifmerk- 


male sollte entfallen; ledighch das Bonus-Malus- 
System sollte vereinheithcht bleiben. 

4. Das BAV soUte für den Massenversicherungsbe- 
reich Musterbedingungswerke erstellen, die den 
Versicherungsnehmern von den Versicherern vor 
Vertragsabschluß als Orientierungshilfe vorzule- 
gen wären. Abweichungen von einem Musterbe- 
dingungswerk wären innerhalb der versicherungs- 
vertragsrechthchen Normen aber jederzeit mög- 
hch. Jeder Versicherer könnte abweichende Be- 
dingungen anbieten; er hätte ledighch die Muster- 
bedingungen des BAV mit vorzulegen und auf die 
Abweichungen ausdrückhch hinzuweisen. Die 
Versicherungsnehmer hätten die Freiheit, entwe- 
der Versicherungsschutz nach den Musterbedin- 
gungen des BAV abzuschheßen oder aber nach 
ihrem individuellen Versicherungsbedarf besser 
angepaßten Vertragsangeboten zu suchen. 

Bei nicht schutzbedürftigen größeren gewerbh- 
chen Versicherungsnehmern kann nach Auffas- 
sung der Monopolkommission auf Musterbedin- 
gungswerke des BAV verzichtet werden. 

5. Die Genehmigungspflicht für Tarife in der Lebens- 
versicherung und in der Kfz-Haftpflichtversiche- 
rung soUte aufgehoben werden. Die Grundlagen 
der Tarif kalkulation soUten nicht mehr unter Mit- 
wirkung der Versicherungsaufsichtsbehörde ver- 
einheitlicht und verbindhch vorgeschrieben wer- 
den. 

6. Insolvenzgefährdungen wären im Rahmen der 
schon bestehenden Solvabilitätskontrolle zu identi- 
fizieren, die es auch erlaubt, neu in den Markt ein- 
tretende, stärker insolvenzgefährdete Unterneh- 
men einer besonderen Prüfung zu unterziehen. 

7. Für den seltenen Fall eines nicht mehr abzuwen- 
denden Konkurses sollten unter öffentlich-rechtli- 
cher Organisation Konkurssicherungsfonds für die 
Sparten Lebensversicherung, Rechtschutzversi- 
cherung, Kredit/Kautionsversicherung imd Scha- 
denversicherung gegründet werden. Im Falle der 
Insolvenz eines im Inland niedergelassenen Versi- 
cherers sollte der jeweilige Konkurssicherungs- 
fonds allerdings nur für die Ansprüche der schutz- 
bedürftigen privaten und kleineren gewerbüchen 
Versicherungsnehmer aufkommen müssen, also 
jener Versicherungsnehmer, die nicht in der Lage 
sind, sich über die voraussichtliche Solvabilitäts- 
entwicklung der Versicherer selbst ein Bild zu ma- 
chen. Soweit Unternehmen oder Vereine für ihre 
Mitarbeiter bzw. Mitgheder Gruppenversicherun- 
gen abschheßen (wie in der Lebensversicherung) 
sollte der Fonds für die Ansprüche der Versicherten 
grundsätzhch einspringen müssen. Mit Ausnahme 
der Pflichtversicherungen sollte eine Selbstbeteili- 
gung der Versicherungsnehmer im Insolvenzfall 
vorgesehen werden. Die Kosten der Konkurssiche- 
rungsfonds sind durch eine nachträgliche Umlage 
auf die in der Sparte tätigen, im Inland niederge- 
lassenen Unternehmen zu finanzieren. 

8. Für die Private Krankenversicherung kann die Mo- 
nopolkommission keine weitergehende Dereguhe- 
rung empfehlen. Solange PKV-Verträge faktisch 
auf Lebenszeit abgeschlossen werden, weil ein 
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Wechsel bei fortgeschrittener Laufzeit mit erhebli- 
chen wirtschaftlichen Nachteilen verbunden ist, er- 
scheint eine Neuorientierung der Aufsichtspraxis, 
wie sie die Monopolkommission für alle anderen 
Sparten vorschlägt, nicht sinnvoll. Die aufsichtsbe- 
hördliche Bedingungs- und Prämienkontrolle sollte 
trotz der damit verbundenen Nachteile vorerst bei- 
behalten werden; Reformen haben innerhalb des 
bestehenden aufsichtsrechtlichen Rahmens zu er- 
folgen. 

122 . Auf die geltende Privilegierung der Versiche- 
rungswirtschaft für Kartellverträge, Empfehlungen 
sowie vertikale Preis- und Konditionenbindungen 
durch § 102 GWB sollte nach Auffassung der Mono- 
polkommission verzichtet werden. Eine gemeinsame 
Bedingungsgestaltung und Prämienkalkulation stel- 
len Wettbewerbsbeschränkungen dar, die für die 
Funktionsfähigkeit von Versicherungsmärkten nicht 
erforderlich sind. Auch nach Aufhebung des § 102 
GWB stünden den Unternehmen eine Reihe von Ko- 
operationsmöglichkeiten offen. Dazu rechnet die Zu- 
sammenarbeit bei der Aufstellung von Schadenstati- 
stiken und bei der Schadenursachenforschung, die 
nicht in den Anwendungsbereich des § 1 GWB fällt. 
(Tz. 610, 714) 

1 23 . Die Neuorientierung der Versicherungsaufsicht 
und die Aufhebung der Bereichsausnahme des § 102 
GWB würde zu einer Intensivierung des Wettbewerbs 
in der Versicherungswirtschaft führen. Die Aufgabe 
der aufsichtsbehördlichen Bedingungs Vereinheitli- 
chung würde InnovationS’ und Bedingungswettbe- 
werb ermöglichen. Der Wettbewerb würde gleicher- 
maßen Deckungsumfänge, Tarifmerkmale und Prä- 
mienanpassungsklauseln umfassen, soweit dem nicht 
Pflichtklauseln entgegenstehen. 

— Die Nachfrage nach neuen Deckungsformen 
würde schneller befriedigt werden können. Diffe- 
renzierte Deckungsumfänge würden in verstärk- 
tem Maße angeboten werden. Das Angebot an 
Versicherungsschutz würde insgesamt stärker an 
die Bedürfnisse der Versicherungsnehmer ange- 
paßt. 

— Jene Tarifsysteme, die zu einer risiko adäquaten 
Tarifierung der Risiken führen, würden sich 
schneller durchsetzen. Die Schadenverhinde- 
rungs- und Schadenminderungsanreize der Versi- 
cherten wären größer, das Problem des morali- 
schen Risikos geringer. Wettbewerbsverzerrungen 
durch negative Risikoauslese würden behoben. 

— Jene Prämienanpassungsklauseln würden sich 
durchsetzen, die eine angemessene Risikovertei- 
lung zwischen Versicherer und Versicherten bie- 
ten. (Tz. 611) 

124 . Es käme darüber hinaus zu einem Wettbewerb 
der Vertriebsformen, in dem sich die kostengünstigste 
durchsetzen könnte. Das gegenwärtige System der 
firmengebundenen Versicherungsvertreter würde 
möglicherweise, weil es kostenintensiver und den In- 
formationsbedürfnissen der Nachfrager weniger an- 
gepaßt ist als andere Vertriebssysteme, an Bedeutung 
verlieren. Wo auch freier Bedingungswettbewerb nur 
zu einer geringen Hetero genisierung der Produkte 
führte, bestünde nur ein geringer Beratungsbedarf. 


Dort würden sich vermutlich als kostengünstigste 
Vertriebsformen Direktvertriebswege durchsetzen, 
bei denen der Kontakt zum Kunden auf dem Korre- 
spondenzweg, in Geschäftslokalen des Versiche- 
rungsuntemehmens oder in absatzvermittelnden In- 
stituten her gestellt wird. Wo freier Bedingungs Wett- 
bewerb dagegen zu einer höhren Bedingungsvielfalt 
führte oder wo weitreichende wirtschaftliche Konse- 
quenzen mit dem Abschluß einer Versicherung ver- 
bunden sind, entstünde ein größerer Beratungsbe- 
darf. Policen würden dann vermutlich auch im Mas- 
senrisikengeschäft über unabhängige Makler vertrie- 
ben werden, die mit mehreren Versicherungsunter- 
nehmen Zusammenarbeiten. (Tz. 613) 

1 25. Nach einer Aufhebung der den Prämienwettbe- 
werb beschränkenden Regelungen wären solvente 
Unternehmen nicht mehr in ihrer Freiheit beschränkt, 
preispolitische Vorstöße vorzunehmen. Die Intensi- 
vierung des Prämienwettbewerbs würde zu einem 
niedrigeren Prämienniveau führen. Dadurch würde 
sich das Überschußniveau verringern und damit auch 
das der Überschußbeteiligungen. In Branchen mit 
kurzfristigen Verträgen, wie der Kfz-Haftpflichtversi- 
cherung, würden Überschußbeteiligungen mögli- 
cherweise ganz verschwinden. Dann könnte der Ver- 
braucher davon ausgehen, daß die vereinbarte Prämie 
auch die effektive Prämie ist. Da der Wettbewerb mit 
Überschußbeteiligungen nur unvollkommen funktio- 
niert, kann sich eine Verlagerung des Wettbewerbs 
von den Überschußbeteiligungen auf die Prämie nur 
positiv auswirken. Durch die Verstärkung der Intensi- 
tät des Prämienwettbewerbs würden die Versiche- 
rungsunternehmen gezwungen, aus volkswirtschaft- 
licher Sicht übermäßige Vertriebs- und Marketing- 
ausgaben einzuschränken und ihre Außendienstap- 
parate zu straffen. (Tz. 715) 

126 . Im übrigen könnte sich bei einer Aufhebung 
der staatlichen Prämien- und Bedingungskontrolle die 
den Unsicherheiten der Prämienkalkulation ange- 
messene Vertragsgestaltung durchsetzen. Im Wettbe- 
werb hätte sich zu erweisen, inwieweit die vorherr- 
schenden langfristigen Verträge mit festen Prämien 
und hohen Sicherheitsmargen anderen Lösungen tat- 
sächlich überlegen sind. Im Wettbewerb alternativer 
Vertragsgestaltungen könnten sich langfristige Ver- 
träge ohne Sicherheitsmarge in der Prämienkalkula- 
tion — aber mit einer Prämienanpassungsklausel — 
durchsetzen, wenn sie von den Marktteilnehmern be- 
vorzugt werden. Oder die Marktteilnehmer könnten 
stattdessen eine Folge kurzfristiger Verträge abschlie- 
ßen, bei der bei Vertragserneuerung jeweils einer ver- 
änderten Schadensituation Rechnung getragen wird. 
(Tz. 716) 

1 27 . Die gegen eine Intensivieiung des Bedingungs- 
und Prämienwettbewerbs vorgebrachten Argumente 
sind nach Auffassung der Monopolkommission nicht 
stichhaltig. Die Aufhebung der aufsichtsbehördlichen 
Vereinheitlichung der Allgemeinen Versicherungs- 
bedingungen wird nicht zu Transparenzproblemen 
führen, da sich jene Versicherungsnehmer, denen es 
an Marktübersicht fehlt, zu den Musterbedingungen 
des BAV versichern können. Im übrigen überwiegen 
in den meisten Massenversicherungssparten wohl 
auch bei freiem Bedingungswettbewerb die Standar- 
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disierungstendenzen. Auf der Nachfragerseite schwä- 
chen die Informationskosten die Bereitschaft, in Ab- 
weichung von den Musterbedingungen des B AV nach 
individuell vorteilhafteren Produktvarianten zu su- 
chen. Auf der Anbieterseite begrenzen der zuneh- 
mende Vertriebs- imd Beratungsaufwand sowie die 
kalkulationstechnischen Nachteile aus einer Zerspht- 
terung der Versichertenbestände die Neigung, das 
Angebot weiter zu differenzieren. In jenen Sparten, in 
denen sich die Versicherungsprodukte stärker diffe- 
renzieren werden, wird der auftretende Beratungsbe- 
darf durch unabhängige Makler gedeckt werden. Sol- 
che nicht firmengebundenen Makler werden die Posi- 
tion der Versicherungskunden gegenüber den Versi- 
cherern stärken und einen vermehrten Wettbewerbs- 
druck von der Nachfragerseite ausüben. (Tz. 619— 
634) 

128 . Die Aufhebung der aufsichtsbehördlichen Prä- 
mienkontrolle in der Kfz-Haftpflichtversicherung und 
der Lebensversicherung sowie die Unzulässigkeit von 
Prämienempfehlungen der Verbände wird nach Auf- 
fassung der Monopolkommission die Erfüllbarkeit der 
Leistungsansprüche der Versicherten nicht beein- 
trächtigen. Versicherungsmärkte sind keineswegs 
durch eine besondere Insolvenzneigung gekenn- 
zeichnet. Versicherungsmärkte entwickeln auch ohne 
staatliche Reguherung vertraghche Gestaltungen, die 
dem Risiko nicht vorhersehbarer Änderungen der Ge- 
fahrenlage Rechnung tragen (z. B. Prämienanpas- 
sungsklauseln). Auch eine ruinöse Prämienkonkur- 
renz hält die Kommission für wenig wahrscheinhch, 
da die Voraussetzungen hierzu nicht vorhegen. Einen 
weitgehenden Schutz vor Insolvenzen bietet schheß- 
hch die aufsichtsbehördhche SolvabihtätskontroUe. 
Neu in den Markt eintretende, stärker insolvenzge- 
fährdete Unternehmen unterhegen bereits nach den 
geltenden Regelungen einer besonderen Aufsicht. 
Sollte die SolvabihtätskontroUe dennoch einmal eine 
Insolvenz nicht verhindern können, stünden für die 
Ansprüche privater und kleinerer gewerbhcher Versi- 
cherungsnehmer Konkurssicherungsfonds bereit. 
Umverteilungswirkungen zu Lasten der Versiche- 
rungsnehmer solventer Versicherer sind bei einem 
Konkurssicherungsfonds zwar nicht auszuschließen; 
angesichts der geringen Insolvenzwahrscheinhchkeit 
dürfte deren quantitative Bedeutung aber äußerst ge- 
ring sein. Die aus einer Intensivierung des Prämien- 
wettbewerbs zu erwartenden prämiensenkenden 
Wirkungen dürften jedenfaUs quantitativ wesenthch 
bedeutsamer sein als die aus Umlagen des Konkurssi- 
cherungsfonds resultierenden Prämienerhöhungen. 
(Tz. 719-723, 733-750) 

129 . Die Intensivierung des Bedingungs- und Prä- 
mienwettbewerbs wird möghcherweise mit einem 
Konzentrationseffekt verbunden sein, da sich nun die 
effizienten Anbieter gegen die weniger leistungsstar- 
ken in stärkerem Maße durchsetzen können als bei 
der gegenwärtigen Reguherung. Das Konzentrations- 
niveau dürfte jedoch, auch angesichts der zunehmen- 
den Konkurrenz durch ausländische Versicherer, un- 
bedenkhch bleiben. (Tz. 635—638, 724—727) 

130 . Daß eine Dereguherung zu vorteilhaften Wir- 
kungen führen kann, läßt auch der von der Monopol- 
kommission durchgeführte internationale Vergleich 


erkennen. Frankreich, Großbritannien und — mit Ein- 
schränkungen — die USA sind Länder, in denen der 
Bedingungswettbewerb auf Versicherungsmärkten in 
geringerem Umfang beschränkt wird. Die Versiche- 
rungsaufsichtsbehörden haben dort, im Unterschied 
zum BAV in der Bundesrepubhk, keine Befugnis, die 
Versicherungsbedingungen zu vereinheitlichen. Es 
zeigt sich, daß der Wettbewerb eine stärkere Differen- 
zierung von Deckungsximfängen und Tarif merkmalen 
bewirkt, soweit dem nicht Versicherungsvertrags - 
rechthche Normen entgegenstehen. Eine im Ver- 
gleich zur Bundesrepubhk stärkere Differenzierung 
zeigt sich insbesondere in den Massenversicherungs- 
sparten. Versicherungsnehmer haben in Frankreich, 
Großbritannien und den USA weitergehende Mög- 
hchkeiten, den Deckungsumfang und die Risikoein- 
und -ausschlüsse zu vereinbaren, die ihrem individu- 
ellen Versicherungsbedarf am besten Rechnung tra- 
gen. Tendenziell zeigt sich, daß die vom BAV geneh- 
migten Standarddeckungen umfassender sind als die 
in den Ländern mit freiem Bedingungswettbewerb 
von den Versicherern angebotenen Standardpohcen. 
Ein weiter gehender Versicherungsschutz muß dort 
durch Zusatzdeckungen und mit Prämienzuschlägen 
versichert werden. Im Vergleich zur Bundesrepubhk 
findet sich in Frankreich, Großbritannien und den 
USA auch eine wesenthch stärkere Differenzierung 
der Tarif merkmale. Schlechtere Risiken sind dort nur 
gegen Prämienzuschläge versicherbar. (Tz. 643— 
669) 

131 . Das von der Versicherungswirtschaft und vom 
BAV gegen eine Aufhebung der Vereinheitlichung 
der Versicherungsbedingungen vorgebrachte Trans- 
parenzargument läßt sich durch den internationalen 
Vergleich nicht bestätigen. Zwar führt der Wettbe- 
werb zu einer Differenzierung der Deckimgsumfänge 
und Tarif merkmale. In den untersuchten Ländern 
bleibt aber vielfach eine bemerkenswerte Einheitlich- 
keit zwischen den Unternehmen bestehen. Überein- 
stimmungen in den Produktbeschreibungen und Ta- 
rifstrukturen sind sicher auch auf Empfehlungen der 
Verbände zurückzuführen. Da die Aufsichtsbehörde 
aber Bedingungswerke und Tarif Strukturen nicht ver- 
einheitlicht, verbleibt für die Unternehmen ein ständi- 
ger Anreiz, unter Abweichung von der Verbands emp- 
fehlung durch neue Bedingungen und Tarifierungs- 
verfahren nach Wettbewerbsvorsprüngen zu suchen. 
(Tz. 670-672) 

132 . Der internationale Vergleich zeigt, daß die 
Funktionsfähigkeit des Bedingungswettbewerbs 
durch versicherungsvertragsrechtliche Mindeststan- 
dards bei den Informationspflichten der Versicherer 
verbessert werden kann. Nicht zuletzt deswegen se- 
hen die Versicherungsvertragsgesetze Frankreichs 
und der USA weitergehende Vorschriften für die Ab- 
fassung von Versicherungsverträgen vor als das deut- 
sche WG. Gleichwohl entstand in Frankreich in eini- 
gen Massensparten (Lebensversicherung, Kfz-Versi- 
cherung) eine erhebhche Marktintransparenz, die zu 
einem hohen Preisgefälle geführt hat. Die Direction 
des Assurances hat es deshalb als sinnvoll angesehen, 
weitergehende Informationspflichten im Vertrag als 
Pflichtklauseln zu verordnen. Sie hat darüber hinaus 
darauf hingearbeitet, daß alle Versicherer wenigstens 
einen Standardvertrag im Angebot führen. (Tz. 673) 
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133. Das britische Beispiel zeigt, daß die Funktions- 
fähigkeit des Bedingungswettbewerbs auch durch 
Maklermärkte gewährleistet werden kann. In Groß- 
britannien wird neben dem Industriegeschäft auch ein 
großer Teil des Massengeschäftes von Maklern (Bro- 
kern) vermittelt. Der Bedarf an Beratungen durch un- 
abhängige Makler ist dabei in Großbritannien von 
den untersuchten Ländern am größten, weil die Ver- 
tragsfreiheit durch versicherungsvertragsrechüiche 
Bestimmungen am wenigsten eingeschränkt ist und 
insbesondere die vertraglich vereinbarten Warranties 
eine eingehende Aufklärung der Versicherungsneh- 
mer vor Vertragsabschluß sinnvoll machen, (Tz. 674) 

134. Frankreich, Großbritannien und — wiederum 
mit Einschränkungen die USA — sind Länder, in de- 
nen auch der Prämienwettbewerb auf Versicherungs- 
märkten von der Versicherungsaufsicht nicht be- 
schränkt wird. Die Aufsichtsbehörden haben keine 
Befugnis, die Kalkulationsgrundlagen in der Kfz-Haft- 
pflichtversicherung und der Lebensversicherung zu 
vereinheitlichen. Darüber hinaus haben die Verbände 
in Frankreich und Großbritannien schon seit Ende der 
70er Jahre nur noch die Möglichkeit, Tarif empfehlun- 
gen auf Nettobasis auszusprechen. Der Schwerpunkt 
des Insolvenzschutzes in den Ländern mit freiem Prä- 
mienwettbewerb liegt bei der Solvenzkontrolle. Er- 
gänzt wird die Solvenzkontrolle in Großbritannien 
und den USA durch Konkurssicherungsfonds, die im 
Falle einer Insolvenz für die Ansprüche der Versicher- 
ten aufkommen. (Tz, 751—771) 

135. Die von der Versicherungswirtschaft gegen 
eine Deregulierung der Prämienkalkulation — Auf- 
gabe der Tarif auf sicht in der Kfz-Haftpflichtversiche- 
rung und Lebensversicherung, Aufgabe der Bruttota- 
rifempfehlungen in den Schadenversicherungsspar- 
ten — vorgebrachten Argumente lassen sich durch 
den internationalen Vergleich nicht bestätigen. Die 
Solvenzkontrolle in Frankreich, Großbritannien oder 
den USA hat zwar Insolvenzen nicht vollständig aus- 
schließen können. Deren Zahl ist jedoch, gemessen an 
der Gesamtzahl der Versicherer, gering gewesen. Da 
nur selten größere Versicherer durch Konkurs aus- 
schieden, ist auch das von Insolvenzen betroffene Prä- 
mienvolumen, gemessen am gesamten Prämienvolu- 
men, unerheblich gewesen. Angesichts dieses Befun- 
des kann von einer besonderen Tendenz zu ruinösem 
Preiswettbewerb bei Existenz einer Solvabilitätskon- 
trolle nicht ausgegangen werden. Insolvenzen haben 
deswegen bisher auch keine übermäßigen Anforde- 
rungen an solvente Versicherer gestellt, auf die Be- 
stände übertragen wurden bzw. die durch Konkurssi- 
cherungsfonds-Umlagen belastet wurden. (Tz. 781 — 
787) 

136. Die Aufhebung des § 102 GWB wirft nach Auf- 
fassung der Versicherungswirtschaft ein weiteres be- 
sonderes Problem auf: Die gemeinsame Risikoüber- 
nahme im Weg der Mit- und Rückversicherung müsse 
ohne besondere Freistellung erheblich eingeschränkt 
werden. Auch nach Auffassung der Monopolkommis- 
sion würde die Streichung des § 102 GWB zu gewis- 
sen Einschränkungen führen; es würde sich dabei 
aber nur um die wettbewerbspolitisch bedenklichen 
Fälle handeln. In den Fällen, in denen eine gemein- 
same Risikoübernahme erst die Versicherung eines 


Großrisikos ermöglicht, in denen sie vom Versiche- 
rungsnehmer gefordert wird oder in denen sie die 
Marktverhältnisse nicht spürbar beeinflußt, kommt 
§ 1 GWB nicht zur Anwendung. Nur die vermutlich 
wenigen Fälle, in denen Mitversicherungen eine 
Wettbewerbsbeschränkung bewirken, fielen unter 
das Kartellverbot. (Tz. 794) 

137. Eine Streichung des § 102 GWB wird allerdings 
zunächst eine gewisse Rechtsunsicherheit darüber 
entstehen lassen, auf welche Mitversicherungen im 
Einzelfall der Arbeitsgemeinschaftsgedanke anwend- 
bar ist und welche dem Anwendungsbereich des § 1 
GWB unterfallen. Um diese Rechtsunsicherheit zu 
verringern, schlägt die Monopolkommission vor, für 
eine befristete Übergangszeit von zwei Jahren eine 
generelle Anmeldepflicht für Mitversicherungen ein- 
zuführen und Mitversicherungen für diesen Zeitraum 
lediglich wie bisher der Mißbrauchsaufsicht und nicht 
dem Verbotsprinzip zu unterstellen. Während des 
Übergangszeitraumes könnte das Bundeskartellamt 
die angemeldeten Mitversicherungen einer einge- 
henden Einzelprüfung unterziehen und Verwaltungs- 
grundsätze für die kartellrechtiiche Beurteilung von 
Mitversicherungen aufstellen. Bis zum Ablauf der 
Übergangsfrist könnte mithin geklärt werden, welche 
Mitversicherungen ohne Verletzung des § 1 GWB 
dann weiter bestehen dürften. 

Bei den Pools kann nach Auffassung der Monopol- 
kommission in gleicher Weise verfahren werden. So- 
weit die Prüfung ergeben sollte, daß die Pools unter 
den Anwendungsbereich der § 1 GWB fallen, wäre 
entweder über eine neue Abgrenzung der in den Pool 
eingebrachten Risiken nachzudenken oder eine Mini- 
stererlaubnis nach § 8 GWB zu erwägen. (Tz. 795) 

138. Im Ergebnis würde durch die von der Monopol- 
kommission vorgeschlagene Deregulierung das An- 
gebot an Versicherungsschutz nachhaltig verbessert 
und verbilligt, ohne daß die Ziele des Verbraucher- 
schutzes gefährdet würden. 


7. Gesellschaftsrecht und Konzentration 

139. Einen wichtigen Bereich möglicher Konzentra- 
tionsursachen stellen die staatlichen Rahmenbedin- 
gungen wirtschaftiicher Aktivitäten dar. Die Mono- 
polkommission untersucht deshalb in diesem Gutach- 
ten den Zusammenhang von Gesellschaftsrecht und 
Konzentration, da das Gesellschaftsrecht auch Nor- 
men für Konzentrationsvorgänge vorgibt und somit 
als mögliche Ursache für unerwünschte Konzentra- 
tionsprozesse in Betracht kommt. (Tz. 796) 

140. Dem Gesellschaftsrecht kommt vorrangig die 
Aufgabe zu, Personenmehrheiten die kollektive Teil- 
nahme am Wirtschaftsprozeß zu ermöglichen und da- 
bei den Belangen der am Unternehmen interessierten 
Gruppen Rechnung zu tragen. Zugleich steuert es je- 
doch auch das Verhalten von Unternehmen am Markt 
mit und kann deshalb je nach Ausgestaltung zur Er- 
schwerung oder Verhinderung, aber auch zur Förde- 
rung der Unternehmenskonzentration beitragen. Da- 
mit wird der Bezug zu wettbewerbspolitischen und 
-rechtlichen Regelungsanliegen deutlich. Gesell- 


33 




Drucksache 11/2677 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


schaftsrecht darf deshalb nicht nur als zweckneutra- 
les, anpassungsfähiges Organisationsrecht angese- 
hen werden. Es muß wie alle anderen wirtschafts- 
rechtlich relevanten Normen ordnungspolitische 
Aspekte berücksichtigen. Dem Gesellschaftsrecht 
kann allerdings nicht die Funktion zukommen, Kon- 
zentrationsvorgänge zu erschweren oder zu verhin- 
dern, da es aufgrund seiner besonderen Zielrichtung 
nicht nach gesamtwirtschaftlich erwünschten und un- 
erwünschten Konzentrationsvorgängen differenzie- 
ren kann. Vielmehr sollten die gesellschaftsrechtii- 
chen Normen möglichst konzentrationsneutral ausge- 
staltet werden. 

Auch wenn es verbindhche Maßstäbe für die Bestim- 
mung von Konzentrationsneutralität nicht geben 
kann, wird man jedoch zumindest als Vergleichsbasis 
ein möghches Gesellschaftsrecht heranziehen kön- 
nen, das den Wirtschaftsteilnehmem nicht weniger 
Möghchkeiten als das geltende Gesellschaftsrecht 
bietet, ihre Ressourcen zu bündeln und im Wirt- 
schaftsverkehr einzusetzen. Im Hinbhck auf diese 
Referenzbasis können die Normen des geltenden Ge- 
sellschaftsrechts auf zusätzliche Anreizwirkungen 
für Konzentrationsvorgänge untersucht werden. 
(Tz. 797-800) 

141 . Die Gewinnverwendungsbefugnisse in der Ak- 
tiengesellschaft haben nach Auffassung der Monopol- 
kommission im Aktiengesetz 1965 keine konzentra- 
tionsneutrale Ausgestaltung erfahren. § 58 AktG er- 
öffnet der Verwaltung der Aktiengesellschaft in zu 
weitgehendem Maße die Möghchkeit zur Gewinnein- 
behaltung. Das ist sowohl imter wettbewerbspoliti- 
schen wie xinter kapitalmarktpolitischen Gesichts- 
punkten nicht wünschenswert. Eine weitgehende Ge- 
winnthesaurierung ermöglicht die Kapitalakkumula- 
tion auch dann, wenn sie zur Deckung aktueller Fi- 
nanzierungsbedürfnisse für die weitere Untemeh- 
mensentwicklung nicht notwendig ist. Die einbehal- 
tenen Mittel werden zur Aufstockung des Finanzver- 
mögens oder für Beteüigungsengagements an ande- 
ren Unternehmen verwendet. Die Gewinneinbehal- 
tungsmöghchkeiten bedingen damit vermuthch eine 
Erhöhung des Verflechtungsgrades der Volkswirt- 
schaft. Diese wettbewerbspolitische Relevanz der Ge- 
winneinbehaitungsmöglichkeiten steigt mit zuneh- 
mender Unternehmensgröße. Konzentrationsför- 
demde Wirkungen der Gewinnverwendungsbefug- 
nisse des § 58 AktG ergeben sich auch für Aktienge- 
sellschaften im Konzernverbund. Minderheitsaktio- 
näre in Tochtergesellschaften wie Aktionäre in der 
Muttergesellschaft können von der Verwaltung der 
Muttergesellschaft durch eine geschickte Rücklagen- 
pohtik zu weitgehendem Dividendenverzicht veran- 
laßt werden. Expansionsstrategien lassen sich daher 
besonders einfach und schnell realisieren. Die Funk- 
tionsfähigkeit des Kapitalmarktes wird beeinträchtigt, 
weil die geltenden Gewinnverwendungsregelungen 
firmeninterne Kapitalmärkte entstehen lassen. Für 
neu an den Kapitalmarkt herantretende Unternehmen 
erhöhen sich die Marktzutrittsschranken, da sie sich 
aufgrund der Thesaurierungspolitik etabherter Unter- 
nehmen nur einem begrenzten Angebot von Anlage 
' suchendem Beteihgungskapital gegenüber sehen. 
Die etabherten Unternehmen können sich hingegen 
dxirch die eröffneten Möglichkeiten zur Selbstfinan- 


zierung partiell dem Marktzwang entziehen, dem sie 
sich ansonsten bei Grundkapitalerhöhimgen mittels 
Neuemission ausgesetzt sähen. Die Monopolkommis- 
sion hält daher einö Änderung der Gewinnverwen- 
dungskompetenzen des § 58 AktG für sinnvoll. 
(Tz. 802-807) 

142 . Die Monopolkomission hat die Einführung ei- 
nes Vollausschüttungszwanges erwogen und abge- 
lehnt. Sie schlägt jedoch vor, die Stellung der Aktio- 
näre dadurch zu stärken, daß die Gewinnverwen- 
dungsentscheidung dann auf die Anteilseigner verla- 
gert werden sollte, wenn die freien Rücklagen die 
Hälfte des Grundkapitals der Gesellschaft überstei- 
gen. Die Verwaltung sollte demnach wie bisher die 
Möglichkeit zur Gewinnthesaurierung haben, bis die 
angesammelten Rücklagen das festgelegte Verhältnis 
von freien Rücklagen zum Grundkapital erreicht ha- 
ben. Oberhalb der gesetzten Schwelle erwirbt die 
Hauptversammlung die Befugnis, über die Verwen- 
dung des gesamten Jahresüberschusses zu entschei- 
den. Eine weitere Möghchkeit der Einbehaltung er- 
wirtschafteter Gewinne ohne Mitsprache der Aktio- 
näre wäre nicht möglich. 

Mit einer solchen Regelung wäre ein sinnvoller Kom- 
promiß zwischen widerstreitenden Interessen verbun- 
den. Der Unternehmensleitung wäre weiterhin ein 
gewisser Verhaltensspielraum bei der Entwicklung 
und Durchsetzung langfristiger Unternehmensziele 
gegeben. Andererseits würde den Aktionären ein 
stärkeres Mitspracherecht bei der Finanzierung der 
Gesellschaft zugewiesen, wenn die Verwaltung von 
dem ihr vorgegebenen Rahmen zur Gewinneinbehal- 
tung bereits Gebrauch gemacht hat. Die Untemeh- 
mensleitimg wird dann einer stärkeren Kontrolle der 
Anteilseigner unterworfen, die aus Wettbewerbs- und 
kapitalmarktpohtischen Erwägungen erwünscht ist. 
(Tz. 808-814) 

143 . Im Gegensatz zur Mehrheitsmeinung der Mo- 
nopolkommission hält das Kommissionsmitghed Haa- 
stert den Vorschlag nicht für empfehlenswert, weil 
wichtige praktische Bedenken noch nicht hinreichend 
geklärt worden sind. Diese Bedenken betreffen vor- 
nehmlich die hquiditätsmäßigen Auswirkungen der 
(Voll-) Ausschüttung bilanzieller Gewinne (und gege- 
benenfalls Rücklagen), die möghche Konsequenz 
übermäßiger Orientierung der Untern ehmenspohtik 
an kurzfristig reahsierbaren Gewinnaussichten und 
die Gefahr spekulativ motivierter Ausschüttungen 
zum Nachteil der Gesellschaft. (Tz. 814) 

144 . Die Zusammenfassung mehrerer Unternehmen 
in einem Konzern spielt für den Konzentrationsprozeß 
eine bedeutsame Rolle. Bei der rechthchen Erfassung 
dieser Unternehmensverbindungen zeigen sich im in- 
ternationalen Vergleich unterschiedhche Regelungs- 
ansätze. In der Bxmdesrepublik gibt es keine gesetzh- 
chen Regelungen für die Bildung von Konzernen. Be- 
sondere Rahmenbedingungen bestehen nur für die 
Gestaltung bereits bestehender Unternehmensver- 
bindungen. In anderen Rechtsordnungen wird hinge- 
gen in der Kontrollerlangung als erste Phase des Kon- 
zernierungsprozesses ein zentrales Regelungsanhe- 
gen angesehen. (Tz. 815—817) 
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Ob und inwieweit der Kontrollerwerb oder der Erwerb 
größerer Aktienpakete einer besonderen Regelung 
unterworfen werden sollte, ist allerdings eine viel- 
schichtige und damit schwierige Entscheidung. So 
sind die Effizienzeffekte , die mit Schaffung einer 
rechtiichen Rahmenordnung für öffentliche Übernah- 
meangebote verbunden sind, gegenläufig und in ihrer 
Bedeutung umstritten. Unklar ist insbesondere, inwie- 
weit aus dem Markt für Unternehmenskontrolle wirk- 
same Kontrollmechanismen zur Disziplinierung von 
Unternehmensverwaltungen erwachsen können. Da- 
neben bestehen auch über die Zweckmäßigkeit ein- 
zelner Vorschriften, mit denen Erwerbsvorgänge zur 
Erlangung der Unternehmenskontrolle in gewisse 
Bahnen gelenkt werden sollen, divergierende Auffas- 
sungen. 

Auch die konzentrationspolitisch relevanten Wirkun- 
gen eines rechtlich geordneten Verfahrens für den 
Erwerb eines Beteihgungspakets sind ambivalent. Mit 
einem weitgehend unreglementierten Markt für Un- 
ternehmenskontrolle wie mit einem ausgeprägten Sy- 
stem von Verhaltensvorschriften können jeweils ge- 
genläufige konzentrationspolitische Effekte verbun- 
den sein, die in ihrer empirischen Bedeutung nur 
schwer abschätzbar sind. (Tz. 820—822) 

146 . Eine Analyse des britischen und Ü.S. -amerika- 
nischen Regelungssystems für take-over bids (tender 
offers) zeigt, daß mit ihnen die beim Kontrollerwerb 
durch öffentliche Übernahmeangebote entstehenden 
Probleme nicht vollständig lösbar sind. Der britische 
City Code on Take-overs and Mergers rückt den Min- 
derheitenschutz in den Vordergrund. Dies kann die 
Funktionsfähigkeit des Marktes für Unternehmens- 
kontrolle beeinträchtigen. Die Regelungen des U.S.- 
amerikanischen Williams Act zielen demgegenüber 
vor allem darauf ab, die Funktionsfähigkeit des 
Marktes für Unternehmenskontrolle sicherzustellen. 
Dem Schutz der Minderheitsaktionäre wird dabei 
nicht zureichend Rechnung getragen. Die im ameri- 
kanischen Recht eröffneten Handlungsspielräume 
des Managements der Zielgesellschaft bei der An- 
wendung von Abwehrstrategien können zudem die 
materielle Entscheidungsteilhabe der Aktionäre ver- 
kürzen und damit zugleich die Kontrollfunktionen von 
Übernahmeverfahren beeinträchtigen. (Tz. 823— 
826) 

146 . ln der Bundesrepublik bestehen bislang ledig- 
lich Informationspflichten für Beteiligungen an einer 
Aktiengesellschaft und für Beteiligungen von Aktien- 
gesellschaften an anderen Kapitalgesellschaften 
(§§ 20 f. AktG). So ist nach Erwerb von mehr als 25 % 
oder 50 % der Anteile an einer Aktiengesellschaft die- 
ser Vorgang jeweils mitzuteilen. Der Mitteilungs- 
pflichtige kann allerdings seine Anonymität so lange 
wahren, wie er keine Rechte aus seinen Aktien gel- 
tend macht. Die Mitteilungspflichten bestehen also 
erst dann, wenn der Erwerb einer wesentlichen Betei- 
hgung erfolgt ist und unternehmenspolitische Einfluß- 
nahmen auf der Basis dieses Pakets möglich sind. 
(Tz. 827) 

Die Monopolkommission hält es für sinnvoll, die in 
§ 20 AktG statuierte Mitteilungspflicht abzusenken 
und diese Mitteilung an gewisse Fristen zu binden. 
Damit könnten Aktionäre bei ihren Kauf- oder Ver- 


kauf sentscheidungen die Möghchkeit des Aufbaus 
maßgebhcher Aktienpakete durch sukzessive Er- 
werbsvorgänge über die Börse frühzeitig berücksich- 
tigen. (Tz. 832) 

147 . Hingegen sieht die Monopolkommission eine 
gesetzliche Regelung für öffentliche Übernahmean- 
gebote nicht als notwendig oder sinnvoll an. Übernah- 
meangebote zur Erlangung der Kontrolle über ein an- 
deres Unternehmen sind aufgrund der besonderen 
Strukturbedingungen des Aktienmarktes in der Bun- 
desrepubhk — geringe Zahl von Aktiengesellschaf- 
ten, stabile Mehrheitsverhältnisse in vielen Gesell- 
schaften, starke Stellung der Banken im Finanzie- 
rungssektor — nur von geringer Bedeutung. Dies 
würde vermutlich selbst dann gelten, wenn eine 
Pflicht zur Abgabe eines öffentlichen Übernahmean- 
gebots für den Erwerb maßgeblicher Beteiligungen 
eingeführt würde. Da zudem die mit einer solchen 
Regelung verbundenen Allokationswirkungen und 
Konzentrationseffekte und ihre empirische Bedeu- 
tung noch nicht hinreichend geklärt sind, wäre eine 
entsprechende rechtliche Rahmensetzung gegenwär- 
tig auch nicht zweckmäßig. (Tz. 828—831) 

148 . Die Monopolkommission ist der Auffassung, 
daß das geltende Aktienkonzernrecht nicht konzen- 
trationsneutral ausgestaltet ist. Dies gilt insbesondere 
für die Regelung der sog. faktischen Konzerne nach 
§§ 311ff. AktG. Diese Vorschriften haben zum Ziel, 
eine von einem herrschenden Unternehmen abhän- 
gige Gesellschaft im Ergebnis wirtschaftlich so zu stel- 
len, als ob das von ihr betriebene Unternehmen unab- 
hängig im gemeinsamen Interesse aller Aktionäre ge- 
führt würde. Nachteilszufügungen sind dem herr- 
schenden Unternehmen gestattet, die Nachteile müs- 
sen allerdings ausgeglichen werden (§311 AktG). 
Wird dem abhängigen Unternehmen nicht spätestens 
bis zum Ablauf des Geschäftsjahres ein Rechtsan- 
spruch auf diesen Ausgleich gewährt, so wird ihm ein 
Schadensersatzanspruch gegenüber dem herrschen- 
den Unternehmen eingeräumt. Allerdings ist dieser 
Schadensersatzanspruch dann ausgeschlossen, wenn 
auch ein ordenthcher und gewissenhafter Geschäfts- 
leiter einer unabhängigen Gesellschaft das Rechtsge- 
schäft vorgenommen oder die Maßnahme getroffen 
oder unterlassen hätte (§ 317 AktG). Als Informations- 
instrument dient zudem der Abhängigkeitsbericht, in 
dem vom Vorstand der abhängigen Gesellschaft alle 
im Rahmen des Abhängigkeitsverhältnisses vorge- 
nommenen Aktivitäten zu dokumentieren und auf 
ihre Angemessenheit hin zu würdigen sind. (Tz. 835, 
836) 

149 . Der den §§ 311ff. AktG zugrundeliegende Lö- 
sungsansatz ist mit grundsätzlichen konzeptionellen 
Mängeln behaftet; daneben ergeben sich bei der An- 
wendung dieser Vorschriften aber auch erhebliche 
praktische Schwierigkeiten: 

— In den §§ 311 ff. AktG werden keine eindeutigen 
Kriterien für die Grenzen der Ausübung eines be- 
herrschenden Einflusses vorgegeben, so daß un- 
klar bleibt, inwieweit das Konzerninteresse auch 
ohne Abschluß eines Unternehmensvertrages 
durchgesetzt werden darf. Ist eine weitgehende 
Beeinflussung der Geschäftspolitik der abhängi- 
gen Gesellschaft im Rahmen von Abhängigkeits- 
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Verhältnissen möglich, so besteht die Gefahr, daß 
das Eigeninteresse der abhängigen Gesellschaft 
als Bezugspunkt der Nachteilsermittlung von Ein- 
flußnahmen durch das herrschende Unternehmen 
seine Funktion zu verlieren droht. Es ergeben sich 
dann kaum erfaßbare Handlungs- und Bewer- 
tungsspielräume bei der Durchsetzung von Kon- 
zerninteressen, die konzentrationsfördernd wirken 
können. 

— Selbst wenn das Eigeninteresse der abhängigen 
Gesellschaft bestimmbar bleibt, bereitet die Nach- 
teilsermittlung und -quantifizierung erhebliche 
Schwierigkeiten. Veranlaßt das herrschende Un- 
ternehmen die abhängige Gesellschaft zu Rechts- 
geschäften oder Maßnahmen, die dem Konzernin- 
teresse dienlich sind, so sind angesichts der vielfäl- 
tigen zu beachtenden Faktoren und der teilweise 
nur langfristig zu erwartenden Auswirkungen der 
Einflußnahmen vielfach nur vage Schätzungen 
und Prognosen möghch, um mögliche Nachteile zu 
bestimmen. Auch hieraus ergeben sich Bewer- 
tungsunsicherheiten, die das herrschende Unter- 
nehmen zu seinen Gunsten nutzen kann, 

— Auch der Abhängigkeitsbericht kann nicht als aus- 
reichende Sicherung des Nachteils ausgleichs an- 
gesehen werden. Da den außenstehenden Aktio- 
nären ein Einblick in den Abhängigkeitsbericht 
verwehrt wird, fehlt es an einer wirksamen Kon- 
troUinstanz. Die Abschlußprüfer der abhängigen 
Gesellschaft, die vom Vertrauen des herrschenden 
Unternehmens abhängig sind, können diese Funk- 
tion nur unzureichend ausfüllen. (Tz. 839—842) 

150 . Die Regelungen der §§ 311ff. AktG sind also 
nicht so restriktiv ausgestaltet, daß sie zur Herstellung 
eines umfassenden Unternehmensverbunds ungeeig- 
net sind und deshalb zum Abschluß von Unterneh- 
mensverträgen veranlassen, mit denen sich die Inter- 
essen von Minderheiten und Gläubigern angemessen 
sicherstellen heßen. In der Praxis wird daher vielfach 
von der Möglichkeit faktischer Konzernienmg Ge- 
brauch gemacht. Kommt es dann bei bereits etablier- 
ten Konzernverhältnissen doch zum Abschluß eines 
Unternehmensvertrages, so kann nicht ausgeschlos- 
sen werden, daß die vermögensrechtlichen Interessen 
der außenstehenden Aktionäre schon vor der Bildung 
des Vertragskonzerns geschädigt werden und in Ab- 
findungs- oder Ausgleichs ansprüchen keine ad- 
äquate Berücksichtigung mehr finden. (Tz, 843) 

151 . Die Monopolkommission hält angesichts dieser 
Schwächen des konzernrechtlichen Schutzsystems im 
Aktiengesetz das Modell der organischen Konzern- 
verfassung, wie es von der EG -Kommission vorge- 
schlagen wurde, für die überzeugendere Konzeption. 
Zentraler Anknüpfungspunkt für einen besonderen 
konzernrechtlichen Schutz ist der Konzerntatbestand. 
Mit dessen Eintritt entstehen für das herrschende 
Konzernunternehmen Abfindungs- oder Ausgleichs- 


pflichten gegenüber den außenstehenden Aktionä- 
ren. Die vermögensrechtliche Position der Minder- 
heitsaktionäre wird zudem im Vergleich zum Ver- 
tragskonzernrecht der §§ 293 ff. AktG durch zwei ver- 
fahr ensrechthche Vorkehrungen erhebhch gestärkt. 
Die Ausgleichs- und Abfindungsangebote des herr- 
schenden Unternehmens sind von unabhängigen 
Sachverständigen, auf deren Bestellung die Minder- 
heitsaktionäre im Zweifelsfalle Einfluß nehmen kön- 
nen, auf ihre Angemessenheit hin zu überprüfen. Zu- 
dem ist für die Zustimmung zu den angebotenen Ga- 
rantien ein Sonderbeschluß der außenstehenden Ak- 
tionäre erforderhch. Der Beschluß bedarf einer Drei- 
viertelmehrheit. Korrelat zur Übernahme der Garan- 
tien für die Minderheitsaktionäre ist ein unbeschränk- 
tes Weisungsrecht des herrschenden Unternehmens 
gegenüber dem Verwaltungsorgan der abhängigen 
Gesellschaft, das diese Weisungen zu befolgen hat. 
(Tz. 845-855) 

152 . Die Konzeption der organischen Konzernver- 
fassung ist zwar ebenfalls mit Schwächen behaftet. 
Die Feststellung des Konzerntatbestandes ist mit eini- 
gen Unsicherheiten belastet. Auch stellt sich weiter- 
hin — wenn auch in wesenthch geringerem Maße — 
das Problem, Minderheiten unterhalb der Schwelle 
des Eingreifens konzernspezifischer Garantienormen 
in ihren Vermögenspositionen angemessen zu schüt- 
zen. Die Monopolkommission hält diese Mängel je- 
doch nicht für besonders gravierend. Hingegen sieht 
sie es als einen bedeutsamen Vorzug der organischen 
Konzernverfassung gegenüber den Normen des deut- 
schen Konzernrechts an, daß sie es nicht in das Behe- 
ben des herrschenden Konzernunternehmens stellt, 
ob und wann es die konzernrechthchen Schutzgaran- 
tien übernehmen will. Sie weist somit für einen aus 
gesellschaftsrechtlichem wie konzentrationspohti- 
schem Bhckwinkel gravierenden Mangel des deut- 
schen Konzernrechts auf wirksame Abhilfe hin. 
(Tz. 856, 857) 

153 . Auch Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
stehen häufig in Konzernverbindungen, so daß dem 
GmbH-Konzernrecht eine erhebhche praktische Be- 
deutung zukommt. Die Kodifikation eines GmbH- 
Konzernrechts steht allerdings bisher noch aus, so daß 
bedeutsame Grundsätze für die Konfhktlösungen in 
GmbH-Konzernen von der höchstrichterhchen Recht- 
sprechung entwickelt wurden. Die Rechtsprechung 
nahm dabei insbesondere Bezug auf das Rechtsinsti- 
tut der Treuepfhchten der Gesellschafter gegenüber 
ihrer Gesellschaft wie untereinander. Auch wenn ein- 
zelne Fragen bisher noch ungeklärt sind, bieten die 
von der Rechtsprechung entwickelten Regeln einen 
angemesseneren gesellschaftsrechthchen Minderhei- 
tenschutz als die Vorkehrungen des Aktienrechts. Da- 
mit sind nach Auffassung der Monopolkommission 
zugleich weitgehend konzentrationsneutrale Lösun- 
gen geschaffen worden. (Tz. 858—868) 
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KAPITEL I 

Stand und Entwicklung der Angebotskonzentration in den Güterklassen 
des Produzierenden Gewerbes 


1 . Die Messung der Angebotskonzentration 
auf der Grundlage der Produktionsstatistik 

1.1 Konzeptionelle Grundlagen 

154. Die Monopolkoininission setzt ihre im Vierten i) 
Hauptgutachten angewendeten beiden Konzeptionen 
fort, die horizontale Konzentration im Produzierenden 
Gewerbe sowohl nach Anbietern bestimmter Güter 
als auch nach Unternehmen in den einzelnen Wirt- 
schaftsbereichen zu untersuchen. 

Im Hinblick auf die besonderen Betrachtungsweisen, 
die mit beiden Konzeptionen verbunden sind, hält die 
Monopolkommission deren parallele Verfolgung für 
unverzichtbar. Im Zuge des Ausbaus der amtlichen 
Statistik ist zu erwarten, daß die gesetzlich vorgese- 
hene Differenzierung der Statistiken nach Wirt- 
schaftszweigen im Hinblick auf fachliche Unterneh- 
mensteile zu einer engeren und systematischen Ver- 
zahnung mit der Produktionsstatistik führt und eine 
simultane und konsistente Anwendung beider Kon- 
zeptionen erlaubt. Jede für sich betrifft jedoch eigen- 
ständige und voneinander unabhängige Betrach- 
tungsweisen der horizontalen Konzentration und ihrer 
wettbewerbspolitischen Bedeutung. 

155, Die Gliederung der Unternehmen nach der Sy- 
stematik der Wirtschaftszweige erfaßt die Unterneh- 
men als Ganzes und ordnet sie, auch wenn diese in 
verschiedene Wirtschaftsbereiche diversifizieren, 
dem Wirtschaftsbereich zu, dem der größte Anteü der 
Wertschöpfung entspricht. Die Monopolkommission 
vermutet, daß auf der Ebene zweistelliger Wirtschafts- 
gruppen der SYPRO-Klassifikation aus der Sicht der 
Güterproduktion vornehmlich jene Unternehmen ab- 
gegrenzt werden können, die auf der gleichen Pro- 
duktionsstufe stehen, ähnliche Produktionsbedingun- 
gen aufweisen und aus diesen Gründen in potentiel- 
lem Wettbewerb stehen. Allerdings folgt die Systema- 
tik der Wirtschaftszweige auch anderen Kriterien.^) 
Entscheidend ist im vorliegenden Zusammenhang je- 
doch, daß es auf der Grundlage der Statistiken nach 
Wirtschaftszweigen grundsätzlich nicht möglich ist, 
Unternehmen oder Betriebe danach zusammenzufas- 
sen, ob diese aus der Sicht der Güternachfrage gleich- 
artige Güter herstellen, die in einer möglichen Substi- 

1) Vgl. Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentra- 
tionserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 
1982, Tz. 173 ff. 

2) Vgl. hierzu die Untersuchungen der Monopolkommission im 
Anlagenband, Abschnitt A.ll.2.3, Abgrenzung potentieller 
Wettbewerbsbeziehungen auf der Grundlage der Statistiken 
nach Wirtschaftszweigen; Abschnitt A.II.10.2, Divergenz des 
Umsatzes insgesamt, des Wertes der Gesamtproduktion, des 
Umsatzes aus eigenen Erzeugnissen und Leistungen sowie 
des branchentypischen Umsatzes der Unternehmen. 


tutionskonkurrenz zueinander stehen. Eine näher an 
der Nachfrage und damit am Markt orientierte Ab- 
grenzung der jeweüs relevanten Anbieter ist nur mit 
Hüfe einer Statistik der fachlichen Untemehmensteile 
oder der Absatzproduktion zu leisten. 

Zu einzelnen, auch erhebungstechnisch bedingten 
Differenzen zwischen beiden Konzeptionen der empi- 
rischen Konzentrationsmessung wird auf den metho- 
dischen Anhang des Anlagenbandes zu diesem 
Hauptgutachten verwiesen.^) 

156. Die der Monopolkommission verfügbare Da- 
tenbasis zur Erfassung der Anbieterkonzentration re- 
sultiert aus der amtiichen Statistik und unterliegt da- 
her verschiedenen systematischen Einschränkungen, 
Insbesondere ist folgendes zu bedenken: 

— Anbieter im Sinne der aufbereiteten Produktions- 
statistik sind die an der Produktion bestimmter 
Güter beteüigten Unternehmen bzw. Teile von Un- 
ternehmen. Die Zugehörigkeit verschiedener An- 
bieter zu einem übergreifenden diversifizierenden 
Unternehmen wird nicht ausgewiesen. 

— Nicht gesondert erfaßt wird der für den Export 
bestimmte Anteü der Produktion eines inländi- 
schen Anbieters sowie die Anzahl und die Produk- 
tionsanteüe ausländischer Anbieter. Zur Erfassung 
der Angebotsverhältnisse im Inland sind deshalb 
die Außenhandelsverflechtungen der Anbieter 
und Märkte gesondert zu berücksichtigen. 

— Die produktionsstatistischen Erhebungen unterlie- 
gen einer Erfassungsgrenze für Unternehmen und 
Betriebe. Die Angebotsstruktur ist daher infolge 
der Vernachlässigung kleiner Anbieter systema- 
tisch verzerrt. 

— Das Erhebungsgebiet entspricht der Bundesrepu- 
blik Deutschland einschheßhch Berlin (West). Da- 
durch werden wettbewerblich relevante regionale 
Strukturen innerhalb des Gebiets der Bundesrepu- 
blik nicht berücksichtigt. 

— Die Entwicklung des Konzentrationsprozesses 
wird nur unvollkommen erfaßt. Ein bloßer Ver- 
gleich des Standes der Konzentration zu verschie- 
denen Zeitpunkten vernachlässigt wichtige Merk- 
male der Konzentrationsentwicklung, z. B. die 
Rangfolge und die Zusammensetzung der größten 
Anbieter in einem Markt. 

— Der Wert der Absatzproduktion als Konzentra- 
tionsmerkmal der Güterproduktion weist eine zu 
geringe Marktnähe auf. 


3) Vgl. Anlagenband, Abschnitt A.I.1, Konzeptionelle Grundla- 
gen der Konzentrationsmessung. 
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Die Monopolkommission hat sich, wie auf anderen 
Gebieten, so auch auf dem Gebiet der Produktionssta- 
tistik, mit den verschiedenen bestehenden systemati- 
schen Einschränkungen der Konzentrationsberichter- 
stattung auf der Grundlage amtlicher Daten im me- 
thodischen Teil des Anlagenbandes des Gutachtens 
ausführlich auseinandergesetzt.^) 


1.2 Abgrenzung und Merkmale der Datenbasis 

157. Die Datenbasis der Monopolkommission ba- 
siert auf der Viert eljährhchen Produktionserhebung 
des Statistischen Bundesamtes. 

Der Monopolkommission liegen für die Jahre 1977 bis 
1982 jährlich und ab 1982 zweijährlich Datensätze zur 
Angebotskonzentration vor. Diese resultieren aus 
Sonder aufbereitungen, die das Statistische Bundes- 
amt auf der Grundlage der Vierteljährlichen Produk- 
tionserhebung unter Hinzuziehung einzelner Fach- 
statistiken für die Monopolkomnüssion unter konzen- 
trationsstatistischen Gesichtspunkten durchführt. 

Eine Beschreibung der amtlichen Datenbasis findet 
sich in den vorangehenden Hauptgutachten sowie 
in eingehender Form im methodischen Teü des Anla- 
genbandes dieses Gutachtens.®) 

158. Der Berichtskreis wird durch die produzieren- 
den Betriebe des Bergbaus und des Verarbeitenden 
Gewerbes einschließlich Fertigbaubetriebe von Un- 
ternehmen definiert, die dem Produzierenden Ge- 
werbe oder anderen Wirtschaftsbereichen angehören. 
Nicht einbezogen werden Erzeugnisse der zweistelli- 
gen Gütergruppe 10 (Elektrizität, Gas, Fernwärme, 
Wasser). Ab 1978 wird das Produzierende Handwerk 
einbezogen.7) 

Die Berichtsperioden entsprechen seit dem Fünften 
Hauptgutachten der zweijährlichen Berichterstattung 
der Monopolkomnüssion. Die Zeitreihen beginnen 
1978. 

Merkmalsträger der für konzentrationsstatistische 
Zwecke aufbereiteten Produktionsstatistik sind Un- 
temehmensteüe, deren Ergebnisse aus den Daten der 
Betriebe des Berichtskreises zusammengeführt und 
nach ihrer Produktion auf der Ebene viersteUiger Gü- 
terklassen der amtlichen Systematik für Produktions- 
statistiken®) abgegrenzt werden. 


4) Vgl. Anlagenband, Abschnitt A.II., Grenzen und Möglichkei- 
ten der statistischen Konzentrationsraessung auf der Grund- 
lage amtlicher Daten. 

5) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a. a. O,, Tz. 180 ff; Monopolkommission, Ökonomische Krite- 
rien für die Rechtsanwendung, Hauptgutachten 1982/1983, 
Baden-Baden 1984, Tz. 154 ff.; Monopolkommission, Ge- 
samtwirtschaftliche Chancen und Risiken wachsender Unter- 
nehmensgrößen, Hauptgutachten 1984/1985, Baden-Baden 
1986, Tz. 135 ff. 

6) Vgl. Anlagenband, Abschnitt A.1. 2.1, Abgrenzung und 
Merkmale der Datenbasis. 

7) Im vorliegenden Zusammenhang wird der Begriff des Produ- 
zierenden Gewerbes in dieser engeren Abgrenzung verwen- 
det. 

®) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis 
für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Teil 2: Systemati- 
sches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe (GP), Stuttgart/Mainz 1981. 


— Als Unternehmen gelten die kleinsten rechtlich 
selbständigen Einheiten, die aus handeis- und/ 
oder steuerrechüichen Gründen Bücher führen 
und einen Jahresabschluß auf stellen müssen. Sie 
umfassen auch alle Verwaltimgs- und Hüfsbetrie- 
be u. ä. sowie alle nichtproduzierenden Teile, nicht 
aber Zweigniederlassungen im Ausland und recht- 
hch selbständige Tochtergesellschaften. 

— Als Betrieb gilt die örtliche Einheit bzw. örtlich 
getrennte Niederlasstmg einschließlich der zuge- 
hörigen oder in der Nähe hegenden Verwaltungs- 
und Hilfsbetriebe. Im Falle einer einzigen Nieder- 
lassung sind Betrieb und Unternehmen identisch. 
Die wirtschaftssystematische Zuordnung erfolgt 
nach dem Schwerpunkt des Gesamtbetriebs. 

Eine Erfassungsgrenze für Betriebe von Unterneh- 
men, die dem Produzierenden Gewerbe zugeordnet 
sind, besteht unmittelbar nicht; sie ist mittelbar da- 
durch definiert, daß die Erfassungsgrenze für Unter- 
nehmen im allgemeinen 20 Beschäftigte und mehr 
beträgt. Für Betriebe von Unternehmen außerhalb des 
Produzierenden Gewerbes güt ebenfalls die Erfas- 
sungsgrenze von im allgemeinen 20 Beschäftigten 
und mehr. Zur besseren Erfassung der Güterproduk- 
tion, bei der der Anteü kleinerer Betriebe und Unter- 
nehmen relativ hoch ist, besteht eine Erfassungs- 
grenze bei zehn Beschäftigten. 9) 

159. Konzentrationsmerkmal ist der Wert der zum 
Absatz bestimmten Produktion, i®) Aus Gründen der 
wettbewerbspoh tischen Relevanz wäre es wün- 
schenswert, als Marktergebnis den Umsatz zu ver- 
wenden. Die zum Absatz bestimmte Produktion um- 
faßt im allgemeinen den verkaufsfähigen, für den 
Markt vorgesehenen Produktionsausstoß sowie den 
Eigenverbrauch. Der Wert der zum Absatz bestimm- 
ten Produktion berechnet sich nach dem Verkauf s^ 
preis ab Werk. Er umfaßt nicht die in Rechnung ge- 
stellte Umsatz-(Mehrwert-) und Verbrauchsteuer so- 
wie Frachtkosten und Rabatte. Die Unterschiede zwi- 
schen dem Wert der zum Absatz bestinmiten Produk- 
tion und dem Gesamtumsatz beziehen sich insbeson- 
dere auf folgende Sachverhalte: 

— Lagerbestandsveränderungen, 

— unterschiedliche Bewertung der Produktion, 

— im Umsatz enthaltene Dienstleistungen, 

— im Umsatz enthaltene Verbrauchsteuem. 

160. Die Wirtschaf tssystematische Gliederung der 
Güterproduktion der Unternehmen und Betriebe im 
Produzierenden Gewerbe erfolgt für die Sonderaufbe- 
reitungen der Monopolkommission schematisch nach 
vierstelligen Güterklassen des amtlichen systemati- 
schen Güterverzeichnisses für Statistiken im Produ- 
zierenden Gewerbe.il) 

Vgl. hierzu die Zusammenstellung in: Statistisches Bundes- 
amt, Fachseiie4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 3.1; Pro- 
duktion im Produzierenden Gewerbe des In- und Auslandes, 
1987, S. 5. 

1®) Zur Definition der zum Absatz bestimmten Produktion vgl. 
Statistisches Bundesamt, Fachserie 4; Produzierendes Ge- 
werbe, Reihe 3.1: Produktion im Produzierenden Gewerbe 
des In- und Auslandes 1987, S. 5. 

1^) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis 
für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Teil 2: Systemati- 
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Die Datenbasis der Monopolkommission zur Ange- 
botskonzentration im Produzierenden Gewerbe um- 
faßt danach für das Berichtsjahr 1986 1 020 vierstel- 
hge Güterklassen. Diese ordnen sich in fünf Haupt- 
gruppen der Erzeugnisse des Produzierenden Gewer- 
bes ein: i2) 

— Bergbauhche Erzeugnisse, 

— Erzeugnisse des Grundstoff- und Produktionsgü- 
tergewerbes, 

— Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierenden 
Gewerbes, 

— Erzeugnisse des Verbrauchsgüter produzierenden 
Gewerbes, 

— Erzeugnisse des Nahrungs- und Genußmittelge- 
werbes. 

1 61 . Die Monopolkommission hat sich für eine Erfas- 
sung der Angebotskonzentration auf der Ebene von 
vierstelligen Güterklassen entschieden, weil sie der 
Auffassung ist, daß damit die horizontale Konzentra- 
tion zwar unzulänglich, aber doch zur Zeit in bestmög- 
hcher Annäherung an sachlich relevante Märkte er- 
faßt wird. Diese Einschränkung ist prinzipiell unver- 
meidbar und durch einen Rückgriff auf sechsstelhge 
Güterarten oder durch eine Zusammenfassung von 
Güterklassen nur in Einzelfällen zu mildern. Die Kom- 
mission hat diesen Sachverhalt im methodischen Teil 
des Anlagenbandes näher behandelt. 

Das der Produktions Statistik zugrundeliegende amtli- 
che systematische Güterverzeichnis gilt erst mit dem 
Jahre 1982. Vor diesem Zeitpunkt galt eine anders 
aufgebaute Warensystematik, Die Monopolkom- 
mission konnte in ihren letzten Hauptgutachten die 
mit der Umstellung verbundenen systematischen Ar- 
beiten für die seit 1977 vorhegenden viersteUigen Wa- 
ren- bzw. Güterklassen teilweise nur vorläufig ab- 

schheßen.i5) 

162 . Die Monopolkommission hat die ihr ab 1977 
vorliegenden Daten über die Angebotskonzentration 
nach vierstelligen Güterklassen der Produktionsstati- 
stik in den vorangehenden Berichtsperioden nicht 
vollständig veröffentlicht. Die Anzahl von insgesamt 
über 1 000 Güterklassen ließ dies nicht zweckmäßig 
erscheinen. Hinzu kommt, daß eine große Anzahl der 
Güterklassen, gemessen am Produktionsvolumen, 
von geringem Gewicht ist. Rund 90% des Produkti- 
onsvolumens im Bergbau und im Verarbeitenden Ge- 
werbe entfallen auf etwa ein Drittel, d. h. 320 bis 350 
aller Güterklassen. Die Monopolkommission konzen- 
triert ihre Analyse daher auf dieses Drittel der größten 
Güterklassen, die den Gesamtbereich hinreichend 


sches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe, a. a. O., S. 8. 

12) Zur Zuordnung im einzelnen vgl. z, B. Statistisches Bundes- 
amt, Fachserie 4; Produzierendes Gewerbe, Reihe 3.1: Pro- 
duktion im Produzierenden Gewerbe des In- und Auslandes 
1987, S. 18. 

13) Anlagenband, Abschnitt A.II.2.2, Abgrenzung aktueller 
Märkte auf der Grundlage der Produktionsstatistik. 

1^) Statistisches Bimdesamt, Systematisches Warenverzeichnis 
für die Industriestatistik, Ausgabe 1975, Stuttgart/Mainz 
1974. 

13) Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, a. a. O., 
Tz. 140 ff. 


repräsentieren, sowohl nach dem Produktionsvolu- 
men als auch nach der Anzahl der Anbieter. 

1 63 . Die Monopolkommission ist in den früheren Be- 
richtsperioden bei der Auswahl der größten Güter- 
klassen so verfahren, daß sie jene Anzahl bestimmt 
hat, deren aggregierte Produktionswerte — nach ei- 
ner Ordnung aller Güterklassen nach ihrer Größe -- 
gerade 90% der Produktionswerte aller Güterklassen 
übersteigen. 1^) Dieses Verfahren hatte den Vorteil, 
daß das Gewicht der ausgewählten Güterklassen, ge- 
messen am Produktionsvolumen aller Güterklassen, 
konstant bleibt. Das Verfahren erwies sich jedoch zu- 
nehmend als nachteilig, weil die Anzahl und die Zu- 
sammensetzung der Güterklassen zwischen den Be- 
richtsperioden differiert. Die Möglichkeiten für einen 
Zeitvergleich und den Aufbau zusammenhängender 
Zeitreihen sind für die jeweils ausgewählten Güter- 
klassen eingeschränkt. Die Fluktuation der Güter- 
klassen folgt nicht nur der jeweüigen Veränderung 
des Produktionsvolumens. Zusätzhch übt die Geheim- 
haltungspraxis des Statistischen Bundesamtes, die 
von Berichtsperiode zu Berichtsperiode teilweise ver- 
schiedene Güterklassen betrifft, einen zusätzhchen 
Einfluß auf Umfang und Zusammensetzung der von 
der Monopolkommission in einem Berichtsjahr ausge- 
wählten größten Güterklassen aus. 

Die Monopolkommission hat sich aus diesen Gründen 
entschlossen, beginnend mit dem Berichtsjahr 1986 
ihr Analyseverfahren in bezug auf die ausgewählten 
Güterklassen etwas zu modifizieren. Sie hat für 1986 
die 300 größten Güterklassen, gemessen an ihrem 
Produktionsvolumen, ausgewählt und beabsichtigt, 
diese in möglichst identischer Zusammensetzung zu- 
künftig fortzuschreiben. 

Hierdurch soU die Vergleichbarkeit der konzentra- 
tionsstatistischen Ergebnisse, insbesondere im Hin- 
bhck auf die Entwicklung der Angebotskonzentra- 
tion, erhöht werden. Gleichzeitig soll vermieden wer- 
den, daß die Fluktuation der jeweils untersuchten 
Güterklassen die Ergebnisse der Konzentrationsmes- 
sung zu stark beeinträchtigt. 

Die der Monopolkommission zur Analyse der Ange- 
botskonzentration vom Statistischen Bundesamt zur 
Verfügung gestellten Daten sind nicht vollständig. 
Dieses liegt, wie im Einleitungskapitel des Gutach- 
tens ausgeführt, zum Teil an der Auslegung und An- 
wendung der statistischen Geheimhaltungs vor Schrif- 
ten, die das Statistische Bundesamt auch gegenüber 
der Monopolkommssion anwendet. Die für die letzte 
Berichtsperiode konstatierte Verschärfung der Ge- 
heimhaltungspraxis hat sich jedoch, im Gegensatz zu 
den Statistiken nach Wirtschaftszweigen, auf dem Ge- 
biet der Produktionsstatistik nicht fortgesetzt. Beson- 
ders ist zu begrüßen, daß im Falle der Geheimhal- 
tungsbedürftigkeit eines einzelnen Merkmals nicht 
zugleich sämtliche Angaben der betreffenden Güter- 
klasse ebenfalls gesperrt werden. Dadurch ist es der 
Monopolkommission möglich, sich mit Hilfe der übri- 
gen Angaben zumindest ein kursorisches Bild über’ 
die jeweilige Güterklasse zu verschaffen. 


16) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1982/1983, 
a. a. O., Tz. 157. 
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Dennoch ist grundsätzÜch zu bedauern, daß wichtige 
wirtschaftiiche Bereiche aus Gründen der statisti- 
schen Geheimhaltung nicht verfügbar sind. Dies güt 
insbesondere, wenn die Geheimhaltungsvorschriften 
gerade wegen überwiegender Marktanteile eines 
oder weniger Anbieter in einem wirtschaftlichen Be- 
reich angewendet werden. Unter wettbewerbspoUti- 
schen Gesichtspunkten erscheinen gerade diese Be- 
reiche besonders problematisch. Im Ergebnis ist fest- 
zuhalten, daß die Datenbasis zur Angebotskonzentra- 
tion eine zwar nicht hinreichend detailtierte, in der 
Tendenz jedoch charakterisierende DarsteUimg der 
Konzentrationsverhältnisse erlaubt und nicht — wie 
auf dem Gebiet der Statistiken nach Wirtschaftszwei- 
gen — die Monopolkommission zu einer Aufgabe ih- 
res Untersuchungsprogramms zwingt. 

Ein Teü der Datenlücken ist, gemessen an der Syste- 
matik für Produktionsstatistiken, auch dadurch zu er- 
klären, daß verschiedene Positionen nicht besetzt 
sind, die ihnen zuzuordnenden Angaben nicht zu er- 
mitteln oder zu vernachlässigen sind. Die Kommission 


hat sich mit diesem Sachverhalt bereits in ihrem letz- 
ten Hauptgutachten befaßt, 

164 . Tabelle 1 enthält eine ZusammensteUimg der 
vierstelligen Güterklassen im Bergbau und Verarbei- 
tenden Gewerbe geordnet nach ihrer Zugehörigkeit 
zu den ihnen jeweüs übergeordneten zweistelligen 
Gütergruppen und den Hauptgruppen. Die Zusam- 
menstellung enthält Angaben über die Güterklassen, 
welche die Monopolkommission für ihre Analyse aus- 
gewählt hat, die vom Statistischen Bundesamt kon- 
zentrationsstatistisch aufbereiteten und der Monopol- 
kommission zur Verfügung gestellten Güterklassen 
sowie die von der amtiichen Statistik insgesamt erfaß- 
ten Güterklassen. Die Tabelle enthält für jede Güter- 
und Hauptgruppe die zugeordnete Anzahl der Güter- 
klassen, die nach dieser Abgrenzung als Anbieter auf- 
tretenden beteüigten Unternehmen (Unternehmens- 
teile) und das auf sie entfallende Produktionsvolu- 
men. 

1’) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a. a. O., Tz. 142-144. 


Tabelle 1 


Anzahl der Güterklassen, Anzahl der beteiligten Unternehmen (Anbieter) 
und Wert der Absatzproduktion nach Gütergruppen, 1986 


lfd. 

Nr. 

Gütergruppe 1) 

a) ausgewählte Werte der Monopolkommission 

b) aufbereitete Werte des Statistischen Bundesamtes 

c) Werte insgesamt 2) 

GP- 

Nr. 

Bezeichnung . 

Anzahl der 
Güterklassen 

Anzahl der 
Anbieter 2) 

Wert der Ab- 
satzproduktion 


Anzahl 

Anzahl 

Mio. DM 

1 

21 

Bergbauliche Erzeugnisse 

a) 3 

b) 11 

c) 37 

19 

61 

22 313,4 

23 886,4 

32 790,0 

2 

22 

Mineralölerzeugnisse 

a) 6 

b) 13 

c) 15 

135 

247 

20 050,9 

22 735,6 

22 753,0 

3 

24 

Spalt- und Brutstoffe 

a) 0 

b) (2) 

c) 3 

0 

(4) 

0 

240,0 

4 

25 

Steine und Erden, Asbestwaren, Schleifmittel 

a) 10 

b) 43 

c) 51 

2 319 

3 248 

18 929,7 

25 740,4 

25 871,0 

5 

27 

Eisen und Stahl (Erzeugnisse der Eisenschaf- 
fenden und Ferrolegierungs-Industrie) .... 

a) 6 

b) 14 

c) 17 

163 

267 

37 396,1 

39 427,0 

38 957,0 

6 

28 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug (einschließ- 
lich Edelmetallen und deren Halbzeug) . . . 

a) 5 

b) 10 

c) 17 

206 

254 

24 762,3 

25 919,3 

24 439,0 

7 

29 

Gießereierzeugnisse 

a) 5 

b) 6 

c) 9 

1 204 

1 231 

13 860,7 

14 412,0 

11 813,0 

8 

30 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke 
und der Stahlverformung 

a) 9 

b) 15 

c) 17 

2 079 

2 209 

25 450,0 

26 274,2 

26 987,0 
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noch Tabelle 1 


lfd. 

Gütergruppei) 

a) ausgewählte Werte der Monopolkommission 

b) aufbereitete Werte des Statistischen Bundesamtes 

c) Werte insgesamt 2) 







Nr. 



Anzahl der 

Anzahl der 

Wert der Ab- 


GP- 

Bezeichnung 

Güterklassen 

Anbieter 2) 

Satzproduktion 


Nr. 


Anzahl 

Anzahl 

Mio. DM 

9 

31 

Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge . 

a) 

8 

2 003 

17 122,1 




b) 

22 

2 461 

20 190,2 




c) 

24 

- 

20 201,0 

10 

32 

Maschinenbauerzeugnisse (einschließlich Ak- 







kerschleppern) 

a) 

40 

9 635 

130 988,2 




b) 

58 

10 482 

137 754,7 




C) 

58 

- 

137 878,0 

11 

33 

Straßenfahrzeuge (ohne Ackerschlepper) .... 

a) 

15 

2 482 

156 926,4 




b) 

25 

2 861 

159 362,0 




C) 

29 

- 

160 463,0 

12 

34 

Wasserfahrzeuge 

a) 

1 

99 

1 038,6 




b) 

5 

166 

1 757,8 




C) 

15 

- 

4 278,0 

13 

35 

Luft- und Raumfahrzeuge (einschließlich Flug- 







betriebs-, Rettungs-, Sicherheits- und Boden- 







geraten) 

a) 

— 

— 

— 




b) 

(16) 

(83) 





C) 

25 

— 

3 371,0 

14 

36 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

a) 

33 

4 467 

111 351,3 




b) 

49 

4 973 

116 778,0 




c) 

51 

- 

116 879,0 

15 

37 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; 







Uhren 

a) 

4 

909 

6 922,0 




b) 

27 

1 885 

14 870,5 




C) 

29 

- 

15 144,0 

16 

38 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

a) 

16 

2 750 

32 805,5 




b) 

51 

3 957 

40 025,1 




C) 

51 

— 

40 076,0 

17 

39 

Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgeräte, 







Schmuck, belichtete Filme, Füllhalter u. ä. . 

a) 

4 

426 

4 319,4 




b) 

31 

883 

6 333,5 




c) 

43 

- 

6 560,0 

18 

40 

Chemische Erzeugnisse 

a) 

47 

2 239 

108 657,4 




b) 

138 

4 003 

132 671,8 




c) 

151 

— 

136 060,0 

19 

50 

Büromaschinen ; D atenverarb eitungsgeräte 







und -einrichtungen 

a) 

3 

208 

17 613,4 




b) 

9 

313 

18 551,9 




c) 

11 

- 

18 566,0 

20 

51 

Feinkeramische Erzeugnisse 

a) 

2 

51 

1 989,3 




b) 

20 

227 

3 952,1 




c) 

25 

— 

4 063,0 

21 

52 

Glas und Glaswaren 

a) 

4 

259 

8 231,9 




b) 

10 

372 

9 237,0 




c) 

11 

- 

9 237,0 

22 

53 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeite- 







tes Holz 

a) 

3 

2 117 

6 191,7 




b) 

14 

3 646 

7 410,7 




c) 

16 

— 

7 693,0 

23 

54 

Holzwaren 

a) 

5 

2 330 

21 012,8 




b) 

31 

3 729 

25 605,2 




c) 

37 

— 

25 631,0 
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noch Tabelle 1 


noch Tabelle 1 



Gütergruppe 

a) ausgewählte Werte der Monopolkommission 

b) aufbereitete Werte des Statistischen Bimdesamtes 

c) Werte insgesamt 2) 

lfd. 







Nr. 



Anzahl der 

Anzahl der 

Wert der Ab- 


GP- 

Nr. 

Bezeichnung 

Güterklassen 

Anbieter 2) 

Satzproduktion 




Anzahl 

Anzahl 

Mio. DM 

24 

55 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 

a) 

3 

98 

9 788,6 




b) 

12 

233 

13 077,8 




C) 

17 

- 

14 070,0 

25 

56 

Papier- und Pappewaren 

a) 

4 

528 

13 003,7 




b) 

25 

1 180 

18 980,8 




c) 

26 

- 

18 981,0 

26 

57 

Druckereierzeugnisse, Vervielfältigungen .... 

a) 

7 

4 494 

22 511,3 




b) 

14 

5 172 

23 859,8 




c) 

14 

- 

23 859,0 

27 

58 

Kunststofferzeugnisse 

a) 

13 

2 684 

26 499,3 




b) 

47 

4 619 

36 302,8 




c) 

48 

— 

36 266,0 

28 

59 

Gummiwaren 

a) 

2 

161 

9 996,0 




b) 

15 

398 

12 806,8 




C) 

16 

- 

12 813,0 

29 

61 

Leder 

a) 

0 

0 

0 




b) 

4 

101 

1 265,6 




C) 

8 

-* 

1 417,0 

30 

62 

Lederwaren und Schuhe 

a) 

1 

158 

2 571,0 




b) 

13 

666 

5 355,4 




c) 

18 

- 

5 629,0 

31 

63 

Textilien 

a) 

15 

1 305 

23 754,1 




b) 

48 

2 380 

32 154,6 




c) 

52 

— 

32 286,0 

32 

64 

Bekleidung 

a) 

3 

1 589 

11 358,4 




b) 

35 

3 126 

16 692,7 




c) 

37 

- 

16 840,0 

33 

68 

Erzeugnisse des Emährungsgewerbes 

a) 

21 

4 741 

120 027,0 




b) 

28 

4 960 

121 331,2 




c) 

31 

- 

123 842,0 

34 

69 

Tabakwaren 

a) 

1 

10 

5 104,9 




b) 

2 

26 

5 354,4 




c) 

5 

- 

5 619,0 

35 

70 

Fertigteilbauten im Hochbau 

a) 

1 

74 

1 265,4 




b) 

4 

195 

1 905,2 




c) 

6 

— * 

2 099,0 



Gütergruppen insgesamt 

a) 

300 

51 942 

1 033 813,2 




b) 

849 

70 531 

1 161 982,7 




c) 

1 020 

— 

1 183 671,03) 


Quellen: 


Anmerkungen: 


Symbole: 


1) Statistisches Bundesamt, Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 3.1: Produktion im Produzierenden 
Gewerbe des In- und Auslandes, 1987, Tabelle 6, S. 18 

2) Eigene Berechnungen nach Sonderaufbereitungen des Statistischen Bundesamtes 

1) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Teil 2: Systematisches 
Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden Gewerbe, Ausgabe 1982. 

2) Die Anzahl der beteiligten Unternehmen ist nach vierstelligen Güterklassen abgegrenzt. 

3) Bei einzelnen Gütergruppen ggf. auftretende negative Differenzen zwischen den Werten nach b) und c) oder 
eine Abweichung der Summe über alle Gütergruppen vom exakten Wert 1 183,671 Mrd. DM sind erhe- 
bungstechnisch bedingt. 

. Vom Statistischen Bundesamt aus Geheimhaltungsgründen nicht bekanntgegebener und daher von der 
Monopolkommission nicht erfaßter Wert. 

0 Von der Monopolkommission wegen geringer Absatzproduktion nicht ausgewählter Wert. 

— Angabe der Monopolkommission nicht verfügbar. 

(.) Angabe vom Statistischen Bundesamt nicht aufbereitet. 
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1 66 . Bei der Analyse der Zeitreihen sind für einzelne 
Güterklassen Strukturbrüche erkennbar. Für den Be- 
richtszeitraum bis 1980 ist zu berücksichtigen, daß in 
der Gütergruppe 22 (Mineralölerzeugnisse) die zum 
Absatz und die zur Weiterverarbeitung im gleichen 
Unternehmen bestimmte Produktion nach anderen 
Kriterien abgegrenzt wurde als für den Zeitraum ab 
1982. 

Im Berichtsjahr 1986 beruhen die Strukturbrüche ge- 
genüber 1984 — mit einer Ausnahme — auf wirt- 
schaftlichen Gründen. Eine Zusammenstellimg der 
betreffenden Güterklassen nüt einem Vermerk der 
maßgebhchen Gründe enthält Tabelle 2. Die Anga- 


ben beruhen auf einer Mitteilung des Statistischen 
, Bundesamtes vom Mai 1988. 

Für die Gütergruppe 63 (Textilien) beruhen die Abwei- 
chungen des Berichtsjahres 1986 gegenüber 1984 auf 
deren wirtschaftssystematischer Neuordnung. Diese 
war notwendig, weil die Textilfachstatistik nach 
Artikel 3 der Statistikbereinigimgsverordnungi®) ab 
1. Januar 1985 ausgesetzt wurde. Die Ergebnisse des 
Berichtsjahres 1986 sind deshalb mit denen des Be- 
richtsjahres 1984 nicht mehr voll vergleichbar. Die Ab- 
weichungen beziehen sich auf folgende Punkte: 

1®) Statistikbereinigungsverordnung vom 14. September 1984 
(BGBl. S. 1247). 


Tabelle 2 


Güterklassen mit starken Veränderungen 1986 gegenüber der Konzentrationsberichterstattung 1984 



Güterklasse i) 

Anzahl der betei- 
ügten Untemeh- 

Absatzproduktion 
(Mio. DM) 




men (Anbieter) 

Ursachen für die Veränderung 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1984 

1986 

1984 

1986 



Bergbau 






2117 

Steinkohlen- und Braimkohlen- 
rohteer, Rohbenzol 

10 

3 

535 

148 

Stillegung von sieben Koke- 
reien; rückläufige Kokserzeu- 







gung 

2121 

Erdöl, roh 

8 

8 

1 231 

464 

Preisverfall auf den intematio- 







nalen Rohölmärkten; Stillegung 
bedeutender Raffinerien 


Mineralölerzeugnisse 






2211 

Rohbenzin (sog. Leichtbenzin) . . . 

16 

13 

2 185 

857 

Preisverfall auf den internatio- 
nalen Rohölmärkten; StiUegung 
bedeutender Raffinerien 

2213 

Kraftstoffe 

25 

20 

16 262 

9 108 


2217 

Heizöle 

24 

24 

14 621 

7 147 


2231 

Flüssiggas 

16 

11 

1 583 

553 


2235 

Andere Raffinerien (ohne Erdgas) 

23 

19 

1 920 

839 


2273 

Bitumen und Bitumenemulsionen 

26 

27 

1 113 

637 



Steine und Erden, Asbestwaren, 
Schleifmittel 






2554 

Betonerzeugnisse für den Hoch- 
bau 

503 

440 

2 734 

2 479 

Rationahsierung imd Abbau der 

Beschäftigten ließen viele Un- 

ternehmen unter die Abschnei- 

degrenze von 20 Beschäftigten 
und mehr fallen; Nachlassen der 
Bautätigkeit 


NE-Metalle und -Metallhalbzeug 
(einschließlich Edelmetalle und 
deren Halbzeug) 






2813 

Schwermetalle und deren Legie- 
rungen 

77 

65 

5 065 

3 746 

Preisverfall auf dem internatio- 
nalen Markt durch Kursrück- 
gang beim Dollar 
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noch Tabelle 2 



Güterklasse 9 

Anzahl der betei- 
ligten Untemeh- 

Absatzproduktion 
(Mio. DM) 




men (Anbieter) 

Ursachen für die Veränderung 

GP-Nr. 

Bezeichnimg 

1984 

1986 

1984 

1986 



Chemische Erzeugnisse, organi- 
sche Grundstoffe, Chemikalien 






4221 

Acychsche und alicyclische Koh- 
lenwasserstoffe, chemisch einheit- 







lieh 

27 

20 

4 785 

2 469 


4257 

Verbindungen mit Keton- oder 
Chinonfunktionen, ihre Halogen-, 
Sulfo-, Nitro- und Nitrosoderivate 

15 

16 

650 

473 

Preisverfall auf den internatio- 
nalen Rohölmärkten; Kursrück- 
gang beim Dollar 

4296 

Öle, Fette und Fettsäuren tieri- 
schen oder pflanzhchen Ur- 
sprungs, nicht zur Ernährung . . . 

96 

94 

1 220 

687 



Textilien 






6321 

Garn für Gewebe (ohne Teppich-, 
Bastfaser- und Haargarn) 

119 

99 

3 343 

2 338 


6324 

Garn für andere Zwecke (auch für 
handelsfertige Aufmachung be- 
stimmtes Garn) 

16 

11 

320 

116 


6325 

Bastfasergam, auch gezwirnt .... 

10 

7 

44 

27 


6382 

Haus-, Bett- und Tischwäschestoff, 
Frottiergewebe, Inlett und Matrat- 
zendrell 

97 

53 

1 169 

301 


6383 

Schlaf- und Reisedeckenstoff, 
Stepp decken- Oberstoff 

17 

10 

146 

32 

Wirtschaftssystematische Neu- 
ordnimg der Güterklasse 63 
(Textilien). Bei der wertmäßigen 
Darstellung ergeben sich zum 
Teü starke Abweichungen, weil 
den Gesamtproduktionswerten 
des Berichtsjahres 1984 die Ab- 
satzproduktionswerte des Be- 
richtsjahres 1986 gegenüberste- 
hen. (Zur näheren Erläutenmg 
vgl. Tz. 165.) 


Erzeugnisse des Ernährungsge- 
werbes 






6842 

Erzeugnisse der Ölmühlen 

22 

24 

5 294 

3 666 

Verbilligter Rohstoffeinsatz 

durch Kursrückgang beim Dol- 
lar 

6889 

Futtermittel, a.n.g. 

257 

225 

8 620 

7 266 

Rückgang bei der Tierhaltung 
(z. B. durch EG-Milchquoten- 
regelung) 



Fertigteilbauten im Hochbau 






7019 

Sonstige Fertigteübauten überwie- 
gend aus Beton, zur Vollmontage 
vorgesehen 

92 

76 

763 

440 

Rückgang der Bautätigkeit 

7051 

Fertighäuser (1- und 2geschossig) 
aus Holz oder überwiegend aus 
Holz, zur Vollmontage vorgese- 
hen 






94 

74 

1 725 

1 265 






1) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982, 

Teil 2: Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden Gewerbe, Stuttgart/Mainz 1981. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mitteilung an die Monopolkommission vom 5. Mai 1988 
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1 . Wie in allen übrigen Wirtschaftsgruppen wird auch 
die „Produktion für fremde Rechnung" (Lohnar- 
beit) xmd nicht mehr nur die „ Produktion für eigene 
Rechnung" nachgewiesen. 

Die Einbeziehung der Lohnarbeit hat sich beson- 
ders stark bei der Veredlung von Textüien ausge- 
wirkt (Güterklasse 6301 bis 6309), weil hier die 
Lohnveredlung einen besonders hohen Anteü 
hat. 

2. Auch die zur Weiterverarbeitung bestimmte Pro- 
duktion wird bei einigen Güterklassen und -arten 
erfaßt. Es handelt sich um die Güterklassen 6321 
bis 6327, 6357 und 6385 und um einige Güterarten 
der Güterklassen 6372, 6377 bis 6379, 6382 und 
6383. 

Die Erfassung der zur Weiterverarbeitung be- 
stimmten Produktion wurde notwendig, um eine 
besser vergleichbare Erfassung der Mengen zu er- 
reichen. In der bisherigen Textilfachstatistik wurde 
nur die Gesamtproduktion nach Menge und Wert 
erfaßt und in die Vierteljährhche Produktionserhe- 
bung übernommen. 

3. Die Veredlung von Textilien ist in das Systemati- 
sche Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken 
übernommen worden. Die Meldenummern wurden 
dabei neu gegtiedert. Dies hat für die Textilvered- 
lung keine gravierenden Veränderungen bewirkt, 
da es sich hauptsächhch um Zusammenfassungen 
innerhalb der Güterklassen handelt. 


1.3 Maßzahlen der horizontalen Konzentration 

166. Die Konzentrationsmerkmale und -einheiten 
der unter konzentrationsstatistischen Gesichtspunk- 
ten aufbereiteten Produktionserhebung nach Güter- 
klassen sind: 

— der Produktionswert, der auf eine Güterklasse ins- 
gesamt entfällt, 

— die Anzahl der Anbieter in dieser Güterklasse. 

Maßzahlen der horizontalen Angebotskonzentration 
sind: 

— die Anteile der Produktionswerte der jeweils 3, 6, 
10, 25 und 50 größten Anbieter am Produktions- 
wert der Güterklasse insgesamt (Konzentrations- 
raten), 

— der Hirschman-Herfindahl-Index und ergänzend 

— der Variationskoeffizient. 

167. Die Konzentrationsraten erfassen die summier- 
ten Anteile der 3,6, 10, 25 und 50 größten Anbieter am 
Produktionsvolumen der jeweüigen Güterklasse. Die 
Gründe für die Anwendung von Konzentrationsraten, 
ihre Vorzüge und Nachteüe für die Messung der hori- 
zontalen Konzentration hat die Monopolkommission 
in ihrem Ersten Hauptgutachten dargelegt, i^) 

168. Der Hirschman-Herfindahl-Index berechnet 
sich als Summe der quadrierten Produktionsanteile: 


19) Monopolkomniission, Mehr Wettbewerb ist möglich, Haupt- 
gutachten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Tz. 152. 


H = V Pi^ 

i=l 


H = Wert des Hirschman-Herfindahl-Index 

Pi = Anteil des Anbieters i am Wert des Produktions- 
volumens der Güterklasse, 

n = Anzahl der Anbieter in der Güterklasse. 

Der Wertebereich des Hirschman-Herfindahl-Index 
ist normiert mit: 




Der Index kann den Wert 1 nicht überschreiten und 
den durchschnitthchen Anteilswert aller Anbieter 
nicht unterschreiten. Da der Index für stark besetzte 
Wirtschaftsbereiche relativ kleine Werte annimmt, 
wird er aus praktischen Gründen mit 10 000 multiph- 
ziert. 

Die Monopolkomnüssion gibt dem Hirschman-Herfin- 
dahl-Index gegenüber anderen Maßzahlen den Vor- 
zug, weü er größeren Merkmalswerten ein besonders 
starkes Gewicht verleiht und wenig beeinflußt wird, 
wenn eine Anzahl relativ kleiner Anbieter nicht exakt 
erfaßt werden kann. Die Monopolkommission gibt ei- 
nem absoluten Konzentrationsmaß vor einem relati- 
ven Maß den Vorzug, weil dieses neben der Ungleich- 
verteilung der Größe der Anbieter auch deren Anzahl 
berücksichtigt, die eine wesenthche Determinante po- 
tentieller Wettbewerbsbeziehungen darstellt. 

Zwischen dem Hirschman-Herfindahl-Index und 
Konzentrationsraten bestehen funktionale Beziehun- 
gen. Bei gegebenen Konzentrationsraten ist der Wert- 
ebereich des Hirschman-Herfindahl-Index definiert. 

169. Um die bei der Berechnung des Hirschman- 
Herfindahl-Index mittelbar berücksichtigte Größen- 
verteilung der Produktionsanteüe unmittelbar zum 
Ausdruck zu bringen, hat die Monopolkommission die 
ausgewiesenen Maßzahlen der horizontalen Konzen- 
tration um den Variationskoeffizienten (V) ergänzt. 
Dieser ist als Verhältnis der Standardabweichung zum 
arithmetischen Mittelwert definiert. Bezogen auf An- 
teilswerte gilt: 



Der Variationskoeffizient (V) bestimmt zusammen nüt 
der Zahl der Anbieter (n) den Wert des Hirschman- 
Herfindahl-Index (H): 


H = i (1 + V2). 


Danach können Güterklassen mit einer hohen Anbie- 
terzahl und breit gestreuten Produktions anteüen (ho- 
her Variationskoeffizient) einen Hirschman-Herfin- 
dahl-Index in gleicher Höhe aufweisen wie Güter- 
klassen nüt einer geringen Zahl etwa gleich großer 
Produzenten (niedriger Variationskoeffizient). Es 
wäre ein Fehler, Güterklassen in bezug auf ihre Ange- 
botsstruktur und die hieraus resultierenden wettbe- 
werblichen Verhaltensspielräume der Anbieter als 
äquivalent zu betrachten, nur weü sie den gleichen 
Wert des Hirschman-Herfindahl-Index aufweisen. 
Richtig ist es, den Konzentrationsgrad in bezug auf die 
Anzahl der Anbieter und die Streuung der Produk- 
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tionsanteile differenziert zu betrachten. Das Gesagte 
gilt für die Entwicklung des absoluten Konzentra- 
tionsgrades im Zeitvergleich entsprechend. 

2. Stand und Angebotskonzentration in den 
Güterklassen des Produzierenden 
Gewerbes 1986 

2.1 Produktionsvolumen und Anzahl der Anbieter 

1 70. Rahmendaten für die Angebotskonzentration in 
den Güterklassen sind das Produktionsvolumen und 
die Anzahl der Anbieter. 

Die von der Monopolkommission ausgewählten Gü- 
terklassen umfassen ein Produktionsvolumen von 
1 033,813 Mrd. DM. Sämtliche vom Statistischen Bun- 
desamt für die Monopolkommission konzentrations- 
statistisch aufbereiteten 849 Güterklassen besitzen 
ein Produktionsvolumen von 1 161,983 Mrd. DM. Be- 
zogen auf diese Größe beträgt der Auswahlsatz der 
Monopolkommission 88,97 %. Allerdings liegen für 
weitere 126 Güterklassen keine Angaben zum Pro- 
duktionsvolumen vor. Teilweise fallen diese Angaben 
unter die statistische Geheimhaltimg. Durch diesen 
Sachverhalt wird nicht nur der Anteü der ausgewähl- 
ten 300 Güterklassen am Produktionsvolumen aller 
Güterklassen, sondern auch ihre Zusammensetzung 
berührt. Es kann der Fall sein, daß Güterklassen, die 
nach ihrem Produktionsvolumen zu den 300 größten 
gehören, nicht unter diesen berücksichtigt werden 
können, da ihr Produktionsvolumen nicht bekannt ist. 
Welches Gewicht diesen fehlenden Güterklassen zu- 
kommt, kann mit Hilfe der Summe der Produktions- 


Tabelle 3 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach dem Produktionswert der Anbieter, 1986 


Produktionswert der Anbieter 

(Mio. DM) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

10 000 

bis 

82 617,5 

13 

4,3 

5 000 

bis unter 

10 000 

44 

14,7 

3 000 

bis unter 

5 000 

55 

18,3 

2 000 

bis unter 

3 000 

48 

16,0 

1 500 

bis unter 

2 000 

43 

14,3 

1 000 

bis unter 

1 500 

53 

17,7 

800 

bis unter 

1 000 

39 

13,0 

768,7 

bis unter 

800 

5 

1 

1,7 

insgesamt 

300 

100,0 


Tabelle 4 


Güterklassen mit dem niedrigsten und mit dem 
höchsten Produktionswert der Anbieter, 1986 



Güterklassen 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

3311 

Personenkraftwagen (auch drei- 
rädrig) und Kleinomnibusse (bis 



9 Sitzplätze) 

82 617,5 

2715 

Walzstahl, imlegiert und legiert 



(auch plattiert) 

19 783,6 

6832 

Milch, Butter und Käse 

17 666,3 

6853 

Fleisch und Fleischerzeugnisse . 

17 392,6 

4747 

Human-pharmazeutische 



Spezialitäten 

15 330,8 

4933 

Industriereiniger; Schleif- und 



Polierpasten 

799,3 

5827 

Einzelteüe aus Kunststoff für 



Möbel (ohne Beschläge) 

793,7 

4157 

Salze der Sauerstoffsäuren des 



Phosphors; Phosphide 

791,6 

3156j 

Rohrleitungen 

771,2 

4941 

Bituminöse Dach- und Dich- 



tungsmaterialien 

768,7 


werte edler Güterklassen bestimmt werden.^o) Der An- 
teil der Güterklassen ohne Angabe des Produktions- 
volumens beträgt 1986 rd. 1,8% des Werts der Absatz- 
produktion im Bergbau und im Verarbeitenden Ge- 
werbe insgesamt. 

Die Tabellen 3 und 4 geben eine zusammenfassende 
Darstellimg der Größenverteüung der 300 untersuch- 
ten Güterklassen, gemessen an ihrem Produktionsvo- 
lumen. 13 Güterklassen haben ein Produktionsvolu- 
men von mehr als 10 Mrd. DM, 44 Güterklassen ein 
solches von weniger als 1 Mrd. DM (vgl. Tabelle 3). 
Zu den drei größten Güterklassen gehören die 
Klasse 3311 (Personenkraftwagen und Kleinomni- 
busse) mit rd. 82,618 Mrd. DM, die Güterklasse 2715 
(Walzstahl unlegiert imd legiert) mit 19,784 Mrd. DM 
und die Güterklasse 6832 (Milch, Butterund Käse) mit 
17,666 Mrd. DM. Die kleinsten Güterklassen sind 
4941 (Bituminöse Dach- und Dichtungsmaterialien), 
3156 (Rohrleitimgen) imd 4157 (Salze der Sauerstoff- 
säuren des Phosphors; Phosphide) mit jeweils zwi- 
schen 750 bis 800 Mio, DM (vgl. Tabelle 4). 


20) Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 4; Produzierendes 
Gewerbe, Reihe 3.1: Produktion im Produzierenden Ge- 
werbe des In- und Auslandes, 1987, Tabelle 6, S. 18. 
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171. Die Tabellen 5 und 6 enthalten Angaben zur 
Größenverteilung der Anzahl der Anbieter in den 
Güterklassen. 20 Güterklassen weisen 500 Anbieter 
und mehr auf, 40 Güterklassen weniger als 20 Anbie- 
ter (vgl. Tabelle 5). Am stärksten besetzt ist die Güter- 
klasse 5316 (Schnittholz) mit 1 827 Anbietern und die 
Klasse 3395 (Reparaturen an Straßenfahrzeugen 
[ohne Ackerschlepper]) mit 1 457 Anbietern. Nur vier 
Anbieter sind in den Güterklassen 4455 (Syntheti- 
scher Kautschuk, fest) und 2116 (Koks) tätig (vgl. Ta- 
belle 6). Güterklassen mit weniger als vier Anbietern 
konnte die Monopolkommission nicht ausweisen, weü 
die ihnen zugeordneten Produktionswerte nicht vor- 
hegen. Gerade diese Güterklassen können wettbe- 
werbspohtisch jedoch besonders problematisch sein. 
Soweit diese Angaben aus Gründen der statistischen 
Geheimhaltimg der Monopolkommission nicht vorhe- 
gen, führt dies zu einer Beschränkung ihres gesetzh- 
chen Auftrags. 


Tabelle 5 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Anzahl der Anbieter , 1986 


Anzahl der Anbieter 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteü (%) 

1 000 bis 1 827 

6 

2,0 

500 bis 

999 

14 

4,7 

300 bis 

499 

32 

10,7 

200 bis 

299 

29 

9,7 

150 bis 

199 

18 

6,0 

100 bis 

149 

42 

14,0 

50 bis 

99 

59 

19,7 

25 bis 

49 

50 

16,7 

20 bis 

24 

10 

3,3 

10 bis 

19 

29 

9,7 

4 bis 

9 

11 

' 3,7 

insgesamt 

300 

100,0 


Tabelle 6 

Güterklassen mit der niedrigsten und mit der 
höchsten Anzahl der Anbieter, 1986 



Güterklassen 

Anzahl 

der 

Anbieter 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

5316 

Schnittholz 

1 827 

3395 

Reparaturen an Straßenfahrzeu- 



gen (ohne Ackerschlepper) .... 

1457 

5711 

Geschäftspapiere und ähnhche 



Drucksachen 

1 244 

6412 

Damenoberbekleidung 



ab Größe 34 

1 151 

3295 

Reparaturen an Maschinenbau- 
erzeugnissen (einschließhch Ak- 



kerschleppem) 

1 065 

5011 

Schreibmaschinen ohne Rechen- 



werk 

7 

3315 

Omnibusse und Obusse (ohne 



Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze) 

7 

2112 

Steinkohle , Steinkohlenbriketts , 



Grubengas 

7 

2116 

Koks 

4 

4455 

Synthetischer Kautschuk, fest . . 

4 


2.2 Stand der Angebotskonzentration 

172. Im folgenden werden der Stand und die Ent- 
wicklung der Angebotskonzentration in den Güter- 
klassen des Produzierenden Gewerbes näher charak- 
terisiert. Zunächst wird der Stand der Angebotskon- 
zentration mit Hilfe von Konzentrationsraten für die 
jeweils drei größten Anbieter in einer Güterklasse 
(CR3) dargesteUt. 

Unter den ausgewählten 300 Güterklassen werden 
die Konzentrationsraten von sechs Güterklassen vom 
Statistischen Bundesamt geheimgehalten. Die Anzahl 
der untersuchten Güterklassen reduziert sich da- 
mit auf 294 mit einem Produktionsvolumen von 
998,768 Mrd. DM. 


Tabelle 7 

Güterklassen, deren Konzentrationsrate CR3 unter die statistische Geheimhaltung fällt, 1986 


Nr. 

Güterklasse 

Produktions- 
volumen 
(Mio. DM) 

Anzahl der 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

Anbieter 

1 

2112 

Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas 

13 207,421 

7 

2 

2116 

Koks 

5 236,567 

4 

3 

3312 

Kombinationskraftwagen (Mehrzweckwagen) (auch dreiräd- 

5 877,613 

7 

4 

3315 

Omnibusse und Obusse 

(ohne Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze) 

2 643,007 

7 

5 

36771) 

Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -einrichtungen . 

7 094,168 

396 

6 

4455 

Synthetischer Kautschuk, fest, berechnet auf Trockensubstanz 

986,550 

4 


1) Die Konzentrationsrate CRe beträgt 45,4%. 
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In Tabelle 1 sind die Güterklassen, deren Konzentra- 
tionsrate CR 3 im Berichtsjahr 1986 unter die statisti- 
sche Geheimhaltung fällt, zusammengestellt. Es han- 
delt sich um Güterklassen mit hoher Konzentration. 
Sie ist bis auf eine Ausnahme die Folge geringer An- 
bieterzahlen. Die Ausnahme betrifft die Güter- 
klasse 3677 (Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte 
und -einrichtungen) mit 396 Anbietern. Die Konzen- 
trationsrate CRß beträgt jedoch 45,4 %, die Konzentra- 
tionsrate CRio 51,2 %. Der Anteü der drei größten An- 
bieter liegt mithin innerhalb des Bereichs 22,7 bis 
41,1%. Nach dem Produktionsvolumen handelt es 
sich um Güterklassen sehr verschiedener Größe. 

1 73. Die Anteile der jeweils drei größten Anbieter in 
einer der 294 Güterklassen, für die Angaben vorlie- 
gen, streuen über den gesamten möglichen Bereich. 
Die Häufigkeitsverteilung der untersuchten Güter- 
klassen nach der Höhe der Konzentrationsrate für die 
jeweils drei größten Anbieter enthält Tabelle In 
etwa einem Drittel der Güterklassen, in 90 Fällen, be- 
trägt der Anteil der drei größten Anbieter 50 % und 
mehr. In 100 Güterklassen hegt der CRa-Wert zwi- 
schen 25 und 50%. 91 Güterklassen weisen CR 3 - 
Werte von 10% bis unter 25% und 13 Güterklassen 
CR 3 - Werte von unter 10% auf. 

Die jeweils fünf Güterklassen mit den höchsten bzw. 
niedrigsten Konzentrationsraten CR 3 enthält Ta- 
belle 9. 

174. Der ungewogene Durchschnitt der Produk- 
tionsanteile der drei größten Anbieter einer Güter- 
klasse beträgt über aUe 294 Güterklassen, für die 1986 
Angaben vorliegen, 39,0%. Gewichtet man die An- 
teile der drei größten Anbieter mit dem Produktions- 
wert der Güterklasse, der sie jeweils angehören, so 
ergibt sich als gewogener Durchschnitt ebenfaUs der 
Wert 39,0%. 


21) Für Einzelwerte vgl. Tabelle I im statistischen Anhang des 
Anlagenbandes. 

Tabelle 8 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Konzentrationsrate CR 3 , 1986 


Konzentrationsrate CR 3 

(%) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

90 bis 99,1 

4 

1,4 

80 bis unter 90 

13 

4,4 

70 bis unter 80 

18 

6,1 

60 bis unter 70 

29 

9,9 

50 bis unter 60 

26 

8,8 

40 bis unter 50 

35 

11,9 

30 bis unter 40 

46 

15,7 

25 bis unter 30 

19 

6,5 

20 bis unter 25 

29 

9,9 

10 bis unter 20 

62 

21,1 

3,5 bis unter 10 

13 

4,4 

insgesamt 

294 

100,0 


Tabelle 9 


Güterklassen mit der niedrigsten und mit der 
höchsten Konzentrationsrate CR 3 , 1986 



Güterklassen 

Konzentra- 
tionsrate CR 3 
(%) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

5011 

Schreibmaschinen ohne Rechen- 



werk 

99,2 

3321 

Straßenzugmaschinen 

98,3 

3837 

Wasserheizer (einschheßhch Um- 
lauf-Wasserheizem, aber ohne 



elektrische Heißwasserbereiter) 

97,1 

2122 

Erdgas 

92,7 

3313 

Liefer- und Lastkraftwagen (auch 
dreirädrig, aber ohne Kommunal- 



fahrzeuge u. ä.) 

89,7 

6832 

Milch, Butter und Käse 

6,9 

3767 

Erzeugnisse der Orthopädieme- 



chanik 

6,6 

2536 

Transportbeton 

6,5 

3099 

Schweißerei-, Schlosserei-, Dre- 



herei- und ähnliche Arbeiten . . . 

e,4 

5316 

Schnittholz 

3,5 


175. Betrachtet man den Produktionsanteil der je- 
weils zehn größten Anbieter in einer Güterklasse, so 
hegen im Berichtsjahr 1986 für 296 Güterklassen ent- 
sprechende Angaben vor. Hierbei ist zu beachten, daß 
in 13 Güterklassen die Anzahl der Anbieter kleiner 
oder gleich zehn ist. Es handelt sich um die Erzeug- 


nisse: 


GP-Nr. 

Bezeichnung 

2112 

Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Gruben- 
gas 

2116 

Koks 

2122 

Erdgas 

3311 

Personenkraftwagen (auch dreirädrig) und 
Kleinomiübusse (bis 9 Sitzplätze) 

3312 

Kombinationskraftwagen (Mehrzweckwa- 
gen) (auch dreirädrig) 

3313 

Liefer- und Lastkraftwagen (auch dreiräd- 
rig, aber ohne Kommunalfahrzeuge u. ä.) 

3315 

Omnibusse und Obusse (ohne Kleinomni- 
busse bis 9 Sitzplätze) 

3318 

Verbrennungsmotoren für Kraftwagen 

3321 

Straßenzugmaschinen 

4455 

Synthetischer Kautschuk, fest 

4711 

Vitamine und Hormone 

5011 

Schreibmaschinen ohne Rechenwerk 

6911 

Zigaretten 


48 
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Um die Vergleichbarkeit der statistischen Angaben 
zwischen den Güterklassen oder im Zeitablauf zu ge- 
währleisten, ist es zweckmäßig, Güterklassen mit 
zehn und weniger Anbietern die Konzentrationsrate 
CRio mit dem fiktiven Wert 100% zuzuordnen. 

176. Tabelle 10 enthält die Häufigkeitsverteilung 
der Güterklassen nach dem Wert der Konzentrations- 
rate CRio-^^) Die Werte der 296 Güterklassen, für die 
Angaben vorhegen, streuen relativ gleichmäßig über 
alle Größenklassen. Fast zwei Drittel, 187 Güterklas- 
sen, weisen eine Konzentrationsrate CRio von über 
50 % auf, 99 Güterklassen eine Rate von mehr als 80 % 
und elf Güterklassen eine Rate von weniger als 
20 %. 


Tabelle 10 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Konzentrationsrate CRiOf 1986 


Konzentrationsrate CRio 

(%) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

90 bis 100,0 

67 

22,6 

80 bis unter 90 

33 

11,2 

70 bis unter 80 

20 

6,8 

60 bis unter 70 

36 

12,2 

50 bis unter 60 

31 

10,5 

40 bis unter 50 

42 

14,2 

30 bis unter 40 

29 

9,8 

25 bis unter 30 

16 

5,4 

20 bis unter 25 

11 

3,7 

10 bis imter 20 

10 

3,4 

8,0 bis unter 10 

1 

0,3 

insgesamt 

296 

100,0 


Tabelle 1 1 enthält eine Zusammenstellung der fünf 
Güterklassen mit den größten Werten der Konzentra- 
tionsrate CRio, soweit die Anzahl der Anbieter größer 
als zehn ist. Zusätzüch sind die fünf Güterklassen aus- 
gewiesen, deren Konzentrationsrate am geringsten 
ist. Hierzu gehören Güterklassen, die herkömmhcher- 
weise in kleineren Unternehmen imd Betrieben er- 
zeugt werden (HandwerkÜche Tätigkeiten, be- 
stimmte Bautätigkeiten). 

177. Wendet man den Hirschman-Heründahl-Index 
als Maßzahl der horizontalen Konzentration an, ergibt 
sich folgende Verteilung der 300 vollständig verfüg- 
baren Güterklassen (vgl. Tabelle 12).^^^) In 59 Güter- 
klassen erreicht der Konzentrationsgrad, gemessen 
am Hirschman-Herfindahl-Index, Werte über 1 800 


22) Für Einzelwerte vgl. Tabelle I ün statistischen Anhang des 
Anlagenbandes. 


Tabelle 11 


Güterklassen mit der niedrigsten und mit der 
höchsten Konzentrationsrate CRior 1986 



Güterklassen 

Konzentra- 
tionsrate 
CRio (%) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

4617 

Organische Farbstoffe 

100,0 

3837 

Wasserheizer (einschließhch Um- 
lauf-Wasserheizem, aber ohne 



elektrische Heißwasserbereiter) 

99,9 

2211 

Rohbenzin (sog. Leichtbenzin) . . 

99,8 

4271 

Verbindimg mit Aminofimktion 

99,4 

3638 

Elektrische Haushaltskühlmöbel 

99,4 

3099 

Schweißerei-, Schlosserei-, Dre- 



herei- imd ähnliche Arbeiten . . . 

16,9 

3767 

Erzeugnisse der Orthopädieme- 



chcQÜk 

16,7 

3119 

Bauelemente, Schaltimgsgerüste 
und Kleinkonstruktionen aus 



Stahl und Leichtmetall 

16,7 

2536 

Transportbeton 

15,4 

5316 

Schnittholz 

8,0 


Punkte. Dieser Bereich wird nach den Antitrust Mer- 
ger Guidelines des US-amerikanischen Antitrust- 
Rechts als hoch konzentriert eingestuft. Mäßig kon- 
zentriert sind danach 51 Güterklassen (1 000 bis 
1 800 Punkte), 190 Güterklassen sind nicht konzen- 
triert (bis 1 000 Punkte). Die fünf Güterklassen mit den 
höchsten und die fünf Güterklassen mit den niedrig- 


Tabelle 12 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach dem Hirschman-Herfindahl-Index, 1986 


Hirschman-Herfindahl-Index 

(X 10 000) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

3 000 

bis 6 756,2 . . 

19 

6,3 

2 500 

bis unter 3 000 . . . 

11 

3,7 

2 000 

bis unter 2 500 . . . 

18 

6,0 

1 800 

bis unter 2 000 . . . 

11 

3,7 

1 500 

bis unter 1 800 . . . 

13 

4,3 

1 250 

bis unter 1 500 . . . 

20 

6,7 

1 000 

bis unter 1 250 . . . 

18 

6,0 

750 

bis unter 1 000 . . . 

24 

8,0 

500 

bis unter 750 ... 

41 

13,7 

250 

bis unter 500 . . . 

61 

20,3 

19,0 bis unter 250 . . . 

64 

21,3 

insgesamt 

300 

100,0 


49 
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Tabelle 13 

Güterklassen mit dem niedrigsten und mit dem 
höchsten Hirschman-Herfindahl-Index, 1986 



Güterklassen 

Hirschman- 
Herfindahl- 
Index 
(X 10 000) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

2116 

Koks 

6 756,2 

2112 

Steinkohle, Steinkohlenbriketts, 



Grubengas 

6 376,6 

3837 

Wasserheizern (einschließlich 

Umlauf -Wasserheizer, aber ohne 



elektrische Heißwasserbereiter) 

5 418,6 

5011 

Schreibmaschinen ohne Rechen- 



werk 

4 832,8 

3321 

Straßenzugmaschinen 

4 697,6 

3119 

Bauelemente, Schalimgsgerüste 
und Kleinkonstruktionen aus 



Stahl und Leichtmetall 

63,9 

5422 

Zimmer- und Küchenmöbel aus ; 



Holz (auch Polstermöbel) 

63,7 

2536 

Transportbeton 

57,3 

3767 

Erzeugnisse der Orthopädieme- 



chanik 

51,9 

5316 

Schnittholz 



sten Werten des Hirschman-Herfindahl-Index von 
über 4 690 bzw. unter 64 Punkten sind Tabelle 13 zu 
entnehmen. 

Aufgrund der Konstruktion des Hirschman-Herfin- 
dahl- Index ist es nicht überraschend, daß Güterklas- 
sen mit einem hohen/niedrigen Wert des Index allge- 
mein eine niedrige/hohe Anzahl an Anbietern auf wei- 
sen. In den vorliegenden fünf Fällen ist die Zahl der 
Anbieter kleiner als zehn. Dieser Zusammenhang ist 
bei hohen Anbieterzahlen aber nicht zwangsläufig: 
Eine starke Konzentration der Produktionsanteile auf 
eine geringe Anzahl von Anbietern kann auch auftre- 
ten, wenn die Gesamtzahl der Anbieter hoch ist. Zum 
Beispiel beträgt der Hirschman-Herfindahl-Index in 
der Güterklasse 5050 (Zubehör, Einzel- und Ersatz- 
teile zu Geräten und Einrichtungen für die automati- 
sche Datenverarbeitung) 3 470 Punkte bei 96 Anbie- 
tern oder in der Güterklasse 3686 (Elektrische Ausrü- 
stung für Kraftfahrzeuge und Verbrennungsmotoren, 
a.n.g.) 3 731 Punkte bei 66 Anbietern. 

178 . Ergänzend zum Hirschman-Herfindahl-Index 
berechnet die Monopolkommission den Variations- 
koeffizienten. Er mißt die relative Streuung der Pro- 
duktionsanteile bezogen auf den arithmethischen 
Mittelwert. Die Höhe des Variationskoeffizienten be- 
stimmt zusammen mit der Zahl der Anbieter die Höhe 
des Hirschman-Herfindahl-Index. 

Die Häufigkeitsverteüung der 300 Güterklassen nach 
der Höhe des Variationskoeffizienten ist in Tabelle 1 4 
dargestellt.23) in etwa der Hälfte der Fälle liegt der 


23) Für Einzelwerte vgl. Tabelle I im statistischen Anhang des 
Anlagenbandes . 


Tabelle 14 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach dem Variationskoelfizienten, 1986 


Variationskoeffizient 

(X 100) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

500 bis 983,0 

8 

2,7 

400 bis imter 500 

7 

2,3 

300 bis imter 400 

21 

7,0 

250 bis unter 300 

43 

14,3 

225 bis unter 250 

37 

12,3 

200 bis unter 225 

37 

12,3 

175 bis unter 200 

42 

14,0 

150 bis unter 175 

47 

15,7 

125 bis unter 150 

34 

11,3 

100 bis unter 125 

20 

0,7 

81,8 bis imter 100 

4 

1,3 

insgesamt 

300 

100,0 


Variationskoeffizient imter bzw. über 200%, d. h. die 
Standardabweichung der Produktionsanteile der An- 
bieter in einer Güterklasse beträgt das Doppelte des 
Mittelwerts. Ein Variationskoeffizient von mehr als 
300 % findet sich in 36 Güterklassen. 58 Güterklassen 
weisen einen Variationskoeffizienten von weniger als 
150% auf. 

Tabelle 15 


Güterklassen mit dem niedrigsten und mit dem 
höchsten Variationskoeflizienten, 1986 



Güterklassen 

Variations- 
koeffizient 
(X 100) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

3695 

Reparaturen an elektrotechni- 



sehen Erzeugnissen 

983,0 

3677 

Elektrische Regel- und Steue- 



rungsgeräte und -einrichtungen 

701,1 

3697 

Montagen von elektrotechni- 



sehen Erzeugnissen 

651,6 

3395 

Reparaturen an Straßenfahrzeu- 



gen (ohne Ackerschlepper) .... 

596,3 

5050 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteüe 
zu Geräten und Einrichtungen für 
die automatische Datenverarbei- 



tung 

568,4 

6371 

Rohgewebe 

100,1 

3318 

Verbrennungsmotoren für Kraft- 



wagen 

87,9 

6911 

Zigaretten 

87,5 

3311 

Personenkraftwagen (auch drei- 
rädrig) und Kleinomnibusse (bis 



9 Sitzplätze) 

84,2 

4455 

Synthetischer Kautschuk, fest . . 

81,8 


50 
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Jeweils fünf Güterklassen mit den größten bzw. mit 
den kleinsten Variationskoeffizienten sind in Ta- 
belle 15 auf geführt. Sie enthält Güterklassen mit ei- 
nem Variationskoeffizienten über 568 % bzw. weniger 
als ca. 100 %. Eine nähere Analyse zeigt, daß der Va- 


riationskoeffizient auch empirisch ein analytisches 
Hilfsmittel darstellt, die Größenstrukturen der Anbie- 
ter in den Güterklassen zu charakterisieren. Eine 
große Anzahl von Güterklassen mit neihe beieinander- 
liegenden Werten des Hirschman-Herfindahl-Index 

Tabelle 16 


Anzahl der Güterklassen nach der Höhe der Konzentrationsrate CR 3 in den Gütergruppen 
und Hauptgruppen des Produzierenden Gewerbes^), 1986 


Nr. der 
Haupt- 
grup- 
pen 

Güterklassen nach Hauptgmppen^) 

Anzahl der Güterklassen 

GP- 

Nr. 

Bezeichnung 

mit einer Konzentrationsrate CR3 von 

insgesamt 

unter 

10% 

10% bis 
unter 
25% 

25% bis 
unter 
50% 

50% 

und 

mehr 

nicht 
verfüg- 
bar 3) 

I. 

21 

Bergbauliche Erzeugnisse 

0 

0 

0 

1 

2 

3 


Berg 

bauliche Erzeugnisse 

0 

0 

0 

1 

2 

3 


22 

Mineralölerzeugnisse 

0 

0 

2 

4 


6 


24 

Spalt- und Brutstoffe 

- 

- 

- 

- 


- 


25 

Steine und Erden, Asbestwaren, Schleif- 









mittel 

1 

5 

3 

1 


10 


27 

Eisen und Stahl 

0 

0 

2 

4 


6 


28 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug 

0 

0 

1 

4 


5 


29 

Gießereierzeugnisse 

0 

1 

4 

0 


5 

11. 

30-*) 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalz- 









werke und der Stahlverformimg 

1 

2 

1 

0 


4 


40 

Chemische Erzeugnisse 

0 

3 

10 

33 

1 

47 


525) 

Glas und Glaswaren 

0 

1 

0 

1 


2 


53 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bear- 









beitetes Holz 


1 

1 

0 


3 


55 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe .... 



2 

1 


3 


59 

Gummiwaren 



1 

1 


2 


Erzeugnisse des Grundstoff- und Produktions- 








gütergewerbes 

3 

14 

27 

49 

1 

93 


30-») 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalz- 









werke und der Stahlverformung 

1 

3 

1 

0 


5 


31 

Stahlbauerzeugnisse tmd Schienenfahr- 









zeuge 

1 

1 

4 

2 


8 


32 

Maschinenbauerzeugnisse (einschl. Acker- 









Schlepper) 

1 

21 

11 

7 


40 


33 

Straßenfahrzeuge (ohne Ackerschlepper) . . 

0 

1 

8 

4 

2 

15 


34 

Wasserfahrzeuge 

0 

0 

1 

0 


1 

III. 

35 

Luft- und Raumfahrzeuge 

- 

- 

- 

- 


- 


36 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

0 

4 

16 

12 

1 

33 


37 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse, 









Uhren 

1 

1 

2 

0 


4 


38 

Eisen-, Blech- und Metall waren 

1 

7 

6 

2 


16 


50 

Büromaschinen , Datenverarbeitungsgeräte 









und -einrichtungen 

0 

0 

0 

3 


3 


70 

Fertigteilbauten im Hochbau 

0 

1 

0 

0 


1 


Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierenden 








Gewerbes 

5 

38 

49 

30 

3 

126 


51 
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noch Tabelle 16 



Güterklassen nach Hauptgruppen 2) 

Anzahl der Güterklassen 

Nr. der 
Haupt- 



mit einer Konzentrationsrate CR 3 von 


grup- 

pen 

GP- 

Nr. 

Bezeichnung 

unter 

10% 

10% bis 
unter 
25% 

25% bis 
unter 
50% 

50% 

und 

mehr 

nicht 
verfüg- 
bar 2) 

insgesamt 


39 

Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgeräte, 
Schmuck, belichtete Filme, Füllhalter 









u. ä 

0 

1 


0 


4 


51 

Feinkeramische Erzeugnisse 

0 

0 


1 


2 


525) 

Glas und Glaswaren 

0 

0 


2 


2 


54 

Holzwaren 

3 

1 


0 


5 


56 

Papier- und Pappewaren 

0 

2 


0 


4 


57 

Druckereierzeugnisse, Vervielfältigungen . 

1 

5 

1 

0 


7 

rv. 

58 

Kunststofferzeugnisse 

0 

10 

3 

0 


13 


61 

Leder 

- 

- 

- 

- 


- 


62 

Lederwaren und Schuhe 

0 

1 

0 

0 


1 


63 

Textilien 

0 

8 

6 

1 


15 


64 

Bekleidung 

0 

3 

0 

0 


3 


Erzeugnisse des Verbrauchsgüter produzierenden 
Gewerbes 

4 

31 

B 

4 


56 


68 

Erzeugnisse des Emährungsgewerbes .... 

■1 


n 

4 


21 

V. 

69 

Tabakwaren 

WM 


B 

1 


1 


Erzeugnisse des Nahrungs- und Genußmittelge- 
werbes . 

m 


9 

5 


22 









Insgesamt 

13 

90 

102 

89 

6 

300 


Anmerkungen; 

1) Ohne Gütergruppe 10 (Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser). 

2) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Teil 2: Systematisches 
Güterverzeichnis im Produzierenden Gewerbe, Stuttgart/Mainz 1981. 

3) Vom Statistischen Bundesamt aus Gründen der statistischen Geheimhaltung nicht veröffentiicht. 

4) Die Güterzweige 301 imd 309 sind nach der amtiichen Statistik den Erzeugnissen des Grundstoff- und Produktionsgütergewer- 
bes, der Güterzweig 302 den Erzeugnissen des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes zugeordnet. 

5) Der Güterzweig 521 ist den Erzeugnissen des Grimdstoff- und Produktionsgütergewerbes, die Güterzweige 522 bis 529 den 
Erzeugnissen des Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbes zugeordnet. 

Zeichenerklärung: 

- Keine Angabe, da keine Güterklasse von der Monopolkommission ausgewählt wurde, die der betreffenden Gütergruppe ange- 
hört. Der Grund hegt darin, daß der Produktionswert der Güterklassen zu gering ist oder unter die statistische Geheimhaltung 
fällt. 


unterscheiden sich deutlich, wenn zusätzlich auf die 
Anzahl der Anbieter und die Streuung ihrer Produk- 
tionsanteile abgestellt wird. 

179 . Einen zusanimenf assenden Überblick über die 
Angebotskonzentration in den untersuchten 35 zwei- 
stelligen Gütergruppen und 300 Güterklassen des 
Produzierenden Gewerbes ^4) enthält Tabelle 16. Für 
jede Gütergruppe wird eine Gliederung der ihr zuge- 
ordneten Anzahl vierstelliger Güterklassen nach ih- 
rem Konzentrationsniveau angegeben. Dieses Niveau 
wird durch den für die Monopolkommission in erster 
Linie herangezogenen Produktionsanteil der jeweils 
drei größten Anbieter in einer Güterklasse gemessen. 
Die Gütergruppen werden nach den fünf Hauptgrup- 
pen des Produzierenden Gewerbes geordnet. 

24) Ohne Gütergruppe 10 (Elektrizität, Gas, Fernwärme, Was- 
ser). 


Die Angebotskonzentration bei Erzeugnissen des 
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbes sowie des 
Investitionsgüter produzierenden Gewerbes ist höher 
als bei den Erzeugnissen des Verbrauchsgüter produ- 
zierenden Gewerbes und des Nahrungs- tmd Genuß- 
mittelgewerbes. Im einzelnen ist die starke Angebots- 
konzentration in der Güter gruppe 40 (Chemische Er- 
zeugnisse) bemerkenswert. Von den 47 erfaßten Gü- 
terklassen sind 33 sehr hoch, zehn hoch tmd drei le- 
diglich mäßig konzentriert, eine geringe Konzentra- 
tion tritt nicht auf. Hoch konzentriert ist auch die Pro- 
duktion in der Gütergruppe 36 (Elektrotechnische Er- 
zeugnisse). Bei den 40 Güterklassen der Gruppe 32 
(Maschinenbauerzeugnisse [einschheßlich Acker- 
schleppern]) finden sich mäßige vmd hoch konzen- 
trierte Angebotsstrukturen. Die Gruppe 58 (Kunst- 
stofferzeugnisse) und 63 (Textilien) sind nach wie vor 
überwiegend mäßig konzentriert. 
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3. Die kurzfristige Entwicklung der 

Angebotskonzentration in den Güterklassen des 
Produzierenden Gewerbes von 1084 bis 1986 

3.1 Entwicklung des Produktionsvolumens und der 
Anzahl der Anbieter 

180. Für die zum Berichtsjahr 1986 ausgewählten 
300 Güterklassen liegen gegenüber dem Bezugsjahr 
1984 nicht für alle Güterklassen vergleichbare Anga- 
ben vor. Einzelne Angaben der Güterklassen werden 
vom Statistischen Bundesamt in einem der beiden 
Jahre geheimgehalten. 

Der Wert der von den Anbietern in den 300 Güterklas- 
sen produzierten und zum Absatz bestimmten Güter 
beträgt 1986 1 033,813 Mrd. DM. Bezogen auf das 
Produktionsvolumen liegen für 1984 und für 1986 in 
295 Fällen gemeinsame Angaben der Güterklassen 
vor. Die 295 vergleichbaren Güterklassen besaßen 
1984 ein Produktionsvolumen von 881,496 Mrd. DM. 
Die Zahl der Anbieter beträgt in den 300 Güterklassen 
des Berichtsjahres 1986 insgesamt 51 942, des Be- 
zugsjahres 1984 52 459 und in den 295 vergleichbaren 
Güterklassen 52 376. 

181. Die EntMdcklung der Produktionswerte in den 
einzelnen Güterklassen ist sehr unterschiedüch. 
Einen Überblick über die Häufigkeitsverteilung der 
Veränderung der Produktionswerte 1986 gegenüber 
1984 enthält Tabelle 17. 

In vier Güterklassen beträgt die Zunahme des Pro- 
duktionsvolumens über 2 Mrd. DM, in drei Güterklas- 
sen ist das Produktionsvolumen um über 2 Mrd. DM 
gesunken. Eine Übersicht über die jeweils fünf Güter- 
klassen mit der höchsten bzw. niedrigsten Verände- 


Tabelle 17 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Produktionswertes der Anbieter, 
1986 gegenüber 1984 


Produktionswert der Anbieter 

Güterklassen 

(Mio. DM) 

Anzahl 

Anteil (%) 

3 000 bis 3 072,6 

1 

0,3 

2 000 bis imter 3 000 . . 

3 

1,0 

1 500 bis unter 2 000 . . 

4 

1.4 

1 000 bis imter 1 500 . . 

14 

4,8 

750 bis unter 1 000 . . 

15 

5,1 

500 bis imter 750 . . 

23 

7.8 

250 bis unter 500 . . 

55 

18,6 

100 bis unter 250 . . 

63 

21,4 

0 bis unter 100 . . 

52 

17,6 

- 200 bis unter 0 . 

33 

11,2 

-7 474,4 bis unter —200 . 

32 

10,9 

insgesamt 

295 

100.0 


rung des Produktionsvolumens 1986 gegenüber 1984 
enthält Tabelle 18. 

Im Ergebnis ist der Wert der zum Absatz bestimmten 
Produktion in diesem Zeitraum in 

— 230 Güterklassen gestiegen, 

— 65 Güterklassen gesunken. 


Tabelle 18 


Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Produktionswertes der Anbieter, 

1986 gegenüber 1984 



Güterklasse 

Produktionswert (Mio. DM) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1984 

1986 

Differenz 

5051 

Geräte und Einrichtungen für die automatische Datenver- 
arbeitung der digitalen Technik 

8 819,9 

11 892,6 

3 072,6 

3211 

Metallbearbeitungsmaschinen der spanabhebenden For- 
mung 

6 560,8 

9 293,5 

2 732,7 

3331 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für Kraftwagen- und 
Kraftradmotoren 

9 556,9 

11 723,5 

2 166,7 

3261 

Papier- und Druckereimaschinen 

6 768,4 

8 919,8 

2 151,4 

3686 

Elektrische Ausrüstung für Kraftfahrzeuge und Verbren- 
nungsmotoren 

5 370,3 

7 320,3 

1 950,0 

6889 

Futtermittel 

8 620,5 

7 266,5 

-1354,0 

6842 

Erzeugnisse aus Ölmühlen 

5 293,9 

3 665,6 

-1 628,2 

4221 

Acyclische und alicycüsche Kohlenwasserstoffe, che- 
misch einheitlich 

4 785,3 

2 469,3 

-2 316,1 

2213 

Kraftstoffe 

16 262,4 

9 108,3 

-7 154,1 

2217 1 

Heizöle 

14 621,3 

7 146,9 

-7 474,4 
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182. Die Entwicklung der Anzahl der Anbieter ist in 
den Güterklassen des Produzierenden Gewerbes 
ebenfalls sehr unterschiedlich verlaufen. 

Eine Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Anzahl der Anbieter 1986 gegen- 
über 1984 enthält Tabelle 19. 

In 85 Güterklassen hat sich die Anzahl der Anbieter 
nicht oder nur um einen Anbieter verändert. In 
153 Güterklassen hat sich die Anzahl der Anbieter in 
den einzelnen Güterklassen um drei oder weniger 
Anbieter erhöht oder vermindert. 

Um mehr als 20 hat die Anbieterzahl in neun Güter- 
klassen zugenommen, um mehr als 50 ist die Anbie- 
terzahl in vier Güterklassen gesunken. Diese Güter- 
klassen, die den stärksten Zugang bzw. Rückgang 
der Anbieterzahl zu verzeichnen haben, enthält 
Tabelle 20. 

Zusammenfassend ist die Anzahl der Anbieter 1986 
gegenüber 1984 in 

— 93 Güterklassen gestiegen, 

— 122 Güterklassen gesimken, 

— 85 Güterklassen konstant geblieben, d. h. die An- 
zahl der Anbieter hat sich um höchstens einen 
Anbieter verändert. 


Tabelle 19 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Veränderung der Anzahl der Anbieter, 
1986 gegenüber 1984 


Anzahl der Anbieter 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

10 bis 79 

33 

11,0 

4 bis 9 

31 

10.3 

2 bis 3 

29 

9,7 

1 

26 

8,7 

0 

35 

llj 

- 1 

24 

8.0 

- 2 

39 

13.0 

- 4 bis - 3 

20 

6.7 

- 9 bis — 5 

24 

8.0 

- 19 bis -10 

21 

7.0 

-112 bis -20 

18 

6.0 

insgesamt 

300 

100.0 


Tabelle 20 

Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme der Anzahl der Anbieter, 

1986 gegenüber 1984 



Güterklasse 

Anzahl der Anbieter 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1984 

1986 

Differenz 

6305 

Gewebe (ohne kaschierte imd beschichtete Gewebe) . . 




3667 

Bauelemente der elektronischen Schaltungstechnik .... 




3295 

Reparaturen an Maschinenbauerzeugnissen (einschheß- 
lich Ackerschleppern) 

1 007 

1 065 

58 

3672 

Elektrische Geräte und Einrichtungen zum Messen nicht- 
elektrischer und elektrischer Größen 

230 

272 

42 

3099 

Schweißerei-, Schlosserei-, Dreherei- und ähnliche Arbei- 
ten 

280 

311 

31 

5411 

Bauelemente aus Holz 

618 

576 

- 42 

2554 

Betonerzeugnisse für den Hochbau 



- 63 

5422 

Zimmer- imd Küchenmöbel aus Holz (auch Polstermö- 
bel) 


906 

- 95 

5316 

Schnittholz 

1937 

1 827 

-HO 

3395 

Reparaturen an Straßenfahrzeugen 

1569 

1457 

-112 


3.2 Entwicklung der Angebotskonzentration 

1 83. Zur Charakterisierung der Entwicklung der An- 
gebotskonzentration werden die Konzentrationsraten 
der jeweils drei und zehn größten Anbieter, der 
Hirschman-Herfindahl-Index sowie ergänzend der 
Variationskoeffizient herangezogen. 


184. Ein Vergleich der Konzentrationsraten der drei 
größten Anbieter zwischen den Berichtsjahren 1986 
und 1984 ist nicht für alle von der Monopolkomnüs- 
sion ausgewählten 300 Güterklassen, sondern nur für 
291 möghch. Für neun Güterklassen werden die erfor- 
derlichen Angaben im Bezugs- oder im Berichtsjahr 
vom Statistischen Bundesamt geheimgehalten. Das 
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Produktionsvolumen der untersuchten Güterklassen 
reduziert sich entsprechend von 998,768 auf 
863,826 Mrd. DM, die Anzahl der Anbieter betrug 
dagegen 1984 52 360 und 1986 51 517. 

Einen ÜberbUck über die Häufigkeitsverteilung der 
Güterklassen nach der absoluten Veränderung der 
Produktionsanteile der drei größten Anbieter 1986 ge- 
genüber 1984 enthält Tabelle 21. 


Tabelle 21 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Konzentrationsrate CR 3 , 
1986 gegenüber 1984 


Konzentrationsrate CR3 

(%) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

20,0 bis 

21,4 .... 

1 

0,3 

10,0 bis unter 

20,0 

3 

1,0 

5,0 bis unter 

10,0 

8 

2,8 

3,0 bis unter 

5,0 

23 

7,9 

2,0 bis unter 

3,0 ... . 

22 

7,6 

1,0 bis unter 

2,0 ... . 

40 

13,8 

0,5 bis unter 

1,0 ... . 

32 

11,0 

— 0,5 bis unter 

0,5 

60 

20,6 

— 1,0 bis unter 

- 0,5 

14 

4,8 

— 10,0 bis unter 

- 1 , 0 .... 

86 

29,6 

—20,0 bis imter 

- 10,0 

1 

0,3 

—23,4 bis unter 

- 20,0 

1 

0,3 

insgesamt 

291 

100,0 


Die jeweils fünf Güterklassen mit der höchsten Zu- 
nahme bzw. Abnahme des Produktionsanteils der drei 
größten Anbieter enthält Tabelle 22. 

185. Im Ergebnis ist die Konzentrationsrate der drei 
größten Anbieter in 

— 129 Güterklassen gestiegen, 

— 102 Güterklassen gesunken, 

— 60 Güterklassen relativ konstant gebheben, d. h. 
die Veränderung beträgt weniger als 0,5 Prozent- 
punkte. 

Der imgewogene Durchschnitt der Konzentrations- 
rate CR3 ist für die jeweüs verfügbaren Güterklassen 
von 38,5% in 1984 auf 39,0% in 1986 gestiegen. Der 
mit den Produktionswerten gewogene Mittelwert ist 
von 36,9% auf ebenfalls 39,0% gestiegen. Für die 
ausgewerteten Güterklassen kann damit festgestellt 
werden, daß sich im Berichtszeitraum — gemessen an 
der Konzentrationsrate CR 3 — das Konzentrationsni- 
veau im Durchschnitt wiederum leicht erhöht hat. Der 
im Vierten und Fünften Hauptgutachten 25) jeweüs 
festgestellte leichte Anstieg des Durchschnittswerts 
der Güterklassen hat sich in den folgenden Berichts- 
perioden fortgesetzt. Die hier angegebenen durch- 
schnittlichen Konzentrationsraten können mit denje- 
nigen in den früheren Hauptgutachten aUerdings 
nicht ohne weiteres verghchen werden, da sich die 
Anzahl und die Zusammensetzung der einbezogenen 
Güterklassen verändert haben. 

186. Verfolgt man die horizontale Angebotskonzen- 
tration in den Güterklassen nach Maßgabe der Kon- 
zentrationsraten der zehn größten Anbieter, so hegen 
aus dem Kreis der 300 insgesamt ausgewählten Gü- 
terklassen 288 vor, für die der Produktionsanteü der 


25) Vgl. Monopolkoimnission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a. a. O., Tz. 208 sowie Monopolkommission, Hauptgutach- 
ten 1982/1983, a. a. O., Tz. 176. 


Tabelle 22 


Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme der Konzentrationsrate CR 3 , 

1986 gegenüber 1984 



Güterklasse 

Konzentrationsrate CR3 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1984 

1986 

Differenz 

2954 

Schwermetallformguß 

9,5 

30,9 

21,4 

4221 

Acycüsche und aücychsche Kohlenwasserstoffe, che- 
misch einheithch 

46,0 

62,8 

16,9 

4311 

Einnährstoffdünger (ohne Kah) 

54,7 

67,3 

12,6 

2813 

Schwermetall und deren Legierungen 

39,8 

51,5 

11,7 

2577 

Brems- und Kupplimgsmaterial 

74.1 

82,0 

7,8 

3682 

Elektrokohlen und -bürsten 

62,2 

55,2 


5050 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteüe zu Geräten und Einrich- 
tungen für die automatische Datenverarbeitung 

81,2 

73,1 

- 8,1 

5841 

Beutel, Tragtaschen und Stücke aus Kunststoff 

24,9 

16,7 

- 8.2 

3213 

Hütten- und Walzwerkseinrichtungen 

72,2 

58,2 

-14,0 

6305 

Gewebe (ohne kaschierte und beschichtete Gewebe) . . 

54,2 

30,8 

-23,4 
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jeweils zehn größten Anbieter sowohl für 1984 als 
auch für 1986 bekannt ist. 12 Güterklassen unterhe- 
gen der statistischen Geheimhaltung. Das Produk- 
tionsvolumen der danach miteinander vergleichbaren 
Güterklassen reduziert sich entsprechend von 
1 030,392 Mrd. DM auf 868,478 Mrd. DM. Die Anzahl 
der Anbieter erhöht sich von 51 895 auf 52 318. 


Tabelle 23 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Konzentrationsrate CRior 
1986 gegenüber 1984 


Konzentrationsrate CRio 

(%) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

10,0 bis 

24,9 .... 

1 

0,4 

5,0 bis unter 

10,0 .... 

9 

3,1 

3,0 bis unter 

5,0 ... . 

15 

3,2 

2,0 bis imter 

3,0 

22 

7,6 

1,0 bis unter 

2,0 ... . 

39 

13,5 

0,5 bis unter 

1,0.... 

28 

9,7 

— 0,5 bis unter 

0,5 

76 

26,4 

- 1,0 bis unter 

- 0,5 ... . 

27 

9,4 

— 2,0 bis unter 

- 1,0.... 

33 

11,5 

— 3,0 bis imter 

- 2,0.... 

19 

6,6 

—31,5 bis unter 

- 3,0 

19 

6,6 

insgesamt 

288 

100,0 


Tabelle 23 enthält die Häufigkeitsverteilung der Gü- 
terklassen nach der Veränderung der Konzentrations- 
rate für die zehn größten Anbieter 1986 gegenüber 
1984. 

Tabelle 24 enthält fünf Güterklassen mit der höchsten 
Zimahme der Konzentrationsrate CRio um über 
6,7 Prozentpunkte sowie fünf Güterklassen mit der 
größten Abnahme imi über 6,4 Prozentpimkte. 

187. Die Konzentrationsrate CRio für die zehn größ- 
ten Anbieter ist zusammenfassend in 

— 1 14 Güterklassen gestiegen, 

— 98 Güterklassen gesxmken, 

— 76 Güterklassen relativ konstant gebheben, d. h. 
die Veränderung beträgt weniger als 0,5 Prozent- 
pimkte. 

Der ungewogene Durchschnitt der Konzentrations- 
rate CR JO ist für die 1984 und 1986 jeweüs ausgewer- 
teten Güterklassen von 62,0% auf 62,8%, der gewo- 
gene Durchschnitt von 60,3% auf 63,3% gestiegen. 
Die 1984 wie 1986 relativ geringe Differenz zwischen 
den ungewogenen und gewogenen Mittelwerten be- 
sagt, daß das Produktionsvolumen von Güterklassen 
mit niedrigerer Konzentrationsrate CRio im Durch- 
schnitt nicht nennenswert verschieden ist von solchen 
mit höherer Konzentrationsrate. 

188. Im Vergleich der Jahre 1984 und 1986 hegen 
der Monopolkommission 295 Güterklassen vor, deren 
Hirschman-Herfindahl-Index bekannt ist. Fünf der 
300 insgesamt ausgewählten Güterklassen unterhe- 
gen seitens des Statistischen Bundesamtes der Ge- 
heimhaltimg. Bezogen auf das Produktionsvolumen 
reduziert sich das Gewicht der imtersuchten 295 Gü- 
terklassen von 1 033,813 auf 881,496 Mrd. DM. Die 
zugeordnete Anzahl der Anbieter steigt von 51 942 in 
1986 auf 52 376 in 1984. 


Tabelle 24 

Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme der Konzentrationsrate CRior 

1986 gegenüber 1984 



Güterklasse 

Konzentrationsrate CRio 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1984 

1986 

Differenz 

2954 

Schwermetallformguß 

25,9 

50,8 

24,9 

6321 

Garn für Gewebe 

34,0 

43,4 

9.4 

5322 

Hobelware 

52,4 

61,7 

9,3 

6821 

Zucker (Rüben- und Rohrzucker) 

75,2 

83,3 

8,0 

3239 

Trocknungsanlagen und -maschinen 

57,3 

64,0 

6,8 

3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen (einschheß- 
hch Ackerschleppern) 

32,1 

25,7 

- 6,4 

5841 

Beutel, Tragtaschen und Säcke aus Kunststoff 

37,9 

30,9 

- 6,6 

3199 

BausteUenarbeiten (auch im Tagelohn) 

50,3 

42,4 

- 7,9 

3213 

Hütten- und Walzwerkseinrichtungen 

86,3 

76,6 

- 9,7 

6305 

Gewebe (ohne kaschierte und beschichtete Gewebe) . . 

83,1 

51,6 

-31,5 
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Tabelle 25 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Hirschman-Herfindahl-Index, 
1986 gegenüber 1984 


Hirschman-Herfindahl-Index 

Güterklassen 


(X 10 000) 


Anzahl 

Anteil (%) 

1 000 

bis 

1 028,9 

1 

0,3 

500 

bis imter 

1 000 . 

2 

0,7 

300 

bis unter 

500 . 

10 

3,4 

100 

bis imter 

300 . 

27 

9,2 

50 

bis unter 

100 . 

19 

0,4 

10 

bis unter 

50 . 

57 

19,3 

0 

bis unter 

10 . 

41 

13,9 

- 10 

bis unter 

0 . 

25 

8,5 

- 50 

bis unter 

- 10 . 

53 

18,0 

- 100 

bis unter 

- 50 . 

21 

7,1 

- 500 

bis unter 

- 100 . 

33 

11,2 

- 891,0 

bis unter 

- 500 . 

6 

2,0 

insgesamt 

295 

100,0 


Die Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Hirschman-Herfindahhlndex ist Ta- 
belle 25 zu entnehmen. 

Jeweils fünf Güterklassen mit der höchsten Zunahme 
bzw. Abnahme des Hirschman-Herfindahl- Index sind 
in der Tabelle 26 zusammengestellt. 


189 . Der Hirschman-Herfindahl-Index ist 1986 ge- 
genüber 1984 in 

— 116 Güterklassen gestiegen, 

— 113 Güterklassen gesunken, 

— 66 Güterklassen relativ konstant geblieben, d. h. 
die Veränderung beträgt weniger als zehn Pro- 
zentpimkte. 

Der Vergleich des Standes und der Entwicklimg der 
horizontalen Angebotskonzentration gemessen am 
Hirschman-Herfindahl-Index hat den Sachverhalt zu 
berücksichtigen, daß in ihm sowohl die Anzahl der 
Anbieter als auch die Ungleichverteilung ihrer Pro- 
duktionswerte eingehen, Ähntiche Entwicklungen 
des Index in verschiedenen Güterklassen können da- 
her sowohl auf ähnhchen Entwicklungen seiner Kom- 
ponenten als auch auf gegenläufigen Entwicklungen 
beruhen, so daß sich der Hirschman-Herfindahl-Index 
im Ergebnis nur wenig oder nicht ändert. 


Tabelle 26 

Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Hirschman-Herfindahl-Index, 

1986 gegenüber 1984 



Güterklasse 

Hirschman-Herfindahl-Index (x 10000) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1984 

1986 

Differenz 

4740 

Mischungen für human-pharmazeutische Spezialitäten 
als Bulkwcire 

2 545,5 

3 574,4 

1 028,9 

4794 

Verbandzeug, Watte, Pflaster, chirurgisches Nahtmate- 
rial, Röntgenkontrastmittel 

1 942,1 

2 494,1 

552,1 

4221 

Acychsche imd aticyctische Kohlenwasserstoffe, che- 
misch einheitiich 

1 141,2 

1 651,6 

510,3 

2577 

Brems- und Kupplungsmaterial 

2 344,7 

2 829,1 

484,4 

2116 

Koks 

6 282,3 

6 756,2 

474,0 

6842 

Erzeugnisse der Ölmühlen 

1 875,7 

1 286,6 

-589,1 

3321 

Straßenzugmaschinen 

5 371,1 

4 697,6 

-673,6 

5050 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile zu Geräten und Einrich- 
tungen für die automatische Datenverarbeitung 

4 156,6 

3 470,0 

-686,6 

2849 

Edelmetallhalbzeug 

4 634,7 

3 808,8 

-825,9 

6305 

Gewebe (ohne kaschierte und beschichtete Gewebe) . . 

1 447,4 

556,4 

-891,0 
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190. Für die den Hirschman-Herfindahl-Index er- 
gänzende Berechnung des Variationskoeffizienten 
liegen ebenfalls für 295 Güterklassen zeitlich ver- 
gleichbare Angaben vor. Die entsprechenden Zusam- 
menfassungen für den Variationskoeffizienten enthal- 
ten die Tabellen 27 und 28. Der Wertebereich der Ver- 
änderungen des Variationskoeffizienten 1986 gegen- 
über 1984 beträgt ±25 Prozentpunkte. Jeweüs fünf 
Güterklassen sind durch eine überdurchschnittliche 
Zunahme bzw. Abnahme der Streuung der Produk- 
tionsanteile gekennzeichnet. Insgesamt ist der Va- 
riationskoeffizient kurzfristig in 

— 125 Güterklassen gestiegen, 

— 123 Güterklassen gesunken, 

— 47 Güterklassen relativ konstant geblieben, d. h. 
die absolute Veränderung beträgt weniger als 
±3 Prozentpunkte. 

191. Betrachtet man die Veränderungen der ver- 
schiedenen Konzentrationsmaße im Zusammenhang, 
so ist zu bedenken, daß zwischen den Wertebereichen 
der Maßzahlen funktionale Zusammenhänge beste- 
hen. Die Veränderungen der Werte der Konzentra- 
tionsraten für die jeweils zehn größten Anbieter sind 
generell geringer als die entsprechenden Konzentra- 
tionsraten für die drei größten Anbieter. Innerhalb von 
zehn Anbietern bestehen größere Möglichkeiten, daß 
sich Anteilsverschiebungen ausgleichen, als inner- 
halb von drei Anbietern. Infolge des Zusammenhan- 
ges, der zwischen Konzentrationsraten und dem 
Hirschman-Herfindahl-Index besteht, ist ebenfalls zu 
erwarten, daß die Tendenz der Veränderung dieser 
Maßzahlen übereinstimmt. 

192. Bei einer getrennten Betrachtung der Konzen- 
trationsraten für die drei bzw. zehn größten Anbieter 


Tabelle 27 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Variationskoeffizienten, 

1986 gegenüber 1984 


Variationskoeffizient 

Güterklassen 


(X 100) 


Anzahl 

Anteil (%) 

100 

bis 

196,7 . . 

1 

0,3 

50 

bis unter 

100 ... 

4 

1,4 

25 

bis unter 

50 . . . 

20 

6,8 

10 

bis unter 

25 . . . 

45 

15,3 

3 

bis unter 

10 . . . 

55 

18,6 

0 

bis unter 

3 . . . 

29 

9,8 

- 3 

bis unter 

0 . . . 

00 

6,1 

- 10 

bis unter 

- 3 . . . 

47 

15,9 

- 25 

bis unter 

- 10 . . . 

55 

18,6 

- 50 

bis unter 

- 25 . . . 

16 

5,4 

— 64,4 bis unter 

- 50 . . . 

5 

1,7 

insgesamt 

295 

100,0 


sowie des Hirschman-Herfindahl-Index ist festzustel- 
len, daß im kurzfristigen Berichtszeitraum 1984 bis 
1986 das Niveau der Konzentration in den Güterklas- 
sen im Durchschnitt nur relativ geringfügig gestiegen 
ist. Allerdings sind eine Reihe von Güterklassen durch 
eine erhebliche Erhöhung des Konzentrationsgrades 
gekennzeichnet. Diesen stehen jedoch andere Güter- 
klassen gegenüber, in denen der Konzentrationsgrad 
gesunken ist. 


Tabelle 28 

Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Variationskoeffizienten, 

1986 gegenüber 1984 



Güterklasse 

Variationskoeffizient (x 100) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1984 

1986 

Differenz 

2954 

Schwermetallguß 

197,2 

393,9 

196,7 

3677 

Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -einrich- 
tungen 

602,6 

701,1 

98,5 

5859 

Andere Fertigerzeugnisse aus Kunststoff, a. n. g., (ohne 
Tum- und Sportgeräte) 

155,9 

222,8 

66,9 

3695 

Reparaturen an elektrotechnischen Erzeugnissen 

923,4 

983,0 

59,6 

3341 

Karosserien und Aufbauten für Kraftwagen, Straßenzug- 
maschinen und Kraftwagenanhänger 

364,8 

416,2 

51,5 

3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen (einschließ- 
lich Ackerschleppern) 

320,9 

268,5 

-52,5 

3213 

Hütten- und Walzwerkseinrichtungen 

435,9 

380,8 

-55,1 

5713 

Bücher und Broschüren 

355,5 

297,6 

-57,9 

3199 

Baustellenarbeiten (auch im Tagelohn) 

586,6 

524,2 

-62,4 

2951 

Leichtmetallformguß 

505,7 

441,2 

-64,4 
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193. Bei einer gemeinsamen Betrachtung der drei 
angewendeten Konzentrationskriterien (Konzentra- 
tionsraten der drei und der zehn größten Anbieter 
sowie der Hirschman-Herfindahl-Index), können die 
ausgewählten Güterklassen im Produzierenden Ge- 
werbe in bezug auf die Tendenz der kurzfristigen Kon- 
zentrationsentwicklung klassifiziert werden. In Ab- 
hängigkeit davon, ob alle Konzentrationskriterien in 
die gleiche Richtung weisen, ergibt sich zur kurzfristi- 
gen Konzentrationsentwicklung 1986 gegenüber 
1984 in den 300 untersuchten größten Güterklassen 
folgendes Bild: 


Entwicklung 

1984 bis 1986 

Anzahl 

der 

Güter- 

klassen 

Anteil der 
Güterklassen (%) 

an der 
Anzahl 

am Produk- 
tionswert 

steigend 

72 

24,0 

18,4 

fallend 

60 

20,0 

15,5 

konstant 1) 

15 

5,0 

6,2 

nicht eindeutig .... 

137 

47,7 

46,7 

nicht erfaßt 

16 

5,3 

13,3 


1) Die Monopolkommission betrachtet die Konzentrationsent- 
wicklung als relativ konstant, wenn sich gleichzeitig die Kon- 
zentrationsraten für die drei und die zehn größten Anbieter 
jeweils um weniger als 0,5 Prozentpunkte und der Hirsch- 
man-Herfindahl-Index um weniger als zehn Pimkte verän- 
dern. 


16 Güterklassen konnten nicht erfaßt werden, weil die 
erforderlichen konzentrationsstatistischen Angaben 
aus Geheimhaltungsgründen nicht vollständig vorlie- 
gen. 

194. Das vorÜegende Ergebnis läßt erkennen, daß 
trotz strengerer Anforderungen, die allgemeine Rich- 
tung der Konzentrationsentwicklung zu klassifizieren, 
die Anzahl der Güterklassen mit steigendem Konzen- 
trationsgrad deutiich höher ist als die mit sinkendem 
Konzentrationsgrad. Das Verhältnis der Anzahl der 
Güterklassen entspricht etwa auch dem Gewicht, das 
ihnen nach ihrem Produktionsvolumen zukommt. 
Dieses gibt zugleich einen Hinweis darauf, daß für 
Güterklassen mit steigendem oder sinkendem Kon- 
zentrationsgrad kein Zusammenhang zu ihrer Größe 
bzw. der Weite oder Enge ihrer statistischen Abgren- 
zung erkennbar ist. Der relativ geringe Anteil von 
Güterklassen mit konstantem Konzentrationsgrad 
und der gleichzeitig hohe Anteil von Güterklassen mit 
nicht eindeutiger Konzentrationsentwicklung deutet 
auf den großen Einfluß hin, den gegenläufige Ver- 
schiebungen der Größenstrukturen auf die horizon- 
tale Angebotskonzentration ausüben — sei es, daß die 
jeweils größten drei Anbieter ihre Produktionsanteile 
zu Lasten der nächstgrößeren Anbieter erhöht haben, 
sei es, daß diese in einem Aufholprozeß zu Lasten der 
größten Anbieter gewachsen sind oder die Verschie- 
bung der Produktionsanteile durch die Entwicklung 
der Anbieterzahlen überlagert wurde. 


4. Die mittelfnstige Entwicklung der 

Angebotskonzentration in den Güterklassen 
des Produzierenden Gewerbes von 1978 bis 
1986 

195. Das besondere Interesse der Monopolkommis- 
sion gilt der langfristigen Entwicklung der Angebots- 
konzentration in den Güterklassen. Die durch das Sta- 
tistische Bundesamt durchgeführten konzentrations- 
statistischen Sonderaufbereitungen der Produktions- 
erhebungen für das Produzierende Gewerbe liegen 
jedoch erst seit 1977 vor. Damit ist zwar eine langfri- 
stige Beobachtimg der Entwicklung der Angebots- 
konzentration in den Güterklassen noch nicht mög- 
hch, für eine mittelfristige Betrachtung erscheint der 
Zeitraum von 1978 bis 1986 aber ausreichend. 2^) 

Die Vergleichbarkeit der Zeitreihen wird durch die 
1982 umgestellte Systematik für Produktionsstatisti- 
ken beeinträchtigt.27) Eine weitere Einschränkung 
der Vergleichbarkeit ist durch die Geheimhaltimgs- 
praxis des Statistischen Bundesamts bedingt. Die hier- 
von betroffenen Güterklassen wechseln von Berichts- 
periode zu Berichtsperiode, so daß die Anzahl nicht 
kontinuierlich vorhegender Zeitreihen im Zeitverlauf 
zunimmt. 

Verschiedene wirtschafüiche Gründe, die für einige 
Güterklassen zu Strukturbrüchen in ihrer zeiüichen 
Entwicklimg geführt haben, sind in Tabelle 2 zusam- 
mengestellt und in diesem Zusammenhang näher 
kommentiert worden. 

Den allgemeinen Merkmalen der Konzentrationsstati- 
stik entsprechend, beziehen sich die Zei treiben auf 
die in den Güterklassen jeweils als Anbieter auf tre- 
tenden Unternehmen (Untemehmensteile) und die 
auf sie entfallenden Anteile des Werts der Absatzpro- 

duktion.28) 


4.1 Entwicklung des Produktionsvolumens und der 
Anzahl der Anbieter 

196. Für den mittelfristigen Zeitvergleich stehen 
nicht für alle 300 Güterklassen Angaben zur Verfü- 
gimg, die im Berichtsjahr 1986 als größte ausgewählt 
wurden. Bezogen auf den Produktionswert liegen für 
258 Güterklassen zeitlich vergleichbare Angaben vor. 
Das Produktionsvolumen dieser Güterklassen betrug 
1978 604,866 Mrd. DM. Bezogen auf die Anzahl der 
Anbieter sind 268 Angaben verfügbar. Die zugeord- 
nete Anzahl der Anbieter betrug 50 212. Daten über 
die Entwicklung der einzelnen aus gewählten 300 
viersteUigen Güterklassen enthält Tabelle I im stati- 
stischen Anhang des Anlagenbandes dieses Gutach- 
tens. hn folgenden beschränkt sich der Zeitvergleich 


26) Der Beginn der Untersuchungsperiode mit dem Jahr 1978 
entspricht der zweijährlichen Bericht erstattimg der Mono- 
polkommission über die Produktionsstatistik in diesem Kapi- 
tel. 

27) Vgl. Abschnitt 1.2 dieses Kapitels, 

28) Vgl. Abschnitt 1.2 dieses Kapitels. 

29) Vgl. Statistisches Bimdesamt, Fachserie 4, Produzierendes 
Gewerbe, Reihe 3.1, Produktion im Produzierenden Ge- 
werbe des In- und Auslandes, 1987, Tabelle 2, S. 11; 1982, 
Tabelle 2, S. 9. 
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Tabelle 29 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Produktionswertes der Anbieter, 
1986 gegenüber 1978 


Produktionswert der Anbieter 

Güterklassen 


(Mio, DM) 


Anzahl 

Anteil (%) 

3 000 

bis 

42 156,4 

19 

7,4 

2 000 

bis unter 

3 000 . . 

17 

6,6 

1 500 

bis imter 

2 000 . . 

20 

7.8 

1 000 

bis unter 

1 500 . . 

30 

11,6 

750 

bis unter 

1 000 . . 

23 

8,9 

500 

bis unter 

750 . . 

45 

17.4 

250 

bis unter 

500 . . 

52 

20,2 

100 

bis unter 

250 . . 

25 

9,7 

0 

bis unter 

100 . . 

9 

3,5 

- 200 

bis unter 

0 . . 

10 

3,9 

~2 338,0 bis unter 

-200 . . 

8 

3,1 

insgesamt 

258 

100,0 


für die einzelnen Güterklassen auf die Jahre 1978 und 
1986, ohne auf die zwischenzeitliche Entwicklung nä- 
her einzugehen. 


197- Die Veränderungen des Produktionsvolumens 
schwanken zwischen den 258 Güterklassen, für die 
zeitlich vergleichbare Werte vorliegen, stark. Insge- 
samt ist das Produktionsvolumen dieser Güterklassen 
1986 gegenüber 1978 in 

— 240 Güterklassen gestiegen und in 

— 18 Güterklassen gesunken. 

Tabelle 29 enthält die entsprechende Häufigkeitsver- 
teilung. 

In fünf Güterklassen beträgt der Anstieg des Produk- 
tionsvolumens mehr als 4,6 Mrd. DM. Unter den 
18 Güterklassen, deren Produktionswert gesunken 
ist, beträgt der absolute Rückgang in zwei Güterklas- 
sen über 1,531 Mrd. DM. In Tabelle 30 sind die Güter- 
klassen mit der höchsten Zimahme bzw. Abneihme 
des Produktionsvolumens 1986 gegenüber 1978 zu- 
sammengestellt. 


198. Die Anzahl der Anbieter hat sich in den 268 
zeitlich vergleichbaren Güterklassen sehr unter- 
schiedlich entwickelt. Die Zeihl der Anbieter ist im 
Berichtszeitraum in 

— 74 Güterklassen gestiegen, 

— 176 Güterklassen gesimken, 

— 18 Güterklassen konstant, d. h. die Zahl der An- 
bieter hat sich lediglich um einen verändert. 


Tabelle 30 

Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Produktionswertes der Anbieter, 

1986 gegenüber 1978 



Güterklasse 

Produktionswert (Mio. DM) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1978 

1986 

Differenz 

3311 

Personenkraftwagen (auch dreirädrig) und Kleinomni- 
busse (bis 9 Sitzplätze) 

40 461,1 

82 617,5 

42 156,4 

5051 

Geräte und Einrichtungen für die automatische Datenver- 
arbeitung der digitalen Technik 

4 381,6 

11 892,6 

7 511,0 

3331 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für Kraftwagen- und 
Kraftradmotoren 

5 900,8 

11 723,5 

5 822,7 

6832 

Milch, Butter und Käse 

12 358,8 

17 666,3 

5 307,5 

4747 

Human-pharmazeutische Spezialitäten 

10 654,0 

15 330,8 

4 676,9 

4314 

Mehmährstoffdünger 

1 264,7 

960,0 

- 304,8 

6875 

Spirituosen 

1 938,6 

1 602,9 

- 335,7 

7051 

Fertighäuser (1- und 2geschossig) aus Holz oder überwie- 
gend aus Holz, ztir Vollmontage vorgesehen 

1 924,3 

1 265,4 

- 658,8 

3661 

Rundfunkempfangs- und Femsehempfangsgeräte und 
-einrichtungen 

7 870,9 

6 339,7 

-1 531,2 

2217 

Heizöle 

9 484,9 

7 146,9 

-2 338,0 
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Eine Übersicht über die Entwicklung der Anzahl der 
Anbieter in den Güterklassen von 1978 bis 1986 ent- 
hält die Tabelle 31, 


Tabelle 31 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Anzahl der Anbieter, 

1986 gegenüber 1978 


Anzahl der Anbieter 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

10 bis 116 

34 

12,7 

4 bis 9 

19 

7,1 

2 bis 3 

9 

3,4 

1 

12 

4,5 

0 

7 

2,6 

- 1 

11 

4,1 

- 2 

27 

10,1 

- , 4 bis - 3 

18 

6,7 

- 9 bis - 5 

35 

13,1 

- 19 bis -10 

31 

11,6 

-416 bis -20 

65 

24,3 

insgesamt 

268 

100,0 


Tabelle 32 enthält fünf Güterklassen, in denen die 
Anzahl der Anbieter um 67 und mehr gestiegen ist, 
sowie fünf Güterklassen, in denen die Anzahl der 
Anbieter am stärksten imd zwar um mehr als 190 
gesunken ist. 

Betrachtet man die Entwicklung der Absatzproduk- 
tion und die Anzahl der Anbieter in den Güterklassen 
gemeinsam, so sind keine deutlichen Zusammen- 
hänge erkennbar. Das gleiche gilt in bezug auf die 
durchschnittliche Größe der Anbieter, gemessen an 
ihrem Produktionswert. 


4.2 Entwicklung der Angebotskonzentration 

199. Die Konzentrationsentwicklung in den Güter- 
klassen wird durch einen Zeitvergleich der Konzen- 
trationsraten für die jeweils drei und zehn größten 
Anbieter sowie des Hirschman-Herfindahl-Index und 
des hierzu berechneten Variationskoeffizienten cha- 
rakterisiert, jeweils gemessen an den Produktionsan- 
teilen der Anbieter. 

Für die Veränderung der Produktionsanteile der je- 
weils drei größten Anbieter hegen unter den ausge- 
wählten 300 Güterklassen für 252 entsprechende 
Werte aus den Jahren 1978 imd 1986 vor. Unter den 
übrigen Güterklassen, die der statistischen Geheim- 
haltung unterhegen, befinden sich auch solche mit 
weniger als drei Anbietern. 

Die zwischen 1978 und 1986 eingetretene Änderung 
der Konzentrationsrate der jeweils drei größten An- 
bieter variiert in rd. 50 % aUer Güterklassen zwischen 


Tabelle 32 


Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme der Anzahl der Anbieter, 

1986 gegenüber 1978 



Güterklasse 

Anzahl der Anbieter 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1978 

1986 

Differenz 

3667 

Bauelemente der elektronischen Schaltungstechnik .... 

203 

319 

116 

3099 

Schweißerei-, Schlosserei-, Dreherei- und ähnhche Arbei- 
ten 

208 

311 

103 

5821 

Einzelteile aus Kunststoff für Maschinen und Fahrzeuge 

297 

384 

87 

6818 

Backwaren 

839 

919 

80 

3677 

Elektrische Regel- imd Steuerungsgeräte und -einrich- 
tungen 

329 

396 

67 

2554 

Betonerzeugnisse für den Hochbau 

631 

440 

-191 

3395 

Reparaturen an Straßenfahrzeugen (ohne Ackerschlep- 
per) 

1 671 

1457 

-214 

6412 

Damenoberbekleidung ab Größe 34 

1434 

1 151 

-283 

5422 

Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz (auch Polstermö- 
bel) 

1 221 

906 

-315 

5316 

Schnittholz 

2 243 

1 827 

-416 
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Tabelle 33 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Konzentrationsrate CR 3 , 
1986 gegenüber 1978 


Konzentrationsrate CR3 

(%) 

Güterklassen 



Anzahl 

Anteil (%) 

20,0 bis 

22,3 

1 

0,4 

10,0 bis unter 

20,0 

17 

6,8 

5,0 bis unter 

10,0 .... 

32 

12,7 

3,0 bis unter 

5,0 ... . 

26 

10,3 

2,0 bis unter 

3,0 ... . 

22 

8,7 

1,0 bis imter 

2,0 ... . 

17 

6,8 

0,5 bis unter 

1,0 .... 

8 

3,2 

— 0,5 bis unter 

0,5 

21 

8,3 

— 1,0 bis unter 

- 0,5 

8 

3,2 

-10,0 bis unter 

- 1,0 ... . 

86 

34,1 

-20,0 bis unter 

-10,0 

13 

5,2 

—26,9 bis unter 

-20,0 

1 

0.4 

insgesamt 

252 

100,0 


minus fünf imd zehn Prozentpunkten. Die entspre- 
chende Häufigkeitsverteilung enthält Tabelle 33. 

Um 16 Prozentpunkte und mehr ist die Konzentra- 
tionsrate in fünf Güterklassen gestiegen. Der Rück- 
gang der Konzentrationsrate in den fünf am stärksten 


betroffenen Güterklassen beträgt mehr als 16 Pro- 
zentpunkte. Eine Zusammenstellung dieser Güter- 
klassen enthält Tabelle 34. 

Zusammenfassend hat die Entwicklung der Produk- 
tionsanteüe der jeweüs drei größten Anbieter in einer 
Güterklasse 1986 gegenüber 1978 zu folgenden Er- 
gebnissen geführt: Die Konzentrationsrate CR3 ist in 

— 123 Güterklassen gestiegen, 

— 108 Güterklassen gesunken, 

— 21 Güterklassen konstant, d. h. die Veränderung 
beträgt weniger als 0,5 Prozentpunkte. 

Der durchschnitthche Produktionsanteü der drei größ- 
ten Anbieter in den jeweüs untersuchten Güterklas- 
sen hat sich als ungewogener Mittelwert von 38,3 % 
im Jahre 1978 auf 39,0% im Jahre 1986 erhöht. Der 
mit dem Produktionsvolumen gewogene Mittelwert 
ist von 37,8% auf ebenfalls 39,0% vergleichsweise 
stärker gestiegen. Das Produktionsvolumen höher 
konzentrierter Güterklassen ist danach durchschnitt- 
hch vergleichsweise stärker gestiegen als das der 
übrigen Güterklassen. 


200. Für einen Zeitvergleich der Produktionsanteile 
der jeweils zehn größten Anbieter in den Güterklas- 
sen liegen 250 vergleichbare Werte vor. Die Angaben 
für die übrigen Güterklassen unterüegen der Geheim- 
haltung, oder die Zahl der Anbieter ist kleiner als 
zehn. 

Die Veränderungen der Konzentrationsraten CRio va- 
riieren relativ gleichmäßig zwischen den Güterklas- 
sen in einem Intervall von rd. 20 bis minus 10 Prozent- 
punkten. 


Tabelle 34 

Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme der Konzentrationsrate CR 3 r 

1986 gegenüber 1978 



Güterklasse 

Konzentrationsrate CR 3 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1978 

1986 

Differenz 

4311 

Einnährstoffdünger (ohne Kali) 

44,9 

67,3 

22,3 

4740 

Mischungen für human-pharmazeutische Spezialitäten 
als Bulkware 


81,4 

18,4 

4314 

Mehmährstoffdünger 


66,3 

17,2 

3638 

Elektrische Haushaltskühlmöbel 


73,0 

16,5 

2217 

Heizöle 


57,4 

16,3 

3684 

Elektrische Signal- und Sicherheitsgeräte 

57,0 

40,5 

-16,5 

5755 

Druckformen und Reproduktionen für Drucktechniken . 

25,1 

8,3 

-16,8 

6305 

Gewebe (ohne kaschierte und beschichtete Gewebe) . . 

48,9 

30,8 

-18,1 

3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen (einschließ - 
hch Ackerschleppern) 

30,1 

12,0 

-18,2 

6398 

Strumpfwaren 

71,9 

45,0 

-26,9 
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Tabelle 35 enthält die Häufigkeitsverteilung der er- 
faßten 250 vergleichbaren Güterklassen nach der v'^er- 
änderung der Produktionsanteile der jeweils zehn 
größten Anbieter. 

Eine Zunahme der Konzentrationsrate um mehr als 
zwölf Prozentpunkte weisen fünf Güterklassen auf. In 
fünf Güterklassen ist die Konzentrationsrate um mehr 
als zehn Prozentpunkte zurückgegangen. Tabelle 36 
faßt diese GüterMassen zusammen. 

Die Konzentrationsentwicklung in den Güterklassen, 
gemessen an dem Produktions anteü der jeweüs zehn 
größten Anbieter, ist in 

— 123 Güterklassen gestiegen, 

— 96 Güterklassen gesunken, 

— 31 Güterklassen konstant, d. h. die Veränderung 
beträgt weniger als 0,5 Prozentpunkte. 

Die Veränderung des ungewogenen Mittelwerts der 
UmsatzanteÜe beträgt in den jeweüs verfügbaren 
Güterklassen 1978 61,0% und 1986 62,8%. Demge- 
genüber hat sich der mit den Produktionswerten der 
Güterklassen gewogene Mittelwert im gleichen Zeit- 
raum von 59,8% auf 63,3% stärker erhöht. Das Ge- 
wicht höher konzentrierter Güterklassen ist danach 
durchschnittiich gestiegen. 

201 . Ein Vergleich des Hirschman-H er findahl- Index 
zwischen 1978 und 1986 ist nur für 249 der ausgewähl- 
ten 300 Güterklassen im Bergbau und Verarbeiten- 
den Gewerbe mÖgUch. Für die übrigen Güterklassen 
unterliegt der Hirschman-Herfindahl- Index der stati- 
stischen Geheimhaltung. 


Tabelle 35 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Konzentrationsrate CRior 
1986 gegenüber 1978 


Konzentrationsrate CRio 

(%) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

10,0 bis 

16,0 

13 

5,2 

5,0 bis unter 

10,0 .... 

26 

10,4 

3,0 bis unter 

5,0 

30 

12,0 

2,0 bis unter 

3,0 ... . 

18 

7,2 

1,0 bis unter 

2,0 

21 

8,4 

0,5 bis unter 

1,0 ... . 

15 

6,0 

— 0,5 bis unter 

0,5 ... . 

31 

12,4 

- 1,0 bis unter 

- 0,5 

13 

5,2 

- 2,0 bis unter 

- 1,0 

20 

8,0 

— 3,0 bis unter 

- 2,0 ... . 

17 

6,8 

—21,4 bis unter 

- 3,0 ... . 

46 

18,4 

insgesamt 

250 

100,0 


Die Veränderungen des Hirschman-Herfindahl-Index 
schwanken zwischen den Güterklassen ähnhch wie 
die Produktionsanteile der jeweüs drei größten Anbie- 
ter. Positive und negative Veränderungen streuen re- 
lativ gleichmäßig im Bereich von plus 100 und minus 


Tabelle 36 

Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme der Konzentrationsrate CRior 

1986 gegenüber 1978 



Güterklasse 

Konzentrationsrate CRio 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1978 

1986 

Differenz 

6321 

Garn für Gewebe 

27,4 

43,4 

16,0 

5539 

Sonderpapier 

52,0 

67,8 

15,8 

6821 

Zucker (Rüben- und Rohrzucker) 

68,5 

83,3 

14,8 

2217 

Heizöle 

82,5 

95,9 

13,4 

6372 

Fertiggewebe für Bekleidung und Leibwäsche (ohne Fut- 
terstoff) 

31,6 

43,9 

12,3 

4998 

Veredlungsarbeiten für eigene Rechnung 

79,6 

69,0 

-10,6 

5755 

Druckformen und Reproduktionen für Drucktechniken . 

33,6 

18,7 

-14,9 

6398 

Strumpfwaren 

100,01) 

84,8 

-15,3 

3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen (einschheß- 
hch Ackerschleppern) 

44,7 

25,7 

-19,0 

6305 

Gewebe (ohne kaschierte und beschichtete Gewebe) . . 

72,9 

51,6 

-21,4 


1) Fiktiver Wert der Konzentrationsrate CRio, da die Anzahl der Anbieter neun beträgt. 
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100 Punkten. Die Häufigkeitsverteilung der Güter- 
klassen enthält Tabelle 31. 

Um mehr als 1 000 Punkte erhöht hat sich der 
Hirschman-Herfindahl-Index in zwei Güterklassen. 

Tabelle 37 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Hirschman-Herfindahl-Index, 
1986 gegenüber 1978 


Hirschman-Herfindahl-Index 

Güterklassen 




(X 10 000) 


Anzahl 

Anteil {%) 

1 000 

bis 

1 908,1 

2 

0,8 

500 

bis unter 

1 000 

12 

4,8 

300 

bis unter 

500 

10 

4,0 

100 

bis unter 

300 

35 

14,1 

50 

bis unter 

100 

27 

10,8 

10 

bis unter 

50 

32 

12,9 

0 

bis unter 

10 

15 

6,0 

- 10 

bis unter 

0 

11 

4,4 

- 50 

bis unter 

- 10 

26 

10,4 

- 10 

bis unter 

- 50 

29 

11,6 

- 500 

bis unter 

- 100 

40 

16,1 

-2 133,8 bis unter 

- 500 

10 

4,0 

insgesamt 

249 

100,0 


Um mehr als 1 000 Punkte zurückgegangen ist der 
Index in drei Güterklassen. Tabelle 38 enthält hierzu 
eine Zusammenstellung. 

Gemessen an der Entwicklung des Hirschman- 
Herfindahl-Index ist die Angebotskonzentration in 
den Güterklassen 1986 gegenüber 1978 in 

— 118 Güterklassen gestiegen, 

— 105 Güterklassen gesunken, 

~ 26 Güterklassen konstant, d. h. die Veränderung 

beträgt weniger als zehn Punkte. 

202. Zur Erfassung des Einflusses von Verschiebun- 
gen der Produktionsanteile der Anbieter auf den Kon- 
zentrationsgrad in einer Güterklasse wird der Varia- 
tionskoeffizient verwendet. Dieser mißt die Streuung 
der Produktionsanteile bezogen auf ihren arithmeti- 
schen Mittelwert und wird mit Hilfe der jeweUigen 
Anzahl der Anbieter und des Hirschman-Herfindahl- 
Index berechnet.^®) Ein Zeitvergleich des Variations- 
koeffizienten ist ebenfalls für jene 249 Güterklassen 
möghch, deren Hirschman-Herfindahl-Index neben 
der Anzahl der Anbieter bekannt ist. 

Zwischen den einzelnen Güterklassen sind die Unter- 
schiede in der Veränderung des Variationskoeffizien- 
ten über einen Bereich von minus 50 bis plus 50 Pro- 
zentpunkten relativ gleichmäßig verteilt. Aus diesem 
Rahmen fallen nur wenige Güterklassen mit extremen 
Veränderungen von über 140 bzw. unter minus 
200 Prozentpunkten, 


30) Vgl Kapitel I, Abschnitt 1.3, Maßzahlen der horizontalen 
Konzentration. 


Tabelle 38 

Güterklassen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Hirschman-Herfindahl-Index, 

1986 gegenüber 1978 



Güterklasse 

Hirschman-Herfindahl-Index (x 10000) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1978 

1986 

Differenz 

4740 

Mischungen für human-pharmazeutische Spezialitäten 
als Bulkware 

1 666,4 

3 574,4 

1 908,1 

5011 

Schreibmaschinen ohne Rechenwerk 

3 586,5 

4 832,8 

1 246,3 

4314 

Mehrnährstoffdünger 

1 250,0 

2 178,8 

928,9 

3233 

Gewerbüche Kühlmöbel und -geräte, Kältemaschinen 
und -anlagen, Wärmepumpen 

924,8 

1 788,2 

863,4 

4794 

Verbandzeug, Watte, Pflaster, chirurgisches Nahtmate- 
rial, Röntgenkontrastmittel 

1 745,5 

2 494,1 

748,6 

4417 

Kunststoffe auf ZeUulosebasis 

2 917,2 

2 052,7 

-864,5 

5051 

Geräte und Einrichtungen für die automatische Datenver- 
arbeitung der digitalen Technik 

2 370,5 

1 472,7 

-897,8 

3684 

Elektrische Signal- und Sicherheitsgeräte 

2 153,8 

1 033,0 

-1 120,8 

6398 

Strumpfwaren 

2 200,8 

997,9 

-1 202,9 

5050 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile zu Geräten und Einrich- 
tungen für die automatische Datenverarbeitung 

5 603,8 

3 470,0 

-2 133,8 
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Tabelle 39 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Variationskoeffizienten, 

1986 gegenüber 1978 


V ariationskoef fizient 

Güterklassen 


(X 100) 


Anzahl 

Anteil (%) 

100 

bis 

188,6 . . 

4 

1,6 

50 

bis unter 

100 ... 

12 

4,8 

25 

bis unter 

50 . . . 

27 

10,8 

10 

bis unter 

25 . . . 

34 

13,7 

3 

bis unter 

10 . . . 

21 

8,4 

0 

bis unter 

3 . . . 

8 

3,2 

- 3 

bis unter 

0 . . . 

10 

4,0 

- 10 

bis unter 

- 3 . . . 

30 

12,0 

- 25 

bis unter 

- 10 . . . 

47 

18,9 

- 50 

bis unter 

- 25 . . . 

35 

14,1 

-296,2 bis unter 

- 50 ... 

21 

8,4 

insgesamt 

249 

100,0 


Tabelle 39 enthält die Häufigkeitsverteilung der Gü- 
terklassen nach der Veränderung der relativen Streu- 
ung der Produktionsanteile der Anbieter gemessen 
am Variationskoeffizienten. 

In vier Güterklassen beträgt die Veränderung des Va- 
riationskoeffizienten mehr als 100 Prozentpunkte. Um 
mehr cQs 100 Prozentpunkte ist der Variationskoeffi- 
zient in vier Güterklassen zurückgegangen. Ta- 
belle 40 enthält diese Güterklassen. 

Im Ergebnis ist die Veränderung des Variationskoef- 
fizienten der Produktionsanteile der Anbieter in den 
einzelnen Güterklassen, gemessen am Variations- 
koeffizienten, in 

— 98 Güterklassen gestiegen, 

— 133 Güterklassen gesunken, 

— 18 Güterklassen relativ konstant, d. h. die Verän- 
derung beträgt weniger als drei Prozentpunkte. 

203. Berücksichtigt man die möglicherweise unter- 
schiedliche Erfassung der Konzentrationsentwicklung 
durch verschiedene Konzentrationsmaße, erscheint es 
zweckmäßig, die mittelfristige Entwicklung der Kon- 
zentrationsraten der größten drei und der größten 
zehn Anbieter sowie den Hirschman-Herfindahl-In- 
dex gemeinsam zu betrachten. In Abhängigkeit da- 


Tabelle 40 

Güterklassen mit der höchsten Zunahme hzw. Abnahme des Variationskoeffizienten, 

1986 gegenüber 1978 



Güterklasse 

Variationskoeffizient (x 100) 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1978 

1986 

Differenz 

3677 

Elektrische Regel- tmd Steuerungsgeräte und -einrich- 
tungen 

512,5 

701,1 

188,6 

3695 

Reparaturen an elektrotechnischen Erzeugnissen 

836,1 

983,0 

147,0 

3233 

Gewerbliche Kühlmöbel und -gerate, Kältemaschinen 
und -anlagen, Wärmepumpen 

305,9 

421,6 

115,7 

3331 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für Kraftwagen- und 
Kraftradmotoren 

246,9 

348,9 

102,0 

3853 

Möbel- und Zierbeschläge 

147,5 

243,3 

95,8 

4965 

Wasch-, Spül- und Reinigungsmittel 

465,4 

369,3 

- 96,1 

3684 

Elektrische Signal- und Sicherheitsgeräte 

383,7 

282,6 

-101,1 

3395 

Reparaturen an Straßenfahrzeugen (ohne Ackerschlep- 
per) 

719,1 

596,3 

-122,1 

5755 

Druckformen und Reproduktionen für Drucktechniken . 

363,9 

121,8 

-242,1 

3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen (einschließ- 
lich Ackerschleppern) 

564,7 

268,5 

-296,2 
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von, ob alle drei Konzentrationskriterien in die gleiche 
Richtung weisen, folgt zur Charakterisierung der mit- 
telfristigen Konzentrationsentwicklung 1986 gegen- 
über 1978 in den insgesamt 300 imtersuchten größten 
Güterklassen nachstehende Übersicht. 


Entwicklung 

1986 bis 1978 

Anzahl 

der 

Güter- 

klassen 

Anteil der 
Güterklassen (%) 

an der 
Anzahl 

am Produk- 
tionswert 

steigend 

81 

27,0 

22,3 

fallend 

71 

23,7 

21,2 

konstant 1) 

3 

1,0 

0,5 

nicht eindeutig .... 

83 

27,7 

24,5 

nicht erfaßt 

62 

20,7 

21,4 


1) Die Monopolkommission betrachtet die Konzentrationsent- 
wicklung als relativ konstant, wenn sich gleichzeitig die Kon- 
zentrationsraten für die drei und die zehn größten Anbieter 
jeweils um weniger als 0,5 Prozentpunkte und der Hirsch- 
man-Herfindahl-lndex um weniger als zehn Punkte verän- 
dern. 


62 Güterklassen konnten nicht erfaßt werden, weil die 
erforderhchen konzentrationsstatistischen Angaben 
aus Geheimhaltungsgründen nicht vollständig vorlie- 
gen. 

Zusammenfassend wird festgestellt, daß im Vergleich 
zur kurzfristigen Betrachtung mittelfristig die Anzahl 
der Güterklassen mit steigendem Konzentrationsgrad 
die Anzahl mit sinkendem Konzentrationsgrad in ge- 
ringem Umfang übersteigt. Bezogen auf den Bereich 
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe insgesamt er- 
scheint die Tendenz der Konzentrationsentwicklung 
in diesem Sinne eher neutral. Die Anzahl der Güter- 
klassen mit nicht eindeutiger Entwicklung ist mittel- 
fristig deuüich geringer als kurzfristig. 
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KAPITEL II 

Stand und Entwicklung der Unternehmens- und Betriebskonzentration 
in den Wirtschaftsbereichen des Produzierenden Gewerbes 


1. Messung der Konzentration der Unterneh- 
men und Betriebe auf der Grundiage der 
Statistiken nach Wirtschaftszweigen im 
Produzierenden Gewerbe 


1.1 Konzeption der Analyse 

1.1.1 Beabsichtigte Konzeption der Monopol kommission 

204. Die Monopolkommission hat bereits in ihrem 
Ersten Hauptgutachten i) ein konzentrationsstatisti- 
sches Konzept zur Beschreibung und zur Analyse des 
Standes und der Entwicklung der Unternehmens- und 
Betriebskonzentration in den Wirtschaftsbereichen 
des Produzierenden Gewerbes entwickelt und ange- 
wendet. In den folgenden Berichtsjahren wurde die- 
ses Konzept schrittweise ausgebaut und vertieft. In 
ihrem Vierten Hauptgutachten 2) hat die Kommission 
eine neue Konzeption der Konzentrationsberichter- 
stattung im Produzierenden Gewerbe auf genommen. 
Sie schreibt im vorliegenden Gutachten die Statistik 
nach dieser Konzeption auf das Jahr 1985 fort. Darge- 
stellt werden im einzelnen 

— der in der Berichtsperiode 1985 erreichte Stand der 
horizontalen und der vertikalen Konzentration, 

— die kurzfristige Entwicklung der Untemehmens- 
konzentration seit der letzten Berichtsperiode 1983 
bis 1985, 

— die mittelfristige Entwicklung der Unternehmens- 
konzentration durch Gegenüb erstellimg der Er- 
gebnisse der ersten Berichtsperiode 1977 und der 
gegenwärtigen Berichtsperiode 1985, 

in begrenztem Umfang die langfristige Entwick- 
lung der Unternehmenskonzentration von 1954 bis 
1985. 

205. Während in Kapitel I die horizontale Konzentra- 
tion des Güterangebots behandelt wird, hat das vor- 
liegende Kapitel II die Konzentration der Unterneh- 
men und Betriebe in den Wirtschaftsbereichen 3) zum 
Gegenstand. Die Konzentration der Unternehmen ge- 
messen am Umsatz in den einzelnen Wirtschaftsberei- 
chen kann Hinweise sowohl auf die effektive als auch 
auf die potentielle Konkurrenz von Unternehmen mit 


Ü Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, 
Hauptgutachten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Tz. 136 ff. 

2) Vgl. Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentra- 
tionserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 
1982, Tz. 225 ff. 

3) Vgl. Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschafts- 
zweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzie- 
renden Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1982. 


demselben oder einem ähnlichen Produktionsverfah- 
ren geben. 

Eine nähere Begründung dieser Vermutung und An- 
sätze für eine kritische empirische Überprüfung wird 
im methodischen Anhang des Anlagenbandes gege- 
ben.^) Danach vermutet die Monopolkommission, daß 
Unternehmen innerhalb einer zweistelligen Wirt- 
schaftsgruppe der SYPRO-Klassifikation, soweit sie 
nicht auf den gleichen Märkten konkurrieren, in der 
Regel miteinander in potentiellem Wettbewerb ste- 
hen. Die Kommission legt daher ihrer Analyse der den 
Einzelmarkt übergreifenden Wettbewerbsbeziehun- 
gen die konzentrationsstatistische Aufbereitung der 
amtlichen Statistiken nach Wirtschaftszweigen für 
zweistellige Wirtschaftsgruppen zugrunde. Die Kon- 
zentrationsstatistik nach vierstelligen Wirtschafts- 
zweigen wird cds Datenbasis für eine detaillierte Ana- 
lyse im Anhang fortgeschrieben, im vorliegenden 
Hauptgutachten aber nicht näher interpretiert. 

206. Neben der Konzentration der Unternehmen, 
gemessen am Umsatz, legt die Kommission Wert auf 
die Zusammenhänge mit anderen wettbewerblich re- 
levanten Merkmalen. Von besonderem Interesse sind 
folgende Zusammenhänge: 

— Zusammenhang zwischen den Umsätzen der größ- 
ten Unternehmen und ihrer Beschäftigtenzahl, um 
einen stärkeren Bezug zu den realen Produktions- 
werten, der Kapitahntensität, der Arbeitsprodukti- 
vität imd zu möglichen hiermit verbimdenen Wett- 
bewerbs vorteilen der größten Unternehmen in- 
folge der von ihnen angewendeten Produktions- 
verfahren herzustellen, 

— Zusammenhang zwischen den Umsätzen imd den 
Investitionen der größten Unternehmen, um An- 
haltspunkte über die Entwicklung der Produk- 
tionskapazitäten, Kapitalintensitäten und Kosten- 
ersparnisse im Hinblick auf die zukünftige Wettbe- 
werb ssituation der Unternehmen zu gewinnen, 

— Zusammenhang zwischen der Konzentration der 
umsatzgrößten Unternehmen und dem Census 
ValueAdded. Die Kommission leitet hieraus Kenn- 
ziffern über den vertikalen Integrationsgrad der 
Unternehmen in einem Wirtschaftsbereich ab, 

— Zusammenhang zwischen Unternehmens- und Be- 
triebskonzentration, sowohl in bezug auf die An- 


Vgl. Anlagenband, Abschnitt A.II.2.3, Abgrenzung potentiel- 
ler Wettbewerbsbeziehungen auf der Grundlage der Statisti- 
ken nach Wirtschaftszweigen, Abschnitt A.II.10.2, Divergenz 
des Umsatzes insgesamt, des Wertes der Gesamtproduktion, 
des Umsatzes aus eigenen Erzeugnissen und Leistungen so- 
wie des branchentypischen Umsatzes der Unternehmen. 
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zahl der Betriebe der jeweils umsatzstärksten Un- 
ternehmen als auch in bezug auf die Konzentration 
der Betriebe selbst. Hierdurch soUen unter ande- 
rem Hinweise auf ein möghcherweise technisch 
bedingtes Mindestmaß der Untemehmenskonzen- 
tration und damit auf ihre möghchen produktions- 
technischen Ursachen gewonnen werden. Die 
Kommission geht davon aus, daß Betriebe nicht 
nur eine örtiiche, sondern auch eine technische 
Einheit bilden. 

207 . Zur Messung des Standes der Untemehmens- 
konzentration wird neben den auf die einzelnen 
Merkmale bezogenen Konzentrationskoeffizienten 
für die jeweils 3, 6, 10, 25 und 50 größten Unterneh- 
men bzw. Betriebe eines Wirtschaftsbereichs der 
Hirschman-Herfindahl-Index und der hieraus abge- 
leitete Variationskoeffizient für die Konzentration der 
Unternehmen gemessen am Umsatz herangezogen. 

208 . Über den jeweüigen Stand der Konzentration 
der Unternehmen und Betriebe hinaus kann mit den 
fortschreitenden Berichtsjahren zunehmend die Ent- 
wicklung des Konzentrationsprozesses in den Wirt- 
schaftsbereichen verfolgt werden. Diesem Aspekt 
kommt über den Zeitvergleich hinaus Bedeutung zu, 
weil die Kommission vermutet, daß verschiedene 
Mängel bei der Aufbereitung und Auswertung der 
empirischen Daten zum Stand der wirtschafthchen 
Konzentration den Trend des Konzentrationsprozes- 
ses nicht wesentlich beeinflussen. 

Aufgrund der Neuordnung der Statistik im Produzie- 
renden Gewerbe sind die Daten vor dem Berichtszeit- 
raum 1977 nicht mit jenen späterer Jahre vergleich- 
bar.5) Die Konzentrationsstatistiken seit dem Jahr 
1977 zur mittelfristigen Entwicklung der Konzentra- 
tion der Unternehmen und Betriebe sind voU ver- 
gleichbar. Trotz verschiedener Brüche in der statisti- 
schen Datenbasis führt die Monopolkommission die 
Berichterstattung über die langfristige Entwicklung 
der Untemehmenskonzentration seit 1954 fort. Hierzu 
werden im begrenzten Umfang konzentrationsstati- 
stische Daten aus der Konzentrationsenquete von 
1964 6), die sich auf die Jahre 1954 und 1960 beziehen, 
bis zum Jahre 1985 fortgeschrieben. Diese Zeitreihen 
enthalten Strukturbrüche und erlauben nur eine ein- 
geschränkte Interpretation. Die Monopolkommission 
will jedoch auf eine langfristige Betrachtung nicht 
verzichten, da gerade diese von großem wettbewerbs- 
pohtischen Interesse ist. Die Kommission hat ihr Kon- 
zept für eine dynamische Konzentrationsmessung im 
methodischen Teil des Anlagenbandes näher erläu- 
tert.7) 

209 . Die Daten zur horizontalen Konzentration der 
Unternehmen zieht die Monopolkommission auch 
dazu heran, um Aussagen über die vertikale Konzen- 
tration zu treffen. Inwieweit ein Unternehmen bereits 
vertikcd inte griert ist, läßt sich an der Zahl der für die 

5) Vgl. zu der Umstellung der Systematik der Wirtschaftszweige 
im einzelnen Monopolkommission, Fusionskontrolle bleibt 
vorrangig, Hauptgutachten 1978/1979, Baden-Baden 1980, 
Tz. 182-186; dies. 1980/1981, a. a. O., Tz. 241-244. 
Bundesamt für gewerbhche Wirtschaft, Bericht über das Er- 
gebnis einer Untersuchung der Konzentration in der Wirt- 
schaft vom 29. Februar 1964, BT-Drs. IV/2320. 

’) Vgl. Anlagenband, Abschnitt A.IL9, Statistische und dynami- 
sche Konzentrationsmessung. 


Herstellung eines Produktes benötigten Produktions- 
stufen und den von den Unternehmen integrierten 
Stufen erkennen. Das amüiche Datenmaterial enthält 
hierzu keine direkten Aufschlüsse. Das Verhältnis von 
Wertschöpfung zu Bruttoproduktionswert ist jedoch 
unter sonst gleichen Voraussetzungen um so größer, 
je stärker das betreffende Unternehmen in vor- oder 
nachgelagerte Stufen diversifiziert. Da keine Brutto- 
produktionswerte für die Unternehmen vorliegen, 
wild ersatzweise der Umsatz verwendet. 

210 . Es wäre aus der Sicht der Monopolkommission 
wünschenswert, wenn durch eine Statistik der fachli- 
chen Unternehmensteile Aufschlüsse über die konglo- 
merate Konzentration der Unternehmen zu erhalten 
wären. Das Statistische Bundesamt hat jedoch seine 
mehrjährigen Vorarbeiten, die Erhebungen und 
Schätzergebnisse für fachhche Untemehmensteile 
konzentrationsstatistisch aufzubereiten, noch nicht 
abgeschlossen. 

21 1 . Ferner wäre es von großem wettbewerbspoliti- 
schen Interesse, über die verschiedenen Erschei- 
nungsformen der Konzentration hinaus, die wirt- 
schaftliche Dominanz einer Gruppe größerer Unter- 
nehmen über eine Gruppe kleinerer zu überprüfen. 
Das Bestehen und das Gewicht dieses Sachverhalts 
kommt in den Maßzahlen der horizontalen Konzentra- 
tion nicht oder nur mittelbar zum Ausdruck. Infolge 
methodischer und empirischer Unzulänghchkeiten 
konnte die Kommission dieses Untersuchungsziel 
noch nicht befriedigend umsetzen.^) Sie verfolgt das 
Ziel jedoch weiter. 9) 

212 . Zusammenfassend besteht das Untersuchungs- 
ziel der Monopolkommission zur horizontalen Kon- 
zentration der Unternehmen und Betriebe in Aussa- 
gen über die strukturellen Wettbewerbsbedingungen 
in den einzelnen Wirtschaftsbereichen des Produzie- 
renden Gewerbes: für Unternehmen, gemessen an 
den Verteilungen der verfügbaren Merkmale Umsatz, 
Anzahl der Beschäftigten, Census Value Added, Inve- 
stitionen und Anzahl der Betriebe; für Betriebe, ge- 
messen an den Merkmalen Anzahl der Beschäftigten 
und Investitionen. Die Konzentrationsstatistik nach 
Wirtschaftsbereichen gibt Hinweise auf bestehende 
Verheilte nsspielräume bei den jeweils größten Unter- 
nehmen und ihren Möghehkeiten, in mehreren 
Märkten tätig zu sein, die durch ähnÜche Produk- 
tionsbedingungen gekennzeichnet sind. 

213 . Der Aussagefähigkeit der Konzentrationsstati- 
stik auf der Grundlage der amüichen Statistiken nach 
Wirtschaftszweigen sind systematische Grenzen ge- 
setzt. Diese betreffen insbesondere folgende Sachver- 
halte: 

— Erhebungseinheiten der amüichen Statistik sind 
Unternehmen im Sinne rechtlicher Einheiten. Un- 
ternehmens Verbindungen, insbesondere Konzem- 
verflechtungen, werden nicht erfaßt. Dadurch wird 
das Ausmaß der Wettbewerb spohtisch relevanten 
Unternehmenskonzentration systematisch unter- 

8) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a. a. O., Tz. 191, 231, Anhang, Teil B, Tabelle I und Ta- 
belle 11.13. 

9) Vgl. Anlagenband, Abschnitt A.I.2.3, Messung der Ange- 
botskonzentration; Abschnitt A.I.3.3, Messung der Unterneh- 
mens- und Betriebskonzentration. 
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schätzt, da eine einheitliche Leitung mehrerer 
rechüich selbständiger Unternehmen nicht be- 
rücksichtigt wird. 

— Durch die wirtschaftssystematische Zuordnung der 
Unternehmen als Ganzes zu jeweils dem Wirt- 
schaftsbereich, in dem der Schwerpunkt ihrer 
Wertschöpfung hegt, wird die Diversifikation der 
Unternehmen in andere Wirtschaftsbereiche nicht 
berücksichtigt. Die Wirtschaftsbereiche der amtli- 
chen Statistik entsprechen daher nicht sachhch re- 
levanten Märkten. 

— Die zweistelligen Wirtschaftsgruppen der SYPRO- 
Klassifikation sind nur zum Teil durch ähnhche 
Produktionstechnologien definiert. So gehören 
z. B. zum Bergbau sowohl der Steinkohlenbergbau 
als auch die Torfgewinnung. In einigen Wirt- 
schaftsbereichen sind neben den Produktionsun- 
temehmen auch Reparatur- und Montageunter- 
nehmen erfaßt. Die Bedeutung der Wirtschafts- 
gruppen zur Erfassung potentieller Wettbewerbs- 
beziehungen infolge ähnhcher Produktionstechni- 
ken wird dadurch eingeschränkt. 

— In der der Monopolkommission verfügbaren Da- 
tenbasis enthält der Umsatz der Unternehmen die 
Anteile aus ihrem Exportgeschäft. Andererseits 
werden die Anzahl und die inländischen Marktan- 
teüe von Importeuren nicht erfaßt. Zur Beurteilung 
der Wettbewerbsverhältnisse im Inland ist es je- 
doch notwendig, die Außenhandelsverflechtun- 
gen der Unternehmen und Märkte zu berücksich- 
tigen. 

— In den Statistiken nach Wirtschaftszweigen unter- 
hegen die Unternehmen und Betriebe einer Erfas- 
sungsgrenze. Hierdurch werden die Größenstruk- 
turen in einem Wirtschaftszweig verzerrt erfaßt. 
Möghcherweise können aus der Anzahl und der 
Größenverteilung kleiner Unternehmen auch Hin- 
weise auf wichtige Merkmale der Marktstruktur, 
z. B. auf Marktzutrittsbarrieren, gewonnen wer- 
den. 

— Die Anonymisierung der amtlichen Unterneh- 
mens- und Betriebsdaten erlauben keine nähere 
Untersuchung der Wettbewerbsverhältiüsse. 
Wichtige Merkmale hierfür wären z. B. die jewei- 
hge Zuordnung der Unternehmen und Betriebe, 
die Änderung der Rangfolge der jeweils größten 
Unternehmen oder die zeithche Entwicklung einer 
bestimmten Gruppe von Unternehmen. 

Die aus den Besonderheiten der amtiichen Datenbasis 
folgenden systematischen Mängel der Konzentra- 
tionsstatistik schränken die wettbewerbspohtische 
Relevanz ihrer Ergebnisse ein. Andererseits ist eine 
empirische Fundierung wettbewerbspotitischer Maß- 
nahmen unverzichtbar. Die Monopolkommission hat 
daher im methodischen Teil des Anlagenbandes zu 
diesem Gutachten eingehend die Grenzen der Kon- 
zentrationsstatistik auf der Grundlage amtlicher Da- 
ten behandelt, ihre Gründe aufgezeigt und Vor- 
schläge entwickelt, diese Grenzen zu überwin- 
den, i») 

10) Vgl. Anlagenband, Abschnitt A.II., Grenzen und Möglich- 
keiten der statistischen Konzentrationsmessung auf der 
Grundlage amtlicher Daten. 


1.1.2 Durchführung der Konzeption 

214 . Bereits zu den vorangehenden Berichtsjahren 
standen der Monopolkommission nicht für alle 41 
zweistelligen Wirtschaftsgruppen und die ihnen je- 
weils zugeordneten vierstelligen Wirtschaftszweige 
des Produzierenden Gewerbes die für die beabsich- 
tigten Untersuchungen erforderlichen statistischen 
Angaben zur Verfügung. Andererseits wurde die Da- 
tenbasis durch verschiedene Angaben zu einzelnen 
Sachverhalten ergänzt: 

— Für das Baugewerbe hegen allgemein keine Anga- 
ben zum Census Value Added und der Anzahl der 
Betriebe der Unternehmen vor. Das Statistische 
Bundesamt hat erstmals zum Berichtsjahr 1985 für 
diesen Bereich Werte für den Hirschman-Herfin- 
dahl-Index zur Verfügung gestellt. Damit können 
auch die hieraus abgeleiteten Variationskoeffi- 
zienten berechnet werden. 

— Erstmals zum Berichtsjahr 1985 stehen für das ge- 
samte Produzierende Gewerbe Angaben über die 
Veränderung der Anzahl der Unternehmen gegen- 
über der vorangehenden Berichtsperiode 1983 ge- 
trennt nach der Anzahl der Zu- und Abgänge der 
Unternehmen zur Verfügung. Wenn bei der Ge- 
winnung und Interpretation dieser Angaben auch 
noch verschiedene Fragen zu lösen sind, so kön- 
nen diese Angaben jedoch erste Hinweise liefern, 
den Konzentrationsprozeß, seine Ursachen und 
Wirkungen besser zu erfassen. 

Nach wie vor weist die der Monopolkommission ver- 
fügbare Datenbasis zum Kembereich der Konzentra- 
tionsberichterstattung, der Größe der jeweils drei 
größten Unternehmen und Betriebe in einem Wirt- 
schaf tsber eich, gravierende Lücken auf. Diese Lük- 
ken beruhen auf den auch gegenüber der Monopol- 
kommission angewendeten statistischen Geheimhal- 
tungsvorschriften, die das Statistische Bundesamt für 
die Statistiken nach Wirtschaftszweigen seit der letz- 
ten Berichtsperiode nochmals verschärft hat. 

Eine Übersicht über die in Folge der statistischen Ge- 
heimhaltungsvorschriften bestehenden Lücken der 
konzentrationsstatistischen Datenbasis enthält Ta- 
belle 1. 

215 . Für die fehlenden konzentrationsstatistischen 
Daten können aus den übrigen empirischen Angaben 

— weiteren Konzentrationsraten oder dem Hirsch- 
man-Herfindahl-Index — Wertebereiche berechnet 
werden, in die die fehlenden Angaben fallen müssen. 
Das Statistische Bundesamt hat der Monopolkommis- 
sion anstelle der exakten Konzentrationsraten CR 3 für 
Unternehmen, die unter die statistische Geheimhal- 
tung fallen, Wertebereiche mit einer Breite von 
20 Prozentpimkten angegeben. Ferner wurden nach 
vierstelhgen Wirtschaftszweigen die Anzahl der Fälle 
angegeben, in denen die Konzentrationsraten CR3 
während der Berichtsperiode 1985 gegenüber 1983 
gestiegen oder gefallen sind bzw. in wieviel Fällen die 
Grenzen der Wertebereiche überschritten werden. 
Die Monopolkommission ist der Auffassung, daß hier- 


^1) Vgl. hierzu die Darstellung im Anlagenband, Ab- 
schnitt A.II.9.2, Zu- und Abgänge von Unternehmen. 
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Tabelle 1 

Anzahl der Wirtschaftsgnippen für die Konzentrationsraten CR3 der Monopolkommission 


Anzahl zweistelliger 
SYPRO-Wirtschafts- 

Anzahl der Wirtschaftsgruppen mit nicht 
geheimgehaltener Konzentrationsrate CR3 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 
mit verfügbaren 
Angaben 2) 

^ gruppen 

Konzentrations- 

merkmale 

Stand 

1985 

Entwicklimg 
1984 bis 1985 

Entwicklung 
1977 bis 1985 

Konzentration der Unternehmen 

gemessen am Umsatz 


Umsatz 

18 

18 

16 

41 

Anzahl der Beschäftigten 

13 

11 

11 

41 

Investitionen 

8 

2 

7 

41 

Census Value Added 3) 

7 

2 

2 

35 

Anzahl der Betriebe 

2 

0 

2 

35 

Konzentration der Betriebe gemessen an der Anzahl der Beteüigten 

Anzahl der Beschäftigten 

17 

13 

13 

35 

Investitionen 

5 

1 

1 

35 


Anteil der größten drei Unternehmen oder Betriebe am Umsatz bzw. der Anzahl der Beschäftigten, 

2) 41 Wirtschaftszweige des Produzierenden Gewerbes ohne die SYPRO- Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Femwärme- 
imd Wasserversorgimg) bzw. 35 Wirtschaftsgruppen zusätzlich ohne die Wirtschaftsgruppen 72 bis 77 (Baugewerbe). 

3) Die fehlenden Angaben für den Census Value Added erklären sich zum Teil aus methodischen Problemen der angewendeten 
Schätzverfahren. 


durch die Lücken der Datenbasis nur unzureichend 
überbrückt werden. Die betroffenen Wirtschaftsberei- 
che sind zu zahlreich, um hinreichend exakte Ergeb- 
nisse für den Gesamtbereich zu hefem. Die Grenzen 
der aus weiteren empirischen Angaben jeweils zu be- 
rechnenden Wertebereiche wechseln von Berichtspe- 
riode zu Berichtsperiode. Sie erlauben keine weiter- 
führenden Berechnungen, weü die sich fortpflanzen- 
den Fehler zu groß werden. Die Monopolkommission 
wäre im Ergebnis für ihre empirischen Aussagen auf 
Wahrscheinlichkeitsrechnungen angewiesen, die als 
Voraussetzung für wirtschaftspolitische Schlußfolge- 
rungen zu unsicher sind. Schließhch besteht hierzu 
auch keine sachliche Notwendigkeit, soweit die erfor- 
derlichen Angaben bei den zuständigen staaüichen 
Stellen — hier dem Statistischen Bundesamt — vorlie- 
gen. 

216 . Infolge der lückenhaften Datenbasis ist die Mo- 
nopolkommission für das vorhegende Berichtsjahr 
1985 gezwungen, die empirische Analyse wettbe- 
werbspolitisch wichtiger Fragen aufzugeben. Sie be- 
treffen folgende Sachverhalte: 

— Konzentration der umsatzgrößten Unternehmen 
gemessen durch die Konzentrationsrate CR3 (Ab- 
schnitt 2.2). 

Nicht untersucht werden konnten die dem Umsatz der 
größten Unternehmen zugeordneten konzentrations- 
statistischen Begleitmerkmale: 

— Anteüe an der Zahl der Beschäftigten (Ab- 
schnitt 2.3), 

— Anteile an den Investitionen (Abschnitt 2.4), 

— Anteile am Census Value Added (Abschnitt 2.5), 

— Anteüe an der Anzahl der Betriebe (Ab- 
schnitt 2.6). 


Nicht untersucht werden konnte die 

— Entwicklung der umsatzgrößten Unternehmen ge- 
messen an der Konzentrationsrate CR3 und die ih- 
nen zugeordneten Begleitmerkmale (Abschnitt 4.1 
und 4.2). 

Ferner mußte auf eine Untersuchung zum 

— Stand und zur Entwicklung der Konzentration der 
Betriebe (Abschnitt 3. und 5.) 

verzichtet werden. 

217 . Die Monopolkommission steht erstmals in die- 
sem Berichtsjahr vor dem Sachverhalt, daß sie infolge 
der Geheimhaltungsvorschriften nicht in der Lage ist, 
ihren gesetzüchen Auftrag in wichtigen Teügebieten 
der empirischen Konzentrationsberichterstattung zu 
erfüllen. Die Kommission kann nur konstatieren, daß 
damit der FaU eingetreten ist, auf den sie bereits in 
ihrem letzten Hauptgutachten aufmerksam gemacht 

hat. 12) 

Der Konflikt zwischen den gesetzüchen Geheimhal- 
tungsvorschriften und dem Auftrag des Gesetzes ge- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen geht gegenwärtig 
zu Lasten dieses Auftrags. Die alle Länder der Euro- 
päischen Gemeinschaften charakterisierende Rechts- 
entwicklung, die in der Bundesrepubük durch das am 
1. Januar 1986 in Kraft getretene Büanzrichtiinienge- 
setzi^) umgesetzt wurde, hat eine stärkere Transpa- 
renz von Wirtschaftsdaten zum Ziel. Das Grundrecht 
auf Datenschutz wird hierdurch nicht berührt. Das 
1987 noveUierte Gesetz über die Statistik für Bundes- 


12) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a. a. O., Tz. 193. 

13) Bilanzrichtüniengesetz vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I 
1985, S. 2355). 
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zwecke trägt dieser Entwicklung nicht ausreichend 
Rechnung. Die Monopolkommission sieht eine Lö- 
sung des Konflikts — wie bereits im Einführungskapi- 
tel hervorgehoben 15) _ darin, sie von den Geheim- 
haltungsvorschriften des Bundesstatistikgesetzes aus- 
zunehmen und ihr ein Einsichtsrecht in die von staat- 
hchen Stellen verwalteten Wirtschaftsdaten einzuräu- 
men, soweit dies für die Erfüllung des gesetzhchen 
Auftrags der Monopolkommission erforderhch ist. Im 
Zusammenhang mit der beabsichtigten Novelherung 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
können auch die Befugnisse der Monopolkommission 
entsprechend präzisiert werden. Vorbild hierfür 
könnte die Stellung der Monopolkommission in nicht- 
öff entheben Verfahren gegenüber dem Bundeskar- 
tellamt oder dem Bundesministerium für Wirtschaft 
sein. 


1.2 Abgrenzung und Merkmale der Datenbasis 

218. Die von der Monopolkommission geführten 
Konzentrationsstatistiken basieren wie in den voran- 
gegangenen Berichtsjahren auf Unternehmens- und 
Betriebsdaten der amtiiehen Statistik. Die Daten wer- 
den vom Statistischen Bundesamt für die Monopol- 
kommission konzentrationsstatistisch aufbereitet. Der 
Berichtskreis umfaßt den Bergbau, das Verarbeitende 
Gewerbe und das Baugewerbe. Das Berichtsgebiet ist 
das Gebiet der Bundesrepubhk Deutschland ein- 
schüeßhch Berhn (West). Die Berichtsperiode ent- 
spricht der zweijährlichen Berichterstattung der Mo- 
nopolkommission. 

219. Merkmalsträger für die Messung der Konzen- 
tration der Unternehmen sind Unternehmen im Sinne 
kleinster rechtiieher Einheiten, die aus handeis- und/ 
oder steuerrechtüchen Gründen Bücher führen und 
einen Jahresabschluß erstellen müssen, einschüeßhch 
aller Verwaltungs- und Hilfsbetriebe u. ä. sowie aller 
nichtproduzierenden Teile, ohne Zweigniederlassun- 
gen im Ausland imd ohne rechtiieh selbständige 
Tochtergesellschaften. Die Erfassungsgrenze für Un- 
ternehmen beträgt in den Statistiken nach Wirt- 
schaftszweigen im allgemeinen 20 Beschäftigte und 
mehr. 

Die Konzentrationsmerkmale der Unternehmen sind 
wie folgt abgegrenzt: 

— Umsatz ist der Wert der ab gerechneten Lieferun- 
gen und Leistungen an Dritte ohne die in Rech- 
nimg gestellte Umsatz- (Mehrwert) Steuer. Der Ge- 
samtumsatz umfaßt den Umsatz aus eigenen Er- 
zeugnissen und Leistimgen sowie den Umsatz aus 
Bauleistungen, Handelsware und sonstigen nicht 
industriellen, nicht handwerklichen Tätigkeiten. 
Im Umsatz enthalten sind Verbrauchsteuem und 
Kosten für Fracht, Verpackung und Porto. Nicht im 
Umsatz enthalten sind außerordentiiehe und be- 
triebsfremde Erträge aus dem Verkauf von Anla- 
gegütem, aus der Verpachtung von Grundstük- 
ken, Zinsen, Dividenden und dergleichen. 


14) Bundesstatistikgesetz vom 22. Januar 1987 (BGBl. I 1987, 
S. 462). 

15) Vgl. Einführung, Abschnitt C., Die Gefährdung des gesetz- 
hchen Auftrags infolge von Datenlücken, Tz. 32. 


— Beschäftigte sind alle im Unternehmen bzw. Be- 
trieb tätigen Personen. Hierzu zählen tätige Inha- 
ber und Mitinhaber, die Mitglieder der Geschäfts- 
leitung, mithelfende Famüienangehörige sowie 
alle Personen, die in einem arbeitsrechthehen Ver- 
hältnis ziun Unternehmen stehen. Nicht einbezo- 
gen sind die Heimarbeiter. 

— Investitionen sind die Bruttobezüge an Sachanla- 
gen d. h. Ersatz- und Neuinvestitionen. Nicht be- 
rücksichtigt werden die Anzahlungen auf Anla- 
gen, Investitionen in Zweigniederlassungen im 
Ausland, Zugänge durch den Kauf ganzer Unter- 
nehmen oder Betriebe, die bei Investitionen ent- 
standenen Finanzierungskosten, Umbuchungen 
zwischen Anlagekonten, der Erwerb von Beteüi- 
gungen von Konzessionen usw. 

— Census Value Added ist die der internationalen 
Industriestatistik entsprechende Maßzahl der 
Wertschöpfung. Der Census Value Added wird 
vom Statistischen Bundesamt aus den wirtschaftii- 
chen Leistungsdaten der Unternehmen ermittelt, 
soweit diese erhoben werden. Darüber hinaus wer- 
den Schätzverfahren angewendet. 

— Betriebe sind örüiche Einheiten bzw. örtlich ge- 
trennte Niederlassungen einschließhch der zuge- 
hörigen oder in der Nähe hegenden Verwaltimgs- 
und Hilfsbetriebe. Örtiieh getrennte Hauptverwal- 
tungen gelten als Betrieb. Im vorhegenden Zusam- 
menhang werden unabhängig von ihrer Größe alle 
Betriebe von Unternehmen erfaßt, die selbst die 
Erfassungsgrenze nicht unterschreiten. 

Merkmalsträger für die Messung der Konzentration 
der Betriebe sind sämthehe Betriebe des Bergbaus 
und des Verarbeitenden Gewerbes von Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes mit 20 Beschäftigten 
und mehr sowie die Betriebe des Bergbaus und des 
Verarbeitenden Gewerbes mit 20 Beschäftigten und 
mehr von Unternehmen der übrigen Wirtschaftsberei- 
che. Konzentrationsmerkmal der Betriebe ist die An- 
zahl der Beschäftigten, zugeordnetes Merkmal sind 
die Investitionen. 

Eine ausführhehe Darstellung zur Abgrenzung und zu 
den Merkmalen der Datenbasis auf der Grundlage der 
Statistiken nach Wirtschaftszweigen im Produzieren- 
den Gewerbe enthält der methodische Teil des Anla- 
genbandes, i^) 


2. Stand der Konzentration der Unternehmen 
in den Wirtschaftsgruppen des 
Produzierenden Geweit>esi^ 

2.1 Gesamtwirtschaftliches Gewicht der 
Wirtschaftsgruppen 

220. Die Monopolkommission stellt im folgenden 
das gesamtwirtschaftiiehe Gewicht der einzelnen 
Wirt Schafts gruppen dar. Wenn sich bei deren Konzen- 

^®) Vgl. Anlagenband, Abschnitt A.I.3.1, Abgrenzung und 
Merkmale der Datenbasis. 

17) Im folgenden bezeichnet der Begriff „Produzierendes Ge- 
werbe" den Bergbau, das Verarbeitende Gewerbe und das 
Baugewerbe. 
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Tabelle 2 

Unternehmen, Beschäftigte, Umsatz und Investitionen nach Hauptgruppen im Bergbau 
und im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Baugewerbe 1983 und 1985 


Erhebungsmerkmale 

Hauptgruppen^^^ 

Anzahl der 
Unternehmen 

Anzahl der 
Beschäftigten 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Investitionen 
(Mio. DM) 



1983 

1985 

1983 

1985 

1983 

1985 

1983 

1985 

1 

Bergbau 

82 

76 

234 375 

219 601 

32 400,8 

35 963,1 


3 026,1 

2 

Gnmdstoff- und Produk- 
tionsgütergewerbe i) 

4 375 

4 219 

1 376 233 

1 357 486 

408 148,7 

459 492,4 

14 962,9 

17 675,1 

3 

Investitionsgüter produzie- 
rendes Gewerbe 2) 

14 725 

14 759 

3 549 314 

3 692 193 

549 338,2 

647 125,5 


30 810,9 

4 

Verbrauchsgüter produzie- 
rendes Gewerbe 

11 376 

10 952 

1 300 088 

1 276 669 

170 175,4 

187 632,9 


8 137,2 

5 

Nahrimgs- imd Genußmit- 
telgewerbe 

3 630 

3 477 

483 487 

473 548 

166 437,2 

173 815,9 

5 621,3 

4 999,3 

6 

Baugewerbe 

16 913 


1 063 314 

953 743 

HO 206,0 

101 878,3 

3 756,4 

3 211,5 

Produzierendes Gewerbe 3) .... 

51 101 

48 503 

8 006 811 

7 973 240 

1 436 706,3 

1 605 908,1 

60 490,0 

67 860,6 


1) Ohne die Wirtschaftszweige 3011, 3015, 3030. 

2) Einschüeßüch der Wirtschaftszweige 3011, 3015, 3030, 

2) Ohne Wirtschaftsgruppe 10 {Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung). 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 4, Produzierendes Gewerbe, Reihe 4.2.1., Beschäftigte, Umsatz und Investitionen 
der Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe, 1985, S. 8f., Tab. 1.1.1, Unternehmen, 
Beschäftigte, Umsatz und Investitionen 1985 nach Wirtschaftszweigen, S. 14-25; Statistisches Bundesamt, a. a. O., 1983 
Tab. 1.1.1, S. 8-19. 


trationsanalyse auch große Lücken ergeben und die 
gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten nicht mehr her- 
angezogen werden können, so werden diese doch in 
der Erwartung fortgeschrieben, daß eine Wiederauf- 
nahme der vollständigen Konzentrationsanalyse in 
einem späteren Gutachten erfolgen kann. 

Im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe hatten 
1985 33 483 Unternehmen (1983: 34 188) mit 20 Be- 
schäftigten und mehr ihren wirtschaftlichen Schwer- 
punkt. Sie beschäftigten 7 019 497 Personen (1983: 
6 943 497), erzielten einen Umsatz von 1 504,0 Mrd. 
DM 18) (1983: 1 326,5 Mrd. DM) und eine Wertschöp- 
fung gemessen am Census Value Added von 
657,0 Mrd. DM (1983: 590,5 Mrd. DM).i9) Die Investi- 
tionen der Unternehmen betrugen 1985 64,6 Mrd. DM 
(1983: 56,7 Mrd. DM). Der Anteil des warenproduzie- 
renden Gewerbes gemessen an der Bruttowertschöp- 
fung am Bruttoinlandsprodukt betrug 41,1% 20 ) ( 1933 : 


18) Angaben für 1983 und 1985 aus: Statistisches Bundesamt, 
Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 4.2.1: Beschäf- 
tigte, Umsatz und Investitionen der Unternehmen und Be- 
triebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 1985, 
S. 8. 

19) Angaben für 1983 und 1985 aus: Statistisches Bundesamt, 
Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission zur Sta- 
tistik der Untemehmenskonzentration in den Wirtschaftsbe- 
reichen des Produzierenden Gewerbes. Die Gesamtergeb- 
nisse beruhen auf statistisch nicht gesicherten Hochrech- 
nimgen der Monopolkommission nach den Ergebnissen für 
Rangklassen der jeweüs größten Unternehmen. 

20) Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1987 
für die Bundesrepubhk Deutschland, Stuttgart/Mainz 1987, 
Tabelle 23.5, Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsberei- 
chen, Bruttoinlandsprodukt, S. 548 f. Für 1985 vorläufige Er- 
gebnisse. Angaben zur Elektrizitäts- und Wasserversorgung 
hegen nicht gesondert vor. 


40,7 %). Die Zahl der Unternehmen ist um 705 (2,1 %) 
gesunken. Die Zahl der Beschäftigten nahm um 
76 000 Personen (1,1%) zu. Der Umsatz ist um 

177.5 Mrd. DM (13,4 %), der Census Value Added um 

66.5 Mrd. DM (11,2%) und die Investitionen der Un- 
ternehmen um 7,9 Mrd. DM (13,9%) gestiegen. Der 
Anteil des warenproduzierenden Gewerbes am Brut- 
toinlandsprodukt ist um 0,16 Prozentpunkte (0,4%) 
zurückgegangen. 

Im Baugewerbe waren 1985 15 020 Unternehmen 
(1983: 16 913) mit 20 Beschäftigten und mehr schwer- 
punktmäßig tätig. Sie beschäftigten 953 743 Personen 
(1983: 1 063 314) und erzielten einen Umsatz von 
101,9 Mrd. DM (1983: 110,2 Mrd. DM). Die Investitio- 
nen der Bauuntemehmen betrugen 3,211 Mrd. DM 
(1983: 3,756 Mrd. DM). Die Zahl der Unternehmen 
ging um 1 160 (6,4 %), die Zahl der Beschäftigten um 
109 571 Personen (10,3 %), der Umsatz um 1 Mrd. DM 
(0,9%) imd die Investitionen um 0,545 Mrd. DM 
(14,5%) zurück. 

221 . Einen Überblick über die Gliederung des Berg- 
baus und des Verarbeitenden Gewerbes nach den 
fünf wirtschaftlichen Hauptgruppen 21 ) sowie das 
Baugewerbe im Jahr 1985 gibt Tabelle 2. 


21) Die amthche Statistik ghedert die Wirtschaftsbereiche im 
Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe auf der Ebene der 
zweistelügen Wirtschaftsgruppen den wirtschafthchen 
Hauptgruppen zu, vgl. Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1982, Spalte 5. Eine 
Ausnahme bildet die Wirtschaftsgruppe 30 (Ziehereien, 
Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Mechanik, a. n. g.), der 
vierstellige Wirtschaftszweig 3011, 3015 und 3030 der 
Hauptgruppe Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 
und die Wirtschaftszweige 3021 und 3025 der Hauptgruppe 
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222. Die nach der SYPRO-Klassifikation abgegrenz- 
ten zweistelhgen Wirtschaftsgruppen sind nach den 
zur Messung der Unternehmenskonzentration erho- 
benen Merkmalen von sehr unterschiedhcher 
Größe. 

Die größten Wirtschaftsgruppen sind danach sowohl 
in absoluten als auch in relativen Werten bezogen auf 
das Produzierende Gewerbe insgesamt: 

— 33 Straßenfahrzeugbau; 

Reparatur von Kraftfahrzeugen usw. 

183,884 (11,4%) Mrd. DM Umsatz 

9,416 (13,9%) Mrd. DM Investitionen 

— 36 Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Ge- 

räten für den Haushalt 

997,389 (12,5%) Beschäftigte 

— 32 Maschinenbau 

82,678 (12,6%) Mrd. DM Census Value Ad- 

ded22) 23) 

5,290 (12,9%) Anzahl der Betriebe 23) 

— 72 Hoch- und Tiefbau 

8,422 (17,4 %) Anzahl der Unternehmen 

Die kleinsten Wirtschaftsgruppen sind: 24) 

— 69 Tabakverarbeitung 

34 (0,07%) Unternehmen 

57 (0,14%) Betriebe23) 

— 61 Ledererzeugung 

5,769 (0,07%) Beschäftigte 

1,562 (0,10%) Mrd. DM Umsatz 

— 74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

28,763 (0,04%) Mio. DM Investitionen 

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe zugeordnet sind. 
Da die danach erforderliche Aggregation bzw. Disaggreta- 
tion nicht für alle konzentrationsstatistischen Angaben mög- 
lich ist, ordnet die Monopolkommission die Wirtschafts- 
gruppe 30 insgesamt dem Investitionsgüter produzierenden 
Gewerbe zu. 

22) Ohne 18 Wirtschaftsgruppen des Bergbaus und des Verar- 
beitenden Gewerbes, für die das Statistische Bundesamt 
keine Schätzwerte ermitteln konnte: 21, 22, 24, 25, 27, 31, 34, 
35, 36, 39, 50, 51, 54, 55, 56, 57, 61, 62. 

23) Ohne sechs Wirtschaftsgruppen des Baugewerbes. 

24) Ohne die extrem kleinen zwei Wirtschaftsgruppen 24 (Her- 
stellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen) und 
65 (Reparatur von Gebrauchsgütem [ohne elektrische Ge- 
räte für den Haushalt]) mit fünf bzw. sechs Unternehmen. 


— 53 Holzbearbeitung 

2,539 (0,39%) Mrd. DM Census Value Ad- 

ded22)23) 

223- Eine Ordnung der Wirtschaftsgruppen gemes- 
sen am Umsatz enthalten Tabelle 3 und Tabelle 4. Da 
die Maßzahlen der horizontalen Konzentration in be- 
zug auf den Umsatz normiert sind, kommt die Größe 
der Wirtschaftsgruppen bei einem Vergleich ihrer 
Konzentrationsgrade nicht zum Ausdruck. Die Mono- 
polkommission verwendet daher den Umsatz in den 
Wirtschafts gruppen als Gewicht, 

Tabelle 3 enthält die Häufigkeitsverteilung der Wirt- 
schaftsgruppen nach der Höhe des Umsatzes im Be- 
richtsjahr 1985. ln 13 Wirtschaftsgruppen wird ein 
Umsatz unter 10 Mrd. DM erzielt. Ein Umsatz zwi- 
schen 10 und 100 Mrd. DM wird in 22 und ein Umsatz 
über 100 Mrd. DM in sechs Wtrtschaftsgruppen er- 
zielt. 


Tabelle 3 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach dem Umsatz, 1985 


Umsatz (Mio. DM) 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

150 000 

bis 

183 884,3 

3 

100 000 

bis unter 150 000 .... 

3 

50 000 

bis unter 100 000 .... 

2 

40 000 

bis unter 

50 000 

1 

30 000 

bis unter 

40 000 .... 

3 

20 000 

bis unter 

30 000 .... 

9 

10 000 

bis unter 

20 000 

7 

5 000 

bis unter 

10 000 .... 

6 

1 000 

bis unter 

5 000 .... 

5 

15,1 bis unter 

1 000 

2 

insgesamt 

41 


Tabelle 4 enthält für das Berichtsjahr 1985 eine Zu- 
sammenstellung der Wirtschaftsgruppen mit den 
höchsten Umsätzen von 100 Mrd. DM und mehr sowie 
der Wirtschaftsgruppen mit den niedrigsten Umsätzen 
unter 5 Mrd. DM. 
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Tabelle 4 


Wirtschaftsgruppen mit dem niedrigsten und mit dem höchsten Umsatz, 1985 



Wirtschaftsgruppe 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen usw 

183 884 

1 729 

40 

Chemische Industrie 

180 272 

1 152 

32 

Maschinenbau 

160 536 

4 554 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den 
Haushalt 

155 072 

2 395 

68 

Emährungsgewerbe 

152 980 

3 443 

22 

Mineralölverarbeitung 

115 193 

50 

51 

Feinmechanik 

3 950 

146 

73 

Spezialbau 

3 739 

337 

75 

Zimmerei, Dachdeckerei 

3 174 

842 

61 

Ledererzeugimg 

1562 

61 

74 

Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

1 190 

358 

24 

Herstellung von Spalt- und Brutstoffen 

382 

5 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für 
den Haushalt) 

15 

6 

Produzierendes Gewerbe i) insgesamt 

1 605 908 

48 503 


1) Ohne Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- imd Wasserversorgung), 


224. Eine Ordnung der Wirtschaftsgruppen gemes- 
sen an der Anzahl der Unternehmen enthalten Ta- 
belle 5 und Tabelle 6 . Die Anzahl der Unternehmen ist 
für den Konzentrationsgrad in einem Wirtschaftsbe- 
reich unmittelbar von Bedeutung, da sie neben der 
Disparität der Merkmalswerte eine Variable der abso- 


Tabelle 5 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Anzahl der Unternehmen, 1985 


Anzahl der Unternehmen 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

5 000 bis 8 422 

1 

4 000 bis 4 999 

1 

3 000 bis 3 999 

2 

2 000 bis 2 999 

2 

1 500 bis 1 999 

7 

1 000 bis 1 499 

5 

500 bis 999 

3 

200 bis 499 

7 

100 bis 199 

6 

50 bis 99 

3 

5 bis 49 

4 

insgesamt 

41 


luten Konzentrationsmessung ist. Bei einem Vergleich 
oder der Ermittlung von durchschnittlichen Konzen- 
trationsgraden verschieden stark besetzter Wirt- 
schaftsbereiche ist dieser Zusammenhang daher zu 
beachten. 

Tabelle 5 gibt die Häufigkeitsverteilung der Wirt- 
schaftsgruppen nach der Anzahl der Unternehmen 
1985 wieder. Danach beträgt in 18 der insgesamt 
41 Wirtschaftsgruppen die Anzahl der Unternehmen 
über 1 000 und in den übrigen 23 Wirtschaftsgruppen 
unter 1 000 Unternehmen. In Tabelle 6 sind die Wirt- 
schaftsgruppen mit über 2 000 Unternehmen bzw. mit 
weniger als 100 Unternehmen einzeln auf geführt. Ein 
Vergleich der in Tabelle 4 und Tabelle 6 den einzel- 
nen Wirtschaftsgruppen zugeordneten Umsätze und 
der Anzahl der Unternehmen zeigt, daß auch die 
durchschnittiiche Größe der Unternehmen zwischen 
den Wirtschaftsgruppen stark differiert. 


2.2 Konzentration der Unternehmen gemessen 
am Umsatz 

225. Der durchschnittliche Umsatzanteil der jeweils 
drei größten Unternehmen einer Wirtschaftsgruppe 
beträgt im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe un- 
gewogen 29,8%, einschließlich des Baugewerbes 
27,1%. 

Gewichtet man die Umsatzanteile der jeweils drei 
größten Unternehmen mit dem Umsatz der betreffen- 
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Tabelle 6 

Wirtschaftsgruppen mit der niedrigsten und mit der höchsten Anzahl der Unternehmen, 1985 



Wirtschaftsgruppe 

Anzahl der 
Unternehmen 

Umsatz 
(Mio. DM) 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

72 

Hoch- und Tiefbau 

8 422 

72 470 

32 

Maschinenbau 

4 554 

160 536 

68 

Emährungsgewerbe 

3 443 

152 980 

76 

Bauinstallation 

3 167 

14 850 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den 
Haushalt 

2 395 

155 072 

54 

Holzverarbeitung 

2 054 

26 650 

21 

Bergbau 

76 

35 963 

61 

Ledererzeugung 

61 

1 562 

22 

Mineralölverarbeitung 

50 

115 193 

35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

40 

8 921 

69 

Tabakverarbeitung 

34 

20 836 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für 
den Haushalt) 

6 

15 

24 

Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen .... 

5 

382 

Produzierendes Gewerbe i) insgesamt 

48 503 

1 605 908 


1) Ohne Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung). 


den Wirtschaftsgruppe, um die Höhe dieser Anteile 
innerhalb des gesamten Wirtschaftsbereichs zu relati- 
vieren, beträgt der Durchschnitt im Bergbau und Ver- 
arbeitenden Gewerbe 27,7%, einschließhch des Bau- 
gewerbes 26,5%. 

Die Unterschiede zwischen den Mittelwerten für die 
gewogenen und ungewogenen Konzentrationsraten 
zeigen, daß diese in den umsatzstärksten Wirtschafts- 
gruppen durchschnittlich niedriger sind als in den 
umsatzschwächeren. Die höheren Konzentrationsra- 
ten in umsatzschwächeren Wirtschaftsgruppen sind 
zum Teil darauf zurückzuführen, daß die Anzahl der 
Unternehmen entsprechend geringer ist. 

226. Die Monopolkommission hat in früheren Be- 
richtsperioden eingehend über die Gliederung der 41 
zweistelligen SYPRO-Wirtschaftsgruppen im Berg- 
bau, im Verarbeitenden Gewerbe und im Bauge- 
werbe nach der Höhe des Umsatzanteils der jeweils 
drei größten Unternehmen berichtet. Da ihr in dieser 
Berichtsperiode aus Gründen der statistischen Ge- 
heimhaltung nur für 18 Wirtschaftsgruppen vom Sta- 
tistischen Bundesamt exakte Werte zur Verfügung 
gesteht wurden, sind gesicherte Aussagen über den 
Gesamtbereich des Bergbaus, des Verarbeitenden 
Gewerbes und des Baugewerbes nicht möghch. 

Die Monopolkommission hat versucht, mit Hilfe wei- 
terer ihr zur Verfügung stehenden Angaben — die 
übrigen Konzentrationsraten, der Hirschman-Herfin- 
dahl-Index — einen möghchst engen Wertebereich 
der fehlenden Konzentrationsrate CR 3 in den betroffe- 
nen Wirtschaftsgruppen zu bestimmen. 


Die Berechnungen haben ergeben, daß die für die ein- 
zelnen Wirtschaftsgruppen emüttelten Wertebereiche 
in engem Zusammenhang mit dem jeweüigen Niveau 
der gesuchten Angaben stehen. Das bedeutet, daß für 
hohe Konzentrationsgrade die in Frage kommenden 
Wertebereiche sehr weit sind. Hierbei handelt es sich 
zugleich um die wettbewerbspolitisch besonders rele- 
vanten Fälle. Die Monopolkommission muß daher ihre 
Konzentrationsberichterstattung, die auf den Umsatz- 
anteilen der jeweils drei größten Unternehmen als 
einer entscheidenden Kategorie der Konzentrations- 
messung aufbaut, in dieser Berichtsperiode einsteh 
len. 

227. Angaben zu den übrigen Maßzahlen der hori- 
zontalen Konzentration gemessen am Umsatz, insbe- 
sondere den Konzentrationsraten CRe, CRio und dem 
Hirschman-Herfindahl-Index und damit auch für den 
Variationskoeffizienten Hegen für die zweisteUigen 
Wirtschaftsgruppen nahezu vollständig vor. Eine iso- 
lierte Betrachtung dieser Maßzahlen ist jedoch für die 
einzelnen Wirtschaftsgruppen wettbewerbspoHtisch 
wenig aufschlußreich. 

Die Monopolkommission hat diese Maßzahlen im 
HinbHck auf die Konzentrationsrate CR3 vor allem 
dazu verwendet, um die zur Charakterisierung der 
Marktstruktur eines Wirtschaftsbereichs mögHcher- 
weise entscheidende Bedeutung der jeweils drei größ- 
ten Unternehmen näher zu quahfizieren. So konnte 
mit Hilfe der Konzentrationsraten für die folgenden 
Rangklassen, aber auch mit Hilfe des Hirschman-Her- 
findahl-Index geprüft werden, ob die drei größten Un- 
ternehmen in einem Wirtschaftsbereich einer größe- 
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ren Gruppe etwa gleichgroßer Unternehmen angehö- 
ren oder sich deutlich von den übrigen Unternehmen 
absetzen. Neben der Prüfung oligopolistischer Struk- 
turen bestand die Möglichkeit zu prüfen, ob die Grö- 
ßenverteüung innerhalb der Gruppe der drei größten 
Unternehmen relativ ausgeglichen ist oder eine mono- 
polistische Position des jeweils größten Unternehmens 
besteht. Diese analytische Bedeutung haben die übri- 
gen Konzentrationsmaße infolge des Wegfalls der 
Konzentrationsrate CR 3 für die untersuchten Wirt- 
schaftsbereiche verloren. 

Die Monopolkommission hat die Angaben für die 
Konzentrationsrate CRjor den Hirschman-Herfindahl- 
Index und den diesem zugeordneten Variationskoeffi- 
zienten wie für die vorangehenden Berichtsperioden 
nach Wirtschaftsgruppen in den Tabellen 7 bis 12 zu- 
sammengestellt. Die Kommission sieht sich aus den 
genannten Gründen nicht in der Lage, die Ergebnisse 
ohne die fehlenden Konzentrationsraten CR 3 unter 
wettbewerbspolitisch relevanten Gesichtspunkten nä- 
her zu analysieren, 

228. Die Monopolkommission hat in früheren Gut- 
achten für die fünf wirtschaftlichen Hauptgruppen 
des Bergbaus xmd des Verarbeitenden Gewerbes so- 
wie für das Baugewerbe auf der Ebene zweistelliger 
Wirtschaftsgruppen Mittelwerte für die Maßzahlen 
der Untemehmenskonzentration berechnet. Diese Be- 
rechmmgen sind trotz der vorhandenen Datenlücken 
für die Konzentrationsraten CR3 möglich. Testrech- 
nungen haben ergeben, daß die auf der Ebene zwei- 
stelüger Wirtschaftsgruppen ermittelten weniger ge- 
nauen Schätzwerte bei einer Aggregation der Haupt- 
gruppen zu relativ exakten Ergebnissen führen. Die 


Tabelle 7 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Konzentrationsrate CRio, 1985 


Konzentrationsrate CRio (%) 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

90 bis 100») 

6 

80 bis unter 90 

1 

70 bis unter 80 

3 

60 bis unter 70 

1 

50 bis unter 60 

4 

40 bis unter 50 

4 

30 bis unter 40 

3 

20 bis unter 30 

4 

10 bis unter 20 

14 

8,3 bis unter 10 

1 

insgesamt 

41 


1) Einschließlich der Wirtschaftsgmppen 24 (Herstellung und 
Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen) und 65 (Reparatur 
von Gebrauchsgütem [ohne elektrische Geräte für den Haus- 
halt]) mit fünf bzw. sechs Unternehmen. 

Abweichxmgen auf der Ebene der Wirtschaftsgruppen 
heben einander weitgehend auf. Kriterium hierfür 
sind die vom Statistischen Bundesamt der Monopol- 
kommission übermittelten exakten Angaben für den 
gesamten Bereich. 


Tabelle 8 

Wirtschaftsgruppen mit der niedrigsten und mit der höchsten Konzentrationsrate CRio, 1985 



Wirtschaftsgruppe 

Konzentrations- 

Anzahl der 
Unternehmen 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

rate CRio 
(%) 

24 

Herstellung imd Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen .... 

( 100 . 0 ) 

5 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütern (ohne elektrische Geräte für 
den Haushalt) 

( 100 . 0 ) n 

6 

69 

T abakverabeitung 

97,82) 

34 

35 

Luft- und Raumfcihrzeugbau 

95,63) 

40 

22 

Mineralölverarbeitung 

94,2 

50 

21 

Bergbau 

92,3 

76 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten 
und -einrichtungen 

89,0 

103 

68 

Emährungsgewerbe 

11,3 

3 443 

63 

Textilgewerbe 

11,3 

1334 

54 

Holzverarbeitung 

10,0 

2 054 

77 

Ausbaugewerbe 

8,3 

1 894 

30 

Zieherei, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Mechanik, a.n.g. . 

2,5 

1 485 


1) Fiktiver Wert, da Anzahl der Unternehmen kleiner als 10. 

2) Schätzwert als arithmetischer Mittelwert des Wertebereichs 95,6% <CRio ^ 100%. 

3) Schätzwert als arithmetischer Mittelwert des Wertebereichs 91,3% <CRio ^ 100%. 
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Tabelle 9 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach dem Hirschman-Herfindahl-lndex, 1985 


Hirschman-Herfindahl-Index 
(X 10 000) 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

3 000 

bis 

3 830,9 

1 

2 000 

bis unter 3 000 

2 

1 000 

bis unter 2 000 

3 

500 

bis unter 1 000 

6 

200 

bis unter 

500 

7 

100 

bis unter 

200 

4 

50 

bis unter 

100 

6 

40 

bis unter 

50 

2 

30 

bis unter 

40 

6 

20 

bis unter 

30 

1 

19,5 bis unter 

20 

1 

insgesamt 

39 


9 Ohne die Wirtschaf tsgnippen 24 (Herstellung und Verarbei- 
tung von Spalt- und Brutstoffen) und 65 (Reparatur von Ge- 
brauchsgütern [ohne elektrische Geräte für den Haushalt]), 
deren Angaben unter die statistische Geheimhaltung fallen. 
Aus der Anzahl von fünf bzw. sechs Unternehmen folgt ein 
Wert des Hirschman-Herfindahl-Index von minimal 2 000,0 
bzw. 1 666,7. 


Tabelle 10 

Wirtschaftsgruppen mit dem niedrigsten und mit dem höchsten Hirschman-Herfindahl-Index, 1985^) 



Wirtschaftsgruppe 

Hirschman- 
Herfindahl- 
Index 
(X 10 000) 

Variations- 

koeffizient 

(X 100) 

Anzahl der 
Unternehmen 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

35 

Luft- imd Raumfahrzeugbau 

3 890,9 

378,5 

40 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsge- 
räten und -einrichtungen 

2 556,0 

503,3 

103 

21 

Bergbau 

2 260,7 

402,3 

76 

69 

Tabakverarbeitung 

1 763,9 

223,5 

34 

22 

Mineralöl Verarbeitung 

1 234,2 

227,4 

50 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 
usw 

1 055,2 

1 347,0 

1 729 

68 

Emährungsgewerbe 

30,0 

305,6 

3 443 

54 

Holzverarbeitung 

24,3 

199,8 

2 054 

77 

Ausbaugewerbe 

19,5 

164,1 

1 894 


^) Ohne die Wirtschaftsgruppen 24 (Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen) und 65 (Reparatur von Gebrauchs- 
gütem [ohne elektrische Geräte für den Haushalt]), deren Angaben unter die statistische Geheimhaltung fallen. Aus der Anzahl 
von fünf bzw. sechs Unternehmen folgt ein Wert des Hirschman-Herfindahl-Index von minimal 2 000,0 bzw. 1 666,7. 
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Tabelle 11 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach dem Variationskoeffizienten, 1985 


Vaiiationskoeffizient 
(X 100) 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

1 000 

bis 

1 347,0 

2 

700 

bis unter 1 000 

0 

600 

bis unter 

700 .... 

2 

500 

bis unter 

600 

2 

400 

bis unter 

500 

2 

300 

bis unter 

400 

8 

200 

bis unter 

300 

15 

111,6 

bis unter 

200 

8 

insgesamt 

39 


Ohne die Wirtschaftsgruppen 24 (Herstellung und Verarbei- 
tung von Spalt- und Brutstoffen) und 65 (Reparatur von Ge- 
brauchsgütem [ohne elektrische Geräte für den Haushalt]), 
deren Angaben unter die statistische Geheimhaltung fallen. 
Aus der Anzahl von fünf bzw. sechs Unternehmen folgt ein 
Wert des Variationskoeffizienten von maximal 200,0 bzw. 
223,6%. 


Tabelle 12 

Wirtschaftsgruppen mit dem niedrigsten und mit dem höchsten Variationskoefizienten, 1985 ^ 



Wirtschaftsgruppe 

Variations- 

koeffizient 

(X 100) 

Hirschman- 
Herfindahl- 
Index 
(X 10 000) 

Anzahl der 
Unternehmen 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 
usw 

1 347,0 

1 055,2 

1 729 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt 

1 099,7 

509,2 

2 395 

40 

Chemische Industrie 

655,1 

381,2 

1 152 

32 

Maschinenbau 

601,0 

81,5 

4 554 

54 

Holzverarbeitung 

199,8 

24,3 

2 054 

39 

Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, 
Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitung von natürhchen 
Schnitz- und Formstoffen; Foto- imd Filmlabors 

198,4 

87,4 

565 

53 

Holzbearbeitung 

193,8 

117,7 

404 

63 

Textilgewerbe 

184,2 

32,9 

1 334 

75 

Zinmierei, Dachdeckerei 

168,1 

45,4 

842 

77 

Ausbaugewerbe 

164,1 

19,5 

1894 

61 

Ledererzeugung 

138,6 

478,8 

61 

74 

1 

Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

111,6 

62,7 

358 


1) Ohne die Wirtschaftsgruppen 24 (Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen) und 65 (Reparatur von Gebrauchs- 
gütem [ohne elektrische Geräte für den Haushalt]), deren Angaben unter die statistische Geheimhaltung fallen. Aus der Anzahl 
der fünf bzw, sechs Unternehmen folgt ein Wert des Variationskoeffizienten von maximal 200,0 bzw. 223,6%. 
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Tabelle 13 enthält die gewogenen und ungewogenen 
Mittelwerte der Konzentrationsraten CR 3 , CRe und 
CRio sowie den Hirschman-Herfindatil-Index und den 
Variationskoeffizienten nach Hauptgruppen und das 
Baugewerbe für die Berichtsperiode 1985. 

Die Tabelle zeigt, daß die Konzentrationsraten am 
größten in den Hauptgruppen sind, die am Anfang des 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsprozesses stehen. 
Mit wachsender Nähe zum Konsumgüterbereich sin- 
ken die Konzentrationsraten. Am niedrigsten sind die 
Werte für das Baugewerbe. Der Hirschman-Herfin- 
dahl-Index spiegelt diese Tendenz weniger ausge- 
prägt wider. Das liegt daran, daß in die Berechnung 
dieser Maßzahl nicht nur die Werte der jeweils größ- 
ten Unternehmen, sondern die Verteilimg aller Merk- 
malswerte eingehen. Ursache für die Divergenz zwi- 
schen Konzentrationsraten und Hirschman-Herfin- 


dahl-Index ist die sehr imterschiedliche Anzahl der 
Unternehmen bzw. die Disparität ihrer Merkmals- 
werte innerhalb der einzelnen Hauptgruppen und des 
Baugewerbes. Dies zeigt ein Vergleich der Werte für 
den Variationskoeffizienten in den einzelnen Wirt- 
schaftsbereichen. 

229. Eine Zusammenstellung aller Angaben zum 
Stand der Untemehmenskonzentration im Berichts- 
jahr liefert Tabelle II. 1 im Anlagenband des Haupt- 
gutachtens, Teü B, Statistischer Anhang. Die Tabelle 
enthält Anteile am Umsatz, Werte des Hirschman- 
Herfindahl-Index und des Variationskoeffizienten der 
größten Unternehmen gemessen am Umsatz nach 
zwei- und vierstelligen Wirtschaftsbereichen des 
Bergbaus, des Verarbeitenden Gewerbes imd des 
Baugewerbes 1985. 


Tabelle 13 


Gewogene und ungewogene Mittelwerte *) des Konzentrationsgrades 
gemessen am Umsatz der Wirtschaftsgruppen nach Hauptgruppen einschliefilich Baugewerbe, 1985 


Hauptgmppen 
einschheßhch Baugewerbe 

Konzentrationsrate (%) 

Hirschman- 
Herfindahl- 
Index 
(X 10 000) 

Variations- 

koeffizient 

(X 100) 

CR3 

CRe 

CRio 

Bergbau 

60 J 

80,5 

92,3 

2 260,7 

402,3 


(60,1) 

(80,5) 

(92,3) 

(2 260,7) 

(402,3) 

Grundstoff- und Produktions güter- 

32,8 

50,7 

61,2 

625.9-632,61) 

407,4-407,62) 

gewerbe 

(32,5) 

(47,0) 

(56,8) 

(629,0-1429,0) 

(271,1-291,1) 

Investitionsgüter produzierendes 

28,3 

40,7 

46,3^6,4«) 

622,5 

875,1 

Gewerbe 

(31,2) 

(42,6) 

(48,6-49,1) 

(921,4) 

(549,8) 

Verbrauchsgüter produzierendes 

8,9 

13,8 

18,2 

84,6-85,24) 

235,75) 

Gewerbe 

(19,2) 

(27,9) 

(33,6) 

(310,2-1 004,7) 

(218,6-237,3) 

Nahrungs- und Genußnüttel- 

11,8 

18,4 

21,7-21,9«) 

237,9 

295,8 

gewerbe 

(32,6) 

(51,5) 

(54,6-55,7) 

(897,0) 

(264,6) 

Baugewerbe 

8,2 

12,3 

15,5 

49,8 

458,4 


(10,3) 

(15,0) 

(18,7) 

(106,7) 

(277,3) 

Produzierendes Gewerbe^) 

26,5«) 

(27,1) 

37,1 

(36,7) 

43,2^) 

(43,7) 

519.3-521.310) 

(583,4-981,8) 

566,911) 

(327,5-337,9) 


*) Die gewogenen Mittelwerte sind jeweils ohne Klammem, die ungewogenen Werte in Klammem ausgewiesen, 

1) Wertebereich der Wirtschaftsgmppe 24 (Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Bmtstoffen) für den Hirschman-Herfin- 
dahl-Index 2 000 <H < 100. 

2) Wertebereich der Wirtschaftsgmppe 24 (Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Bmtstoffen) für den Variationskoeffi- 
zienten 0 <V <10 000. 

3) Wertebereich der Wirtschaftsgmppe 35 (Luft- und Raumfahrzeugbau) für die Konzentrationsrate CRjo 95,6 SCRjo 100. 

4) Wertebereich der Wirtschaftsgmppe 65 (Reparatur von Gebrauchsgütem [ohne elektrische Geräte für den Haushalt]) für den 
Hirschman-Herfindahl-Index 1 666,7 <H < 10 000. 

5) Wertebereich der Wirtschaftsgmppe 65 (Reparatur von Gebrauchsgütem [ohne elektrische Geräte für den Haushalt]) für den 
Variationskoeffizienten 0 <V <223,6. 

^) Wertebereich der Wirtschaftsgmppe 69 (Tabakverarbeitung) für die Konzentrationsrate CRio 97,8 ^CRjo ^ 100. 

^) Ohne Wirtschaftsgmppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung). 

ö) Exakte Angaben des Statistischen Bundesamtes an die Monopolkomnüssion vom 15. April 1988. Als Schätzwerte aufgmnd der 
unvollständigen Angaben für die Wirtschaftsgmppen ergeben sich 25,0 als gewogener imd 25,7 als imgewogener arithmeti- 
scher Mittelwert. 

9) Exakte Werte berechnet nach Angaben des Statistischen Bundesamtes an die Monopolkommission vom 15. April 1988. Die 
mitgeteilten Angaben betragen ohne die Wirtschaftsgruppen 24 (Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Bmtstoffen) 
sowie 65 (Reparatur von Gebrauchsgütern [ohne elektrische Geräte für den Haushalt]) 43,7 für den gewogenen und 40,3 für den 
ungewogenen arithmetischen Mittelwert, Die Schätzwerte aufgmnd der imvollständigen Angaben für die Wirtschaftsgruppen 
betragen 43,7^3,8 bzw. 43,2-43,4. 

^0) Wertebereich entsprechend den Anmerkungen in Fn. 1 und 4. 

11) Wertebereich entsprechend den Anmerkungen in Fn. 2 und 5. 
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2.3 Konzentration der umsatzgrößten Unternehmen 
in bezug auf die Anzahi der Beschäftigten 

230. Der Monopolkommission stehen nur für 13 der 
41 Wirtschaftsgruppen im Bergbau und Verarbeiten- 
den Gewerbe sowie dem Baugewerbe Angaben über 
den Anteil an der Anzahl der Beschäftigten der jeweils 
drei umsatzgrößten Unternehmen in einer Wirt- 
schaftsgruppe zur Verfügung. Angesichts dieser Da- 
tenlücken sieht sich die Kommission nicht in der Lage, 
eine Analyse über den gesamten Bereich durchzufüh- 
ren. 

Eine Zusammenstellung der verfügbaren Angaben 
enthält Tabelle 11.2 im Anlagenband des Hauptgut- 
achtens, Teil B, Statistischer Anhang. Die Tabelle ent- 
hält die zugeordneten Anteile an der Anzahl der Be- 
schäftigten und den Umsatz pro Beschäftigten der 
größten Unternehmen gemessen am Umsatz nach 
zwei- und vierstelligen Wirtschaftsbereichen des 
Bergbaus, des Verarbeitenden Gewerbes und des 
Baugewerbes 1985. 


2.4 Konzentration der umsatzgrößten Unternehmen 
in bezug auf die Investitionen 

231 . Über den Anteil der jeweils drei umsatzgrößten 
Unternehmen in einer Wirtschaftsgruppe an den Inve- 
stitionen liegen der Monopolkommission Angaben le- 
dighch für acht der insgesamt 4 1 Wirtschaftsgruppen, 
einschließlich Baugewerbe, vor. Die Kommission muß 
auf eine Analyse dieses Zusammenhangs für den ge- 
samten Bereich verzichten. 

Eine Zusammenstellung der verfügbaren Angaben 
hefert Tabelle 11.3 im Anlagenband des Hauptgutach- 
tens, Teil B, Statistischer Anhang. Die Tabelle enthält 
zugeordnete Anteile an den Investitionen und die In- 
vestitionen pro Beschäftigtem der größten Unterneh- 
men gemessen am Umsatz nach zwei- und vierstelli- 
gen Wirtschaftszweigen des Bergbaus, des Verarbei- 
tenden Gewerbes und des Baugewerbes 1985. 


2.5 Konzentration der umsatzgrößten Unternehmen 
in bezug auf den Census Value Added und 
ihren vertikalen Integrationsgrad 

232. Angaben über den Census Value Added der 
jeweils drei größten Unternehmen an einer Wirt- 
schaftsgruppe hegen der Monopolkommission unter 
den insgesamt 35 Wirtschaftsgruppen, ohne Bauge- 
werbe, nur in sieben Fällen vor. Die Gründe hierfür 
hegen neben statistischen Geheimhaltungsgründen 
in empirischen und methodischen Problemen des Sta- 
tistischen Bundesamtes, den Census Value Added 
nach Größenklassen der Unternehmen gemessen am 
Umsatz konsistent zu schätzen. 

Angesichts der geringen Anzahl der Wirtschaftsgrup- 
pen, für die Angaben zum Census Value Added der 
jeweils drei umsatzgrößten Unternehmen vorliegen, 
muß die Monopolkommission auf eine Analyse des 
gesamten Bereichs verzichten. Dies ist sachhch auch 
deshalb zu bedauern, weil die Angaben für den Cen- 
sus Value Added in Verbindung mit der Höhe des 


Umsatzes der jeweils drei größten Unternehmen auch 
dazu herangezogen wurden, den vertikalen Integra- 
tionsgrad der Unternehmen zu schätzen. 

Eine ZusammensteUung aUer der Monopolkommis- 
sion verfügbaren Angaben hefert Tabelle 11.4 im An- 
lagenband des Hauptgutachtens, Teil B, Statistischer 
Anhang. Die TabeUe enthält zugeordnete Anteile am 
Census Value Added und Werte für den vertikalen 
Integrationsgrad der größten Unternehmen gemessen 
am Umsatz nach zwei- und vierstelhgen Wirtschafts- 
bereichen des Bergbaus und des Verarbeitenden Ge- 
werbes 1985. 


2.6 Konzentration der umsatzgrößten Unternehmen 
in bezug auf die Anzahl der Betriebe 

233. Über die Anzahl der Betriebe der jeweils drei 
umsatzgrößten Unternehmen an einer Wirtschafts- 
gruppe hegen der Monopolkommission unter den ins- 
gesamt 35 Wirtschaftsgruppen, ohne Baugewerbe, le- 
dighch Angaben in zwei Fällen vor. ln Anbetracht die- 
ser unzureichenden Datenbasis verzichtet die Mono- 
polkommission auf die beabsichtigte Analyse des Ge- 
samtbereichs. 

Eine ZusammensteUung sämtiicher der Monopolkom- 
mission verfügbaren Angaben hefert Tabelle 11.5 im 
Anlagenband des Hauptgutachtens, Teü B, Statisti- 
scher Anhang. Die TabeUe enthält zugeordnete An- 
teüe an der Anzahl der Betriebe und Anzahl der Be- 
triebe pro Unternehmen der größten Unternehmen 
gemessen am Umsatz nach zwei- und vierstelhgen 
Wirtschaftsbereichen des Bergbaus und des Verarbei- 
tenden Gewerbes 1985. 


3. Stand der Konzentration der Betriebe in den 
Wirtschaftsgruppen des Produzierenden 
Gewerbes 1985 

234. Für die Statistik der Konzentration der Betriebe 
in den 35 Wirtschaftsgruppen des Bergbaus und des 
Verarbeitenden Gewerbes, ohne Baugewerbe, ge- 
messen an der Anzahl der Beschäftigten und dem 
zugeordneten Anteü an den Investitionen hegen der 
Monopolkommission keine ausreichenden Angaben 
vor, um Aussagen über den gesamten Bereich zu tref- 
fen. Die Monopolkommission verzichtet daher auf 
eine entsprechende Analyse. Über den Anteü der Be- 
triebe an den Beschäftigten hegen nur für 18 Wirt- 
schaftsgruppen Angaben vor, über den zugeordneten 
Anteü an den Investitionen nur für vier Wirtschafts- 
gruppen. 

Eine ZusammensteUung der der Monopolkommission 
verfügbaren Angaben zum Stand und zur Entwick- 
lung der Konzentration der Betriebe hefert Ta- 
belle 11.11 im Anlagenband des Hauptgutachtens, 
Teü B, Statistischer Anhang. Die TabeUe enthält An- 
teüe an der Anzahl der Beschäftigten und zugeord- 
nete Anteüe an den Investitionen der größten Betriebe 
gemessen an der Anzahl der Beschäftigten nach zwei- 
steUigen Wirtschaftsgruppen des Bergbaus und des 
Verarbeitenden Gewerbes 1979 bis 1985. 
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4. Entwicklung der Konzentration der 

Unternehmen in den Wirtschaftsgruppen 

4.1 Kurzfristige Entwicklung der Konzentration der 
Unternehmen von 1983 bis 1985 

235. Die Monopolkommission hat in den vorange- 
henden Berichtsjahren eingehend die kurzfristige 
Entwicklung der Konzentration der Unternehmen, ge- 
messen am Umsatz, für die jeweils abgeschlossene 
zweijährhche Berichtsperiode untersucht. Sie hat die- 
ser Analyse eine Darstellung der Entwicklimg der 
Globaldaten nach den untersuchten Wirtschaftsgrup- 
pen vorangestellt. Hierdurch sollte in Verbindung mit 
der jeweiligen Gesamtzahl der Unternehmen die Ent- 
wicklung des Konzentrationsmerkmals Umsatz und 
der zugeordneten Merkmale Anzahl der Beschäftig- 
ten, Investitionen, Census Value Added und Anzahl 
der Betriebe der Unternehmen im Zusammenhang mit 
den Anteilswerten der jeweils drei größten Unterneh- 
men in einer Wirtschaftsgruppe untersucht werden. 

236. Für die 41 Wirtschaftsgruppen, einschüeßhch 
Baugewerbe, für die Angaben zu den Merkmalen 
Umsatz, Anzahl der Beschäftigten und Investitionen 
vom Statistischen Bundesamt erhoben und konzentra- 
tionsstatistisch aufbereitet werden, stehen der Mono- 
polkommission jedoch nur für 17, 11 bzw. 2 Wirt- 
schaftsgruppen empirische Angaben zur Verfügung. 
Für die 35 Wirtschaftsgruppen, ohne Baugewerbe, für 
die vom Statistischen Bundesamt zusätzliche Anga- 
ben über den Census Value Added sowie die Anzahl 
der Betriebe der Unternehmen aufbereitet werden, 
wurden der Kommission aus Gründen der statisti- 
schen Geheimhaltung nur für zwei bzw. keine Wirt- 
schaftsgruppe Angaben zur Verfügimg gesteht. Diese 
Datenbasis ist, wie für die Untersuchung des Standes 
der Unternehmenskonzentration bereits eingehend 


Tabelle 14 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung des Umsatzes, 

1985 gegenüber 1983 


Veränderung des Umsatzes (Mio. DM) 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

10 000 bis 

26 871 

5 

5 000 bis unter 

10 000 

5 

3 000 bis unter 

5 000 

3 

2 000 bis unter 

3 000 

7 

1 000 bis unter 

2 000 

3 

500 bis unter 

1 000 

1 

100 bis unter 

500 

6 

— 100 bis unter 

100 

4 

— 8 041 bis unter 

- 100 

7 

insgesamt 

41 


dcu:gelegt,25) für eine aussagekräftige imd wettbe- 
werbspohtisch relevante Analyse des Produzierenden 
Gewerbes nach Wirtschaftsgruppen zu schmal. Die 
Monopolkommission muß daher auf die Analyse der 
kurzfristigen Entwicklung der Konzentration der Un- 
ternehmen in den Wirtschaftsgruppen verzichten, 

237. Eine Übersicht zur kurzfristigen Entwicklimg 
der globalen Angaben über den Umsatz und die An- 
zahl der Unternehmen enthalten die Tabellen 14 bis 
17. Ergebnisse zur kurzfristigen Entwicklung des 


25) Vgl. Abschnitt 2.2 dieses Kapitels, Konzentration der Unter- 
nehmen gemessen am Umsatz. 


Tabelle 15 

Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Zuna hm e bzw. Abnahme des Umsatzes, 1985 gegenüber 1983 


Wirtschaftsgruppe 

Umsatz (Mio. DM) 

SYPRO- 

Bezeichnung 

1983 

1985 

Differenz 

Nr. 





32 

Maschinenbau 

133 665,4 

160 536,2 

26 870,9 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 





usw 

158 283,4 

183 884,3 

25 600,9 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 


den Haushalt 

130 339,2 

155 071,6 

24 732,4 

40 

Chemische Industrie 

155 834,7 

180 271,7 

24 437,6 

27 

Eisenschaffende Industrie 

45 439,9 

56 382,1 

10 942,3 

75 

Zimmerei, Dachdeckerei 

3 426,4 

3 174,3 

- 252,1 

54 

Holzverarbeitung 

27 048,5 

26 649,8 

- 398,8 

34 

Schiffbau 

8 461,4 

7 293,1 

-1 168,3 

25 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden . 

29 197,0 

27 479,4 

-1 717,6 

72 

Hoch- und Tiefbau 

80 531,0 

72 489,8 

-8 041,3 
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Tabelle 16 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen nach 
der Veränderung der Anzahl der Unternehmen, 
1985 gegenüber 1983 


Veränderung der Anzahl 
der Unternehmen 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

100 bis 121 

1 

10 bis 99 

4 

4 bis 9 

4 

0 bis 3 

3 

— 3 bis — 1 

5 

“ 10 bis — 4 

6 

- 20 bis - 11 

3 

- 50 bis - 21 

2 

- 100 bis - 51 

6 

- 200 bis -101 

6 

-1 486 bis -201 

1 

insgesamt 

41 


Tabelle 17 

Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme der Anzahl der Unternehmen, 

1985 gegenüber 1983 


Wirtschaftsgruppe 

Anzahl der Unternehmen 

SYPRO- 

Bezeichnung 

1983 

1985 

Differenz 

Nr. 





36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 





den Haushalt 

2 274 

2 395 

121 

58 

Herstellung von Kunststoffwaren 

1 637 

1 689 

52 

32 

Maschinenbau 

4 515 

4 554 

39 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Mechanik, 





a. n.g 

1 446 

1 485 

39 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsge- 





räten und -einrichtungen 

81 

103 

22 

25 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden . 

1 740 

1603 

- 137 

54 

Holzverarbeitung 

2 195 

2 054 

- 141 

68 

Emährungsge werbe 

3 594 

3 443 

- 151 

76 

Bauinstallation 

3 361 

3 167 

- 194 

72 

Hoch- und Tiefbau 

9 908 

8 422 

-1486 
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Konzentrationsgrades enthalten die Tabellen 18 bis 
23. Die entscheidenden Angaben für die Konzentra- 
tionsrate CR 3 der jeweils größten Unternehmen sind 
hierin nicht enthalten. Die Tabellen beziehen sich auf 
die ergänzend herangezogenen Maßzahlen CRio, den 
Hirschman-Herfindahl-Index sowie den Variations- 
koeffizienten. 

Eine vollständige Zusammenstellung der der Mono- 
polkommission zur Entwicklung der Konzentration 
der Unternehmen, gemessen am Umsatz, sowie den 
zugeordneten Merkmalen zur Verfügung stehenden 
Angaben, liefern die Tabellen II. 6 bis II. 10 im Anla- 
genband dieses Hauptgutachtens, Teil B, Statistischer 
Anhang. Die Tabellen enthalten die Anteüe am Um- 
satz, zugeordnete Anteile der genannten Merkmale 
sowie charakteristische Relationen zwischen diesen 
Merkmalen für die jeweüs größten Unternehmen, ge- 
messen am Umsatz, nach zweistelligen Wirtschafts- 
gruppen des Bergbaus, des Verarbeitenden Gewer- 
bes sowie einschließlich bzw. ausschließlich des Bau- 
gewerbes während der Periode 1977 bis 1985. 


Tabelle 18 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaltsgruppen 
nach der Veränderung der Konzentrationsrate CRio, 
1985 gegenüber 1983 


Veränderung der Konzentrationsrate CRio 

Anzahl der Wirt- 

(Prozentpunkte) 

schaftsgruppen 

3,0 bis 3,2 

1 

1,0 bis unter 3,0 

9 

0,5 bis unter 1,0 

5 

0,0 bis unter 0,5 

8 

-0,5 bis unter 0,0 

2 

-1,0 bis unter -0,5 

1 

-3,0 bis unter -1,0 

8 

—5,1 bis unter —3,0 . 

3 

insgesamt 

38 


1) Ohne drei Wirtschaf tsgnippen mit fehlender Angabe der 
Konzentrationsrate CRio hn Bezugs- oder im Berichtsjahr aus 
Gründen der statistischen Geheimhaltung: 28 (NE-Metall- 
erzeugimg, NE-Metallhalbzeugwerke), 35 (Luft- imd Raum- 
fahrzeugbau), 69 (Tabakverarbeitimg). 

Zwei Wirtschaftsgruppen mit weniger als zehn Unternehmen 
im Berichts- imd Bezugsjahr wurde der Wert 100% zugeord- 
net: 24 (Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brut- 
stoffen), 65 (Reparatur von Gebrauchsgütem [ohne elektri- 
sche Geräte für den Haushalt]). 


Tabelle 19 

Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme 
der Konzentrationsrate CRior 1985 gegenüber 1983 



Wirtschaftsgruppe 

Konzentrationsrate CRio (%) 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

1983 

1985 

Differenz 

61 

Ledererzeugung 

51,3 

54,4 

3,2 

74 

Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

12,9 

16,1 

3,1 

32 

Maschinenbau 

16,3 

18,9 

2.6 

62 

Lederverarbeitung 

28,9 

31,1 

2,1 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau 

25,9 

27,8 

1,96 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Mechanik, 
a.n.g. 

14,0 

12,1 

-1,9 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsge- 
räten und -einrichtungen 

91,2 

89,0 

-2,2 

73 

Spezialbau 

49,3 

46,2 

-3,1 

37 

Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren 

34,0 

30,3 

-3,8 

27 

Eisenschaffende Industrie 

79,2 

74,1 

-5,1 


1) Vgl. Anmerkung 1 zu Tabelle 18. 
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Tabelle 20 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung des Hirschman-Herfindahl- 
Index, 1985 gegenüber 1983 ^ 


Veränderung 

des Hirschman-Herfindahl-Index 
(Punkte X 10000) 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

50 bis 78,8 

3 

25 bis unter 50 

3 

10 bis unter 25 

1 

1 bis unter 10 

8 

— 1 bis unter 1 

1 

— 10 bis unter — 1 

4 

- 50 bis unter - 10 

6 

-100 bis unter — 50 

1 

- 173,2 bis unter — 100 

2 

insgesamt 

29 


1) Ohne die sechs Wirtschaftsgruppen des Baugewerbes, für die 
Werte des Hirschman-Herfindahl-Index vom Statistischen 
Bundesamt erst ab 1985 übermittelt werden. 

Ohne sechs Wirtschaftsgruppen mit fehlenden Angaben des 
Hirschman-Herfindahl-Index im Berichts- oder im Bezugs- 
jahr aus Gründen der statistischen Geheimhaltung: 21 (Berg- 
bau), 24 (Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brut- 
stoffen), 50 (Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbei- 
tungsgeräten und -einrichtungen), 65 (Reparatur von Ge- 
brauchsgütem [ohne elektrische Geräte für den Haushalt]), 
69 (Tabakverarbeitimg). 


Tabelle 21 


Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Hirschman-Herfindahl-Index, 

1985 gegenüber 1983^) 



Wirtschaftsgruppe 

Hirschman- Heifindahl-Index 
(X 10 000) 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

1983 

1985 

Differenz 

33 

Straßenfabrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 
usw 

976,5 

1 055,2 

78,8 

61 

Ledererzeugung 

402,3 

478,8 

76,5 

22 

Mineralölverarbeitimg 

1 172,2 

1 234,2 

62,0 

32 

Mascbinenbau 

44,0 

81,5 

37,6 

36 

Elektrotecbnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt 

473,1 

509,2 

36,0 

28 

NE -Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke 

415,0 

454,5 

- 40,5 

37 

Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren 

203,3 

153,4 

- 49,9 

51 

Feinkeramik 

716,7 

657,2 

- 59,6 

27 

Eisenschaffende Industrie 

824,4 

717,0 

-107,4 

34 

Schiffbau 

983,6 

810,1 

-173,5 


1) Vgl. Anmerkung 1 zu Tabelle 20. 
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Tabelle 22 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung des Variationskoeffizienten, 
1985 gegenüber 1983 


Veränderung des Variationskoeffizienten 
(Prozentpunkte) 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

100 bis 166,9 

1 

50 bis unter 100 

1 

25 bis unter 50 

1 

10 bis unter 25 

3 

1 bis unter 10 

5 

- 1 bis unter 1 

2 

- 5 bis unter - 1 

5 

— 10 bis unter — 5 

2 

- 25 bis unter - 10 

7 

— 50 bis unter — 25 

1 

— 68,7 bis unter — 50 

1 

ingesamt 

29 


1) Vgl. Anmerkung 1 zu Tabelle 20. 


Tabelle 23 


Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Variationskoeffizienten, 

1985 gegenüber 1983^) 



Wirtschaftsgruppe 

Variationskoeffizient (%) 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

1983 

1985 

Differenz 

32 

Maschinenbau 

434,1 

601,0 

166,9 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt 

1 032,4 

1 099,7 

67,3 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 
usw 

1 321,2 

1 347,0 

25,8 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau 

365,3 

385,7 

20,4 

64 

Bekleidungsgewerbe 

242,4 

257,2 

14,8 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahl Verformung, Mechanik, 

217,1 

201,8 

- 15,4 

51 

Feinkeramik 

314,5 

293,2 

- 21,4 

29 

Gießerei 

340,5 

317,1 

- 23,4 

34 

Schiffbau 

305,4 

266,5 

- 38,9 

37 

Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren 

481,4 

412,7 

- 68,7 


1) Vgl. Anmerkung 1 zu Tabelle 20. 
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4.2 Mittelfristige Entwicklung der Konzentration der 
Unternehmen von 1977 bis 1985 

238. Die Monopolkommission hat in den letzten Gut- 
achten neben der kurzfristigen Konzentration der Un- 
ternehmen, gemessen am Umsatz, auch die mittelfri- 
stige Entwicklung ab 1977 dargestellt. Seit diesem 
Zeitpunkt stehen vergleichbare Zeitreihen der amtli- 
chen Statistik zur Verfügung. 

Insgesamt hegen in 4 1 Wirtschaftsgruppen des Berg- 
baus und des Verarbeitenden Gewerbes, einschheß- 
hch Baugewerbe, nur in 16, 11 und 7 Fällen Angaben 
zum Konzentrationsmerkmal Umsatz imd den zuge- 
ordneten Merkmalen Anzahl der Beschäftigten und 
Höhe der Investitionen vor. Aus den 35 Wirtschafts- 
gruppen, ohne Baugewerbe, für die die zugeordneten 
Merkmale Census Value Added und Anzahl der Be- 
triebe der Unternehmen von der amtüchen Statistik 
erhoben bzw. berechnet werden, hegen der Kommis- 
sion Angaben nur für jeweils zwei Wirtschaftsgruppen 
vor. 

239. Die Monopolkommission sieht sich infolge der 
unzureichenden Daten zur mittelfristigen Entwick- 
lung der Konzentration der Unternehmen gezwun- 
gen, auf eine hinreichend detaillierte, wettbewerbs- 
politisch relevante Konzentrationsanalyse zu verzich- 
ten und sich auf globale und zusätzliche Angaben zu 
beschränken. Die Tabellen 24 bis 27 enthalten die 
Angaben zur mittehristigen Entwicklimg der Merk- 
male Umsatz und Anzahl der Unternehmen nach 
Wirtschaftsgruppen. Die Tabellen 28 bis 33 enthalten 
die Angaben über die zu den fehlenden Konzentra- 


Tabelle 24 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung des Umsatzes, 

1985 gegenüber 1977 


Veränderung des Umsatzes (Mio. DM) 

Anzahl der Wirt- 
schaft sgruppen 

50 000 bis 80 812 

5 

10 000 bis imter 50 000 

6 

5 000 bis unter 10 000 

12 

3 000 bis imter 5 000 

3 

2 000 bis unter 3 000 

2 

1 000 bis unter 2 000 

4 

500 bis unter 1 000 

4 

100 bis unter 500 

3 

- 100 bis unter 100 

1 

— 204 bis unter — 100 

1 

insgesamt 

41 


tionsraten CR 3 zusätzhch heranzuziehende Konzen- 
trationsrate CRio, den Hirschman-Herfindahl-Index 
sowie den Variationskoeffizienten.26) 


26) Vgl. hierzu die näheren Begründungen in Abschnitt 2.2, 
Konzentration der Unternehmen gemessen am Umsatz, so- 
wie in Abschnitt 4.1, Kurzfristige Entwicklung der Konzen- 
tration der Unternehmen von 1983 bis 1985. 


Tabelle 25 

Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Umsatzes, 1985 gegenüber 1977 



Wirtschaftsgruppe 

Umsatz (Mio. DM) 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

1977 

1985 

Differenz 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 
usw 

103 072,5 

183 884,3 

80 811,9 

40 

Chemische Industrie 

112 014,6 

180 271,7 

68 257,1 

22 

Mineralölverarbeitung 

54 214,5 

115 193,3 

60 978,8 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt 

96 216,4 

155 071,6 

58 855,2 

32 

Maschinenbau 

101 996,3 

160 536,2 

58 539,9 

53 

Holzbearbeitung 

6 489,3 

6 950,8 

461,5 

74 

Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

932,5 

1 190,2 

257,6 

24 

Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstof- 

228,6 

382,4 

153,8 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte 
für den Haushalt) 

14,9 

15,1 

0,21 

34 

Schiffbau 

7 497,0 

7 293,1 

-203,9 
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Eine vollständige Zusammenstellung der der Mono- 
polkommission zur kurz- und mittelfristigen Entwick- 
lung der Konzentration der Unternehmen, gemessen 
am Umsatz, sowie zu den zugeordneten Merkmalen 
zur Verfügung stehenden Angaben liefern die — be- 
reits zur kurzfristigen Entwicklung zitierten — Tabel- 
len IL6 bis ILIO im Anlagenband dieses Gutachtens, 
Teil B, Statistischer Anhang. 


Tabelle 26 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen nach 
der Veränderung der Anzahl der Unternehmen, 
1985 gegenüber 1977 


Veränderung der Anzahl 
der Unternehmen 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgnippen 

100 bis 234 

3 

10 bis 99 

3 

4 bis 9 

1 

0 bis 3 

2 

3 bis - 1 

1 

- 10 bis - 4 

4 

- 20 bis - 11 

4 

- 50 bis - 21 

4 

- 100 bis - 51 

6 

- 200 bis -101 

4 

-2 231 bis -201 , 

9 

insgesamt 

41 


Tabelle 27 


Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Z unahm e bzw. Abnahme der Anzahl der Unternehmen, 

1985 gegenüber 1977 


Wirtschaftsgruppe 

Anzahl der Unternehmen 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

1977 

1985 

Differenz 

75 

Zimmerei, Dachdeckerei 

608 

842 

234 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt 

2 201 

2 395 

194 

58 

Herstellung von Kunststoffwaren 

1519 

1689 

170 

73 

Spezialbau 

303 

337 

34 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsge- 
räten luid -einrichtungen 

78 

103 

25 

68 

Emähnmgsgewerbe 

3 823 

3 443 

- 380 

54 

Holzverarbeitung 

2 481 

2 054 

- 427 

63 

Textilgewerbe 

1 762 

1334 

- 428 

64 

Bekleidungsgewerbe 

2 566 

1 957 

- 609 

72 

Hoch- und Tiefbau 

10 653 

8 422 

-2 231 
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Tabelle 28 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen nach 
der Veränderung der Konzentrationsrate CRior 
1985 gegenüber 1977 1) 


Veränderung der Konzentrationsrate CRio 
(Prozentpunkte) 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

5,0 bis 9,2 

1 

3,0 bis unter 5,0 

4 

1,0 bis unter 3,0 

9 

0,5 bis unter 1,0 

4 

0,0 bis unter 0,5 

2 

— 0,5 bis unter 0,0 

3 

- 1,0 bis unter ~ 0,5 

1 

- 3,0 bis unter - 1,0 

5 

- 5,0 bis unter - 3,0 

4 

-10,0 bis unter - 5,0 

1 

-14,6 bis unter -10,0 . 

1 

insgesamt 

35 


1) Ohne sechs Wirtschaftsgnippen mit fehlender Angabe der 
Konzentrationsrate CRio im Bezugs- oder im Berichtsjahr aus 
Gründen der statistischen Geheimhaltung; 35 (Luft- und 
Raumfahrzeugbau), 39 (Herstellung von Musikinstrumenten, 
Spielwaren, Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitung von 
Schnitz- und Formstoffen; Foto- und Filmlabors), 50 (Herstel- 
lung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und 
-einrichtungen), 62 (Lederverarbeitung), 64 (Bekleidungsge- 
werbe), 69 (Tabakverarbeitung). 

Zwei Wirtschaftsgruppen mit weniger als zehn Unternehmen 
während der gesamten Berichtsperiode wurde der Wert 
100% zugeordnet; 24 (Herstellung und Verarbeitung von 
Spalt- und Brutstoffen), 65 (Reparatur von Gebrauchsgütern 
[ohne elektrische Geräte für den Haushalt]). 


Tabelle 29 

Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme der Konzentrationsrate CRior 

1985 gegenüber 1977 



Wirtschaftsgruppe 

Konzentrationsrate CRio (%) 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

1977 

1985 

Differenz 

61 

Ledererzeugung 

45,3 

54,4 

9,2 

27 

Eisenschaffende Industrie 

69,9 

74,1 

4,2 

57 

Druckerei, Vervielfältigung 

13,1 

16,6 

3,5 

28 

NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke 

49,5 

52,7 

3,2 

72 

Hoch- und Tiefbau 

12,1 

15,2 

3,1 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Mechanik, 

16,1 

12,1 

- 4,0 

55 

Zellstoff-, Holzschüff-, Papier- und Pappeerzeugung . . . 

59,2 

55,0 

- 4,2 

59 

Gummiverarbeitung 

65,2 

60,2 

- 5,0 

73 

Spezialbau 

53,6 

46,2 

- 7,5 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau 

42,5 

27,8 

- 14,6 


1) Vgl. Anmerkung 1 zu Tabelle 28. 
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Tabelle 30 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaltsgruppen nach 
der Veränderung des Hirschman-Herfindahl-Index, 
1985 gegenüber 1977 


Veränderung des 
Hirschman-Herfindahl-Index 
(Punkte X 10000) 

Anzahl der Wirt- 
schaf tsgruppen 

100 

bis 

595,6 

3 

50 

bis unter 

100 

3 

25 

bis unter 

50 

5 

10 

bis unter 

25 

3 

1 

bis unter 

10 

4 

1 

bis unter 

1 

0 

- 10 

bis unter 

- 1 

3 

- 50 

bis unter 

-10 

3 

- 100 

bis unter 

-50 

4 

-1 143,2 bis unter 

-100 

5 

insgesamt 

33 


1) Ohne die sechs Wirtschaftsgruppen des Baugewerbes, für die 
Werte des Hirschman-Herfindahl-Index vom Statistischen 
Bundesamt erst ab 1985 übermittelt werden. 

Ohne zwei Wirtschaftsgruppen, deren Angabe des Hirsch- 
man-Herfindahl-Index seit 1981 unter die statistische Ge- 
heimhaltung fällt: 24 (Herstellung und Verarbeitung von 
Spalt- und Brutstoffen), 65 (Reparatur von Gebrauchsgütern 
[ohne elektrische Geräte für den Haushalt]). 


Tabelle 31 


Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Hirschman-Herfindahl-Index, 

1985 gegenüber 1977^) 



Wirtschaftsgruppe 

Hirschman- Herfindahl-Index 
(X 10 000) 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung 

1977 

1985 

Differenz 

35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

3 235,3 

3 830,9 

595,6 

61 

Ledererzeugung 

335,6 

478,8 

143,2 

28 

NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke 

354,0 

454,5 

100,5 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 
usw 

955,8 

1 055,2 

99,4 

36 

Elekrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt 

448,4 

509,2 

60,7 

55 

Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung . . . 

626,0 

525,7 

- 100,4 

22 

Mineralölverarbeitung 

1 358,6 

1 234,2 

- 124,4 

21 

Bergbau 

2 638,8 

2 260,7 

- 378,1 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau 

555,0 

132,1 

- 423,0 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsge- 
räten und -einrichtungen 

3 699,2 

2 556,0 

-1 143,2 


1) Vgl. Anmerkung 1 zu Tabelle 30. 


89 





Drucksache 11/2677 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 32 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen nach 
der Veränderung des Variationskoeffizienten, 
1985 gegenüber 1977 


Veränderung des Variationskoeffizienten 
(Prozentpunkte) 

Anzahl der Wirt- 
schaftsgruppen 

100 bis 141,7 

2 

50 bis unter 100 

1 

25 bis unter 50 

4 

10 bis unter 25 

3 

1 bis unter 10 

1 

— 1 bis unter 1 

1 

— 5 bis unter — 1 

1 

— 10 bis unter — 5 

2 

— 25 bis unter — 10 

6 

— 50 bis unter — 25 

6 

-100 bis unter - 50 

5 

—429,1 bis unter —100 

1 

ingesamt 

33 


Vgl. Anmerkung 1 zu Tabelle 30, 


Tabelle 33 


Wirtschaftsgruppen mit der höchsten Zunahme bzw. Abnahme des Variationskoeffizienten, 

1985 gegenüber 1977^) 


Wirtschaftsgruppe 

V ariationskoeffizient (% ) 

SYPRO- 

Nr, 

Bezeichnung 

1977 

1985 

Differenz 

32 

Maschinenbau 

459,4 

601,0 

141,7 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt 

988,4 

1 099,7 

111,3 

35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

321,3 

378,5 

57,2 

57 

Druckerei, Vervielfältigung 

328,2 

284,3 

46,2 

64 

Bekleidungsgewerbe 

222,3 

257,2 

34,9 

52 

Herstellung xmd Verarbeitung von Glas 

334,2 

280,5 

- 53,7 

59 

Guiiimiverarbeitimg 

376,8 

318,1 

~ 58,7 

21 

Bergbau 

474,2 

402,3 

- 71,9 

69 

Tabakverarbeitung 

295,5 

223,5 

~ 71,9 

31 

Stahl- und LeichtmetaUbau, Schienenfahrzeugbau 

814,8 

385,7 

- 429,1 


1) Vgl. Anmerkung 1 zu Tabelle 30. 
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4.3 Langfristige Entwicklung der Konzentration der 
Unternehmen von 1954 bis 1985 

240. Die Monopolkommission verfolgt die langfri- 
stige Entwicklung der Untemehmenskonzentration 
im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 2?) seit 
1954 anhand des ungewogenen Durchschnittswertes 
der Umsatzanteile der zehn größten Unternehmen 
nach zweisteUigen Wirtschaftsgruppen der SYPRO- 
Klassifikation. Dieser Durchschnittswert ist bis 1978 
kontinuierlich gestiegen, 1979 und nochmals 1980 
leicht gesunken, hat sich seit 1981 erneut erhöht und 
erreicht 1983 und 1985 mit 44,2 % den bisher höchsten 
Wert. Die Daten ab 1977 sind statistisch vergleichbar, 
während die Daten der Jahre 1954 und 1960 nicht 
direkt mit den Daten der Jahre 1968 bis 1975 und 
diese wiederum nicht mit denen ab 1977 vergleichbar 
sind.28) 

Die Durchschnittswerte der Umsatzanteile der zehn 
größten Unternehmen in 33 der insgesamt 35 zwei- 
steUigen Wirtschaftsgruppen des Bergbaus und des 
Verarbeitenden Gewerbes, ohne Baugewerbe, betra- 
gen: 

- 1954 31,1% 

- 1960 33,5% 

- 1968 38,5% 

- 1970 40,9% 

- 1973 41,8% 

- 1975 42,3% 

- 1977 43,9% 

- 1978 44,0% 

- 1979 43,6% 

- 1980 43,4% 

- 1981 43,9% 

- 1983 44,2% 

- 1985 44,2%. 

Die Ergebnisse für die einzelnen zweisteUigen Wirt- 
schaftsgruppen im Bergbau und im Verarbeitenden 
Gewerbe enthält Tabelle 34. 

241 . Die ungewogenen Durchschnittswerte der Kon- 
zentrationsraten der jeweüs zehn größten Unterneh- 
men reichen für eine statistisch repräsentative Dar- 
steUung und Beurteüimg der langfristigen Konzentra- 
tionsentwicklung im Produzierenden Gewerbe nicht 
aus. Hierzu ist eine differenzierte Untersuchung der 


2’) Ohne Baugewerbe und ohne die Wirtschaftszweige 24 (Her- 
stellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen) und 
65 (Reparatur von Gebrauchsgütem [ohne elektrische Ge- 
räte für den Haushalt]). In diesen zwei Wirtschaftszweigen 
ist die Anzahl der Unternehmen kleiner als zehn. 

28) Vgl. hierzu die Bemerkungen in Abschnitt 4.2 dieses Kapi- 
tels, Mittelfristige Entwicklung der Konzentration der Unter- 
nehmen von 1977 bis 1985. 


unterschiedUchen Entwicklung in den einzelnen Wirt- 
schaftsbereichen nach verschiedenen Kriterien erfor- 
derhch29). 


5. Kurz- und mittelfristige Entwicklung der 
Konzentration der Betriebe von 1983 bis 1985 
bzw. 1979 bis 1985 

242. Zur Konzentration der Betriebe werden vom 
Statistischen Bundesamt Angaben für die 35 zweistel- 
hgen Wirtschaftsgruppen im Bergbau und im Verar- 
beitenden Gewerbe, ohne Baugewerbe, erhoben und 
für die Monopolkommission konzentrationsstatistisch 
aufbereitet. Als Konzentrationsmaße werden Konzen- 
trationsraten, gemessen an der Anzahl der Beschäftig- 
ten der Betriebe verwendet. Zugeordnetes Merkmal 
der jeweils größten Betriebe sind die Investitionen. 

Zur kurzfristigen Entwicklung der Konzentration der 
Betriebe während der Periode 1983 bis 1985 hegen 
der Monopolkommission ledighch für 13 der 35 Wirt- 
schaftsgruppen Angaben über die Anzahl der Be- 
schäftigten vor. Angaben zur zugeordneten Höhe der 
Investitionen sind nur für eine Wirtschaftsgruppe be- 
kannt. 

Für die mittelfristige Entwicklung der Konzentration 
der Betriebe während der Periode 1979 bis 1985 gel- 
ten die gleichen Besetzungszahlen bei etwas geän- 
derter Zusammensetzung der betroffenen Wirt- 
schaftsgruppen. 

243. Die Monopolkommission sieht sich angesichts 
der überwiegend lückenhaften Datenbasis zur Anzahl 
der Beschäftigten der jeweils drei größten Betriebe 
und der im Ergebnis fehlenden Datenbasis für die ent- 
sprechenden Angaben über die den größten Betrie- 
ben zugeordneten Investitionen nicht in der Lage, den 
Wirtschaftsbereich Bergbau und Verarbeitendes Ge- 
werbe konzentrationsstatistisch in bezug auf die pro- 
duzierenden Betriebe zu untersuchen. 

Eine ZusammensteUimg der verfügbaren Angaben 
zum Stand und zur Entwicklung der Konzentration 
der Betriebe von 1979 bis 1983 hefert Tabelle II. 11 im 
Anlagenband des Gutachtens, TeilB, Statistischer 
Anhang. Die Tabelle enthält die Anteile an der Anzahl 
der Beschäftigten und zugeordnete Anteile an den 
Investitionen der größten Betriebe, gemessen an der 
Anzahl der Beschäftigten nach zweisteUigen Wirt- 
schaftsgruppen des Bergbaus und des Verarbeiten- 
den Gewerbes 1979 bis 1985. 


29) Die Monopolkommission hat hierzu verschiedene konzep- 
tionelle Vorstellungen entwickelt, vgl. Anlagenband, Ab- 
schnitt A.II.9, Statische und dynamische Konzentrations- 
messung. 
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Tabelle 34 

Anteil am Umsatz der Jeweils zehn größten Unternehmen nach zweistelligen Wirtschaftsgruppen 
des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes 1954 bis 1985 



Wirtschaftsgruppe 
(Reihenfolge gern. Spalte m) 




Anteile am Umsatz der zehn größten 




SYPRO 

Nr. 

Untemehmens- 
teile (%) 




Unternehmen (%) 





Bezeichnung 

1954 

1960 

1968 

1970 

1973 

1975 

19772) 

1979 

1981 

1983 

1985 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

9 

h 

i 

j 

k 

1 

m 

69 

Tabakverarbeitung 

68,8 

84,5 

92,2 

94,0 

95,4 


. 



. 

97,63) 

35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

-n 


91,7 

92,7 

96,0 

95,1 


. 



95,65) 

22 

Mineralölverarbeitung 

72,66) 

91,56) 

82,9 

83,1 

83,8 

87,2 

91,6 

93,6 

93,6 

92,7 

94,2 

21 

Bergbau 

34,6 

42,0 

55,4 


90,9 

91,1 

94,4 

94,3 

94,0 

94,0 

92,3 

50 

Herstellung von Büromaschi- 
nen, Datenverarbeitungs- 
geräten und -einrichtun- 
gen 



-’) 

85,7 

89,7 




91,4 

91,2 

89,0 

33 

Straßenfahrzeugbau; Repa- 
ratur von Kraftfahrzeugen 
usw 

58,6 

67,0 

78,5 

77,8 

80,9 

79,5 

72,1 

71,3 

72,7 

73,7 

74,5 

27 

Eisenschaffende Industrie . . 

51,6 

57,8 

64,5 

66,1 

69,7 

75,1 

69,9 

75,1 

77,2 

79,2 

74,1 

34 

Schiffbau 

71,5 

69,0 

78,3 

72,0 

78,4 


76,1 

71,0 

72,0 

75,3 

73,9 

59 

Gummiverarbeitung 

60,7 

59,7 


57,4 

57,2 

58,9 

65,2 

63,3 

63,8 

62,1 

60,2 

51 

Feinkeramik 

28,5 

37,5 

45,1 


42,6 

45,9 

57,3 



58,2 

58,2 

55 

Zellstoff-, Holzschliff-, Pa- 
pier- und Pappe erzeu- 
gung 

38,5 

41,5 


52,6 


54,1 

59,2 

52,8 

56,0 

55,3 

55,0 

61 

Ledererzeugung 

36,5 

37,3 

35,3 

34,4 

40,3 

40,6 

45,3 

47,7 

50,6 

51,3 

54,4 

28 

NE-Metallerzeugung, 

NE -Met allhalbzeug werke 

44,0 

44,7 


59,1 

53,0 

50,5 

49,5 

50,3 

53,5 


52,7 

40 

Chemische Industrie 

37,58) 

40,68) 

44,9 

43,5 

43,8 

46,4 

47,6 

48,4 

47,0 

48,1 

47,5 

36 

Elektrotechnik; Reparatur 

von elektrischen Haus- 
haltsgeräten^) 

37,8 

38,4 

45,1 

44,3 

43,9 

48,3 

47,8 

48,4 

48,0 

46,1 

47,3 

52 

Herstellung und Verarbei- 
tung von Glas 

45,7 

51,7 

48,7 




50,1 

51,8 

47,9 

48,6 

46,9 

29 

Gießerei 

25,3 

22,4 

29,8 

32,0 

36,0 

37,6 

42,2 

40,5 

41,1 

41,2 

39,9 

62 

Lederverarbeitung 

21,3 

19,9 

. 


23,9 



27,5 


28,9 

31,1 

37 

Feinmechanik, Optik, Her- 
stellung von Uhren 

25,3 

25,2 


32,4 

34,8 

33,6 

29,4 

29,0 

33,2 

34,0 

30,3 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, 
Schienenfahrzeugbau .... 

25,6 

20,2 


18,2 

18,1 

21,3 

42,510) 33,710) 32,5 

25,910) 27,8 

53 

Holzbearbeitung 

9,7 

11,9 


18,7 

20,0 

20,5 

24,5 


23,5 

25,5 

26,0 

56 

Papier- und Pappeverarbei- 
tung 

12,2 

17,5 

20,5 

20,6 

21,9 

24,0 

25,8 

22,9 

25,5 

26,4 

25,4 

39 

Herstellung von Musikin- 
strumenten, Spielwaren, 
Schmuck, Füllhaltern; Ver- 
arbeitung von natürlichen 
Schnitz- und Formstoffen; 
Foto- und Filmlabors .... 



14,9 

14,6 

14,7 

15,5 


17,7 

18,4 

22,0 

22,7 

32 

Maschinenbau 

14,6 

13,4 

17,7 

15,6 

16,8 

17,8 

17,2 

18,7 

15,0 

16,3 

18,9 

25 

Gewinnung und Verarbei- 
tung von Steinen und Er- 
den 

16,4 

17,9 

17,8 

17,0 

16,8 

17,6 

18,2 

16,1 

17,0 

17,5 

18,0 
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Wirtschaftsgruppe 
(Reihenfolge gern. Spalte m) 

Anteile am Umsatz der zehn größten 

SYPRO 

Nr. 

Untemehmens- 
teüe (%) 

Unternehmen (%) 


Bezeichnrmg 

1954 

1960 

1968 

1970 

1973 

1975 

19772) 

1979 

1981 

1983 

1985 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

9 

h 

i 

j 

k 

1 

m 

38 

Herstellung von Eisen-, 
Blech- und MetaUwaren . . 

8,0 

9,3 


llr4 

11,7 

12,3 

15,5 

15,2 

14,0 

15,1 

17,0 

57 

Druckerei, Vervielfältigung . 

11,5 

13,4 

16,8 



12,5 

13,1 

14,5 

15,3 

16,4 

16,6 

58 

Herstellung von Kunststoff- 
waren 

27,9 

20,5 

20,4 


15,5 

14,0 

13,6 

14,6 

15,2 

14,3 

14,4 

64 

Bekleidungsgewerbe 

6,5 

7,4 

8,4 

10,0 

. 

9,6 

. 

9,4 

10,0 

11,4 

12,6 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, 













Stahlverformung, Mecha- 
nik, a.n.g 

17,8 

17,5 

20,3 

19,5 

21,7 

17,8 

16,1 

17,4 

14,2 

14,0 

12,1 

63 

Textilgewerbe 

74 

7,2 

9,3 

9,7 

9,6 

9,5 

9,7 

10,0 

10,4 

11,1 

11,3 

68 

Ernährungsgewerbe 

llr7 

12,0 

14,1 

13,4 

13,2 

11,8 

12,5 

11,3 

11,3 

10,6 

11,3 

54 

Holzverarbeitung 

6,6 

7,3 

9,0 

8,6 

9,5 

9,6 

8,9 

8,1 

8,8 

9,5 

10,0 

Ungewogenes MitteB^) .... 

31,1 

33,5 

38,5 

40,9 

41,8 

42,3 

43,9 

43,6 

43,9 

44,2 

44,2 


Anmerkungen: 

1) Ohne die Wirtschaftsgruppen 24 (Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen) und 65 (Reparatur von Gebrauchsgütem [ohne 
elektrische Geräte für den Haushalt]) mit 1985 5 bzw. 6 Unternehmen. 

2) Änderung des Berich tskreises seit 1977. 

3) Arithmetischer Mittelwert der Grenzwerte 100 und 91,3. 

4) Aus untersuchungstechnischen Gründen keine Angaben in der Konzentrationsenquete von 1964 enthalten. 

5) Arithmetischer Mittelwert der Grenzwerte 100 und 95,2. 

®) Einschließlich Kohlenwertstoffindustrie. 

’) Aufgrund einer Änderung der Systematik der Wirtschaftszweige keine Zcihlenangabe möglich. 

®) Ohne Kohlenwertstoffindustrie. 

9) Ab 1970 ohne Herstellung von Geräten und Einrichtrmgen für die automatische Datenverarbeitung. 

10) Die starken Schwankungen beruhen vermuthch auf Schwerpunktverlagerungen von Unternehmen. 

11) Zur Mittelwertbildung erfolgt die Berücksichtigung nicht verfügbarer Einzelangaben nach verschiedenen Verfahren. Für die vergangenen 
Beiichtsperioden werden die fehlenden Angaben durch lineare Interpolation mit Hilfe der Angaben der nächstfolgenden oder vorange- 
gangenen Beiichtsperiode bestimmt. Für die aktuelle Beiichtsperiode wird der arithmetische Mittelwert des Wertebereichs bestimmt, in 
dem die fehlende Angabe nach dem Wert der übrigen in dieser Beiichtsperiode verfügbaren Konzentrationsraten hegen muß. 

Zeichenerklärung: 

Daten aus Gründen der statistischen Geheimhaltung von Statistischen Bundesamt nicht veröffentücht. 

- Daten der Monopolkommission nicht verfügbar oder vom Statistischen Brmdesamt nicht erhoben bzw. berechnet. 

Quellen: 

1954 , 1960: Bundesamt für gewerbhche Wirtschaft, Bericht über das Ergebnis einer Untersuchung der Konzentration in der Wirtschaft vom 

29. Februar 1964, Anlagenband, BT-Drucksache zu IV/2320, Tab. 3/1 11, S. 40; Statistisches Bundesamt, Fachserie 4, Produ- 
zierendes Gewerbe, Reihe S. 9, Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe 1954 bis 
1982, Tab. 1, S. 18-22. 

1968 bis 1985: Statistisches Bundesamt, Sonderauswertungen für die Monopolkommission zur Statistik der Untemehmenskonzentration in 
den Wirtschaftsbereichen des Produzierenden Gewerbes. 
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KAPITEL III 

stand und Entwicklung der Konzentration von Großunternehmen 
(aggregierte Konzentration) 


1 . Die Messung der aggregierten 
Untemehmenskonzentration 

1.1 Fortschreibung der Untemehmensstatistik auf 
das Jahr 1986 

244. Zur Beurteilung von Stand und Entwicklung 
der Konzentration in der Wirtschaft ist nicht nur die 
Angebotskonzentration in den Warenklassen und die 
Untemehmenskonzentration in den Wirtschciftszwei- 
gen von wettbewerbspohtischem Interesse, sondern 
auch die aggregierte Konzentration, weil von den 
Großunternehmen, insbesondere von deren Finanz- 
kraft, marktüb ergreifende wirtschaftliche Macht aus- 
gehen kann. Darüber hinaus ist sie auch von allge- 
mein gesellschafüichem und pohtischem Interesse. 

245. Aus diesen Gründen hat die Monopolkommis- 
sion in ihren Hauptgutachten stets auch den Stand 
und die Entwicklung der 100 größten Unternehmen 
untersucht. In den ersten drei Hauptgutachten hat sie 
die Auswahl der „100 Größten“ nach dem Kriterium 
des Umsatzes getroffen. Seit dem Vierten Hauptgut- 
achten büdet sie die Rangfolge der 100 größten Unter- 
nehmen nach dem Kriterium der Wertschöpfung. Die 
Gründe für den Wechsel des Auswahlkriteriums wur- 
den im Vierten und Fünften Hauptgutachten detaü- 
hert erläutert.^) 

246. Die Berichterstattung über die „100 Größten" 
nach Wertschöpfung, die in den drei vorangegange- 
nen Hauptgutachten für die Jahre 1978, 1980, 1982 
und 1984 erfolgte, wird hier für das Jahr 1986 fortge- 
führt. Eine Fortschreibung der Statistik der 100 größ- 
ten Unternehmen nach den Kriterien, die der Bericht- 
erstattung in den ersten drei Hauptgutachten zu- 
gmnde lagen und die zuletzt im Dritten Hauptgutach- 
ten 2) erklärt wurden, erfolgt im Anhang als Ta- 
beUe IIL 

247. Die Monopolkommission betrachtet seit dem 
Vierten Hauptgutachten zusätzhch zu den „100 Größ- 
ten" nach Wertschöpfung auch noch den Stand und 
die Entwicklung der Großunternehmen in den fünf 
großen Bereichen Industrie, Handel, Kreditgewerbe 
sowie Verkehr und Dienstleistungen auf der Basis der 
üblichen Geschäftsvolumenmerkmale. Da hiervon 
eine Ableitung zusätzlicher Erkenntnisse über die 


1) Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentrations er- 
fassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 1982, 
Tz. 345—355; Ökonomische Kriterien für die Rechtsanwen- 
dung, Hauptgutachten 1982/1983, Baden-Baden 1984, 
Tz. 289-294. 

2) Monopolkommission, FusionskontroUe bleibt vorrangig, 
Hauptgutachten 1978/1979, Baden-Baden 1980, Tz. 270— 
286. 


Konzentrationsentwicklung erwartet werden kann, 
hält die Monopolkommission trotz ihrer zuletzt im 
Fünften Hauptgutachten 3) geäußerten konzeptionel- 
len Bedenken an der Fortführung dieser Berichterstat- 
tung fest. 

248. In Verbindung mit der Erhebimg der „100 
Größten" nach Wertschöpfung weist die Kommission 
für diese Unternehmen auch Angaben über Beschäf- 
tigte, Anlagevermögen und Cash-flow aus. Ferner 
berichtet sie über die Verflechtungen zwischen den 
„100 Größten" durch Kapitalbeteihgungen, Gemein- 
schaftsunternehmen sowie personelle Verflechtun- 
gen über Mandatsträger in den Kontrollorganen. 
Schließhch untersucht sie die Beteüigung der „100 
Größten" an den 1986/1987 dem Bimdeskartellamt 
nach § 23 GWB angezeigten Unternehmenszusam- 
menschlüssen. 

1.2 Methodische Vorbemerkungen 

249. Im Gegensatz zu der Berichterstattung in den 
Kapiteln I und II über die Konzentration in den Güter- 
klassen imd Wirtschaftszweigen, die, entsprechend 
den Erhebungen des Statistischen Bundesamtes, auf 
der Basis von rechtlich selbständigen Unternehmens- 
einheiten erfolgen muß, kann hier die Untersuchung 
bezüglich wirtschaftlicher Einheiten durchgeführt 
werden, da die dazu benötigten Daten von der Mono- 
polkommission direkt erhoben worden sind. Als Un- 
ternehmen werden hier alle unter einheitiicher Lei- 
tung stehenden inländischen rechtlichen Einheiten 
verstanden. Die Abgrenzung der betrachteten Groß- 
unternehmen entspricht damit in der Regel dem Kon- 
sohdierungskreis im Sinne der Vorschriften des Ak- 
tiengesetzes (AktG) über die Rechnungslegimg der 
Konzerne. Die Vernachlässigung jener Gesellschaf- 
ten, an denen die Konz emoberge Seilschaft zwar be- 
teihgt ist, die jedoch nicht konsohdiert werden, führt 
allerdings zu einer Unterschätzimg der faktisch vor- 
handenen imtemehmerischen Einflußmöghchkeiten. 

250. Eine Erhebimg der so definierten Inlandskon- 
zeme kann nicht in allen Fällen unmittelbar aufgrund 
der von den betreffenden Obergesellschaften erstell- 
ten Konzemabschlüsse durchgeführt werden, da das 
Akti engesetz alter Fassung^) und das für nicht in der 

3) Monopolkommission, Hauptgutachten 1982/1983, a. a. O., 
Tz. 293. 

4) Das Aktiengesetz wurde zuletzt durch das Bilanzrichtlinien- 
Gesetz vom 19. 12. 1985, BGBl. I S. 2355 ff. geändert. Die 
neuen Vorschriften über den Konzemabschluß und den Kon- 
zemlagebericht sowie über die Offenlegungspflicht sind spä- 
testens auf das nach dem 31. 12. 1989 beginnende Geschäfts- 
jahr anzuwenden. Während der Übergangszeit gelten die 
Bestimmungen des Aktiengesetzes alter Fassung weiter. 
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Rechtsform der Aktiengesellschaft (AG) organisierte 
Unternehmen geltende Publizitätsgesetz (PublG) er- 
hebliche Ausnahmen in bezug auf die Konsolidierung 
von Konzerngesellschaften vorsehen. Diese Ausnah- 
men ergeben sich aus den folgenden Bestimmun- 
gen: 

— Bei abhängigen Gesellschaften von geringerer Be- 
deutung kann gemäß § 329 Abs. 2 AktG a. F. von 
der Konsohdierung abgesehen werden. Dies muß 
geschehen, wenn die betreffenden abhängigen 
Gesellschaften den Aussagewert des Konzemab- 
schlusses beeinträchtigen. 

— Ebenfalls nach § 329 Abs. 2 AktG a. F. können aus- 
ländische Tochtergesellschaften zusätzhch in den 
Konzemabschluß, der damit meistens zu einem 
Weltkonzemabschluß wird, aufgenonunen wer- 
den. 

— Ein Teilkonzemabschluß von inländischen Toch- 
tergesellschaften einer ausländischen Konzem- 
muttergesellschaft, der gemäß § 330 Abs. 2 AktG 
a. F. durch das der Konzemleitung nächststehende 
Unternehmen zu erstellen wäre, kann entfallen, 
wenn der Gesamtkonzernabschluß nach deut- 
schen Vorschriften im Bundesanzeiger veröffent- 
licht wird. 

— Nach § 1 1 Abs. 5 Satz 2 PublG brauchen Personen- 
handelsgesellschaften und Einzelkaufleute keinen 
Konzemabschluß zu erstellen, wenn sich ihr Ge- 
werbebetrieb auf die Vermögensverwaltung be- 
schränkt und sie nicht Aufgaben der Konzemlei- 
tung wahmehmen. 

251 . In den meisten Fällen, in denen aus den oben- 
genannten Gründen die veröffentlichten Geschäfts- 
berichte der Unternehmen und die anderen zur Ver- 
fügung stehenden Quellen nicht ausreichten, um die 
für die Erhebung benötigten Daten zu ermitteln, hat 
die Monopolkommission diese direkt von den Unter- 
nehmen erfragt und bis auf wenige Ausnahmen auch 
erhalten. Insgesamt wurden 82 Unternehmen befragt. 
Für die Unternehmen, die die erbetenen Angaben 
nicht zur Verfügung stellen konnten oder dies mit 
Hinweis auf bereits genügte Pubhzitätspflicht ablehn- 
ten, wurden auf der Grundlage der vorhandenen Da- 
ten Schätzungen vorgenommen. 

252 . Bei einigen Unternehmen im Besitz von Perso- 
nenhandelsgesellschaften und Einzelkaufleuten, für 
die kein Konzemabschluß veröffentlicht werden muß, 
für die jedoch einheitliche Leitung unterstellt werden 
kann, hat die Monopolkommission von einer Befra- 
gung abgesehen. Wenn auch keine ausreichend zu- 
verlässig erscheinenden Schätzungen für solche Un- 
ternehmen vorgenommen werden konnten, hat sie 
auf deren vollständige Erfassung bzw. deren Erfas- 
sung überhaupt verzichtet und die damit verbundene 
Unterschätzung der aggre0erten Konzentration in 
Kauf genommen. 

253 . Bezüghch der Erhebungsmethoden hat sich die 
Monopolkommission gmndsätzlich an die im Vierten 


bis Sechsten Hauptgutachten dargelegten Grund- 
sätze gehalten. Soweit erforderhch wird zu Beginn 
einzelner Abschnitte auf die bei den entsprechenden 
Untersuchungen verwendeten Methoden eingegan- 
gen. 

254 . In erster linie sind für die Erhebung die veröf- 
fentlichten Geschäftsberichte und die im Bundesan- 
zeiger veröffentlichten Jahresabschlüsse der in Frage 
kommenden Unternehmen als Datenquellen benutzt 
worden. Ferner wurden folgende öffentlich zugängli- 
che Quellen herangezogen: 

— Hoppenstedt Verlag, 

— „Handbuch der Aktiengesellschaften", ver- 
schiedene Jahrgänge, 

— „Handbuch der Großunternehmen", verschie- 
dene Jahrgänge, 

— „Konzerne in Schaubildern", einschließlich 
„Konzerne aktuell" (Loseblattsammlung), 

— „ Leitende Männer und Frauen der Wirtschaft " , 
Ausgabe 1987, 

— Luchterhand- Verlag, „Die großen 500" (Loseblatt- 
sammlung), 

— Bayerische Hypotheken- und Wechsel-Bank AG, 
„Wegweiser durch deutsche Unternehmen", 
1986, 

— Glendinning & Lehning, „Die Umsatzkonzentra- 
tion im Lebensmittelhandel", verschiedene Jahr- 
gänge, 

— Hauptverband des Deutschen Lebensmittel-Ein- 
zelhandels e. V. (HVL), „Der Deutsche Lebensmit- 
tel-Einzelhandel im Spiegel der Statistik", 1987. 

In einigen Fällen mußte die Kommission ergänzend 
auch auf Presse Verlautbarungen zurückgreifen. 

Die Untersuchung über die Beteiligung der „100 
Größten" an den dem Bundeskartellamt angezeigten 
Zusammenschlüssen stützt sich auf die der Monopol- 
kommission vom Bundeskartellamt übermittelten mo- 
natlichen „Bekanntmachungen über Zusammen- 
schlüsse nach § 23 GWB". 

Bei der für 1986 durchgeführten Erhebung der Unter- 
nehmensdaten hat sich ergeben, daß in einigen Fällen 
Angaben für 1984, die im Sechsten Hauptgutachten 
erschienen und die aus Vergleichszwecken im jetzi- 
gen Hauptgutachten wieder aufgeführt worden sind, 
wegen Ermittlungs- und Rechenfehlern oder auf- 
grund von notwendig gewordenen Änderungen der 
Schätzverfahren infolge veränderter Datenlage korri- 
giert werden mußten. Auf diese Änderungen wird in 
den Fußnoten der betreffenden Tabellen und — so- 
weit notwendig — auch im Text eingegangen. Außer- 
dem wurden, soweit Angaben in den offiziellen Stati- 
stiken für die vergangenen Jahre revidiert worden 
sind, die gesamtwirtschaftlichen Bezugsgrößen auf 
den neuesten Stand gebracht. Durch keine dieser Kor- 
rekturen wird das Gesamtbild, das im Sechsten 
Hauptgutachten von der aggregierten Konzentration 
gezeichnet wurde, wesentlich geändert. 


95 



Drucksache 1 1/2677 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


2. Die nach dem Geschäftsvolumenmerkmal 
größten Unternehmen 1984 und 1986 in den 
verschiedenen Bereichen 

255. Auf der Basis der unter 1 .2 erläuterten Kriterien 
sind in den Tabellen 1, 2 und 4 bis 6 für die Jahre 1984 
und 1986 die 100 größten Industrieunternehmen, die 
20 größten Handelsunternehmen und jeweils die zehn 
größten Kreditinstitute, Versicherungsgesellschaften 
sowie Verkehrs- und Dienstleistungsuntemehmen 
aufgeführt. In Tabelle 3 sind die nach dem Beschaf- 
fung svolumen fünf größten Einkaufsvereinigungen 
des Handels zusammengestellt. Die wesenthchen 
Veränderungen in den Tabellen zwischen 1984 und 
1986 werden im begleitenden Text kommentiert. Zur 
Beurteilung der längerfristigen Entwicklung in der 
aggregierten Untemehmenskonzentration werden im 
Text auch Angaben über das Geschäftsvolumen der 
jeweils größten Unternehmen in den verschiedenen 
Bereichen für 1978, 1980 und 1982 gemacht. 


2.1 Industrie 

256. Die jeweils 100 größten Industrieunternehmen 
erzielten insgesamt die folgenden Umsätze: 

1978 494 322 Mio. DM, 

1980 622 812 Mio. DM, 

1982 721 916 Mio, DM, 

1984 792 535 Mio. DM, 

1986 790 000 Mio. DM. 

Als gesamtwirtschaftiiche Bezugsbasis dient der Ge- 
samtumsatz aller Unternehmen, die in der Umsatz- 
steuerstatistik als Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes erfaßt sind: 

1978 1 349 736 Mio. DM, 

1980 1 683 494 Mio. DM, 

1982 1 825 841 Mio. DM, 

1984 2 005 949 Mio. DM, 

1986 2 060 662 Mio. DM. 

257. Aus diesen Zeitreihen können die Verände- 
rungsraten für die Umsätze der 100 größten Industrie- 
unternehmen errechnet werden. Entsprechende An- 
gaben für das Produzierende Gewerbe insgesamt 
werden zum Vergleich in Klammem angegeben: 

1978/80 26,0% (24,7%), 

1980/82 15,9% ( 8,5%), 

1982/84 9,8% ( 9,9%), 

1984/86 - 0,3% ( 2,7%). 

Für den Anteil der jeweils 100 größten Industrieunter- 
nehmen an allen Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes ergeben sich folgende Werte: 


1978 

36,6%, 

1980 

37,0%, 

1982 

39,5%, 

1984 

39,5%, 

1986 

38,3%. 


Die Anteilsnündemng zwischen 1984 und 1986 ist 
hauptsächhch darauf zurückzuführen, daß Wirt- 
schaftszweige nüt außergewöhnhchen Preissenkun- 
gen in diesem Zeitraum, wie z. B. die Elektrizitäts- 
und Gasversorgung, die Chemische Industrie sowie 
insbesondere die Mineralölverarbeitung, überpropor- 
tional unter den 100 größten Industrieunternehmen 
vertreten sind. 

258. In der Zusammensetzung des Kreises der 100 
größten Industrieunternehmen haben sich zwischen 
1984 und 1986 folgende Ändemngen ergeben. 

Ausgeschieden sind (Rang 1984 in Klammem): 


1. AEG Aktiengesellschaft (30) 

2. Bremer Vulkan AG (59) 

3. MTU Motoren- und Turbinen-Union 

München GmbH (79) 

4. Deutsche Airbus GmbH (90) 

5. Thyssengas GmbH (95) 

6. Bilfinger + Berger Bau-AG (97) 

7. Deutsche Marathon Petroleum GmbH (98). 


Die Unternehmen Bremer Vulkan AG, Deutsche Air- 
bus GmbH, Thyssengas GmbH, Bilfinger + Berger 
Bau-AG und Deutsche Marathon Petroleum GmbH 
sind aufgmnd von Umsatz einbußen ausgeschieden. 
Sie haben zwischen 1984 und 1986 Umsatz verände- 
rungsraten zwischen —74,4% und —12,9% reaUsiert, 
Der außerordentlich hohe Umsatzrückgang bei der 
Bremer Vulkan um 74,4 % ist auf im Jahr 1984 abge- 
rechnete Fregatten zurückzuführen, die teilweise be- 
reits in früheren Geschäftsjahren abgehefert worden 
waren. 

Die zwei übrigen Gesellschaften sind aufgrund der 
Übernahme durch die Daimler-Benz AG aus dem 
Kreis der 100 größten Industrieunternehmen ausge- 
schieden. Die MTU Motoren- und Turbinen-Union 
München GmbH wurde im Jahr 1985 übernommen; 
die Mehrheitsbeteüigung an der AEG Aktiengesell- 
schaft erfolgte 1986. 

259. In den Kreis der 1 00 größten Industrieunterneh- 
men neu eingetreten sind (Rang in Klammem): 


1. Procter & Gamble GmbH (86) 

2. Tchibo Frisch-Röst-Kaffee AG (89) 

3. Liebherr-Holding GmbH (92) 

4. Diehl GmbH & Co. (93) 

5. Iveco Magirus AG (96) 

6. Stuttgarter Versorgungs- und Verkehrs- 
gesellschaft mbH (99) 

7. FIAT Automobü AG (100). 


Diese Unternehmen sind infolge überdurchschnittli- 
chen Umsatzwachstums in den Kreis der 100 größten 
Industrieunternehmen eingetreten. Sie haben zwi- 
schen 1984 und 1986 Zuwachsraten zwischen 29,0% 
und 4,0% erzielt. 


96 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


Tabelle 1 


Die 100 größten Industrieunternehmen 1984 und 1986 


Rang 

Firma 

Wirtschafts- 

Umsatz (Mio. DM) 3) 

Erläute- 

1986 

1984 

zweig 2) 

1986 

1984 

Hingen 4) 

1 

4 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 248, 
250 

51 743 

32 079 


2 

2 

Volkswagen AG 

244 

42 915 

34 783 


3 

1 

VEBAAG 

101, 200, 205, 
40/41 

36 150 

44 330 


4 

3 

Siemens AG 

243, ^ 

35 352 

34 333 

9 

5 

6 

Rheinisch-Westfälisches Elektrizitäts- 
werk AG 

101 

28 789 

26 759 

6 

6 

5 

BASF AG 

200 

28 719 

30 860 


7 

7 

Thyssen AG 

230-232, 240, 
242, 245, 246 

26 269 

25 373 

9 

8 

11 

Bayer AG 

200 

21810 

21 144 


9 

9 

Ruhrkohle AG 

101, 110, 200 

20 450 

22 415 


10 

13 

Hoechst AG 

200 

19 360 

19 806 


11 

8 

Deutsche Shell AG 

116, 205, 40/41 

17 623 

22 771 

E 

12 

16 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, 2 ^ 

17 440 

14 381 


13 

19 

Ford-Werke AG 

244 

16 682 

12 785 

E 

14 

17 

Bayerische Motoren Werke AG 

244 

15 559 

13 428 


15 

10 

ESSO AG 

116, 205, 40/41 

15 347 

21 250 

TK 

16 

18 

Adam Opel AG 

244 

14 838 

12 880 

E 

17 

14 

Fried, Krupp GmbH 

230-232, 240, 
242, 246, 40/41 

14 760 

17 064 


18 

15 

Ruhrgas AG 

103 

13 747 

15 321 


19 

12 

Deutsche BP AG 

116, 205, 40/41 

13 683 

21 077 

1 TK 

20 

20 

Mannesmann AG 

230-232, 242, 
40/41 

13 663 

12 217 


21 

22 

MANAGE) 

233, 240, 242, 
244, 40/41 

12 381 

11 094 

6 

22 

21 

IBM Deutschland GmbH 

243 

12 023 

11 277 

TK 

23 

25 

MetallgeseUschaft AG 

233, 40/41 

9 751 

10 491 

9 

24 

27 

Degussa AG 

1 200, 210, 233, 
238, 40/41 

9 326 

9 552 

9 

25 

24 

Feldmühle Nobel AG 

200, 230-232, 
242, 264 

8 798 

10 516 


26 

29 

Salzgitter AG 

230-232, 240, 
246, 40/41 

8 640 

9 427 

9 

27 

32 

Allgemeine Deutsche Philips Industrie 
GmbH 

250 

8 568 

7 962 

4, TK 

28 

31 

BATIG Gesellschaft für Beteiligungen 
mbH 

210, 299, 43 

8 295 

7 992 


29 

28 

Deutsche Unilever GmbH 

200, 28/29 

7 536 

9 466 

TK 

30 

33 

Hoesch AG 

230-232, 237, 
238, 40/41 

7 372 

7 251 


31 

26 

Deutsche Texaco AG 

116, 205, 40/41 

7 337 

10 097 

TK 
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noch Tabelle 1 


Rang 

Firma 

Wirt Schafts- 

Umsatz (Mio. DM) 3) 

Erläute- 

1986 

1984 

zweig 2) 

1986 

1984 

Ringen 4) 

32 

23 

MobüOÜAG 

116, 205, 
40/41, 43 

6 760 

10 886 

E 

33 

45 

Brown, Boveri & Cie AG 

250 

6 337 

4 683 

TK 

34 

36 

Panavia Aircraft GmbH 

248 

6 158 

6 109 

E 

35 

37 

Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen 
AG 

101, 103, 105 

6 018 

5 897 


36 

34 

Saarbergwerke AG 

HO 

5 999 

6 964 


37 

35 

Reemtsma Cigarettenfabriken GmbH . . 

293, ^ 

5 862 

6 115 


38 

38 

Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH . . 

248 

5 635 

5 719 


39 

39 

Bayemwerk AG 

101 

5 612 

5 226 

9 

40 

47 

Standard Elektrik Lorenz AG 

242, ^ 

5 275 

4 492 

TK 

41 

41 

VIAG Aktiengesellschaft 10) 

101, 200, 233 

4 935 

5 045 


42 

51 

Philip Morris GmbH 

299 

4 867 

3 596 

E 

43 

52 

Nestle-Gruppe Deutschland GmbH .... 

28/29 

4 763 

3 465 

TK 

44 

42 

Henkel KGaA 

200 

4 604 

4 819 


45 

49 

Philipp Holzmann AG 

30 

4 513 

3 871 


46 

48 

Klöckner-Werke AG 

230-232, 237, 
238, 242 

4 490 

4 415 

9 

47 

40 

Deutsche Babcock AG 

240, 241, ^ 

4 365 

5 192 

9 

48 

44 

Preussag AG 

110, 116, 200, 
233 

4 249 

4^ 

)98 


49 

46 

Hochtief AG 

30 

4 214 

4^ 

Uo 


50 

54 

Continental Gununi-Werke AG 

213 

3 916 

3 219 


51 

55 

Bosch- Siemens Hausgeräte GmbH 

250 

3 837 

3 206 


52 

57 

Zahnradfabrik Friedrichshafen AG .... 

242, 244 

3 793 

3 115 


53 

73 

Nixdorf Computer AG 

243 

3 723 

2 493 


54 

72 

Porsche AG 

244 

3 568 

2 494 

7 

55 

43 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

240, 242, 

244, 248 

3 546 

4 759 


56 

61 

m Gesellschaft für Beteiligungen mbH 

242, 244, 40/41 

3 533 

2 856 

TK 

57 

50 

Saarstahl Völklingen GmbHH) 

230-232 

3 390 

3 737 


58 

58 

Compagnie de Saint-Gobain (Deutsche 
Gruppe) 

227, 234 

3 213 

2 993 

GD 

59 

62 

Energie- Versorgung Schwaben AG .... 

101 

3 088 

2 795 


60 

70 

Carl-Zeiss-Stiftung 

250, 252 

3 020 

2 546 

9 

61 

53 

Oetker-Gruppe 

28/29 

2 992 

3 318 


62 

67 

Linde AG 

242 

2 930 

2 602 


63 

63 

W.C. Heraeus GmbH 

200, 233, 252 

2 888 

2 783 


64 

65 

Enka AG 

200 

2 809 

2 682 

TK 

65 

60 

Deutsche AG für Unterhaltungselectronic 
oHG 

250 

2 770 

2 863 

TK 

66 

81 

Rheinmetall Berlin AG 

242, 244, 252 

2 755 

2 389 


67 

68 

Jacobs Suchard AG 

287, 296 

2 700 

2 600 

GD 

68 

77 

Badenwerk AG 

101 

2 601 

2 440 

E 

69 

87 

FAG Kugelfischer Georg Schäfer KGaA 

242, 244 

2 584 

2 

127 
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noch Tabelle 1 


Rang 


Wirtschafts- 

Umsatz (Mio. DM) 3) 

Erläute- 

1986 

1984 

Firma 

zweig 2) 

1986 

1984 

Ringen 4) 

70 

76 

Schering AG 

200 

2 554 

2 460 


71 

71 

Wacker-Chemie GmbH 

200 

2 496 

2 522 


72 

100 

Grundig AG 

243, ^ 

2 463 

1 851 

3, TK 

73 

69 

Hamburgische Electricitäts-Werke AG . 

101, 105 

2 463 

2 563 


74 

88 

Hewlett-Packard GmbH 

250 

2 462 

2 118 

10, E 

75 

82 

Aktiengesellschaft der Dillinger Hütten- 
werke 

230-232 

2 462 

2 327 

E 

76 

74 

Stadtwerke München 

101, 103, 105, 
107, 51 

2 439 

2 491 

E 

77 

84 

DuPont de Nemours (Deutschland) 

GmbH 

200 

2 434 

2 284 

E 

78 

89 

Berliner Kraft- und Licht (Bewag) -AG . . 

101, 105 

. 2412 

2 104 

6, E 

79 

83 

Alusuisse Deutschland GmbH i2) 

200, 222, 233 

2 390 

2 309 

TK 

80 

75 

Rothmans Deutschland GmbH i^) 

299 

2 291 

2 474 

TK 

81 

78 

Deutsche ICI GmbH 

200, 40/41 

2 263 

2 423 

6, E 

82 

99 

Freudenberg & Co 

210 

2 213 

1 889 


83 

92 

Michelin Reifenwerke KGaA 

213 

2 192 

2 053 

E 

84 

85 

R. J. Reynolds Tobacco GmbH 

299 

2 169 

2 260 

TK 

85 

66 

AGIP Deutschland AG 

205, 40/41, 43 

2 079 

2 641 

TK 

86 

— 

Procter & Gamble GmbH 

200 

2 062 

— 

6, E 

87 

86 

Strabag Bau-AG 

30 

2 052 

2 234 


88 

91 

PWA Papierwerke Waldhof-Aschaffen- 
burg AG 

264 

2 046 

2 059 


89 

— 

Tchibo Frisch-Röst-Kaffee AG 

296 

2 002 

— 

E 

90 

80 

Norddeutsche Affinerie AG 

233 

1 977 

2 393 

9, E 

91 

96 

Gasversorgung Süddeutschland GmbH . 

103, 516 

1 975 

1 931 

9, E 

92 

— 

liebherr-Holding GmbH 

242, 248 

1 949 

— 


93 

— 

Diehl GmbH & Co 

233, 242, 250, 
254, 256 

1 938 




94 

93 

Energieversorgung Weser-Ems AG .... 

101, 103 

1 931 

2 002 

E 

95 

56 

EC Erdölchemie GmbH 

205 

1 925 

3 127 

3, E 

96 

— 

Iveco Magirus AG 

244 

1 859 

— 

E 

97 

64 

Rheinische Olefinwerke GmbH 

200 

1 833 

2 726 

E 

98 

94 

Eschweiler Bergwerks- Verein AG 

110, 230-232 

1 825 

1 946 

TK 

99 

— 

Stuttgarter Versorgungs- und Verkehrs- 
gesellschaft mbH 

100, 51 

1 808 




100 

— 

FIAT Automobil AG 

244 

1 798 

— 


— 

30 

AEG Aktiengesellschaft i^) 

242, ^ 

— 

9 232 


— 

59 

Bremer Vulkan AG 

242, 246 

— 

2 961 


— 

79 

MTU Motoren- und Turbinen-Union 
München GmbH 

242, 246, 247, 
248 



2 401 


— 

90 

Deutsche Airbus GmbH 

248 

— 

2 064 

E 

— 

95 

Thyssengas GmbH 

103, 516 

— 

1 938 

E 

— 

97 

Bilfinger + Berger Bau- AG 

30 

— 

1 915 
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noch Tabelle 1 


Rang 

Firma 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Umsatz (Mio. DM) 3) 

Erläute- 

rungen'*) 


1984 

1986 

1984 

— 

98 

Deutsche Marathon Petroleum GmbH . . 

205, 40/41 

— 

1 907 

E 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in dem Jahr 
nicht unter den hundert größten Industrieunternehmen. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. 

2) Wenn nicht anders vermerkt, konsolidierter Umsatz der inländischen Konzemgesellschaften. 

Falls das Geschäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr übereinstimmt, wird der Bilanzierungsmonat durch eine entsprechende Zahl 
angezeigt. Die Daten des in 1986 abgeschlossenen Geschäftsjahres werden zugrunde gelegt, wenn der Bilanzstichtag in die Zeit 
vom 30. Juni bis zum 31. Dezember fällt, sonst die des in 1987 abgeschlossenen Geschäftsjahres, 

Bedeutung der sonst verwendeten Abkürzungen: 

E = Einzelabschluß 

GD = Umsätze der deutschen Gruppe 

TK = Konsolidierte Umsätze des inländischen Teilkonzems. 

Im Gegensatz zu 1984 mußte der Umsatz der Daimler- Benz AG im Berichtsjahr geschätzt werden. Dabei wurde auf das Ver- 
hältnis der Umsatzerlöse des inländischen Konzerns zum Umsatz des Weltkonzems in den vergangenen vier Berichtsperioden 
(1978, 1980, 1982, 1984) abgesteUt. Für die Schätzung der Außenumsatzerlöse des inländischen Konzerns der Daimler-Benz AG 
im Jahr 1986 wurde der Mittelwert aus den vier Relationen in Höhe von 0,79 zugmnde gelegt. Führte man dieselbe Schätzung 
auf der Basis der kleinsten Verhältniszahl von 0,74 (in 1984) durch, so würde die Daimler-Benz AG mit 48 295 Mio. DM 
unverändert Rang 1 einnehmen. Die Annahme einer Relation unter 0,74 scheint unter Berücksichtigung der gegenüber 1984 
neu hinzugekommenen Tochtergesellschaften (AEG AG, MTU GmbH, Donner GmbH) unrealistisch, da diese ausnahmslos 
höhere Quoten aufweisen. Ohne die Eliminierung von Innenumsätzen beläuft sich der Umsatz des Inlandskonzems in 1986 auf 
ca. 55 Mrd. DM. 

6) In 1984 Volkswagen werk AG. 

In 1984 Gutehoffnungshütte Aktienverein AG. Die MAN AG resultiert aus der Verschmelzung der M.A.N. Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg Aktiengesellschaft auf die Gutehoffnungshütte Aktienverein AG im Jahr 1985. 

®) Nachfolgegesellschaft der Friedrich Fhck Industrieverwaltung KGaA. 

^) Im Sechsten Hauptgutachten war der Umsatz für 1984 irrtümlich mit 11 097 Mio. DM angegeben. 

10) Während der Umsatz für 1984 noch geschätzt werden mußte, konnte dieser für 1986 auf der Gmndlage von Untemehmens- 
angaben exakt ermittelt werden. 

11) In 1984 ARBED Saarstahl GmbH. 

12) Die Alusuisse Deutschland GmbH ist eine Tochtergesellschaft der Schweizerischen Aluminium AG und veröffentlicht seit 1984 
einen Teükonzemabschluß. Im Sechsten Hauptgutachten blieb die Alusuisse Deutschland GmbH in Tabelle 1 versehenthch 
unberücksichtigt. Dadurch haben sich gegenüber dem Sechsten Hauptgutachten in der Rangfolge der hundert größten Indu- 
strieunternehmen im Jahr 1984 Ändemngen ergeben. Alle Unternehmen ab dem ehemals 83. Rang in der liste von 1984 
(beginnend mit DuPont de Nemours [Deutschland] GmbH) rücken um eine Position nach hinten. Die Alcan Aluminiumwerke 
GmbH (im Sechsten Hauptgutachten Rang 100) gehört daher nicht zum Kreis der hundert größten Industrieunternehmen im 
Jahr 1984. Statt dessen steht die Grundig AG 1984 auf Rang 100. 

12) In 1984 Brinkmann Holding GmbH. Im Teükonzemabschluß der Rothmans Deutschland GmbH sind die Martin Brinkmann AG, 
die Bremer Assekuranz GmbH und die Bremer Frachten GmbH konsotidiert. 

14) In 1984 AEG-Telefunken AG. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


2.2 Handel 

260. In Tabelle 2 sind die 20 größten Konzerne mit 
einem Tätigkeitsschwerpunkt im Handel auf geführt. 
Unberücksichtigt bleiben dabei Handelsunterneh- 
men, die mehrheiüiche Tochtergesellschaften größe- 
rer Industriekonzeme sind und von diesen konsoli- 
diert werden (z. B. Thyssen Handelsunion), weil die 
Umsätze dieser Handelsunternehmen bereits in den 
Umsätzen der entsprechenden Industrieunternehmen 
in Tabelle 1 berücksichtigt sind. 


261. Die jeweils 20 größten Handelsunternehmen 
haben insgesamt folgende Umsätze erzielt: 

1978 100 502 Mio. DM, 

1980 114 518 Mio. DM, 

1982 128 250 Mio. DM, 

1984 135 406 Mio. DM, 

1986 131 253 Mio. DM. 

Im Vergleich dazu betrug der Gesamtumsatz des Han- 
dels gemäß Umsatzsteuerstatistik; 


1978 907 164 Mio. DM, 

1980 1 068 704 Mio. DM, 
1982 1 135 569 Mio. DM, 

1984 1 239 886 Mio. DM, 

1986 1 289 590 Mio. DM. 


262. Danach betrug die Umsatzveränderungsrate 
der jeweils 20 größten Handelsunternehmen bzw. 
analog dazu aller Unternehmen, die in der Umsatz- 
steuerstatistik unter Handel erfaßt sind (Wert in Klam- 
mem): 


1978/80 13,9% (17,8%), 

1980/82 12,0% (6,3%), 

1982/84 5,6% (9,2%), 

1984/86 - 3,1% (4,0%). 


Gemessen an allen Handelsunternehmen erzielten 
die jeweils 20 größten Handelsunternehmen folgen- 
den Umsatzanteil: 


1978 

11,1%, 

1980 

10,7%, 

1982 

11,3%, 

1984 

10,9%, 

1986 

10,2%. 


100 











Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


Tabelle 2 


Die zwanzig größten Handelsunternehmen 1984 und 1986 1) 


Rang 

Firma 

Wirtschafts- 

Umsatz (Mio. DM) 3) 

Erläute- 

1986 

1984 

zweig 2) 

1986 

1984 

rungen^) 

1 

6 

REWE Handelsgesellschaft Leibbrand oHG 

43 

11 992 

9 784 


2 

4 

Karstadt AG 

43 

11 135 

10 786 


3 

1 

Aral AG 

43 

11 008 

13 418 

TK 

4 

5 

CO op AG 

43 

10 080 

10 339 


5 

3 

Klöckner & Co. KGaA 

40/41 

9 535 

10 793 


6 

2 

Alfred C. Toepfer International GmbH . 

40/41 

8 252 

10 818 

11 

7 

7 

Kanfhof AG 

43 

8211 

7 538 


8 

9 

EDEKA-Zentrale AG 

40/41 

6 8155) 

5711 


9 

11 

C. &A. Brenninkmeyer 

43 

6 315 

5 599 

E 

10 

13 

Gustav Schickedanz KG 
- Großversandhaus Quelle -®) 

43 

5 518 

5 377 

1, E 

11 

12 

BayWa AG 

40/41, 43 

5 074 

5 587 


12 

14 

Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH . . . 

43 

4 922 

5 076 


13 

16 

Otto Versand GmbH & Co 

43 

4 812 

3 864 

2 

14 

17 

Plus Warenhandelsgesellschaft mbH & Co. 
OHG 7) 

43 

4 561 

3 828 

6 

15 

19 

Adolf Schaper 

40/41,43 

4 154 

3 572 

9 

16 

15 

Otto Wolff AG 

40/41 

3 997 

4 083 


17 

10 

Franz Haniel & Cie GmbH 

40/41 

3 933 

5 700 


18 

— 

Bernhard Rothfos AG 

40/41 

3 686 

— 

E 

19 

— 

Spar Handels-Aktiengesellschaft Ham- 
burg-Düsseldorf-München 

40/41, 43 

3 630 




20 

— 

Wilh. Werhahn 

40/41, 43 

3 623 

— 


— 

8 

Stumm GmbH - Mabanaf t- Gruppe ß) . . . 

40/41 

— 

6 170 


— 

18 

Conoco Mineralöl GmbH 

43 

— 

3 822 

E 

— 

20 

Tengelmann Unternehmensbereich .... 

43 

— 

3 541 

6 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in dem Jahr 
nicht unter den zwanzig größten Handelsunternehmen. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. 

3) Wenn nicht anders vermerkt, konsolidierter Umsatz der inländischen Konzemgesellschaften. 

3) Falls das Geschäftsjahr mit dem Kalenderjahr nicht übereinstimmt, wird der Büanzienmgsmonat durch eine entsprechende Zahl 
angezeigt. Die Daten des in 1986 abgeschlossenen Geschäftsjahres wurden zugrunde gelegt, wenn der Bilanzstichtag in die Zeit 
vom 30. Juni bis zum 31. Dezember fällt, sonst die des in 1987 abgeschlossenen Geschäftsjahres. 

Bedeutung der sonst verwendeten Abkürzungen: 

E = Einzelabschluß 

TK = KonsoÜdierte Umsätze des inländischen Teilkonzems. 

Hierin sind auch die Umsatzerlöse von zwei ausländischen Konzemgesellschaften enthalten. Der Einfluß auf den Gesamtumsatz 
ist jedoch vemachlässigbar gering. 

6) Dieses Unternehmen stellt ledighch einen Teil, allerdings den überwiegenden, der Gustav und Grete Schickedanz Holding KG 
dar. Die Zahlen für den gesamten Inlandsbereich der Holding konnten nicht ermittelt werden. 

2) Die Plus Warenhandelsgesellschaft mbH & Co. OHG stellt ledighch einen Teil der gesamten Ten gelmann- Gmppe dar. Die 
Gruppe, für die kein konsoüdierter Abschluß erstellt wird, hatte geschätzte Umsätze von 10,8 Mrd. DM in 1984 \md 12,7 Mrd. DM 
in 1986. Vgl. auch Tz. 264. 

8) Seit 1987 Marquard & Bahls GmbH. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Die Verringerung des Anteils um 0,7 Prozentpunkte 
zwischen 1984 und 1986 beruht größtenteils darauf, 
daß unter den 20 größten Handelsunternehmen sol- 
che überdurchschnittlich vertreten sind, die überwie- 
gend mit Mineralölprodukten handeln. Auf diese 
Weise hat sich der außerordentliche Preisverfall im 
Mineralölbereich auf die Umsatzentwicklung der 
„20 Größten" stärker ausgewirkt als auf die aller Han- 
delsunternehmen. 

263 . In der Zusammensetzung des Kreises der 
20 größten Handelsunternehmen ergaben sich von 
1984 bis 1986 folgenden Änderungen. 

Ausgeschieden sind (Rang 1984 in Klammem): 


1. Stumm GmbH — Mabanaft-Gmppe (8) 

2. Conoco Mineralöl GmbH (18) 

3. Tengelmann Untemehmensbereich (20). 

Neu eingetreten sind (Rang in Klammem): 

1. Bernhard Rothfos AG (18) 

2. Spar Handels-Aktiengesellschaft 

Hamburg-Düsseldorf -München ( 1 9) 

3. Wüh. Werhahn (20). 


Die Unternehmen Stumm GmbH — Mabanaft- 
Gmppe und Conoco Mineralöl GmbH sind aufgmnd 
von überdurchschnittlichen Umsatzeinbußen 
(—54,0% und —21,1 %) ausgeschieden. Primär hat da- 
bei der starke Mineralölpreisverfall eine Rolle ge- 
spielt, der nicht zuletzt auch zu einer negativen Um- 
satzverändemngsrate der 20 größten Handelsunter- 
nehmen insgesamt beigetragen hat. Für den Unter- 
nehmensbereich Tengelmann, der lediglich einen 
Teil der gesamten Tengelmann- Gruppe darstellt, 
werden seit 1986 keine konsolidierten Zahlen mehr 
veröffentlicht. Im Jahresabschluß des Jahres 1984 wa- 
ren die Unternehmen Tengelmann Warenhandelsge- 
sellschaft, Emil Tengelmann und Hamburger Waren- 
Kontor GmbH konsolidiert. 

Die Unternehmen Bernhard Rothfos AG und Wilh. 
Werhahn sind infolge überdurchschnittlichen Um- 
satzwachstums zwischen 1984 und 1986 in Höhe von 
36,9 % und 7,2 % neu in den Kreis der 20 größten Han- 
delsunternehmen eingetreten. Die Spar Handels- 
Aktiengesellschaft Hamburg-Düsseldorf- München 
wurde 1985 durch den Zusammenschluß der drei 
selbständigen Unternehmen Pfeiffer & Schmidt, Karl 
Koch & Sohn und Kehrer & Weber gegründet. 

264 . In Tabelle 2 sind die 20 größten Handelsunter- 
nehmen insofern nicht vollständig erfaßt, als in ihr 
einige große Firmengruppen, die als unter einer ein- 
heitlichen Leitung befindend angesehen werden, gar 
nicht oder nur teilweise erfaßt werden konnten. Es 
handelt sich hierbei um die Firmengruppen Aldi, 
Metro und Tengelmann.^) Gemäß Schätzungen haben 
diese Unternehmen in 1986 folgende Umsätze er- 
zielt: 


Vgl. in diesem Zusammenhang die methodischen Vorbemer- 
kungen in Tz. 252. 


— Aldi-Gruppe 18,5 Mrd. DM, 

— Tengelmann-Gruppe 12,7 Mrd. DM, 

— Metro-Gruppe 7,7 Mrd. DM. 

265 . Neben den unter einer einheitlichen Leitung 
stehenden Großunternehmen sind Einkaufsvereini- 
gungen eine weitere Form der Konzentrationserschei- 
nungen im Handel. Um einen Vergleich mit der Um- 
satzentwicklung dieser Großunternehmen zu ermög- 
lichen, werden in Tabelle 3 die nach dem Besch^- 
fungsvolumen der Zentralen fünf bedeutendsten Ein- 
kauf szusammenschlüsse, die alle hauptsächlich im 
Lebensmittelhandel tätig sind, für die Jahre 1984 und 
1986 dargestellt. 

266 . Festzuhalten ist zunächst, daß sich die Ein- 
kauf svereinigungen nicht nur bezüglich ihrer Organi- 
sationsstrukturen, sondern auch in den Beziehungen 
zu ihren Mitgliedern erheblich unterscheiden®) und 
daß in einigen Umsatz angab en der Tabelle 3 Kon- 
zemumsätze von in Tabelle 2 auf geführten Unterneh- 
men mitenthalten sind, weil sie den aufgeführten Ein- 
kauf svereinigungen zugehören. Die co op AG ist ein 
Unternehmen der co op- Gruppe und die EDEKA- Zen- 
trale AG ist die Zentrale der EDEKA-Gruppe. Die 
REWE Handelsgesellschaft Leibbrand oHG, ein Ver- 
bunduntemehmen der REWE -Zentrale AG, gehört 
zur REWE-Gruppe,^) bezieht aber Waren bei der EKF, 
die in Teilbereichen über Gedelfi abrechnet. Die Kar- 
stadt AG ist seit 1986 Mitglied der Gedelfi. Die Hertie 
Waren- und Kaufhaus GmbH ist bei Für Sie organi- 
siert, wobei Für Sie in den Bereichen Zentraleinkauf 
und Verrechnung mit REWE kooperiert,®) während 
die Kaufhof AG und Teilbereiche der Konzerne Scha- 
per und Werhahn der Selex -I- Tania-Gruppe angehö- 
ren. 

267 . Die Entwicklung des Einzelhandelsumsatzes 
der REWE- Gruppe resultiert aus dem Wechsel der 
Asko AG zur EDEKA-Gruppe in 1985. Jedoch wurde 
dies durch das positive Ergebnis des Hauptumsatzträ- 
gers, der REWE-Handelsgesellschaft Leibbrand oHG, 
wieder auf gefangen, so daß der Einzelhandelsumsatz 
gegenüber 1984 nur unwesentlich zurückging. Auch 
der Einzelhandelsumsatz der Untemehmensgruppe 
co op blieb nahezu auf dem Niveau von 1984. Der 
Rückgang bei der EDEKA-Gruppe beruht ausschließ- 
lich auf Änderungen in der Berechnungsmethode.®) 
Im Gegensatz zu der Stagnation beim Einzelhandels- 
umsatz, weisen die Zentralen hinsichtlich des Be- 
schaffungsvolumens ein Wachstum zwischen 3,0% 
und 32,2% (Selex + Tania von 1984 auf 1985) auf. 
Dies läßt auf ein Andauem des Konzentrationsprozes- 
ses im Beschaffungsbereich schließen. 


Vgl. hierzu Monopolkommission, Die Konzentration im Le- 
bensmittelhandel, Sondergutachten 14, Baden-Baden 1985. 
Vgl. Fn. 2 zu Tabelle 3. 

8) Vgl. Fn. 3 zu Tabelle 3. 

9) Vgl. Fn. 4 zu Tabelle 3. 
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Tabelle 3 

Die nach dem Beschaffungsvolumen der Zentralen fünf größten Einkaufszusammenschlüsse 

1984 und 1986 


Name 

Jahr 

Beschaff imgsvolumen 
der Zentrale i) 
und dessen 
Wachstumsrate 

Großhandelsumsatz 
und dessen 
Wachstumsrate 

Außenumsatz 
der gesamten 
Gruppe im Einzel- 
und Großhandel 
und dessen 
Wachstumsrate 

REWE 

1986 

12,2 Mrd. DM 

6,8 Mrd. DM2) 

23,4 Mrd. DM 3) 


1984 

11,8 Mrd. DM 

5,9 Mrd. DM2) 

23,5 Mrd. DM 3) 



3,4 % 

14,4% 

-0,2% 

EDEKA 

1986 

11,2 Mrd. DM 

14,7 Mrd. DM 

20,6 Mrd. DM 4) 


1984 

10,9 Mrd. DM 

14,4 Mrd. DM 

21,2 Mrd. DM 



3,0% 

2,4 % 

-2,8 % 

CO op-Gmppe 

1986 

8,1 Mrd. DM5) 


14,1 Mrd. DM 


1984 

7,4 Mrd. DM5) 


14,2 Mrd. DM 



8,6% 


-0,3% 

Gedeih 

1986 

8,0 Mrd. DM 




1984 

7,2 Mrd. DM 

«) 

e) 



11,0% 



Selex+Tania’^) 

19858) 

11,5 Mrd. DM 


«) 


1984 

8,7 Mrd. DM 

8,4 Mrd. DM 

35,4 Mrd. DM 



32,2 % 




Der hier verwendete Begriff „Beschaffungsvolumen" bezeichnet in etwa vergleichbare Sachverhalte, die in den Berichten der 
Zentralen wie folgt benannt werden: 

REWE: Umsatz der Zentralen (Zentralreguliemngsumsatz) 

EDEKA: betriebswirtschaftlicher Umsatz der Zentrale einschließlich Tochterfirmen 

Selex +Tania; Verrechnungsumsatz der Zentrale (Inkasso- und Delkrederevolumen der Zentrale) 

CO op- Gruppe: zentrale Beschaffung 

Gedeih: Vertragsumsatz plus Eigengeschäft der Zentrale. 

2) Ohne REWE Handelsgesellschaft Leibbrand oHG und Für Sie. 

3) Einschließlich Stüssgen, Kaiser & Kellermann und Hertie-Lebensmittelabteilungen. 

4) Ein Vergleich mit 1984 ist infolge geänderter Erhebungs- und Berechnungsmethoden bei der EDEKA-Zentrale AG nur bedingt 
möglich. Im Gegensatz zu 1984 sind in den Angaben für 1986 Umsätze von denjenigen Unternehmen nicht mehr enthalten, die 
bei EDEKA Großhandelsbetrieben kaufen oder über die EDEKA-Zentrale AG verrechnen, ohne selbst zur EDEKA- Gruppe zu 
gehören. 

Enthält Umsätze aus der Produktion von Herstellerbetrieben der coop AG. 

Nicht bekaimt. 

2) Die Selex -I-Tania AG hat zum Jahresende 1987 ihren Geschäftsbetrieb eingestellt. Rechtsnachfolgerin ist die Markant Handels- 
und Industriewaren-Vermittlungs AG, Pfäffikon (Schweiz). 

8) Über die Selex -I-Tarüa- Gruppe wurden für 1986 keine Werte mitgeteilt. Lediglich für das Jahr 1985 waren Angaben über den 
Verrechnungsumsatz der Zentrale zu ermitteln. Eine eindeutige Rangzuordnung der Selex -I-Tania für 1986 ist daher nicht 
möglich. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


2.3 Kreditgewerbe 

268. Die jeweils zehn größten Kreditinstitute wiesen 
insgesamt am Bilanzstichtag folgende Bilanzsumme 
aus: 

1978 754,8 Mrd. DM, 

1980 883,2 Mrd. DM, 

1982 993,0 Mrd. DM, 

1984 1 161,6 Mrd. DM, 

1986 1 336,6 Mrd. DM. 


Die Bilanzsumme aller Kreditinstitute, die von der 
Deutschen Bundesbank ermittelt wird, betrug jeweils 
am Jahresende: 

1978 2 024,7 Mrd. DM, 

1980 2 391,6 Mrd. DM, 

1982 2 772,1 Mrd. DM, 

1984 3 173,9 Mrd. DM, 

1986 3 651,0 Mrd. DM. 

269. Dies entspricht einem Wachstum der zehn größ- 
ten Kreditinstitute bzw. aller Kreditinstitute (in Klam- 
mem) von: 
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Tabelle 4 


Die zehn gröfiten Kreditinstitute 1984 und 1986 


Rang 

Firma 

Bilanzsumme 1) (Mrd. DM) 

Erläute- 

1986 

1984 

1986 

1984 

Ringen 2) 

1 

1 

Deutsche Bank AG 

243,3 

219,2 


2 

2 

Dresdner Bank AG 

179,1 

153,3 


3 

3 

Westdeutsche Landesbank Girozentrale . . . 

136,0 

129,2 


4 

4 

Bayerische Vereinsbank AG 

132,6 

118,0 


5 

6 

Commerzbank AG 

127,9 

102,8 


6 

5 

Bayerische Landesbank Girozentrale 

115,5 

104,8 


7 

7 

Bayerische Hypotheken- und 

Wechsel-Bank AG 

113,3 

97,6 


8 

10 

DG Bank 

Deutsche Genossenschaftsbank 

103,9 

75,6 


9 

9 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 

93,6 

78,5 

E 

10 

8 

Norddeutsche Landesbank Girozentrale . . . 

91,4 

82,6 



1) Wenn nicht anders vermerkt, konsolidierte Bilanzsumme der inländischen Konzerngesellschaften. 

2) Bedeutung der verwendeten Abkürzung: 

E = Einzelabschluß. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


1978/80 17,0% (18,1%), 

1980/82 12,4% (15,9%), 

1982/84 17,0% (14,5%), 

1984/86 15,1% (15,0%). 

Der Anteil der zehn größten Kreditinstitute betrug: 

1978 37,3%, 

1980 36,9%, 

1982 35,8%, 

1984 36,6%, 

1986 36,6%. 

In der Zusammensetzung des Kreises der zehn größ- 
ten Kreditinstitute hat es von 1984 auf 1986 keine Ver- 
änderung gegeben. Ledighch die DG Bank Deutsche 
Genossenschaftsbank ist vor edlem infolge der Über- 
nahme des Bankgeschäfts der Bayerische Volksban- 
ken AG sowie der Bayerische Raiffeisenzentralbank 
AG von Rang 10 in 1984 auf Rang 8 in 1986 vorge- 
rückt. Die Norddeutsche Landesbank Girozentrale ist 
von Rang 8 in 1984 auf Rang 10 in 1986 zurückgefal- 
len und liegt damit hinter der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau, die unverändert Rang 9 einnimmt. 


2.4 Versicherungsgewerbe 

270. Die jeweils zehn größten Versicherungskon- 
zerne erzielten zusammen Beiträge von: 

1978 32 513 Mio. DM, 

1980 40 823 Mio. DM, 

1982 47 371 Mio. DM, 

1984 51 937 Mio. DM, 

1986 58 590 Mio. DM. 


Dies entspricht einem Wachstum in Höhe von: 

1978/80 25,6%, 

1980/82 16,0%, 

1982/84 9,6%, 

1984/86 12,8%. 

271 . Da es für die konsohdierten Beiträge der Versi- 
cherungskonzerne keine unmittelbar vergleichbare 
gesamtwirtschaftliche Bezugsgröße gibt, sind in Ta- 
belle 5 ebenfalls die Beiträge der Erstversicherungs- 
gesellschaften des jeweiligen Konzerns aus dem 
selbst abgeschlossenen Geschäft und die der Rück- 
versicherungsgesellschaften für das in Rückdeckung 
übernommene Geschäft auf geführt. Diese können mit 
den entsprechenden vom Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen ermittelten Gesamtbeiträgen 
verglichen werden. 

272. Die von den zehn größten Versicherungskon- 
zernen aus selbst abgeschlossenem Geschäft einge- 
nommenen Beiträge betrugen: 

1978 24 259 Mio. DM, 

1980 30 405 Mio. DM, 

1982 34 261 Mio. DM, 

1984 37 974 Mio. DM, 

1986 40 551 Mio. DM. 

Die Gesamtheit der Erstversicherungsgesellschaften 
erzielte Beiträge aus selbst abgeschlossenem Ge- 
schäft in Höhe von: 

1978 64 696 Mio. DM, 

1980 78 929 Mio. DM, 

1982 92 329 Mio. DM, 

1984 102 462 Mio. DM, 

1986 115 846 Mio. DM. 
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273 . Hieraus ergibt sich ein Wachstum der Beiträge 
aus selbst abgeschlossenem Geschäft für die zehn 
größten Versicherungskonzerne bzw. für die Gesamt- 
heit der Erstversicherungsgesellschaften (in Klam- 
mem) von: 

1978/80 25,3% (22,0%), 

1980/82 12,7% (17,0%), 

1982/84 10,8% (11,0%), 

1984/86 6,8% (13,1%). 

Auf der Basis der Beiträge aus selbst abgeschlosse- 

nem Geschäft erreichen die zehn größten Versiche- 
mngsuntemehmen einen Anteil an der Gesamtheit 
der Erstversichemngsgesellschaften in Höhe von: 

1978 37,5%, 

1980 38,5%, 

1982 37,1%, 

1984 37,1%, 

1986 35,0%. 

Der Anteil der zehn größten Versichemngsgesell- 
schaften an den Beiträgen aus selbst abgeschlosse- 
nem Geschäft aller Erstversicherungsgesellschaften 
ist von 37,1 % in 1984 auf 35,0 % in 1986 zurückgegan- 
gen. Die Anteilsmindemng resultiert zum einen dar- 
aus, daß sich die Rangliste der Zehn in 1986 anders 
zusammensetzt als in 1984. Der neu eintretende Haft- 
pflichtverband der Deutschen Industrie Versiche- 
mngsverein auf Gegenseitigkeit (HDI) weist gegen- 
über der ausscheidenden Hamburg-Mannheimer 
Versichenmgs-AG nur geringe Beiträge der Erstversi- 
chemngsgesellschaften aus selbst abgeschlossenem 
Geschäft aus, weil dieser kein Lebens- und Kranken- 
versicherung sgeschäft betreibt. Zum anderen ist fest- 
zustellen, daß mit Ausnahme der R + V Versiche- 
mngsuntemehmensgmppe alle übrigen Versicherer 
der Rangliste nur unterdurchschnittliche Beitragszu- 
wächse erzielen konnten. 

274 . Die von den Rückversicherungsgesellschaiten 
der zehn größten Versicherungskonzerne erzielten 
Beitragseinnahmen betmgen: 

1977/78 8 344 Mio. DM, 

1979/80 10 243 Mio. DM, 

1981/82 13 215 Mio. DM, 

1983/84 14 007 Mio. DM, 

1985/86 23 373 Mio. DM. 

Wie in Fußnote 2 zu Tabelle 5 vermerkt, enthalten 
diese Zahlen die Beiträge von vier Gesellschaften, die 
entgegen der üblichen Vorgehensweise von Rückver- 
sichemngsgesellschaften nicht zum 30. Juni, sondern 
zum 31. Dezember bilanzieren. Für diese vier Gesell- 
schaften sind in den oben genannten Summen die Bei- 
träge für 1978, 1980, 1982, 1984 und 1986 einbezogen 
worden. Die vom Bundesaufsichtsamt für das Versi- 
chemngswesen zusammengestellten Beiträge aller 
Rückversicherer für 1977/78, 1979/80, 1981/82, 

1983/84 und 1985/86 enthalten jedoch für diese vier 
Gesellschaften die Beiträge für 1977, 1979, 1981, 1983 
und 1985. Um Vergleichbarkeit herzustellen, werden 
deshalb in den oben genannten Summen für diese vier 


Gesellschaften ebenfalls diese Beiträge eingefügt, so 
daß sich folgende Beitragseinnahmen der Rückver- 
sichemngsgesellschaften der zehn größten Versiche- 
mngskonzerne ergeben: 

1977/78 8 291 Mio. DM, 

1979/80 10 173 Mio. DM, 

1981/82 13 152 Mio. DM, 

1983/84 13 955 Mio. DM, 

1985/86 23 233 Mio. DM. 

Die von allen Rückversicherern erzielten Beitragsein- 
nahmen betmgen: 

1977/78 13 276 Mio. DM, 

1979/80 16 688 Mio. DM, 

1981/82 21 896 Mio. DM, 

1983/84 23 194 Mio. DM, 

1985/86 30 657 Mio. DM. 

275 . Dies ergibt folgendes Wachstum der von den 
Rückversichemngsgesellschaften der zehn größten 
Versicherungskonzerne bzw. von allen Rückversiche- 
rern (in Klammem) erzielten Beiträge: 

1977/78-1979/80 22,7% (25,7%), 

1979/80-1981/82 29,3% (31,2%), 

1981/82-1983/84 6,1% ( 5,9%), 

1983/84-1985/86 66,5% (32,2%). 

Hieraus ergibt sich ein Anteil der Rückversichemngs- 
gesellschaften der zehn größten Versichemngskon- 
zeme von: 

1977/78 62,5%, 

1979/80 61,0%, 

1981/82 60,1%, 

1983/84 60,2%, 

1985/86 75,8%. 

Damit ist der Anteil der Rückversichemngsgesell- 
schaften der zehn größten Versicherungskonzerne im 
Zeitraum 1983/84 bis 1985/86 erheblich gestiegen. 
Die Anteilssteigemng resultiert maßgeblich aus den 
Neuzugängen bei den Rückversicherern. Dies betrifft 
erstens die erstmalige Konsolidiemng der Aachener 
Rückversichemngs-Gesellschaft AG bei der Aache- 
ner und Münchener Beteiligungs-AG. Zweitens fun- 
giert die Allianz AG Holding im Zuge der Neugliede- 
mng des Allianzkonzems seit 1985 als Rückversiche- 
rer und erhöht damit die Beitragssumme der Rückver- 
sichemngsgesellschaften der zehn größten Versiche- 
rer erheblich. Schließlich trägt der HDI, der überwie- 
gend das Rückversichemngsgeschäft betreibt, durch 
die erstmalige Zugehörigkeit zum Kreis der Zehn zu 
einer Anteilssteigemng bei. 

276 . In der Zusammensetzung der Rangliste der 
zehn größten Versichemngskonzerne hat sich von 
1984 bis 1986 folgende Ändemng ergeben. 

Ausgeschieden ist (Rang 1984 in Klammem) 

die Hamburg-Mannheimer Versichemngs-AG (10). 

Neu eingetreten ist (Rang in Klammern) 

der Haftpflichtverband der Deutschen Industrie 

Versichemngsverein auf Gegenseitigkeit (10). 
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Tabelle 5 


Die zehn größten Versicherungsuntemehmen 1984 und 1986 


Rang 

Jahr 

Firma 

Konsohdierte 
Beiträge 
einschheßhch 
in Rückdeckimg 
übernommenes 
Geschäft 

Beiträge der zum 
Konzern gehören- 
den Erstversiche- 
mngsgeseUschaf- 
ten aus selbst ab- 
geschlossenem 
Geschäft 

Beiträge 

der zum Konzern 
gehörenden Rück- 
versichemngsge- 
sellschaften i) 2) 

Erläu- 

temn- 

gen3) 

(Mio. DM) 

1 

1986 

Allianz AG Holding 4) (einschließhch 







Allianz Lebensversicherungs-AG) . . . 

15 733 

14 502 

4 886 


( 1) 

1984 


13 925 

13 019 



2 

1986 

Münchener Rückversicherungs- 







Gesellschaft AG 

11 804 


11804 

6, E 

( 2) 

1984 


10 029 


10 029 


3 

1986 

Gerling-Konzem Versicherungs- 







Beteihgungs-AG 

4 661 

3 345 

2 022 


( 3) 

1984 


4 736 

3 188 

2 200 


4 

1986 

SR-Beteihgungen AG (Magdeburger 







Feuerversicherungs-AG, Vereinigte 







Aachen-Berlinische Versicherung AG) . 

4 309 

4 170 


TK 

( 4) 

1984 


3 907 

3 813 



5 

1986 

Victoria Lebens-Versicherungs-AG .... 

4 176 

3 714 

555 


( 5) 

1984 


3 834 

3 360 

537 


6 

1986 

Aachener und Münchener Beteüigungs- 







AG 

3 952 

3 325 

635 


( 7) 

1984 


3 237 

3 037 



7 

1986 

Volksfürsorge Deutsche Lebensversiche- 







rung AG 5) 

3 874 

3 544 

532 


( 6) 

1984 


3 458 

3 241 

552 


8 

1986 

Colonia Versicherung AG 

3 560 

3 177 



( 8) 

1984 


3 190 

2 890 



9 

1986 

R+V Versicherungsuntemehmensgruppe 

3 541 

3 413 

754 


( 9) 

1984 


3 119 

2 934 

689 


10 

1986 

Haftpflichtverband der Deutschen 







Industrie Versicherungsverein 







auf Gegenseitigkeit (HDI) 

2 980 

1 361 

2 185 


(— ) 

1984 


— 

— 

— 


— 

1986 

Hamburg-Mannheimer 







Versichenmgs-AG 

— 

— 


E 

(10) 

1984 


2 502 

2 492 




Zu beachten ist, daß in den in dieser Speilte genannten Zahlen die Beiträge, die Erstversicherungsgesellschaften für von ihnen in 
Rückdeckung übernommenes Geschäft erzielt haben, nicht berücksichtigt worden sind. Diese Beiträge sind auch in der benutz- 
ten gesamtwirtschaftüchen Bezugsgröße nicht enthalten. Ferner ist zu beachten, daß ein Teil der Beiträge aus dem Geschäft mit 
Erstversicherem des Konzerns stammt, also sozusagen Innenumsätze darstellt. 

2) Die Rückversicherer der verschiedenen Konzerne sind: 

Hamburger Internationale Rückversicherung AG (Volksfürsorge), Gerhng-Konzem Globale Rückversicherungs-AG, Gerhng- 
Konzem Standard Versicherungs- AG, Victoria Rückversicherungs-AG, Rhein- Main Rückversicherungs-Gesellschaft AG (R+V), 
Alhanz AG Holding, Aachener Rückversichenmgs- Gesellschaft AG, Hannover Rückversicherungs-AG (HDI), Eisen und Stahl 
Rückversicherungs-AG (HDI). 

Bis auf die Gerhng-Konzem Standard Versicherungs- AG, die Victoria Rückversicherungs-AG, die Alhanz AG Holding imd die 
beiden RückversicherungsgeseUschaften des HDI bilanzieren die hier erfaßten RückversicherungsgeseUschaften zum 30. Juni, 
während die Konzerne zum 31. Dezember abschheßen. 

3) Bedeutimg der verwendeten Abkürzungen: 

E = Einzelabschluß 

TK = Teükonzemabschluß. 

4) In 1984 Alhanz Versichenmgs-AG. 

5) In 1984 Untemehmensgruppe Volksfürsorge. Die Volksfürsorge Deutsche Lebensversichenmg AG war zum Bilanzstichtag 
(31. Dezember 1986) Konzemobergesellschaft. Seit dem 1. Januar 1987 ist die BeteihgungsgeseUschaft für Gemeinwirtschaft AG 
wieder Konzemobergesellschaft. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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2.5 Verkehr und Dienstleistungen 

277. In Tabelle 6 sind neben den privatwirtschaftiich 
organisierten Unternehmen nachrichtiich ebenfalls 
die Deutsche Bundespost und die Deutsche Bundes- 
bahn aufgeführt. 

Die jeweils zehn größten Unternehmen im Verkehrs - 
bzw. Dienstleistungsgewerbe haben insgesamt fol- 
gende Umsätze erzielt: 

1978 22 384 Mio. DM, 

1980 27 819 Mio. DM, 

1982 31 420 Mio. DM, 

1984 34 802 Mio. DM, 

1986 33 319 Mio. DM. 

Im Vergleich dazu betrug der in der Umsatzsteuer- 
statistik ausgewiesene Umsatz aller Verkehrs- und 
Dienstleistungsunternehmen: 

1978 285 742 Mio. DM, 

1980 353 385 Mio. DM, 

1982 400 252 Mio. DM, 

1984 449 224 Mio. DM, 

1986 512 690 Mio. DM. 

278. Die Umsatzveränderungsrate der jeweils zehn 
größten Unternehmen bzw. aller Unternehmen im 
Verkehrs- und Dienstleistungsbereich (in Klammem) 
behef sich demnach auf: 


1978/80 24,3% (23,7%), 

1980/82 12,9% (13,3%), 

1982/84 10,8% (12,2%), 

1984/86 - 4,3% (14,1%). 

Die jeweils zehn größten Verkehrs- und Dienstlei- 
stungsunternehmen erzielten in den verschiedenen 
Berichtsperioden einen Anteil in Höhe von: 

1978 7,8%, 

1980 7,9%, 

1982 7,9%, 

1984 7,7%, 

1986 6,5%. 

Demnach hat sich der Anteil zwischen 1984 und 1986 
um 1,2 Prozentpunkte vermindert. Diese Entwicklung 
bemht teilweise darauf, daß erstens die Umsatzent- 
wicklung insbesondere bei einigen Großunterneh- 
men des Verkehrsgewerbes von dem starken Kursver- 
fall des US-Dollars überproportional tangiert wurde 
und zweitens die Neue Heimat im Berichtszeitraum 
überdurchschnittiiche Umsatzeinbußen hinnehmen 
mußte. 

In der Zusammensetzung der Rangliste der Zehn hat 
es von 1984 auf 1986 keine Veränderung gegeben. 
Wie aus Tabelle 6 ersichtlich kam es allerdings inner- 
halb der Zehnergmppe zu mehreren Rangverschie- 
bungen infolge unterschiedlichen Umsatzwachstums 
bei den einzelnen Unternehmen. 


Tabelle 6 

Die zehn größten Unternehmen im Verkehrs- und im Dienstleistungsgewerbe 1984 und 1986 


Rang 

Firma 

Wirtschafts- 

Umsatz (Mio. DM) 2) 

Erläute- 

1986 

1984 

zweig 1) 

1986 

1984 

rungen3) 



Deutsche Bundespost 

51 

49 641 

45 954 




Deutsche Bundesbahn 

51 

30 554 ■*) 

30 399^) 



1 

Deutsche Lufthansa AG 

51 

10 385 

10 300 



3 

Rfirtfilsmann AG 

76 

3 810 

3 501 

6 

3 

2 

Hapag-Uoyd AG 

51 

3 356 

4 206 


4 

7 

Touristik Union International 

GmbH & Co KG 

55 

2 791 

2 406 

10, E 

5 

6 

Axel Springer Verlag AG 

76 

2 660 

2 421 


6 

5 

Schenker & Co GmbH 5) 

51 

2 641 

2 758 


7 

8 

DER Deutsches Reisebüro GmbH 

55 

2 269 

2 186 

E 

8 

9 

Kühne & Nagel Deutschland-Gruppe 
(AG & Co) 

51 

1937 

1 979 


9 

4 

Neue Heimat Gemeinnützige Wohnungs- 
und Siedlungsgesellschaft mbH^) .... 

794 

1 916 

3 470 


10 

10 

Heinrich Bauer Verlag 

76 

1554 

1 575 



1) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. 

2) Wenn nicht anders vermerkt, konsoUdierter Umsatz der inländischen Konzemgesellschaften. 

3) Falls das Geschäftsjahr mit dem Kalenderjahr nicht übereinstimmt, wird der Bilanzierungsmonat durch eine entsprechende Zahl 
angezeigt. 

Bedeutung der sonst verwendeten Abkürzung: 

E = Einzelabschluß. 

4) Summe der Aufwendungen. 

5) Die Deutsche Bundesbahn hält 100 % des Stammkapitals der Schenker & Co GmbH. 

6) Der Gleichordnimgskonzem mit der Neue Heimat Städtebau AG, inzwischen GSP Gesellschaft für Städtebau imd Planung AG, 
wurde in 1985 aufgehoben. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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3. Die nach Wertschöpfung 100 größten 
Unternehmen 1984 und 1986 

3.1 Methodische Vorbemerkungen 

279. Zur Messung der aggregierten Unternehmens- 
konzentration zieht die Monopolkommission die 
Größe Wertschöpfung dem Umsatzkriterium vor. Die 
Wertschöpfung eines Unternehmens umfaßt alle 
durch die wirtschaftliche Aktivität (Produktion, Han- 
del, Dienstleistung) eines Unternehmens im Inland 
geschaffenen Werte. Definitionsgemäß entspricht 
diese Größe der Summe der bei der Unternehmens- 
tätigkeit geschaffenen Einkommen. 

Ermittelt wild die Höhe der Wertschöpfung, wenn 
immer die erforderhchen Daten dazu zur Verfügung 
stehen, gemäß der aus der Literatur bekannten „ direk- 
ten Wertschöpf ungsstaffel" Sie setzt sich dabei wie 
folgt aus Positionen der Gewinn- und Verlustrech- 
nung, wie sie nach § 157 Abs. 1 AktG a. F. erstellt 
wird, zusammen: 

Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 

+ aufgrund einer Gewinngemeinschaft, eines Ge- 
winnabführungs- und eines Teilgewinnabfüh- 
rungsvertrags ab geführte Gewinne 

+ Aufwendungen aus Verlustüb emahme 

+ Einstellungen in Sonderposten mit Rücklagenan- 
teil 

- Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnab- 
führungs- und Teilgewinnabführungsverträgen 

- Erträge aus Verlustüb emahme 

- Erträge aus Beteiligungen 

- Erträge aus anderen Finanzanlagen 

- sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 

- Erträge aus der Auflösung von Sonderposten mit 
Rücklagenanteil 

+ Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 
Finanzanlagen 

+ Zinsen und ähnliche Aufwendungen 
+ Löhne und Gehälter 
+ soziale Abgaben 

+ Aufwendungen für Altersversorgung und Unter- 
stützung 

+ Steuern vom Einkommen, vom Ertrag und vom 
Vermögen 

= Nettowertschöpfung zu Faktorkosten. 

Besonders zu beachten ist in diesem Schema, daß die 
Nettoerträge aus Beteihgungen und anderen Finanz- 
anlagen sowie sonstige Zinsen und ähnhche Erträge 
abgezogen werden, da sie nicht als Teil der von dem 
Unternehmen erwirtschafteten Wertschöpfung gel- 
ten. 


10) Zu der Fachliteratur vgl. Monopolkommission, Hauptgut- 
achten 1980/1981, a. a. O., Fußnoten zu den Tz. 387 und 
388. 


280. Ausnahmen von dieser Vorgehensweise bilden 
die Wertschöpfungserhebungen für die Banken und 
die Versicherungen. Bei den Banken wird in der Wert- 
schöpfungsstaffel kein Abzug für Erträge aus anderen 
Finanz anlagen und für sonstige Zinserträge und ähn- 
liche Erträge gemacht, da solche Erträge, die außer- 
halb des eigenthchen Geschäftes erzielt werden, bei 
Banken nicht identifiziert werden können. Auch an 
Fremdkapitalgeber gezahlte Zinsaufwendungen, im 
Gegensatz zu denen auf Giro- und Spareinlagen, kön- 
nen nicht getrennt identifiziert werden, so daß hierfür 
bei Banken in der Wertschöpfungsstaffel kein Betrag 
hinzuaddiert wird. 

Bei den Versicherungen wird wie bei den Industriege- 
sellschaften verfahren. Allerdings besteht hier ein Da- 
tenermittlungsproblem, das sich aus der Art des Ver- 
sichemngsgeschäfts ergibt. Ein großer Teil der Pas- 
siva einer jeden Versichemng — bei Lebensversiche- 
rungen bis zu 95 % ~ besteht aus versicherungstech- 
nischen Rückstellungen, die zur Abdeckung erwarte- 
ter Schadensfälle erstellt werden, sich aber auch ent- 
sprechend den Sparanteilen der Versicherten in den 
Beiträgen akkumuheren. Diese Rückstellungen gehö- 
ren zumindest teilweise den Versicherten imd müssen 
diesen gegenüber verzinst werden. Nur die Differenz 
zwischen den Erträgen aus Finanzanlagen und die- 
sem den Versicherten zustehenden Zinsbetrag darf 
als außerhalb des eigenthchen Geschäfts erzielter Er- 
trag auf Finanzanlagen in der Wertschöpfungsstaffel 
abgezogen werden. Der den Versicherten zustehende 
Zinsbetrag ist jedoch in der Gewinn- und Verlustrech- 
nung der Versicherungen nicht derart ausgewiesen, 
daß er direkt erhoben werden könnte. Als eine Nähe- 
rungslösung wird eine Verzinsung unterstellt, die sich 
aus den Nettoerträgen aus Finanzanlagen und dem 
Anteil der versichemngstechnischen Rückstellungen 
an der Summe der Passiva ergibt. Da es sich um eine 
Näherungslösung handelt, existiert in dieser Bezie- 
hung ein Unsicherheitsfaktor in der Ermittlung der 
Wertschöpfung von Versicherungsunternehmen. 

281. Für Unternehmen, für die nicht alle Daten, die 
zu einer Erhebung gemäß der direkten Wertschöp- 
fungsstaffel benötigt werden, vorliegen, werden auf 
der Basis des vorhandenen Datenmaterials Schätzun- 
gen vorgenommen. Im Rahmen der Erhebung 1986 
erfolgten solche Schätzungen für 16 der zum Kreis der 
„100 Größten" gehörenden Unternehmen: 

— Bei einem Konzern (Daimler-Benz) ergab sich die 
Wertschöpfung des inländischen Konzerns durch 
Addition der Wertschöpfung der Muttergesell- 
schaft und der Wertschöpfungsbeträge der inlän- 
dischen Tochtergesellschaften (AEG, Dornier, 
MTU). Dabei mußte aufgrund unzureichender Da- 
tenlage bei der kleinsten der drei Konzemgesell- 
schaften (Dornier) auf Schätzungen zurückgegrif- 
fen werden. Für den Inlandskonzern der Dornier 
GmbH konnten nur die Anzahl der Beschäftigten 
und die Höhe der Personalkosten ermittelt werden. 
Unter der Annahme, daß die Wertschöpfung/Be- 
schäftigten-Relation einerseits und die Wertschöp- 
fung/Personalkosten-Relation andererseits für den 
inländischen Konzern und für den Weltkonzern 
nicht wesenüich voneinander abweichen, konnten 
durch Multiphkation der entsprechenden Relation 
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mit der Anzahl der Beschäftigten bzw. der Perso- 
nalkosten der inländischen Dornier- Gruppe zwei 
Schätzwerte ermittelt werden. Für die Wertschöp- 
fungsberechnung des Daimler-Benz-Konzerns 
wurde der Mittelwert aus beiden Näherungswer- 
ten herangezogen. 

— Für einen Konzern (Boehringer, Ingelheim) konn- 
ten die Wertschöpfung und die Anzahl der Be- 
schäftigten der gesamten Gruppe, d. h. einschließ- 
lich ausländischer Tochtergesellschaften, sowie 
die Anzahl der Beschäftigten im Inland aus Anga- 
ben im Berichtsteil des Geschäftsberichts ermittelt 
werden. Zur Schätzung der Wertschöpfung wurde 
die Wertschöpfung/Beschäftigten-Relation der ge- 
samten Gruppe mit der Anzahl der Beschäftigten 
im Inland multipliziert. Dieser Vorgehens weise 
liegt die Annahme zugrunde, daß die Wertschöp- 
fung/Beschäftigten- Relation für den inländischen 
Konzern nicht wesentlich anders ist als für die ge- 
samte Gruppe. 

— Für einen Konzern (BATIG) konnten die Wert- 
schöpfung und der Umsatz sowohl für den gesam- 
ten Konzern als auch für einzelne Konzernunter- 
nehmen sowie für die inländischen Konzerngesell- 
schaften auch der Außenumsatz ermittelt werden. 
Zur Schätzung der Inlandswertschöpfung wurde 
dieser Außenumsatz mit der Wertschöpfung/Um- 
satz-Relation der jeweiligen Konzemuntemehmen 
multiphziert und die Differenz zur Wertschöpfung 
der Konzemuntemehmen von der Wertschöpfung 
der Gmppe abgezogen. Dabei wurde unterstellt, 
daß die Wertschöpfung/Umsatz-Relation des in- 
ländischen Konzerns und die des Gesamtkonzerns 
nicht wesentlich voneinander ab weichen. 

— Für die deutsche Gmppe eines ausländischen Kon- 
zerns (Saint-Gobain) konnte die Wertschöpfung 
der wichtigsten Unternehmen dieser Gmppe er- 
mittelt werden, für die Gesamtheit der inländi- 
schen Konzerngesellschaften jedoch lediglich der 
Außenumsatz. Zur Schätzung der Wertschöpfung 
wurde dieser Außenumsatz mit dem Durchschnitt 
der Wertschöpfung/Umsatz-Relationen der erfaß- 
ten Gmppenmitglieder multipliziert. 

— Bei zwei Unternehmen (Diehl und REWE Leib- 
brand) konnten lediglich die Personalkosten fest- 
gestellt bzw. gemäß Angaben, die auf Anfrage mit- 
geteilt wurden, geschätzt werden. Um eine Schät- 
zung des Wertschöpfungsbetrages zu ermögli- 
chen, wurde angenommen, daß allgemein eine ei- 
nigermaßen stabile Relation zwischen Wertschöp- 
fung und Personalkosten besteht. Es wurde des- 
halb zunächst für alle in die Untersuchung einbe- 
zogenen Handelsunternehmen (bezüglich REWE 
Leibbrand) bzw. Industrieunternehmen (bezüghch 
Diehl), für die die Wertschöpfung und die Perso- 
nalkosten ermittelt werden konnten, diese Rela- 
tion errechnet und ein Durchschnitt gebildet. Un- 
ter Berücksichtigung von sechs Unternehmen er- 
gab sich für den Handel ein Durchschnittswert von 
1,08. Dagegen errechnete sich für 55 Unterneh- 
men des Produzierenden Gewerbes ein Durch- 
schnittswert für die Wertschöpfung/Personalko- 
sten-Relation von 1,13. Das Ergebnis der Multipli- 
kation der Personalkosten von REWE Leibbrand 


bzw. Diehl mit der dazugehörigen Durchschnitts- 
relation wurde als Schätzwert für die Wertschöp- 
fung dieser zwei Unternehmen angesetzt. 

— Bei drei Unternehmen (Bertelsmann, Continental 
und Ruhrkohle) konnten ebenfalls ledighch die 
Personalkosten für den inländischen Konzern er- 
mittelt werden. Bei Bertelsmann und Continental 
konnten die Personalkosten jedoch nur nähe- 
rungsweise bestimmt werden. ^i) Um eine Schät- 
zung für die Wertschöpfung zu erhalten, wurde 
hier der Personalkosten-Betrag für den inländi- 
schen Konzern mit der Wertschöpfung/Personal- 
kosten-Relation für den Weltkonzem bzw. für die 
Obergesellschaft multipliziert. 

— Für zwei Konzerne (Krupp, Mannesmann) lagen 
neben allen erforderhchen Angaben zum Welt- 
konzem auch Angaben über Personalkosten und 
Außenumsatzerlöse des inländischen Konzerns 
vor. Durch Multiplikation der Wertschöpfung/Per- 
sonalkosten -Relation der gesamten Gruppe mit 
den Personalkosten des Inlandskonzems einerseits 
und durch Multiphkation der Wertschöpf ung/Um- 
satz-Relation des Weltkonzems mit den Umsatzer- 
lösen des Inlandskonzems andererseits wurden 
zwei Schätzwerte für die Wertschöpfung des inlän- 
dischen Konzerns bestimmt. Dabei wird unter- 
stellt, daß die Wertschöpfung/Personalkosten-Re- 
lation und die Wertschöpfung/Umsatz-Relation für 
den inländischen Konzern und für die gesamte 
Gmppe nicht wesenthch voneinander abweichen. 
In Tabelle 7 fand jeweils der Durchschnitt aus den 
zwei Schätzwerten Berücksichtigung, der jedoch 
vorab geringfügig korrigiert wurde. Die Anpas- 
sung der Mittelwerte bemht auf Erfahrungswer- 
ten, die aus Ex-post- Schätzungen für die beiden 
Unternehmen bezüghch 1984 gewonnen wurden. 

— Bei den einbezogenen Bauunternehmen (Hochtief, 
Holzmann, Strabag) besteht die Schwierigkeit, 
daß, obwohl die Jahresabschlüsse für den Konzern 
Inland erstellt werden, darin zum einen nicht alle 
relevanten Aktivitäten des Unternehmens wider- 
gespiegelt werden und zum anderen diejenigen, 
die erfaßt sind, auch ausländische Aktivitäten re- 
präsentieren. Der erste Umstand ist auf den großen 
Teil der von den Unternehmen mit anderen Unter- 
nehmen in Arbeitsgemeinschaften durchgeführten 
Projekte zurückzuführen. Für diese Arbeitsge- 
meinschaften werden eigene Gesellschaften des 
bürgerlichen Rechts gebildet, von denen lediglich 
die Erträge, wie aus Beteihgungen, in der Gewinn- 
und Verlustrechnung der sie tragenden Unterneh- 
men aufgeführt werden, so daß die Wertschöpfung 
der Arbeitsgemeinschaften nicht zu ermitteln ist. 
Der andere Umstand wird durch die Auslandstä- 
tigkeit der Bauunternehmen verursacht. Sofern die 
entsprechenden Projekte nicht über Arbeitsge- 
meinschaften bzw. im Ausland ansässige Tochter- 
gesellschaften abgewickelt werden, erscheinen 
die entsprechenden Positionen in der Gewinn- und 
Verlustrechnung des Inlandskonzerns. Sie dürfen 
jedoch zu einer Berechnung der Wertschöpfung 
des inländischen Konzerns nicht berücksichtigt 
werden. Eine genaue Erhebung der Wertschöp- 


11) Vgl. Fn. 1 zu Tabelle 7. 
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Tabelle 7 


Die nach Wertschöpfung 100 größten Unternehmen 1984 und 1986 


Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 
zweig 3) 

Wert- 
schöp- 
fung 4) 

(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 

anlagen 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 
rungen 6) 

1 

1986 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 248, 
250 

21 472 

257 538 




( 2) 

1984 



11 937 

158 043 

5 035 

4 071 


2 

1986 

Siemens AG 

243, 250 

16 684 

248 900 

5 418 

4 357 

9 

( 1) 

1984 



14 113 

215 623 

3 855 

3 111 


3 

1986 

Volkswagen AG 

244 

12 075 

175 384 

6 690 

2 760 


( 3) 

1984 



11 550 

160 650 

6 973 

3 828 


4 

1986 

Ruhrkohle AG 

101, 110, 200 

8 253 

131 600 




( 4) 

1984 



8 430 

135 857 

6 873 

1 821 


5 

1986 

Bayer AG 

200 

8 185 

93 653 

4 403 

2 412 


( 5) 

1984 



7 879 

94 800 

4 081 

1 988 


6 

1986 

BASF AG . 

200 

7 976 

88 015 

5 081 

2 529 


( 6) 

1984 



7 576 

85 850 

4 781 

2 974 


7 

1986 

Hoechst AG 

200 

7 876 

89 156 

3 988 

2 406 


( 7 ) 

1984 



7 169 

84 857 

3 951 

2 379 


8 

1986 

Feldmühle Nobel AG®) 

200, 230-232, 
242, 264 

7 598 

38 639 

1 608 

3 428 


(20) 

1984 



2 710 

43 205 

1 510 

609 


9 

1986 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, 250 

7 064 

99 465 

1 949 

1 581 


(10) 

1984 



6 236 

91 226 

1438 

1 549 


10 

1986 

Thyssen AG 

230-232, 240, 
242, 245, 246 

6 814 

105 104 

5 094 

1 423 

9 

(11) 

1984 



6 113 

111 090 

4 713 

1 023 


11 

1986 

VEBAAG 

101, 200, 205, 
40/41 

6 564 

64 373 

12 544 

3 316 


( 9) 

1984 



6 383 

71 909 

11 113 

2 829 


12 

1986 

Rheinisch-Westfälisches 

Elektrizitätswerk AG 

101 

6 114 

70 287 

16 922 

3 966 

6 

( 8) 

1984 



6 731 

70 359 

15 598 

4 161 


13 

1986 

Deutsche Bank AG 

601 

5 761 

49 691 

3 477 

— 


(12) 

1984 



4 792 

47 436 

2 553 

— 


14 

1986 

Mannesmann AG 

230-232. 242, 
40/41 

4 914 

74 295 




(13) 

1984 



4 779 

75 554 

2 737 

943 


15 

1986 

IBM Deutschland GmbH 

243 

4 490 

28 546 

2 812 

1 563 

TK 

(14) 

1984 



4 391 

27 507 

2 633 

1 769 


16 

1986 

Ford-Werke AG 

244 

4 347 

46 311 

2 142 

1 454 

E 

(19) 

1984 



2 933 

46 533 

2 274 

457 


17 

1986 

Bayerische Motoren Werke AG 

244 

3 981 

51 583 

3 501 

1 297 


(15) 

1984 



3 752 

45 540 

2 241 

1 195 


18 

1986 

Fried. Krupp GmbH 

230-232, 240, 
242, 246, 40/41 

3 955 

57 959 




(16) 

1984 



3 681 

59 194 

3 117 

714 


19 

(23) 

1986 

Adam Opel AG 

244 

3 411 

55 438 

3 816 

945 

E 

1984 


2 678 

59 679 

2 824 

316 
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Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 
zweig 3) 

Wert- 
schöp- 
fung4) 
(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 

anlagen 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 
rungen 6) 

20 

1986 

Dresdner Bank AG 

601 

3 345 

35 800 

2 850 

— 


(21) 

1984 



2 708 

31 343 

2 317 

— 


21 

1986 

MANAG9) 

233, 240, 242, 
244, 40/41 

3 304 

56 138 

1 579 

489 

6 

(18) 

1984 



3 029 

53 204 

1 584 

335 


22 

1986 

Deutsche Lufthansa AG 

51 

2 968 

36 175 

4 076 

1 057 


(22) 

1984 



2 700 

30 480 

2 782 

1 184 


23 

1986 

AUianz AG Holding lO) 
(einschüeßhch AUianz 
Lebensversicherungs-AG) . . . 

61 

2 913 

20 981 

6 028 



(27) 

1984 



2 375 

21 271 

5 638 

— 


24 

1986 

Messerschmidt-Bölkow-Blohm 
GmbH 

248 

2 542 

37 642 

1 442 

260 


(24) 

1984 



2 504 

35 485 

1 254 

398 


25 

1986 

Salzgitter AG 

230-232, 240, 
246, 40/41 

2 493 

38 906 

1 876 

576 

9 

(25) 

1984 



2 450 

45 920 

2 152 

172 


26 

1986 

AUgemeine Deutsche Phiüps 
Industrie GmbH 

250 

2 444 

35 800 

1 275 

522 

4, TK 

(26) 

1984 



2 399 

35 300 

1 117 

664 


27 

1986 

Standard Elektrik Lorenz AG . . 

242, 2^ 

2 366 

32 496 

590 

314 

TK 

(30) 

1984 



1 998 

31 041 

573 

206 


28 

1986 

Karstadt AG 

43 

2 358 

66 311 

1 734 

400 


(28) 

1984 



2 301 

68 156 

1 791 

333 


29 

1986 

Commerzbank AG 

601 

2 273 

25 383 

1 910 

— 


(34) 

1984 



1 831 

22 603 

1 420 

- 


30 

1986 

Hoesch AG 

230-232, 237, 
238, 40/41 

2 129 

32 400 

3 033 

497 


(29) 

1984 



2 167 

33 500 

2 532 

498 


31 

1986 

Brown, Boveri & Cie AG 

250 

2 097 

34 728 

618 

286 

TK 

(32) 

1984 



1 920 

34 046 

629 

235 


32 

1986 

Saarbergwerke AG 

110 

2 056 

29 680 

2 145 

-3 


(33) 

1984 



1 905 

30 900 

2 235 

137 


33 

1986 

Deutsche Unilever GmbH 

28/29 

1 963 

25 661 

898 

457 

TK 

(31) 

1984 



1 993 

29 252 

919 

494 


34 

1986 

Kaufhof AG 

43 

1 816 

43 900 

1 209 

262 


(35) 

1984 



1 783 

43 744 

1 205 

226 


35 

1986 

Preussag AG 

HO, 116, 200, 
233 

1 703 

22 625 

1 090 

448 


(45) 

1984 



1 354 

16 806 

986 

515 


36 

1986 

BATIG GeseUschaft 

für Beteüigungen mbH 

210, 299, 43 

1 575 

32 152 

1 238 



(44) 

1984 



1 357 

31 077 

1 168 



37 

1986' 

Zahnradfabrik Friedrichshafen 
AG 

242, ^ 

1 572 

23 450 

1 013 

375 


(40) 

1984 



1 380 

21 548 

797 

430 



111 



Drucksache 11/2677 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


noch Tabelle 7 


Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 
zweig 3) 

Wert- 

schöp- 

fung4) 
(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 

anlagen 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 
rungen 6) 

38 

1986 

REWE Handelsgesellschaft 
Leibbrand oHG 

43 

1 558 

41 692 

293 



(53) 

1984 



1 219 

34 942 

258 



39 

1986 

Metallgesellschaft AG 

233, 40/41 

1 507 

21 598 

611 

346 

9 

(42) 

1984 



1 362 

21 985 

567 

319 


40 

1986 

Bertelsmann AG 

76 

1 506 

17 324 



6 

(38) 

1984 

- 


1 415 

17 193 




41 

1986 

CO op AG 

40/41, ^ 

1 485 

41 140 

122 

145 


(47) 

1984 



1 322 

39 847 

191 

118 


42 

1986 

Carl-Zeiss-Stiftung 

252 

1 480 

25 196 

650 

270 

9 

(48) 

1984 



1 320 

23 549 

526 

301 


43 

1986 

Bayerische Vereinsbank AG . . . 

601 

1 479 

13 365 

1333 

— 


(52) 

1984 



1 230 

12 944 

1 075 

— 


44 

1986 

FAG Kugelfischer 

Georg Schäfer KGaA 

242, ^ 

1 461 

25 728 

439 

252 


(55) 

1984 



1 211 

22 156 

445 

275 


45 

1986 

Degussa AG 

200, 210, 233, 
238, 40/41 

1 458 

17 442 

624 

421 

9 

(51) 

1984 



1 231 

16 200 

573 

322 


46 

1986 

Bayerische Hypotheken- und 
Wechsel-Bank AG 

601 

1455 

12 301 

1 217 




(57) 

1984 



1 208 

11 377 

1 083 

— 


47 

1986 

Continental Gummi- Werke AG 

213 

1 446 

21 635 




(56) 

1984 



1 210 

21 059 




48 

1986 

Ruhrgas AG 

103 

1 395 

5 876 

4 035 

671 


(41) 

1984 



1 362 

4 479 

3 675 

690 


49 

1986 

Bayernwerk AG 

101 

1 389 

9 473 

15 468 

1 106 

9 

(43) 

1984 



1 357 

9 469 

13 862 

1 396 


50 

1986 

ITT Gesellschaft 

für Beteiligungen mbH 

242, 244, 40/41 

1 372 

21 706 

572 

317 

TK 

(62) 

1984 



1 116 

20 490 

557 

249 


51 

1986 

Henkel KGaA 

200 

1 365 

16 430 

465 

430 


(58) 

1984 



1 203 

16 306 

485 

389 


52 

1986 

Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen AG 

101, 103, 105 

1 363 

7 644 

14 410 

856 


(54) 

1984 



1 213 

7 353 

12 146 

792 


53 

1986 

Hertie Waren- und Kaufhaus 
GmbH 

43 

1 344 

30 636 

792 

142 


(39) 

1984 



1 384 

37 190 

1 015 

159 


54 

1986 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG . 

240, 242, 244, 
248 

1 317 

22 060 

618 

213 


(37) 

1984 



1 438 

21 644 

487 

189 


55 

1986 

Compagnie de Saint-Gobain 
(Deutsche Gruppe) 

227, 234 

1 311 

18 447 



GD 

(61) 

1984 



1 130 

21 457 




56 

1986 

VIAG Aktiengesellschaft 

101, 200, 233 

1 302 

18 995 

1 003 

570 


(46) 

1984 



1 333 

18 748 

2 170 
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Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 
zweig 3) 

Wert- 

schöp- 

fung4) 

(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 

anlagen 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 
rungen 6) 

57 

1986 

Klöckner-Werke AG 

230-232, 237, 









238, 242 

1 290 

18 289 

2 799 

374 

9 

(36) 

1984 



1 772 

18 064 

1 045 

861 


58 

1986 

Nixdorf Computer AG 

243 

1 240 

17 152 

899 

604 


(72) 

1984 



894 

13 131 

642 

402 


59 

1986 

Enka AG 

200 

1 176 

15 950 

459 

265 

TK 

(63) 

1984 



1 110 

15 050 

347 

242 


60 

1986 

Deutsche Babcock AG 

240, 241, 242 

1 172 

18 076 

313 

114 

9 

(59) 

1984 



1 152 

18 969 

333 

104 


61 

1986 

Linde AG 

242 

1 137 

14 679 

500 

240 


(68) 

1984 



969 

13 907 

431 

185 


62 

1986 

Schering AG 

200 

1 101 

12 355 

934 

463 


(67) 

1984 



986 

11 800 

411 

335 


63 

1986 

Axel Springer Verlag AG 

76 

1 094 

11 284 

412 

246 


(75) 

1984 



855 

11 546 

504 

198 


64 

1986 

Saarstahl Völklingen GmbH^i) 

230-232 

1 045 

19 548 

1 988 

126 


(70) 

1984 



935 

23 481 

2 287 

251 


65 

1986 

Hochtief AG 

30 

1 039 

18 034 

866 

313 


(65) 

1984 



1 000 

19 457 

866 

676 


66 

1986 

C.&A. Brenninkmeyer 

43 

1 011 


275 


E 

(74) 

1984 



862 


265 



67 

1986 

Westdeutsche Landesbank 









Girozentrale 

602 

1 009 

9 440 

1 034 

— 


(82) 

1984 



742 

8 322 

1 010 

— 


68 

1986 

Nestle-Gruppe Deutschland 









GmbH 

28/29 

1 005 

16 003 

558 

346 

TK 

(83) 

1984 



701 

11 520 

424 

141 


69 

1986 

Bosch- Siemens Hausgeräte 









GmbH 

250 

968 

15 631 

306 

187 


(78) 

1984 



842 

14 064 

214 

158 


70 

1986 

Wacker-Chemie GmbH 

200 

964 

11 955 

524 

255 


(66) 

1984 



988 

10 636 

287 

274 


71 

1986 

Rheinmetall Berhn AG 

242, 244, 252 

961 

14 309 

386 

177 


(80) 

1984 



804 

12 716 

285 

134 


72 

1986 

Gustav Schickedanz KG 









— Großversandhaus Quelle — 

43 

942 

20 065 

291 

134 

1,E 

(69) 

1984 



958 

21 301 

303 



73 

1986 

Eschweiler Bergwerks -Verein 









AG 

HO, 230-232 

876 

12 848 

773 

50 

TK 

(71) 

1984 



914 

13 604 

795 

78 


74 

1986 

Freudenberg & Co 

210 

846 

14 421 

516 

270 


(79) 

1984 



838 

13 788 

434 



75 

1986 

Volksfürsorge Deutsche 









Lebensversicherung AG ^2) . . 

61 

840 


1 946 

— 


(-) 

1984 
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Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 
zweig 3) 

Wert- 
schöp- 
fung4) 
(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 

anlagen 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 
rungen 6) 

76 

1986 

Sachs AG 

242, 244 

831 

16 139 

327 

130 


(76) 

1984 



849 

15 173 

355 

167 


77 

1986 

Philipp Holzmann AG 

30 

821 

12 600 

323 

100 


(73) 

1984 



870 

14 650 

354 

137 


78 

1986 

Deutsche Shell AG 

116, 205, 40/41 

793 

3 786 

1 006 

573 

E 

(60) 

1984 



1 137 

4 129 

1 567 

980 


79 

1986 

Grimdig AG 

250, 243 

785 

12 803 

250 

195 

3, TK 

(-) 

1984 



— 

— 

- 

— 


80 

1986 

Berliner Kraft- und Licht 

(Bewag) -AG 

101, 105 

779 

6 848 

7 279 

506 

6, E 

(89) 

1984 



662 

6 432 

6 133 

460 


81 

1986 

Neue Heimat Gemeinnützige 
Wohnungs- und Siedlungs- 
geseUschaft mbH 

794 

770 

3 422 

8 235 

518 


(50) 

1984 



1 311 

4 782 

15 287 

181 


82 

1986 

Porsche AG 

244 

758 

8 458 

611 

268 

7 

(90) 

1984 



658 

6 512 

415 

207 


83 

1986 

Bank für Gemeinwirtschaft AG 

601 

756 

8 714 

1 601 

— 


(-) 

1984 



— 

— 

— 

— 


84 

1986 

Bergmann-Elektricitäts- Werke 
AG 

242, 250, 252 

710 

12 632 

244 

108 


(96) 

1984 



621 

12 192 

231 

92 


85 

1986 

C. H. Boehringer Sohn, 

Ingelheim 

200 

705 

8 972 




(86) 

1984 



687 

8 632 




86 

1986 

Michelin Reifenwerke KGaA . . 

213 

702 

9 342 

443 

160 

E 

(99) 

1984 



604 

9 385 

459 

110 


87 

1986 

Energie- Versorgung Schwaben 
AG 

101 

674 

4 923 

7 236 

606 


(87) 

1984 



672 

4 897 

5 782 

412 


88 

1986 

Boehringer Mannheim GmbH . 

200 

671 

8 058 

396 

191 

TK 

(-) 

1984 



— 

— 

— 

— 


89 

1986 

SKF GmbH 

242, 244 

666 

10 255 

239 

107 

TK 

(88) 

1984 



671 

9 610 

278 

177 


90 

1986 

Oetker-Gruppe 

28/29 

661 

8 938 

426 



(91) 

1984 



648 

9 500 

438 



91 

1986 

Hewlett-Packard GmbH 

250 

660 

4 838 

369 

250 

10, E 

(-) 

1984 



— 


— 

— 


92 

1986 

Rughafen Frankfurt Main AG . 

51 

649 

7 935 

1827 

233 

E 

(-) 

1984 



— 

— 

— 

— 


93 

1986 

Diehl GmbH & Co 

233, 242, 250, 
254, 256 

649 

11 429 




(-) 

1984 



— 

— 

— 

— 


94 

1986 

Hamburgische Electricitäts- 
Werke AG 

101, 105 

646 

5 570 

6 425 

489 


(81) 

1984 



748 

5 746 

6 054 

392 
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Jahr 
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schöp- 
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Beschäf- 

tigte 
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anlagen 
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flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 
mngen 6) 

95 

1986 

Otto Versand GmbH & Co 

43 

642 

13 485 

153 

210 

2 

(100) 

1984 



592 

10 776 

152 

176 


96 

1986 

ESSO AG 

116, 205, 40/41 

639 

3 231 

656 

454 

TK 

(64) 

1984 



1 012 

3 977 

1 034 

499 


97 

1986 

Beiersdorf AG 

200 

633 

8 256 

349 

163 


(-) 

1984 



— 

— 

— 

— 


98 

1986 

Reemtsma Cigarettenfabriken 









GmbH 

293, 299 

630 

7 583 

527 

288 


(92) 

1984 



642 

9 167 

657 

340 


99 

1986 

Strabag Bau- AG 

30 

623 

9 389 

240 

-89 


(94) 

1984 



640 

9 550 

266 

91 


100 

1986 

E. Merck 

200 

623 

8 896 

463 

194 


(-) 

1984 



— 

— 

— 

— 



1986 

AEG Aktiengesellschaft 1^) .... 

242, ^ 

— 

— 

— 

— 


(17) 

1984 



3 394 

60 560 

1 030 

959 


— 

1986 

Beteiligungsgesellschaft 









für Gemeinwirtschaft AG . . . 

60, 61 

— 

— 

— 

— 


(49) 

1984 



1 315 

15 490 

3 510 

— 


— 

1986 

MTU Motoren- und Turbinen- 









Union München GmbH 

242, 246, 247, 









248 

— 

— 

— 

- 


(77) 

1984 



847 

14 387 

368 

137 


— 

1986 

Deutsche BP AG 

116, 205, 40/41 

— 

— 

— 

— 

TK 

(84) 

1984 



699 

7 045 

653 

365 


— 

1986 

Domier GmbH 

248 

— 

— 

— 

— 


(85) 

1984 



698 

9 205 

171 

99 


— 

1986 

Bausparkasse Schwäbisch-Hall 









AG 

608 

— 

— 

— 

— 

E 

(93) 

1984 



640 

3 062 

199 

— 


— 

1986 

Wohnungswirtschaft Wüstenrot 









Verwaltungs- tmd Finanzie- 









rungsgesellschaft mbH 

608 

~ 

— 

— 

— 


(95) 

1984 



631 

6 169 

287 

— 


— 

1986 

Beamtenheimstättenwerk 









Gemeinnützige Bausparkasse 









für den öffenÜichen Dienst 









GmbH 

608 

— 

— 

— 

— 


(97) 

1984 



610 

4 687 

415 

— 


— 

1986 

Hapag-Lloyd AG 

51 

— 

— 

— 

— 


(98) 

1984 



609 

7 137 

842 

233 



Die hier gemachten Rangangaben für 1984 stimmen in einigen Fällen nicht mit denen überein, die in der entsprechenden 
Tabelle des Sechsten Hauptgutachtens erscheinen. Die Ursache hegt in der geänderten Schätzmethode für die Ernüttlung der 
Personalkosten der Bertelsmann AG. hi der Rangfolge der hundert größten Unternehmen 1984 haben sich dadurch folgende 
Verschiebungen ergeben (in Klammem Rang 1984 im Sechsten Hauptgutachten): Bertelsmann AG 38 (50), Hertie GmbH 39 
(38), Zahnradfabrik AG 40 (39), Ruhrgas AG 41 (40), Metallgesellschaft AG 42 (41), Bayernwerk AG 43 (42), BATIG 44 (43), 
Preussag AG 45 (44), VIAG 46 (45), co op 47 (46), Carl-Zeiss- Stiftung 48 (47), BGAG 49 (48), Neue Heimat 50 (49). 

2) In den Fällen, in denen anstelle einer Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich entweder das betreffende Unternehmen in 
dem Jahr nicht unter den „100 Größten", oder es handelt sich um ein Kreditinstitut bzw. eine Versicherung, für die Cash- 
flow-Angaben nicht gemacht werden. Bleibt ein Feld vollkommen frei, konnte die betreffende Information nicht ermittelt 
werden. 
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fung des inländischen Konzerns eines solchen 
Bauuntemehmens ist deshalb nicht möghch. Zur 
Schätzung der Wertschöpfung wurde auf die je- 
weils im Geschäftsbericht angegebene inländische 
Bauleistung zurückgegriffen und diese mit einer 
geschätzten Wertschöpfung/Bauleistung-Relation 
von 0,33 multipliziert. Dieser Wert ist der Durch- 
schnitt der Wertschöpfung/Bauleistung-Relatio- 
nen entsprechend der Gewinn- und Verlustrech- 
nung aller fünf ursprünglich in Betracht gezoge- 
nen Bauunternehmen. Die durchschnittliche pro- 
zentuale Abweichung der individuellen Relatio- 
nen vom Mittelwert beträgt 11,2% (1984: 10,3%). 
Ein Durchschnitt anstelle individueller Relationen 
wurde vorgezogen wegen der von Jahr zu Jahr zu 
beobachtenden starken Schwankungen in den in- 
dividuellen Relationen, die vermutlich auf die He- 
terogenität der zur Abrechnung kommenden Pro- 
jekte zurückzuführen sind. 

— Zusätzlich mußte bei zwei Unternehmen (Deut- 
sche Lufthansa, Volksfürsorge) jeweils ein für die 
Berechnung gemäß Wertschöpfungsstaffel benö- 
tigtes Element geschätzt werden. Die dadurch ver- 
ursachte Verzerrung des Ergebnisses dürfte inner- 
halb der Toleranz liegen, die bei der Erhebung von 
Kennzahlen, wie sie hier ermittelt werden, immer 
zu berücksichtigen ist. 

282. Die entsprechend der in den vorangegangenen 
Textziffern dargelegten Vorgehensweise ermittelten 
„100 Größten" für 1984 und 1986 sind in Tabelle 7, 
nach Höhe der Wertschöpfung 1986 geordnet, zusam- 
mengestellt. 

Im folgenden werden die Entwicklungen und Ände- 
rungen für den Berichtszeitraum 1984 bis 1986 erläu- 
tert. Dort wo längerfristige Betrachtungen von Inter- 
esse sind, werden für die „100 Größten" auch die Ent- 
wicklungen seit 1978, dem Jahr, für welches die erste 
Zusammenstellung der „100 Größten" nach Wert- 


schöpfung existiert, dargestellt. Darüber hinaus wird 
die Entwicklung der 10 größten Unternehmen nach 
Wertschöpfung, die seit 1970 vorliegt, aufgezeigt. 


3.2 Im Beobachtungszeitraum eingetretene 
Veränderungen 

283. In der Zusammensetzung des Kreises der „100 
Größten" haben sich von 1984 bis 1986 folgende Än- 
derungen ergeben. 

Ausgeschieden sind (Rang 1984 in Klammem): 


1. AEG Aktiengesellschaft (17) 

2. Beteiligungsgesellschaft für 

Gemein Wirtschaft AG (49) 

3. MTU Motoren- und Turbinen-Union 

München GmbH (77) 

4. Deutsche BP AG (84) 

5. Domier GmbH (85) 

6. Bausparkasse Schwäbisch Hall AG (93) 

7. Wohnungswirtschaft Wüstenrot Verwal- 
tungs- und Finanziemngsgesellschaft 

mbH (95) 

8. Beamtenheimstättenwerk Gemeinnützige 

Bausparkasse für den öffentlichen Dienst 
GmbH (97) 

9. Hapag-Uoyd AG (98). 

In den Kreis der „100 Größten" sind 1986 neu einge- 
treten (Rang in Klammern): 

1. Volksfürsorge Deutsche Lebensversichemng 

AG (75) 

2. Gmndig AG (79) 


3) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe mehrerer Nummern bedeutet Unterstrei- 
chung den Tätigkeitsschwerpunkt. Falls dieser nicht festgelegt werden kann, unterbleibt die Unterstreichung. 

^) Wenn nicht anders vermerkt, Wertschöpfung der konsolidierten inländischen KonzemgeseUschaften. 

^) Keine Cash-flow-Angabe für Kreditinstitute und Versicherungen. Vgl. Fn. 2 zu dieser Tabelle. 

^) Falls das Geschäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr übereinstimmt, wird der Bilanzierungsmonat durch eine entsprechende Zahl 
an gezeigt. Die Daten des in 1986 abgeschlossenen Geschäftsjahres wurden zugrunde gelegt, wenn der Bilanzstichtag in die Zeit 
vom 30. Juni bis zum 31. Dezember fällt, sonst die des in 1987 abgeschlossenen Geschäftsjahres. 

Bedeutung der sonst verwendeten Abkürzungen: 

E = Einzelabschluß 

GD = Daten der deutschen Gruppe 

TK = Daten des konsolidierten inländischen Teilkonzems. 

’) In 1984 Volkswagen werk AG. 

8) Nachfolgegesellschaft der Friedrich Flick Industrieverwaltung KGaA. 

9) In 1984 Gutehoffnungshütte Aktienverein AG. Die MAN AG resultiert aus der Verschmelzung der M.A.N. Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg Aktiengesellschaft auf die Gutehoffnungshütte Aktienverein AG im Jahr 1985. 

10) In 1984 Allianz Versicherungs-AG. 

11) In 1984 ARBED Saarstahl GmbH. 

12) In 1984 Untemehmensgmppe Volksfürsorge. 

13) Der Gleichordnungskonzem mit der Neue Heimat Städtebau AG, inzwischen GSP Gesellschaft für Städtebau und Planung AG, 
wurde in 1983 aufgehoben. 

14) In 1984 AEG-Telefunken AG. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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3. Bank für Gemeinwirtschaft AG (83) 

4. Boehringer Mannheim GmbH (88) 

5. Hewlett-Packard GmbH (91) 

6. Flughafen Frankfurt Main AG (92) 

7. Diehl GmbH & Co, (93) 

8. Beiersdorf AG (97) 

9. E. Merck (100). 


284 . Das Ausscheiden der Beteihgungsgesellschaft 
für Gemeinwirtschaft AG (BGAG) aus dem Kreis der 
„100 Größten" 1986 steht in engem Zusammenhang 
mit der Aufnahme von zwei anderen Unternehmen. 
Die 1986 erfolgte Veräußerung von 50% plus einer 
Aktie des Grundkapitals der Bank für Gemeinwirt- 
schaft AG (BfG) an die Aachener und Münchener 
Beteihgungs-AG (AMB) einerseits und die Nichtkon- 
sohdierung der Volksfürsorge-Gruppe infolge geän- 
derter Besitzverhältnisse andererseits, haben zu einer 
drastischen Verminderung der Wertschöpfung der 
BGAG geführt. Da die BfG trotz der Mehrheitsbeteüi- 
gung durch die AMB nicht unter deren einheitiicher 
Leitung steht, stellt sie einen selbständigen Konzern 
dar und tritt damit, wie die Volksfürsorge-Gruppe 
auch, in den Kreis der „100 Größten" 1986 ein. 

Weitere Veränderungen in der Zusammensetzung der 
„100 Größten", die durch Änderungen des Konsoh- 
dierungskreises verursacht worden sind, betreffen das 
Ausscheiden der Konzerne AEG Aktiengesellschaft, 
Domier GmbH und MTU Motoren- und Turbinen- 
Union München GmbH, die von Daimler-Benz über- 
nommen wurden. Dadurch und durch das gleichzei- 
tige hohe interne Wachstum der Daimler-Benz AG als 
Konzemobergesellschaft, rückte der Daimler-Benz- 
Konzem in der Liste der „100 Größten" 1986 auf den 
ersten Rang vor. 

Die übrigen Änderungen erfolgten aufgrund der Ge- 
schäftsentwicklung der betreffenden Unternehmen. 
Bei den ausscheidenden Unternehmen fällt auf, daß 
hierunter drei Bausparkassen vertreten sind. Von die- 
sen verzeichnete jedoch nur die Wüstenrot-Gruppe 
einen außergewöhnlich hohen Rückgang der Wert- 
schöpfung, Die stärkste Minderung der Wertschöp- 
fung ergab sich bei der Deutsche BP AG. Bezüghch 
der neu aufgenommenen Unternehmen sind insbe- 
sondere das außerordentiich hohe Wertschöpfungs- 
wachstum der Grundig AG und die ebenfalls starke 
Zunahme der Wertschöpfung der Hewlett-Packard 
GmbH hervorzuheben. Die übrigen Unternehmen 
sind aufgrund überdurchschnittiicher, jedoch nicht 
außergewöhnhcher Zuwachsraten ihrer Wertschöp- 
fung in den Kreis der „100 Größten" eingetreten. 

285 . Neben den Zu- und Abgängen Volksfürsorge, 
BfG, AEG, BGAG, MTU und Domier sind eine Anzahl 
von größeren Veränderungen innerhalb der Rang- 
folge durch externes Wachstum bzw. Ausgliederun- 
gen von Konzerngesellschaften der betreffenden Un- 
ternehmen zustande gekommen. Die Rangverbesse- 
mng der Preussag AG um zehn Plätze ist maßgebhch 
auf die in 1986 erfolgte Neukonsohdiemng der mehr- 
heitlich erworbenen Deilmann AG zurückzuführen. 
Die REWE Handelsgesellschaft Leibbrand oHG hat 
ihren Konsohdierungskreis im Berichtszeitraum we- 


sentlich erweitert, insbesondere durch die Über- 
nahme der Dugena Uhren und Schmuck GmbH im 
Jahr 1985. Dadurch rückte das Handelsunternehmen 
in der Ranghste um 15 Plätze nach vorne. Die über- 
durchschnittiiche Wert schöpf ungssteigemng der 
Nestle-Gruppe Deutschland GmbH, seit 1987 Nestle 
Deutschland AG, die eine Rangverb essemng um 
15 Plätze bewirkte, beruht auf der Übernahme der 
Herta Artland Dörffler KG und der Dany Club Sand- 
wich KG sowie auf der Einbeziehung der 50%-Betei- 
hgung an der Dallmayr Kaffee oHG, die ihrerseits das 
Unternehmen Heimbs & Sohn GmbH erworben hat. 
Ein weiterer Fall einer Rangverbesserung infolge ex- 
ternen Wachstums liegt bei der Rheinmetall Berlin AG 
vor, die seit 1986 die Pierburg- Gruppe konsohdiert, 
nachdem 1985 die WMF-Gmppe aus dem Konsohdie- 
mngskreis ausschied. Rheinmetall verbesserte sich 
dadurch um neun Ränge. Die Steigemng des Wert- 
schöpfungsvolumens und mithin die Verschiebung 
um fünf Positionen bei der Otto Versand GmbH ist in 
Verbindung mit der Erweiterung des Konsohdie- 
rungskreises um sechs Gesellschaften zwischen 1984 
und 1986 zu sehen. Die Positionsverbesserung der 
FAG Kugelfischer Georg Schäfer KGaA um elf Plätze 
resultiert teilweise aus dem Erwerb der Kochs Adler 
AG. Die Rangverbesserung der Feldmühle Nobel AG 
um zwölf Plätze beruht nicht auf externem Wachstum, 
sondern entstand vielmehr im Zusammenhang mit der 
Neuordnung des Konzerns. 

Die Neue Heimat Gemeinnützige Wohnungs- und 
Siedlungsgesellschaft mbH hat einerseits durch ihre 
allgemein schwierige Lage an Werts chöpf ungsvolu- 
men verloren, aber die Rangverschlechterung um 
31 Plätze ist zum Teil auch auf das Loslösen von drei 
Regionalgesellschaften zurückzuführen. Die über- 
durchschnittiiche Wertschöpfungsminderung bei der 
Klöckner-Werke AG, die eine Rangverschlechterung 
um 21 Plätze bewirkte, resultiert zu einem Teil auch 
aus der Ausghederung des Stahlbereichs in die 
100%ige Tochter Klöckner Stahl GmbH. Die Klöck- 
ner- Humboldt-Deutz AG (KHD) mußte, trotz der Neu- 
konsolidierung der Motoren- Werke Mannheim AG 
einschheßlich deren Töchter, ebenfalls erhebhche 
Wertschöpfungseinbußen hinnehmen. Ohne das ex- 
terne Wachstum hätte sich die KHD vermutiich um 
mehr als 17 Plätze verschlechtert. 

286 . Neben diesen strukturellen Entwicklungen 
können auch branchenspezifische Nachfrageentwick- 
lungen Positionsänderungen einzelner Unternehmen 
in der Rangfolge der „100 Größten'' nach sich ziehen. 
Anhand der Angaben in Tabelle 8 soll untersucht wer- 
den, ob ein derartiger branchenspezifischer Einfluß 
feststellbar ist. 

Die Tabelle enthält, nach Schwerpunkt der wirtschaft- 
hchen Aktivität aufgegliedert, die Anzahl der Rang- 
veränderungen von Unternehmen sowie die durch- 
schnittliche Zahl der Stellen, um die sich die Unter- 
nehmen mit einem Schwerpunkt in dem betreffenden 
Wirtschaftszweig nach oben oder unten in den Rän- 
gen verändert haben. Gleichzeitig wird in der letzten 
Spalte die reale Wachstumsrate des Wirtschaftszwei- 
ges von 1984 auf 1986 angegeben. 

In dieser Aufgliederung sind alle Unternehmen 
— einschheßhch der 1986 neu aufgenommenen bzw. 
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Tabelle 8 


Positionsveränderungen zwischen 1984 und 1986 in der Rangfolge der „100 Größten" nach Schwerpunkten 
der wirtschaftlichen Aktivität der Unternehmen zusammen mit Wachstumsraten in den entsprechenden 

Wirtschaftszweigen 




Zahl der Unternehmen 

Durchschnittliche 

Reale 

Wachstumsrate 

des 

Wirtschafts- 
zweiges 1) 

(%) 


Wirtschaftszweig 

ohne 
Positions- 
verände- 
rung in 
der Rang- 
folge 

mit Positions- 
veränderung in 
der Rangfolge 

Positions- 
veränderung 
in der 
Rangfolge 



nach 

oben 

nach 

imten 

nach oben (+) 
nach unten (-) 

101/103 

Elektrizitäts- und Gasversorgung .... 

1 

2 

4 

- 2,7 

+ 3,5 

11 

Bergbau 

1 

1 

1 

- 0,3 

- 0,7 

200 

Chemische Industrie 

3 

8 

1 

+ 3,1 

+ 1,3 

205 

Mineralöl Verarbeitung 

0 

0 

3 

-22,3 

- 5,2 

210 

Herstellung von Kunststoffwaren .... 

0 

1 

0 

+ 5,0 

+ 9,7 

213 

Herstellung von Gummiwaren 

0 

2 

0 

+ 11,0 

+ 9,1 

230-232 

Eisenschaffende Industrie 

0 

2 

3 

- 3.4 

- 2,9 

233 

NE -Metallerzeugung, NE-Metall- 
halbzeugwerke 

0 

1 

0 

+ 3,0 

+ 4,9 

242 

Maschinenbau 

0 

1 

4 

- 3,0 

+ 12r2 

243 

Herstellung von Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten und 
-einrichtungen 

0 

1 

1 

+ 6,5 

+28,2 

244 

Herstellung von Kraftwagen imd 
deren Teilen 

2 

5 

2 

+ 1,8 

+ 14,8 

248 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

1 

0 

0 

0 

V 

250 

Elektrotechnik 

1 

6 

1 

+ 5,6 

+ 16,6 

252 

Feinmechanik, Optik 

0 

1 

0 

+ 6,0 

+ 12,1 

28/29 

Ernährungsgewerbe 

0 

1 

1 

- 0,5 

+ 4,0 

299 

Tabakverarbeitung 

0 

0 

1 

- 6,0 

+ 3,6 

30 

Bauhauptgewerbe 

1 

0 

2 

- 3,0 

- 4,0 

43 

Einzelhandel 

1 

3 

2 

- 0,3 

+ 3,8 

51 

Verkehr, Nachrichtenübermittlung . . 

1 

1 

1 

+ 2,0 

V 

601 

Kreditbanken 

0 

4 

1 

+ 5,0 

+ 11,7 

602 

Institute des Sparkassenwesens 
(Girozentralen, Landesbanken) .... 

0 

1 

0 

+ 15,0 

V 

608 

Bausparkassen 

0 

0 

3 

- 6,0 

V 

61 

Versicherungsgewerbe 

0 

1 

0 

+ 4,0 

+ 10,4 

76 

Verlagsgewerbe 

0 

1 

1 

+ 5,0 

V 


1) Ermittelt wie folgt: 

— Produzierendes Gewerbe (Wirtschaftszweig 101 bis 30): aus entsprechender Statistik über Indizes der Produktion. 

— Einzelhandel: um Einzelhandelspreissteigerungen bereinigte Umsatzwachstumsrate aller rechtlich selbständigen Einzel- 
händler. 

— Kreditinstitute: Wachstumsrate der Bilanzsumme aller Kreditinstitute, die — unter der Annahme, daß Kredite in erster Linie 
für Investitionen verwandt werden — um die Steigerung des implizierten Preisdeflators für Investitionen bereinigt 
wurde. 

— Versicherungsgewerbe: Wachstumsrate der gesamten Versicherungsbeiträge, bereinigt um Steigerungen des Preisindexes 
für die Lebenshaltung und des impliziten Preisdeflators für Investitionen entsprechend den ungefähren Anteilen der Lebens- 
und Krankenversicherungen imd der Sachversicherungen. 

2) Konnte nicht ermittelt werden. 

Quelle: Tabelle 7; Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch 1987 für die BimdesrepubUk Deutschland, Stuttgart und 
Mainz 1987; Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 2.1: Indizes der Produktion . . ., 
Noveniber 1987; eigene Erhebungen. 
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ausgeschiedenen — berücksichtigt worden. Ausge- 
nommen sind nur diejenigen, von denen von vornher- 
ein bekannt ist, daß ihre Rangveränderungen in erster 
Linie auf andere Faktoren als die reale Wachstumsrate 
des Wirtschaftszweigs zurückzuführen sind. Zu die- 
sen gehören die oben genannten Unternehmen (außer 
Klöckner- Werke AG und KHD), deren Konsolidie- 
rungskreis sich stark geändert hat, oder die anderen 
gewichtigen externen Einflüssen ausgesetzt waren, 
sowie die Unternehmen VEBA, Feldmühle Nobel, 
Salzgitter, VIAG, Saint-Gobain, ITT, Bergmann-Elek- 
tricitäts- Werke, BATIG und Diehl, für die es beson- 
ders problematisch ist, einen Tätigkeitsschwerpunkt 
festzulegen. 

Insgesamt wurden 87 Unternehmen aus den verschie- 
denen Branchen berücksichtigt. Für ein 1986 neu auf- 
genommenes Unternehmen wird zwecks Bestimmung 
der Anzahl der Stellen, um die es sich zwischen 1984 
und 1986 verändert hat, angenommen, daß es sich 
1984 auf Rang 101 befand, und umgekehrt für ein aus- 
geschiedenes Unternehmen, daß es 1986 diesen Rang 
innehatte. Da die wirklichen Rangziffem in der Regel 
höher sind, führen diese Annahmen zu einer Unter- 
schätzung der durchschnittlichen Rangveränderun- 
gen in den betroffenen Wirtschaftszweigen. 

287. Bei der Auswertung von Tabelle 8 muß beach- 
tet werden, daß nur dann eine Aussage sinnvoll ist, 
wenn mehrere Unternehmen dem Wirtschaftszweig 
zugeordnet sind, da bei einem einzelnen Unterneh- 
men die Wahrscheinlichkeit besonders groß ist, daß 
eine Rangveränderung, die vom Wachstum des Wirt- 
schaftszweigs beeinflußt zu sein scheint, in Wirklich- 
keit jedoch von anderen Faktoren bestimmt worden 
ist. Es werden deshalb nur Wirtschaftszweige mit min- 
destens fünf Unternehmen betrachtet. 

288. Zwischen 1984 und 1986 ist das reale Bruttoin- 
landsprodukt um 4,7 % gewachsen. Es wird nun ver- 
mutet, daß Unternehmen aus Wirtschaftszweigen mit 
einer über 4,7 % liegenden realen Wachstumsrate im 
Durchschnitt positive Rangveränderungen und Unter- 
nehmen aus Wirtschaftszweigen mit einer darunter 
liegenden Wachstumsrate im Durchschnitt negative 
Rangveränderungen aufweisen. 

Für Wirtschaftszweige mit einer überdurchschnittli- 
chen realen Wachstumsrate der wirtschaftlichen Akti- 
vität, die gleichzeitig das Kriterium der Mindestzahl 
von fünf Unternehmen erfüllen, ergibt sich bezüglich 
der durchschnittlichen Positionsveränderungen fol- 
gendes Bild: 


— Maschinenbau 

-3,0 

— Herstellung von Kraftwagen und 
deren Teilen 

+ 1,8 

— Elektrotechnik 

+5,6 

— Kreditbanken 

+5,0. 

Für Wirtschaftszweige mit einer unterdurchschnittli- 
chen realen Wachstumsrate ist die Zusammenstellung 
wie folgt: 

— Elektrizitäts- und Gasversorgung 

-2.7 

— Chemische Industrie 

+3,1 


— Eisenschaffende Industrie -3,4 

— Einzelhandel -0,3. 

Die Ergebnisse mit Ausnahme derjenigen für den Ma- 
schinenbau und die Chemische Industrie stützen so- 
mit die Vermutung. Bezüglich des Ergebnisses der 
Maschinenbaubranche ist festzustellen, daß sich die 
8 %ige Wertschöpfungsminderung bei der Klöckner- 
Humboldt-Deutz AG, die eine Rangverschlechterung 
um 17 Plätze bewirkte, relativ stark auf das Gesamt- 
bild der größten Maschinenbauuntemehmen aus- 
wirkte. Generell ist zu berücksichtigen, daß Positions- 
veränderrxngen der Unternehmen nicht nur aus Ver- 
ändenmgen der realen wirtschaftlichen Aktivität, 
sondern auch aus Preisveränderungen resultieren. 
Die Ergebnisse sind jedoch mit Vorsicht zu interpre- 
tieren, da neben der schon erwähnten Unterschät- 
zung der durchschnittlichen Rangveränderungen von 
neu eintretenden imd ausscheidenden Unternehmen 
die Rangverändenmgen der Unternehmen auch da- 
von abhängen, ob Unternehmen am oberen Ende der 
Rangliste, im Mittelfeld oder am Ende der Rangliste 
stehen. 


3.3 Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der 
„100 Größten“ 

3.3.1 Wertschöpfung 

289. Die jeweils 100 größten Unternehmen erwirt- 
schafteten zusammen eine Wertschöpfung in Höhe 


von: 


1978 

170 915 Mio. DM, 

1980 

196 547 Mio. DM, 

1982 

208 607 Mio. DM, 

1984 

226 040 Mio. DM, 

1986 

253 636 Mio. DM. 

Im Vergleich dazu betmg die Nettowert Schöpfung 
aller Unternehmen in der Bundesrepublik: ^2) 

1978 

887 870 Mio. DM, 

1980 

1 009 020 Mio. DM, 

1982 

1 091 890 Mio. DM, 

1984 

1 209 750 Mio. DM, 

1986 

1 346 540 Mio. DM. 


290. Danach betrug die Wachstumsrate der jeweils 
100 größten Unternehmen bzw. aller Unternehmen in 
der Bundesrepublik (Wert in Klammem) : 

1978/80 15,0% (13,6%), 

1980/82 6,1% ( 8,2%), 

1982/84 8,4% (10,8%), 

1984/86 12,2% (11,3%). 

Gemessen an allen Unternehmen erzielten die jeweils 

100 größten Unternehmen folgenden Wertschöp- 
fungsanteil: 

1978 19,3%, 

1980 19,5%, 


12) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 18: Volkswirt- 
schaftliche Gesamtrechnimgen, Reihe 1: Konten und Stan- 
dardtabellen 1986, Tabelle 3.2, S. 224. Die Zahlen für 1986 
erscheinen in der Ausgabe 1988; Reihe 1.2: Konten imd 
Standardtabellen, Vorbericht 1987. 
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1982 19,1%, 

1984 18,7%, 

1986 18,8%. 

Damit ist der Anteü im Berichtszeitraum nach 1980 
erstmals wieder leicht gestiegen. 

291 . Der unmittelbare Vergleich der „100 Größten'' 
von 1978, 1980, 1982, 1984 und 1986 stellt auf dieje- 
nigen Unternehmen ab, die jeweils in den beiden be- 
treffenden Jahren zu diesem Kreis gehörten. Er ist 
somit kein Vergleich von Mengen, die zu verschiede- 
nen Zeitpunkten immer dieselben Unternehmen ent- 
halten. Die aus gewiesenen Wachstumsraten und An- 
teile an den entsprechenden gesamtwirtschafüichen 
Größen drücken deshalb auch den Effekt des Aus- 
scheidens und des Zutritts von Unternehmen aus. Bei 
einem Vergleich von Aggregaten, gebildet aus Unter- 
nehmen, die gleichzeitig in den beiden Vergleichsj äh- 
ren dem Kreis der „100 Größten" angehörten, verän- 
dert sich das Büd bezüglich des Berichtszeitraums 
1984 bis 1986 wie folgt. Die Wachstumsrate der so- 
wohl 1984 als auch 1986 zum Kreis der „ 100 Größten" 
gehörenden 91 Unternehmen belief sich für diesen 
Zeitraum auf 14,2%, und der Anteil an der Wertschöp- 
fung aller Unternehmen betrug: 

1984 17,9%, 

1986 18,4%. 

Die Wachstumsrate dieser 91 Unternehmen ist unter 
anderem deshalb höher als diejenige der jeweüs 
„100 Größten", weü die Konsolidierung der ausschei- 
denden Unternehmen AEG Aktiengesellschaft, MTU 
Motoren- und Turbinen-Union München GmbH und 
Domier GmbH bei der Daimler-Benz AG im Jahr 1986 
wesentlich zu deren überdurchschnittlichem Wert- 
schöpfungswachstum beigetragen hat. Schheßt man 
diesen Effekt aus, so ergibt sich bezüghch des Wert- 
schöpfungsanteils der 91 Unternehmen an allen Un- 
ternehmen gegenüber 1984 keine Veränderung. 

292 . Ein differenziertes Bild über die Entwicklung 
der nach Wertschöpfung 100 größten Unternehmen 
ergibt sich, wenn man die Anteile aller Zehner-Rang- 
gruppen (d. h. der Unternehmen auf den Rängen 1 bis 
10, 11 bis 20, 21 bis 30 usw.) an der Wertschöpfung 
aller Unternehmen betrachtet: 


Rang 

Anteil (%) 

1978 

1980 

1982 

1984 

1986 

1 bis 

10 

7,03 

7,45 

7,29 

7,27 

7,72 

11 bis 

20 

3,82 

3,46 

3,55 

3,27 

3,48 

21 bis 

30 

2,06 

2,01 

2,10 

2,01 

1,92 

31 bis 

40 

1,47 

1,56 

1,51 

1,39 

1,29 

41 bis 

50 

1,12 

1,11 

1,09 

1,11 

1,07 

51 bis 

60 

0,95 

1,06 

0,95 

0,99 

0,96 

61 bis 

70 

0,88 

0,84 

0,78 

0,84 

0,77 

71 bis 

80 

0,76 

0,74 

0,68 

0,71 

0,63 

81 bis 

90 

0,65 

0,66 

0,61 

0,57 

0,53 

91 bis 100 

0,53 

0,58 

0,54 

0,52 

0,47 


Kennzeichnend für alle dargestellten Perioden ist das 
große Gefälle zwischen den Ranggruppen. Die ersten 
zehn Unternehmen weisen einen größeren Anteü als 


die nächsten 30 und die ersten 20 einen größeren als 
die restlichen 80 Unternehmen auf. Dabei ist der An- 
teü der ersten 20 gegenüber dem der restiichen 80 Un- 
ternehmen zwischen 1984 und 1986 deutüch gestie- 
gen, während er zwischen 1982 und 1984 sank. Des- 
weiteren ist festzusteUen, daß sich die für die Zeit- 
räume 1978 bis 1980 und 1980 bis 1982 festgesteUte 
Gewichtsverschiebung zwischen den ersten beiden 
Zehner-Ranggruppen in entgegengesetzte Richtung 
zwischen 1982 imd 1984 bzw. 1984 und 1986 nicht in 
vergleichbarer Weise wiederholte. Vielmehr haben 
beide Gruppen zwischen 1982 und 1984 an Gewicht 
verloren, wohingegen sie im Berichtszeitraum 1984 
bis 1986 ihren Anteil deuüich steigern konnten. Von 
diesen Gewichtsverschiebungen waren jedoch nicht 
beide l^ehnergruppen in gleicher Intensität betroffen. 
Die erste Zehnergruppe verlor zwischen 1982 und 
1984 nur geringfügig an Gewicht und konnte in der 
Berichtsperiode gemz erhebhche Anteüszuwächse 
reahsieren. Dagegen konnte bei der zweiten Zehner- 
gruppe der Anteüsverlust zwischen 1982 und 1984 im 
Berichtszeitraum nicht wieder auf geholt werden. Ins- 
gesamt ist also das GefäUe zwischen den beiden er- 
sten Gruppen größer geworden. Das gute Abschnei- 
den der größten zehn Unternehmen ist maßgebhch 
auf das außerordentiich hohe Wachstum der Daimler- 
Benz AG zurückzuführen. Dagegen resultiert die An- 
teüssteigerung der zweiten Zehnergruppe aus dem 
überdurchschnittlichen Wachstum der Unternehmen 
Deutsche Bank, Dresdner Bank, Opel und insbeson- 
dere Ford. 

293 . Während die Ranghste der „100 Größten" nur 
für die Jahre 1978, 1980, 1982, 1984 und 1986 vorhegt, 
konnte die Liste der nach Wertschöpfung zehn größ- 
ten Unternehmen aufgrund der vorhegenden Ge- 
schäftsberichte auch für 1970 erhoben werden. Die 
Entwicklung dieser Zehn wird in Tabelle 9 auf gezeigt. 
Von den im Jahre 1970 zehn größten Unternehmen 
sind mittlerweüe drei Unternehmen aus diesem Kreis 
ausgeschieden. Die AEG AktiengeseUschaft, die seit 
1980 nicht mehr zu den „10 Größten" bzw. durch den 
Verkauf an die Daimler-Benz AG seit 1986 nicht mehr 
zu den „100 Größten" gehört, befand sich 1984 auf 
Rang 15. AnsteUe der Rheinisch-Westfähsches Elek- 
trizitätswerk AG und der VEBA AG, die im Berichts- 
zeitraum 1984 bis 1986 von Rang 8 bzw. 9 auf Rang 12 
bzw. 11 zurückfielen, sind 1986 die Feldmühle Nobel 
AG (Rang 8) und die Thyssen AG (Rang 10) in den 
Kreis der „10 Größten" eingetreten. 

294 . Ein Vergleich des Wertschöpf ungsanteüs, den 
die jeweüs zehn größten Unternehmen in 1970, 1978, 
1980, 1982, 1984 und 1986 innehatten, ergibt folgen- 
des Büd: 

1970 6,55%, 

1978 7,03%, 

1980 7,45%, 

1982 7,29%, 

1984 7,27%, 

1986 7,72%. 

In den sechzehn Jahren von 1970 bis 1986 hat sich 
dieser Anteü unter Schwankungen um fast 18% er- 
höht, wobei im Berichtszeitraum 1984 bis 1986 eine 
erhebhche Steigerung eingetreten ist. 
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Tabelle 9 


Die nach Wertschöphing zehn größten Unternehmen 1970, 1984 und 1986^) 


Rang 

Firma 

Wertschöpfung (Mio. DM) 

1970 

1984 

1986 

1970 

1984 

1986 

1 

4 

4 

Ruhrkohle AG 

4 514 

8 430 

8 253 

2 

1 

2 

Siemens AG 

4 409 

14 113 

16 684 

3 

3 

3 

Volkswagen AG 

3 609 

11 550 

12 075 

4 

2 

1 

Daimler-Benz AG 

3 236 

11 937 

21472 

5 

— 

— 

AEG Aktiengesellschaft 

3 008 

— 

— 

6 

7 

7 

Hoechst AG 

2 803 

7 169 

7 876 

7 

— 

10 

Thyssen AG 

2 746 

- 

6 814 

8 

6 

6 

BASF AG : 

2 663 

7 576 

7 976 

9 

5 

5 

Bayer AG 

2 424 

7 879 

8 185 

10 

8 

— 

Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG . 

2 003 

6 731 

— 

— 

9 

— 

VEBAAG 

— 

6 383 

— 

— 

10 

9 

Robert Bosch GmbH 

— 

6 236 

7 064 

- 

- 

8 

Feldmühle Nobel AG 

— 

— 

7 598 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht imter den zehn größten Unternehmen bzw. im Fall der AEG Aktiengesellschaft 1986 nicht imter den hundert 
größten Unternehmen. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


3.3.2 Beschäftigte 

295. Für 99 Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten'' in 1984 und 98 Unternehmen in 1986 
ist die Zahl der Beschäftigten bekannt. Würden die 
Unternehmen nach der Anzahl der Beschäftigten ge- 
ordnet, ergäben sich in der Rangfolge einige bran- 
chenspezifische Unterschiede, insgesamt würde je- 
doch eine hohe Übereinstimmung mit der Reihenfolge 
nach Wertschöpfung erzielt. Hierfür spricht u. a. Ta- 
belle 10, in der die 1986 nach Beschäftigten zehn 
größten Unternehmen auf gezeigt werden. Neun von 
ihnen gehören zu den zehn größten Unternehmen 
nach Wertschöpfung. 

296. Um die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der 
Unternehmen entsprechend ihrer Beschäftigtenzahl 
darzustellen, ist es zweckmäßig, lediglich die Unter- 
nehmen, die sowohl 1984 als auch 1986 in der Rang- 
folge vertreten sind, zu betrachten. Bei Berücksichti- 
gung aller Unternehmen könnte aufgrund der imter- 


schiedlichen Produktionsstruktur der ausgeschiede- 
nen und der neu aufgenommenen Unternehmen der 
Vergleich beeinträchtigt werden. 

297. Die 90 Unternehmen, die in den Rangfolgen 
beider Jahre vertreten sind und für die die Zcihlen 
vorliegen, beschäftigten jeweils am Bilanzstichtag 

1984 3 075 442, 

1986 3 250 465 

Arbeitnehmer Dies entspricht einer Steigerung 
von 5,7%. Im Vergleich dazu ist die Anzahl der Be- 
schäftigten aller Unternehmen im Berichtszeitraum 
schwächer angestiegen. 


^3) Bei einigen Unternehmen stimmt das Geschäftsjahr nicht 
mit dem Kalenderjahr überein, so daß für diese die Zahl der 
Beschäftigten für einen anderen Zeitpunkt, meistens 
30. Juni oder 30. September, erfaßt wurde. Bei einigen wei- 
teren Unternehmen stellen die berichteten Zahlen Jahres- 
durchschnittswerte dar. 
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Tabelle 10 


Die nach Beschäftigten zehn größten Unternehmen 1986 


Rang nach 
Beschäf- 

Rang nach 
Wert- 

Firma 

Wirtschafts- 
zweig 1) 

Beschäftigte 

tigten 

Schöpfung 





Deutsche Btmdespost 

51 

552 625 



Deutsche Bimdesbahn 

51 

268 176 

1 

1 

Daimler-Benz AG . 

242, 244, 248, 

250 

257 538 

2 

2 

Siemens AG 

243, ^ 

248 900 

3 

3 

Volkswagen AG 

244 

175 384 

4 

4 

Riüirkohle AG 

101, 110, 200 

131 600 

5 

10 

Thyssen AG 

230-232, 240, 
242, 245, 246 

105 104 

6 

9 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, ^ 

99 465 

7 

5 

Bayer AG 

200 

93 653 

8 

7 

Hoechst AG 

200 

89 156 

9 

6 

BASF AG 

200 

88 015 

10 

14 

Mannesmann AG 

230-232, 242, 
40/41 

74 295 


1) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet Unter- 
streichung den Tätigkeitsschwerpunkt. 

Quelle; Eigene Erhebungen 


298. Die Anzahl der Beschäftigten aller Unterneh- 
men jeweüs am 31. Dezember betrug 

1984 18 938 097, 

1986 19 452 707. 

Daraus ergibt sich ein Anteil der betrachteten 90 Un- 
ternehmen von 

1984 16,2%, 

1986 16,7%. 

Der Anteü dieser Unternehmen am Gesamtbetrag der 
Wertschöpftmg hegt mit 

1984 17,8%, 

1986 18,3% 

in beiden Jahren um jeweüs 1,6 Prozentpunkte höher, 
was darauf hindeutet, daß unter diesen 90 Großunter- 
nehmen solche relativ häufig vertreten sind, die im 
Vergleich zur Gesamtheit aller Unternehmen über 
eine überdurchschnittliche Wertschöpfung pro Ar- 
beitnehmer verfügen. Allerdings ist festzusteUen, daß 
im Berichtszeitraum die Wertschöpfimg pro Arbeit- 
nehmer in den 90 Großunternehmen mit 8,1 % etwas 
schwächer angestiegen ist als in allen Unternehmen. 


Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer al- 
ler Wirtschaftszweige, außer Organisationen ohne Erwerbs- 
charakter und Gebietskörperschaften und Sozialversiche- 
rungen plus beamtete Arbeitnehmer der Deutschen Bimdes- 
post und der Deutschen Bimdesbahn. Diese Abgrenzung 
entspricht der, für die die Wertschöpfung aller Unternehmen 
vom Statistischen Bundesamt zusammengestellt wird. Quel- 
len der Zahlen sind das Statistische Bundesamt sowie die 
Geschäftsberichte der Deutschen Bundespost und der Deut- 
schen Bundesbahn. 


Für alle Unternehmen betrug der Zuwachs in der 
Wertschöpfung pro Arbeitnehmer zwischen 1984 und 
1986 8,4%. 

3.3.3 Sachanlagen 

299. Sachanlagevermögenswerte hegen für das Jahr 
1984 für 96 Unternehmen und für das Jahr 1986 für 
91 Unternehmen vor. Eine Rangfolge der Unterneh- 
men nach dieser Größe würde eine weniger hohe 
Übereinstimmung mit der Reihenfolge nach Wert- 
schöpfung als bei den Beschäftigten erbringen, da 
eine Anzahl von Unternehmen, besonders mit Tätig- 
keitsschwerpunkten in den Wirtschaftszweigen Woh- 
nungsvermietung und Elektrizitätsversorgung, eine 
verhältnismäßig sehr hohe Relation von Sachanlagen 
zur Wertschöpfung auf weisen. Dies wird in Tabelle 1 1 
deuthch, in der die 1986 nach Sachanlagen zehn größ- 
ten Unternehmen ausgewiesen werden. Unter diesen 
befinden sich sieben Unternehmen aus den beiden 
oben genannten Wirtschaftszweigen, die in der Rang- 
folge nach Wertschöpfung die Plätze 12, 49, 52, 80, 81, 
87 und 94 einnahmen. 

300. Wie bereits bei den Beschäftigten ist es bei der 
Darstellung der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung 
der Unternehmen entsprechend dem Sachanlagever- 
mögen ebenfaUs zweckmäßig, die Analyse auf dieje- 
nigen Unternehmen zu beschränken, die sowohl in 
1984 als auch in 1986 zu den „ 100 Größten" gehörten. 
Auch hier würde durch die unterschiedhche Produk- 
tionsstruktur der ausscheidenden bzw. neu eintreten- 
den Unternehmen der Vergleich der Zahlen gestört. 
Ferner ist eine weitere Eingrenzung der Zahlen der zu 
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Tabelle 11 


Die nach Sachanlagen zehn größten Unternehmen 1986^) 


Rang nach 
Sachanlagen 

Rang nach 
Wert- 
schöpfung 

Firma 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Sachanlagen 
(Mio. DM) 

1 

12 

Rheinisch-Westfälisches 





Elektrizitätswerk AG 

101 

16 922 

2 

49 

Bayemwerk AG 

101 

15 468 

3 

52 

Vereinigte Elektrizitätswerke West- 





falen AG 

101, 103, 105 

14 410 

4 

11 

VEBAAG 

101, 200, 205, 

12 544 




40/41 


5 

81 

Neue Heimat Gemeinnützige Woh- 





nungs- und Siedlungsgesellschaft 





mbH 

794 

8 235 

6 

80 

Berliner Kraft- und licht 





(Bewag) -AG 

101, 105 

7 279 

7 

87 

Energie-Versorgung 





Schwaben AG 

101 

7 236 

8 

3 

Volkswagen AG 

244 

6 690 

9 

94 

Hamburgische 





Electricitäts-Werke AG 

101, 105 

6 425 

10 

23 

Allianz AG Holding (einschheßlich 





Allianz Lebensversicherungs-AG) 

61 

6 028 


1) Tabelle 11 ist insoweit unvollständig, als die Unternehmen Daimler-Benz AG und Ruhrkohle AG aufgrund fehlender Angaben 
über die Sachanlagebestände unberücksichtigt bleiben. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet Unter- 
streichung den Tätigkeitsschwerpunkt. Falls dieser nicht festgelegt werden kann, unterbleibt die Unterstreichung. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


betrachtenden Unternehmen geboten, da die zur Ver- 
fügung stehende gesamtwirtschaftliche Bezugsgröße 
nur für einen Teil der Wirtschaftszweige güt. Diese 
Bezugsgröße wird der von der Deutschen Bundes- 
bank erstellten Statistik über Jahresabschlüsse der 
Unternehmen entnommen. Der Kreis der Unterneh- 
men, deren Abschlüsse in die Bilanzanalyse der Deut- 
schen Bundesbank einbezogen werden, wird wesent- 
lich dadurch bestimmt, daß die Bilanzvorlage primär 
der der Bundesbank gesetzlich vorgeschriebenen 
Prüfung der Bonität von Wechselverpflichteten dient. 
Die so ermittelbaren Jahresabschlüsse werden nach 
Maßgabe globaler Umsatzangaben auf Gesamtergeb- 
nisse für die erfaßten Wirtschaftsbereiche, nämhch 
das Verarbeitende Gewerbe, die Energiewirtschaft 
und Wasserversorgung, den Bergbau, das Bauge- 
werbe, den Handel sowie das Verkehrsgewerbe ohne 
Bimdesbahn hochgerechnet. Kreditinstitute, Versi- 
cherungs- sowie Dienstleistungsuntemehmen sind in 
ihr nicht repräsentiert und müssen deshalb in der vor- 
hegenden Untersuchung imberücksichtigt bleiben. 

301 . Die nach Berücksichtigung der obigen Überle- 
gungen verbleibenden 74 Unternehmen hatten je- 
weils zum Bilanzstichtag 

1984 160 210 Mio. DM, 

1986 178 408 Mio. DM 

an Sachanlagevermögen. Die sich daraus ergebende 
Wachstumsrate ist 11,4%, die danüt um 4,9 Prozent- 


punkte über der entsprechenden Rate für die gesamt- 
wirtschafüiche Bezugsgröße von 6,5 % hegt. 

Diese Bezugsgröße, das Sachanlagevermögen der in 
der Bundesbankstatistik erfaßten Bereiche, wies 

1984 654 700 Mio. DM, 

1986 697 500 Mio. DM 

auf. Der Anteil der 74 Unternehmen beträgt somit 

1984 24,5%, 

1986 25,6%. 

Daraus wird deuthch, daß die 74 Großunternehmen 
im Berichtszeitraum ihr Sachanlagevermögen stärker 
erhöht haben als der Durchschnitt aher Unternehmen 
in den betrachteten Wirtschaftszweigen. 

Leider konnte die Wertschöpfung dieser Wirtschafts- 
zweige nur für 1984, aufgrund der fehlenden statisti- 
schen Informationen aber noch nicht für 1986 ermittelt 
werden. Daraus ergibt sich ein Wertschöpfungsanteü 
der 74 Großunternehmen von 22,3% für 1984. Die 
betreffenden 74 Großunternehmen weisen demnach 
in 1984 einen höheren Anteil an den Sachanlagen als 
an der Wertschöpfung der zugrundegelegten Wirt- 
schaftszweige auf. 

302. Bereits im Sechsten Hauptgutachten war auf 
der Basis eines entsprechenden Vergleichs für 77 Un- 
ternehmen der „100 Größten" ein gegenüber dem 
Anteü an der Wertschöpfung höherer Sachanlagenan- 
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teil für das Jahr 1982 festgestellt worden, Nachdem 
nun auch die gesamtwirtschafüichen Bezugsgrößen 
hinsichthch der Wertschöpfung dieses Teilbereichs 
der Wirtschaft für das Jahr 1984 vorhegen, kann ein 
entsprechender Vergleich für dieses Jahr nachgetra- 
gen werden. Es zeigt sich, daß der Anteü der 77 Groß- 
unternehmen an den Sachanlagen infolge geänderter 
statistischer Angaben 1984 nicht 27,8%, sondern 
27,1 % betrug. Dagegen erzielten diese 77 Unterneh- 
men einen Anteil an der Wertschöpfung aller Unter- 
nehmen aus dem betrachteten Teilbereich der Wirt- 
schaft in Höhe von 25,7 % . Entsprechend der Entwick- 
lung bezüghch der 77 Großunternehmen in 1982 und 
der der 74 Großunternehmen in 1984 hegt auch hier 
der Sachanlagenanteil über dem der Wertschöpfung. 
Bei den 77 Unternehmen haben sich von 1982 auf 
1984 sowohl das Sachanlagevermögen als auch die 
Wertschöpfimg unterdurchschnitthch erhöht, und die 
Relation Wertschöpfung zu Sachanlagen ist geringer 
gestiegen als beim Durchschnitt aller Unternehmen 
dieses Teilbereichs der Wirtschaft. 

303 . Der in 1984 niedrigere Anteü der 74 Unterneh- 
men aus den „100 Größten" an den Sachanlagen aller 
Unternehmen im jetzigen Hauptgutachten im Ver- 
gleich zu den 77 Unternehmen aus den „100 Größ- 
ten" im vorangegangenen Hauptgutachten erklärt 
sich maßgebhch aus der geringeren Anzahl an be- 
rücksichtigten Unternehmen. Infolge fehlender Anga- 
ben über das Sachanlagevermögen des inländischen 
Konzerns im Jahr 1986 konnten die Konzerne Daim- 
ler-Benz AG, Ruhrkohle AG, Mannesmann AG und 
Fried. Krupp GmbH in der vergleichenden Untersu- 
chimg im Siebenten Hauptgutachten nicht mehr be- 
rücksichtigt werden, wodurch das Sachanlage Volu- 
men deutlich sank. 

Für die 64 Unternehmen, die von 1980 bis 1986 zum 
Kreis der „100 Größten" gehörten, betrug der Anteü 
an den Sachanlagen aUer Unternehmen im Jahr 1984 
22,0 % und im Vergleich dazu der entsprechende An- 
teü an der Wertschöpfung 21,3 % . Damit war die Wert- 
schöpf ung/Sachanlagen-Relation dieser 64 Großun- 
ternehmen nur geringfügig kleiner als beim Durch- 
schnitt aUer Unternehmen dieses Teübereichs der 
Wirtschaft. 

3.3.4 Cash-flow 

304 . Der Cash-flow, ein Indikator für die Finanzkraft 
eines Unternehmens^ setzt sich aus folgenden Posi- 
tionen der Gewinn- und Verlustrechnung zusam- 
men: 

Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 
-I- Abschreibungen 

-I- Veränderung der Sonderposten mit Rücklagenan- 
teü gegenüber dem Vorjahr 

+ Veränderung der PensionsrücksteUungen gegen- 
über dem Vorjahr. 


15) Monopolkommission, Gesamtwirtschaftliche Chancen und 
Risiken wachsender Untemehmensgrößen, Hauptgutachten 
1984/1985, Baden-Baden 1986, Tz. 348. 

1®) Zur Bedeutung der Finanzkraft vgl. Monopolkommis- 
sion, Hauptgutachten 1982/1983, a. a. O., Kap. VIII, Ab- 
schnitt 5.2. 


Diese Größe wird ausschheßhch für Industrie-, Han- 
dels-, Verkehrs- und Dienstleistungsunternehmen er- 
hoben, da sie bezüghch Kreditinstituten und Versi- 
cherungen keine sinnvoUe Information vermittelt. Au- 
ßerdem kann der Wert des Cash-flow in 1986 für 
13 Unternehmen nicht ermittelt werden, weü minde- 
stens eine für die Berechnung dieser Größe notwen- 
dige Komponente von den betreffenden Unterneh- 
men nicht zur Verfügung gesteht wird. Angaben über 
den Cash-flow hegen in 1984 und in 1986 für jeweüs 
78 Unternehmen vor. 

305 . Tabelle 12 enthält die 1986 nach Cash-flow 
zehn größten Unternehmen. Von diesen gehörten sie- 
ben gleichzeitig zu den zehn größten Unternehmen 
nach Wertschöpfung. Es ist davon auszugehen, daß 
bei Kenntnis der Höhe des Cash-flow für die Unter- 
nehmen Daimler- Benz AG und Ruhrkohle AG die 
Übereinstimmung mit den „10 Größten" nach Wert- 
schöpfung in neun FäUen erreicht worden wäre. Die 
Unternehmen Rheinisch-Westfähsches Elektrizitäts- 
werk AG, VEBA AG und IBM Deutschland GmbH, die 
nach Cash-flow die Positionen 2, 4 und 10 einnehmen, 
jedoch nicht zu den „10 Größten" nach Wertschöp- 
fung gehören, hegen nach Wertschöpfung auf den 
Rängen 12, 11 und 15. 

306 . Für die weitere Betrachtung ist es zweckmäßig, 
wie bei den Beschäftigten und den Sachanlagen, nur 
Unternehmen, die sowohl 1984 als auch 1986 in der 
Rangfolge der „100 Größten" vertreten waren, in die 
Betrachtung einzubeziehen. Die 69 Unternehmen, die 
unter Berücksichtigung dieser Einschränkung für den 
Vergleich in Frage kommen, hatten einen Cash-flow 
von 

1984 41 452 Mio. DM, 

1986 52 733 Mio. DM. 

Dies entspricht einer Steigerungsrate von 27,2%. 

307 . Die von den 69 Unternehmen erwirtschaftete 
Wertschöpfung betrug 

1984 161 227 Mio. DM, 

1986 177 678 Mio. DM, 

woraus sich eine Steigerungsrate von 10,2% ergibt. 
Der Cash-flow ist somit während des Berichtszeit- 
raums erhebhch stärker gestiegen als die Wertschöp- 
fung. 

308 . Besonders bemerkenswert ist, dciß die in Ta- 
belle 12 ausgewiesenen nach dem Cash-flow zehn 
größten Unternehmen einen Anteü von 53,7% des 
Cash-flow aUer betrachteten 69 Unternehmen auf sich 
vereinigten, wobei ihr Anteü an der Wertschöpfung 
dieser 69 Unternehmen 47,6% betrug. Das GefäUe 
zwischen den Zehn und den restlichen Rängen der 
„100 Größten" ist nach Cash-flow noch größer, als 
bezüghch der Maßzahl Wertschöpfung zu beobachten 
war (vgl. Tz. 292). 

309 . Der Cash-flow aller Unternehmen in der Bun- 
desrepubhk kann nur näherungsweise angegeben 
werden, da in der Bundesbankstatistik ledighch die 
zwei bedeutendsten Positionen des Cash-flow, der 
Jahresüberschuß und die Abschreibungen auf Sach- 
anlagen, gesondert erfaßt, die übrigen Positionen des 
Cash-flow jedoch mit anderen Positionen der Jahres- 
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Tabelle 12 


Die nach Cash-flow zehn größten Unternehmen 1986*) 


Rang nach 
Cash-flow 

Rang nach 
Wort- 
schöpfung 

Firma 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Cash-flow 
(Mio. DM) 

1 

2 

Siemens AG 

243, 2 ^ 

4 357 

2 

12 

Rheinisch-Westfähsches 

Elektrizitätswerk AG 

101 

3 966 

3 

8 

Feldmühle Nobel AG 

200, 230-232, 
242, 264 

3 428 

4 

11 

VEBAAG 

101, 200, 205, 
40/41 

3 316 

5 

3 

Volkswagen AG 

244 

2 760 

6 

6 

BASF AG 

200 

2 529 

7 

5 

Bayer AG 

200 

2 412 

8 

7 

Hoechst AG 

200 

2 406 

9 

9 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, ^ 

1 581 

10 

15 

IBM Deutschland GmbH 

243 

1 563 


1) Tabelle 12 ist insoweit unvollständig, als die Unternehmen Daimler-Benz AG und Ruhrkohle AG aufgrund fehlender Angaben 
zum Cash-flow unberücksichtigt bleiben. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet Unter- 
streichimg den Tätigkeitsschwerpunkt. Falls dieser nicht festgestellt werden kann, unterbleibt die Unterstreichung. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


abschlußrechnung zusammengefaßt sind. Die Ab- 
schreibungen auf Finanzanlagen sind zusammen mit 
den Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 
Forderungen in den sonstigen Abschreibungen ent- 
halten, und die Veränderungen der Sonderposten mit 
Rücklagenanteil werden zusammen mit den gesetzh- 
chen und freiwilligen Zuführungen zu den Rücklagen 
sowie roit dem Gewinnvortrag in der Bilanzposition 
Rücklagen und seit 1980 zur Hälfte in den Rückstel- 
lungen ausgewiesen, wobei die Rückstellungen u. a. 
auch die Veränderungen der Pensionsrückstellungen, 
eine Komponente des Cash-flow, enthalten. 

Da die Bundesbankstatistik keine Angaben hinsicht- 
hch der Höhe der Abschreibungen auf Finanzanlagen 
und der Veränderungen der Sonderposten mit Rück- 
lagenanteil sowie der Pensionsrückstellungen macht, 
und die Nichteinbeziehung dieser Positionen, insbe- 
sondere die Veränderungen der Pensionsrückstellun- 
gen, zu einem zu niedrigen Ausweis des Cash-flow 
aller Unternehmen führt, wird die bedeutendste Kom- 
ponente der fehlenden Positionen des Cash-flow, die 
Veränderung der Pensionsrückstellungen, aus den 
Jahresabschlüssen aller Unternehmen mit Hilfe der 
Statistik der Aktiengesellschaften geschätzt. Es wird 
angenommen, daß die Veränderungen der Pensions- 
rückstellungen aller Unternehmen, ebenso wie bei 
den Aktiengesellschaften, seit 1980 jeweils 50 % der 
Veränderungen der gesamten Rückstellungen (ein- 
schließüch 50 % der Sonderposten mit Rücklagenan- 
teil) betragen, Die Positionen Abschreibungen auf 

Diese Relation ergibt sich aus den Abschlüssen aller Aktien- 
gesellschaften für die Jahre 1978 bis 1983. Vgl. Statistisches 
Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 2: Unternehmen und Arbeits- 
stätten, Reihe 2. 1 : Abschlüsse der Aktiengesellschaften, ver- 
schiedene Jahrgänge. 


Finanzanlagen und Veränderungen der Sonderposten 
mit Rücklagenanteil lassen sich mit dem zur Verfü- 
gung stehenden Datenmaterial nicht schätzen, da sie 
heftigen Schwankungen unterhegen und keine stabi- 
len Beziehungen zu den Bezugsgrößen existieren. Die 
Mögüchkeit, nur die Abschreibimgen auf Finanzanla- 
gen und die Veränderungen der Sonderposten mit 
Rücklagenanteil der Aktiengesellschaften einzube- 
ziehen, die wahrscheinüch den wesentiichen Teil der 
entsprechenden Positionen aller Unternehmen aus- 
machen, scheitert daran, daß in der Statistik der Ak- 
tiengesellschaften nur Angaben bis 1983 verfügbar 
sind. 

Der näherungsweise Cash-flow aller Unternehmen, 
der als Bezugsgröße dient und der sich aus dem 

Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 

+ Abschreibungen auf Sachanlagen 

-I- geschätzte Veränderung der Pensionsrückstellun- 
gen gegenüber dem Vorjahr 

ergibt, spiegelt die finanzielle Ausstattung der Unter- 
nehmen insoweit wider, als die Abschreibungen auf 
Finanzanlagen und die Veränderungen der Sonder- 
posten mit Rücklagenanteil ihrem Volumen nach ver- 
hältnismäßig unbedeutend sind. Er betrug 

1980 161 290 Mio. DM, 

1982 166 150 Mio. DM, 

1984 200 300 Mio. DM, 

1986 219 800 Mio. DM. 

Damit ist der Cash-flow aller Unternehmen in den 
Zeiträumen 1984 bis 1986 um 9,7 %, 1982 bis 1984 um 
20,6% und 1980 bis 1982 um 3,0% gestiegen, wäh- 
rend der Cash-flow der „100 Größten“, wie bereits 
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berichtet (vgl. Tz. 306), in den Perioden 1984 bis 1986 
und 1982 bis 1984 um jeweils 27,2% und zwischen 
1980 und 1982 um 10,0% zugenommen hat. Der 
Anteil der 69 Unternehmen, die sowohl 1984 als auch 
1986 zu den „100 Größten" gehörten, betrug 

1984 20,7%, 

1986 24,0%. 

Der Anteil der 69 Unternehmen ist danach von 1984 
bis 1986 um 3,3 Prozentpunkte angestiegen. Dieser 
Anstieg ist weitgehend auf die Entwicklung des Cash- 
flow bei einzelnen Unternehmen, insbesondere aber 
bei der Feldmühle Nobel AG, zurückzuführen. 

3.4 Rechtsformen der „100 Größten“ 

310. Tabelle 13 informiert über die Rechtsformen 
der jeweils zum Kreis der „100 Größten" gehörenden 
Unternehmen. Bei Konzernen wurde die konsolidie- 
rende Obergesellschaft für die Auswertung herange- 
zogen. 

Die Aktiengesellschaft stellt die dominierende Gesell- 
schaftsform der Großimternehmen dar. Faßt man alle 
Kapitalgesellschaften (AG, KGaA und GmbH) zusam- 
men, dann waren 1986 88 Unternehmen (1984: 90) in 
diesen Rechtsformen organisiert. Die neun Unterneh- 
men in 1986 (1984: sieben), die in der Form der Per- 
sonenhandelsgesellschaft geführt werden, stammen, 
mit Ausnahme von REWE Leibbrand, alle aus der un- 
teren Hälfte der jeweiligen Rangliste. Dies zeigt, daß 
Großunternehmen in der Regel für ihre Konzernspitze 
die Rechtsform der Kapitalgesellschaft wählen. 

Tabelle 13 

Rechtsformen der „100 Größten'' 1984 und 1986 



Zahl der Unternehmen 


1986 

1984 

Einzeluntemehmen 

0 

0 

AG 

67 

66 

KGaA 

3 

4 

GmbH 

18 

20 

oHG 

2 

1 

KG 

7 

6 

GmbH & Co. KG 

0 

0 

Sonstige (Stiftung, Anstalt 
des öffentlichen Rechts, 
Zuordnung nicht möglich) 

3 

3 


100 

100 


Quelle: Eigene Erhebungen 


3.5 Die „100 Größten“ im internationalen Vergleich 

311. Zur Einschätzung der Entwicklung der 
„ 100 Größten" ist es zweckmäßig, die nationale Sicht- 
weise durch einen internationalen Vergleich zu er- 

18) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1982/1983, 
a. a. O., Tz. 356; Hauptgutachten 1984/1985, a. a. O., 
Tz. 354. 


gänzen. Dies geschieht in Tabelle 14. Die Darstellung 
in dieser Tabelle beruht auf Listen, die in der Zeit- 
schrift FORTUNE erscheinen: 

— The FORTUNE Directory of the 500 Largest U.S. 
Industrial Corporations, verschiedene Jahrgänge, 
sowie 

— The FORTUNE Directory of the 500 Largest Indu- 
strial Corporations Outside the U.S., verschiedene 
Jahrgänge. 

Zur Bestimmung der Positionen der deutschen Unter- 
nehmen wurden diese beiden Listen zu einer „Weltli- 
ste" integriert. Diese Vorgehensweise führt nicht zu 
einer homogenen Weltliste, weil in der USA-Liste die 
Töchter nichtamerikanischer Konzerne und in der Li- 
ste der größten Unternehmen außerhalb der Vereinig- 
ten Staaten die Töchter amerikanischer Konzerne ent- 
halten sind. Sofern die jeweilige Muttergesellschaft 
eine Konsolidierung vomimmt, ergeben sich bei der 
Integration beider Listen Doppelzählungen. Zum 
Zweck der Abschätzung der Größenordnung deut- 
scher Unternehmen im Weltmaßstab kann diese Un- 
genauigkeit jedoch hingenommen werden. 

312. Tabelle 14 enthält den Weltrang der zehn größ- 
ten Industrieunternehmen der Ranglisten 1984 und 
1986 der Monopolkommission. Um einen absoluten 
Größen vergleich zu ermöglichen, sind die Umsätze 
der Unternehmen in US-Dollar angegeben und die 
Unternehmen an der Spitze der Weltliste mit aufge- 
führt. 

Da in den FORTUNE-Listen lediglich Industrieunter- 
nehmen mit ihren Weltumsätzen vertreten sind, kann 
der Vergleich auch nur auf der Basis von Umsätzen 
vorgenommen werden. Zu beachten ist außerdem, 
daß die Umsätze der in dieser Statistik erfaßten deut- 
schen Unternehmen in vielen Fällen von den in Ta- 
belle 1 aufgeführten Werten abweichen. Während die 
Monopolkommission in ihren Aufstellungen einheit- 
lich den Außenumsatz der inländischen Konzerne zu- 
grunde legt, werden in den internationalen Ranglisten 

— je nach Datenlage — Welt-, Gruppen-, Konzem- 
oder Einzelumsätze verwendet. 

Die Konzerne der VEBA AG, Ruhrgas AG imd der 
Rheinisch- Westfälisches Elektrizitätswerk AG wer- 
den nach der Abgrenzung der FORTUNE-Liste den 
Versorgimgsuntemehmen zugeordnet imd sind somit 
dort nicht berücksichtigt. Vom VEBA-Konzem wird 
jedoch die KonzemgeseUschaft VEBA Oel mit auf ge- 
führt. 

31 3. Im Vergleich zu 1 984 macht sich in den Umsatz- 
angaben für die deutschen Unternehmen in 1986 der 
Kursgewinn der Deutschen Mark gegenüber dem US- 
Dollar während des Berichtszeitraums stark bemerk- 
bar. Der Durchschnitt des Devisenkurses des US-Dol- 
lars änderte sich von DM 2,8456 in 1984 auf 
DM2,1708 in 1986. Dadurch wuchsen die Umsätze 
deutscher Unternehmen bei der Umrechnung in Dol- 
lar. 

Mit Ausnahme der VEBA OEL konnten alle deutschen 
Unternehmen ihre Rangposition gegenüber 1984 ver- 
bessern. Bemerkenswert ist insbesondere die Rang- 
verbesserung der Daimler-Benz AG von Position 35 
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Tabelle 14 

Die zehn größten deutschen Industrieunternehmen 1984 und 1986 im internationalen Vergleich 


Unternehmen (Sitz) 

(Reihenfolge nach Weltrang 1986) 

Umsatz 3) (Mio. US-$) 


1986 

1984 

1986 

1984 

General Motors (USA) 

102 814 

83 890 

1 

3 

Exxon (USA) 

69 888 

90 854 

2 

1 

Royal Dutch/Shell Group (GB/NL) 

64 843 

84 865 

3 

2 

Ford Motor (USA) 

62 716 

52 366 

4 

5 

International Business Machines (USA) 

51 250 

— 

5 

— 

Mobü (USA) 

— 

56 047 

— 

4 

Daimler- Benz 

30 169 

15 274 

13 

35 

Volkswagen 

24 317 

16 035 

18 

32 

Siemens 

20 307 

16 638 

25 

30 

Bayer 

18 769 

15 108 

28 

36 

BASF 

18 641 

14 184 

29 

42 

Hoechst 

17 509 

14 555 

32 

40 

Thyssen 

13 818 

11 776 

50 

55 

Robert Bosch 

10 004 

6 450 

74 

117 

Ruhrkohle 

9 637 

7 870 

77 

92 

Mannesmann 

7 938 

5 535 

92 

— 

VEBA OEL 

— 

7 056 

— 

102 


1) Enthält nicht Unternehmen, die, wie z. B. die Deutsche Shell AG, Teil eines ausländischen Konzerns sind. Enthält ferner nicht die 
Unternehmen Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG und Ruhrgas AG sowie den gesamten VEBA- Konzern, da diese als 
Versorgungsuntemehmen in der Quelle nicht berücksichtigt werden. Vom VEBA- Konzern wird jedoch die Konzemgesellschaft 
VEBA OEL mit aufgeführt. 

2) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr in dieser Quelle nicht unter den fünf größten ausländischen bzw. zehn größten deutschen Industrieunterneh- 
men. 

3) Diese Umsatzangaben stimmen wegen abweichender Unternehmensabgrenzung nicht mit den Umsatzangaben der Tabelle 1 
überein. 

Quelle: FORTUNE, 29. Aprü 1985, S. 144ff. und 19. August 1985, S. 141ff.; 27. Aprü 1987, S. 155ff. und 3. August 1987, 
S. 182 ff. 


auf 13 und der Volkswagen AG um 14 Plätze auf 
Rang 18 in 1986. 

314. Verglichen mit dem jeweils größten Unterneh- 
men der Weltiiste (in 1986 General Motors, in 1984 
Exxon), erreichte das jeweils größte deutsche Unter- 
nehmen der Liste der Monopolkommission (in 1986 
Daimler-Benz, in 1984 Siemens) 

1984 18,3%, 

1986 29,3% 

des Umsatzes dieses Unternehmens. 

315. Eine langfristige Anhebung der Positionen eini- 
ger deutscher Unternehmen im internationalen Ver- 


gleich zeigt die in Tabelle 15 vorgenommene Fort- 
schreibung einer Aufstellung der Konzentrationsen- 
quete. 19) Die Größenunterschiede zwischen den auf- 
geführten deutschen und amerikanischen Unterneh- 
men haben sich von 1962 bis 1986 erheblich verrin- 
gert. Dies gilt durchgängig für den Umsatz und für die 
Beschäftigten. Dieses Ergebnis deutet auf ein relativ 
stärkeres Wachstum der größten deutschen Unterneh- 
men in dem Zeitraum 1962 bis 1986 hin. 


^9) Vgl. Bundesamt für gewerbhche Wirtschaft, Bericht über das 
Ergebnis einer Untersuchung der Konzentration in der Wirt- 
schaft, BT-Drs. IV/2320, S. 27. 


127 







Drucksache 11/2677 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 15 


Großimtemehmen ausgewählter Wirtschaftszweige im internationalen Vergleich 


Unternehmen 

Umsatz 
(Mrd. US-$) 

Beschäftigte 

Veränderung 

(%) 

1986 

1962 

1986 

1962 

Umsatz 

Beschäftigte 

Kraftfahrzeugindustrie 


■■ 





General Motors 

102,8 


876 000 

605 000 

+ 599 


Volkswagen 

24,3 

■B 

281 718 

90 000 

+ 1 636 


Daimler-Benz 

30,2 

■o 

319 965 

100 144 

+2417 


Elektrotechnische Industrie 







General Electric 

35,2 

4.8 

359 000 

258 000 

+ 633 

+ 39 

Siemens 

20,3 

1.4 

363 000 

240 000 

+ 1 350 

+ 51 

Chemische Industrie 







Du Pont 

27,1 

2.4 

141 268 

93 000 

+ 1 029 

+ 52 

Bayer 

18,8 

1.0 

170 000 

76 000 

+ 1 780 

+ 124 

Hoechst 

17,5 

0,9 

181 176 


+ 1 844 



1) Zahl für 1962 nicht verfügbar. 

Quelle: Konzentrationsenquete; FORTUNE, 27. April 1987, S, 155 ff.; 3. August 1987, S. 182 ff. 


4. Verflechtungen der „100 Größten“ 

4.1 Anteilsbesitz an den „100 Größten“ 

4.1.1 Methodische Vorbemerkungen 

316. Der Anteilsbesitz der „ 100 Größten" wird in Ta- 
belle 16 nach einigen großen Gruppierungen auf ge- 
schlüsselt. Diese sind: 

— Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten", 

— ausländische Unternehmen mit wesentlichem Ein- 
zelbesitz, 

— die öffentiiche Hand, 

— Einzelpersonen, Famihen oder Famüienstiftun- 
gen, 

— Streubesitz, 

— der Deutsche Gewerkschaftsbund imd Einzelge- 
werkschaften, 

— Sonstige. 

Hierbei werden nicht nur direkte, sondern auch indi- 
rekte Beteiligungen, entsprechend den Anteilen an 
den zwischengeschalteten Beteüigungsgesellschaf- 
ten gewichtet, berücksichtigt. Unter der Kategorie 
„Sonstige" sind neben einigen weniger häufig auftre- 
tenden Gruppierungen wie Genossenschaften, staat- 
Üche Stiftungen und Unternehmen, die nicht zu den 
„100 Größten" gehören, auch solche Beteiligungen 
auf geführt, die nicht identifiziert werden konnten. 

317. Die Aufschlüsselung der Anteilseigner der ein- 
zelnen Unternehmen entsprechend den verschiede- 


nen Gruppierungen ist nicht vollständig, da die ver- 
fügbaren Quellen 

— Geschäftsberichte der Unternehmen, 

— Hoppenstedt Verlag, 

— „Handbuch der Aktiengesellschaften " , 

— „ Handbuch der Großunternehmen " , 

— „Konzerne in Schaubüdem“ einschÜeßlich 
„Konzerne aktuell" (Loseblattsammlung), 

— Bayerische Hypotheken- und Wechsel-Bank AG, 
„Wegweiser durch deutsche Unternehmen", 

— Luchterhand- Verlag, „Die großen 500" (Loseblatt- 
sammlung) 

dazu nicht ausreichen. Bei der Interpretation der Er- 
gebnisse der Analyse ist deshalb zu beachten, daß 
vermutiich in einigen Bereichen zu niedrige Zahlen 
ausgewiesen werden. Dies dürfte nicht nur für den 
Streubesitz gelten, der in der Regel nur vermerkt wird, 
wenn er gegenüber den übrigen Anteilseignern von 
nennenswerter Bedeutung ist, sondern auch für den 
Anteüsbesitz der Unternehmen aus dem Kreis der 
„ 100 Größten", da für Beteüigungen keine Veröffent- 
üchungspflicht besteht, wenn sie weniger als 25 % des 
Gumdkapitals des BeteUigimgsunternehmens betra- 
gen. Der Anteilsbesitz institutioneller Anleger (wie 
Investmentfonds usw.) bleibt ganz unberücksichtigt, 
weü hierzu keine ausreichenden Informationen ver- 
fügbar sind. Außerdem ist es schwierig festzustellen, 
zu welchem Zeitpunkt genau Änderungen in Kraft 
getreten sind, so daß die angegebenen Beteüigungs- 
verhältnisse in manchen Fällen nur annähernd als für 
Ende 1984 bzw. Ende 1986 geltend angesehen wer- 
den können. 
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Tabelle 16 


Die Anteilseigner der „100 Größten** 1984 und 1986 nach Gruppen^) 


Rang 

Jahr 

Firma 

Kapitalanteil (%) 

(1: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

Aus- 

ländi- 

scher 

Einzel- 

besitz 

Öffent- 

liche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

oder 

Familien- 

stiftungen 

Streu- 

besitz 

DGB 

und 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 

1 

1986 

Daimler-Benz AG 

ca. 34,9 I 

ca. 14 



ca. 45,2 


5,9 

(2) 

1984 


ca. 45,3 I 

ca. 14 



ca. 22,3 


ca. 18,4 

2 

1986 

Siemens AG 




ca. 10 

ca. 90 



(1) 

1984 





ca. 10 

ca. 90 



3 

1986 

Volkswagen AG 2) 



40 


60 



(3) 

1984 




40 


60 



4 

1986 

Ruhrkohle AG 

82,3 I 

8,2 





9,5 

(4) 

1984 


83,6 1 

11,6 I 





4,8 

5 

1986 

Bayer AG 





100 



(5) 

1984 






100 



6 

1986 

BASF AG 





100 



(6) 

1984 






100 



7 

1986 

Hoechst AG 


über 24 



unter 76 



( 7 ) 

1984 



über 24 



unter 76 



8 

1986 

Feldmühle Nobel AG 3) . . . . 





100 



(20) 

1984 





100 M 




9 

1986 

Robert Bosch GmbH 




100 M 




(10) 

1984 





100 M 




10 

1986 

Thyssen AG 

ca. 9,9 I 



ca. 25,6 

ca. 64,5 



(11) 

1984 


ca. 4,8 I 



ca. 29,2 

ca. 66 



11 

1986 

VEBAAG 



25,55 


74,45 



( 9 ) 

1984 




29,98 


70,02 



12 

1986 

Rheinisch-Westfäüsches 










Elektrizitätswerk AG .... 

2,2 I 


30,6^) 


67,2 



(8) 

1984 1 


2,2 I 


30,6-») 


67,2 



13 

1986 

Deutsche Bank AG 





100 



(12) 

1984 






100 



14 

1986 

Mannesmann AG 





100 



(13) 

1984 






100 



15 

1986 

IBM Deutschland GmbH . . 


100 M 1 






(14) 

1984 



100 M 






16 

1986 

Ford-Werke AG 


99,8 M 





0,2 

(19) 

1984 



99,8 M 


! 



0,2 

17 

1986 

Bayerische Motoren Werke 










AG 5) 

5,0 1 



unter 51 

über 44 



(15) 

1984 


5,0 I 



unter 51 

über 44 



18 

1986 

Fried. Krupp GmbH 


25,01 


74,99 




(16) 

1984 



25,01 


74,99 




19 

1986 

Adam Opel AG 


100 M 






(23) 

1984 



100 M 
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noch Tabelle 16 


Rang 

Jahr 

Firma 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

Aus- 

ländi- 

scher 

Einzel- 

hesitz 

Öffent- 

üche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

oder 

Familien- 

stiftungen 

Streu- 

besitz 

DGB 

und 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 

20 

1986 

Dresdner Bank AG 





100 



(21) 

1984 






100 



21 

1986 

MAN AG 6) 

20,2 I 



ca. 15 

ca. 55,7 


9,1 I 

(18) 

1984 


über 20,3 I 



ca. 25 

imter 40 


über 14,7 

22 

1986 

Deutsche Lufthansa AG . . . 



82,2 M 


17,8 



(22) 

1984 




82,2 M 


17,8 



23 

1986 

Allianz AG Holding^) 










(einschließlich Allianz 










Lehensversicherungs-AG) 





75 


25 

(27) 

1984 






75 


25 

24 

1986 

Messerschmitt-Bölkow- 










Blohm GmhH 

28,7 I 

10,2 

52,4 

8,7 




(24) 

1984 


36,8 1 

8,3 

46,2 I 

8,7 




25 

1986 

Salzgitter AG 



100 M 





(25) 

1984 




100 M 





26 

1986 

Allgemeine Deutsche 










Philips Industrie GmbH . . 


100 M 






(26) 

1984 



100 M 






27 

1986 

Standard Elektrik Lorenz 










AG 


85,9 M 



14,1 



(30) 

1984 



85,9 M 



14,1 



28 

1986 

Karstadt AG 

über 50 




unter 50 



(28) 

1984 


über 50 




unter 50 



29 

1986 

Commerzbank AG 





100 



(34) 

1984 






100 



30 

1986 

Hoesch AG 





100 



(29) 

1984 



11,6 



88,4 



31 

1986 

Brown, Boveri & Cie AG . . . 


ca. 76 



ca. 24 



(32) 

1984 



ca. 56 



ca. 44 



32 

1986 

Saarbergwerke AG 



100 M 





(33) 

1984 




100 M 





33 

1986 

Deutsche Unilever GmbH . 


100 M 






(31) 

1984 



100 M 






34 

1986 

KaufhofAG 

ca. 12 

17,4 


unter 10 

unter 36 


24,9 

(35) 

1984 


ca. 12 

17,4 


unter 10 

unter 36 


24,9 

35 

1986 

Preussag AG 

ca. 33 I 



ca. 10 

ca. 57 



(45) 

1984 


ca. 33 I 



ca. 10 

ca. 57 



36 

1986 

BATIG Gesellschaft für 










Beteiligungen mbH 


100 M 






(44) 

1984 



100 M 






37 

1986 

Zahnradfabrik 










Friedrichshafen AG 


4 


96 M 




(40) 

1984 



4 


96 M 
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noch Tabelle 16 







Kapitalanteil {%) 





(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) | 

Rang 

Jahr 

Firma 

Unter- 

nehmen 

Aus- 

l^ndi- 

Öfffint- 

Einzel- 

personen, 

Streu- 

besitz 

DGB 

und 





aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

scher 

Einzel- 

besitz 

Üche 

Hand 

Famihen 

oder 

FamiÜen- 
stif hingen 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 

38 

1986 

REWE Handelsgesellschaft 










Leibbrand oHG 




50 



508) 

(53) 

1984 





50 



508) 

39 

1986 

Metallgesellschaft AG 

ca. 46,0 I 

ca. 41,0 



ca. 13 



(42) 

1984 


ca. 51,5 I 

ca. 36,5 



ca. 12 



40 

1986 

Bertelsmann AG 




100 M 




(38) 

1984 





100 M 




41 

1986 

CO op AG 


7,3 



11,1 


81,69) 

(47) 

1984 


39 






619) 

42 

1986 

Carl-Zeiss-Stiftimg 







10019) 

(48) 

1984 








10010) 

43 

1986 

Bayerische Vereinsbank AG 





86 


14 

(52) 

1984 






86 


14 

44 

1986 

FAG Kugelfischer Georg 










Schäfer KGaA 




51,5 M 

48,5 



(55) 

1984 


48,5 



51,5 M 




45 

1986 

Degussa AG 

ca. 29,5 I 




ca. 63 


ca. 7,5 

(51) 

1984 


ca. 29,5 I 




ca. 63 


ca. 7,5 

46 

1986 

Bayerische Hypotheken- 










imd Wechsel-Bank AG . . 

ca. 20 I 




ca. 80 



(57) 

1984 






100 



47 

1986 

Continental Gummi-Werke 










AG 





100 



(56) 

1984 






100 



48 

1986 

Ruhrgas AG 

62,86 I 






37,14 

(41) 

1984 


80,36 I 






19,64 

49 

1986 

Bayemwerk AG 

ca. 38,9 


ca.61,lM 





(43) 

1984 


ca. 38,9 


ca.61,lM 





50 

1986 

ITT Gesellschaft für 










Beteüigimgen mbH 


100 M 






(62) 

1984 



100 M 






51 

1986 

Henkel KGaA 




ca.70M 

ca. 21,5 


ca. 8,5 

(58) 

1984 





100 M 




52 

1986 

Vereinigte Elektrizitäts- 










werke Westfalen AG .... 

ca. 31,9 I 


über 50 


unter 18,1 



(54) 

1984 


über 33,9 I 


42,1 I 


unter 24 



53 

1986 

Hertie Waren- und Kauf- 










haus GmbH 




100 11) 




(39) 

1984 





10011) 




54 

1986 

Klöckner-Humboldt-Deutz 










AG 




über 50 

unter 50 



(37) 

1984 





über 50 

unter 50 
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noch Tabelle 16 


Kapitalanteil {%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 


Rang 

Jahr 

Firma 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

Aus- 

ländi- 

scher 

Einzel- 

besitz 

Öffent- 

hche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

oder 

Famüien- 

stiftungen 

Streu- 

besitz 

DGB 

und 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 

55 

1986 

Compagnie de Saint-Go“ 
bain (Deutsche Gruppe) . 


100 






(61) 

1984 



100 






56 

1986 

VIAG Aktiengesellschaft . . 



60 M 


40 



(46) 

1984 




100 M 





57 

1986 

Klöckner- Werke AG 




Über 40 

unter 60 



(36) 

1984 



7,7 


über 50 

unter 42,3 



58 

1986 

Nixdorf Computer AG .... 




50 

50 



(72) 

1984 





72,9 M 

27,1 



59 

1986 

Enka AG 


97,2 M 



2.8 



(63) 

1984 



97,2 M 



2.8 



60 

1986 

Deutsche Babcock AG .... 


über 25 



ca. 65 


ca. 10 

(59) 

1984 



über 25 



ca. 65 


ca. 10 

61 

1986 

Linde AG 

ca. 22 




ca. 78 



(68) 

1984 


ca. 22 




ca. 78 



62 

1986 

Schering AG 





100 



(67) 

1984 






100 



63 

1986 

Axel Springer Verlag AG . . 




26,1 

49 


24,9 

(75) 

1984 





75,1 M 



24,9 

64 

1986 

Saarstahl Völklingen 

GmbH 12) 


24 

76 





(70) 

1984 



100 M 






65 

1986 

Hochtief AG 

Über 61 I 




unter 11 


über 28 

(65) 

1984 


über 62,1 I 




unter 11 


über 26,9 

66 

1986 

C.&A. Brenninkmeyer 




100 M 




(74) 

1984 





100 M 




67 

1986 

Westdeutsche Landesbank 
Girozentrale 



66,6 




33,4 13) 

(82) 

1984 




66,6 




33,4 13) 

68 

1986 

Nestle- Gruppe Deutschland 
GmbH 


100 M 






(83) 

1984 



100 M 






69 

1986 

Bosch- Siemens Hausgeräte 
GmbH 

100 







(78) 

1984 


100 







70 

1986 

Wacker- Chemie GmbH . . . 

50 



50 




(66) 

1984 


50 



50 




71 

1986 

Rheinmetall Berlin AG .... 




61 

39 



(80) 

1984 





78 



22 

72 

1986 

Gustav Schickedanz KG 
— Großversandhaus 

Quelle — 




100 M 




(69) 

1984 





100 M 
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Kapitalanteil (%) 





(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) | 

Rang 

Jahr 

Firma 

Unter- 

nehmen 

Aus- 

ländi- 

Öffent- 

Einzel- 

personen, 

Streu- 

besitz 

DGB 

und 





aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

scher 

Einzel- 

besitz 

liehe 

Hand 

Familien 

oder 

Famihen- 

stiftungen 

Einzel - 
gewerk- 
schaften 

Sonstige 

73 

1986 

Eschweiler Bergwerks- 










Verein AG 


96,5 M 



3,5 



(71) 

1984 



96,5 M 



3,5 



74 

1986 

Freudenberg & Co 




100 M 




(79) 

1984 





100 M 




75 

1986 

Volksfürsorge Deutsche Le- 










bensversicherung AG . 






10015) 


(-) 

1984 







— 


76 

1986 

Sachs AG 

60 



40 




(76) 

1984 


49,99 



50,01 




77 

1986 

Philipp Holzmann AG 

über 52,5 1 




unter 47,5 



(73) 

1984 


über 62,5 I 




unter 37,5 



78 

1986 

Deutsche Shell AG 


100 M 






(60) 

1984 



100 M 






79 

1986 

Grundig AG 

7.1 

24,5 


68,4 




(-) 

1984 


— 

— 


— 




80 

1986 

Berliner Kraft- und Licht 










(Bewag) -AG 

20,0 1 


50,8 M 


29,2 



(89) 

1984 


18,6 1 


52,2 M 


29,2 



81 

1986 

Neue Heimat Gemeinnüt- 










zige Wohnungs- und 
Siedlungsgesellschaft 

mbH 16) 






100 


(50) 

1984 


49,9 





50,1 


82 

1986 

Porsche AG 




ca. 70 

ca. 30 



(90) 

1984 





ca. 70 

ca. 30 



83 

1986 

Bank für Gemeinwirtschaft 










AG 17) 


0,5 




49,49 

50,01 

(-) 

1984 



— 




— 

— 

84 

1986 

Bergmann-Elektricitäts- 










Werke AG 

98,5 




1,5 



(96) 

1984 


über 87,06 




ont. 12,94 



85 

1986 

C. H. Boehringer Sohn, 










Ingelheim 




100 M 




(86) 

1984 





100 M 




86 

1986 

Michelin Reifenwerke 










KGaA 


96,3 M 





3,7 

(99) 

1984 



96,3 M 





3,7 

87 

1986 

Energie-Versorgung 










Schwaben AG 



100 





(87) 

1984 




100 





88 

1986 

Boehringer Mannheim 










GmbH 




100 M 




(-) 

1984 





— 
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noch Tabelle 16 







Kapitalanteil (%) 





(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 




Unter- 

Alis- 


Einzel- 


DGB 


Rang 

Jahr 

Firma 

nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

ländi- 

scher 

Einzel- 

besitz 

Öffent- 

hche 

Hand 

Personen, 

Famihen 

oder 

Famihen- 

stiftungen 

Streu- 

besitz 

und 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 

89 

1986 

SKF GmbH 


99,9 M 





0,1 

(88) 

1984 



99,9 M 





0.1 

90 

1986 

Oetker-Gruppe 




100 M 




(91) 

1984 





100 M 




91 

1986 

Hewlett-Packard GmbH . . . 


100 M 






(-) 

1984 



— 






92 

1986 

Flughafen Frankfurt Main 










AG 



100 M 





(-) 

1984 




— 





93 

1986 

Diehl GmbH & Co 




100 M 




(-) 

1984 





— 




94 

1986 

Hamburgische Electridtäts- 










Werke AG 



71,4 M 


28,6 



(81) 

1984 




71,4 M 


28,6 



95 

1986 

Otto Versand GmbH & Co. 




65 



35 

(100) 

1984 





65 



35 

96 

1986 

ESSO AG 


100 M 






(64) 

1984 



100 M 






97 

1986 

Beiersdorf AG 

32,1 



ca. 47,9 

ca. 20 



(-) 

1984 


— 



— 

— 



98 

1986 

Reemtsma Cigaretten- 










fabriken GmbH 




78,9 

21,1 



(92) 

1984 





100 




99 

1986 

Strabag Bau- AG 




über 25 

unter 75 



(94) 

1984 





über 25 

unter 75 



100 

1986 

E. Merck 




100 M 




(-) 

1984 











1986 

AEG Aktiengesellschaft 18) . 

— 




— 


— 

(17) 

1984 


unter 30 




über 50 


unter 20 


1986 

Beteüigimgsgesellschaft für 










Gemeinwirtschaft AG . . . 






— 


(49) 

1984 







100 


— 

1986 

MTU Motoren- und 










Turbinen-Union 

München GmbH 









(77) 

1984 


100 







— 

1986 

Deutsche BP AG 


— 






(84) 

1984 



100 M 






— 

1986 

Domier GmbH 




— 




(85) 

1984 





100 M 
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Kapitalanteil (%) 






(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) | 




Unter- 

Aus- 


Einzel- 


DGB 


Rang 

Jahr 

Firma 

nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

ländi- 

scher 

Einzel- 

besitz 

Öffent- 

üche 

Hand 

personen, 

Famihen 

oder 

FarnUien- 
stif hingen 

Streu- 

besitz 

und 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 


1986 

Bausparkasse Schwäbisch 










HaU AG 







— 

(93) 

1984 








100 M 19) 

— 

1986 

Wohnungswirtschaft 










Wüstenrot Verwaltungs- 
und Finanzierungsgesell- 
schaft mbH 








(95) 

1984 








100 M20) 



1986 

Beamtenheimstättenwerk 










Gemeinnützige Bauspar- 
kasse für den öffentlichen 










Dienst GmbH 

— 






— 

(97) 

1984 


49 






5121) 

— 

1986 

Hapag Uoyd AG 

— 




— 



(98) 

1984 


über 66,56 I 




ca. 10 




1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlen angabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den „100 Größten“. 

2) In 1984 Volkswagenwerk AG. 

3) Nachfolgegesellschaft der Friedrich Flick Industrieverwaltung KGaA. 

*) Zusammen mit Stammaktien halten die öffenthchen Gebietskörperschaften die Stimmenmehrheit. 

5) Im Sechsten Hauptgutachten wurde die Anteilseignerstruktur für 1984 irrtümlich mit 60% in Famiüenbesitz und 40% Streu- 
besitz ausgewiesen. 

6) In 1984 Gutehoffnungshütte Aktienverein AG. 

’) In 1984 Allianz Versicherungs-AG. 

8) REWE-Zentrale. 

9) Darunter in- und ausländische Genossenschaftsorganisationen. 

10) Die Carl-Zeiss-Stiftung ist eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts. 

11) Die Gemeiimützige Stiftung hält 97,5 % und die Hertie-Stiftung 0,5 % des Stammkapitals. Die restlichen 2 % befinden sich im 
Besitz der Erbengemeinschaft Georg Karg als Gesamthandelsgemeinschaft. 

12) In 1984 ARBED Saarstahl GmbH. 

13) Sparkassen- und Giroverbände des Landes Nordrhein- Westfalen. 

1^) In 1984 Untemehmensgruppe Volksfürsorge. 

15) Stand vom 1. 1. 1987. Zum Bilanzstichtag (31. 12. 1986) hielt die Bank für Gemeinwirtschaft AG noch 25% des Grundkapitals. 
Diese wurden mit Wirkung vom 1.1. 1987 an die BeteiÜgungsgesellschaft für Gemeinwirtschaft AG veräußert. 

10) Der Gleichordnungskonzem mit der Neue Heimat Städtebau AG, inzwischen GSP Gesellschaft für Städtebau und Planung AG, 
wurde in 1985 aufgehoben. 

1’) Der Ende 1986 vollzogene Verkauf von 50 % plus einer Aktie des Grundkapitals der Bank für Gemeinwirtschaft AG (BfG) durch 
die Beteiligungsgesellschaft für Gemeinwirtschaft AG (BGAG) an die Aachener und Münchener Beteihgungs-Aktiengesell- 
schaft wurde am 1. 1. 1987 rechtswirksam. Ebenfalls mit Wirkung vom 1. 1. 1987 hat die Volksfürsorge Deutsche Lebensver- 
sicherung AG ihren Anteil von 10% an der BfG an die BGAG veräußert. 

18) In 1984 AEG-Telefunken AG. 

18) Mehrheit bei genossenschaftlichen Banken. 

20) Davon 95,55% bei Deutscher Eigenheim verein Gemeinschaft der Freunde Wüstenrot e. V. 

21) Deutscher Beamtenwirtschaftsbund. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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31 8 . Die nachfolgende Betrachtung besteht aus zwei 
Teilen. Zunächst erfolgt eine Analyse der Beteiligun- 
gen aus dem Kreis der „100 Größten" im einzelnen. 
Anschließend werden die Beteiligungen aller Grup- 
pierungen betrachtet. 


4.1.2 Beteiligungen aus dem Kreis der „100 Größten“ 

319 . In Tabelle 17 sind die Kapitalverflechtungen 
zwischen den „100 Größten" detaiUiert dar gestellt. In 
1986 konnten 72 Fälle (1984 : 85) von Beteüigungen 
aus dem Kreis der „100 Größten" festgestellt werden. 
Als Anteilseigner traten dabei in 1986 27 Unterneh- 
men (1984: 32) auf. Als Beteiligungsuntemehmen wa- 
ren in 1986 26 Unternehmen (1984: 29) vertreten. Es 
hielt somit häufig ein Unternehmen Beteüigungen an 
mehreren anderen Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten", und ebenfalls häufig wurden Anteüe 
an einem Unternehmen von mehreren anderen Unter- 
nehmen aus diesem Kreis gehalten. Die häufigsten 
Anteüseigner sind drei Großbanken und die größte 
Versicherungsgesellschaft unter den „100 Größten": 



Anzahl der Fälle 


1986 

1984 

AUianz AG Holding (ein- 
schUeßhch AUianz Lebens- 
versicherungs-AG) 

11 

10 

Commerzbank AG 

9 

10 

Deutsche Bank AG 

6 

8 

Dresdner Bank AG 

6 

91) 


Berichtigter Wert (vgl. Fn. 5 zu Tabelle 17). 


Die Beteiligungsgesellschaften und die Anteüseigner 
kommen aus aUen Bereichen der Rangfolge der 
„100 Größten", jedoch sind die Anteüseigner im 
Durchschnitt größer als die GeseUschaften, an denen 
sie beteiligt sind. Dies wird u. a. dadurch deutiich, daß 
die Anteüseigner 1986 einen durchschnittiichen Rang 
von 34 und die BeteüigungsgeseUschaften einen von 
47 hatten. 

320 . Änderungen in den kapitalmäßigen Verflech- 
tungen zwischen 1984 und 1986 ergaben sich zum 
einen durch Änderungen in der Zusammensetzung 
der „100 Größten". Vier Unternehmen, an denen Be- 
teüigungen bestanden, 

— AEG AktiengeseUschaft, 

— MTU Motoren- und Turbinen- Union München 
GmbH, 

— Beamtenheimstättenwerk Gemeinnützige Bau- 
sparkasse für den öffentiichen Dienst GmbH, 

— Hapag-Uoyd AG, 

schieden aus, und zwei Beteüigungsuntemehmen, 

— Grundig AG sowie 

— Beiersdorf AG, 
traten neu ein. 


Ferner schieden 1986 drei Unternehmen, die Anteüs- 
eigner sind, 

— BeteüigungsgeseUschaft für Gemein Wirtschaft 
AG, 

— Deutsche BP AG, 

— Wohnungswirtschaft Wüstenrot Verwaltungs- imd 
FinanzierungsgeseUschaft mbH, 

aus. Demgegenüber befindet sich unter den insge- 
samt neun Unternehmen, die 1986 neu in den Kreis 
der „100 Größten" eintraten, kein Anteüseigner an 
den „ 1 00 Größten " . 

Zwei Unternehmen, die 1984 noch zu den 29 Beteüi- 
gungsgeseUschaften gehörten, sind ausgeschieden, 
weü 1986 Mehrheitsbeteiligungen eines Unterneh- 
mens aus dem Kreis der „100 Größten", der Daimler- 
Benz AG, an diesen GeseUschaften bestanden. Es 
handelt sich um die Unternehmen AEG AktiengeseU- 
schaft und MTU Motoren- und Turbinen-Union Mün- 
chen GmbH. Die MTU wird seit 1985 beim Daimler- 
Benz-Konzem konsoUdiert, nachdem die bereits be- 
stehende Beteüigung in Höhe von 50 % im Geschäfts- 
jahr 1985 auf 100% aufgestockt wurde. An der AEG 
AktiengeseUschaft besitzt die Daimler-Benz AG seit 
1986 mit 56% die Kapitalmehrheit. 

321 . Zum anderen gab es Änderungen durch Erwerb 
und Veräußerung von Anteilen, bei denen die Unter- 
nehmen auf beiden Seiten der Transaktionen wäh- 
rend 1984 und 1986 im Kreis der „100 Größten" ver- 
treten waren. Die 15 BeteiUgungsgeseUschaften, für 
die dies zutrifft, sind: 

— Daimler-Benz AG, 

— Ruhr kohle AG, 

— Thyssen AG, 

— MAN AG, 

— Messerschmitt- Bölkow-Blohm GmbH, 

— MetaUgeseUschaft AG, 

— FAG Kugelfischer Georg Schäfer KGaA, 

— Bayerische Hypotheken- und Wechsel-Bank AG, 

— Riüirgas AG, 

— Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG, 

— Hochtief AG, 

— Sachs AG, 

— Phüipp Holzmann AG, 

— BerUner Kraft- und Licht (Bewag)-AG, 

— Bergmann-Elektricitäts- Werke AG. 

Während der Berichtsperiode 1984 bis 1986 waren 
44 FäUe von verändertem Anteüsbesitz an diesen Ge- 
seUschaften aufgetreten. Wie bereits in den vergange- 
nen Berichtsperioden ist hierbei festzusteUen, daß 
Banken und Versichenmgen überdurchschnittlich oft 
in die aufgetretenen FäUe von Anteüsveränderungen 
involviert waren. In 15 FäUen waren sechs Großban- 
ken, darunter die Deutsche Bank und die Commerz- 
bank in jeweüs vier FäUen, als Beteüigte auf getreten. 
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Tabelle 17 


Kapitalverflechtungen zwischen Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten'' 1984 und 1986 


Beteiligungsunternehmen 

Anteilseigner 




■ 



Kapitalanteil (%) 

Rang 




(I; wenigstens zum 



Firma 



Firma 

Teil indirekt) 

1986 

1984 





1986 

1984 

1 

2 

Dcdmler-Benz AG 

8 

20 

Feldmühle Nobel AG2) . . . . 


10 




9 

10 

Robert Bosch GmbH 

ca. 2,0 I 

1,6 I 




13 

12 

Deutsche Bank AG 

28,1 

28,5 




20 

21 

Dresdner Bank AG 

1,6 I 

1,6 I 




23 

27 

Allianz AG Holding 3) 








(einschl. Allianz Lebens- 
versichemngs-AG) 

1,6 I 

1,6 I 




29 

34 

Commerzbank AG 

1,6 I 

1,6 I 




— 

95 

Wohnungswirtschaft Wü- 








stenrot Verwaltungs- und 
Finanzierungsgesellschaft 
mbH 


0,4 I 







ca. 34,9 I 

45,3 I 

4 

4 

Ruhrkohle AG 4) 

10 

11 

Thyssen AG 

12,7 

13,8 




11 

9 

VEBAAG 

39,5 I 

39,2 I 




12 

8 

Rheinisch-Westfälisches 








Elektrizitätswerk AG .... 

0,2 I 





30 

29 

Hoesch AG 

7,9 I 

8,6 I 




52 

54 

Vereinigte Elektrizitäts- 








werke Westfalen AG .... 

22 I 

22 I 







82,3 I 

83,6 I 

10 

11 

Thyssen AG 

23 

27 

Allianz AG Holding 3) 








(einschl. Allianz Lebens- 
versichemngs-AG) 

ca. 4,941 

ca. 4,8 I 




29 

34 

Commerzbank AG 

ca. 4,941 








ca. 9,9 I 

ca. 4,8 I 

12 

8 

Rheinisch-Westfähsches 








Elektrizitätswerk AG .... 

11 

9 

VEBA AG 

2,2 I 

2,2 I 

17 

15 

Bayerische Motoren Werke 








AG 

20 

21 

Dresdner Bank AG 

5,0 I 

5,0P) 

21 

18 

MAN AG 6) 

23 

27 

Allianz AG Holding 3) 








(einschl. Allianz Lebens- 
versichemngs-AG) 

12,7 I 

über 14,1 I 




29 

34 

Commerzbank AG 

7,5 I 

über 6,2 I 







20,2 I 

über 20,3 I 
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noch Tabelle 17 


Beteiligungsuntemehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Firma 

Rang 

Firma 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1986 

1984 

1986 

1984 

1986 

1984 

24 

24 

Messerschmitt-Bölkow- 








Blohm GmbH 

2 

1 

Siemens AG 

5,0 / 

5,8 I 




9 

10 

Robert Bosch GmbH 

4,4 I 

4,4 I 




10 

11 

Thyssen AG 

4,7 1 

5,8 I 




18 

16 

Fried. Krupp GmbH 


6,2 I 




20 

21 

Dresdner Bank AG 

5,0 I 

5,0 I 




23 

27 

Allianz AG Holding 3) 








(einschl. AQianz Lebens 









versicherungs-AG) 

4,6 I 

4,6 I 




43 

52 

Bayerische Vereinsbank AG 

5,0 I 

5,0 I 







28,7 I 

36,8 I 

28 

28 

Karstadt AG 

13 

12 

Deutsche Bank AG 

über 25 

über 25 




29 

34 

Commerzbank AG 

über 25 

über25 







über 50 

über 50 

34 

35 

Kaufhof AG 

20 

21 

Dresdner Bank AG 

ca. 9 

ca. 9 




29 

34 

Commerzbank AG 

ca. 3 

ca. 3 







ca. 12 

ca. 12 

35 

45 

Preussag AG 

67 

82 

Westdeutsche Landesbank 








Girozentrale 

ca. 33 I 

ca. 33 I 

39 

41 

Metallgesellschaft AG 

1 

2 

Daimler-Benz AG 


ca. 8,751 




2 

1 

Siemens AG 

ca. 8,681 

ca. 8,751 




13 

12 

Deutsche Bank AG 

ca. 10,641 

ca. 8,751 




20 

21 

Dresdner Bank AG 

ca. 18,001 

ca. 16,501 




23 

27 

Allianz AG Holding 3) 








(einschl. AQianz Lebens 

- 








versicherungs-AG) 

ca. 8,681 

ca. 8,751 







ca. 46,001 

ca. 51,501 

41 

46 

CO Op AG '^) 

— 

48 

BeteüigungsgeseUschaft für 








Gemeinwirtschaft AG . . . 

— 

39 

44 

55 

FAG Kugelfischer 









Georg Schäfer KGaA . . . 

20 

21 

Dresdner Bank AG .... 







29 

34 

Commerzbank AG 







43 

52 

Bayerische Vereinsbank 









AG 



48,5 




46 

57 

Bayerische Hypotheken- 









tmd Wechsel-Bank AG . 











48,5 

45 

51 

Degussa AG 

20 

21 

Dresdner Bank AG 

ca. 10,0 I 

ca. 10,0 1 




23 

27 

AUianz AG Holdings) 








(einschl. AQianz Lebens 

- 








versicherungs-AG) 

ca. 2,5 I 

ca. 2,5 1 




51 

58 

Henkel KGaA 

ca. 17,0 I 

ca. 17,0 1 







ca. 29,5 I 

ca. 29,5 1 
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noch Tabelle 1? 


Beteiligungsuntemehmen 

Anteilseigner 







Kapitalanteil {%) 

Rang 


Rang 


(I: wenigstens zum 



Firma 



Firma 

Teil indirekt) 

1986 

1984 


1986 

1984 


1986 

1984 

46 

57 

Bayerische Hypotheken- 








und Wechsel-Bank AG . . 

23 

27 

Allianz AG Holding 3) 








(einschl. Allianz Lebens- 
versicherungs-AG) 

ca. 20 I 


48 

41 

Ruhrgas AG 

4 

4 

Ruhrkohle AG 

18,011 

17,371 




6 

6 

BASF AG 

0,151 

0,141 




11 

9 

VEBA AG 

0,121 

0,081 




14 

13 

Mannesmann AG 

8,171 

8,161 




30 

29 

Hoesch AG 

4,621, 

4,611 




35 

45 

Preussag AG 

1,581 





67 

82 

Westdeutsche Landesbank 








Girozentrale 

0,521 





73 

71 

Eschweiler Bergwerks-Ver- 








ein AG 

0,211 





78 

60 

Deutsche Shell AG 

14,741 

12,501 




96 

64 

ESSO AG 

14,741 

12,501 




— 

84 

Deutsche BP AG 

- 

25,001 







62,861 

80,361 

49 

43 

Bayemwerk AG 

56 

46 

VIAG Aktiengesellschaft . . 

ca. 38,9 

ca, 38,9 

52 

54 

Vereinigte Elektrizitäts- 
werke Westfalen AG .... 

4 

4 

Ruhrkohle AG 

1,9 I 

1,9 1 



12 

8 

Rheinisch-Westfälisches 






Elektrizitätswerk AG .... 

7,6 I 

7,6 1 




13 

12 

Deutsche Bank AG 

6,3 I 

6,3 1 




23 

27 

Allianz AG Holding 3) 








(einschl. Allianz Lebens- 
versichenings-AG) 

U7 I 

3,8 1 




49 

43 

Bayemwerk AG 

ca. 4,1 I 

über 3,8 1 




67 

82 

Westdeutsche Landesbank 








Girozentrale 

10,3 I 

10,5 1 







ca, 31,9 I 

über 33,9 1 

61 

68 

Linde AG 

23 

27 

Allianz AG Holding 3) 








(einschl. Allianz Lebens- 
versichemngs-AG) 

ca, 12 

ca. 12 




29 

34 

Commerzbank AG 

ca. 10 

ca, 10 







ca. 22 

ca. 22 

65 

65 

Hochtief AG 

12 

8 

Rheinisch-Westfälisches 








Elektrizitätswerk AG .... 

über 44,0 I 

über 44,0 1 




23 

27 

Allianz AG Holding 3) 








(einschl. Allianz Lebens- 
versichemngs-AG) 

über 4,5 I 

über 5,6 1 




29 

34 

Commerzbank AG 

über 12,5 I 

über 12,5 1 







über 61,0 I 

über 62,1 1 
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noch Tabelle 17 


Beteiligungsunternehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Firma 

Rang 

Firma 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1986 

1984 


1986 

1984 


1986 

1984 

69 

78 

Bosch-Siemens Hausgeräte 
GmbH 

2 

1 

Siemens AG 

50 

50 




9 

10 

Robert Bosch GmbH ...... 

50 

50 








100 

70 

66 

Wacker-Chemie GmbH . . . 

7 

7 

Hoechst AG 

50 

50 

76 

76 

Sachs AG 

25 

25 

Salzgitter AG 

24,98 

24,98 




29 

34 

Conunerzbank AG 

35,01 s; 

25,01 







59,99 

49,99 

77 

73 

Philipp Holzmann AG 

13 

12 

Deutsche Bank AG 

über 25 

über 35 




29 

34 

Commerzbank AG 

über 7,5 I 

über 7,5 I 




65 

65 

Hochtief AG 

20 

20 







über 52,5 I 

über 62,5 I 

79 

— 

Grundig AG 

26 

26 

Allgemeine Deutsche Philips 
Industrie GmbH 

7,1 


80 

89 

Berhner Kraft imd Licht 
(Bewag) -AG 

11 

9 

VEBAAG 

10,0 I 

8,6 I 




56 

46 

VLAG Aktiengesellschaft . . 

10,0 I 

10,0 I 







20,0 I 

18,6 I 

81 

50 

Neue Heimat Gemeinnüt- 
zige Wohnungs- und Sied- 
lungsgesellschaft mbH . 

— 

49 

Beteiligungsgesellschaft für 
Gemeinwirtschaft AG . . . 


49,9 

84 

96 

Bergmann-Elektricitäts- 
Werke AG 

2 

1 

Siemens AG 

37,0 

über 37,06 




13 

12 

Deutsche Bank AG 

36,5 

über 25 




43 

52 

Bayerische Vereinsbank AG 

25,0 

über 25 







98,5 

über 87,06 

97 

1 

Beiersdorf AG 

23 

27 

Allianz AG Holding 3) 

(etnschl. Allianz Lebens- 
versicherungs-AG) 

32,1 


— 

17 

AEG Aktiengesellschaft lO) . 

13 

12 

Deutsche Bank AG 

— 

unter 10 




20 

21 

Dresdner Bank AG 

— 

unter 10 




29 

34 

Commerzbcuik AG 

— 

unter 5 




67 

82 

Westdeutsche Landesbank 
Girozentrale 

— 

unter 5 







— 

unter 30 

■ 

77 

MTU Motoren- und 
Turbinen-Union 

München GmbH 

1 

2 

Daimler-Benz AG 


50 




21 

18 

MAN AG 4) 

— 

50 








100 
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noch Tabelle 17 


Beteiligungsunternehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Firma 

Rang 

Firma 

Kapitalanteil (%) 

(I; wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1986 

1984 


1986 

1984 


1986 

1984 

— 

97 

Beamtenheimstättenwerk 
Gemeinnützige Bauspar- 
kasse für den öffentlichen 
Dienst GmbH 



49 

Beteihgungsgesellschaft für 
Gemeinwirtschaft AG . . . 


49 

— 

98 

Hapag-Uoyd AG 

13 

12 

Deutsche Bank AG 

— 

Über 25,00 




20 

21 

Dresdner Bank AG 

— 

über 25,00 




23 

27 

Alhanz AG Holding 3) 

(einschl. Alhanz Lebens- 
versicherungs-AG) 


unter 16,561 







- 

über 66,561 


In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den „100 Größten". 

2) Nachfolgegesellschaft der Friedrich FÜck Industrieverwaltung KGaA, 

3) In 1984 Alhanz Versicherungs-AG. 

Im Sechsten Hauptgutachten wurde die Anteilseignerstruktur fälschlicherweise mit 29,5% VEBA AG, 8,0% (I) Mannesmann 
AG, 6,7% (!) Fried. Krupp GmbH, 11,8% (I) Salzgitter AG, 0,2% (I) Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG und 5,1 % (I) 
Klöckner-Werke AG angegeben, 

5) Wurde im Sechsten Hauptgutachten irrtümlich nicht ausgewiesen, 

6) In 1984 Gutehoffnungshütte Aktienverein AG. 

Selbst wenn die Beteihgungsgesellschaft für Gemeinwirtschaft AG (BGAG) in 1986 nicht aus dem Kreis der „100 Größten" 
ausgeschieden wäre, würde die co op AG nicht unter die für Tabelle 17 relevanten Unternehmen des Jahres 1986 fallen, da die 
BGAG ihren Kapitalanteil von 39% bereits zum Jahreswechsel 1985/86 an die eigens für diese Transaktion gegründete BdK- 
BeteihgungsverwaltungsgeseUschaft mbH veräußert hat. 

®) Hierin sind 10% Handelsbestand eingeschlossen. 

Der Gleichordnungskonzem mit der Neue Heimat Städtebau AG, inzwischenGSP Gesellschaft für Städtebau und Planung AG, 
wurde in 1985 aufgehoben. 

10) In 1984 AEG-Telefunken AG, 

Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Allianzversicherung war in weiteren sechs Fällen 
beteiligt. 

Am bedeutsamsten sind die Veränderungen im An- 
teilsbesitz an den Unternehmen Daimler- Benz AG, 
Metallgesellschaft AG, FAG Kugelfischer Georg 
Schäfer KGaA, Bayerische Hypotheken- und Wech- 
sel-Bank AG und Sachs AG. 

— Im Rahmen der zum Jahreswechsel 1985/86 erfolg- 
ten Neuordnung der Feldmühle Nobel AG, ehe- 
mals Friedrich Fhck Industrieverwaltung KGaA, 
wurde die Beteiligung in Höhe von 10% an der 
Daimler-Benz AG über ein Bankenkonsortium un- 
ter der Führung der Deutschen Bank veräußert 
und im Publikum gestreut. 

— Im Zuge des Mehrheitserwerbs der Daimler-Benz 
AG an der AEG Aktiengesellschaft wurde, ent- 
sprechend den Auflagen des Bundeskartellamts, 
der Kapitalanteil an der Metallgesellschaft AG in 
Höhe von ca. 9 % verkauft. Die Beteiligung wurde 
indirekt über die Allgemeine Verwaltungsgesell- 
schaft für Industriebeteiligungen mbH gehalten. 

— Bei der Anfang 1984 durchgeführten Kapitalerhö- 
hung der FAG Kugelfischer Georg Schäfer KGaA 


hatte ein Bankenkonsortium (Dresdner Bank, 
Commerzbank, Bayerische Vereinsbank, Bayeri- 
sche Hypotheken- und Wechsel-Bank und zwei 
weitere Kreditinstitute) 48,5 % des erhöhten 
Grundkapitals an Vorzugsaktien ohne Stimmrecht 
zur späteren Plazierung an der Börse als Stammak- 
tien übernommen. Diese Aktien wurden im Okto- 
ber 1985 im Pubhkum weit gestreut. 

— Die Allianz AG Holding hat mittelbar über ver- 
schiedene Beteiligungsgesellschaften eine Beteüi- 
gung an der Bayerische Hypotheken- und Wech- 
sel-Bank AG in Höhe von ca. 20 % erworben. 

— Die Commerzbank AG hat an der Sachs AG einen 
zehnprozentigen Kapitalanteil von Günther Sachs 
erworben und damit ihre Beteiligung auf 35 % auf- 
gestockt. Seit dem 31. 12. 1987 liegen die Aktien 
zu 97,5% bei der Mannesmann AG. 

322 . Bei acht Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" 1986 (1984: zehn) summieren sich die 
Anteile mehrerer Unternehmen aus dem Kreis der 
„ 100 Größten" auf über 50%. In 1986 waren dies die 
Unternehmen: 
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— Ruhrkohle AG, 

— Karstadt AG, 

— Ruhrgas AG, 

— Hochtief AG, 

— Bosch-Siemens Hausgeräte GmbH, 

— Sachs AG, 

— Philipp Holzmann AG, 

— Bergmann-Elektridtäts- Werke AG. 

In 1984 gehörten außerdem die inzwischen aus dem 
Kreis der „100 Größten" ausgeschiedenen Unterneh- 
men MTU Motoren- imd Turbinen-Union München 
GmbH imd Hapag-Iioyd AG zu diesem Kreis. An die 
Stelle der Metallgesellschaft AG trat in 1986 mit ca. 
60% Kapitalanteil im Besitz von Großunternehmen 
die Sachs AG. Bei der Bosch- Siemens Hausgeräte 
GmbH sind zwei Großunternehmen aus demselben 
Wirtschaftszweig, mit je 50%, die Anteilseigner. 

323 . Als Maß für die durch Kapitalverflechtungen 
entstandene Interdependenz kann der Anteil angese- 
hen werden, den die Summe der mit den entsprechen- 
den Kapitalanteüen gewichteten Wertschöpfungsbe- 
träge der Beteüigungsgesellschaften an der Gesamt- 
wertschöpf img der „100 Größten" ausmacht. Den 
höchsten Wert von 100% könnte dieser Anteil im 
theoretisch denkbaren (aber vollkommen unrealisti- 
schen) Fall der vollständigen Interdependenz, in dem 
das Kapital von jedem Unternehmen unter den 
„100 Größten" zu 100% anderen Unternehmen aus 
diesem Kreis gehört, erreichen. Dieser Anteil betrug 

1984 12,2%, 

1986 10,4%. 

Der Grad der Interdependenz hat sich demnach zwi- 
schen 1984 und 1986 um 1,8 Prozentpunkte verrin- 
gert. Bei der Interpretation dieses Ergebnisses ist je- 
doch zu berücksichtigen, daß sich durch die Ände- 
rung in der Zusammensetzung des Kreises der 
„100 Größten" zwischen 1984 imd 1986 die Anzahl 
der Beteüigungsuntemehmen um drei verringert hat. 
Zwar sind mit der Grundig AG und der Beiersdorf AG 
zwei kleinere Beteüigungsuntemehmen neu hinzuge- 
kommen, gleichzeitig sind jedoch fünf Beteüigungs- 
unternehmen aus der Untersuchung herausgefallen 
(Neue Heimat, AEG, MTU, Beamtenheimstättenwerk 
und Hapag-Uoyd), darunter zwei aufgmnd einer 
mehrheitlichen Übernahme durch ein anderes Unter- 
nehmen aus dem Kreis der „100 Größten". SchÜeßt 
man diesen Effekt aus, dann hat der Grad der Inter- 
dependenz 

1984 10,8%, 

1986 10,4% 

betragen und ist folglich nur um 0,4 Prozentpunkte 
gesunken. 

4.1.3 Zusammenfassende Betrachtung aller Anteilseigner an 
den „100 Größten" 

324 . Die Tabelle 16 zeigt, daß für die Mehrzahl der- 
jenigen Unternehmen, die in den beiden Jahren 1984 
und 1986 zum Kreis der „100 Größten" gehörten, die 


Beteiligungsverhältnisse im wesentlichen unverän- 
dert geblieben sind. An den Veränderungen, die statt- 
fanden, waren häufig Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" als Anteüseigner beteüigt, worauf be- 
reits im vorangegangenen Abschnitt eingegangen 
wurde. Darüber hinaus waren aber auch mehrfach 
andere der in TabeUe 16 auf geführten Gmppen von 
Anteüseignem an Veränderungen beteüigt: 

— Im Rahmen der formwechselnden Umwandlung 
der Friedrich Fhck Industrieverwaltung KGaA in 
die Feldmühle Nobel AG hat die Deutsche Bank 
vorübergehend das gesamte Kapital zur späteren 
Plazierung an der Börse übernommen. Die Aktien 
wurden im Aprü 1986 im Publikum weit ge- 
streut. 

— Während noch in 1984 eine niederländische Unter- 
nehmensgruppe ca. 12% am Kapital der Hoesch 
AG hielt, befinden sich die Aktien in 1986 voU in 
Streubesitz. 

— Die wesentliche Veränderung bei der co op AG 
betrifft die Veräußerung der Beteüigung in Höhe 
von 39% durch die BeteüigungsgeseUschaft für 
Gemeinwirtschaft AG. 

— Das Famüienuntemehmen Henkel KGaA hat im 
Oktober 1985 ca. 30% des Kapitals in Form von 
Vorzugsaktien ohne Stimmrechte an der Börse pla- 
ziert. Der Anteü in Famüienbesitz verringerte sich 
dadurch auf ca. 70%. 

— Durch die Teüprivatisierung der VIAG Aktienge- 
seUschaft verringerte sich der Anteüsbesitz der öf- 
fentlichen Hand auf 60%. 

— Die m International Telephone & Telegraph Cor- 
poration, New York, die über die International 
Standard Electric Corporation 85,93 % der Anteüe 
an der Standard Elektrik Lorenz AG gehalten hat, 
brachte diese Ende 1986 in die gemeinsam mit der 
Compagnie Generale d'Electricite S.A. gegrün- 
dete Alcatel N.V., Amsterdam, ein. An dieser Ge- 
seUschaftist die Compagnie Generale d'Electricite 
S.A. mehrheitiich beteüigt. 

— Die Veränderung bei der Nixdorf Computer AG 
betrifft die Aufteüung des Aktienkapitals in je 50 % 
Stamm- und Vorzugsaktien. Die Stammaktien 
werden von zwei gemeinnützigen Stiftungen und 
der Familie Nixdorf gehalten, die Vorzugsaktien 
sind in Streubesitz. 

— Durch die Veräußerung von 49 % der Kapitalan- 
teüe an der Axel Springer Verlag AG über die 
Deutsche Bank AG verringerte sich der Anteüsbe- 
sitz der Axel Springer GeseUschaft für Publizistik 
GmbH & Co. KG von 75,1 % auf 26,1 %. 

— Bei der Saarstahl Völklingen GmbH ist ein Kapital- 
anteü in Höhe von 76% von der ARBED S.A., Lu- 
xemburg in den Besitz der öffentlichen Hand über- 
gegangen. 

— Ein Teü (21,1 %) des in 1984 voU in Familienbesitz 
(verschiedene Famüienstämme) befindhchen Ka- 
pitals der Reemtsma Cigarettenfabriken GmbH 
ging in Streubesitz über. 
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Weitere Veränderungen in der Anteüseignerstruktur 
zwischen 1984 und 1986 betreffen die Unternehmen 
MAN AG, Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH, 
Brown Boveri & Cie AG, Klöckner- Werke AG und 
Rheinmetall Berhn AG. 

325. Tabelle 18 faßt die in Tabelle 16 im einzelnen 
aufgeführten Angaben über Beteiligimgen an den 
„100 Größten" zusammen. Danach gibt es fünf große 
Gruppen von Unternehmen mit folgenden Beteili- 
gungsverhältnissen: 

— Mehrheit in ausländischem Besitz, 

— Mehrheit im Besitz der öffentlichen Hand, 

— Mehrheit im Besitz von Einzelpersonen, Familien 
oder Famihenstiftimgen, 

— über 50% Streubesitz, 

— keine Mehrheit, 

und zwei kleinere Gruppen, bei denen 

— der Deutsche Gewerkschaftsbund imd seine Ein- 
zelgewerkschaften oder 

— sonstige Institutionen 
mehrheitlich beteiligt sind. 

Zu der mit „keine Mehrheit" gekennzeichneten 
Gruppe gehören Unternehmen, an denen mehrere 
wesenthche Minderheitsbeteiligungen bestehen, die 
sich zu über 50% addieren, so daß der Streubesitz 
unterhalb dieser Grenze bleibt. Bemerkenswert ist 
hier, daß 1986 13 (1984: 18) von diesen Unternehmen 
zu jenen gehörten, an denen andere Unternehmen 
aus dem Kreis der „ 100 Größten" beteiügt waren, und 
daß sich in acht (1984; zehn) dieser Fälle Beteiügun- 


Auf Schlüsselung der „100 Größten'' 1984 und 


gen von mehreren Unternehmen der „100 Größten" 
auf über 50 % summierten. 

326. Die durchschnittiich größte Wertschöpfimg ha- 
ben die Unternehmen, deren Aktienmehrheit sich in 
Streubesitz befindet, mit erhebhchem Abstand zu den 
Unternehmen ohne Mehrheitsbeteiligungen imd den 
Unternehmen mit Mehrheitsbesitz der öffentlichen 
Hand sowie mit Mehrheit in ausländischem Einzelbe- 
sitz. Die durchschnittlich geringste Wertschöpfung 
haben die Unternehmen mit Mehrheitsbesitz des 
Deutschen Gewerkschaftsbimdes und seiner Einzel- 
gewerkschaften sowie die Unternehmen mit sonsti- 
gem Mehrheitsbesitz. 

Die unterschiedliche Größe der Unternehmen, geord- 
net nach den Beteihgimgsverhältnissen, spiegelt sich 
auch im Anteil dieser Gruppen an der Wertschöpfung 
der „ 100 Größten" wider. Knapp 44 % der Wertschöp- 
fung der „100 Größten" entfielen 1986 auf die Unter- 
nehmen mit mehrheitlichem Streubesitz des Aktien- 
kapitals, während die nach Anzahl der Unternehmen 
annähernd gleich große Gruppe mit „Mehrheit im 
Besitz von Einzelpersonen, Familien oder Familien- 
stiftungen " ledighch ca. 14% der Wertschöpfung der 
„100 Größten" erwirtschafteten. 

Die durchschnittiiche Wertschöpfimg der Unterneh- 
men in den sieben verschiedenen Gruppen hat sich 
zwischen 1984 und 1986 unterschiedlich entwickelt. 
Bemerkenswert ist, daß die durchschnittliche Wert- 
schöpfung der Unternehmen im Mehrheitsbesitz des 
DGB und seiner Einzelgewerkschaften um 38,7 % ge- 
sunken ist. Dies liegt zum einen an dem Ausscheiden 
der Beteihgungsgesellschaft für Gemeinwirtschaft 
AG aus dem Kreis der „ 100 Größten" und zum cuide- 
reh an der starken Abnahme der Wertschöpfung bei 


Tabelle 18 

1986 nach Arten der Beteiligungsverhältnisse 



Anzahl der 
Unternehmen 

Anteil an der 
Wertschöpfung der 
„100 Größten“ (%) 

Durchschnittliche 
Wertschöpfung 
(Mio. DM) 


1986 

1984 

1986 

1984 

1986 

1984 

Mehrheit in ausländischem Einzelbesitz 

18 

19 

12,6 

13,1 

1 772 

1 563 

Mehrheit im Besitz der öffenthchen Hand ^) . . . 

14 

10 

9,9 

8,5 

1 788 

1 930 

Mehrheit im Besitz von Einzelpersonen, Fami- 
hen oder Famüienstiftungen^) 

23 

24 

13,7 

16,0 

1 508 

1 507 

Über 50% Streubesitz 

25 

23 

43,9 

41,1 

4 451 

4 035 

Mehrheit im Besitz des DGB und seiner Einzel- 
gewerkschaften 

2 

2 

0,6 

1.2 

805 

1 313 

Sonstiger Mehrheitsbesitz 

2 

4 

0,9 

1,4 

1 118 

800 

Keine Mehrheit 

16 

18 

18,5 

18,7 

2 932 

2 347 


100 

100 

100,03) 

100,0 

2 536 

2 260 


1) Enthält die Rheinisch- Westfälisch es Elektrizitätswerk AG, an der öffentliche Gebietskörperschaften zwar nicht die Anteils-, 
jedoch die Stimmenmehrheit halten. 

2) Enthält die Nixdorf Computer AG, an der zwei gemeinnützige Stiftungen zusammen mit der Familie Nixdorf zwar nur 50 % des 
Kapitals halten, jedoch über die Stimmenmehrheit verfügen. 

3) Rundungsfehler. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


143 















Drucksache 1 M2S77 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


der Neuen Heimat. Die Zunahme des durchschnittli- 
chen Wertschöpfimgsbetrages der Unternehmen 
ohne eine Mehrheitsbeteiligung von 1984 auf 1986 um 
ca. 25 % ist insbesondere auf das starke WertschÖp- 
fungswachstiun der Daimler-Benz AG zurückzufüh- 
ren. 

327. Interessant ist, daß die durchschnittliche Wert- 
schöpfung der Unternehmen in ausländischem Mehr- 
heitsbesitz um 13,4% gestiegen ist. Dies resultiert 
ziun einen daraus, daß die Deutsche BP AG mit einer 
unterdurchschnittlichen Wertschöpfung 1986 aus 
dem Kreis der „100 Größten" ausschied, und zum an- 
deren daraus, daß zwei der größten Unternehmen in 
ausländischem Besitz, Ford und Opel, 1986 über- 
durchschnittliche Wertschöpfungszuwächse erwirt- 
schafteten. 

Für die Beurteilung der Bedeutung ausländisch kon- 
trollierter Großimternehmen ist ihr Anteil an der Wert- 
schöpfung aller Unternehmen in der Bundesrepubhk 
von besonderem Interesse. Er betrug 1986 2,4% ge- 
genüber 2,5% in 1984. In der geringfügigen Minde- 
rimg des Anteils spiegelt sich das bereits erwähnte 
Ausscheiden der Deutsche BP AG aus dem Kreis der 
„ 100 Größten" wider. Darüber hinaus ist die Saarstahl 
Völklingen GmbH infolge der mehrheitlichen Über- 
nahme durch die öffentliche Hand aus dem Kreis der 
Unternehmen in ausländischem Mehrheitsbesitz aus- 
geschieden. Dies konnte durch die neu eintretende 
Hewlett-Packard GmbH sowie durch das überdurch- 
schnittliche Wertschöpfungswachstum der Unterneh- 
men Ford und Opel nicht kompensiert werden. 


4.2 Kooperation im Rahmen von Gemeinschafts- 
unternehmen 

4.2.1 Methodische Vorbemerkungen und allgemeine Anga- 
ben zu den ermittelten Gemeinschaftsunternehmen 

328. In der folgenden Untersuchung ist die direkte 
oder indirekte Kapitalbeteiligung von zwei oder meh- 
reren Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
in 1 984 und 1 986 mit je mindestens 25 % das Kriterium 
zur Ermittlung der Gemeinschaftsimtemehmen. Bei 
einer indirekten Beteiligimg müssen die zwischen- 
geschalteten Beteiligungsgesellschaften von dem 
betreffenden Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" beherrscht sein. 

329. Grundlage für die Ermittlimg der Gemein- 
schaftsunternehmen sind die Geschäftsberichte der 
„100 Größten“ sowie die Loseblattsanunlungen des 
Hoppenstedt- Verlags „Konzerne in Schaubildern" 
und „Konzerne aktuell". Bei gegebenenfalls vonein- 
ander abweichenden Angaben, die sich in Einzelfäl- 
len durch den imterschiedhchen Stand ergeben, 
wurde stets die Angabe des Geschäftsberichts zu- 
grunde gelegt. 

Das verwendete Datenmaterial läßt keine lückenlose 
Erfassung aller Beteiligungen der „100 Größten" zu. 
Nur wenige Gesellschaften veröffentlichen in ihren 
Geschäftsberichten eine vollständige Übersicht über 
ihre Beteiligungen. In vielen Fällen werden neben 
dem Konsolidierungskreis nur wenige ausgewählte 


Beteiligungen angegeben. Lücken ergeben sich ins- 
besondere bei Unternehmen, die nach dem Publizi- 
tätsgesetz nur eingeschränkten Veröffentiichungs- 
pflichten unterliegen. Die Beschränkung auf Beteili- 
gungen von mindestens 25 % berechtigt jedoch zu der 
Annahme, daß die Zahl der nicht erfaßten Gemein- 
schaftsunternehmen gering ist. 

330- Hinzuweisen ist weiterhin auf eine methodi- 
sche Begrenzung, die darin besteht, daß das gesamte 
Untersuchungsprogramm der „100 Größten" sich auf 
Unternehmen mit Sitz im Inland beschränkt. Hier- 
durch werden alle Gemeinschaftsimtemehmen aus 
der Untersuchung ausgeklammert, die — obwohl im 
Ausland ansässig — der Kooperation deutscher und 
ausländischer Partner auf dem deutschen Markt die- 
nen. 

331. Die Analyse der Beteiligungen an den 
„100 Größten" in Abschnitt 4.1.2 hat gezeigt, daß Un- 
ternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" Anteile 
an anderen Unternehmen aus diesem Kreis hielten. 
Nach den oben festgelegten Abgrenzungen zählten 
von den „ 100 Größten" in 1986 die Unternehmen Kar- 
stadt AG, Bosch- Siemens Hausgeräte GmbH und 
Bergmann-Elektricitäts- Werke AG zu den Gemein- 
schaftsunternehmen. In 1984 waren neben diesen drei 
Unternehmen zusätzhch die Unternehmen Ruhr- 
gas AG, MTU Motoren- und Turbinen-Union Mün- 
chen GmbH und Hapag-Iioyd AG in der Gruppe der 
Gemeinschaftsunternehmen unter den „100 Größ- 
ten" vertreten. Unternehmen, an denen diese als Ge- 
memschaftsuntemehmen identifizierten Unterneh- 
men aus dem Kreis der „ 100 Größten" zusamnien mit 
ihren Anteilseignern, durch die sie zu Gemeinschafts- 
unternehmen werden, mit mehr als 25 % beteiligt wa- 
ren, werden ihrerseits nicht als Gemeinschaftsunter- 
nehmen gewertet. Unter den ausgewiesenen Beteili- 
gungen der „100 Größten" wurden in 1986 nach der 
oben gegebenen Abgrenzung 189 Gemeinschaftsun- 
temehmen registriert. In 1984 waren es 195^0) Ge- 
meinschaftsunternehmen. In den Kreis der Gemein- 
schaftsunternehmen, an denen Unternehmen der 
„100 Größten" Beteiligungen halten, sind zwischen 
1984 und 1986 40 Unternehmen neu eingetreten und 
46 Unternehmen ausgeschieden. Von den 46 Ge- 
meinschaftsunternehmen sind 18 deshalb weggefal- 
len, weil eine Reihe von Anteilseignern in 1986 aus 
dem Kreis der „100 Größten“ ausgeschieden ist. Al- 
lein zwölf Gememschaftsuntemehmen sind infolge 
des Ausscheidens der Deutsche BP AG weggef allen. 
Die verbleibenden 28 Gemeinschaftsunternehmen 
sind deshalb ausgeschieden, weil das Gemeinschafts- 
unternehmen zwischen 1984 und 1986 aufgelöst 
wurde, die Kapitalanteüe auf Unternehmen außerhalb 
des Berichtskreises übergegangen sind oder eine 
mehrheitliche Übernahme durch ein Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten" stattgefunden hat. 

332. Um einen Eindruck von der Größe der Gemein- 
schaftsunternehmen zu gewinnen, wurde deren No- 
minalkapital erhoben. Das durchschnittiiche Nomi- 
nalkapital betrug 1986 38 Mio. DM (1984: 46 Mio. 
DM), wobei die einzelnen Beträge zwischen 0 (bei 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts) und 500 Mio. 
DM streuten. Bei einem durchschnittiichen Nominal- 


20) Berichtigter Wert. 
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kapital der „100 Größten" von 657 Mio. DM in 1986 
(609 Mio. DM in 1984) wird das erwartete Größenge- 
fälle zwischen den Unternehmen aus diesem Kreis 
und ihren Gemeinschaftsunternehmen deuthch. 

333 . Die vorherrschende Rechtsform bei den Ge- 
meinschaftsunternehmen ist die Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung. 75,6% der Gemeinschaftsunter- 
nehmen waren 1986 in dieser Form organisiert, 16,4 % 
in der Form der Aktiengesellschaft, 3,2 % in der Form 
der GmbH & Co. KG und 4,8% in sonstigen Rechts- 
formen. 


4.2.2 Verflechtungen der „100 Größten“ über Gemeinschafts- 
unternehmen 

334 . Tabelle 19 zeigt, daß die 189 Gemeinschaftsun- 
ternehmen in 1986 65 Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten" zuzurechnen waren. Die 195 Ge- 
meinschaftsunternehmen in 1984 waren 67 Unterneh- 
men zuzurechnen. Diese Unternehmen aus dem Kreis 
der „ 100 Größten" besaßen in 1986 insgesamt 390 Be- 
teüigungen (1984: 403) an Gemeinschaftsimtemeh- 
men. Damit waren die Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten", die Beteiligungen an Gemein- 
schaftsunternehmen aufwiesen, in beiden Jahren 
durchschnittlich an drei Gemeinschaftsunternehmen, 
meistens nur mit einem weiteren Unternehmen der 
„100 Größten", beteüigt. Ledighch an zwölf Gemein- 
schaftsunternehmen waren 1986 mehr als zwei Unter- 
nehmen der „100 Größten" beteüigt. 

An den Gemeinschaftsunternehmen waren wie in der 
vorangegangenen Berichtsperiode besonders häufig 
Unternehmen aus der ersten Hälfte der Rangfolge der 
„100 Größten" beteiligt. Von den Beteüigungen an 
Gemeinschaftsunternehmen entfielen 1984 und 1986 
über 75 % auf die 50 größten Unternehmen, und von 
den Unternehmen, für die keine Beteiligung an Ge- 
meinschaftsunternehmen emüttelt werden konnte, 
befanden sich in beiden Jahren jeweüs ca. 70 % in der 
zweiten Hälfte der Rangliste der „100 Größten". 

335 . Die folgende Übersicht zeigt an, wieviele der 
65 Unternehmen in 1986 (67 Unternehmen in 1984) 
über Gemeinschaftsunternehmen mit 1 bis 2, 3 bis 5, 6 
bis 10 usw. anderen Unternehmen aus diesem Kreis 
zusammengearbeitet haben: 



1986 

1984 

1 bis 2 

26 

27 

3 bis 5 

20 

19 

6 bis 10 

17 

18 

11 bis 15 

1 

2 

16 bis 20 

1 

0 

über 20 

0 

1 

Insgesamt 

65 

67 


In ca. 30 % der FäUe fand in beiden Jahren eine Zu- 
sammenarbeit über Gemeinschaftsunternehmen mit 
mehr als fünf anderen Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten" statt. Die Unternehmen mit der 
größten Anzahl von Verflechtungen dieser Art waren 
1986: VEBAAG mit 19, Ruhrkohle AG mit 11 und 
Deutsche Bank AG mit 10. 

336 . Die Gesamtzahl der Verflechtungen ) der „ 1 00 
Größten“ über Gemeinschaftsunternehmen war 

1984 282, 

1986 260. 

Berücksichtigt man, daß die theoretisch höchstmög- 
liche Zahl der Verflechtungen zwischen den 
„100 Größten" 9 900 ist (jedes der 100 Unternehmen 
wäre mit allen anderen 99 Unternehmen verflochten), 
dann stellt der Anteü der wahrgenommenen Möglich- 
keiten an dieser Maximalzahl ein Maß für den Grad 
der Verflechtung dar. Dieser Anteü war 

1984 2,8%, 

1986 2,6%. 

Der Grad der Verflechtung hat demnach um 0,2 Pro- 
zentpunkte abgenommen. Hierbei ist jedoch zu be- 
rücksichtigen, daß das Ausscheiden der Deutsche BP 
AG aus dem Kreis der „100 Größten" ca. 50% der 
Veränderung gegenüber 1984 erklärt. 

337 . Die Wirtschaftszweige,^^) in denen Unterneh- 
men aus dem Kreis der „100 Größten" im Jahr 1986 
am intensivsten über Gemeinschaftsunternehmen zu- 
sammenarbeiteten, sind: 

— Elektrizitätsversorgung, 

— Kreditgewerbe, 

— Eisenschaffende Industrie. 

Dagegen waren 1986 in den Wirtschaftszweigen 

— Kraftfahrzeugbau, 

— Elektrotechnik, 

— Maschinenbau, 

— Einzelhandel, 

Unternehmen aus dem Kreis der „ 100 Größten" nur in 
geringem Umfang über Gemeinschaftsunternehmen 
verflochten. 


21) Hierbei zählt jede Verbindung doppelt, da sie in Tabelle 19 
jeweils beiden miteinander verflochtenen Unternehmen zu- 
gerechnet wird. 

22) Berücksichtigt wurden nur diejenigen Wirtschaftszweige, in 
denen mindestens fünf Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" tätig waren. 


145 




Drucksache 11/2677 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 19 

Die Verflechtungen zwischen den „100 Größten" 1984 und 1986 über Gemeinschaftsunternehmen (GU)^) 


Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 

zweig 

Anzahl der GU, 
an denen dcis 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
dcLS genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

1 

1986 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 248, 250 

3 

3 

( 2) 

1984 



3 

5 

2 

1986 

Siemens AG 

243, 2 ^ 

7 

7 

( 1) 

1984 



10 

10 

3 

1986 

Volkswagen AG 

244 

1 

1 

( 3) 

1984 



2 

2 

4 

1986 

Ruhrkohle AG 

101, HO, 200 

20 

11 

( 4) 

1984 



20 

12 

5 

1986 

Bayer AG 

200 

3 

3 

( 5) 

1984 



6 

6 

6 

1986 

BASF AG 

200 

9 

7 

( 6) 

1984 



12 

7 

7 

1986 

Hoechst AG 

200 

6 

6 

( 7) 

1984 



4 

4 

8 

1986 

Feldmühle Nobel AG<) 

200, 230-232, 242, 
264 

1 

1 

(20) 

1984 



1 

1 

9 

1986 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, 250 

4 

4 

(10) 

1984 



6 

6 

10 

1986 

Thyssen AG 

230-232, 240, 242, 






245, 246 

9 

7 

(11) 

1984 



15 

10 

11 

1986 

VEBA AG 

101, 200, 205, 
40/41 

39 

19 

( 9) 

1984 



39 

21 

12 

1986 

Rheinisch-Westfähsches 

Elektrizitätswerk AG 

101 

13 

8 

( 8) 

1984 



13 

7 

13 

1986 

Deutsche Bank AG 

601 

25 

10 

(12) 

1984 



22 

11 

14 

1986 

Mannesmann AG 

230-232, 242, 
40/41 

7 

6 

(13) 

1984 



7 

6 

15 

1986 

IBM Deutschland GmbH 

243 

0 

0 

(14) 

1984 



0 

0 

16 

1986 

Ford-Werke AG 

244 

0 

0 

(19) 

1984 



0 

0 

17 

1986 

Bayerische Motoren Werke AG . . 

244 

2 

2 

(15) 

1984 



2 

2 

18 

1986 

Fried. Krupp GmbH 

230-232, 240, 242, 






246, 40/41 

9 

4 

(16) 

1984 



8 

4 

19 

1986 

Adam Opel AG 

244 

0 

0 

(23) 

1984 



0 

0 

20 

1986 

Dresdner Bank AG 

601 

14 

7 

(21) 

1984 



13 

6 
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noch Tabelle 19 


Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 

zweig 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

21 

1986 

MAN AG 5) 

233, 240, 242, 






244, 40/41 

3 

3 

(18) 

1984 



7 

7 

22 

1986 

Deutsche Lufthansa AG 

51 

2 

2 

(22) 

1984 



1 

1 

23 

1986 

Allianz AG Holding®) 






(einschheßlich Allianz Lebens- 






versicherungs-AG) 

61 

9 

9 

(27) 

1984 



9 

9 

24 

1986 

Messerschmitt-Bölkow-Blohm 






GmbH 

248 

4 

3 

(24) 

1984 



1 

1 

25 

1986 

Salzgitter AG 

230-232, 240, 246, 






40/41 

8 

7 

(25) 

1984 



6 

4 

26 

1986 

Allgemeine Deutsche Philips 






Industrie GmbH 

250 

3 

3 

(26) 

1984 



4 

3 

27 

1986 

Standard Elektrik Lorenz AG .... 

242, 250 

3 

3 

(30) 

1984 



3 

3 

28 

1986 

Karstadt AG 

43 

0 

0 

(28) 

1984 



0 

0 

29 

1986 

Commerzbank AG 

601 

18 

5 

(34) 

1984 



16 

6 

30 

1986 

Hoesch AG 

230-232, 237, 238, 






40/41 

9 

5 

(29) 

1984 



10 

6 

31 

1986 

Brown, Boveri & Cie AG 

250 

0 

0 

(32) 

1984 



0 

0 

32 

1986 

Saarbergwerke AG 

110 

7 

6 

(33) 

1984 



8 

6 

33 

1986 

Deutsche Unilever GmbH 

28/29 

0 

0 

(31) 

1984 



0 

0 

34 

1986 

Kaufhof AG 

43 

2 

2 

(35) 

1984 



1 

1 

35 

1986 

Preussag AG 

110, 116, 200, ^ 

9 

7 

(45) 

1984 



8 

5 

36 

1986 

BATIG Gesellschaft für Beteiligun- 






gen mbH 

210, >299, 43 

3 

3 

(44) 

1984 



3 

3 

37 

1986 

Zahnradfabrik Friedrichshafen 






AG 

242, ^ 

1 

1 

(40) 

1984 



1 

1 

38 

1986 

REWE Handelsgesellschaft 






Leibbrand oHG 

43 

0 

0 

(53) 

1984 



0 

0 
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Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 

zweig^) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

39 

1986 

Metcdlgesellschaft AG 

233, 40/41 

11 

6 

(42) 

1984 



10 

6 

40 

1986 

Bertelsmann AG 

76 

0 

0 

(38) 

1984 



0 

0 

41 

1986 

CO op AG 

40/41, 43 

0 

0 

(47) 

1984 



0 

0 

42 

1986 

Carl-Zeiss-Stiftung 

252 

1 

1 

(48) 

1984 



2 

2 

43 

1986 

Bayerische Vereinsbank AG .... 

601 

12 

8 

(52) 

1984 



8 

6 

44 

1986 

FAG Kugelfischer Georg Schäfer 






KGaA 

242, 244 

0 

0 

(55) 

1984 



0 

0 

45 

1986 

Degussa AG 

200, 210, 233, 






238, 40/41 

9 

7 

(51) 

1984 



9 

8 

46 

1986 

Bayerische Hypotheken- und 






Wechsel-Bank AG 

601 

7 

2 

(57) 

1984 



7 

4 

47 

1986 

Continental Gummi-Werke AG . . 

213 

2 

2 

(56) 

1984 



2 

2 

48 

1986 

Ruhrgas AG 

103 

2 

3 

(41) 

1984 



3 

4 

49 

1986 

Bayemwerk AG 

101 

12 

7 

(43) 

1984 



11 

7 

50 

1986 

ITT Gesellschaft für Beteiligungen 






mbH 

242, 244, 40/41 

0 

0 

(62) 

1984 



1 

1 

51 

1986 

Henkel KGaA 

200 

3 

3 

(58) 

1984 



3 

3 

52 

1986 

Vereinigte Elektrizitätswerke 






Westfalen AG 

101, 103, 105 

4 

4 

(54) 

1984 



3 

4 

53 

1986 

Hertie Waren- und Kaufhaus 






GmbH 

43 

0 

0 

(39) 

1984 



0 

0 

54 

1986 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG . . 

240, 242, 244, 248 

0 

0 

(37) 

1984 



0 

0 

55 

1986 

Compagnie de Saint-Gobain 






(Deutsche Gruppe) . 

227, 234 

0 

0 

(61) 

1984 



2 

2 

56 

1986 

VIAG Aktiengesellschaft 

101, 200, 233 

5 

3 

(46) 

1984 



5 

4 

57 

1986 

Klöckner- Werke AG 

230-232, 237, 






238, 242 

4 

4 

(36) 

1984 



2 

2 
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Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 

zweig^) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

58 

1986 

Nixdorf Computer AG 

243 

0 

0 

(72) 

1984 



0 

0 

59 

1986 

Enka AG 

200 

0 

0 

(63) 

1984 



0 

0 

60 

1986 

Deutsche Babcock AG 

240, 241, 242 

0 

0 

(59) 

1984 



0 

0 

61 

1986 

UndeAG 

242 

2 

2 

(68) 

1984 



0 

0 

62 

1986 

Schering AG 

200 

1 

1 

(67) 

1984 



1 

1 

63 

1986 

Axel Springer Verlag AG 

76 

0 

0 

(75) 

1984 



0 

0 

64 

1986 

Saarstahl Völklingen GmbH^) . . . 

230-232 

5 

4 

(70) 

1984 



3 

2 

65 

1986 

Hochtief AG 

30 

1 

1 

(65) 

1984 



1 

1 

66 

1986 

C. &A. Brenninkmeyer 

43 

0 

0 

(74) 

1984 



0 

0 

67 

1986 

Westdeutsche Landesbank Giro- 






zentrale 

602 

6 

6 

(82) 

1984 



4 

4 

68 

1986 

Nestle-Gruppe Deutschland 






GmbH 

28/29 

0 

0 

(83) 

1984 



0 

0 

69 

1986 

Bosch- Siemens Hausgeräte 






GmbH 

250 

0 

0 

(78) 

1984 



0 

0 

70 

1986 

Wacker-Chemie GmbH 

200 

2 

2 

(66) 

1984 



2 

2 

71 

1986 

Rheinmetall Berlin AG 

242, 244, 252 

0 

0 

(80) 

1984 



0 

0 

72 

1986 

Gustav Schickedanz KG 






— Großversandhaus Quelle —^) 

43 

6 

2 

(69) 

1984 



5 

2 

73 

1986 

Eschweiler Bergwerks -Verein AG 

110, 230-232 

0 

0 

(71) 

1984 



0 

0 

74 

1986 

Freudenberg & Co 

210 

0 

0 

(79) 

1984 



0 

0 

75 

1986 

Volksfürsorge Deutsche Lebens- 






versicherung AG 

61 

1 

1 

(-) 

1984 



— 

— 

76 

1986 

Sachs AG 

242, ^ 

0 

0 

(76) 

1984 



0 

0 

77 

1986 

Phüipp Holzmann AG 

30 

6 

2 

(73) 

1984 



5 

2 

78 ! 

1986 

Deutsche Shell AG 

116, 205, 40/41 

5 

3 

(60) 1 

1984 



8 

4 
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noch Tabelle 19 


Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 

zweig 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

79 

1986 

Grundig AG 

243, ^ 

0 

0 

(-) 

1984 



— 

— 

80 

1986 

Berliner Kraft- und Licht (Bewag)- 






AG 

101, 105 

1 

1 

(89) 

1984 



0 

0 

81 

1986 

Neue Heimat Gemeinnützige 






Wohnungs- und Siedlungsge- 






Seilschaft mbH 

794 

0 

0 

(50) 

1984 



3 

2 

82 

1986 

Porsche AG 

244 

0 

0 

(90) 

1984 



0 

0 

83 

1986 

Bank für Gemeinwirtschaft AG . . 

601 

2 

2 

(-) 

1984 



— 

— 

84 

1986 

Bergmann-Elektricitäts-Werke 






AG 

242, 250, 252 

0 

0 

(96) 

1984 



1 

1 

85 

1986 

C.H. Boehringer Sohn, Ingelheim 

200 

3 

2 

(86) 

1984 



1 

1 

86 

1986 

Michelin Reifenwerke KGaA .... 

213 

0 

0 

(99) 

1984 



0 

0 

87 

1986 

Energie-Versorgung Schwaben 






AG 

101 

3 

4 

(87) 

1984 



3 

4 

88 

1986 

Boehringer Mannheim GmbH . . . 

200 

0 

0 

(-) 

1984 



— 

— 

89 

1986 

SKF GmbH 

242, 244 

0 

0 

(88) 

1984 



0 

0 

90 

1986 

Oetker-Gruppe 

28/29 

4 

4 

(91) 

1984 



2 

2 

91 

1986 

Hewlett-Packard GmbH 

250 

0 

0 

(-) 

1984 



— 

— 

92 

1986 

Flughafen Frankfurt Main AG . . . 

51 . 

0 

0 

(-) 

1984 



— 

— 

93 

1986 

Diehl GmbH & Co 

233, 242, 250, 






254, 256 

3 

2 

(-) 

1984 



— 

— 

94 

1986 

Hamburgische Electricitäts- Werke 






AG 

101, 105 

5 

1 

(81) 

1984 



4 

1 

95 

1986 

Otto Versand GmbH & Co 

43 

0 

0 

(100) 

1984 



0 

0 

96 

1986 

ESSO AG 

116, 205,40/41 

4 

2 

(64) 

1984 



7 

3 

97 

1986 

Beiersdorf AG 

200 

1 

1 

(-) 

1984 



— 

— 

98 

1986 

Reemtsma Cigarettenfabriken 

293, 299 





GmbH 


1 

1 

(92) 

1984 



2 

2 
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noch Tabelle 19 


Rang 

Jahr 

Firma 

Wirtschafts- 

zweig^) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

99 

1986 

Strabag Bau- AG 

30 

1 

1 

(94) 

1984 



1 

1 


1986 

E. Merck 

200 

2 

1 

(-) 

1984 



— 

— 

— 

1986 

AEG Aktiengesellschaft ^1) 

242, 250 

— 

— 

(17) 

1984 



3 

3 

— 

1986 

Beteiligungsgesellschaft für Ge- 






meinwirtschaft AG 

60, 61 

— 

— 

(49) 

1984 



2 

1 

— 

1986 

MTU Motoren- tmd Turbinen- 






Union München GmbH 

242, 246, 247, ^ 

— 

— 

(77) 

1984 



0 

0 

— 

1986 

Deutsche BP AG 

116, 205, 40/41 

— 

— 

(84) 

1984 



12 

8 

— 

1986 

Domier GmbH 

248 

— 

— 

(85) 

1984 



0 

0 

— 

1986 

Bausparkasse Schwäbisch- Hall 






AG 

608 

— 

— 

(93) 

1984 



0 

0 

— 

1986 

Wohnungswirtschaft Wüstenrot 






Verwaltungs- und Finanzie- 






rungsgesellschaft mbH 

608 

— 

— 

(95) 

1984 



3 

3 

— 

1986 

Beamtenheimstättenwerk Ge- 






meinnützige Bausparkasse für 






den öffenthchen Dienst GmbH 

608 

— 

— 

(97) 

1984 



0 

0 

— 

1986 

Hapag-Uoyd AG 

51 

— 

— 

(98) 

1984 



1 

1 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in dem Jahr 
nicht unter den „100 Größten". 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe mehrerer Nummern bedeutet Unterstrei- 
chung den Tätigkeitsschwerpunkt. Falls dieser nicht festgelegt werden kann, unterbleibt die Unterstreichung. 

3) In 1984 Volkswagen werk AG. 

4) Nachfolgegesellschaft der Friedrich Flick Industrieverwaltung KGaA. 

5) In 1984 Gutehoffnungshütte Aktienverein AG, 

6) In 1984 AlÜanz Versichenmgs-AG. 

In 1984 ARBED Saar stahl GmbH. 

®) Die Beteiligungen der Obergesellschaft Gustav und Grete Schickedanz Holding KG an Gemeinschaftsunternehmen werden mit 
erfaßt. 

9) In 1984 Untemehmensgruppe Volksfürsorge. 

^0) Der Gleichordnungskonzem mit der Neue Heimat Städtebau AG, inzwischen GSP Gesellschaft für Städtebau und Planung AG, 
wurde in 1985 aufgehoben. 

11) In 1984 AEG-Telefunken AG. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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4.3 Personelle Verflechtungen 
4.3.1 Methodische Vorbemerkungen 

338. Die Erhebung der personellen Verflechtungen 
beruht in erster Linie auf den Geschäftsberichten der 
Großunternehmen. In 1984 xind 1986 unterscheiden 
jeweüs 95 Unternehmen der „100 Größten" in ihren 
Geschäftsberichten zwischen Geschäftsfühnmg und 
einem Kontrollorgan (Aufsichtsrat, Verwaltungsrat, 
GeseUschafterausschuß, Vermittlungsausschuß, Un- 
temehmensrat, etc.) und geben die personelle Beset- 
zimg dieser geschäftsführenden und kontroUierenden 
Gremien an. Es wird nicht verkannt, daß die Befug- 
nisse der Kontrollorgane vor allem nach den Rechts- 
formen und Gesellschaftsverträgen der Unternehmen 
inhaltlich unterschiedhch zu bestimmen sind. Nach 
der Intention dieser Erhebung kommt es jedoch pri- 
mär nicht auf die Befugnisse dieser Organe im einzel- 
nen an, sondern darauf, daß über sie Kontaktmöghch- 
keiten auf hoher Ebene der Untemehmenshierarchie 
geschaffen werden können. 

339. Für eine gruppenspezifische Aufschlüsselung 
der Mitgheder der Kontrollorgane wird insbesondere 
danach imterschieden, ob der Mandatsträger 

— Geschäftsführungsmitglied eines anderen Unter- 
nehmens aus dem Kreis der „100 Größten", 

— Repräsentant einer Bank bzw. einer Versicherung 
oder 

— Gewerkschaftsvertreter 

ist. Als Repräsentanten von Banken bzw. Versiche- 
rungen werden Mitgheder der Geschäftsleitimg, ehe- 
maüge Mitgheder der Geschäftsleitimg, sofern sie 
noch Mitghed des Aufsichtsrats sind, sowie Mitarbei- 
ter von Banken bzw. Versicherungen gewertet. Ge- 
werkschaftsvertreter sind in dieser Untersuchung 
hauptamthche Organisationsvertreter, die aufgrund 
der Mitbestimmungsgesetzgebung auf Arbeitneh- 
merseite neben Arbeitnehmern der betreffenden Un- 
ternehmen Mandate in KontroUorganen innehaben. 

340. In den Fällen, in denen eine Gruppenzuord- 
nung von KontroUorgannütghedem nach Banken- 
und Versicherungsrepräsentanten aufgrund der Ge- 
schäftsberichte nicht möghch war, wurde bei der Er- 
hebung ergänzend auf das Handbuch „Leitende 
Männer und Frauen der Wirtschaft", Ausgaben 1985 
und 1987, des Hoppenstedt- Verlags zurückgegriffen. 
Die Gewerkschaftsvertreter wurden vom Deutschen 
Gewerkschaftsbund erfragt. 

Die Unvohständigkeit der Geschäftsberichte in bezug 
auf die Herkunft der Mitgheder ihrer KontroUorgane 
macht eine weitergehende gruppenspezifische Aus- 
wertung der personeUen Verflechtungen (z. B. Ermitt- 
lung der Vertreter staathcher Institutionen) unmög- 
hch. 


4.3.2 Darstellung der personellen Verflechtungen zwischen 
den „100 Größten" 

341- Die DarsteUung der personeUen Verflechtun- 
gen in Tabelle 20 unterscheidet danach, ob sie 


— durch Mitgheder der Geschäftsführung eines Un- 
ternehmens, die KontroUorganmandate in anderen 
Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
wahmehmen, oder 

— durch Mandatsträger, die gleichzeitig in mehreren 
KontroUorganen tätig sind (wobei unberücksich- 
tigt bleibt, ob sie Geschäftsführungsmitghed eines 
verflochtenen Unternehmens sind oder nicht), 

entstanden sind. 

342. Tabelle 20 zeigt, daß in 1986 47 Unternehmen 
(1984: 50) aus dem Kreis der „100 Größten" Mitghe- 
der ihrer Geschäftsführung in die KontroUorgane an- 
derer Unternehmen aus diesem Kreis entsandten. 
Demgegenüber waren 1986 in 76 (1984 in 79) Kon- 
troUorganen der jeweüs zu den „100 Größten" gehö- 
renden Unternehmen Mitgheder der Geschäftsfüh- 
rung anderer solcher Unternehmen vertreten. Dies ist 
darauf zurückzuführen, daß die Geschäftsführungs- 
mitgheder der Banken und der Konzerne an der Spitze 
der Ranghste der „100 Größten" vielfach mehrere 
KontroUorganmandate gleichzeitig wahmehmen. 

Als herausragendes Beispiel ist hier die Deutsche 
Bank zu nennen, die Mitgheder ihres Vorstandes 1986 
in 33 (1984 in 39) KontroUorgane der „100 Größten" 
entsandte, während in 1984 und 1986 nur jeweüs ein 
Unternehmen über seine Geschäftsfühmng im Auf- 
sichtsrat der Deutschen Bank vertreten war. 

343. Die zehn Unternehmen an der Spitze der Rang- 
folge waren in 1986 (1984) im Durchschnitt in drei bis 
vier (fünf) KontroUorganen anderer Unternehmen ver- 
treten. Im Vergleich dazu entsandten in beiden Jah- 
ren im Durchschnitt jeweils drei Unternehmen Ge- 
schäftsführungsmitglieder in die Aufsichtsräte dieser 
zehn größten Unternehmen. Bei der Interpretation 
dieses Ergebnisses sind zwei Aspekte zu berücksich- 
tigen. Erstens hat die Zahl der Unternehmen, in deren 
Kontrollorgane die zehn größten Unternehmen 1986 
Mitgheder ihrer Geschäftsfühmng entsandten, ge- 
genüber 1984 deshalb abgenommen, weü die Daim- 
ler-Benz AG die Unternehmen AEG AG, MTU GmbH 
und Domier GmbH mehrheithch übernommen hat. 
Zweitens haben Veränderungen in der Zusammen- 
setzung des Kreises der zehn größten Unternehmen 
zu einer Vermindemng der Anzahl geführt. Die aus- 
scheidenden Unternehmen VEBA AG und Rheinisch- 
Westfähsches Elektrizitätswerk AG sind überdurch- 
schnitthch oft in den KontroUorganen anderer Unter- 
nehmen vertreten, während die neu eintretende Feld- 
mühle Nobel AG nur unterdurchschnitthch bzw. in 
1986 gar nicht repräsentiert ist. SchUeßt man diese 
Faktoren aus, waren die zehn größten Unternehmen 
1986 durchschnitthch in vier bis fünf KontroUorganen 
anderer Unternehmen der „100 Größten" vertreten. 
Die letzten zehn Unternehmen der Rangfolge waren 
mit insgesamt acht (1984 mit zwei) Geschäftsfüh- 
rungsmitgliedem in den KontroUorganen anderer Un- 
ternehmen vertreten, während in ihren KontroUorga- 
nen insgesamt sechs (1984: 19) Geschäftsfühmngs- 
mitgUeder anderer Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" repräsentiert waren. Die Verändemn- 
gen zwischen 1984 und 1986 beruhen auch hier teü- 
weise auf der neuen Zusammensetzung des Kreises 
der letzten Zehn der Rangfolge. So waren in 1984 
aUein zwölf der 19 Geschäftsführungsmitglieder an- 
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Tabelle 20 


Die personellen Verflechtungen zwischen den „100 Größten" 1984 und 1986^) 


Rang 

Jahr 


Anzahl der Unternehmen . . . 

Firma 

... in deren Kon- 
trollorgane das ge- 
ncinnte Unterneh- 
men Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entscindt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
KontroUorgcin des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
haben 2) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über Man- 
datsträger in den 
Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

1 

1986 

Daimler-Benz AG 

5 

4(3) 

24 

(2) 

1984 


8 

6(3) 

33 

2 

1986 

Siemens AG 

9 

3(2) 

27 

(1) 

1984 


10 

4 (3) 

27 

3 

1986 

Volkswagen AG 

4 

1(1) 

25 

(3) 

1984 


4 

2(2) 

29 

4 

1986 

Ruhrkohle AG 

2 

5(0) 

13 

(4) 

1984 


6 

4 (0) 

14 

5 

1986 

Bayer AG 

4 

3(2) 

20 

(5) 

1984 


3 

3(2) 

24 

6 

1986 

BASF AG 

1 

1 (0) 

14 

(6) 

1984 


0 

1(1) 

17 

7 

1986 

Hoechst AG 

1 

1 (1) 

12 

(7) 

1984 


7 

1 (1) 

15 

8 

1986 

Feldmühle Nobel AG^) 

0 

6(1) 

11 

(20) 

1984 


2 

0 

7 

9 

1986 

Robert Bosch GmbH 

4 

0 

14 

(10) 

1984 


3 

0 

16 

10 

1986 

Thyssen AG 

5 

4(3) 

29 

(11) 

1984 


9 

3(2) 

31 

11 

1986 

VEBA AG 

6 

2(1) 

24 

(9) 

1984 


7 

2(1) 

25 

12 

1986 

Rheinisch-Westfälisches 






Elektrizitätswerk AG 

8 

4(3) 

26 

(8) 

1984 


7 

4(3) 

23 

13 

1986 

Dpnt«?rhp Rank AG 

33 

1 (0) 

20 

(12) 

1984 


39 

1 (0) 

20 

14 

1986 

Mannesmann AG 

1 

4(1) 

27 

(13) 

1984 


2 

5(1) 

30 

15 

1986 

IBM Deutschland GmbH 

0 

0 

0 

(14) 

1984 


0 

0 

0 

16 

1986 

Ford-Werke AG 

0 

1(1) 

2 

(19) 

1984 


0 

1(1) 

1 

17 

1986 

Bayerische Motoren Werke AG . . 

1 

2(1) 

9 

(15) 

1984 


1 

2(1) 

9 

18 

1986 

Fried. Krupp GmbH 

1 

3(1) 

14 

(16) 

1984 


1 

2(1) 

18 

19 

1986 

Adam Opel AG 

0 

1 (0) 

2 

(23) 

1984 


0 

0 

2 
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noch Tabelle 20 


Rang 

Jahr 

Firma 

Anzahl der Unternehmen . . . 

... in deren Kon- 
trollorgane das ge- 
nannte Unterneh- 
men Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
habend) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über Man- 
datsträger in den 
Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

20 

1986 

Dresdner Bank AG 

17 

1(0) 

18 

(21) 

1984 


22 

2(0) 

25 

21 

1986 

MAN AG 5) 

2 

4(2) 

30 

(18) 

1984 


2 

2(1) 

30 

22 

1986 

Deutsche Lufthansa AG 

0 

1 (1) 

9 

(22) 

1984 


1 

1(1) 

10 

23 

1986 

Allianz AG Holding 6) 






(einschließlich Allianz Lebens- 






versicherungs-AG) 

18 

6(2) 

25 

(27) 

1984 


17 

7(3) 

36 

24 

1986 

Messerschmitt-Bölkow- 






Blohm GmbH 

2 

1 (1) 

5 

(24) 

1984 


1 

3(1) 

4 

25 

1986 

Salzgitter AG 

2 

5(2) 

21 

(25) 

1984 


2 

6(2) 

33 

26 

1986 

Allgemeine Deutsche 






Phüips Industrie GmbH 

0 

0 

2 

(26) 

1984 


0 

0 

4 

27 

1986 

Standard Elektrik Lorenz AG .... 

0 

3(3) 

20 

(30) 

1984 


0 

4(3) 

14 

28 

1986 

Karstadt AG 

0 

6(3) 

22 

(28) 

1984 


1 

6(3) 

26 

29 

1986 

Commerzbank AG 

16 

3(1) 

14 

(34) 

1984 


15 

4 (1) 

15 

30 

1986 

Hoesch AG 

2 

5(1) 

7 

(29) 

1984 


2 

5(1) 

6 

31 

1986 

Brown, Boveri & Cie AG 

0 

3(3) 

17 

(32) 

1984 


0 

4(2) 

23 

32 

1986 

Saarbergwerke AG 

0 

1 (0) 

11 

(33) 

1984 


0 

1 (0) 

13 

33 

1986 

Deutsche Unilever GmbH 

1 

1 (0) 

4 

(31) 

1984 


1 

1(0) 

8 

34 

1986 

Kaufhof AG 

0 

3(2) 

6 

(35) 

1984 


0 

4(2) 

17 

35 

1986 

Preussag AG 

3 

5(3) 

12 

(45) 

1984 


4 

5(3) 

14 

36 

1986 

BATIG Gesellschaft für 






Beteiligimgen mbH 

0 

2(1) 

1 

(44) 

1984 


0 

2(1) 

3 

37 

1986 

Zahnradfabrik 






Friedrichshafen AG 

1 

0 

0 

(40) 

1984 


1 

0 

0 
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noch Tabelle 20 


Rang 

Jahr 

Firma 

Anzahl der Unternehmen . . . 

... in deren Kon- 
trollorgane das ge- 
nannte Unterneh- 
men Mitglieder der 
Geschäftsfühnmg 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 

habend) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über Man- 
datsträger in den 
Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

38 

1986 

REWE Handelsgesellschaft 






Leibbrcuid oHG^) 

0 

0 

0 

(53) 

1984 


0 

0 

0 

39 

1986 

Metallgesellschaft AG 

3 

4(2) 

19 

(42) 

1984 


2 

6(3) 

22 

40 

1986 

Bertelsmann AG 

1 

2(2) 

7 

(38) 

1984 


0 

3 (2) 

ö 

41 

1986 

CO op AG 

0 

2(2) 

9 

(47) 

1984 


0 

2(1) 

13 

42 

1986 

Carl-Zeiss-Stiftung 

0 

2(1) 

8 

(48) 

1984 

' 

0 

3(2) 

16 

43 

1986 

Bayerische Vereinsbank AG .... 

8 

2(0) 

8 

(52) 

1984 


7 

2(0) 

9 

44 

1986 

FAG Kugelfischer Georg Schäfer 






KGaA 

0 

2(2) 

2 

(55) 

1984 


0 

2(2) 

2 

45 

1986 

Degussa AG 

0 

3(1) 

14 

(51) 

1984 


0 

3(1) 

14 

46 

1986 

Bayerische Hypotheken- und 






Wechsel-Bank AG 

0 

4(1) 

7 

(57) 

1984 


0 

4(1) 

4 

47 

1986 

Continental Gummi-Werke AG . . 

0 

5(2) 

21 

(56) 

1984 


0 

5(2) 

20 

48 

1986 

Ruhrgas AG 

4 

5(0) 

10 

(41) 

1984 


5 

6(0) 

15 

49 

1986 

Bayemwerk AG 

1 

2(1) 

8 

(43) 

1984 


2 

2(1) 

8 

50 

1986 

ITT Gesellschaft für 






Beteiligungen mbH^) 

0 

0 

0 

(62) 

1984 


0 

0 

0 

51 

1986 

Henkel KGaA 

2 

2(2) 

10 

(58) 

1984 


1 

2(2) 

12 

52 

1986 

Vereinigte Elektrizitäts- 






werke Westfalen AG 

2 

3(3) 

7 

(54) 

1984 


2 

4(3) 

9 

53 

1986 

Hertie Waren- und Kaufhaus 






GmbH 

0 

3(1) 

3 

(39) 

1984 


0 

2(0) 

3 

54 

1986 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG . . 

3 

2(2) 

21 

(37) 

1984 


2 

3(2) 

18 

55 

1986 

Compagnie de Saint-Gobain 






(Deutsche Gruppe) S) 

0 

0 

0 

(61) 

1984 


0 

0 

0 
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noch Tabelle 20 


Rang 

Jahr 

Firma 

Anzahl der Unternehmen . . . 

... in deren Kon- 
trollorgane das ge- 
nannte Unterneh- 
men Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
fühnmg in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
haben 2) 

. . . mit denen das 
genaimte Unter- 
nehmen über Man- 
datsträger in den 
Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

56 

1986 

VIAG Aktiengesellschaft 

4 

4(3) 

18 

(46) 

1984 


4 

4(3) 

26 

57 

1986 

Klöckner-Werke AG 

0 

4(3) 

15 

(36) 

1984 


0 

4(3) 

14 

58 

1986 

Nixdorf Computer AG 

2 

3(2) 

5 

(72) 

1984 


2 

2(1) 

4 

59 

1986 

Enka AG 

0 

1(1) 

3 

(63) 

1984 


1 

1 (1) 

8 

60 

1986 

Deutsche Babcock AG 

0 

1 (0) 

12 

(59) 

1984 


0 

3(0) 

14 

61 

1986 

linde AG 

4 

5(3) 

14 

(68) 

1984 


3 

6(3) 

17 

62 

1986 

Schering AG 

1 

4 (3) 

13 

(67) 

1984 


0 

4(3) 

15 

63 

1986 

Axel Springer Verlag AG 

0 

3(1) 

9 

(75) 

1984 


0 

0 

0 

64 

1986 

Saarstahl Völkhngen GmbH 9) . . . 

0 

0 

1 

(70) 

1984 


0 

4(2) 

13 

65 

1986 

Hochtief AG 

1 

3(1) 

12 

(65) 

1984 


1 

2(1) 

14 

66 

1986 

C.&A. Brenninkmeyer 7) 

0 

0 

0 

(74) 

1984 


0 

0 

0 

67 

1986 

Westdeutsche Landesbank Giro- 






zentrale 

6 

2(0) 

1 

(82) 

1984 


6 

0 

1 

68 

1986 

Nestle-Gruppe Deutschland 






GmbH 

0 

0 

2 

(83) 

1984 


0 

0 

3 

69 

1986 

Bosch- Siemens Hausgeräte 






GmbH 

0 

2 (0) 

15 

(78) 

1984 


0 

1 (0) 

12 

70 

1986 

Wacker-Chemie AG 

0 

2(1) 

2 

(66) 

1984 


0 

2(1) 

8 

71 

1986 

Rheinmetall Berlin AG 

0 

2(2) 

4 

(80) 

1984 


0 

2(2) 

6 

72 

1986 

Gustav Schickedanz KG 






— Großversandhaus Quelle — 

0 

0 

0 

(69) 

1984 


0 

0 

0 

73 

1986 

Eschweiler Bergwerks- 






Verein AG 

0 

2(1) 

7 

(71) 

1984 


1 

2(1) 

6 

74 

1986 

Freudenberg & Co 

0 

0 

4 

(79) 

1984 


0 

0 

6 
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noch Tabelle 20 





Anzahl der Unternehmen . . . 

Rang 

Jahr 

Firma 

... in deren Kon- 
trollorgane das ge- 
nannte Unterneh- 
men Mitgüeder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitgheder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 

haben 2) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über Man- 
datsträger in den 
Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

75 

1986 

Volksfürsorge Deutsche 






Lebensversicherung AG .... 

0 

0 

12 

(-) 

1984 


— 

— 

— 

76 

1986 

Sachs AG 

0 

2(1) 

4 

(76) 

1984 


0 

2(1) 

10 

77 

1986 

Phüipp Holzmann AG 

0 

4(1) 

12 

(73) 

1984 


0 

4(1) 

21 

78 

1986 

Deutsche Shell AG 

1 

1 (0) 

9 

(60) 

1984 


1 

1(0) 

10 

79 

1986 

Grundig AG 

0 

2 (2) 

5 

(-) 

1984 


— 

— 

— 

80 

1986 

Berliner Kraft- und licht 






(Bewag) -AG 

1 

3(0) 

8 

(89) 

1984 


1 

2(0) 

9 

81 

1986 

Neue Heimat Gemeinnützige 






Wohnungs- und Siedlungsge- 
sellschaft mbH ii) 

0 

0 

0 

(50) 

1984 


1 

1(0) 

18 

82 

1986 

Porsche AG 

0 

2(0) 

1 

(90) 

1984 


0 

2(0) 

1 

83 

1986 

Bank für Gemeinwirtschaft AG . , 

2 

0 

15 

(-) 

1984 


— 

— 

— 

84 

1986 

Bergmann-Elektrizitäts-Werke 






AG 

0 

6(3) 

13 

(96) 

1984 


1 

6(3) 

16 

85 

1986 

C. H. Boehringer Sohn, 






Ingelheim 

0 

1(1) 

2 

(86) 

1984 


0 

1 (1) 

0 

86 

1986 

Michelin Reifenwerke KGaA .... 

0 

0 

0 

(99) 

1984 


0 

0 

0 

87 

1986 

Energie- Versorgung 






Schwaben AG 

0 

0 

0 

(87) 

1984 


0 

0 

0 

88 

1986 

Boehringer Mannheim GmbH . . . 

0 

0 

0 

(— ) 

1984 


— 

— 

— 

89 

1986 

SKF GmbH 

0 

2(0) 

7 

(88) 

1984 


0 

2(0) 

7 

90 

1986 

Oetker-Gruppe*^) 

1 

0 

0 

(91) 

1984 


1 

0 

0 

91 

1986 

Hewlett-Packard GmbH 

0 

0 

1 


1984 


— 

— 

— 

92 

1986 

Rughafen Frankfurt Main AG . . . 

0 

0 

1 

(— ) 

1984 


— 

— 

— 
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Rang 

Jahr 


Anzahl der Unternehmen . . . 

Finna 

... in deren Kon- 
trollorgane das ge- 
nannte Unterneh- 
men Mitglieder der 
Geschäftsfühnmg 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
haben 2) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über Man- 
datsträger in den 
Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

93 

1986 

Diehl GmbH & Co 

0 

1 (0) 

4 

(— ) 

1984 


— 

— 

— 

94 

1986 

Hamburgische Electricitäts- 






Werke AG 

0 

0 

7 

(81) 

1984 


0 

1 (0) 

7 

95 

1986 

Otto Versand GmbH & Co 

1 

0 

2 

(100) 

1984 


0 

0 

2 

96 

1986 

ESSO AG 

3 

1 (1) 

9 

(64) 

1984 


3 

1 (1) 

10 

97 

1986 

Beiersdorf AG 

2 

2(1) 

14 

(-) 

1984 


— 

— 

— 

98 

1986 

Reemtsma Cigaretten- 






fabriken GmbH 

0 

1(1) 

6 

(92) 

1984 


0 

1 (1) 

13 

99 

1986 

Strabag Bau-AG 

0 

1 (0) 

6 

(94) 

1984 


0 

4(1) 

13 

100 

1986 

E. Merck 

2 

0 

0 

(— ) 

1984 


— 

— 

— 



1986 

AEG Aktiengesellschaft 12) 

— 

— 

— 

(17) 

1984 


0 

8(4) 

19 

— 

1986 

Beteüigungsgesellschaft für Ge- 






meinwirtschaft AG 

— 

— 

— 

(49) 

1984 


5 

0 

19 

— 

1986 

MTU Motoren- und 






Turbinen- Union 






München GmbH 

— 

— 

— 

(77) 

1984 


1 

1 (0) 

11 

— 

1986 

Deutsche BP AG 

— 

— 

— 

(84) 

1984 


2 

3(1) 

11 

— 

1986 

Domier GmbH 

— 

— 

— 

(85) 

1984 


0 

1 (0) 

4 

— 

1986 

Bausparkasse Schwäbisch Hall 






AG 

— 

— 

— 

(93) 

1984 


0 

0 

1 

— 

1986 

Wohnungswirtschaft 






Wüstenrot Verwaltungs- 






und Finanzierungsgesell- 






schaft mbH 

— 

— 

— 

(95) 

1984 


0 

1 (1) 

3 



1986 

Beamtenheimstättenwerk Ge- 






meinnützige Bausparkasse für 






den öffentlichen Dienst GmbH . 

— 

— 

— 

(97) 

1984 


0 

1(0) 

6 
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Anzahl der Unternehmen . . . 

Rang 

Jahr 

Firma 

... in deren Kon- 
trollorgane das ge- 
nannte Unterneh- 
men Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
haben 2) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über Man- 
datsträger in den 
Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 



1986 

Hapag Lloyd AG 







(98) 

1984 


0 

6(2) 

18 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in dem Jahr 
nicht unter den „100 Größten“. 

2) Die Zahl in Klammem gibt die Anzahl von Banken und Versichemngen an, die in der erstgenannten Zahl mit enthalten ist. 

3) In 1984 Volkswagenwerk AG. 

Nachfolgegesellschaft der Friedrich Flick Industrieverwaltung KGaA. 

In 1984 Gutehoffnungshütte Aktienverein. 

®) In 1984 Alhanz Versicherungs-AG. 

Für dieses Unternehmen konnte in 1984 und 1986 kein Kontrollorgan festgestellt werden. 

8) Für die deutsche Gmppe der Compagnie de Saint-Gobain gibt es neben dem Verwaltungsrat der französischen Obergesell- 
schaft kein Kontrollgremium. 

9) In 1984 ARBED Saarstahl GmbH. 

10) In 1984 Untemehmensgmppe Volksfürsorge. 

11) Der Gleichordnungskonzem mit der Neue Heimat Städtebau AG, inzwischen GSP Gesellschaft für Städtebau und Planung AG, 
wurde in 1985 aufgehoben. 

12) In 1984 AEG-Telefunken AG. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


derer Unternehmen in den Kontrollorganen der 1986 
ausscheidenden Hapag-UcyJ AG imd der auf 
Rang 84 vorgerückten Bergmann-Elektricitäts-Werke 
AG vertreten. 

344 . Die Gesamtzahl der Verflechtungen über Ge- 
schäftsführungsmitglieder in den Kontrollorganen der 
„100 Größten“ betrug 

1984 233, 

1986 206. 

Davon wurden von den neun (1984: acht) unter den 
„100 Größten“ befindhchen Banken und Versiche- 
rimgen 

1984 106, 

1986 100 

bzw. 

1984 45,5%, 

1986 48,5% 

wahrgenommen. Die Gesamtzahl der personellen 
Verflechtungen hat demnach stärker abgenommen 
als die Anzahl der Verflechtungen über die Geschäfts- 
führxmgsmitglieder der Banken und Versicherun- 
gen. 

345 . Unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunk- 
ten ist die Frage von besonderem Interesse, ob durch 
personelle Verflechtungen zwischen Geschäftsfüh- 
rung und Kontrollorganen Unternehmen gleicher 
Wirtschaftszweige miteinander verbunden werden. 


Dabei werden jene Fälle berücksichtigt, bei denen 
mindestens eines der jeweils zwei personell verbun- 
denen Unternehmen schwerpimktmäßig dem ent- 
sprechenden Wirtschaftszweig angehört. 

Es konnten in 1984 23) und 1986 jeweils 18 Fälle dieser 
Art festgestellt werden. In der Mehrzahl der Fälle 
(1984: 13, 1986: 11) galt jedoch, daß das Unterneh- 
men, welches Geschäftsführungsmitglieder in das 
Kontrollorgan des anderen Unternehmens entsandte, 
gleichzeitig auch einen wesentlichen Kapitalanteil an 
diesen Unternehmen hielt oder daß ein drittes Unter- 
nehmen wesentliche Kapitalanteile an beiden Unter- 
nehmen besaß. Es verbleiben in 1986 sieben (1984: 
fünf) Fälle, bei denen nach den vorliegenden Informa- 
tionen keine Kapitalverflechtung zwischen den bei- 
den Unternehmen existierten. Dabei handelt es sich 
um die Unternehmen 

— Volkswagen AG und SKF GmbH, 

— Zahnradfabrik Friedrichshafen AG und SKF 
GmbH, 

— Ruhrkohle AG imd Eschweiler Bergwerks- Verein 
AG, 

— E. Merck und BASF AG, 

— Klöckner-Humboldt-Deutz AG und Feldmühle 
Nobel AG, 


23) Die Werte für 1984 wurden gegenüber den Angaben im 
Sechsten Hauptgutachten leicht korrigiert. 
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— linde AG und Feldmühle Nobel AG sowie 

— Beiersdorf AG und Feldmühle Nobel AG 

aus den Wirtschaftszweigen Kraftfahrzeugbau, Stein- 
kohlebergbau, Chemische Industrie und Maschinen- 
bau.24) 

Nachrichthch werden jene Fälle genannt, bei denen 
die jeweils zwei personell verbundenen Unternehmen 
zwar in den gleichen Teilbereichen der Wirtschaft ar- 
beiten, ihren Tätigkeitsschwerpimkt jedoch in einem 
anderen Wirtschaftszweig haben. Bei dieser Abgren- 
zimg ergeben sich in 1986 zusätzlich drei (1984: zwei) 
Fälle von rein personeller Verflechtung. Es handelt 
sich um die Unternehmen 

— Robert Bosch GmbH und Porsche AG, 

— Preussag AG und Deutsche Shell AG sowie 

— Daimler- Benz AG imd Diehl GmbH & Co., 

die, wenn auch nicht ihrem wirtschaftüchen Schwer- 
pimkt nach, den Wirtschaftszweigen Kraftfahrzeug- 
bau, Erdöl- und Erdgasgewinnung sowie Maschinen- 
bau zugeordnet werden können. 

346 . Aus der letzten Spalte von Tabelle 20 geht her- 
vor, daß von den in 1984 und 1986 jeweils 95 Unter- 
nehmen, deren Kontrollorgane für diese Untersu- 
chimg erfaßt wurden, in 1986 87 (1984: 88) über Man- 
datsträger in den Kontrollorganen mit anderen Unter- 
nehmen aus dem Kreis der „ 100 Größten" verbunden 
waren. Die Gesamtzahl der Verflechtungen 25) zwi- 
schen Unternehmen über Mandatsträger in den Kon- 
trollorganen betrug 

1984 1 200, 

1986 960. 

Der Rückgang zwischen 1984 und 1986 ist unter ande- 
rem auf die verminderte Zahl der Aufsichtsratsman- 
date zweier Mandatsträger, von neun auf vier bzw. 
von acht auf zwei Mandate, zurückzuführen. Ferner 
haben mehrere Mandatsträger ein oder zwei ihrer 
Mandate abgegeben, wodurch die Gesamtzahl der 
Verflechtungen zwischen Unternehmen aus dem 
Kreis der „100 Größten" zusätzüch abnahm. 

Berücksichtigt man, daß die theoretisch höchst- 
möghche Zahl der Verflechtungen zwischen den 
„100 Größten" 9 900 ist (jedes der 100 Unternehmen 
wäre mit allen anderen 99 Unternehmen verflochten), 
dann stellt der Anteil der wahrgenommenen Kontakte 
an dieser möglichen Maximalzahl ein Maß für den 
Grad der Verflechtimgen dar. Dieser Anteil betrug 

1984 12,1%, 

1986 9,7%. 

Der Grad der Verflechtungen ist somit von 1984 auf 
1986 um 2,4 Prozentpunkte gesunken. 


24) Das Unternehmen, welches das Geschäftsführungsmitglied 
in das Kontrollorgan des anderen Unternehmens entsandte, 
wird zuerst genannt. 

25) Hierbei zählt jede Verbindung doppelt, da sie in Tabelle 20 
jeweils beiden personell verflochtenen Unternehmen zuge- 
rechnet wird. 


347 - Die folgende Übersicht zeigt, für wieviele Un- 
ternehmen in beiden Jahren Verflechtimgen über 
Mandatsträger in den Kontrollorganen mit 1 bis 5, 6 
bis 10, . . . und über 25 anderen Unternehmen bestan- 
den. 



1986 

1984 

1 bis 5 

24 

15 

6 bis 10 

22 

22 

11 bis 15 

22 

19 

16 bis 20 

6 

15 

21 bis 25 

8 

7 

über 25 

5 

10 

Insgesamt 

87 

88 


Daraus wird deutlich, wie sich die zuvor auf gezeigte 
Abnahme der Verflechtungen über Kontrollratsman- 
date aus Zu- und Abnahme solcher Verflechtungen 
bei einzelnen Unternehmen ergibt. Die Unternehmen, 
die über 1 bis 5, 11 bis 15 und 21 bis 25 Verflechtun- 
gen mit anderen Unternehmen verfügten, waren 1986 
häufiger als 1984 im Kreis der „100 Größten" vertre- 
ten. Dafür ist die Anzahl der Unternehmen mit 16 bis 
20 und über 25 Verflechtungen stärker zurückgegan- 
gen. Die Unternehmen, die 1986 die höchsten Ver- 
flechtungen über KontroUratsmandate mit anderen 
Unternehmen aufweisen, sind die MAN AG mit 30 
sowie die Thyssen AG mit 29 Verflechtungen. In 1984 
waren dies die Unternehmen Alhanz Versicherungs- 
AG mit 36 und die Daimler-Benz AG mit 33 Verflech- 
tungen. 

348 . In Tabelle 21 sind die über KontroUratsmitglie- 
der zustandegekommenen Verflechtungen zwischen 
den zehn größten Unternehmen nach Wertschöpfung 
in 1970, 1984 und 1986 dargestellt. Es zeigt sich, daß 
der Grad der Verflechtungen (bei einer höchstmögli- 
chen Zahl der Kontakte 26) von 90) 

1970 40,0%, 

1984 42,2%, 

1986 31,1% 

betrug. Die Abnahme des Verflechtungsgrades um 
11,1 Prozentpunkte zwischen 1984 und 1986 ist in er- 
ster Linie auf Veränderungen in der Zusammenset- 
zung des Kreises der „10 Größten" zurückzuführen. 
Das Vorrücken der Unternehmen Feldmühle Nobel 
AG und Thyssen AG in die ersten zehn Ränge bzw. 
das Ausscheiden der Unternehmen Rheinisch- West- 
fälisches Elektrizitätswerk AG imd VEBA AG im Ge- 
genzug erklärt ca. 80 % der Veränderung gegenüber 
1984. Die verbleibenden ca. 20% der Verminderung 
des Verflechtungsgrades resultieren aus einer tat- 
sächhch stattgefundenen Abnahme der personellen 
Verflechtung. 


2®) Hierbei zählt jede Verbindung doppelt, da sie in Tabelle 20 
jeweils beiden personell verflochtenen Unternehmen zuge- 
rechnet wird. 


160 





Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


Tabelle 21 

Die personellen Verflechtungen zwischen den zehn größten Unternehmen 1970, 1984 und 1986 

Über Kontrollorgane 


Rang 

Firma 

Anzcthl der Unternehmen, mit denen das genannte 
Unternehmen über Mandatsträger in den 
Kontrollorganen personell verflochten ist 

1970 

1984 

1986 

1970 

1984 

1986 

1 

4 

4 

Ruhrkohle AG 

6 

2 

2 

2 

1 

2 

Siemens AG 

. 6 

5 

3 

3 

3 

3 

Volkswagen AG 

3 

52) 

4 

4 

2 

1 

Daimler-Benz AG 

5 

3 

2 

5 

— 

— 

AEG Aktiengesellschaft 

1 

- 

— 

6 

7 

7 

Hoechst AG 

4 

2 

2 

7 

— 

10 

Thyssen AG 

3 

- 

6 

8 

6 

6 

BASF AG 

1 

3 

3 

9 

5 

5 

Bayer AG 

3 

5 

4 

10 

8 

— 

Rheinisch- Westfähsches Elektrizi- 







tätswerk AG 

4 

4 

— 

— 

9 

— 

VEBAAG 

— 

7 

— 

— 

10 

9 

Robert Bosch GmbH 

- 

2 

2 

- 

- 

8 

Feldmühle Nobel AG 

- 

- 

0 

Insgesamt 

36 

382) 

28 


In den Fällen, in denen anstelle einer Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in dem Jahr 
nicht unter den zehn größten Unternehmen. 

2) Berichtigter Wert. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


349. Die Gesamtzahl der KontroUmandate der 
„100 Größten", die über Kontrollorgane verfügten, 
betrug 

1984 1 649, 

1986 1 665. 

Sie wurden, soweit dies möglich war (Tz. 339 und 
340), entsprechend der Gruppenzugehörigkeit der 
Mandatsträger aufgeschlüsselt. Das Ergebnis er- 
scheint in Tabelle 22. Hervorhebenswerte Änderun- 
gen zwischen 1984 und 1986 sind der von 15,5% auf 
13,4% gefallene Anteil der Geschäftsführungsmit- 
glieder von Unternehmen der „ 100 Größten", der von 
34,0% auf 30,3% gefallene Anteil der Angestellten 
der Unternehmen sowie der von 32,1% auf 37,8% 
gestiegene Anteil der Gruppe ohne Zuordnung. 

350. Das Ausmaß, in dem Vertreter der in Tabelle 22 
aufgeführten Gruppen Mandate in KontroUorgcinen 
mehrerer Unternehmen der „100 Größten" gleichzei- 
tig wahmehmen, ist unterschiedhch. Die durch- 


schnittliche Anzahl der wahrgenommenen Mandate 
betrug für Geschäftsführungsmitglieder von Unter- 
nehmen der „100 Größten" in 1986 2,1 (1984: 2,2) 
Mandate. Für Geschäftsführungsmitglieder von Ban- 
ken und Versicherungen aus dem Kreis der 
„100 Größten" war sie 1986 2,8 (1984: 3,0); für die 
sonstigen Vertreter von Banken und Versicherungen 
betrug sie 1986 1,5 (1984: 1,3) sowie für die Gewerk- 
schaftsvertreter in beiden Jahren 1,2. 

Die höchste Zahl an Mandaten, die Vertreter der je- 
weiligen Gruppen innehatten, waren bei den Ge- 
schäftsführungsmitghedem in beiden Jahren neun, 
bei den sonstigen Vertretern von Banken und Versi- 
cherungen in 1984 und 1986 fünf sowie bei den Ge- 
werkschaftsvertretern in 1986 drei (1984: vier) Man- 
date. In der ersten Gruppe hielten 1986 fünf (1984: 
acht) Vertreter mehr als fünf Mandate, in der zweiten 
Gruppe 1984 und 1986 jeweüs einer fünf Mandate und 
in der dritten Gruppe keiner mehr als drei (1984: zwei 
Vertreter vier) Mandate. 
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Tabelle 22 

Aufschlüsselung der Mandatsträger 
in den Kontrollorganen der „100 Größten" 
1984 und 1986 nach Gruppenzugehörigkeit 



Anteil an der 
Gesamtzahl der 
Mandate (%) 


1986 

1984 

Mitglieder der Geschäftsfüh- 
rung von Unternehmen aus 
dem Kreis der „100 Größten" . 

13,4 

15,5 

davon Vertreter 



von Banken 

5,2 

5,7 

von Versicherungen . . . 

1.1 

1,0 

Vertreter 



von Banken 

2,8 

2,7 

von Versicherungen . . . 

die nicht gleichzeitig in der Ge- 
schäftsführung eines Unter- 
nehmens der „100 Größten" 
sindi) 

0,8 

0,8 

Gewerkschaftsvertreter 

14,9 

14,9 

Angestellte des Unternehmens 
(Betriebsrat, leitende Ange- 
stellte) 

30,3 

34,0 

Nicht zuzuordnen 

37,8 

32,1 

Insgesamt 

100,0 

100,0 


1) —Vertreter von Banken oder Versicherungen, die nicht zu 
den „100 Größten" gehören, 

— ehemalige Geschäftsführungsmitglieder von Banken oder 
Versicherungen aus dem Kreis der „100 Größten", sofern 
sie noch Mitglied des Aufsichtsrates sind, 

— nicht zur Geschäftsführung gehörende Mitarbeiter von 
Banken oder Versicherungen aus dem Kreis der „100 
Größten". 

Quelle: Eigene Erhebungen 


5. Die Beteiligung der „100 Größten“ an den 
dem Bundeskartellamt angezeigten 
Untemehmenszusammenschlüssen 

351. Die Monopolkommission setzt die seit dem 
Hauptgutachten 1973/1975 durchgeführten Untersu- 
chungen über die unmittelbare oder mittelbare Betei- 
ligung der „100 Größten" an den dem Bundeskartell- 
amt nach § 23 GWB angezeigten Untemehmenszu- 
sammenschlüssen fort. Sie weist damit auf die wettbe- 
werbspolitische Bedeutung des externen Wachstums 
der „100 Größten" hin, die eine besondere Erschei- 
nungsform der Untemehmenskonzentration ist. 

Im Berichtszeitraum 1986/87 sind dem Bundeskartell- 
amt 1 689 Zusammenschlüsse angezeigt worden. Un- 
ternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 1986 
waren an 539 (31,9%) dieser Fälle beteiligt. Demge- 
genüber waren an den im Berichtszeitraum 1984/85 
dem Bundeskartellamt angezeigten 1 284 Zusam- 
menschlüssen in 402 Fällen (31,3%) Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten" 1984 beteiligt. Ein 
Überblick über die Häufigkeit, mit der die einzelnen 
Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" an 
den angezeigten Zusammenschlüssen 1986/87 betei- 
ligt waren, kann aus Tabelle 23 gewonnen werden. 

Auf der Erwerberseite haben 78 Unternehmen (ge- 
genüber 79 Unternehmen im Berichtszeitraum 
1984/85) aus dem Kreis der „100 Größten" an den 
Untemehmenszusammenschlüssen unmittelbar oder 
mittelbar teilgenommen. In der Gruppe der 25 größten 
Unternehmen haben sich lediglich die Unternehmen 
IBM Deutschland GmbH und Ford-Werke AG nicht 
mit anderen Unternehmen zusammengeschlossen. 
Diese beiden Unternehmen waren auch schon im Be- 
richtszeitraum 1984/85 nicht an Zusammenschlüssen 
beteiligt gewesen. 

352. Wie aus Tabelle 24 hervorgeht, nahmen unter 
den Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten", 
die am häufigsten an den Zusammenschlüssen betei- 
ligt waren, die VEBA AG mit 52 Beteiligungen die 
erste und die Siemens AG mit 37 Beteiligungen die 
zweite Stelle ein. Im Berichtszeitraum 1984/85 hatte 
die VEBA AG mit 39 Beteiligungen ebenfalls an erster 
Stelle vor der Deutsche Bank AG mit 29 Beteiligungen 
gelegen. 

353. Tabelle 25 zeigt die Häufigkeit der Beteiligung 
von Unternehmen aus den verschiedenen 25er Rang- 
gruppen der Rangfolge der „100 Größten" an den Zu- 
sammenschlüssen an. An über 50 % der Beteiligungs- 
fälle aus dem Kreis der „100 Größten" haben Unter- 
nehmen auf den Rängen 1 bis 25 teilgenommen. 
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Tabelle 23 

Die Beteiligung der „100 Größten" 1986 an den 
dem Bundeskartellamt 1986/87 angezeigten 
Unternehmenszusanunenschlüssen 




Zahl der 

Zusammenschlüsse 

Rang 

1986 

Unternehmen 

absolut 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

1 

Daimler-Benz AG 

15 

0 

2 

Siemens AG 

37 

3 

3 

Volkswagen AG 

5 

0 

4 

Ruhrkohle AG 

17 

0 

5 

Bayer AG 

5 

0 

6 

BASF AG 

7 

2 

7 

Hoechst AG 

6 

1 

8 

Feldmühle Nobel AG . . . 

3 

0 

9 

Robert Bosch GmbH .... 

3 

0 

10 

Thyssen AG 

21 

0 

11 

VEBA AG 

52 

16 

12 

Rheinisch-Westfähsches 
Elektrizitätswerk AG . 

21 

4 

13 

Deutsche Bank AG 

22 

0 

14 

Mannesmann AG 

10 

2 

15 

IBM Deutschland GmbH 

0 

0 

16 

Ford-Werke AG 

0 

0 

17 

Bayerische Motoren 

Werke AG 

12 

0 

18 

Fried. Krupp GmbH .... 

13 

3 

19 

Adam Opel AG 

4 

1 

20 

Dresdner Bank AG 

15 

0 

21 

MANAG 

9 

0 

22 

Deutsche Lufthansa AG . 

7 

0 

23 

Allianz AG Holding (ein- 
schließlich Allianz Le- 
bensversicherunqs- 
AG) 

5 

0 

24 

Messerschmitt-Bölkow- 
Blohm GmbH 

3 

0 

25 

Salzgitter AG 

10 

0 

26 

Allgemeine Deutsche 
Philips Industrie 

GmbH 

0 

0 

27 

Standard Elektrik Lorenz 
AG 

1 

0 

28 

Karstadt AG 

1 

0 

29 

Commerzbank AG 

11 

0 

30 

Hoesch AG 

6 

1 

31 

Brown, Boveri & Cie AG 

4 

0 


noch Tabelle 23 




Zahl der 

Zusammenschlüsse 

Rang 

1986 

Unternehmen 

absolut 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

32 

Saarbergwerke AG 

1 

0 

33 

Deutsche Unilever 

GmbH 

1 

1 

34 

Kaufhof AG 

3 

0 

35 

Preussag AG 

5 

0 

36 

BATIG Gesellschaft für 
Beteihgungen mbH . . . 

2 

0 

37 

Zahnradfabrik Fried- 
richshafen AG 

1 

0 

38 

REWE Handelsgesell- 
schaft Leibbrand oHG 

20 

4 

39 

Metallgesellschaft AG . . 

13 

2 

40 

Bertelsmann AG 

13 

0 

41 

CO op AG 

24 

1 

42 

Carl-Zeiss-Stiftung 

4 

0 

43 

Bayerische Vereinsbank 
AG 

3 

0 

44 

FAG Kugelfischer Georg 
Schäfer KGaA 

3 

0 

45 

Degussa AG 

8 

1 

46 

Bayerische Hypotheken- 
und Wechsel-Bank AG 

2 

0 

47 

Continental Gummi- 
Werke AG 

6 

1 

48 

Ruhrgas AG 

6 

0 

49 

Bayemwerk AG 

1 

0 

50 

ITT Gesellschaft für Be- 
teiügungen mbH 

0 

0 

51 

Henkel KGaA 

7 

0 

52 

Vereinigte Elektrizitäts- 
werke Westfalen AG . . 

1 

0 

53 

Hertie Waren- und Kauf- 
haus GmbH 

4 

0 

54 

Klöckner-Humboldt- 
Deutz AG 

1 

0 

55 

Compagnie de Saint-Go- 
bain (Deutsche 

Gruppe) 

6 

1 

56 

VIAG Aktiengesellschaft 

6 

0 

57 

Klöckner-Werke AG .... 

6 

2 

58 

Nixdorf Computer AG . . 

5 

2 

59 

Enka AG 

0 

0 

60 

Deutsche Babcock AG . . 

2 

0 

61 

Linde AG 

3 

0 
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noch Tabelle 23 




Zahl der 

Zuscunmenschlüsse 

Rang 

1986 

Unternehmen 

absolut 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

62 

Schering AG 

1 

0 

63 

Axel Springer Verlag AG 

15 

0 

64 

Saarstahl Völkhngen 
GmbH 

1 

0 

65 

Hochtief AG 

2 

2 

66 

C.&A. Brenninkmeyer . . 

0 

0 

67 

Westdeutsche Landes- 
bank Girozentrale .... 

11 

1 

68 

Nestle- Gruppe Deutsch- 
land GmbH 

5 

0 

69 

Bosch-Siemens Hausge- 
räte GmbH 

0 

0 

70 

Wacker- Chemie GmbH . 

1 

0 

71 

Rheinmetall Berhn AG . . 

1 

0 

72 

Gustav Schickedanz KG 
— Großversandhaus 
Quelle — 

5 

0 

73 

Eschweiler Bergwerks- 
Verein AG 

0 

0 

74 

Freudenberg & Co 

0 

0 

75 

Volksfürsorge Deutsche 
Lebensversicherung 

AG 

0 

0 

76 

Sachs AG 

0 

0 

77 

Phüipp Holzmann AG . . 

7 

0 

78 

Deutsche Shell AG 

25 

15 

79 

Grundig AG 

1 

0 

80 

Berliner Kraft- und Licht 
(Bewag) -AG 

1 

0 

81 

Neue Heimat Gemein- 
nützige Wohnungs- 
und Siedlungsgesell- 
schaft mbH 

0 

0 

82 

Porsche AG 

0 

0 

83 

Bank für Gemeinwirt- 
schaft AG 

0 

0 

84 

Bergmaim-Elektridtäts- 
WerkeAG 

0 

0 

85 

C. H. Boehringer Sohn, 
Ingelheim 

3 

1 

86 

Michehn Reifenwerke 
KGaA 

0 

0 

87 

Energie - Versorgung 
Schwaben AG 

2 

0 

88 

Boehringer Mannheim 
GmbH 

0 

0 


noch Tabelle 23 




Zahl der 

Zusammenschlüsse 

Rang 

1986 

Unternehmen 

absolut 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

89 

SKF GmbH 

2 

0 

90 

Oetker- Gruppe 

1 

0 

91 

Hewlett-Packard GmbH . 

0 

0 

92 

Flughafen Frankfurt 

Main AG 

0 

0 

93 

Diehl GmbH & Co 

4 

0 

94 

Hamburgische Electrici- 
tätswerke AG 

1 

0 

95 

Otto Versand GmbH & 

Co 

4 

0 

96 

ESSO AG 

0 

0 

97 

Beiersdorf AG 

4 

1 

98 

Reemtsma Cigarettenfa- 
briken GmbH 

1 

0 

99 

Strabag Bau- AG 

0 

0 

100 

E. Merck 

0 

0 


Insgesamt 

5801) 

64 


Die Summe stimmt deswegen nicht mit der absoluten Zahl 
der Zusammenschlüsse von 539, an denen Unternehmen aus 
dem Kreis der „100 Größten" beteiligt waren, überein, weil 
bei einem Zusammenschluß, an dem mehrere Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten" beteiligt waren, dieser 
jedem der beteiligten Unternehmen zugerechnet wurde. 

Quelle: Eigene Erhebungen nach Unterlagen des Bundes- 
kartellamtes 
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Tabelle 24 


Die Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten“ 1986, die im Berichtszeitraum 1986/87 
an mehr als zehn Untemehmenszusammenschlüssen beteiligt waren 


Ud. 

Nr. 

Rang 

1986 

Unternehmen 

Zahl der 
Beteiligungen 

davon 

Anschlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 

Nr. 2 GWB) 

1 

11 

VEBAAG 

52 

16 

2 

2 

Siemens AG 

37 

3 

3 

78 

Deutsche Shell AG 

25 

15 

4 

41 

CO op AG 

24 

1 

5 


Deutsche Bank AG 

22 

0 

6 


Thyssen AG 

21 

0 

7 


Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG 

21 

4 

8 


REWE Handelsgesellschaft Leibbrand oHG 

20 

4 

9 


Ruhrkohle AG 

17 

0 

10 

1 

Daimler-Benz AG 

15 

0 

11 

20 

Dresdner Bank AG 

15 

0 

12 

63 

Axel Springer Verlag AG 

15 

0 

13 

18 

Fried. Krupp GmbH 

13 

3 

14 

39 

Metallgesellschaft AG 

13 

2 

15 

40 

Bertelsmann AG 

13 

0 

16 

17 

Bayerische Motoren Werke AG 

12 

0 

17 

29 

Commerzbank AG 

11 

0 

18 

67 

Westdeutsche Landesbank 





Girozentrale 

11 

1 


Quelle; Eigene Erhebungen nach Unterlagen des Bundeskartellamtes 


Tabelle 25 


Häufigkeit der Beteiligungen der Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten“ 1986 
an Untemehmenszusammenschlüssen 1986/87 
nach Ranggruppen 


Die auf Rang . . . 
bis . . . stehenden 
Unternehmen 

waren . . .mal an 
Zusammenschlüs- 
sen beteiligt 

Das entspricht 
einem Anteil 
von . . .% an der 
Gesamtzahl 

1 bis 25 

302 

52,1 

26 bis 50 

139 

24,0 

51 bis 75 

83 

14,3 

76 bis 100 

56 

9,7 

Insgesamt 

5801) 

100 , 02 ) 


1) Diese Zahl stimmt nicht mit der Gesamtzahl der Zusanunen- 
schlüsse, an denen Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten" beteiligt weiren, überein. Vgl. Fn. 1 zu Ta- 
belle 23. 

2) Rundungsfehler. 

Quelle: Eigene Erhebungen nach Unterlagen des Bundeskar- 
teUamtes 
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KAPITEL IV 

Die Anwendung der Vorschriften der Mißbrauchsaufsicht 
über marktbeherrschende Unternehmen und der Fusionskontrolle 


1. Die Anwendung der Vorschriften der MiB- 
brauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen 

354. Das Bundeskartellamt hat im Berichtszeitraum 
1986/1987 14 Verfahren wegen des Verdachts eines 
Mißbrauchs einer marktbeherrschenden SteUimg ge- 
mäß § 22 GWB eingeleitet. Im Berichtszeitraum 1984/ 
1985 wurden noch in 30 Fällen Ermittlungen auf ge- 
nommen, so daß die Zahl der Verfahren nochmals um 
mehr als die Hälfte abgenommen hat. Alle in der Be- 
richtsperiode eingeleiteten Verfahren wurden been- 
det. In sechs Fällen wurden die Verfahren nach Auf- 
gabe des beanstandeten Mißbrauchs eingestellt. In 
sieben Fällen wurde das Verfahren aus anderen 
Gründen abgeschlossen. In einem FaU ist das Verfah- 
ren an eine andere Behörde abgegeben worden. Nach 
Auffassung der Monopolkommission zeigt sich damit, 
daß die behördliche Kontrolle wirtschaftlicher Macht- 
stellungen zunehmend weniger gefordert ist. 


1.1 Verhinderung des Marktzutritts 

355. Schwerpunkt der Mißbrauchsaufsicht des Bun- 
deskarteUamtes ist das Marktverhalten marktbeherr- 
schender Unternehmen, insbesondere wenn es sich 
um Unternehmen in staatlicher Hand handelt. Diese 
Unternehmen zeichnen sich zum Teil dadurch aus, 
daß sie aufgrund von Gesetzen marktbeherrschende 
Positionen einnehmen. Die KontroUwirkung des 
Marktes muß durch die Mißbrauchsaufsicht ersetzt 
werden. 

356. Die Gesellschaft für Nebenbetriebe der Bun- 
desautobahnen mbH (GFN), die zu 100 % dem Bund 
gehört, hat nach § 15 Abs. 1 und Abs. 2 Bundesfem- 
straßengesetz (FStrG) allein das Recht, die vom Bund 
errichteten Gaststätten zu verpachten. Die Vertrags- 
partner werden durch von der GFN vorgenommene 
Ausschreibungen einzelner, auf Raststätten bezoge- 
ner Pachtverträge gewonnen. Die Pächter sind in der 
Regel Einzelpersonen, die persönlich und fachhch ge- 
eignet erscheinen, die bestmögliche Versorgung der 
Autobahnbenutzer zu erreichen. Hierzu hat der Päch- 
ter nach den Vergaberichtlinien der GFN der breiten 
Nachfrage aller potentiellen Gäste ein möglichst um- 
fassendes Angebot bereitzustellen. Bei der Vergabe 
der Raststätten soU neben dem berechtigten Interesse 
der Gesellschaft an einer Bestauslese die Chancen- 
gleichheit aller Bewerber umfassend gewährt wer- 
den. Die Firma Mc Donald s — eine bekannte Fast- 
Food-Kette — stellte 1986 den Antrag auf Betrieb ei- 
ner Autobahnraststätte. Wegen der Ablehnung des 
Antrages durch die GFN wurde aufgrund der kartell- 


rechtlichen Problematik des Falles eine SteUimg- 
nahme des Bundeskartellamtes eingeholt. 

357. Das Bimdeskartellamt stellte fest, daß die GFN 
bei der Vergabe von Betriebsrechten an Autobahn- 
raststätten marktbeherrschend im Sinne von § 22 
GWB sei. Die GFN sei daher Adressat des Diskrimi- 
nierungsverbots nach § 26 Abs. 2 GWB und des Be- 
hinderungsverbots nach § 22 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 
GWB. Die Ablehnung des Antrages von Mc Donald 's, 
an der Bundesautobahn ein Fast-Food-Restaurant zu 
betreiben, sei aber sachhch gerechtfertigt. Mc Do- 
nald's habe im Vergleich zu seiner Marktpotenz ein 
wirtschaftlich geringes Interesse, Gaststätten an der 
Autobahn zu eröffnen. Unter Abwägung der wider- 
streitenden Interessen würden die Ablehnungs- 
gründe der GFN überwiegen. Es sei entscheidend, 
daß Mc Donald's nicht in der Lage sei, mit einer be- 
wußt schmal gehaltenen Angebotspalette der von der 
GFN verlangten breiten gastronomischen Versorgung 
der Autobahnbenutzer gerecht zu werden. Dies gelte 
insbesondere dann, wenn aus baulichen Gründen nur 
der Betrieb eines einzigen Restaurants an der betref- 
fenden Raststätte möglich sei. Andere Gesichtspimkte 
könnten nur dann gelten, wenn die räumlichen Ver- 
hältnisse im Einzelfall den Betrieb zweier Gaststätten, 
also einer konventionellen und einer Mc Donald' s- 
Gaststätte, auf einem Rastplatz gestatten würden. In 
diesem Falle würde das Angebot im positiven Sinne 
für die Verkehrsteilnehmer um die Imbiß Variante er- 
weitert. Dabei entspräche es dem wettbewerbswirt- 
schaftlichen Ausleseprozeß, wenn es Mc Donald's ge- 
lingen würde, einen erheblichen Teil der Nachfrage 
auf sich zu ziehen, so daß die konventionelle Rast- 
stätte mangels ausreichender Nachfrage aus wirt- 
schaftiichen Gründen nicht überleben könne. Auf je- 
den Fall habe die GFN eine aus wettbewerbspoliti- 
scher Sicht nicht angreifbare Entscheidung getroffen, 
wenn sie die „klassische" Gaststätte einer durch enge 
Angebotskriterien gekennzeichneten Imbißgaststätte 
vorziehe. Bislang hat Mc Donald's noch keine Aus- 
schreibung der GFN positiv für sich entscheiden kön- 
nen. 

358. Nach Auffassung der Monopolkommission 
kann es bei der Abwägung der widerstreitenden In- 
teressen im Rahmen des § 22 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 GWB 
zimächst nicht darauf ankommen, ob nur ein geringes 
wirtschafüiches Interesse des behinderten Unterneh- 
mens besteht, in einen neuen Markt einzudringen. 
Die Bewertung des wirtschaftlichen Interesses ist für 
die außenstehende Behörde nur beschränkt möglich. 
Es kommt vielmehr entscheidend auf das öffentliche 
Interesse an, Märkte für Marktzutritte offen zu halten. 
Zudem kann es auch bei der Bewertung der Interes- 
sen nach § 26 Abs. 2 GWB nicht auf die Marktpotenz 


166 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


des diskriminierten Unternehmens ankommen. Zwei- 
felhaft ist das Verlangen der GFN nach einem breiten 
Spektrum zur Versorgung von Raststättenbenutzem, 
da dieses Postulat bereits dinch die derzeitige Situa- 
tion nicht erfüllt wird. Schon jetzt haben Raststätten 
teilweise bloßen Imbiß- oder Kioskcharakter, die eine 
umfassende Vollverpflegimg des Gastes nicht erbrin- 
gen können. Zudem empfinden die Benutzer das Lei- 
stungsangebot der derzeitigen Raststätten häufig als 
unbefriedigend. Die möghcherweise beschränkte An- 
gebotspalette eines Fast-Food-Unternehmens ent- 
spricht teilweise der derzeitigen Raststättensituation, 
wobei ein strenges Franclüse-System eines Fast- 
Food-Untemehmens eine gewisse Qualitätsgarantie 
zu bieten scheint. Der Verbraucher ist wegen der Ver- 
bindimg des Namens des Franchisegebers mit einem 
bestimmten Angebot in der Lage zu entscheiden, sich 
an der von dem Franchisenehmer betriebenen Rast- 
stätte zu verpflegen oder nicht. Für den Fall, daß 
Mc Donald' s einen erheblichen Teü der Nachfrager 
auf sich zieht, wären konkurrierende Gastronomie- 
betriebe gezwimgen, sich zinnindestens hinsichtiich 
des Imbiß-Bereichs dem gesetzten Qualitätsmaßstab 
anzupassen oder ihn gar zu übertreffen. Die vom Bun- 
deskartellamt akzeptierte Forderimg der GFN, ein 
Fast-Food-Untemetimen nur dort zuzulassen, wo ne- 
ben dem Fast-Food- Angebot auch der Betrieb eines 
konventionellen Gasthauses erfolgt, ist nach Ansicht 
der Monopolkommission zu weitgehend. 


1.2 Rabattgestaltung und Bezugsbindung 

359. Das Bundeskartellamt hatte sich in einer Reihe 
von Verfahren mit mißbräuchhchen Rabatt- und Bo- 
nussystemen auseinanderzusetzen. Mißbräuchhche 
Rabattsysteme zeichnen sich in der Regel dadurch 
aus, daß bereits bestehende faktische Bezugsbindun- 
gen zu marktstarken Unternehmen durch besondere 
Ausgestaltung des Rabattsystems weiter verstärkt 
und dadurch Konkurrenten des marktstarken Unter- 
nehmens imbillig behindert werden.^) 

360. Das Rabatt- und Bonussystem der Peugeot-Tal- 
bot Deutschland GmbH (PTD-Richtlinie 1984) für Kfz- 
Teüe (Ersatzteüe, Austauschteile und Zubehör) unter- 
schied zwischen den Teilearten in „nicht wettbe- 
werbsgefährdete Teile", die nur von Peugeot herge- 
stellt, und „wettbewerbsgefährdete Teile", die auch 
von Konkurrenten hergestellt wurden. Die halbjährli- 
che Gesamtbezugsmenge eines Abnehmers wurde 
mit einem Bonusprozentsatz multipliziert, der sich aus 
den zwei Komponenten „Volumenbonus" und „Be- 
wertungsbonusprozentsatz" zusammensetzte. Der 
„Volumenbonus" war ein bloßer Mengenrabatt. Bei 
dem „Bewertungsbonus" handelte es sich um einen 
Zusatzbonus, der umso höher ausfiel, je mehr wettbe- 
werbsgefährdete Teüe im Verhältnis zum Gesamtbe- 
zug (wettbewerbsgefährdete und nicht wettbewerbs- 
gefährdete Teüe) bei Peugeot abgenommen wurden. 
Das Bundeskartellamt beanstandete aufgrund einer 
Eingabe eines freien Kfz-Ersatzteilhändlers das Ra- 


1) Zu weiteren Fallgestaltungen vgl. Monopolkommission, Ge- 
samtwirtschaftliche Chancen und Risiken wachsender Unter- 
nehmensgrößen, Hauptgutachten 1984/1985, Baden-Baden 
1986, Tz. 409. 


batt- und Bonussystem, weü das bei den nicht wettbe- 
werbsgefährdeten Teüen marktbeherrschende Unter- 
nehmen Peugeot mit dieser Regelung gegen die §§26 
Abs. 2 Satz 1 GWB und 22 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 GWB 
verstieß. Das auf die Beanstandung des Bundeskar- 
tellamtes geänderte Rabatt- und Bonussystem unter- 
schied sich kaum von den bisher durch das Unterneh- 
men verwandte System. Die bisherigen Begriffe 
„nicht wettbewerbsgefährdete Teüe" und „wettbe- 
werbsgefährdete Teüe" waren in „Service-" imd „Ak- 
tivitätsteüe " umbenannt worden. Die neue Regelung 
wurde ebenfaUs vom BundeskarteUamt abgelehnt. 
Nach Androhimg des Erlasses einer Untersagungs- 
verfügung änderte Peugeot sein Rabatt- und Bonussy- 
stem erneut, so daß keine kartellrechtlichen Beden- 
ken mehr bestanden. Das Verfahren wurde einge- 
steUt. 

361 . Bei dieser Gestaltung des Rabatt- und Bonussy- 
stems nutzt der Kfz-HersteUer bei den sogenannten 
nicht wettbewerbsgefährdeten Teüen seine Monopol- 
steUung aus, indem Abnehmer zur Erreichimg günsti- 
ger Bewertungsboni möglichst viele wettbewerbsge- 
fährdete Teüe bei ihm bezogen, wobei die Kfz-Repa- 
raturwerkstätten auf eine bestimmte Anzahl von nicht 
wettbewerbsgefährdeten Teüen angewiesen waren. 
Nur im FaUe von Konkurrenzangeboten im Bereich 
nicht wettbewerbsgefährdeter Teüe hätten die Kfz- 
Werkstätten bereits bei viel niedrigeren Bezügen von 
wettbewerbsgefährdeten Teüen günstigere Bewer- 
tungsboni bekommen, da nur insoweit das Verhältnis 
zwischen nicht wettbewerbsgefährdeten und wettbe- 
werbsgefährdeten Teüen günstiger gewesen wäre. 
Ohne die MonopolsteUung hätte der Bewertungsbo- 
nus nicht die für die Konkurrenzunternehmen bei 
wettbewerbsgefährdeten Teüen negative Sogwir- 
kung. Die von dem Unternehmen verwendete Treue- 
rabattregelung bedeutete eine erhebliche Beeinträch- 
tigung und Behinderung der Wettbewerbsmöglichkei- 
ten von Konkurrenzunternehmen im Bereich der Wett- 
bewerb sgefährdeten Teüe, ohne daß ein saclüicher 
Grund im Sinne von § 22 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 GWB 
gegeben wäre. Das Verbot der unbilligen Behinde- 
rung der Konkurrenten ergibt sich auch aus § 26 
Abs. 2 Satz 1 GWB. Kfz- Werkstätten, die Wettbe- 
werbsteüe bei Konkurrenten einkaufen, werden zu- 
dem ohne sachüch gerechtfertigten Grund durch ei- 
nen niedrigeren Bewertungsbonus schlechter behan- 
delt, als die Kfz-Werkstätten, die ihren Wettbewerbs- 
teüebedarf voUständig beim Kfz-HersteUer deckten. 
Bei dieser Form des Konzentrations- oder Treuera- 
batts wird die Kfz-Reparaturwerkstatt als Kunde des 
marktstarken Kfz-HersteUers mit hohen Rabattverlu- 
sten „bestraft", wenn sie auf das Angebot konkurrie- 
render HersteUer von Kfz-Ersatzteüen zurückgreifen. 
Wettbewerbsfähige Konkurrenzangebote werden 
ausgeschaltet. Die bereits bestehende faktische Be- 
zugsbindung zu einem marktstarken Unternehmen 
wird abgesichert und mit einem leistungsfremden 
Sogeffekt versehen. 

1.3 Kopplungspraktiken und Gegengeschäfte 

362. Ein marktbeherrschendes Unternehmen nutzt 
seine überragende MarktsteUung am Markt miß- 
bräuchlich aus, wenn es Leistungen, die nur auf 
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schwache Nachfrage treffen, mit einem Angebot kop- 
pelt, das erfahrungsgemäß besonders stark nachge- 
fragt wird. So hat das Bundeskartellamt in einem Fall 
das Verhalten des Deutschen Fußballbundes (DFB) 
beurteilt. 

363. Der Europäische Fußballspitzenverband 
(UEFA) übertrug dem DFB die Ausrichtung der End- 
runde der Fußballeuropameisterschaft 1988. An der 
Endrunde nahmen neben der vom DFB aufgestellten 
Nationalmannschaft weitere sieben europäische Fuß- 
baU-Nationalmannschaften teil, die bis Ende 1987 in 
Qualifikationsspielen ermittelt wurden. Die Endrun- 
denspiele fanden im Sommer 1988 in acht verschiede- 
nen Stadien der Bundesrepublik Deutschland statt, 
nachdem zuvor rmter den acht Teünehmem zwei 
Gruppen zu je vier Mannschaften ausgelost wurden. 
Der DFB beabsichtigte, den Verkauf je einer Endspiel- 
karte an den Kauf je einer Eintrittskarte für zwei ver- 
schiedene Endrunden-Gruppenspiele zu koppeln. Der 
DFB wollte mit der in Aussicht gestellten Vorverkaufs- 
regelimg der Vorstellung des Stammpubhkums Rech- 
nung tragen, daß zur Verhinderung eines „Schwarz- 
marktes^' der Verkauf von begehrten Endspielkarten 
ah bestimmte Voraussetzungen zu knüpfen sei. 

364. Das Bimdeskartellamt hat den DFB als Ausrich- 
ter der Europameisterschaft und als Anbieter von 
Profi-Fußballveranstaltungen, die gegen Entgelt be- 
sucht werden können, während der Dauer der End- 
runde der Fußball-Europameisterschaft 1988 als 
marktbeherrschendes Unternehmen angesehen, da er 
auf dem sachhch imd räumlich maßgebhchen Markt 
der Gruppenspiele und auf dem selbständigen Markt 
für das Endspiel keinem Wettbewerb ausgesetzt ist. 
Die vom DFB beabsichtigte Kopplung des Verkaufs je 
einer Endspielkarte an den Kauf je einer Eintrittskarte 
für zwei Endnmden-Gruppenspiele ist nach Auffas- 
sung des Bundeskartellamtes mißbräuchlich im Sinne 
des § 22 Abs, 4 Satz 1 GWß, wenn damit das Interesse 
der Zuschauer als potentielle Abnehmer der Karten 
empfindlich beeinträchtigt wird. Eine Beeihträchti- 
gimg ist lediglich dann ausgeschlossen, wenn der 
Verkauf der Karten für die Gruppenspiele auch ohne 
Kopplung möghch sei. Eine geringe Beeinträchtigung 
des Zuschauerinteresses imd damit zulässiges Verhal- 
ten sah das Bundeskartellamt in der Kopplung des 
Endspielverkaufs mit Gruppenspielkarten, die die 
Gruppenspiele der Mannschaft der Bundesrepubhk 
Deutschland betreffen. Die Kaufinteressenten sollten 
nach Maßgabe der jeweils noch vorrätigen Karten- 
kontingente die Möglichkeit haben, im Rahmen der 
verlangten Kopplung den Kauf der Endspielkarte mit 
zwei Karten für verschiedene Gruppenspiele der 
Mannschaft der Bundesrepubhk Deutschland zu ver- 
binden. Der DFB sicherte dem Kartellcimt zu, die kar- 
tellrechthch bedenkhchen Kopplungen des Karten- 
verkaiifs für die Europameisterschaft 1988 aufzuhe- 
ben. 

366. Die Monopolkommission ist mit dem Bundes- 
kartellamt der Auffassung, daß der DFB als Ausrichter 
der Fußball-Europameisterschaft Unternehmer im 
Sinne des GWB ist und das Endspiel im Vergleich zu 
den Gruppenspielen ein eigener Markt ist, auf dem 
der DFB über eine marktbeherrschende Stellung im 
Sinne des § 22 Abs. 1 Nr. 1 GWB verfügt. Dem End- 
spiel in der Fußball-Europameisterschaft als eine ge- 


werbhche Leistung für die Freizeitaktivität der Bevöl- 
kerung bringt die Öffenthchkeit ein derart herausra- 
gendes Interesse entgegen, daß aus der Sicht der po- 
tentiellen Abnehmer das Endspiel nicht mit einem 
Gruppenspiel austauschbar ist.^) Wenn ein marktbe- 
herrschendes Unternehmen das Angebot einer Lei- 
stung auf einem Markt mit nur schwacher Nachfrage 
mit dem Angebot einer Leistung auf einem anderen 
Markt mit ausgeprägt hoher Nachfrage in der Erwar- 
tung koppelt, daß die erfcihrungsgemäß hohe Nach- 
frage des einen Marktes auf die erwartimgsgemäß 
niedrige Nachfrage des anderen ausstrahlt, so ist 
darin grundsätzhch ein Mißbrauch zu sehen.^) Die 
sachhche Rechtfertigimg eines solchen Vorgehens 
entspricht nicht einer vom DFB behaupteten „Pflege 
des Kundenstammes", da die Verbesserung einer 
Dienstleistung nicht im „Auf drängen" zusätzhcher 
Leistungen gesehen werden kann, sondern allenfalls 
in einer optimalen Anpassung an Krmdenpräferen- 
zen. Im Ergebnis hält die Monopolkomnüssion die 
Wertung des Brmdeskartellamtes, daß eine Verknüp- 
fung des Kartenverkaufs nur durchgeführt werden 
darf, wenn der Verkauf auch ohne Kopplvmg gelingt, 
zutreffenderweise für so weitreichend, daß eine Kopp- 
lung insgesamt hätte untersagt werden können. Der 
nunmehr durch die beschränkte Kopplimg für den 
DFB erzielte wirtschaftliche Vorteil erscheint so mar- 
ginal, dciß auch aus dieser Sicht eine vollständige Auf- 
gabe des gekoppelten Kartenverkaufs hätte verlangt 
werden können. Das noch bestehende Risiko, daß ent- 
gegen der Anordnung des Bundeskartellamtes im 
Einzelfall dennoch unzulässige Kopplimgen des Kar- 
tenverkaufs unter Ausnutzung der Unwissenheit der 
Abnehmer auftreten könnten, wäre ausgeschlossen 
worden. 


2. Die Anwendung der Fusionskontroll- 
vorschriften 

2.1 Angezeigte Zusammenschlüsse und Unter- 
sagungen 

366. Im Berichtszeitraum 1986/1987 sind 1 689 Zu- 
sammenschlüsse beim Bundeskartellamt angezeigt 
worden. Damit ist die Zahl der angezeigten Zusam- 
menschlüsse gegenüber dem Berichtszeitraum 1984/ 
1985 wiederum angestiegen. Im damaligen Berichts- 
zeitraum wurden 1 284 vollzogene Zusammen- 
schlüsse angezeigt. Seit 1983 ist eine ständige Zu- 
nahme der Fusionsfälle zu verzeichnen, wobei der 
internationale Marktbezug der Zusammenschlüsse 
immer deuthcher zu erkennen ist. 

Insgesamt ist seit Beginn der Zusammenschlußkon- 
trolle im Jahre 1974 die Zahl der angezeigten vollzo- 
genen Zusammenschlüsse^) bis zum 31. Dezember 
1987 auf 8 275 angestiegen, wovon 5 563 als kontroll- 
pflichtige Vorgänge nach § 24 GWB geprüft wurden. 
Seit Einführung der Vierten GWB-Novelle unterlie- 


2) BGH, WuW/E BGH 2406, 2408 „Inter Mailand - Spiel" . 

3) Monopolkonunission, Hauptgutachten 1984/1985, a. a. O., 
Tz. 412. 

In dieser Zahl sind sowohl die nur nachträglich angezeigten 
wie präventiv angemeldeten und nach Vollzug angezeigten 
Zusammenschlüsse enthalten (§ 23 GWB). 
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gen ca. zwei Drittel aller Zusammenschlußvorgänge 
der zwingenden präventiven Zusammenschlußkon- 
trolle. 

Tabelle 1 

Übersicht über die Zahl der angezeigten 
vollzogenen Zusammenschlüsse und der vom 
Bundeskartellamt ausgesprochenen Unter- 
sagungen, gegliedert nach Berichtszeiträumen 
der Monopolkommission 


Berichtszeitraum 

Anzeigen 

vollzogener 

Zusammenschlüsse 

Zahl der 
Untersagungen 

1973/1975 

773 

4 

1976/1977 

1 007 

7 

1978/1979 

1 160 

14 

1980/1981 

1 253 

21 

1982/1983 

1 109 

10 

1984/1985 

1 284 

13 

1986/1987 

1 685 

5 

Insgesamt 

8 275 

74 


Quelle: Tätigkeitsberichte des Bundeskartellamtes 


367 . Im Berichtszeitraum 1986/1987 wurden vom 
BundeskarteUamt fünf Untersagungen ausgespro- 
chen. Damit hat sich die Zahl der insgesamt untersag- 
ten Zusammenschlüsse bzw. Zusammenschlußvorha- 
ben auf 74 bis zum Ende des Berichtszeitraums er- 
höht.5) Die starke Vorfeldwirkung der Fusionskon- 
troUe läßt den erhebhchen Rückgang der Untersagun- 
gen nicht als besonders bedeutsam erscheinen. Unter- 
nehmen gehen vermehrt dazu über, Zusammen- 
schlußvorhaben in karteUrechtiich kritischen Berei- 
chen in informellen Gesprächen mit dem Bundeskar- 
teUamt im Vorfeld zu erörtern, um festzusteUen, in- 
wieweit das beabsichtigte Vorhaben aus der Sicht des 
BundeskarteUamt es untersagt werden kann. In vielen 
FäUen werden nach den Vorgesprächen die Zusam- 
menschlußvorhaben aufgegeben oder modifiziert und 
unter Berücksichtigung der vom BundeskarteUamt 
geäußerten kartellrechtüchen Bedenken vollzogen. In 
den Jahren 1986/1987 wurden 26 angemeldete Zu- 
sammenschlußvorhaben wieder auf gegeben. Die 
Zahl der FäUe, in denen durch die Vorprüfung des 
BundeskarteUamtes Zusammenschlußvorhaben nach 
informeUen Gesprächen von den Beteüigten auf gege- 
ben wurden, stieg nach Auskunft des BundeskarteU- 
amtes von 136 Ende 1985 auf 162 Ende 1987. Die 
Untersagungen betreffen mit einer Ausnahme den 
Pressebereich. Damit wird deutUch, daß die vermin- 
derte Zahl der Untersagungen auch darauf zurückzu- 
führen ist, daß am Zusammenschluß beteüigte inlän- 
dische Großimtemehmen vermehrt dem internationa- 
len Wettbewerb ausgesetzt sind, was im Pressebe- 
reich nicht der FaU ist. Die FusionskontroUe be- 

5) Hierin ist die erneute Untersagungsverfügung im Falle „Phi- 
Üp Morris Rothmans“ (BKartA, WuW/E BKartA2204), die 
nach einer Umstrukturierung der Beteiligung von Philip Mor- 
ris an Rothmans erging, nicht enthalten. 


schränkt damit entgegen ihrem ursprüngUchen An- 
satz zunehmend externes Wachstum derjenigen Un- 
ternehmen, die aufgrund ihrer Größe grenzüber- 
schreitendem Wettbewerb nicht ausgesetzt sind. 

368 . Bei den vom BundeskarteUamt untersagten fünf 
Zusammenschlüssen bzw. Zusammenschlußvorha- 
ben handelt es sich um folgende FäUe: 

— Darmstädter Echo Verlag und Druckerei GmbH/ 
Südhessische Post GmbH 

(rechtskräftig nach Rücknahme der Beschwerde) 
Beschluß vom 12. Mai 1986; B 6-16/85; AG 1986, 
370, 

— Hüls AG/Condea Chemie GmbH 
(rechtskräftig) 

Beschluß vom 8. Dezember 1986; B 3-58/86; WuW/ 
E BKartA 2247, 

— Hamburger Wochenblatt Verlag GmbH/Schlei- 
Verlag GmbH 7) 

(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 14. Januar 1987; B 6-108/86; WuW/ 
E BKartA 2251, 

— Axel Springer Verlag AG und Axel Springer Ge- 
seUschaft für PubUzistik GmbH & Co. KG/Kieler 
Zeitung, Verlags- und Druckerei GmbH & 
Co. KG 

(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 29. Aprü 1987; B 6-111/86; WuW/E 
BKartA 2259, 

— Westdeutsche AUgemeine ZeitungsverlagsgeseU- 
schaft mbH & Co. KG/Borbecker Nachrichten und 
Werdener Nachrichten Wilh. Wimmer GmbH & 
Co. KG 

(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 19. Mai 1987; B 6-88/86; AG 1987, 
354. 

369 . Für die 74 Untersagungen seit Beginn der Fu- 
sionskontroUe ergibt sich folgender Verfahrensstand 
zum 31. Dezember 1987 : 8 ) 

— 34 Untersagungen sind rechtskräftig geworden, 
acht davon im Berichtszeitraum. 

— Zwölf Beschlüsse wurden vom BundeskarteUamt 
zurückgenommen oder haben sich in sonstiger 
Weise erledigt, vier davon im Berichtszeitraum. 

— 18 Verfügungen wurden rechtskräftig aufgeho- 
ben, drei davon im Berichtszeitraum. 

— Fünf UntersagungsfäUe wurden vom Bundesmini- 
ster für Wirtschaft voUständig oder unter Auflagen 
genehmigt. 

— Gegen vier Untersagungen läuft ein Beschwerde- 
verfahren beim Kammergericht. 

— Ein Verfahren ist beim Bundesgerichtshof anhän- 
gig* 


Es wurden drei nachträglich kontroUpflichtige (eine Untersa- 
gung erfolgte ohne Anmeldung bzw. Anzeige des Zusam- 
menschlußvorhabens) und zwei präventiv kontroUpflichtige 
Zusammenschlußvorgänge untersagt. 

1988 nach Rücknahme der Beschwerde rechtskräftig gewor- 
den. 

®) Siehe die ausführliche Übersicht im Anhang (Abschnitt C). 
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2.2 ZusammenschluBtatbestand 

370. In einigen Fällen haben Unternehmen, deren 
Zusammenschlußvorhaben wegen der Erfüllung des 
Zusammenschlußtatbestandes nach § 23 Abs. 2 GWB 
der Zusammenschlußkontrolle unterlag und vom Bun- 
deskartellamt untersagt worden wäre bzw. xmtersagt 
wurde, Ausweichstrategien zur Umgehung der Fu- 
sionskontrolle angewendet, indem sie Gestaltungsfor- 
men des Zusammenschlusses entwickelten, die der 
Zusammenschluß tatbestand des GWB nicht erfaßte, 
obgleich sie wie ein Zusammenschluß wirkten. Zu den 
im letzten Hauptgutachten geschilderten Fallgruppen 
des Erwerbs von Anteilen unterhalb der 25 %- 
Schwelle des § 23 Abs. 2 Nr. 2 a GWB 9) kann eine 
neue Fallgruppe hinzugeordnet werden. Familienan- 
gehörige von Anteilseignern marktbeherrschender 
und finanzkräftiger Unternehmen erwerben an Unter- 
nehmen Anteile, deren unmittelbarer Erwerb durch 
die Gesellschafter oder deren Unternehmen fusions- 
kontrollrechtlich hätte beanstandet werden können. 
In einem anderen Fall erwarben leitende Angestellte 
eines Unternehmens persönhch die Anteile an einem 
Konkurrenzunternehmen. 

371. Die Rudolf-August Oetker KG war neben den 
als Kommanditisten beteiligten sechs Kindern von Ru- 
dolf-August Oetker zu 10 % als persönlich haftende 
Gesellschafterin an der Firma Söhnlein Rheingold KG 
beteiligt. Die Rudolf- August Oetker KG beabsichtigte, 
über Söhnlein alle Anteile an der Sektkellerei Henkell 
& Co. zu erwerben. Sowohl Söhnlein wie Henkell sind 
Marktführer in der Sektherstellung. Nach dem Zu- 
sammenschluß hätten die Sektkellereien einen Ge- 
samtmarktanteil von 28,9 % erzielt. 

In ausführhchen Vorgesprächen signaüsierte das 
Bundeskartellamt den betroffenen Unternehmen, daß 
es den beabsichtigten Zusammenschluß untersagen 
würde, da der hohe Marktanteil, der Abstand zu den 
folgenden, überwiegend mittelständischen Wettbe- 
werbern, die hohe Finanzkraft des Oetker-Konzerns 
und schließhch die Streuung bekannter und bedeu- 
tender Sektmarken der am Zusammenschluß Beteilig- 
ten über alle Preissegmente nach dem Zusammen- 
schluß das Entstehen einer marktbeherrschenden 
Stellung erwarten üeßen. Oetker strukturierte darauf- 
hin die Unternehmen um. Die Rudolf -August Oetker 
KG schied aus der Söhnlein Rheingold KG aus. Die 
Söhnlein- Anteile wurden auf direkte Angehörige von 
Oetker übertragen, wobei ein Verwandter als persön- 
hch haftender Gesellschafter in die Söhnlein Rhein- 
gold KG eintrat. Sodann erwarben die drei durch ei- 
nen Pool-Vertrag verbundenen GeseUschafter der 
Söhnlein Rheingold KG die HenkeU- Anteile aus ih- 
rem Privatvermögen. 

Das BundeskarteUamt hat die personelle imd kapital- 
mäßige Beteiügung der Oetker- Angehörigen am Oet- 
ker-Konzern und die damit verbundenen Einflußmög- 
hchkeiten eingehend untersucht. Eine Einflußmög- 
hchkeit der Verwandten bei der Bankgesellschaft von 
1899 (vormals Bank für Brauindustrie AG), die die Bin- 
ding-Brauerei beherrscht, wurde beseiügt, indem die 
Abkömmhnge, die den HenkeU-Erwerb getätigt hat- 

9) Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, a. a. O., 
Tz. 432 ff. 


ten, als Aktionäre aus der Bankgesellschaft von 1899 
ausschieden. Nach der Prüfung der Vertragsentwürfe 
hielt das BundeskarteUamt die erwerbende Söhnlein 
Rheingold KG und damit die HenkeU-Anteile dem 
Oetker-Konzem nicht mehr für zurechenbar. Dadurch 
war der Zusammenschluß nicht mehr kontroUpfUch- 
tig, da die Umsätze von Henkell imd Söhnlein unter 
der 500 Mühonen-Schwelle des § 24 Abs. 8 Nr. 1 
GWB lagen. 

372. Im FaU WAZ/Borbecker und Wordener Nach- 
richten hat das Bundeskartellamt den Zusammen- 
schluß untersagt, weil die marktbeherrschende Stel- 
lung der WAZ KG mit ihren Abonnementszeitungen 
WAZ und NRZ durch den Erwerb der einzigen Rand- 
konkurrenz in Gestalt lokaler Wochenblätter verstärkt 
werden würde, Als Reaktion auf die Untersagung 
wurde eine Personalgesellschaft von Angehörigen der 
Anteilseigner der WAZ- Gruppe gegründet, die die 
Anteile der Borbecker und Werdener Nachrichten 
übernahm. Zwischen den Angehörigen der Gesell- 
schafter der WAZ-Gruppe und der WAZ KG besteht 
keine gesellschaftsrechtUche Verbindung. Das Bun- 
deskarteUamt prüft, ob die Anteile nach Änderung 
des ursprüngUchen Zusammenschlußvorhabens der 
WAZ-Gruppe noch zugeordnet werden können. 

373. In Frage steht, ob erwerbende Anteilseigner mit 
einem Unternehmen gleichgesetzt werden können, 
das aus kartellrechtlichen Gründen die Akquisition 
nicht durchführen kann, nur weil enge famiUäre Bin- 
dungen zu den Anteilseignern dieses Unternehmens 
bestehen. Das Gesetz berücksichtigt als Zusammen- 
schlußtatbestand Interessenidentität nur unter der en- 
gen Voraussetzung einer personeUen Verflechtung 
(§ 23 Abs. 2 Nr. 4 GWB). Die Rechtsprechung hat bei 
der Beurteilung der sog. „Mehrmütterklausel" im 
Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 2 GWB famiUäre Bindun- 
gen zwischen den GeseUschaftern nicht als hinrei- 
chende Gemeinsamkeit der Beherrschung anerkannt. 
ErforderUch ist eine auf Dauer gesicherte, beständige, 
einheitUche Einflußneihme auf der Grundlage einer 
auf Dauer angelegten Interessengleichheit, ^i) Diese 
Interessengleichheit kann zwar auch auf der Zugehö- 
rigkeit zu derselben FamiUe beruhen. ^2) Die FamiU- 
enbindung allein wird diese Wirkung jedoch nicht 
sichersteUen können, i^) Dann können auch in der hier 
zu beurteilenden FaUkonsteUation weder eine Inter- 
essenidentität noch ein Zusammenschlußtatbestand 
angenommen werden. Die familiäre Bindung zwi- 
schen den BeteiUgten bietet nicht die notwendige Be- 
ständigkeit und Sicherheit der Einflußnahme auf das 
abhängige Unternehmen. ^^) Aus den gleichen Grün- 
den scheitert die Anwendung des aUgemeinen 
Rechtsgrundsatzes des Verbotes von Umgehungsge- 
schäften. Aus dem Lebenssachverhalt ergeben sich 
zwar Hinweise darauf, daß Oetker oder die Eigentü- 
mer der WAZ an der Beherrschung der von den Ange- 
hörigen erworbenen Unternehmen interessiert waren 
und sich damit in eine Rechtsposition bringen wollten, 
die an sich gesetzlich mißbilligt wurde. Jedoch vermit- 


10) Beschluß des Bundeskartellamtes vom 19. Mai 1987, AG 
1987, S. 354 ff. 

11) BGHZ 81, 56, 60. 

12) BGH, WuW/E BGH 1608, 1611 „WAZ". 

13) Vgl. auch BGH, BB 1981, S. 574, 575. 

14) Vgl. auch KG, WuW/E OLG 4075 „Kieler Nachrichten". 
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telt der Erwerb über Familienmitglieder von Oetker 
oder den Eigentümern der WAZ keine gesellschafts- 
rechtlich abgesicherte und damit strukturell gefe- 
stigte Position, die einem vom Gesetz nicht gewollten 
Erfolg gleichkonmit. Wenn der Erwerb durch Angehö- 
rige an einem Konkurrenzimtemehmen stattgefun- 
den hat, lassen sich die Beteiligten allenfalls wegen 
des Verbotes abgestinunter horizontaler Verhaltens- 
weisen (§ 25 Abs. 1 GWB) überprüfen, soweit das tat- 
sächliche Marktverhalten dazu Anlaß gibt. 

374 - In einem anderen Fall erwarb die REWE-Han- 
delsgesellschaft Leibbrand oHG eine Mehrheitsbetei- 
ligung an der Dugena Uhren und Schmuck AG. Spä- 
ter kauften die Generalbevollmächtigten der REWE- 
Handelsgesellschaft Leibbrand oHG, Wiegandt und 
Schneider, über einen Poolvertrag 60 % der Anteile 
von Uhren-Christ. Die anderen 40 % übernahmen 
zwei noch nicht volljährige Kinder des persönlich haf- 
tenden Gesellschafters der REWE-Handelsgesell- 
schaft Leibbrand oHG. Uhren-Christ vertreibt 
Schmuck und Markenuhren in eigenen Filialen in 
Deutschland. 

Das BundeskarteUamt kam zu dem Ergebnis, daß der 
Erwerb von Uhren-Christ durch Wiegandt und 
Schneider keinen Zusammenschlußtatbestand zwi- 
schen REWE-Leibbrand/Dugena imd Uhren-Christ 
erfülle. Auf Uhren-Christ könne Leibbrand keinen 
maßgebenden Einfluß über seine Kinder ausüben, da 
für die beiden mit je 20 % an Christ beteiligten min- 
derjährigen Kinder eine Ergänzungspflegschaft ge- 
mäß § 1909 BGB bestellt wurde. Ohne Zustimmung 
des unabhängigen Ergänzungspflegers sei eine Ein- 
flußmöglichkeit über die Kinder ausgeschlossen. 
Zwar seien die an Uhren-Christ beteiligten Wiegandt 
und Schneider gleichzeitig Generalbevollmächtigte 
der REWE- Handelsgesellschaft Leibbrand oHG. Die 
organschaftliche Geschäftsführungsbefugnis und 
Vertretungsbefugnis in der REWE- Handelsgesell- 
schaft Leibbrand oHG liege jedoch ausschließlich bei 
der Leibbrand Kommanditgesellschaft und damit bei 
dem persönlich haftenden Gesellschafter Wüli Leib- 
brand. Ein Zusammenschluß im Sinne einer personel- 
len Verflechtung (§ 23 Abs. 2 Ziffer 4 GWB) sei daher 
nicht gegeben. Weitere Umstände, die eine sonstige 
Verflechtung gemäß § 23 Abs. 2 Ziffer 5 GWB be- 
gründen könnten, seien nicht nachzuweisen. 

375 . Die Monopolkommission hat Bedenken, ob die 
Voraussetzungen des § 1909 BGB für die Anordnung 
einer Dauerpflegschaft gegeben waren. Die Anord- 
nung der Ergänzungspflegschaft erfolgt, wenn die El- 
tern in der Besorgung persönlicher oder vermögens- 
rechtlicher Angelegenheiten ihrer Kinder rechtlich 
oder tatsächlich verhindert sind, wobei mit einer 
Selbstablehnung grundsätzlich kein ausreichendes 
Bedürfnis für die Anordnung der Pflegschaft dargetan 
ist. Nur ein sich aus der gesellschaftsrechtlichen Lage 
ergebender Interessenkonflikt der Eltern, die ihre 
Kinder in deren Rechtsstellung als Kommanditisten 
vertreten, kann wegen einer rechtlichen Verhinde- 
nmg zur Anordnung der Pflegschaft führen. Ein sol- 
cher „Dauerkonflikt" ist bei Famüiengesellschaften 
mit Minderjährigen in der Regel nicht gegeben. Als 
nicht hinreichendes Bedürfnis ist der durch den An- 
teilserwerb möglicherweise verwirklichte kartell- 


rechtliche Zusammenschlußtatbestand des § 23 
Abs. 2 GWB zu werten, da das rechtliche Hindernis an 
der Ausübimg der Gesellschaftsrechte sich erst aus 
einer möglichen Marktbeherrschung im Sinne des 
§ 24 Abs. 1 GWB und einer daran geknüpften Unter- 
sagung — nicht aber aus einem Interessenkonflikt — 
ergibt. Wirtschaftliche Nachteile als Folge des An- 
teilserwerbs können die rechtliche Verhinderung des 
gesetzlichen Vertreters nicht begründen. 

376 . Die Monopolkommission ist der Ansicht, daß in 
diesem speziellen Fall der Zusanmienschlußtatbe- 
stand der personellen Verflechtung (§ 23 Abs. 2 Zif- 
fer 4 GWB) erfüllt ist. Danach gilt die Herbeiführung 
der Personengleichheit von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder des Aufsichtsrates, des Vorstandes oder 
des sonstigen zur Geschäftsführung berufenen Or- 
gans von Unternehmen als Zusammenschluß. Das zur 
Geschäftsführung berufene Organ wird bei juristi- 
schen Personen nach Gesetz und Satzung bestinmit. 
In Personalgesellschaften sind nach der Rechtspre- 
chung nur die persönlich haftenden Gesellschafter zur 
organschaftlichen Geschäftsführung und Vertretung 
befugt. Dieses Prinzip der Selbstorganschaft der Per- 
sonalgesellschaft ist nicht unumstritten, da der Schutz 
mithaftender Gesellschafter auch bei einer Fremdor- 
ganschaft gesichert werden kann. Aber auch bei An- 
erkennung zwingender Selbstorganscheift kann im 
vorliegenden Fall ein Zusammenschluß bejaht wer- 
den. Die Vorschrift des § 23 Abs. 2 Nr. 4 GWB kann 
nicht nur im gesellschaftsrechtlichen Sinn verstanden 
werden. Auch Einzelkaufleute werden als geschäfts- 
leitende Organe ihres Unternehmens angesehen. In 
der Regel werden jedoch Personen von der Vorschrift 
des § 23 Abs. 2 Nr. 4 GWB nicht erfaßt, die mit vom 
Geschäftsführungsorgan abgeleiteten Befugnissen 
ausgestattet sind, wie etwa Prokuristen oder General- 
bevollmächtigte. Das ist mit der Weisungsabhängig- 
keit zu begründen. Selbständige Entscheidungen zur 
Verknüpfung der mit eigenen Beteiligungen verbun- 
denen Interessen mit denen des vertretenen Unter- 
nehmens sind rechtlich nicht gesichert. Im vorliegen- 
den Fall kann jedoch von der erforderlichen Unabhän- 
gigkeit des Handelns auch bei abgeleiteten Organbe- 
fugnissen ausgegangen werden. 

377 . Nach der Organisationsstruktur des Unterneh- 
mens REWE-Leibbrand oHG kann Leibbrand nicht 
persönlich alle Unternehmensbereiche als Geschäfts- 
führer abdecken. Deshalb ist ein vorstandsähnliches 
Gremium von Generalbevollmächtigten gescheiffen 
worden, das nach außen hin die REWE-Leibbrand 
oHG wie ein Geschäftsfühnmgsorgan vertritt. Wie- 
gandt und Schneider sind daher einem Geschäftsfüh- 
rer bzw. einem Untemehmensorgan gleichzustellen, 
da der rechtliche Unterschied zwischen einem Gene- 
ralbevollmächtigten und einem Geschäftsführer einer 
Gesellschaft nicht zur Trennung der Interessen von 
Dugena und Uhren-Christ führt. Die gleichen Voraus- 
setzungen gelten für den Generalbevollmächtigten 
Schneider, selbst wenn er lediglich Gesellschafter und 
nicht Geschäftsführer der Uhren-Christ GmbH ge- 
worden ist. Es konrnit nämlich nicht auf eine Identität 
der Organe an, in denen die Personen der durch per- 

15) Vgl. BGHZ E 65, 93, 95 und 102 für die Anordnung einer 
Dauerpflegschaft in einer Kommanditgesellschaft zur Erlan- 
gung steuerhcher Vorteile. 
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sonelle Verpflechtungen verbundenen Unternehmen 
eingesetzt sind. Das Bimdeskartellamt hätte daher im 
vorliegenden Falle die Erfüllung eines Zusammen- 
schlußtatbestandes feststellen können. Damit ist aller- 
dings nicht gesagt, daß in diesem Falle auch tatsäch- 
lich aufgrund der Marktdaten eine Untersagung hätte 
erfolgen müssen. 

2.3 Auslandswettbewerb 

378. Die Monopolkommission hat sich in ihrem 
Hauptgutachten 1978/1979 ausführlich mit der Einbe- 
ziehung des Auslandswettbewerbs bei Fhüfung der 
zur Wettbewerbsintensität beitragenden Marktstruk- 
turen befaßt. 1^) Die Beurteilung der Intensität des 
Auslandswettbewerbs wird nur im konkreten Einzel- 
faU möglich sein. Die Monopolkommission hat auf 
Faktoren hingewiesen, die als Beurteilungskriterien 
herangezogen werden können, um die Marktwirk- 
samkeit von Auslandswettbewerb einzusChätzen. Zu 
diesen Faktoren können langfristige Lieferverträge, 
Handels- und Serviceorganisationen sowie Präferen- 
zen der Abnehmer zählen. Erhebliche freie Kapazitä- 
ten mögen für einen zukünftigen, weiter zunehmen- 
den Wettbewerbsdruck auf den Inlandsmarkt spre- 
chen, jedoch nur dann, wenn die Überkapazitäten erst 
seit kurzem bestehen und der Übergang zum effekti- 
ven Wettbewerb bereits erfolgt ist bzw. aus rein tat- 
sächlichen Gründen noch nicht erfolgen konnte. Kri- 
tisch bewertet die Monopolkommission die Beurtei- 
lung des Importwettbewerbs aus Staatshandelslän- 
dern durch das Bundeskartellamt im nachfolgenden 
FaU. 

379. Die Schmiedewerke Krupp-Klöckner GmbH 
und die Thyssen Stahl AG beabsichtigten, den Be- 
reich „Schmieden“ und „Weiterverarbeiten“ der 
Thyssen Stahl AG und den Bereich „Titan-Halbzeug 
und -legierungen " der Thyssen Edelstahlwerke AG 
in dem Unternehmen „Vereinigte Schmiede werke 
Union GmbH“ zu konzentrieren. Dem Bundeskartell- 
amt erschienen die durch den Zusammenschluß her- 
beigeführten Marktstrukturen auf dem Markt für „rol- 
lendes Eisenbahnzeug“ problematisch. Der Markt 
umfasse komplette Radsätze, deren Ersatzteile wie 
Radscheiben, Rollräder, Radreifen, -achsen, Kurbeln, 
Zapfen sowie Sprengringe. Die Radsätze wurden zu 
einem Markt zusammengefaßt, obwohl ihre Einzel- 
teile untereinander nicht austauschbar sind. 

380. Das Bundeskartellamt stellte keine marktbe- 
herrschende Stellung fest, obwohl die am Zusammen- 
schluß beteiligten Schmiedewerke Krupp-Klöckner 
einen Marktanteil von 50,3 % und Thyssen einen 
Marktanteil von 26,0 % erreichen. Ein weiterer Wett- 
bewerber erzielte 9,5 % Marktanteil. Die Importquote 
lag bei 14,1 %. Das Bundeskartellamt erwartete durch 
den Zusammenschluß einen Marktanteil der am Zu- 
sammenschluß Beteiligten von 76,3 %. Es hielt jedoch 
die hohen Marktanteile auf dem Markt für „rollendes 
Eisenbahnzeug“ nicht für einen Ausdruck von Markt- 
macht. Die strukturellen Merkmale des Marktes be- 
legten geringe Verhaltensspielräume der Anbieter, 
die auch durch die Gegenmacht der auf der Nachfra- 

.1®) Monopolkommission, Fusionskontrolle bleibt vorrangig, 
Hauptgutachten 1978/1979, Baden-Baden 1980, Tz. 622 ff. 


geseite stehenden Bundesbahn bedingt seien. Die 
wenigen Anbieter verfügten über hohe Fertigungska- 
pazitäten, mit denen ein technologisch wenig an- 
spruchsvolles imd ohne Schwierigkeitsgrad herzu- 
stellendes Produkt in großen Mengen angeboten wer- 
den könne. Die inzwischen erreichte Bedarfsdeckung 
der Deutschen Bundesbahn führe zu Überkapazitä- 
ten. Die Unternehmen arbeiteten mit hohen Verlu- 
sten, was gegen das Bestehen von Marktmacht spre- 
che. Die Importquote von neihezu 14,1 % in 1985, die 
sich überwiegend aus Lieferungen der DDR und CSSR 
ergebe, reiche aus, um der Bimdesbahn hinreichende 
Ausweichmöglichkeiten zu bieten. Mit vermehrtem 
Auslandswettbewerb sei schon deshalb zu rechnen, 
weil sich die Bundesbahn nicht mehr dem politischen 
Druck ausgesetzt sehe, ausschließlich inländische An- 
bieter bei der Auftragsvergabe zu berücksichtigen. 
Die Bundesbahn habe ihr Vergabeverhalten aufgrund 
von Hinweisen des Bimdesrechnungshofes geändert. 
Das — aus anderen Gründen — bislang nicht verwirk- 
lichte Vorhaben sei daher nicht zu untersagen. 

381- Bei der vom Bimdeskartellamt vorgenomme- 
nen Beurteüung des Falles stellt sich die Frage, ob in 
ausreichendem Maße Anforderungen an den Nach- 
weis gestellt wurden, die durch die Marktanteilsvor- 
sprünge indizierte Marktbeherrschung zu widerle- 
gen. Durch den Zusammenschluß wird die Monopol- 
vermutung des § 22 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GWB und die 
Ohgopolvermutung des § 23 a Abs. 2 Nr. 1 GWB er- 
füllt. Bei der Einschätzung der Marktanteile ergibt 
sich eine geringe Bedeutung des Marktanteils des 
weiteren Wettbewerbers, da er selbst keine Einrich- 
tung zur Warmverformung hat und Halbfertigpro- 
dukte von Krupp bzw. Thyssen beziehen muß. Nach 
Einschätzung der Monopolkommission wird durch 
den Zusammenschluß der Schmiedewerke auf dem 
Markt für „rollendes Eisenbahnzeug“ nahezu eine 
Monopolstellung erreicht. Es erscheint sehr fragwür- 
dig, ob der Import aus zwei Staatshandelsländern als 
ausreichende Ausweichalternative der Deutschen 
Bundesbahn angesehen werden kann. Importwettbe- 
werb wird nur dann als Argument zur Widerlegung 
der Ohgopolvermutung anerkannt werden können, 
wenn eindeutige Indizien — etwa gleich hohe Importe 
wie Exporte — auf einen größeren realen Markt hin- 
weisen. 1^) Zweifel bestehen jedoch bei Importen aus 
soziahstischen Ländern, da diese Importe nicht aus 
unternehmerischen Gründen erfolgen. Hier hätte 
nach Ansicht der Monopolkommission der Frage 
nachgegangen werden müssen, ob durch Importe aus 
Staatshandelsländem langfristige Strukturdaten für 
den betroffenen Markt gesetzt werden, die zur Wider- 
legung der Ohgopolvermutung geeignet sind. Es 
hätte geprüft werden müssen, ob die Importe nicht 
ledighch kurzfristig wegen dort vorhandener freier 
Kapazitäten oder zur vorübergehenden Devisenbe- 
schaffung eingesetzt werden oder ob aufgrund lang- 
fristiger Lieferverträge deuthche Präferenzen der 
Deutschen Bundesbahn für das osteuropäische Ange- 
bot bestanden. Diese Voraussetzungen erscheinen bei 
einer relativ geringen Importquote von 14,1 % nicht 
gegeben. Das BundeskarteUamt hat die marktstruktu- 


Monopolkommission, Ökonomische Kriterien für die Rechts- 
anwendung, Hauptgutachten 1982/1983, Baden-Baden 
1984, Tz. 492. 
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relle Bedeutung des osteuropäischen Angebots auch 
deshalb hoch eingeschätzt, weil der potentielle Wett- 
bewerb mit Anbietern aus westeuropäischen Natio- 
nen wegen bestehender Heimatschutzabkommen 
ausgeschlossen war. Da die marktstrukturelle Bedeu- 
tung von Importen aus Staatshandelsländem ohnehin 
zweifelhaft ist, erscheint die Importquote von 14,1 % 
als nicht ausreichend, die durch den hohen Marktan- 
teil indizierte Marktbeherrschungsvermutung zu wi- 
derlegen. Im übrigen hätte nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission auch die Erwartung künftiger Ge- 
schäftsabschlüsse nüt Unternehmen westlicher Län- 
der einer eingehenderen Begründung bedurft. 

382 . Ähnlich wurde in einem anderen Fall Auslands- 
wettbewerb berücksichtigt, ohne den davon ausge- 
henden potentiellen Wettbewerbsdruck zu imtersu- 
chen imd konkret zu belegen. Olivetti beabsichtigte, 
98,4 % des Grundkapitals der zum VW-Konzem ge- 
hörenden Triumph Adler zu erwerben. VW bekam im 
Rahmen dieses Zusammenschlusses eine 5 %ige Be- 
teiligung an Olivetti eingeräumt. Olivetti ist nüt einem 
Weltumsatz von ca. 9 Mrd. DM im Jahre 1985 der 
größte europäische EDV- Anbieter; die Deutsche Oli- 
vetti GmbH erzielte in der Bundesrepublik einen Um- 
satz von 450 Mio. DM, wobei der Umsatz mit Perso- 
nal-Computern erheblich stieg. Die Umsatzentwick- 
lung bei Schreibmaschinen war gegenläufig. Triumph 
Adler erwirtschaftete einen Weltumsatz von 
1,6 Mrd. DM. Der Inlandsumsatz belief sich auf 
495 Mio. DM. Der Konzern erlitt trotz wert- und stück- 
zahlenmäßig gestiegenem Schreibmaschinenabsatz 
erhebliche Verluste. Der Zusammenschluß führte zu 
Überschneidungen im Angebot von Schreibmaschi- 
nen, büdschirmorientierten Textsystemen, Personal- 
computern, Büro-Computern, Druckern, Kopiergerä- 
ten, Tisch- und Taschenrechnern. 

383 . Das Bundeskartellamt hat den Zusammen- 
schluß nicht untersagt, obwohl der beabsichtigte Zu- 
sammenschluß zunächst als untersagungswürdig an- 
gesehen wurde, da er zum Entstehen eines marktbe- 
herrschenden Oligopols von Triumph Adler/Olivetti 
und Olympia auf dem Markt für Schreibmaschinen 
führen könnte. Von dieser Einschätzung ist die Be- 
schlußabt eüung später abgewichen; insbesondere sei 
gegenwärtig auf dem Markt von erhebhchem Preis-, 
Produkt- und Innovationswettbewerb auszugehen. Es 
spreche auch nichts dafür, daß es nach dem Zusam- 
menschluß von Olivetti und Triumph Adler angesichts 
der erheblichen Konkurrenz durch IBM und ausländi- 
sche Wettbewerber wie japanische Anbieter zu einem 
friedlichen Ohgopolverhalten kommen könne. 

384 . Die Oligopol Vermutungen des §23a Abs. 2 
GWB waren sowohl für den Gesamtmarkt wie für ein- 
zelne Teilmärkte von Schreibmaschinen erfüllt. We- 
gen des bestehenden Produkt- und Innovationswett- 
bewerbs wurde die Vermutung als widerlegt angese- 
hen. Neben großen innovatorischen Entwicklungen 
seien ständig Verbesserungen der Anwendungsmög- 
lichkeiten aus der Weiterentwicklung der Elektronik 
zu verzeichnen und zudem weitere technologische 
Sprünge zu erwarten, wie z. B. Thermoverfahren, Tin- 
tenspritzverfahren, Integration der Geräte zu „text- 
processing“ -Arbeitsplätzen. Die Konkurrenten von 
Triumph Adler und Olivetti — Olympia, IBM, Brother 
sowie andere japanische Hersteller — würden sich 


nicht als friedliche Oligopolisten verhalten, da sie 
selbst zum Teil Marktanteile verloren hätten, die sie 
zurückerobem wollten, oder durch Aufbau neuer Fer- 
tigungskapazitäten zu erkennen gäben, daß sie ihre 
Marktposition ausbauen wollten. Schließlich sei der 
Marktzugang offen. Auch die Bevorzugung deutscher 
Anbieter durch den Fachhandel stelle kein entschei- 
dendes Marktzugangshemmnis dar. Die Entwicklung 
auf dem Automobümarkt habe gezeigt, daß japani- 
sche Konkurrenten sogar bei starren Ausschheßlich- 
keitsbindungen den Marktzugang schaffen könnten. 
Langfristig sei deshalb bei elektronischen Schreibma- 
schinen der Einfluß der japanischen Wettbewerber 
genau wie bei anderen elektronischen Produkten 
wirksam. 

385 . Die Monopolkommission teüt die vom Bundes- 
kartellamt vorgenommene Markteinschätzung, wenn 
auch das Wettbewerbsgeschehen teilweise pauschal 
gewürdigt und die positiven Wettbewerbselemente 
sehr betont wurden. So besagt der Hinweis, daß die 
japanischen Anbieter bei vielen elektronischen Pro- 
dukten sehr erfolgreich sind und auf dem deutschen 
Automobilmarkt trotz Ausschließlichkeitsbindungen 
der heimischen Hersteller erfolgreich eingedrungen 
sind, noch nicht viel für den Schreibmaschinenmarkt. 
Einmal wird man nicht ohne weiteres von gewissen 
Wettbewerbsabläufen auf einem Markt ohne nähere 
Einzelfallanalyse auf mögliche Wettbewerbsprozesse 
in anderen Märkten schließen dürfen. Zudem spielt 
sich der Wettbewerb zwischen Unternehmen und 
nicht zwischen Nationen ab. Die Marktanalyse ergab, 
daß in den relevanten Märkten die japanischen Unter- 
nehmen bislang keine nennenswerten Umsätze im 
Inland erzielen konnten und in den letzten Jahren 
eher Stagnation oder Rückgang zu verzeichnen hat- 
ten. Dennoch wird man der Auffassung, daß auch 
nach dem Zusammenschluß Triumph Adler/Olivetti 
auf dem Schreibmaschinen-Markt mit wesentiichem 
Wettbewerb zu rechnen ist, im Ergebnis zustimmen 
können. Hierfür spricht insbesondere, daß der Markt 
durch erheblichen Produkt-, Innovations- und Preis- 
wettbewerb gekennzeichnet ist, der ein friedliches 
Oligopolverhalten erschweren bzw. unmöglich ma- 
chen dürfte. 

386 . Im übrigen zeigt dieser Fall die Schwierigkei- 
ten, die dynamische Entwicklung von Märkten ange- 
messen bei der Marktabgrenzimg zu würdigen. Die 
Unternehmen vertraten die Auffassung, daß man zu- 
mindest Schreibmaschinen, Textsysteme, Personal- 
computer und Büro- Computer zu einem Markt zu- 
sammenfassen müsse. Personal- Computer könnten 
zur Texterstellung genutzt und PC -Drucker als 
Schreibmaschine eingesetzt werden. Es sei deshalb zu 
erwarten, daß die Schreibmaschinen bis Anfang der 
neunziger Jahre durch Personal-Computer verdrängt 
werden würden. Demgegenüber neigte das Bundes- 
kartellamt zu einer engeren Marktabgrenzung. Perso- 
nal-Computer und Schreibmaschinen seien derzeit 
getrennten Märkten zuzurechnen. Als wesentliche 
Unterschiede zwischen Personal-Computern und 
Schreibmaschinen wurden die höhere Bedienungs- 
freundlichkeit der Schreibmaschine, die technische 
Überlegenheit der Schreibmaschine bei einfachen 
und kurzen Schreiben, das repräsentative Schriftbild 
der Schreibmaschine und erhebliche Preisunter- 
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schiede zwischen Schreibmaschinen und Personal- 
computern angegeben. 

Die vom Bundeskartellamt vorgetragene Begründung 
für die Anerkennung eines eigenständigen Marktes 
für Schreibmaschinen erscheint nicht überzeugend. 
Das Bimdeskartellamt weist selbst darauf hin, daß sich 
die einzelnen Preissegmente für Schreibmaschinen 
imd Personal-Computer inzwischen erhebhch über- 
lappen. Zudem hat es in den letzten Jahren in den von 
dem Zusammenschluß betroffenen Märkten erhebh- 
che Preisbewegungen gegeben, so daß man aus den 
momentanen Preisrelationen kaum auf die zukünftige 
Entwicklung der Preisverhältnisse schheßen kann 
und damit über ein schlüssiges Abgrenzungskrite- 
rium verfügt. Auch die weiteren Argumente für die 
Annahme von zwei getrennten Märkten erscheinen 
fraghch, da z, B. die Unterschiede hinsichtiich Bedie- 
nimgsfreimdhchkeit und Schriftbild Faktoren sind, 
die aufgrund technischen Fortschritts mittelfristig 
überwunden werden imd kaum mehr entscheidende 
Bedeutung für den Kauf des einen oder anderen Pro- 
duktes haben werden. Die Grenze zwischen diesen 
Märkten verwischt sich wegen der weiteren dynami- 
schen technischen Entwicklung zunehmend. Die vom 
Bundeskartellamt vorgenommene Marktabgrenzung 
ist in ihrer eher statischen Sichtweise für ausgereifte 
Produkte angemessen, für diejenigen Märkte hinge- 
gen problematisch, die sich in der Entwicklungs- oder 
Wachstumsphase befinden imd in denen dem Pro- 
dukt- und Innovationswettbewerb eine erhebhche 
Rolle zukommt. Davon ist für den hier relevanten 
Markt wohl auszugehen. 


2.4 Anwendung der Abwägungsklausel 

387. Auch wenn die Untersagungsvoraussetzungen 
für einen Zusammenschluß vorhegen, kann das Bun- 
deskartellamt nicht einschreiten, wenn die beteihgten 
Unternehmen nachweisen, daß durch den Zusam- 
menschluß auch Verbessenmgen der Wettbewerbs- 
bedingungen eintreten und daß diese Verbesserun- 
gen die Nachteile der Marktbeherrschung überwie- 
gen. Diese Abwägungsklausel ist in zwei Fällen zur 
Begründimg einer Nichtuntersagung herangezogen 
worden, in denen nach Auffassung der Monopolkom- 
mission der gegebene Sachverhalt die gesetzhchen 
Tatbestandsvoraussetzungendes§ 24 Abs. 1,2. Halb- 
satz GWB zur Anwendung der Abwägungsklausel 
nicht erfüllte. Das Bundeskartellamt geht in seiner 
Rechtsanwendungspraxis über die gesetzhchen Vor- 
aussetzungen der als Ausnahme tatbestand zur Fu- 
sionskontroUe geschaffenen Abwägungsklausel hin- 
aus und erhält damit wettbewerbspohtisch bedeut- 
same Handlungs- und Beurtehungsspielräume, die di- 
rekte behördhche Einflußnahmen auf die Marktstruk- 
tur ohne gerichthche KontroUe ermöghchen. 

388. Die zum VEBA-Konzern gehörende Preußen 
Elektra AG beabsichtigte, von der Elektrowerke AG, 
einer 100 %igen TochtergeseUschaft der VIAG, 
49,9 % der Braunschweigischen- Kohlenbergwerke 
AG, an der sie bereits 49,9 % der Anteüe hielt, und 
25 % der Provinzialsächsische Energieversorgungs 
GmbH zu erwerben. Die Preußen Elektra zählt mit 
einem Konzernumsatz in Höhe von 8,3 Mrd. DM bei 


ca. 15 000 Beschäftigten und zahlreichen Untemeh- 
mensbeteihgungen zu den großen Stromerzeugungs- 
Unternehmen auf der Verbundebene. Der Anteil am 
gesamten Stromabsatz der öffenthchen Versorgung in 
der Bundesrepubhk beträgt 13,6 %. Die Braunschwei- 
gische Kohlenbergwerke AG ist mit einem Umsatz 
von rd. 700 Mio. DM und 2 965 Beschäftigten in Ge- 
winnung, Erzeugung und Vertrieb von Kohle und Öl 
sowie in der Erzeugung imd Verteilung von Elektrizi- 
tät auf der Weiter- und Letztverteilungsebene im Ver- 
bundgebiet der Preußen Elektra tätig. Die Provinzial- 
sächsische Energieversorgungs GmbH hält als reine 
Holding zu 100 % das Stammkapital der Land-Elektri- 
zitäts-GmbH, die auf Weiter- und Letztverteilerstufe 
als Energieversorgungsuntemehmen tätig ist. Sie er- 
zielte mit 180 Beschäftigten 158 Mio. DM Umsatz. Die 
Provinzialsächsische Energieversorgungs GmbH ist 
ein Gemeinschaftsunternehmen, an dem neben der 
verkaufenden Elektrowerke AG unter anderem auch 
Contigas, eine 50 %ige Tochter des Bayemwerks, mit 
25 % beteüigt ist. Hintergrund dieser Akquisitionen 
war die langfristige Arrondierung der Versorgüngsge- 
biete auf der Verbundebene zwischen der Preußen 
Elektra und dem Bayemwerk. 

389. Das Bundeskartellamt hat die Wirkungen des 
Zusammenschlußvorhabens ausführlich geprüft und 
kam zunächst zur Auffassung, daß die marktbeherr- 
schende Stellung von Preußen Elektra durch diesen 
Zusammenschluß verstärkt werde. Die auf dem 
Stromverteüermarkt in ihrem Versorgungsgebiet 
marktbeherrschende Stellung der Preußen Elektra 
werde durch den Zusammenschluß verstärkt, auch 
wenn die Verstärkimg angesichts der bereits gefestig- 
ten Monopolstellung von Preußen Elektra nur gering 
sei. Jede strukturelle Verfestigung im Energiesektor 
erfüllt nach Ansicht des Bundeskartellamtes den Tat- 
bestand des § 24 Abs. 1 GWB, da der noch vorhan- 
dene Preiswettbewerb sowie der langfristige Wettbe- 
werb um Versorgungsgebiete zu schützen sei. Hier 
würde die Braunschweigischen Kohlenbergwerke AG 
ohne den Zusammenschluß aufgrund der bestehen- 
den Beteüigungsverhältnisse noch eine gewisse Ei- 
genständigkeit im Wettbewerbsverhalten besitzen, da 
beide Muttergesellschaften ihre unternehmerische 
Einflußnahme auf die Braunschweigischen Kohlen- 
bergwerke koordinieren müßten und dabei jeweils 
ihre eigenen Interessen wahren wollten. Das wettbe- 
werbhche Spannungsverhältnis zwischen Preußen 
Elektra und der Braimschweigischen Kohlenberg- 
werke AG werde durch den Zusammenschluß besei- 
tigt. Der Zusammenschluß habe zudem auch keine 
Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen zur 
Folge, so daß die Abwägungsklausel des § 24 Abs. 1, 
2. Halbsatz GWB nicht zum Tragen kommen könne. 

Das Zusammenschlußvorhaben wurde dann jedoch 
nicht untersagt, weil Preußen Elektra dem Bundeskar- 
tellamt eine „Kompensationslösung" für den durch 
den Zusammenschluß bewirkten Machtzuwachs an- 
bot. Die Kompensation der Verstärkungswirkung 
sollte durch den Verkauf von 50 % der Anteile am 
Strom- und Femwärmekraftwerk Kiel-Ost (Kraftwerk) 
an die Stadtwerke Kiel erfolgen. Entsprechend den 
Beteiligungsverhältnissen sollten sich auch die Nut- 
zungsbefugnisse gestalten. Bislang stand das Kraft- 
werk im ausschheßhchen Eigentum von Preußen 
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Elektra. Allerdings betrieben die Stadtwerke Kiel und 
Preußen Elektra schon bislang ein Gemeinschaftsun- 
ternehmen (Anteile: 49 % zu 51 %), nämlich die Ge- 
meinschaftskraftwerke Kiel GmbH. Das Gemein- 
schaftsunternehmen hatte das Kraftwerk gepachtet 
und stellte beiden Anteilseignern nach ihren Beteili- 
gungsverhältnissen Strom zur Verfügung. Mittels die- 
ser Verträge waren die Dispositionsbefugnisse über 
das Kraftwerk unabhängig von der eigentumsrechtli- 
chen Zuordnung langfristig der Betreibergesellschaft, 
also dem Gemeinschaftsunternehmen, zugeordnet. 
Dennoch sah das Bundeskartellamt in diesem Verkauf 
eine, wenn auch geringfügige Schwächung der 
Marktposition von Preußen Elektra. Die eigentums- 
und gesellschaftsrechtliche Absicherung einer bereits 
schuldrechtlich gefestigten Unternehmens Verbin- 
dung bedeute noch eine Verstärkung der Marktstel- 
lung der Stadtwerke Kiel. Angesichts der auch nur 
marginalen Verbesserung der Marktposition für Preu- 
ßen Elektra durch den Zusammenschluß mit der 
Braunschweigischen Kohlenbergwerke AG sei hier 
eine Kompensation gegeben, so daß eine Verstärkung 
einer marktbeherrschenden Stellung der Preußen 
Elektra nicht festzustellen sei. 

390 . Zunächst hat die Monopolkommission Beden- 
ken, ob die Stadtwerke Kiel einen Marktmachtzu- 
wachs durch den Zusammenschluß erfahren, der die 
Preußen Elektra auf diesem Markt schwächt. Das 
Bundeskartellamt hält zwar die Verstärkung der 
Stadtwerke Kiel für gering. Auch hat die Monopol- 
kommission bereits betont, daß die Ursächlichkeit des 
Zusammenschlusses für die Entstehung oder Verstär- 
kung einer marktbeherrschenden Stellung in der Re- 
gel durch den gesellschaftsrechtiichen und damit 
strukturellen Charakter einer Unternehmensverbin- 
dimg begründet wird. Schuldrechtliche Beziehungen 
haben diese strukturellen Wirkungen grundsätzhch 
nicht, lö) Angesichts der für die Energiewirtschaft typi- 
schen Besonderheiten in den Wettbewerbsvorausset- 
zungen besteht auch langfristig nur eine geringe 
Wahrscheinlichkeit, daß die Energie versorgungsun- 
temehmen zueinander in Wettbewerb treten, jm 
konkreten Fall ist zu beachten, daß die Beteiligung 
der Stadtwerke Kiel an dem Strom- und Fernwärme- 
kraftwerk Kiel-Ost auch keine zusätzlichen Nut- 
zungsbefugnisse bringt. Die Verhaltensspielräume 
von Preußen Elektra und der Stadtwerke Kiel sind 
umfassend und langfristig vertraghch geregelt. Beide 
Unternehmen wirken über das Gemeinschaftsunter- 
nehmen zusammen und treffen hier die noch verblei- 
benden Entscheidungen über das Kraftwerk. Die ur- 
sprüngliche Alieineigentümerstellung von Preußen 
Elektra ist offenbar vor allem aus finanzierungstech- 
nischen Gesichtspunkten gewählt worden. Die Auf- 
gabe von 50 % des Eigentums an dem Kraftwerk be- 
deutet zwar für Preußen Elektra die Einbuße eines 
Vermögensanteils, hat jedoch kaum Auswirkungen 
auf die Wettbewerbsstruktur in dieser Region. Es 
bleibt daher zumindest zweifelhaft, ob die Verände- 


lö) Monopolkommisson, Hauptgutachten 1982/1983, a. a. O., 
Tz. 460. 

19) Monopolkommission, Zusammenschlußvorhaben der Verei- 
nigte Elektrizitätswerke Westfalen AG mit der Sodete Nou- 
velle Sidechar S.A. (Ruhrkohle AG), Sondergutachten 16, 
Baden-Baden 1986, Tz. 115. 


rung der Marktbedingungen im Raum Kiel zu Verbes- 
serungen führt, die nachteilige Auswirkungen des Zu- 
sammenschlusses überwiegen. 

391 . Darüber hinaus wendet das Bundeskartellamt 
die Abwägungsklausel in einer Weise an, die gegen 
deren Sinn, gegen den Wortlaut des Gesetzes wie 
auch gegen die Konzeption der Fusionskontrolle ver- 
stößt. 

Es ist Zweck der Abwägungsklausel, die mögliche 
Vielfalt von Wirkungen zu berücksichtigen, die von 
einem Zusammenschluß ausgehen können. Zusam- 
menschlüsse insbesondere von Mehrproduktunter- 
nehmen beeinflussen regelmäßig die Bedingungen 
auf verschiedenen Märkten. Eine Untersagung be- 
zieht sich immer auf Märkte, auf denen die negativen 
wettbewerblichen Auswirkungen des Zusammen- 
schlusses einen bestimmten Grad erreichen. Unbe- 
rücksichtigt bleibt, daß auf anderen Märkten die Un- 
tersagungsvoraussetzungen nicht nur nicht vorliegen, 
sondern Verbesserungen der Marktverhältnisse ein- 
treten können. Die Abwägungsklausel bezieht sich 
daher auf Zusammenschlußwirkungen, die von einer 
Untersagung nach § 24 Abs. 1 GWB erfaßt würden, 
aber bei einer Gesamtbetrachtung der Zusammen- 
schlußwirkungen ein Eingreifen des Bundeskartell- 
amtes nicht rechtfertigen. Diese Gesamtbetrachtung 
kann jedoch nicht auf Marktvorgänge erstreckt wer- 
den, die nicht auf den Zusammenschluß zurückgehen, 
sondern von einem der Zusammenschlußbeteiligten 
zusätzlich initiiert werden. 

392 . Der Wortlaut des § 24 Abs. 1, 2. Halbsatz GWB 
verweist in diesem Sinne auch deutlich darauf, daß die 
in die Beurteüung einzubeziehenden Verbesserun- 
gen der Wettbewerbsbedingungen durch den Zusam- 
menschluß eintreten müssen. Es handelt sich hier um 
eine wertende Kausalität, die den Zusammenschluß 
mit den zu erwartenden Wettbewerbsbedingungen 
verknüpft. Nach der Rechtsprechung des Bundesge- 
richtshofes genügt es, „wenn sich aufgrund der gege- 
benen und der auf dem zukünftigen Markt zu erwar- 
tenden Marktverhältnisse anhand der konkreten Um- 
stände mit hoher Wahrscheinlichkeit sagen läßt, daß 
nach allgemeiner Erfahrung über wirtschaftliches 
Verhalten eine gleichwertige Verbesserung der Wett- 
bewerbsbedingungen ohne den Zusammenschluß 
nicht zu erwarten ist".20) Diese Anforderungen an die 
Kausalität entsprechen dem strengen Marktbezug der 
Fusionskontrolle. Die vom Bundeskartellamt ange- 
nommenen Verbesserungen der Wettbewerbsbedin- 
gungen erfüllen diese dem Gesetz immittelbar zu ent- 
nehmenden Anforderungen nicht. Die Verbesserim- 
gen auf dem Strommarkt im Raume Kiel hätten auch 
ohne den Zusammenschluß Preußen Elektra/Braun- 
schweigische Kohlenbergwerke erwartet werden 
können. 

393 . Die Fusionskontrolle ist nach deutschem Recht 
Bestandteil der mit dem Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen verrechtlichten Wettbewerbsauf- 
sicht und steht damit im Gegensatz zu Kontrollen mit 
eher diskretionär-politischem Charakter. Gegenstand 
der Beurteilung sind daher ausschließhch der Zusam- 


20) BGH. WuW/E BGH 1533, 1540 „Erdgas-Schwaben"; vgl. 
auch BGH, AG 1988, S. 103, 106 „Panorama". 
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menschluß und die von ihm ausgehenden Wirkungen. 
Das Bundeskartellamt trifft nach § 24 Abs. 1 GWB 
eine rechtsgebimdene, an bestimmte Tatbestands- 
merkmale geknüpfte Entscheidimg. Darüber hinaus- 
gehende Aspekte sind nicht in das Verfahren einzu- 
führen. Insbesondere ist aufgrund dieser Bindung der 
Kartellbehörde jeder Schritt in Richtung auf eine ge- 
staltende Strukturpolitik versagt. Die Wettbewerbs- 
aufsicht ist vielmehr repressiv. Dieser Konzeption der 
Fusionskontrolle widerspricht die Berücksichtigung 
von Strukturveränderungen, die von einem Zusam- 
menschlußbeteiligten ohne Veränderung des Zusam- 
menschlußtatbestandes angeboten werden, um eine 
Untersagung zu vermeiden. 

Die Auffassimg des Bundeskartellamtes könnte be- 
deuten, daß konglomerate Unternehmen selbst Wett- 
bewerb sbeschränkende Zusammenschlüsse realisie- 
ren können, wenn sie auf anderen als den vom Zusam- 
menschluß betroffenen Märkten dekonzentrative 
Wirkimgen herbeiführen. 

394 . Wie der nachfolgende FaU zeigt, verliert sich 
ein denkbarer Zusammenhang zwischen Zusammen- 
schluß und der Anwendimg der Abwägungsklausel 
vollends, wenn eine Zusage erst die Abwägung zwi- 
schen der Verschlechterung und der Verbesserung 
der Wettbewerbsbedingimgen aufgrund zweier ver- 
schiedener Zusammenschlüsse ermöglicht. Procter & 
Gamble zeigte im Dezember 1985 dem Bundeskartell- 
amt den bereits im Ausland vollzogenen Erwerb aller 
Geschäftsanteile der Richardson-Vicks an. Procter & 
Gamble erzielte als Hersteller bekannter Markenarti- 
kel, nämlich Wasch- und Reinigungsmittel, Papier- 
produkte (Höschenwindeln), Körperpflegeprodukte, 
Haushaltspapiere, Nahrungsmittel und pharmazeuti- 
sche Produkte, im Jahr 1985/86 mit 76 266 Beschäftig- 
ten einen weltweiten Umsatz von 33,5 Mrd. DM und 
mit inländischen Tochterunternehmen einen Umsatz 
von mehr als 1 Mrd. DM. Richardson-Vicks erwirt- 
schaftete in 1984/85 weltweit Umsätze von mehr als 
2 Mrd. DM mit der Herstellung und dem Vertrieb 
pharmazeutischer, chemischer und kosmetischer Er- 
zeugnisse. Der Inlandsumsatz, der im wesentlichen 
über die Richardson GmbH erzielt wurde, betrug 
300 Mio. DM. Der Umsatz wird mit der Herstellung 
und dem Vertrieb von Hustenbonbons, Gesichtswas- 
ser, Fußpflegemitteln und Zahnersatzpflegemitteln 
(Kukident) erreicht. 

395 . Das Bundeskartellamt sah in diesem Fall die 
Untersagungsvoraussetzungen des § 24 Abs. 1 GWB 
als erfüllt an. Durch den Zusammenschluß Procter & 
Gamble/Richardson-Vicks war zu erwarten, daß die 
überragende Marktstellung von Richardson-Vicks auf 
dem Markt für Zahnprothesenhaftmittel und für Zahn- 
prothesenreinigungsmittel (Marke „Kukident") ver- 
stärkt werden würde. Bereits vor dem Zusammen- 
schluß hatte Richardson-Vicks auf diesen Märkten 
eine überragende Marktstellung im Sinne des § 22 
Abs. 1 Nr. 2 GWB. 

Das Bundeskartellamt ermittelte bei Zahnprothesen- 
hciftmitteln einen Marktanteil von 65,8 %. Der Markt- 
anteil von Richardson-Vicks war viermal so hoch wie 
der Anteil des nächstgrößten Wettbewerbers. Der 
Marktanteil für das Produkt „Kukident" war seit 1979 
bei wachsendem Marktvolumen gleich geblieben. 


Auf dem Markt für Zahnprothesenreiniger erzielte 
Richardson-Vicks einen Marktanteil von 63,9 % im 
Jahre 1985, während der nächstgrößere Wettbewer- 
ber nur 33,8 % erreichte. Der Marktanteil der übrigen 
Wettbewerber betrug lediglich 3 %. Richardson- 
Vicks konnte seinen wertmäßigen Marktanteil von 
1979 bis 1985 kontinuierlich um ca. 20 % erhöhen. Als 
wesentlicher Strukturvorteil wurde die im Vergleich 
zu den Mitwettbewerbern besondere Finanzkraft von 
Richardson-Vicks angesehen. Im Vergleich zum 
nächstgrößten Wettbewerber erzielte Richardson- 
Vicks einen viermal so hohen Umsatz. Wesentliche 
Markterfolge wurden nüt kostspieliger Werbung er- 
zielt. Richardson-Vicks hatte in 1984/85 ein Drittel des 
auf den relevanten Märkten erzielten Umsatzes für 
Werbung ausgegeben. Der Finanzkrafteinsatz war 
daher strukturell besonders bedeutsam. Ein weiterer 
Strukturvorteil bestand in der hohen Marktgeltung 
des Warenzeichens „Kukident". Zahnersatzpflege- 
mittel werden seit 50 Jahren unter diesen Markenna- 
men vertrieben. Die Marktzutrittschranken wurden 
vom Bundeskartellamt als sehr hoch eingeschätzt, da 
nur mit erheblichem Werbeaufwand und Produktin- 
novationen nennenswerte Marktanteile erzielt wer- 
den könnten. Zudem war das Produkt „Kukident- 
Zweiphasen-Reiniger", das allein mit 40 % Marktan- 
teil ein besonders erfolgreiches Produkt darstellte, pa- 
tentiert. 

Die überragende Marktstellung von Richardson- 
Vicks wurde durch den zusammenschlußbedingten 
Zuwachs von Finanzkraft in Verbindimg mit einem 
verbesserten Zugang zu den Absatzmärkten durch 
Procter & Gamble verstärkt, Procter & Gamble erzielte 
den zehnfachen Umsatz von Richardson-Vicks. Der 
Einsatz der Finanznüttel von Procter & Gamble war 
nach Auffassung des Bundeskartellamtes auch hinrei- 
chend wahrscheinlich, da die Kukident-Produkte auf 
einem wachsenden Markt äußerst erfolgversprechend 
und gewinnträchtig erschienen und zur Absicherung 
der Marktanteile eine intensive Werbung erforderlich 
sein würde. 

Der mögliche Einsatz der durch den Zusammenschluß 
erhöhten Finanzkraft von Richardson-Vicks würde 
lähmend auf den Wettbewerb wirken, da die Wettbe- 
werber mit der Erhaltung des hohen Marktanteils 
durch den Finanzkrafteinsatz rechnen müßten und 
abgeschreckt würden. Das Bimdeskartellamt kün- 
digte den Unternehmen eine Untersagung des Zu- 
sammenschlusses in der Weise an, daß die Rechtsfol- 
gen nur auf die Inlandswirkungen zu beschränken 
wären. 

396 . Noch vor Abschluß des geschilderten Verfah- 
rens meldete Procter & Gamble ein erneutes Zusam- 
menschlußvorhaben an. Das Unternehmen beabsich- 
tigte für ihre nunmehrige inländische Tochtergesell- 
schaft, Richardson-Vicks GmbH sämtliche Beteiligun- 
gen der Blendax-Gruppe zu erwerben. Biendax befaßt 
sich mit der Herstellung und dem Vertrieb von chemi- 
schen Erzeugnissen wie Körper- und Schönheitspfle- 
gemittel. Biendax erzielte mit 2 500 Beschäftigten in 
1986 einen Umsatz von 560 Mio. DM. Biendax er- 
reichte auf dem Markt für Zahncreme einen Marktan- 
teü von 35,6%, auf dem Markt für Zahnbürsten 
57,8 % und auf dem für Mundhygienegeräte 36,4 %. 
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Das Bundeskartellamt hielt die Entstehung einer 
marktbeherrschenden Stellung der zusanunenge- 
schlossenen Unternehmen Procter & Gamble/Blendax 
auf dem Markt für Zahncreme und dem Markt für 
Mundhygienegeräte für nicht wahrscheinlich. 

397 . Allerdings werde durch den Zusammenschluß 
die marktbeherrschende Stellung von Biendax auf 
dem Markt für Zahnbürsten verstärkt. Hier erreichte 
Biendax einen Marktanteil von 52 % im Jahre 1986. 
Biendax hat damit einen viermal so großen Marktan- 
teil wie der nächstgrößte Wettbewerber im Zeitablauf 
verteidigen können. Die überragende Marktstellung 
von Biendax werde durch das breite Sortiment von 
Zahnbürsten mit hoher Distributionsdichte unter- 
mauert. Zwar sei ein Marktzutritt möghch, jedoch er- 
scheine es für einen Wettbewerber nicht aussichts- 
reich, innerhalb kürzerer Zeit höhere Marktanteile zu 
gewinnen. In Zukunft versetzten die finanziellen Res- 
sourcen von Procter & Gamble Biendax in die Lage, 
alle Angriffe der Wettbewerber abzuwehren. Der oh- 
nehin schon bestehende unkontroUierte Verhaltens- 
spielraum von Biendax werde abgesichert und damit 
verstärkt. 

398 . Bevor das Zusammenschlußvorhaben Procter & 
Gamble/Blendax offiziell angemeldet wurde, wies das 
Bundeskartellamt die beteihgten Unternehmen auf 
die Möglichkeit der Untersagung beider Zusammen- 
schlußvorhaben hin. Voraussetzung für eine Nichtun- 
tersagung der Zusammenschlußvorhaben wäre eine 
durch strukturelle Veränderung herbeigeführte Be- 
seitigung der marktbeherrschenden Stellungen auf 
dem Markt für Zahnersatzpflegemittel. Insoweit wäre 
an eine Veräußerung von „Kukident" zu denken, die 
vor Abschluß des Verfahrens zu erfolgen hätte. 

Die Unternehmen gaben daraufhin die Zusage ab, 
Teile des Kukidentgeschäfts an die Firma Reckitt & 
Colman zu veräußern. Reckitt & Colman stellt unter 
anderem auch Zahnersatzpflegemittel her und er- 
zielte im europäischen Ausland teilweise Marktan- 
teile von über 50 %. Von der Zusage erhoffte sich das 
Bundeskartellamt unter Anwendung der Abwägungs- 
klausel eine wesentliche Verbesserung der Wettbe- 
werbsbedingungen auf dem Markt für Zahnersatz- 
pflegemittel, weil durch die Teilveräußerung an 
Reckitt & Colman ein zusätzlicher starker Wettbewer- 
ber im deutschen Markt auf tritt. Die geringfügigen 
Verschlechterungen der Wettbewerbsbedingungen 
auf dem Markt für Zahnbürsten würden durch die 
strukturellen Verbesserungen der Wettbewerbsbe- 
dingungen auf dem vom Volumen her vergleichbaren 
Markt für Zahnersatzpflegemittel deuthch überwo- 
gen. 

399 . Diese Fallgestaltung ist — im Unterschied zum 
Fall Preußen Elektra/Braunschweigische Kohlenberg- 
werke^i) — dadurch gekennzeichnet, daß zwei Zu- 
sammenschlußvorgänge zu beurteilen waren, die 
auch beide zu einer Untersagung hätten führen kön- 
nen. Eine Untersagung wurde jedoch dadurch ver- 
mieden, daß durch eine Zusage die Tatbestandsvor- 
aussetzung der Marktbeherrschung auf einem Markt 
entfiel. Darin wurde eine Verbesserung der Wettbe- 
werbsbedingungen gesehen, die im Sinne der Abwä- 


21) Vgl. Tz. 3881. 


gungsklausel das zweite Zusammenschluß Vorhaben 
rechtfertigt. 

Auf dieses Vorgehen des BundeskarteUamtes treffen 
einmal die Einwände zu, die gegenüber der Verknüp- 
fung von Marktvorgängen im Fall Preußen Elektra/ 
Braunschweigische Kohlenbergwerke erhoben wur- 
den. Es werden nicht die Gesamtwirkungen eines 
Zusammenschlusses, sondern zweier Zusammen- 
schlüsse beurteilt. Die Verbesserungen der Wettbe- 
werbsbedingungen auf dem Markt für Zahnersatz- 
pflegemittel sind auch nicht auf den Zusammenschluß 
Richardson-Vicks/Blendax zurückzuführen, der 
durch die Abwägungsklausel gerechtfertigt werden 
soll. Außerdem weist der Fall auf eine unzulässige 
strukturpohtische Aktivität des Bimdeskartellamtes 
hin. 

Maßgeblich ist darüber hinaus, daß die sinngemäße 
Anwendung der Abwägungsklausel über eine Zusage 
eingeführt wurde. Hiergegen bestehen grundsätzh- 
che Bedenken. Es wurde bereits darauf hingewiesen, 
daß auf der Grundlage der Abwägungsklausel ein 
Zusammenschluß in seinen wettbewerbhchen Ge- 
samtwirkungen gewürdigt werden soU. Der Zusam- 
menschlußtatbestand ist damit der entscheidende 
Ausgangspunkt für die Beurteilung. Er kann durch 
eine Zusage verändert und damit einer möghchen 
Untersagung entzogen werden. 

Durch eine Zusage verbesserter Wettbewerbsbedin- 
gungen auf anderen Märkten, die vom Zusammen- 
schluß nicht betroffen werden, wird der Zusammen- 
schlußtatbestand jedoch nicht berührt. Eine Gesamt- 
betrachtung würde daher nicht dem Sinn und Zweck 
der Abwägungsklausel entsprechen. Werden jedoch 
über eine Züsage Verbesserungen von Wettbewerbs- 
bedingungen herbeigeführt, die unmittelbar den Zu- 
sammenschlußtatbestand verändern, so bleibt die Ab- 
wägung zulässig. Der Fall Karstadt/Neckermann wies 
diesen Zusammenhang auf. 22 ) 

Auch die Kausalitätserfordernisse werden durch eine 
derartige Zusage nicht erfüllt. Verbesserungen treten 
nicht durch den Zusammenschluß ein. Sie sind viel- 
mehr auf die Zusage zurückzuführen, deren Entge- 
gennahme durch die Kartellbehörde diese bei der 
Rechtsanwendung bindet. Damit treten die mit der 
Abwägungsklausel zu berücksichtigenden Wirkun- 
gen lediglich anläßlich eines Zusammenschlusses 
ein. 

Diese Rechtsauffassung entspricht der Formuherung 
der Abwägungsklausel als Ausnahmetat bestand. Ihre 
endgültige Fassung erhielt die Klausel im Wirtschafts- 
ausschuß.23) Die Voraussetzungen wurden verschärft. 
Insbesondere wurde die Beweislastumkehr zu Lasten 
der Unternehmen klargestellt. Damit sollte sicherge- 
stellt werden, daß durch die Abwägungsklausel die 
Effizienz der Fusionskontrolle nicht über Gebühr ein- 
geschränkt wird. 

Gesondert ist zu beachten, daß mit der Zusage hier 
zwei Zusammenschlußfälle in Beziehung gesetzt wer- 
den. Beide standen zumindest vor der Möghchkeit der 

22) Vgl. Tz. 415. 

23) Bericht des Ausschusses für Wirtschaft zu dem . . . Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, BT-Drs. 7/765. 
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Untersagung. Diese Untersagungen wurden jedoch 
dadurch vermieden, daß die Änderung der Tatbe- 
standsvoraussetzungen eines Zusammenschlusses als 
Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen gewer- 
tet und zur Rechtfertigung des zweiten Zusammen- 
schlusses herangezogen wurde. Bei dieser Betrach- 
tungsweise wird es Unternehmen ermöghcht, einen 
wettbewerblich bedenklichen Zusammenschluß da- 
durch zu sichern, daß ein weiteres problematisches 
Zusammenschluß Vorhaben eingeführt, zugunsten des 
ersten Zusammenschlusses aber wieder auf gegeben 
wird. 

400. Die Monopolkommission räumt ein, daß der 
vom Bundeskartellamt gefundene Lösungsansatz den 
Unternehmen einen größeren Handlungsspielraum 
bei den externen Konzentrationsvorgängen bieten 
mag, soweit diese untersagt werden können. Die grö- 
ßere Flexibilität der Unternehmen im Zusammen- 
schlußverfahren kann auch im gesamtwirtschaftli- 
chen Interesse liegen. Den Unternehmen wird es da- 
durch ermöghcht, bei einer drohenden Untersagung 
schnell eine endgültige behördliche Entscheidung 
herbeizuführen. Andererseits wirft dieser Ansatz gra- 
vierende Probleme auf, weil diversifizierte Unterneh- 
men zur Vermeidung von Untersagungen eine Strate- 
gie des Bereithaltens von Unternehmensteilen ent- 
wickeln könnten. Die Veränderung von Marktstruk- 
turen ist nicht mehr unternehmerisch oder wettbe- 
werbhch veranlaßt, sondern richtet sich nach behörd- 
hchen Präferenzen. Die im Wettbewerb gewachsenen 
unternehmerischen Entscheidungen, ein Zusammen- 
schlußvorhaben durchzuführen, sind kartellbehörd- 
hch im Rahmen der Fusionskontrolle nach § 24 Abs. 1 
GWB zu bewerten, nicht jedoch das von einer Kartell- 
behörde erwünschte wettbewerbspolitische Verhalten 
von Unternehmen. 

401. Zum anderen werden die Handlungsspiel- 
räume der Kartellbehörde in erhebhchem Maße er- 
weitert, ohne daß eine gerichüiche Kontrolle be- 
schränkend wirkt. Es ist bereits fraghch, ob es der 
Behörde gehngen kann, die Marktwirkungen eines 
konzentrativen oder eines dekonzentrativen Vorha- 
bens zuverlässig zu bestimmen und zu vergleichen. 
Zudem kann als Folge der Ausweitung von Beurtei- 
lungsspielräumen ein marktstrukturinterventionisti- 
sches Vorgehen der Kartellbehörden nicht ausge- 
schlossen werden. Die Grenzen zur Ministererlaubnis 
nach § 24 Abs. 3 GWB werden verwischt.^^) Das Bun- 
deskartellamt könnte in weitaus stärkerem Maße als 
bisher versucht sein, ihm sinnvoll erscheinende 
Marktstrukturen durchzusetzen. Eine solche indu- 
striepohtische Tendenz zeichnet sich in der Äußerung 
der Vertreter der zuständigen Beschlußabteüung des 
Bundeskartellamtes ab, daß der hohe Marktanteü bei 
Zahnersatzpflegemitteln auch durch eine Untersa- 
gung nicht hätte beseitigt werden können. Die Forde- 
rung nach einer Entflechtung setzt jedoch nach § 24 
Abs. 2 Satz 5 GWB eine Untersagvmg voraus. 


24) Monopolkommission, Fortschreitende Konzentration bei 
Großunternehmen, Hauptgutachten 1976/1977, Baden-Ba- 
den 1978, Tz. 480. 


2.5 Erfüllung von Zusagen 

2.5.1 Beschreibung des bisherigen Fallmaterials 

402. Die Monopolkommission hat sich in ihren frü- 
heren Hauptgutachten kritisch nüt der Zusagenpraxis 
des Bundeskartellamtes auseinandergesetzt ^5) und in 
diesem Zusammenhang auch teüweise Zweifel an der 
Reahsierung der abgegebenen Zusagen geäußert.26) 
Eine gerichtliche Entscheidungspraxis fehlt fast 
völtig; ledigüch im Fall Bayer/Metzeler hat das Kam- 
mergericht dem Bundeskartellamt bestätigt, daß es im 
Rahmen der nach § 24 Abs. 1 GWB vorzunehmenden 
Prognose glaubwürdige Zusagen der beteiligten Un- 
ternehmen, strukturelle Maßnahmen zu treffen, zu 
berücksichtigen hat. 27) in der 13jährigen Zusagenpra- 
xis ist es noch nicht zu gerichtlichen Auseinanderset- 
zungen zwischen dem Bundeskartellamt und Unter- 
nehmen über die Erfüllung von Zusagen gekommen. 
Die Monopolkommission hat die Frage der Erfüllung 
der Zusagen in 29 Fällen anhand der Akten des Bun- 
deskartellamtes überprüft. Hierbei wurden die im 
Bundesanzeiger veröffentlichten Zusagen erfaßt. Erst 
ab 1976 sind die Zusagen aufgrund einer allgemeinen 
Weisung des Bundesministers für Wirtschaft im Bun- 
desanzeiger veröffentlicht worden. 28) Soweit die Zu- 
sagen dort nicht veröffentlicht wurden, stützt sich die 
Erfassung der Zusagen auf die Aktendurchsicht der 
Monopolkommission vmd der hieraus resultierenden 
Berichterstattung. Es üeß sich jedoch nicht immer we- 
gen zum Teil anonymisierter Fallberichte der betref- 
fende Sachverhalt nachverfolgen, um eine Erfolgs- 
kontrolle durchzuführen. Aufgrund des Vorgefunde- 
nen Fallmaterials wurde die diesem Abschnitt beige- 
fügte Tabelle erstellt, die eine kurze Fallbeschrei- 
bung, eine Einordnung der Zusage und eine Feststel- 
lung über den Vollzug der Zusage enthält.29) 

Im differenzierten Erscheinungsbild der Zusagen, das 
verschiedene Typen erkennbar werden läßt, tritt die 
Veräußerungszusage in den Vordergrund. Die Veräu- 
ßerungszusage ist als eine flexible Reaktion der Fu- 
sionskontrollpraxis auf die Beteiligung von Vielpro- 
duktunternehmen am Zusammenschlußverfahren zu 
werten.30) Die Unternehmenssanierung 3i) als Anlaß 
für die Entgegennahme der Zusage hat an Bedeutung 
verloren. Die Entgegennahme der Zusage ersetzt dem 
Bundeskartellamt den fehlenden Ermessensspiel- 
raum im Falle der Prüfimg eines Zusammenschlußvor- 
habens nach § 24 Abs. 1 GWB. Die Unter sagungsver- 
fügung ist eine gebundene Entscheidung, die allen- 
falls der behördhchen Prognose wirtschaftlicher Zu- 
sammenhänge zugänghch ist. Allen Fällen ist gemein- 
sam, daß die Zusagen die Eingriff svoraussetzung 


25) Monopolkommission, Hauptgutachten 1982/1983, a. a. O., 
Tz. 500; Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzen- 
trationserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Ba- 
den 1982, Tz. 631 mit weiteren Nachweisen. 

26) Monopolkommission, Hauptgutachten 1982/1983, a. a. O., 
Tz. 502. 

27) KG, WUW/E OLG 1637, 1638 f. „Weichschaum"; KG, 
WuW/E OLG 1758, 1763 „Weichschaum 11". 

28) Bimdesanzeiger Nr. 66 vom 3. April 1976. 

29) Vgl. Tabelle 2. 

30) Vgl. TabeUe 2, Fälle 20, 21, 23, 24, 25, 26. 27, 28. 

31) Vgl. hierzu Tabelle 2, Fall 3 „WAZ/NRZ" und Fall 6 „Kar- 
stadt/Neckermann" . 
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nach § 24 Abs. 1 GWB entfallen lassen, indem nach 
Erfüllung der Zusage eine marktbeherrschende Stel- 
lung nicht mehr festgestellt werden kann bzw. die 
Abwägungsklausel im Sinne der Unternehmen ange- 
wandt werden konnte. 


2.5.2 Zusagentypen 

403 . Nach dem Ökononüsch-wettbewerbspohtisch 
relevanten Inhalt sind Veräußerungszusagen (oder 
Entflechtungszusagen) von Zusagen der Einflußbe- 
grenzung und Öffnungszusagen zu imterscheiden. 
Wegen der in der Praxis entwickelten vielfältigen Zu- 
sageninhalte, die zum Teil eine Reihe ergänzender 
Verpflichtungen enthalten, ist eine Zuteilung zu den 
vorgenannten Gruppen nicht immer mit aller Eindeu- 
tigkeit mögüch. 

404 . Die Veräußerungszusagen bilden mit 20 Fäl- 
len 32) den größten Anteil der vom Bundeskartellamt 
entgegengenommenen Zusagen. Die Zusagen bein- 
halten in aller Regel die Veräußerung von Kapitalan- 
teilen, Vermögensteilen, Betriebsteilen, etc, innerhalb 
einer bestimmten Frist nach dem vollzogenen Zusam- 
menschluß, um die durch den Zusammenschluß be- 
wirkte Entstehung oder Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Stellung zu verhindern. Es lassen sich 
innerhalb der Veräußerungszusagen drei Gruppen 
feststellen: 

— Ein Vielproduktuntemehmen erlangt diuch den 
Zusammenschluß eine marktbeherrschende Stel- 
lung auf einem Markt; durch die Zusage wird der 
die Marktbeherrschung verursachende Betriebs- 
teil veräußert, so daß auch nach dem Zusammen- 
schluß nüt kompetitiven Marktstrukturen gerech- 
net werden kann. Im Zusammenschlußfall Bayer/ 
Metzeier 33) erlangte die zu der Metzeler-Gruppe 
gehörende Metzeier- Schaum GmbH durch den 
Zusammenschluß eine überragende Marktstel- 
lung beim Absatz von Weichschaum und ver- 
stärkte ihre überragende Marktstellung bei PU- 
Kunstleder. Mit der Zusage sollte die Beteiligung 
an der Metzeler-Schaum veräußert werden. In ei- 
nem anderen Fall wurde zur Verhinderung der 
Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung 
die Verpflichtrmg entgegengenommen, Versor- 
gungsgebiete eines Elektrizitätswerkes an einen 
unbeteiligten Dritten abzugeben, der sich im Ge- 
genzug verpflichtet, bereits von den Zusammen- 
schlußpartnem versorgte Gebiete an diese zurück- 
zuübertragen. 34) In den Fällen Phüips/Grundig, 
BASF/Inmont, Orenstein & Koppel/Faun, Asko/ 
Schaper, Procter & Gamble/Richardson-Vicks und 
Biendax sowie Metro/BLV35) werden zur Vermei- 
dung einer Marktbeherrschimg bestimmte Pro- 
duktions- oder Absatzbereiche aus einem entste- 
henden Untemehmensverbund gelöst. 

— Soweit durch den Zusammenschluß die Verstär- 
kung eines marktbeherrschenden Oügopols er- 
wartet werden kann, soll durch die Zusage erreicht 
werden, daß die Reaktionsverbundenheit der Oh- 

32) Vgl, Tabelle 3. 

33) Tabelle 2 , Fall 4. 

34) Tabelle 2, Fall 5. 

35) Vgl. Tabelle 2, Fälle 20, 21, 24, 27, 28 und 29. 


gopoüsten durch Aufgabe von Beteiligungen an 
mit den übrigen Oligopolisten bestehenden Ge- 
meinschaftsunternehmen aufgehoben wird. So 
führte in dem Zusammenschlußfall Siemens/Os- 
ram 36) die Fusion zu einer Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung von Osram mit ei- 
nem Marktanteil von 50 % bei Glühlampen. Ziel 
der Zusage war die Aufhebung der Verflechtun- 
gen zwischen Osram und Phüips und damit die 
Auflösung der gemeinsamen Beteiligungen von 
Osram und Philips an drei europäischen Lampen- 
herstellem durch Osram. In einem weiteren Fall 
sollte die Veräußerungszusage die Verstärkung ei- 
nes marktbeherrschenden Oügopols auf dem 
Markt für Starkstromkabel und Fernmeldekabel 
durch die Veräußerung einer mittelbaren Beteüi- 
gung an einem zuüefemden Kabelwerk, an dem 
auch die übrigen OÜgopolmitgÜeder beteüigt wa- 
ren, verhindem.3^) Ein ähnücher Fall hat die mit 
der Zusage geregelte Aufgabe eines Anteils in ei- 
ner Verkaufsgemeinschaft für bituminöses Misch- 
gut zum Gegenstand, weil durch den Erwerb einer 
weiteren Mischanlage die marktbeherrschende 
Stellung der Deutag auf dem Markt für bituminö- 
ses Mischgut verstärkt wurde.38) Ähnüches gilt in 
dem Fall Dciimler Benz/ AEG: durch die Veräuße- 
rungszusage soll die AEG aus mit Wettbewerbern 
bestehenden Gemeinschaftsunternehmen aus- 
scheiden.39) 

— Die durch Zusagen erwirkte Aufgabe von Beteüi- 
gvmgen an Unternehmen oder Betriebsteilen kann 
die Anwendung der Abwägungsklausel ermögü- 
chen. Im Fall Karstadt/Neckermann 40) eröffnete 
die Veräußerungszusage die Anwendung der Ab- 
wägungsklausel. Durch die in der Zusage enthal- 
tene Abgabe der mittelbaren Karstadt-Beteiügung 
an TUI wurde die Unabhängigkeit der größten 
Wettbewerber NUR und TUI erhalten und damit 
im Vergleich zur Liquidation des Unternehmens 
Neckermann eine Verbesserimg der Wettbe- 
werbsbedingungen auf dem Markt für Touristik- 
leistimgen imd Versandhandel erreicht, die die 
Verschlechterungen auf dem Markt des Waren- 
handels überwog. 41) In den Fällen L'Air Liquid/ 
Agefko und AGA/RommenhöUer spielte die durch 
die Zusage zugesicherte Aufgabe der Beteüigung 
an einem Gemeinschaftsunternehmen eine we- 
senüiche Voraussetzimg für die Anwendung der 
Abwägungsklausel auf dem Markt für technische 
Gase im Verhältnis zur Verstärkung einer markt- 
beherrschenden Stellung des Oügopols auf dem 
Kohlensäuremarkt. 42) Der FaU Procter & Gamble/ 
Biendax 43) ist hier ebenfaUs einzuordnen, da die 
Zusage im ZusammenschlußfaU Procter & Gamble/ 
Richardson- Vicks die Untersagung abwenden und 
gleichzeitig im Zusammenschlußvorhaben Procter 
& Gamble/Blendax die Anwendung der Abwä- 
gungsklausel rechtfertigen soUte. 


36) Tabelle 2, Fall 1. 

3?) Tabelle 2, FaU 9. 

38) Tabelle 2, Fall 19. 

39) Tabelle 2, FaU 23. 

40) Tabelle 2, FaU 6. 

41) BKartA TB 1976, BT-Drs. 8/704, S. 79. 

42) Tabelle 2, FäUe 25, 26. 

43) Vgl. TabeUe 2, FaU 28. 
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405 . Zusagenregelungen, die eine Einflußbegren^ 
zung beinhalten, sind darauf gerichtet, insbesondere 
mit gesellschaftsrechtlichen Mitteln die Einflußnahme 
eines Unternehmens auf ein anderes Unternehmen zu 
begrenzen, ohne daß das erwerbende Unternehmen 
dazu gezwungen ist, die Anteile zu veräußern. Von 
den 29 untersuchten Fällen sind drei Fälle zu nennen, 
die die Einflußbegrenzung als Hauptbestandteil der 
Zusagenregelung enthalten.^^) Es handelt sich hierbei 
um die Fälle Westdeutsche Allgemeine Zeitung/Neue 
Ruhrzeitung, Iran/Krupp und Bayemwerk/Conti- 
gas.45) Neben anderen Zusagenbestandteilen wird im 
Fall Siemens/Osram 4^) eine Einflußbegrenzung zuge- 
sagt, nämlich die Übertragung der Stimmrechte aus 
einer Osrambeteüigung an einem führenden europäi- 
schen Glaskolbenhersteller auf einen weisungsunge- 
bundenen Treuhänder. Osram verzichtete ferner auf 
das Recht, den kaufmännischen Direktor dieses Un- 
ternehmens zu benennen. In Erfüllung des Zusagen- 
vertrages wurde die Bayerische Vereinsbank als 
Treuhänder bestellt. Im Fall Bayemwerk/Contigas 
sollte ein möghcher Einfluß der Bayernwerk AG über 
eine Schachtelbeteüigung auf die VEW verhindert 
werden, während im Fall WAZ/NRZ^S) die redaktio- 
nelle Selbständigkeit des übernommenen Zeitungs- 
verlages aufrecht erhalten werden sollte. Im Fall Iran/ 
Krupp 4®) beinhaltete die Zusage die Beschränkung 
der rechüichen Einflußmöglichkeiten auf ein am Zu- 
sammenschluß nicht unmittelbcir beteiligtes Unter- 
nehmen, dessen Marktanteü bei Großkühltürmen zu- 
sammen mit der Babcock, an der der Iran bereits be- 
teiligt war, zu einer Marktanteüsaddition von 80 % 
geführt hätte. 

406 . Durch eine Öffnungszusage sollte in sechs Fäl- 
len der Zugang zu einem durch den Zusammenschluß 
herbeigeführten Unternehmensverbund für andere 
Unternehmen ermöglich f werden. Die Öffnungszu- 
sage kann sich auf unterschiedliche Inhalte bezie- 
hen: 

~ Die Vertriebsregelung ist eine Öffnungszusage, 
die bezweckt, daß Unternehmen bestimmte Be- 
zugsquellen oder Absatzquellen eröffnet oder sie 
von Vertriebsbindungen bzw. Abhängigkeiten be- 
freit werden. Der Zusagenvertrag im Zusammen- 
schlußfall Siemens/Osram 51) beinhaltete zum Bei- 
spiel die schrittweise Auflösung der Bezugsbin- 
dung zwischen dem Lampenhersteller Osram und 
der AEG. Die Ruhrkohle AG sagte im Zusammen- 
schlußfall Ruhrkohle/CMT52) zu, daß zwischen ihr 
und den Kohleabnehmem bestehende Abhängig- 
keitsverhältnis nicht zum Nachteü des Mitwettbe- 
werbers des von der Ruhrkohle erworbenen Unter- 
nehmens auszunutzen. Vertriebsregelungen sind 
auch in den Fällen Feldmühle/Kopparfors und 
PWA/SCA53) Zusagenbestandteü geworden. Die 

44) Vgl. Tabelle 3. 

45) Tabelle 2, Fälle 3, 7, 17. 

46) Tabelle 2, Fall 1. 

47) Tabelle 2, Fall 17. 

48) Tabelle 2, Fall 3. 

49) Tabelle 2, Fall 7. 

50) Vgl. Tabelle 3. 

51) Tabelle 2, Fall 1. 

52) Tabelle 2, Fall 2. 

53) Tabelle 2, Fälle 11, 12; vgl. auch Monopolkommission, 
Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., Tz. 689 ff. 


Unternehmen sollten gegenüber mittelständi- 
schen Papierherstellem dazu verpflichtet sein, 
diese mit den notwendigen Vorprodukten zur Pa- 
pierherstellung zu beliefern. 

— Öffnungszusagen können auch den Zugang zu 
Know-how eröffnen. Den am Zusammenschluß be- 
teiligten Marktführem wird die Pflicht auferlegt, 
das zur Marktführung beitragende Know-how 
auch anderen Unternehmen zur Verfügung zu 
stellen. In dem Fall Mannesmann/Kienzle,^^) ist 
Kienzle auferlegt worden, Wettbewerbern Lizen- 
zen zur Herstellung von mechanischen Fahrten- 
schreibem zu erteilen. Im Fall ASK/Rexnord 
GmbH 55) sollte die Produktionstechnik eines spe- 
ziellen Fördersystems an Dritte verkauft werden, 
um Unternehmen mit der besonderen Produk- 
tionstechnik zum Marktzutritt zu bewegen. 

— In weiteren Öffnungszusagen wird Unternehmen 
die Möglichkeit eingeräumt, sich an anderen, in 
der Regel marktführenden Unternehmen, zu betei- 
ligen, um Zugang zum Absatzmarkt oder Beschaf- 
fungsmarkt zu erhalten. So sollte im Zusammen- 
schlußfall DWK/KEWA, Feldmühle/Kopparfors, 
PWA/SCA und BP/Saarberg 56) ein Marktzugang 
durch Kapitalbeteiligung an einem Gemein- 
schaftsunternehmen eröffnet werden. 


2.5.3 Erfüllung einzelner Zusagentypen 

407 . Die am häufigsten verwendeten Veräußerungs- 
zusagen sind am wenigsten problematisch. Dies gilt 
insbesondere für die Erfüllung der Zusagenvereinba- 
rungen. Lediglich im Falle Bayer/Metzeler57) ist die 
Veräußerungszusage definitiv nicht vollzogen wor- 
den. Das Bundeskartellamt hat auf die Erfüllung der 
Zusage verzichtet, weü sich nach den Feststellungen 
des Bundeskartellamtes die Marktverhältnisse geän- 
dert hatten, auf deren Basis die Zusage der Unterneh- 
men entgegengenommen worden war. Bayer hatte 
die Polyurethan-Kunstlederfertigung eingestellt und 
Metzeier- Schaum die prognostizierte überragende 
Marktstellung auf dem Weichschaummarkt nicht er- 
langt.58) Im Fall Bayernwerk/Überlandwerk Unter- 
franken ist die Erfüllung der Zusage für das Jahr 2002 
vereinbart, und zwar mit Ablauf des gegenwärtigen 
Stromhefervertrages zwischen einem Konzemunter- 
nehmen der Bayernwerke und der Fränkischen Über- 
landwerke. 59) Bedenklich erscheint in diesem Fall der 
späte ErfüUungszeitpimkt der Zusage, da der von der 
Rechtsprechung akzeptierte Prognosezeitraum für die 
Abschätzung der Marktentwicklungen für die Erfül- 
lung der Zusage bei weitem überschritten wird. Es ist 
daher damit zu rechnen, daß das Bundeskartellamt 
zum Zeitpunkt der Erfüllung der Zusage erneut eine 
Marktuntersuchung vornehmen muß. 

408 . Der Zusagenvertrag zur Einflußbegrenzung im 
Fall Iran/Krupp 60) ist vom Bundes kartellamt aufgeho- 


54) Tabelle 2, Fall 13. 

55) Tabelle 2, Fall 15. 

56) Tabelle 2, Fälle 8, 11, 12, 14. 

57) Tabelle 2, Fall 4. 

58) BKartA TB 1979/1980, BT-Drs. 9/565, S. 69. 

59) Tabelle 2, Fall 18. 

60) Tabelle 2, Fall 7. 
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ben worden. Die Aufhebung erfolgte wegen der Än- 
derung der politischen Verhältnisse im Iran und einer 
anderen rechthchen Beurteilung von Minderheitsbe- 
teiligungen. Im Fall Bayernwerk/Contigas ist im 
April 1988 für einen Zeitraum von drei Jahren die Ein- 
flußbegrenzung der Bayemwerk AG auf die Energie- 
verwaltungsgesellschaft, einer Zwischenholding, die 
25 % Anteile an der Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen AG hält, aufgehoben worden, weil entge- 
gen der Erwartung des Bundeskartellamtes die Alli- 
anz und die Deutsche Bank als weitere Anteilseigner 
einer Zwischenholding nur ihre Finanzinteressen 
wahmahmen, so daß der Rheinisch- Westfälischen 
Elektrizitätswerk AG die Führung in der Zwischen- 
holding überlassen bheb und damit eine direkte Ein- 
flußnahme auf die Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen AG ermöglicht wurde. Die formellen Vor- 
aussetzungen der Erfüllung der Zusagen wurden 
durch Vorlage von Verträgen dem Bundeskartellamt 
nachgewiesen. Allerdings bleibt offen, inwieweit die 
vorgelegten Verträge in der Praxis beachtet wurden. 
Diese Zusagenform ist nach dem Fall Bayemwerk/ 
Contigas im Jahre 1982 nicht mehr praktiziert wor- 
den. 

409 . Öffnungszusagen werden nach der bisher be- 
obachteten Kartellamtspraxis nur in geringem Maße 
erfüllt. In den Fällen DWK/KEWA^2) Ruhrkohle/ 
Chemie-Beteiligungsgesellschaft enthält die Kar- 
tellamtsakte keine Angaben über den Vollzug der 
entgegengenommenen Zusage. Im letzteren Fall han- 
delt es sich um eine dem Verhaltensbereich sehr na- 
hekommende Zusage, deren Erfüllung faktisch kaum 
überprüfbar ist. Die Ruhrkohle gab die Erklämng ab, 
die Rohteerversorgung eines Wettbewerbers des er- 
worbenen Unternehmens nicht zu beeinträchtigen. In 
den Fällen Feldmühle/Kopparfors, PWA/SCA, Man- 
nesmann/Kienzle und ASK/Rexnord GmbH haben 
sich keine Interessenten gefunden, die das vom Bun- 
deskartellamt durch die Zusagenregelung geschaf- 
fene Angebot der Marktöffnung entgegengenommen 
hätten. Der Fall BP/Saarberg ^5) birgt die Besonderheit 
in sich, daß sich aufgmnd der geänderten Marktver- 
hältnisse im Bereich der Rohölversorgung keine Not- 
wendigkeit ergab, die Zusage zu erfüllen. Die geän- 
derten Marktverhältnisse mögen auch in den Fällen 
Feldmühle/Kopparfors, PWA/SCA ^6) für die Nichter- 
füllung der Zusage eine Rolle gespielt haben, da die 
Frage der mit dem Zusammenschluß bezweckten 
Rohstoff Sicherung mit Papierzellstoff im weiteren Ver- 
lauf der Entwicklung der Marktverhältnisse nicht 
mehr problematisch erschien. Öffnungszusagen wer- 
den aus Sicht des Bundeskartellamtes bei wettbe- 
werblich bedenklichen Zusammenschlüssen sozusa- 
gen als Vorsichtsmaßnahme aufgrund Plausibilitäts- 
überlegungen eingesetzt, um durch den Zusammen- 
schluß erwartete wettbewerbsschädliche Wirkungen 
abzumildern. Deshalb mögen Öffnungszusagen im 
Falle ihrer Durchführung marktstrukturelle Ergeb- 
nisse zeigen. Voraussetzung für ihre Erfüllung ist je- 
doch eine Verhaltenskonformität der an der Zusage 

61) Tabelle 2, FaU 17. 

62) Tabelle 2, Fall 8. 

63) Tabelle 2, FaU 2. 

64) Tabelle 2, Fälle 11, 12, 13, 15. 

65) Tabelle 2, Fall 14. 

66) Tabelle 2, Fälle 11, 12. 


beteiligten Unternehmen. Solange das Bundeskartell- 
amt lediglich das Unternehmen in die Pflicht nehmen 
kann, daß die Zusage abgibt, ist mit der Zusage die 
erwartete Veränderung der Marktstruktur nicht zu 
erreichen, wenn die begünstigten Unternehmen nicht 
bereit sind, die in der Zusagenregelung enthaltenen 
Angebote anzunehmen. Insoweit bedürfen deren 
wettbewerbhchen Interessen keines Schutzes mehr. 


2.5.4 Würdigung der bisherigen Zusagenpraxis 
2.5.4.1 Veräußerungszusagen 

410 . Die Form der Durchführung einer Veräuße- 
rungszusage richtet sich eher zufäUig nach der orga- 
nisatorischen Eingliederung des zu veräußernden Be- 
triebsteiles. So wurde im Falle Bayer/Metzeler^"^) die 
Weiterveräußerung der Mehrheitsbeteiligung an der 
Metzeler-Schaum GmbH vereinbart, im Fall Karstadt/ 
Neckermann war die Abgabe der mittelbaren Kar- 
stadt-Beteiligungen an TUI Gegenstand der Zusagen- 
vereinbarung. Karstadt und Quelle hatten ihre Betei- 
ligungen an TUI in einer Zwischenholding, der KS- 
Touristik-Beteüigungs-Gesellschaft mbH, gepoolt. 
Karstadt sicherte zu, sofort die Geschäftsanteile an der 
KS-Touristik-Beteiligungs-Gesellschaft mbH einem 
weisungsunabhängigen Treuhänder zu übertragen, 
das Aufsichtsratsmandat bei TUI niederzulegen und 
die Beteiligung bis zum 31. Dezember 1978 zu veräu- 
ßem.69) TUI wurde 1979 an Horten verkauft. Die Ver- 
äußerung von Fertigungseinrichtungen für explo- 
sionsgeschützte Vorschaltgeräte war Inhalt der Zusa- 
genvereinbarung ün Fall BBC/Ceag-Lus,^®) im Fall 
O&K/Faun^i) sollte der Geschäftsbereich Umwelt- 
technik veräußert werden, und im Fall Metro/BLV'^2) 
beinhaltete die Zusage den Verkauf eines C+C- 
Marktes im Raum München. Die Veräußerung der 
Marke „Kukident" sollte im Fall Procter & Gamble/ 
Richardson-Vicks die Verbesserung der Wettbe- 
werbsbedingungen auf dem Zahnersatzpflegemittel- 
markt erreichen.^3) Die Auflösung von Gemein- 
schaftsunternehmen verlangte die Zusage in den Fäl- 
len Mannesmann/Kienzle und L'Air Liquid/ 
Agefko,'^5) AGA/Rommenhöller^^) und Daimler-Benz/ 
AEG.77) 

411 . Die Veräußerungszusagen haben in der Regel 
direkten Einfluß auf die Marktbeherrschung der am 
Zusammenschluß beteüigten Unternehmen. Die Wei- 
terveräußerung der Mehrheitsbeteiligung an der Met- 
zeler-Schaum sollte nach Einschätzung des Bundes- 
kartellamtes die Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung von Bayer beim Angebot von 
Weichschaumrohstoffen und Polyurethan-Textilbe- 
schichtungsmassen und die von Metzeler-Schaum bei 

6?) Tabelle 2, Fall 4. 

68) Tabelle 2, FaU 6. 

69) BKartA TB 1976, a. a. O., S. 80. 

?o) Tabelle 2. FaU 10. 

71) Tabelle 2, FaU 24. 

72) Tabelle 2, FaU 29. 

73) Tabelle 2, FaU 28. 

74) Tabelle 2, FaU 13; Monopolkommission, Hauptgutachten 
1980/1981, a. a. O., Tz. 650 ff., 

75) Tabelle 2, FaU 25. 

76) Tabelle 2, FaU 26. 

77) Tabelle 2, FaU 23. 
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Polyurethan-Kunstleder verhindern.^s) Die Weiterver- 
äußerung von Fertigungseinrichtungen für explo- 
sionsgeschützte Vorschaltgeräte verhinderte im Fall 
BBC/Ceag-Lus^9) das Entstehen einer marktbeherr- 
schenden Stellung auf dem Markt für explosionsge- 
schützte Leuchten, indem die vertikale Integration 
beim Bezug eines wichtigen Produkts verhindert 
wurde. Im Fall Phüips/Grundigö^) erwartete das Bun- 
deskarteUamt das Entstehen einer marktbeherrschen- 
den Stellung der Zusammenschlußbeteüigten auf 
dem Markt für Diktiergeräte und Farbfernseher. 
Durch die Abgabe einer BeteiÜgung und die Übertra- 
gung des Geschäftsbereichs der Diktiergeräte mit 
dem Markennamen „Stenorette“ auf eine unabhän- 
gige Gesellschaft sollten kompetitive Marktstruktu- 
ren erhalten werden. Der Fall Orenstein & Koppel/ 
Faun 81) veranlaßte das BundeskarteUamt, den am Zu- 
sammenschluß beteiligten Unternehmen abzuverlan- 
gen, den Bereich Umwelttechnik zu veräußern und 
damit das Entstehen einer marktbeherrschenden Stel- 
lung auf dem Markt für Müllfahrzeugaufbauten durch 
finanziellen Ressourcenzuwachs zu verhindern. 
Durch Aufgabe von Beteihgungen an Gemeinschafts- 
unternehmen wird die durch gesellschaftsrechtiiche 
Bindung indizierte, strukturell abgesicherte Reak- 
tionsverbundenheit der Mitglieder eines Oligopols 
zumindest tendenziell ab geschwächt. Beispielhaft 
seien hier die Fälle Siemens/Osram, 82) Les Cables de 
Lyon/kabelmetal electro,83) Deutag/Nordhessische 
Asphaltmischwerke 84) und Daimler-Benz/AEG 85) ge- 
nannt. Die geschilderten Zusagen typen haben in der 
Regel unmittelbare strukturelle Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsbedingungen nüt dem Ziel, die Wettbe- 
werbsbedingungen zu erhalten oder zu verbessern. 
Derartige Zusagen sind, sieht man von grundsätzli- 
chen Bedenken gegenüber der Zusagenpraxis ab, mit 
dem System der FusionskontroUe vereinbar. 

412 . Problematisch erscheint jedoch die Durchset- 
zung der Zusagen. Bei sogenannten Vorfristzusagen, 
also den Zusagen, die innerhalb der gesetzlichen oder 
verlängerten Untersagungsfrist (§ 24 a Abs. 2 Satz 1 
und Satz 2 Nr. 1 GWB) und im F^le des Vollzugsver- 
bots (§ 24 a Abs. 4 GWB) vor Vollzug des Zusammen- 
schlußvorhabens erfüllt werden, wird die Erfüllung 
der Zusagen und die damit bewirkte Anpassung der 
Wettbewerbsbedingungen innerhalb der Untersa- 
gungsfrist verwirklicht und ist daher vom Bundeskar- 
tellamt bei der Sachverhaltsbeurteüung zu berück- 
sichtigen. Die Frage der Durchsetzung der gegebenen 
Zusagen stellt sich nicht. Wird die Zusage nicht ein- 
gehalten, macht das BundeskarteUamt von seiner 
nicht geänderten Untersagungsbefugnis Gebrauch. 
Der ErfüUungszeitpunkt der Nachfristzusagen liegt 
nach dem erfolgten Zusammenschluß und nach Ab- 


■^8) Tabelle 2 , Fall 3; vgl. die kritischen Anmerkungen der Mo- 
nopolkommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, Hauptgut- 
achten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Tz. 947f. 

Tabelle 2, Fall 10; vgl. BKartA TB 1979/1980, a. a. O., 
S. 131. 

80) Tabelle 2, Fall 20; vgl. BKartA TB 1983/1984, BT-Drs. 
10/3550, S. 50, 79. 

81) Tabelle 2, FaU 24. 

82) Tabelle 2, FaU 1. 

83) Tabelle 2, FaU 16. 

84) Tabelle 2, FaU 19. 

85) Tabelle 2, FaU 23. 


lauf der Untersagungsfristen. 86) Während zu Beginn 
der FusionskontroUpraxis die ErfüUung der Zusage 
regelmäßig nach Vollzug des Zusammenschluß Vorha- 
bens und nach Ablauf der Untersagungsfristen bei 
den dargesteUten FäUen akzeptiert wurde, setzt sich 
ab 1985 mit dem FaU BASF/Inmont 8^) zunehmend die 
Praxis durch, daß mit der Entgegennahme der Zusage 
einvernehmlich die Untersagungsfrist auf den Zeit- 
punkt der Erfüllung der Zusage verlängert wird. Die 
Praxis wird jedoch nicht in aUen Beschltißabteüungen 
einheitUch angewandt. Zum Beispiel ist im FaU Oren- 
stein & Koppel/Faun 88) eine Verlängerung der Unter- 
sagungsfrist nicht vereinbart worden. 

413 . Bei den Nachfristzusagen erweist sich die Erfül- 
lung als problematisch. Die Zusagenvereinbarungen 
beschäftigen sich nur zum Teü mit der Frage, was im 
FaUe der NichterfüUung der Zusage geschehen soU. 
Damit wird es mögUch, daß untersagungsabwen- 
dende Zusagen zu einer Würdigimg von Sachver- 
haltsfiktionen führen. Die Behandlung dieser Proble- 
matik durch die Beschlußabteüungen des Bundeskar- 
teUamtes erfolgt nicht einheitUch. Eine Reihe von Zu- 
sagenvereinbarungen enthält keine Regelung für den 
FaU, daß die Zusage nicht erfüUt wird. Insbesondere 
zu Beginn der Zusagenpraxis wurde der Frage der 
Rechtsfolge der NichterfüUung von Zusagen in der 
Abfassung der Zusagen Vereinbarung keine Beach- 
tung geschenkt. Offenbar erschienen die Veräuße- 
nmgszusagen aus Sicht des BundeskarteUamtes leicht 
beherrschbar, während im FaU der Öffnungszusagen 
bereits im ZusammenschlußfaU Feldmühle/Koppar- 
fors89) die Wiederaufnahme des Untersagungsverfah- 
rens im FaUe der NichterfüUung der Zusage verein- 
bart wurde. Erst im Fall Bayemwerk/Überlandwerk 
Unterfranken 98) soUte für den FaU der NichterfüUung 
der Veräußerungszusage ohne erneute Prüfung die 
Auflösung des Zusammenschlußvorhabens vorge- 
nommen werden. 

Die Formen der Erfüllungssicherung hat die Monopol- 
kommission in früheren Gutachten eingehend kriti- 
siert. Die Wiederaufnahme des Untersagungsverfah- 
rens führt dazu, daß der Zeitpunkt des Untersagungs- 
verfahrens von den Unternehmen hinausgezögert 
werden kann.^i) Die Auflösung des angemeldeten Zu- 
sammenschlußvorhabens ist demgegenüber noch als 
systemkonforme Lösung vorzuziehen. 92) Dennoch be- 
stehen auch bei der letztgenannten Lösung rein fakti- 
sche Schwierigkeiten des Entflechtungsvorhabens. 
Sie lassen sich auch nicht dadurch ausschließen, daß 
dem Unternehmen im Zusagentext die Auflage ge- 
macht wird, das hinzuerworbene Unternehmen „wie 
bisher als selbständige betriebliche Einheit fortzufüh- 
ren und insbesondere keine Aktivitäten dieses Unter- 
nehmens auf sich oder verbundene Unternehmen zu 


88) Monopolkommission, Hauptgutachten 1973/1975, a. a. O., 
Tz. 947; Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a. a. O., Tz. 635 ff. 

87) Tabelle 2, FaU 21. 

88) Tabelle 2, FaU 24. 

89) Tabelle 2, FaU 11. 

90) Tabelle 2, FaU 18. 

91) Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., 
Tz. 635. 

92) Ebenda, Tz. 637. 
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Übertragen ".93) Eine nachträgliche Entflechtung hätte 
beispielsweise in den Fällen L' Air liquid/Agefko und 
AGA/Ronimenhöller94) erhebliche Probleme aufge- 
worfen, da im Falle der Durchführung der Entflech- 
tungsmaßnahmen zwar eine Reihe potentieller Käufer 
in Frage gekommen wären, jedoch alle die Untersa- 
gungsvoraussetzungen des § 24 Abs. 1 GWB erfüllt 
hätten.95) 

414. Das Bundeskartellamt ist in seiner Zusagenpra- 
xis seit dem Fall B ASF/lnmont 96) dazu übergegangen, 
mit den Unternehmen in den Zusagenverträgen eine 
Verlängerung der Untersagungsfrist im Sinne des 
§ 24 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 GWB zu vereinbaren. Damit 
wird dem Bimdeskartellamt nach dem Zusagenver- 
trag das Recht eingeräumt, im Falle der Nichterfül- 
lung den Zusammenschluß zu untersagen, obwohl er 
bereits vollzogen ist. Die Lösung hat den Vorteil, daß 
das Bundeskartellamt nicht auf die Zusagenvereinba- 
rung als Rechtsgrundlage angewiesen ist, um den An- 
spruch auf Erfüllung der Zusage durchzusetzen. Al- 
lerdings stellt sich hier das Problem der Ausdehnung 
des Untersagungsverfahrens. Das in §24a Abs. 4 
GWB angeordnete Vollzugsverbot wird tangiert. Das 
Problem des Zeitablaufs tritt insbesondere dort auf, 
wo die Verlängerung der Untersagungsfristen den 
Prognosezeitraum übersteigt und eine spätere Prü- 
fung der Marktverhältnisse den Unternehmen Vor- 
teile erbringt.97) 

41 5. B esondere Probleme wirft nach Ansicht der Mo- 
nopolkonunission die Verwendung der Veräuße- 
rungszusage im Zusammenhang mit der Abwägungs- 
klausel auf.98) Der Zusammenschlußfall Karstadt/ 
Neckermann 99) führte nach der zunächst vom Bun- 
deskartellamt vertretenen Ansicht zur Verstärkung ei- 
ner marktbeherrschenden Stellung im Warenhaus- 
bereich und der TUl auf dem Markt für Pauschalrei- 
sen. Als sich herausstellte, daß Neckermann wegen 
finanzieller Schwierigkeiten aus dem Markt ausschei- 
den würde, war mit erheblichen Verschlechterungen 
der Wettbewerbsbedingungen im Versandhandel- 
und Touristikbereich zu rechnen. Im Falle der Durch- 
führung des Zusammenschlußvorhabens blieb Nek- 
kermann als wesentlicher Wettbewerber im Bereich 
Versandhandel und Touristik erhalten. Die Zusage 
bezweckte den Erhalt zweier unabhängiger Wettbe- 
werber im Touristikbereich und ermöglichte damit 
durch Änderung des Zusammenschlußtatbestandes 
die Anwendung der Abwägungsklausel. Ähnlich ist 
der Fall WAZ/NRZ i^O) beurteilt worden. NRZ drohte 
aus dem Markt auszuscheiden. Das Bundeskartellamt 
sah darin im Vergleich zu der durch die Zusage garan- 
tierten Aufrechterhaltung einer selbständigen Redak- 
tion eine erhebliche Verschlechterung der Wettbe- 
werbsbedingungen, In den Fällen L’Air Liquid/ 


93) Vgl. Tabelle 2, Fälle 25 und 26 sowie die im Bundesanzeiger 
veröffentlichten Zusagenverträge, 

94) Tabelle 2 , Fälle 25 und 26. 

95) Vgl. auch BKartA, WuW/E BKartA 2213 „Linde/Agefko". 

96) Tabelle 2, Fall 21. 

97) Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., 
Tz. 636. 

98) Vgl. oben, Tz. 394 f. 

99) BKartA TB 1976, a. a. O., S. 80. 

100) Tabelle 2, Fall 3. 

101) BKartA TB 1975, BT-Drs. 7/5390, S. 43. 


Agefkoi92) nnd AGA/RommenhöUer ^93) prognosti- 
zierte das Bundeskartellamt aufgrund des Zusam- 
menschlusses eine Verstärkung eines marktbeherr- 
schenden Oligopols auf dem Markt für Kohlensäure. 
Allerdings wurden die Unternehmen durch den Er- 
werb in die Lage versetzt, in den Markt für technische 
Gase einzudringen, so daß dort eine entscheidende 
Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen erwar- 
tet wurde. Zum Zeitpunkt der Beendigimg des Unter- 
sagungsverfahrens bestand allerdings zwischen AGA 
und L'Air Liquid ein Gemeinschaftsunternehmen, das 
die Unternehmen wegen gesellschaftsvertraglicher 
Verpflichtungen hinderte, auf dem Markt für techni- 
sche Gase allein aufzutreten. Das Gemeinschaftsun- 
ternehmen war wegen Verstoßes gegen das Kartell- 
verbot Gegenstand von Untersagungsverfahren, die 
sowohl das Bundeskartellamt als auch die EG -Kom- 
mission eingeleitet hatten. Die Zusage, die die Been- 
digung des Gemeinschaftsunternehmens zum Gegen- 
stand hatte, diente daher ausschließlich der Absiche- 
rung des Abwägungstatbestandes. Anders liegen die 
Fälle Procter & Gamble/Richardson-Vicks und Procter 

& Gamble/Blendax.194) wird die Zusage mit ei- 

nem untersagungsabwendenden Inhalt in einem wei- 
teren Zusammenschlußfall zur Anwendung der Ab- 
wägungsklausel herangezogen. Nach Auffassung der 
Monopolkommission darf sich der ausschließlich 
Sachverhalts ändernde Inhalt einer Zusage nur auf das 
konkrete Zusammenschliiß Vorhaben auswirken. Eine 
über das Zusammenschlußvorhaben hinausgehende 
Wirkung — etwa in einem weiteren Zusammen- 
schlußfall — kann der Zusage nicht beigemessen wer- 
den. 

2.5.4.2 Einflußbegrenzung 

416. Die Instrumente der Einflußbegrenzung auf ein 
anderes Unternehmen sind fallbezogen vielfältig. Im 
zuvor bereits geschilderten Fall Siemens/Osram ^96) 
besaß Osram eine 46 %ige Beteiligung an der EMGO 
N.V., Belgien, die Glaskolben für Glühbirnen her- 
stellte und fast den gesamten Glaskolbenbedarf der 
westeuropäischen Glühlampenhersteller deckte. Der 
mögliche Einfluß der Osram auf die Geschäftsführung 
des Gemeinschaftsunternehmens sollte durch die Zu- 
sagenregelung beschränkt werden. Dazu wurden die 
Stimmrechte aus der Osram-Beteiligung an dem füh- 
renden Glaskolbenhersteller auf einen weisungsun- 
gebundenen Treuhänder übertragen. Ferner verzich- 
tete Osram darauf, den kaufmännischen Direktor 
(Finanzen, Verwaltung) des Unternehmens zu benen- 
nen. Im Fall WAZ/NRZ sollte durch detaillierte gesell- 
schaftsvertragliche Vereinbarungen die redaktionelle 
Selbständigkeit der NRZ sichergestellt werden. Die 
Rheinisch Westfälische Verlagsgesellschaft mbH, die 
die NRZ verlegte, brachte dazu ihr bewegliches Ver- 
mögen in ein mit der WAZ gegründetes Gemein- 
schaftsunternehmen ein, um zukünftig dort die NRZ 
herauszugeben. Obwohl die Rheinisch Westfälische 
Verlagsgesellschaft an dem Gemeinschaf tsuntemeh- 

102) Tabelle 2, Fall 25; BKartA TB 1985/1986, BT-Drs. 11/554, 
S. 66 f. 

103) Tabelle 2, Fall 26; BKartA TB 1985/1986, a. a.O., S. 67. 

104) Vgl. die ausführliche Fallschilderung, Tz. 394 ff. 

105) Vgl. oben, Tz. 399 ff. 

106) Siehe oben, Tz. 405. 
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men nur eine Minderheitsbeteüigung von 10 % er- 
hielt, konnte ausschließlich mit ihrer Zustimmung der 
Gesellschaftsvertrag des Gemeinschaftsunterneh- 
mens geändert werden, in dem die Aufrechterhaltung 
des bisherigen Zeitungstitels, der redaktionellen 
Selbständigkeit und der bisherigen publizistischen 
Grundhaltung vereinbart war. Ferner war eine Kapi- 
talerhöhung des Gemeinschaftsunternehmens durch 
die WAZ gegen den Willen der Rheinisch Westfäli- 
schen Verlagsgesellschaft nicht möghch. Der Einfluß 
von Krupp auf ein Tochterunternehmen sollte im Fall 
Iran/Krupp ^07) begrenzt werden, indem Krupp zusi- 
cherte, sich bei allen Beschlußfassungen des Tochter- 
unternehmens der Stimme zu enthalten, soweit die 
Stimmrechte 25 % übersteigen würden {Stimmrechts- 
beschränkung). Im Fall Bayemwerk AG/Contigas 
unterbheb die Untersagung, nachdem die Bayem- 
werk AG zugesagt hatte, durch weitreichende Sat- 
zungsänderungen ihren gesellschaftsrechthchen Ein- 
fluß auf die Energieverwaltungsgesellschaft mbH und 
damit auf die Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen 
AG aufzugeben. Der Zusagenvertrag sah vor, daß die 
Geschäftsanteile der Contigas an der Energieverwal- 
tungsgesellschaft durch satzungsändemden Beschluß 
der Gesellschafter der Energie Verwaltungsgesell- 
schaft vom Stimmrecht ausgeschlossen wurden. Au- 
ßerdemlegte die Satzung fest, daß kein Contigas/Bay- 
ernwerk-Vertreter in den Beirat der Energieverwal- 
tungsgesellschaft auf genommen werden durfte. Re- 
gelmäßig bezieht sich die Zusage der Einflußbegren- 
zung nicht auf ein unmittelbar am Zusammenschluß 
beteiligtes Unternehmen. 

417 . Maßnahmen der internen Unternehmensorga- 
nisation zur Einflußbegrenzung bewirken keine un- 
mittelbare Stmkturändemng. Die strukturell wir- 
kende Zuordnung unternehmerischer Ressourcen 
zum erwerbenden Unternehmen bleibt erhalten. Da- 
mit wird der zur Untersagung berechtigende Sachver- 
halt prinzipiell nicht geändert. Allerdings beeinflus- 
sen die gesellschaftsrechtlichen Vorkehmngen die 
gesellschaftsrechtlichen Ausübungsrechte, die dem 
Einfluß auf die unternehmerischen Ressourcen des 
erworbenen Unternehmens dienen. Die durch die 
Einflußbegrenzung erreichte Unterbindung der Ein- 
wirkung auf unternehmerische Ressourcen ist vom 
ökonomischen Ergebnis her betrachtet einer Struktur- 
verändemng vergleichbar. Im Fall WAZ/NRZ sollten 
— wie im Fall Bayern werk/Contigas — die wegen der 
Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung der 
WAZ eingetretenen Wettbewerbsverschlechterungen 
von den durch die Einflußbegrenzung herbeigeführ- 
ten Verbesserungen der Wettbewerbsbedingungen 
überwogen werden, weil die NRZ als unabhängige 
Zeitung dem Lesermarkt erhalten blieb. Das Entste- 
hen einer marktbeherrschenden Stellung auf dem 
Markt für Großkühltürme zu verhindern, war die Auf- 
gabe der Zusage der Einflußbegrenzung im Fall Iran/ 
Krupp. Die Einflußbegrenzung führte im Fall Sie- 
mens/Osram dazu, daß das mit Phüips bestehende 
Gemeinschaftsunternehmen EM GO den Charakter 
eines konzentrativen Gemeinschaftsunternehmens 
erhielt. 


107) TabeUe 2 , Fall 7. 

108) TabeUe 2 , FaU 17. 


418 . Bei der Durchsetzung der Einflußbegrenzungs- 
zusagen stellen sich ähnliche Probleme wie bei der 
Veräußerungszusage. Bei der Veräußerungszusage 
führt die Verwirklichung der zugesagten strukturel- 
len Maßnahme unmittelbar zur Veränderung der 
Marktstrukturen, während bei der Einflußbegren- 
zung die gesellschaftsrechtlich ab gesicherte Maß- 
nahme im Einzelfall vom Verhalten der Unternehmen 
abhängt. Der sich aus der finanziellen Beteiligung an 
einem anderen Unternehmen ergebende Einfluß ist 
trotz seiner Begrenzung durch eine langfristige Über- 
wachung der Kartellbehörde zu kontrollieren. 

419 . Zweifelhaft bleibt, ob die vom Bundeskartell- 
amt bei der Entgegennahme der Zusage erwarteten 
Wirkungen tatsächlich erreichbar sind. Die im Fall 
WAZ/NRZ getroffenen Regelungen reichen anschei- 
nend nicht aus, um den tatsächlichen Einfluß zu unter- 
binden. Zwar mag der Erhalt der redaktionellen 
Selbständigkeit einen Einfluß auf die Erhaltung kom- 
petitiver Strukturen auf dem Lesermarkt haben. An- 
dererseits verschlechtern sich jedoch die Wettbe- 
werbsbedingungen auf dem Anzeigenmarkt, da sich 
die Vorteile im Anzeigengeschäft bei der WAZ kumu- 
lieren.109) Damit stellt sich deutlich die Frage, ob die 
Maßnahmen der Einflußbegrenzung tatsächlich ge- 
eignet sind, die Interessenlagen so zu ändern, daß sie 
die Wettbewerbsbedingungen spürbar beeinflus- 
sen, In den Fällen Krupp/Iran und Bayern werk 
AG/Contigas haben sich die Prognosen des Bundes- 
kartellamtes, die zur Entgegennahme der Zusagen 
führten, als Fehleinschätzungen erwiesen. Die Bay- 
ernwerke hatten bereits 1985 beim Bundeskartellamt 
um die Überprüfung der gegebenen Zusage nachge- 
sucht. Nach einem erneuten Antrag ist 1988 die Ein- 
flußbegrenzung für die Dauer von drei Jahren aufge- 
hoben worden, weü sich nach der nunmehr vertrete- 
nen Auffassung des Bundeskartellamtes die Einfluß- 
begrenzung als „kontraproduktiv“ erwiesen habe. 
Die Alhanz und die Deutsche Bank als die weiteren 
Anteilseigner neben der Contigas und dem RWE 
hätten bislang ausschließlich Finanzinteressen in 
der Energieverwaltungsgesellschaft wahrgenommen. 
Damit habe das RWE die Führung in der Energiever- 
waltungsgesellschaft innegehabt und maßgebhchen 
Einfluß auf die VEW ausüben können. Zudem vertrete 
Contigas eine vom Bayernwerk AG abgekoppelte Un- 
temehmenspohtik. Es sei daher aufgrund der einge- 
tretenen Änderung der Verhältnisse den Unterneh- 
men ein Festhalten an der Zusagenvereinbarung im 
Sinne des § 60 Verwaltungsverfahrensgesetz nicht 
mehr zuzumuten. 

Unabhängig davon, ob mit diesen Feststellungen sich 
die rechthchen und tatsächlichen Verhältnisse im 
Sinne des § 60 VwVfG geändert haben, hat das Bun- 
deskartellamt die Ansicht auf gegeben, daß durch die 
Zusage ein wettbewerbsdämpfender Gruppeneffekt 
zwischen Bayernwerk/RWE und VEW verhindert 
werden sollte. Da sich die rechtlichen Beteihgungs- 
verhältnisse bislang nicht geändert haben, war die auf 
die Marktverhältnisse ausgehende Wirkung der Zu- 
sage offenbar äußerst unsicher und nicht spürbar. 

109) Monopolkommission, Hauptgutachten 1973/1975, a. a. O., 
Tz. 935. 

110) Monopolkommission, Hauptgutachten 1976/1977, a. a. O., 
Tz. 446. 
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420 . Nach dem Zweck des Gesetzes und den Aufga- 
ben der Fusionskontrolle sind Zusagen ausgeschlos- 
sen, die sich auf ein künftiges Marktverhalten bezie- 
hen (§ 24 Abs. 3 Satz 4 GWB).^) Eine Verhaltenszu- 
sage ist zunächst nicht gegeben, wenn sich die Zusage 
auf das geseUschaftsrechtiiche Verhältnis zu anderen 
Unternehmen, nicht aber auf das Marktverhalten be- 
zieht. Beide Wirkungen fallen jedoch in der Regel 
zusammen, 112) wenn etwa die allgemein gehaltene 
Verpflichtung zur Erhaltung der redaktionellen 
Selbständigkeit ein konkretes Marktverhalten erfaßt. 
Nach Auffassung der Monopolkommission können 
zugesagte Einflußbegrenzungen zu einer unzulässi- 
gen VerhaltenskontroUe führen. 


2.5.4.3 Öffnungszusagen 

421 . Öffnungszusagen haben zum Teil das Ziel, den 
Zugang zu Marktleistungen eines zu „öffnenden" Un- 
ternehmens strukturell abzusichern. Durch die Über- 
nahme sämthcher Anteile der Kernbrennstoffwieder- 
aufbereitungsgesellschaft durch die Deutsche Gesell- 
schaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstof- 
fen! i^) war dieses Gemeinschaftsunternehmen zum 
alleinigen Anbieter der Kembrennstoffwiederaufar- 
beitung geworden. Über den Gesellschafterkreis der 
Gründungsuntemehmen (alle seinerzeitigen Kem- 
kraftwerksbetreiber) hinaus sollten künftige Kem- 
kraftwerksbetreiber ein Eintrittsrecht in das Gemein- 
schaftsunternehmen haben. Im Falle Feldmühle/Kop- 
parforsii^) sollte anderen inländischen Papierherstel- 
lem der Zugang zu Rohstoffquellen durch den Erwerb 
einer mittelbaren Beteüigung an dem mit dem schwe- 
dischen Unternehmen gegründeten Gemeinschafts- 
unternehmen gesichert werden. Eine ähnliche Situa- 
tion war im Fall PWA Graphische Papiere GmbH & 
Co./Swenska Cellulosa A. G.n^) und BP/Saarberg n®) 
gegeben. Parallel wurden zum Teil weitreichende 
Vertriebsregelungen auferlegt. Die Feldmühle ver- 
pflichtete sich, 40 000 Jahrestonnen Sulfatzellstoff in- 
ländischen Papierherste Ilern anzubieten, sofern diese 
Gesellschafter wurden. Soweit Zusagen die Verpflich- 
tung zur Lizenzerteilung beinhalteten, sollte ein Zu- 
gang zum Know-how eines marktbeherrschenden Un- 
ternehmens hergestellt werden, n^) 

422 . Die strukturelle Absicherung der durch die Öff- 
nungszusage begünstigten Unternehmen soll häufig 
durch die Einräumung gesellschaftsrechtiicher Mit- 
gliedschaftsrechte erreicht werden. Im Falle der Li- 
zenz- bzw. Know-how- Vereinbarung werden Lizenz- 
vereinbarungen geschlossen. Im Fall Siemens/Osram 
wurde der mit der AEG geschlossene Vertriebs vertrag 
im Sinne des Kartellamtes geändert. Lediglich im 
Falle Ruhrkohle/ Chemie-Beteüigungsgesellschafti lö) 
unterbheb eine strukturelle Absicherung der Ver- 
triebsregelung. Die Unternehmen sicherten lediglich 

m) Monopolkomimssion, Hauptgutachten 1973/1975, a. a. O., 
Tz. 846. 

1^2) Ebenda, Tz. 946. 

113) Tabelle 2, Fall 8. 

114) Tabelle 2, Fall 11. 

115) Tabelle 2, Fäll 12. 

116) Tabelle 2, Fall 14. 

11’) Tabelle 2, Fälle 13, 15. 

118) Tabelle 2, Fall 2. 


formell zu, die „Verbindung zu Rüttgerswerke nicht 
dazu zu benutzen, die . . . Rohteerversorgung der 
Firma Johann Haltermann ... zu beeinträchti- 
gen, "n^) 

423 . Das Bundeskartellamt erwartete von den Öff- 
nungszusagen Wirkungen auf die durch den Zusam- 
menschluß möglicherweise entstehenden marktbe- 
herrschenden Stellungen bzw. deren Verstärkung. Im 
Fall DWK/KEWA120) sollte die durch das Zusammen- 
schlußvorhaben geschaffene marktbeherrschende 
Stellung bei der Wiederaufarbeitung von Kernbrenn- 
stoffen dadurch entkräftet werden, daß aUe potentiel- 
len Interessenten die Möglichkeit haben sollten, zu 
gleichen Bedingungen — wie die bereits beteüigten 
Gesellschafter — sich der Leistungen der DWK zu be- 
dienen. Die Verstärkung der marktbeherrschenden 
Stellung der Feldmühle durch das Vorhaben Feld- 
mühle/Kopparfors trat nach Ansicht des Bundeskar- 
tellamtes durch den verbesserten Zugang zum Be- 
schaffungsmarkt ein. Dieser strukturelle Vorteü sollte 
gegenüber den Wettbewerbern durch die Zusage 
gleichen Zugangs ausgeglichen werden. Ebenso sind 
die Fälle BP/Saarberg und PWA/SCA gelagert. Die 
durch den Zusammenschluß verstärkte marktbeherr- 
schende Stellung Kienzle auf dem Markt für Fahrten- 
schreiber sollte durch Lizenzvereinbarungen mit 
Wettbewerbern geschwächt werden. 

424 . Zweifelhaft ist in den Fällen der Öffnungszu- 
sage deren tatsächliche Wirkung. Die Zusage richtet 
sich nur auf die Möglichkeit der Öffnung. Insoweit 
stößt die im Fall Mannesmann/Kienzlei^i) gegebene 
Verpflichtung, Lizenzen zu erteilen auf Bedenken. Es 
dürfte für das Bundeskartellamt kaum möghch sein, 
die Verpflichtung zur Lizenzerteilung zu überwachen. 
Die Verpflichtung zur Überwachung ist gerade in die- 
sem Fall in weitreichender Form notwendig, denn 
eine bereits unangemessene Höhe der Lizenzgebühr 
kann den Know-how- Zugang praktisch ausschließen. 
Das Bundeskartellamt wird kaum in der Lage sein, die 
Angemessenheit einer Lizenzgebühr zu überprüfen. 
Die von der Monopolkommission in diesem Zusam- 
menhang geäußerten Zweifel an der Effizienz einer 
derartigen Zusage 122) haben sich durch ihre Nichter- 
füllung bestätigt. Die hohen Marktanteile von Kienzle 
auf dem Markt für Fahrtenschreiber ließen einen 
Marktzutritt eines Konkurrenten kaum erwarten. Im 
Fall ASK/Rexnordi 23 ) findet sich eine ähnhche Proble- 
matik. Die Möghchkeit der Öffnung durch Erwerb von 
Produktionsanlagen wurde scheinbar nicht wahrge- 
nommen, weil überhöhte Forderungen für Lizenzen 
die Konkurrenten veranlaßten, eigene Entwicklungen 
voranzutreiben. Selbst in den Fällen Feldmühle/Kop- 
perfors und PWA/SCA erscheint eine Durchsetzung 
der Zusage, die für die begünstigten Unternehmen 
einen strukturverbesserten Zugang zu dem für die 
Herstellung ihrer Produkte wichtigen Rohstoff schaf- 
fen sollte, kaum möglich. Die durch die Zusage er- 
zwungene Öffnung vom Beschaffungsmarkt kann 


119) Vgl. hierzu auch Monopolkomimssion, Hauptgutachten 
1973/1975, a. a. O., Tz. 939 

120) Tabelle 2, Fall 8. 

121) Tabelle 2, Fall 13. 

122) Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., 
Tz. 652. 

123) Tabelle 2, Fall 15. 
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Die Zusagenpraxis von 1975 bis 1987 


Kurzbezeichnung 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung/Inhalt der Zusage 

Einordnung 

Vollzogen i) 

1. Siemens/ 

Osram 

B 7 - 137/ 

75 


Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Stellung von Os- 
ram bei Glühlampen (Markt- 
anteil 50%). Ziel der Zusage 
war die Aufhebung der Ver- 
flechtungen zwischen Osram 
und Phüips, Ausscheiden Os- 
rams aus GUR-KarteU für Lam- 
pen imd Aufhebung von Be- 
schränkungen, denen AEG im 
Lampenbezug von anderen 
Herstellern unterlag. 

Veräuße- 

lungszu- 

sage 

Einflußbe- 

grenzung 

Öffnungs- 

zusage 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

2. Ruhrkohle/ 
Chemie-Betei- 
ligungsgesell- 
schaft (CMT, 
Rütgerswerke) 

B 8 - 20/ 

75 


Verstärkung der marktbeherr- 
schenden Stellung der Rüt- 
gerswerke AG als Nachfrager 
für Steinkohlenteer. Steinkoh- 
lenteer wurde lediglich noch 
von einem weiteren Unterneh- 
men nachgefragt; es bezog 
Teer von Anbietern, die hin- 
sichtlich des Kohlenbezuges 
von der Ruhrkohle abhängig 
waren. 

Ruhr kohle sagte zu, das Ab- 
hängigkeitsverhältnis nicht 
zum Nachteil des Mitwettbe- 
werbers von Rütgers auszunut- 
zen. 

Öffnungs-/ 

Vertriebs- 

regelung 

Keine Angaben 
(Das geschützte 
Unternehmen hat 
nach Presseberich- 
ten die Teerdestü- 
lation eingestellt) 

3. Westdeutsche 
Allgemeine 
Zeitung/Neue 
Ruhrzeitimg 

B 6 - 146/ 
75 


Gründung eines gemeinsamen 
Verlagsuntemehmens, an dem 
die WAZ die Mehrheit erhielt. 
Durch das Zusammenschluß- 
vorhaben wurde die marktbe- 
herrschende Stellung der WAZ 
verstärkt. Die NRZ war sanie- 
lungsbedürftig. 

Inhalt der Zusage war die Auf- 
rechterhaltung der redaktio- 
nellen Selbständigkeit der 
NRZ. Dadurch ergaben sich 
überwiegende Verbesserun- 
gen der Wettbewerbsbedin- 
gungen im Sinne der Abwä- 
gungsklausel. 

Einflußbe- 

grenzung 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 


186 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


noch Tabelle 2 


Kurzbezeichnung 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung/Inhalt der Zusage 

Einordnung 

Vollzogen i) 

4. Bayer/Metzeler 

B 6 - 63/ 


Verstärkung einer marktbe- 

Veräuße- 

(-) 


74 


herrschenden Stellung von 

rungszusage 

Das Bundeskar- 




Bayer beim Angebot von 


tellamt verzichtete 




Weichschaimirohstoffen und 


darauf, die An- 




bei PU-Textilbeschichtungs- 


Sprüche aus der 




massen. Die zu der erworbe- 


Zusage durchzu- 




nen Metzeler-Gruppe gehö- 


setzen, weil sich 




rende Metzeler-Schaum GmbH 


die Marktverhält- 




war eine der bedeutendsten 


nisse geändert 




Abnehmer dieser Rohstoffe 


hatten. 




und erlangte durch den Zu- 


Metzeier wurde 




sammenschluß eine überra- 


1986 an Pirelli 




gende Marktstellung beim Ab- 


verkauft. 




Satz von Weichschaum und 


(Schaum-Metzeier 




verstärkte ihre überragende 


ist 1987 an British 




Marktstellung bei PU-Kunstle- 


Vita PLC veräu- 




der. 


ßert worden) 




Inhalt der Zusage war die Ver- 
äußerung der Beteiligung an 
Metzeler-Schaimi. 



5. Lech-Elektrizi- 

B 8 - 134/ 

Bek.Nr. 41/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

tätswerke AG 

75 

76 vom 

wurde das RWE-Versorgungs- 

rungszu- 

Nach Vollzug mid 

(LEW)/Bayeri- 


13. Mai 

gebiet (LEW ist ein RWE-Kon- 

sage 

Ablauf der Unter- 

sehe Elektrizi- 


1976, BAnz. 

zemunternehmen) so erheb- 

sagungsfrist 

tätswerke AG 


Nr. 94 vom 

lieh erweitert, daß von einer 



(BEW) 


19. Mai 

Verstärkung einer marktbe- 





1976 

herrschenden Stellung der 
RWE auszugehen war. 






Die Zusage beinhaltete die 
Verpflichtung der LEW, 2 Ver- 
sorgungsgebiete der BEW an 
einen Dritten abzugeben, der 
sich im Gegenzug verpflich- 
tete, 2 Versorgimgsgebiete, 
die bereits von LEW versorgt 
wurden, an diese zu übertra- 
gen (Gebietstausch). 



6. Karstadt/ 

B 6 - 73/ 

Bek.Nr. 

Zusammenschlußvorhaben si- 

Veräuße- 

+ 

Neckermann 

' 76 

106/76 vom 

cherte unter Anwendung der 

rungszu- 

Nach Vollzug und 



17. Dezem- 

Abwägungsklausel Wettbe- 

sage 

Ablauf der Unter- 



ber 1976, 

werbsvorteile im Versandhan- 


sagungsfrist (Die 



BAnz. 

del. 


Beteiligung ist auf 



Nr. 247 

Inhalt der Zusage war die Ab- 


einen weisimgs- 



vom 

gabe der mittelbaren Karstadt- 


unabhängigen 



31. Dezem- 

1 Beteiligung an TUI. Die Rege- 


Treuhänder über- 



ber 1976 

1 lung erhielt die Unabhängig- 


tragen worden. 




keit der größten Wettbewerber 


Darüber hinaus 




NUR und TUI. 


bestand die 

Pflicht, die Beteili- 
gung innerhalb ei- 
ner Frist von 

2 Jahren weiter zu 
veräußern. TUI 
wurde 1977 an 
Horten verkauft) 
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Kurzbezeichnung 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung/Inhalt der Zusage 

Einordnung 

Vollzogen i) 

7. Iran/Krupp 

B 7 - 168/ 

Bek.Nr. 96/ 

Der Zusammenschluß hätte zu 

Einflußbe- 

(-) 

76 

78 vom 

einem gemeinsamen Marktan- 

grenzung 

Wegen Ändenmg 



18. August 

teü von Babcock, an der Iran 


der tatsächlichen 



1978, BAnz. 

bereits beteüigt war, und ei- 


und rechtlichen 



Nr. 159 

nem mit Krupp verbundenen 


Verhältnisse (Än- 



vom 

Unternehmen von 80 % bei 


derung der poüti- 



25. August 

Großkühltürmen geführt. 


sehen Verh^tnisse 



1978 

Inhalt der Zusage war die Be- 


im Iran und an- 




schränktmg der rechtlichen 


dere Beurteüung 




Einflußmöglichkeiten von 


der Minderheits- 




Krupp auf das auf dem Markt 


beteüigimg keine 




tätige, verbundene Untemeh- 


unwiderlegliche 




men. 


Vermutimg der 
wettbewerblichen 






Einheit) 

8. Deutsche Ge- 

B 8 - 139/ 

Bek.Nr. 70/ 

DWK übernahm sämtliche An- 

Öffnungs- 

Keine Angaben 

Seilschaft für 

77 

78 vom 

teüe an der KEWA, DWK war 

Zusage 


Wiederauf ar- 


9. August 

damit die einzige inländische 



beitung von 


1978, BAnz. 

Anbieterin im Bereich der 



Kembrennstof- 


Nr. 113 

Kembrermstoffwiederaufar- 



fen (DWK)/ 


vom 

beitung. 



Kembreim- 


22. Jimi 

Mit der Zusage soUte erreicht 



Stoff wiederauf- 


1978 

werden, daß künftige Kern- 



bereitungsge- 



kraftwerksbetreiber ein Ein- 



Seilschaft 



trittsrecht in die Gesellschaft 



(KEWA) 



DWK haben würden. 



9. N.V. Phüips' 

B 7 - 91/ 

Bek.Nr. 39/ 

Verstärkung eines marktbe- 

Veräuße- 

F 

Gloeüampen- 

78 

79 vom 

herrschenden Oligopols auf 

rungszu- 

Nach Vollzug und 

fabrieken/Fel- 


29. März 

dem Markt für Starkstromka- 

sage 

Ablauf der Unter- 

ten & Guille- 


1979, BAnz. 

bei und Fernmeldekabel. 


sagungsfrist 

aume 


Nr. 75 vom 

Inhalt der Zusage war die Ver- 





20. April 

äußerung einer irüttelbaren 





1979 

Beteiligung an einem zuMe- 
femden Kabelwerk, an dem 






auch die übrigen Obligopol- 
mitglieder beteiligt waren, und 
die Aufgabe von neben der ge- 
sellschaftsrechtlichen Beteili- 






gung bestehenden Bezugsver- 
pflichtungen. 



10. BBC/Ceag-Lus 

B 7 - 102/ 

Bek.Nr. 20/ 

Es handelte sich um einen voll- 

Veräuße- 

4- 

79 

80 vom 

zogenen Zusammenschluß. 

rungszu- 

Nach Vollzug imd 



5. März 

Durch die vertikale Integration 

sage 

Ablauf der Unter- 



1980, BAnz. 

entstand eine marktbeherr- 


sagimgsfrist 



Nr. 49 vom 

schende SteUimg auf dem 





11. März 

Markt für explosionsge- 





1980 

schützte Leuchten. Das erwor- 
bene Unternehmen hatte auf 
dem Markt einen Marktanteü 
von 40 % , während BBC für ein 
wichtiges ZuMeferprodukt zur 
Herstellung der Leuchten ei- 
nen Marktanteil von 75 % er- 
reichte. 






Inhalt der Zusage war die Ver- 
pflichtung von BBC, ihre Ferti- 
gungseinrichtung für explo- 
sionsgeschützte Vorschaltge- 
räte innerhalb eines Jahres zu 
veräußern. 
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11. Feldmühle/ 
Kopparfors 


B 6 - 56/ 
80 


Bek.Nr. 17/ 
81 vom 
10. Februar 
1981, BAnz. 
Nr. 36 vom 
21. Februar 
1981 


Durch Gründung eines Ge- 
meinschaftsimternehmens mit 
Kopparfors wurde die markt- 
beherrschende Stellung von 
Feldmühle auf dem Markt für 
Papier wegen verbesserten 
Zugangs zum Beschaffungs- 
markt verstärkt. 


Öffnungs- 

zusage 


(-) 

Andere Unterneh- 
men zeigten sich 
nicht interessiert. 


12. PWA Graphi- 
sche Papiere 
GmbH & Co. 
(PWA)/ 

Svenska CeUu- 
losa A.G. 

(SCA) 


B 6 - 28/ 
80 


Bek.Nr. 26/ 
81 vom 
18. Februar 
1981, BAnz. 
Nr. 40 vom 
27. Februar 
1981 


Inhalt der Zusage war die Ver- 
pflichtung von Feldmühle, an- 
dere inländische Papierher- 
steller an dem Gemeinschcifts- 
imtemehmen zu beteiligen. 

Durch die Gründung des Ge- Öffnungs- 
meinschaftsimternehmens Zusage 
wäre die marktbeherrschende 
Stellung des aus PWA und 2 
anderen ausländischen Unter- 
nehmen bestehenden Ohgo- 
pols für holzfreie Naturpapiere 
verstärkt worden. 


(-) 

Es zeigte sich kein 
Unternehmen in- 
teressiert. 


Inhalt der Zusage war die Ver- 
pflichtung, mittelständischen 
deutschen Papierherstellem 
eine bestimmte Menge Papier- 
zeUstoff anzubieten durch Er- 
werb einer Beteiligung an ei- 
ner zu gründenden Zellstoff- 
versorgungsgeseUschaft. Da- 
mit würden die durch den Zu- 
sammenschluß eingetretenen 
Wettbewerbs Verschlechterun- 
gen durch Wettbewerbsver- 
besserungen überwogen wer- 
den. 


13. Mannesmann/ 
Kienzle 


B 7 - 44/ 
81 


Bek.Nr. 60/ 
81 vom 
10. Aprü 
1981, BAnz. 
Nr. 100 
vom 2. Jimi 
1981 


Durch den Zusammenschluß 
wurde die marktbeherr- 
schende Stellung von Kienzle 
auf dem Markt für Fahrten- 
schreiber verstärkt. Ab 1990 
wird der derzeit nahezu allein 
von Kienzle hergestellte Fahr- 
tenschreiber möghcherweise 
durch elektronische Multi- 
funktionsgeräte ersetzt. Fi- 
nanzstarke Elektronikkon- 
zeme würden in Konkurrenz 
zu Kienzle treten. Kienzle will 
durch den Zusammenschluß 
mit Mannesmann die notwen- 
digen Finanzmittel sichern. 
Inhalt der Zusage war die Auf- 
lösung eines Gemeinschafts- 
unternehmens zwischen VDO 
und Kienzle, ferner die Lizenz- 
vergabe durch Kienzle an in- 
ländische HersteBer von me- 
chanischen Fahrt enschrei- 

bem. 


Veräuße- 

rungszu- 

sage 

Öffnungs- 

zusage/ 

Know-how- 

Vermitt- 

lung 


-i 

Das GU ist aufge- 
löst worden. 

(“) 

Eine Lizenzver- 
gabe ist wegen 
fehlenden Interes- 
ses nicht erfolgt. 
Nach Vollzug imd 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 
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14. BP/Saarberg 

B 8 - 178/ 

80 

Bek.Nr. 75/ 
81 vom 

9. Juli 1981, 
BAnz. 

Nr. 133 

vom 

23. Juli 

1981 

Gelsenberg (BP) beteiligte sich 
an der von Saarberg gegrün- 
deten GFK-GeseUschaft für 
Kohleverflüssigung. BP ge- 
hörte einem marktbeherr- 
schenden Oligopol für Verga- 
serkraftstoffe an. Dmch den 
Zusammenschluß erfolgte eine 
Verstärkimg der marktbeherr- 
schenden Stellung des Oligo- 
pols, weil BP dmch den Zu- 
sammenschluß einen Zugang 
zum Substitutionserzeugnis 
Hydrierbenzin erhielt. 

Die Zusage beinhaltete die 
Gründung einer Vertriebsge- 
sellschaft, um mittelständi- 
schen Unternehmen die Betei- 
ligung am Vertrieb der Hy- 
drierkraftstoffe zu ermögli- 
chen. 

Öffnimgs- 

zusage 

(-) 

Wegen geänderter 
Marktverhältnisse 
nicht erfüllt. BP ist 
1983 aus dem Ge- 
meinschaftsimter- 
nehmen ausge- 
schieden. 

15. ASK/Rexnord 
GmbH 

B 7 - 138/ 

80 


Nach dem Zusammenschluß 
erreichten die am Zusammen- 
schluß beteiligten Firmen auf 
dem Markt für Förderketten 
(Schamierbandketten) zusam- 
men einen MarktanteÜ von 
63,3 % imd damit eine markt- 
beherrschende Stellung. 

Mit der Zusage sollte erreicht 
werden, die Produktionstech- 
nik der Schamierbandkette an 
Dritte zu veräußern, um einen 
weiteren Anbieter zum Markt- 
zutritt zu bewegen. 

Öffnungs- 

zusage/ 

Know-how- 

Vermitt- 

lung 

(-) 

Kein Interessent 
gefimden; neue 
Marktentwicklun- 
gen würden nicht 
mehr zu einer Un- 
tersagung führen 

16. Les Cables de 

B 7 - 14/ 

Bek.Nr. 58/ 

Der Zusammenschluß betraf 

Veräuße- 

+ 

Lyon/kabelme- 
tal electro 

82 

82 vom 

13. Mai 

1982, BAnz. 
Nr. 97 vom 
27. Mai 

1982 

den Kupferkabelmarkt und 
ließ eine Verstärkung der 
marktbeherrschenden Stel- 

lung des Oligopols erwarten. 
Inhalt der Zusage was die Auf- 
gabe einer Beteiligung der Ka- 
belmetall an einem Gemein- 
schaftsunternehmen, das sich 
mit der Herstellung von Stark- 
stromkabeln beschäftigte und 
an dem die übrigen Oligopol- 
mitglieder (Siemens und AEG) 
beteiligt waren. 

rungszu- 

sage 

GU wurde liqui- 
diert. Nach Voll- 
zug und Ablauf 
der Untersagungs- 
frist 
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17. Bayern werk 
(BAG)/Conti- 
gas 


B8 

81 


209/ 


Bek.Nr. 
102/82 vom 
5. August 
1982, BAnz. 
Nr. 149/82 
vom 

14. August 
1982 


Durch den Zusammenschluß 
war mit einer Verstärkimg der 
marktbeherrschenden Stel- 
lung der BAG auf dem Markt 
für Stromlieferungen für wei- 
terverteilende regionale und 
örtliche EVUs zu rechnen. 
Dem stand eine Verbesserung 
der Wettbewerbsbedingungen 
auf dem sog. Stromverbund- 
markt gegenüber. Die wettbe- 
werbliche Position der BAG 
wird gegenüber RWE imd der 
VEBA (Preussen Elektra) ver- 
stärkt. Allerdings erhielt die 
BAG durch den Erwerb der 
Contigas Einfluß auf ein ande- 
res Stromverbundimtemeh- 
men, nänüich die VEW. 


Einflußbe- 

grenzung 


M 

Die Satzung der 
EVG-GmbH 
wurde zunächst so 
geändert, daß 
Contigas kein 
Stimmrecht hat. 
Nach Vollzug: das 
BKartA hat sich in 
der Zusage ein- 
räumen lassen, 
daß es bei Nicht- 
erfüllung der Zu- 
sage in ein Unter- 
sagimgsverfahren 
eintreten kann. 


Durch die Zusage sollte ein 
möglicher Einfluß der BAG 
über eine Schachtelbeteili- 
gung auf die VEW verhindert 
werden (BAG hält über die 
Contigas 30 % an der EVG, die 
einen 25%igen Anteil an der 
VEW hat). 


Bek.Nr. 30/ 
88 vom 
8. April 
1988, BAnz. 
Nr. 71/88 


Einflußbegren- 
zung wurde auf- 
gehoben. 


vom 
15. Aprü 
1988 


18. Bayemwerk B 8 

(BAG)/Über- 82 

landwerk Un- 
terfranken AG 
(ÜWU) 


182/ 


Bek.Nr. 34/ 
83 vom 
18. April 
1983, BAnz. 
Nr. 84 vom 
4. Mai 1983 


Die marktbeherrschende Stel- 
limg der BAG wurde durch die 
Übernahme eines regionalen 
Stromversorgers (ÜWU) ver- 
stärkt. Allerdings trat eine Ver- 
besserung der Wettbewerbs- 
bedingungen dadurch ein, daß 
die BAG ihre Position auf dem 
Stromverbundmarkt gegen- 
über den dort überlegenen 
RWE und VEBA stärkte. 

Die Zusage beinhaltete die 
Übertragimg von Versor- 
gungsanlagen an die Fränki- 
sche Überlandwerke (FÜW). 
Danüt wurde der wettbewerb- 
liche Handlungsspielraum der 
FÜW als unabhängiger Kon- 
kurrent von der BAG wesent- 
lich gestärkt. 


Veräuße- 

rungszu- 

sage 


(-) 

Erfüllung ist für 
das Jahr 2002 ver- 
einbart; vorgezo- 
gene Übergabe- 
verhandlungen 
sind bislang ge- 
scheitert. 
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19. Deutag/Nord- 
hessische 
Asphaltmisch- 
werke 

B 7 - 59/ 

83 

Bek.Nr. 59/ 
83 vom 

4. Juli 1983, 
BAnz. 

Nr. 128 

vom 

14. Juli 

1983 

Durch den Erwerb einer weite- 
ren Mischanlage wurde die 
marktbeherrschende Stellung 
der Deutag auf dem Markt für 
bituminöses Mischgut ver- 
stärkt. 

Durch die Zusage wurde die 
Aufgabe der Mitgliedschaft 
der Deutag in der Nordhessi- 
schen AMW — einer Verkaufs- 
gemeinschaft für bituminöses 
Mischgut — erreicht; dadurch 
sollte eine Verbesserxmg der 
Marktstruktur erreicht wer- 
den. 

Veräuße- 

rungszu- 

sage 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

20. Philips/Grun- 
dig 

B 7 - 9/84 

Bek.Nr. 29/ 
84 vom 

5. April 

1984, BAnz. 
Nr. 77 vom 
18. April 

1984 

Durch den Zusammenschluß 
entstand eine überragende 
Marktstellung auf dem Markt 
für Diktiergeräte und Farb- 
fernseher durch Marktanteils- 
additionen. 

Die Zusage beinhaltete die Er- 
haltung der wettbewerblichen 
Selbständigkeit des Geschäfts- 
bereichs Diktiergeräte durch 
Gründung einer unabhängi- 
gen Gesellschaft, die inner- 
halb einer bestimmten Frist an 
Dritte veräußert werden sollte. 
Die von der Philips abhängige 
Firma Löwe-Opta (Bereich 
Farbfernsehgeräte) sollte ver- 
äußert werden. 

Veräuße- 

rungszu- 

sage 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

21. BASF/Inmont 

B3 - 45/ 

85 

Bek.Nr. 77/ 
85 vom 

1. Oktober 
1985, BAnz. 
Nr. 190 

vom 

10. Oktober 
1985 

Durch den Zusammenschluß 
entstand eine marktbeherr- 
schende SteUimg auf dem 
Markt für Druckfarben und 
Autolacke durch Marktanteüs- 
additionen. Der Schwerpunkt 
des Zusammenschlusses lag 
im Ausland. 

Inhalt der Zusage war der Ver- 
kauf der zur Marktbeherr- 
schung führenden Inlandsakti- 
vitäten der Inmont. 

Veräuße- 

nmgszu- 

sage 

+ 

Nach Zusammen- 
schluß und vor 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist (Un- 
tersagungsfrist ist 
durch den Zusa- 
genvertrag verlän- 
gert worden.) 
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22. Deutsche 
Bank/Flick 

B 8 - 206/ 
85 


Eine detaillierte marktmäßige 
Prüfung erfolgte nicht. Der Er- 
werb diente dem Zweck einer 
breiten Streuung der Flick- An- 
teile, wobei die Deutsche Bank 
während des Anteilsbesitzes 
notwendigerweise das Stimm- 
recht ausüben mußte. 

Durch die Zusage soUte eine 
„entsprechende" Anwendung 
der Bankenklausel nach § 23 
Abs. 3 Satz 2 GWG erreicht 
werden, die wegen der vorge- 
sehenen Stimmrechtsaus- 

übung keine direkte Anwen- 
dung finden konnte. Die Ver- 
äußerung der Anteile inner- 
halb eines Jahres wurde si- 
chergesteUt. 

Veräuße- 

rungszu- 

sage 

+ 

Nach Zusammen- 
schluß imd nach 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

23. Daimler Benz/ 

B 7 - 122/ 

Bek.Nr. 27/ 

Der Verkauf von Beteiligun- 

Veräuße- 

+ 

AEG 

85 

86 vom 

17. Januar 
1986, BAnz. 
Nr. 41/86 
vom 28. Fe- 
bruar 1986 

gen bezog sich auf die Wider- 
legung der Obligopolvermu- 
tung auf einzelnen Märkten. 
AEG soUte aus mit Wettbewer- 
bern bestehenden Gemein- 
schaftsunternehmen ausschei- 
den. 

Inhalt der Zusage war die Ver- 
äußerung der Anteile der 
Transformatoren Union, Stutt- 
gart, ESG Elektronische Sy- 
stemgesellschaft, München, 
Viscom Ton und Video -Vertei- 
lersystem GmbH, Berlin und 
die Nichtverlängenmg des Ge- 
seUschaftsvertrages der Euro- 
sateUite-Gesellschaft für Satel- 
litentechnik, München. 

rungszu- 

sage 

(Die Beteiligung 
Eurosatelhte ist 
erst in 1990 aufzu- 
geben.) 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

24. Orenstein & 

B 4 - 10/ 

Bek.Nr. 45/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

Koppel/Faun 

86 

86 vom 

6. Med 

1986, BAnz. 
Nr. 89 vom 
16. Mai 

1986 

entstand eine marktbeherr- 
schende Stellimg auf dem 
Markt für MüUfahrzeugauf- 
bauten durch finanziellen Res- 
sourcenzuwachs . 

Inhalt der Zusage war die Ver- 
äußerung des Faun-Geschäfts- 
bereichs Umwelttechnik. 

rungszu- 

sage 

Nach Vollzug und 
nach Ablauf der 
Untersagungsfrist 
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25. L'Air Liquide 

B 3 - 74/ 

Bek.Nr. 20/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

-H 

(AL)/Agefko 

86 

87 vom 

23. Februar 
1987, BAnz. 
Nr. 43 vom 

4. März 

1987 

ergab sich eine Verstärkung 
eines marktbeherrschenden 
Oügopols auf dem Kohlensäu- 
remarkt. Die eingetretene Ver- 
schlechterung der Wettbe- 
werbsstruktur wurde durch 
den Eintritt von AL auf dem 
Markt für technische Gase ver- 
bessert, sofern ein mit der 
Firma AGA-Gas bestehendes 
Gemeinschaftsimtemehmen 
aufgelöst wurde. 

Inhalt der Zusage war die Ver- 
äußerung des Anteüs an der 
AGA-Gas GmbH, Hamburg. 

rungszu- 

sage 

Nach Zusammen- 
schluß und vor 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist (Das 

GU wurde aufge- 
löst.) 

26. AGA/Rommen- 

B3 - 119/ 

Bek.Nr. 19/ 

Wegen Verstärkimg eines 

Veräuße- 


höher 

86 

87 vom 

23. Februar 
1987, BAnz. 
Nr. 43 vom 

4. März 

1987 

marktbeherrschenden Oligo- 
pols auf dem Markt für Koh- 
lensäure waren die Vorausset- 
zimgen der Untersagimg ge- 
geben. Andererseits waren 
überwiegende Verbesserun- 
gen der Wettbewerbsbedin- 
gungen auf dem Markt für 
technische Gase zu erwarten 
durch den erwarteten Markt- 
zutritt von AGA. 

Inhalt der Zusage war die Be- 
endigung des Gemeinschafts- 
imtemehmens mit der AL. 

rungszu- 

sage 

Nach Zusammen- 
schluß imd vor 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist (Das 

GU wurde aufge- 
löst.) 

27. Asko/Schaper 

B9 - 
2029/86 


Entstehen einer marktbeherr- 
schenden SteUung in den 
Räumen Detmold imd Upp- 
stadt. Die Zusage beinhaltete 
die Weiterveräußerung eines 
SB-Warenhauses und eines 
Baumarktes im Zuge der Ver- 
wirkhchimg des Zusammen- 
schlußvorhabens. 

Veräuße- 

rungszu- 

sage 

H" 

Nach Vollzug imd 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

28. Procter & 

B 3 - 98/ 

Bek.Nr. 

Procter & Gamble erlangte 

Veräuße- 

-f" 

Gamble/Ri- 
chardson Vicks 
Procter & 

85 

100/87 vom 
2. Dezem- 
ber 1987, 

durch den Zusammenschluß 
eine Verstärkung einer markt- 
beherrschenden Stellimg auf 

nmgszu- 

sage 

Nach Zusammen- 
schluß imd vor 
Ablauf der Unter- 

Gamble/Blen- 

dax 

B 3 ^ 23/ 

87 

BAnz. 

Nr. 232 

vom 

11. Dezem- 
ber 1987 

dem Markt für Zahnersatzpfle- 
gemittel und Zcihnbürsten. 

Die Zusage verlangte den Ver- 
kauf der Marke an „Kuki- 1 
dent“. Dadurch sollten die 
Wettbewerbsbedingungen auf 
dem Zahnersatzpflegemittel- 
markt so verbessert werden, 
daß diese Verbesserungen die 
Nachteile der Marktbeherr- 
schung auf dem Zahnbürsten- 
markt überwogen. 


sagungsfrist 
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29. Metro/BLV 

B9 - 
2061/87 

Bek.Nr, 19/ 
88 vom 

8. März 

1988, BAnz. 
Nr. 52 vom 
16. März 

1988 

Metro erlangte durch den Zu- 
sammenschluß eine marktbe- 
herrschende Stellung im Raum 
München. Die Zusage beinhal- 
tete den Verkauf eines C+C- 
Marktes der BLV. 

Veräuße- 

rungszu- 

sage 

(-) 

Zusage ist noch 
nicht erfüllt; Ab- 
schluß des Vertra- 
ges am 4. März 

1988 


1) Ein Pluszeichen bedeutet, daß die Zusage erfüllt wurde. Ein Minuszeichen bedeutet, daß die Zusage nicht erfüllt bzw. aufge- 
hoben wurde. Ferner wird festgestellt, ob die Zusage vor/nach Vollzug des Zusammenschlusses und vor/nach Ablauf der 
Untersagungsfrist erfüllt wurde. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


durch faktische Maßnahmen der zusagenden Unter- 
nehmen beschränkt werden, so daß die Reaüsierbar- 
keit der Zusage wenig wahrscheinlich erschien. ^^4) 

425 . Auch eine tatsächliche Wahrnehmung der Öff- 
mmgsmöglichkeiten führt nach Ansicht der Monopol- 
kommission nicht zu der erwarteten Wirkimg auf die 
Marktbeherrschung, ln den vorgenannten Fällen der 
Papierindustrie erwartete das BundeskarteUamt 
durch die Öffnungsklausel eine Verminderung der 
nachteihgen wettbewerbhchen Auswirkungen des 
Zusammenschlusses. Aus wettbewerbspolitischen 
Überlegungen war das Vorgehen des BundeskarteU- 
amtes jedoch bedenklich. So birgt die Aufnahme po- 
tentieller Konkurrenten in das auf der vorgelagerten 
Wirtschaftsstufe errichtete Gemeinschaftsunterneh- 
men die Gefahr des Gruppeneffekts ^25) mit seinen 
negativen Auswirkungen^^ej m sich. Die durch die 
Öffnungszusage erreichte vertikale Integration der 
kleineren und mittleren Wettbewerber errichtet im 
Falle der tatsächlichen Wahmehmimg der Öffnungs- 
zusage für weitere potentielle Wettbewerber Markt- 
zutrittsschranken. Die Wettbewerbsbedingungen auf 


124) Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., 
Tz. 648. 

125) Ebenda, Tz. 644, 

126) Monopolkommission, Hauptgutachten 1978/1979, a. a. O., 
Tz. 531 ff. 


dem Markt werden durch vertikale Konzentration ver- 
schlechtert. ^27) 

426 . Die Zusagenverträge, die die Papierindustrie 
betrafen, enthielten in den Öffnungsklauseln über die 
gesellschaftsrechtliche Zutrittsmöglichkeit hinaus 
Vertriebsregelungen, die eine bestimmte Bezugs- 
menge zu bestimmten Konditionen garantieren soll- 
ten. Nach § 2 des Zusagenvertrages im Fall PWA/SCA 
war der zu hefemde Zellstoff an die Papierhersteller 
zu marktüblichen, wettbewerbsfähigen Preisen zu lie- 
fern. Eine ähnliche Verpflichtung enthielt der Zusa- 
genvertrag im Fall Kopparfors/Feldmühle. Damit wur- 
den von den zusagenden Unternehmen bestimmte 
Marktbeziehungen erzwungen, die über ausschließ- 
lich gesellschaftsrechtliche und damit strukturelle 
Maßnahmen hinaus gingen. Die Monopolkommission 
hat diese Zusageninhalte als mit dem Gesetz nicht 
vereinbar angesehen imd als Verstoß gegen das Ver- 
bot der laufenden VerhaltenskontroUe analog § 24 
Abs. 3 Satz 4 GWB gewertet. ^28) Eindeutig unzulässig 
ist in diesem Zusammenhang die Zusage im Fall Ruhr- 

kohle/Chemie-Beteiligungsgesellschaft.^29) Diese Zu- 


127) Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., 
Tz, 645. 

128) Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., 
Tz. 640ff. 

129) Tabelle 2, Fall 2. 


Tabelle 3 


Übersicht über die Erfüllung der Zusagen 


Zusagentyp 

Anzahl der Fälle ^ 

Veräußemngs- 

zusagen 

Öffnungs- 

zusagen 

Einfluß- 

begrenzung 

zusammen 

insgesamt 

20 (69) 

6 (21) 

3 (10) 

29 (100) 

davon: 





— erfüllt 

16 

— 

1 

17 (59) 

— nicht erfüllt 2) bzw. aufgehoben 

3 

4 

2 

9 (31) 

— teilweise erfüllt 

1 

— 

— 

1 (3) 

— keine Angaben 

- 

2 

— 

2 (7) 


1) Prozentangaben in Klammem. 

2) Einschließlich Metro/BLV. Der Zusagenvertrag ist erst am 4. März 1988 geschlossen worden. 
Quelle: Vgl. Tabelle 2 
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sage war auf ein bestimmtes Wohlverhalten im Rah- 
men des Vertriebs gerichtet, andere Unternehmen 
nicht zu diskriminieren. Eine Überwachung dieser 
Zusage wäre nur durch eine Marktverhaltenskon- 
trolle möglich gewesen. 


2.6 Abweichende Rechtsauslegung der Beschlu- 
ßabteilungen 

427. Die Monopolkommission hat im letzten Be- 
richtszeitraum aufgrund der Aktendurchsicht den 
Eindruck gewonnen, daß in der Beurteilungspraxis 
der Beschlußabteilungen Abweichungen vorliegen 
und ähnhche Sachverhalte unterschiedlich gewertet 
werden. Widerlegungsargumente zur Marktbeherr- 
schung bzw. zur Ohgopolvermutung werden ver- 
schieden gewichtet. 

Das Bundeskartellamt hat 1984 den Anteilserwerb der 
Klöckner-Werke AG an der Seitz-Enzinger-NoU Ma- 
schinenbau AG untersagt. SEN und die zum Klöck- 
ner- Konzern gehörende Holstein & Kappert AG sind 
maßgebhche Hersteller von Maschinen und Anlagen 
zum Abfüllen kohlensäurehaltiger und stiller Ge- 
tränke in Dosen und Flaschen (Hartverpackungen). 
Das Bundeskartellamt erwartete, daß durch den Zu- 
sammenschluß auf den Märkten für Flaschenreini- 
gungsmaschinen und für Füll- und Verschließmaschi- 
nen marktbeherrschende Stellungen entstehen wür- 
den. Maßgebend für diese Wertungen waren im we- 
sentlichen die hohen Marktanteile und der hohe 
Marktanteilsabstand, die überragende Finanzkraft 
von Klöckner und der günstige Zugang zu den Ab- 
satzmärkten aufgrund der umfassenden Angebotspa- 
lette. 

Die Monopolkommission hat in der gutachterlichen 
Stellungnahme für den Bundeswirtschaftsminister im 
Ministererlaubnisverfahren darauf hingewiesen, daß 
durch den Zusammenschluß Wettbewerbsbeschrän- 
kungen von „ erheblichem Ausmaß " verursacht wür- 
den. Sie hat sich gegen den Zusammenschluß ausge- 
sprochen, da der möglicherweise ins Gewicht fallende 
Vorteü der Stärkung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit der am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen vor allem zu Lasten kleinerer deutscher 
Wettbewerber gehen würde und deshalb gering zu 
bewerten sei. Der Antrag auf Ministererlaubnis 
wurde von den Beteiligten vor der Entscheidung des 
Ministers zurückgenommen, der Fall war jedoch noch 
beim Kammergericht anhängig. 

428. Nachdem aufgrund einer Geschäftsplanände- 
rung eine andere Beschlußabteilung zuständig ge- 
worden war, hat das Bundeskartellamt die Untersa- 
gungsverfügung nach neuen Ermittlungen aufgeho- 
ben. Nach Auffassung des Amtes haben sich die 
Marktverhältnisse inzwischen grundlegend geändert, 
so daß auf den beiden in Frage stehenden Märkten 
(Reinigungsmaschinen, Füll- und Verschüeßm aschi- 
nen) keine überragende Marktstellung von Klöckner/ 
SEN festzustellen ist. Der Marktanteil in der Bundes- 


130) Ygi Monopolkommission, Zusammenschluß der Klöckner 
Werke AG mit der Seitz Enzinger Noll Maschinenbau AG, 
Sondergutachten 15, Baden-Baden 1986, Tz. 81 ff. 


repubhk sei bei rückläufiger Nachfrage zwischen 
1982 und 1985 erheblich gesunken, und zwar bei Rei- 
nigungsmaschinen von 80 % auf 50 % und bei FüU- 
und Verschheßmaschinen von 79% auf 64 %. Die 
Finanzkraft des Klöckner-Konzerns habe sich zwi- 
schenzeitiich auf den betreffenden Märkten nicht 
nachteilig ausgewirkt. Zudem hätten sich die Ressour- 
cen zweier Konkurrenten erhöht. Das Bundeskartell- 
amt maß dem Auftreten eines itahenischen Anbieters 
entscheidende Bedeutung zu. Dieser hatte 1986 eine 
Getränkeabfüllanlage in die Bundesrepublik gehefert 
und plante, massiver auf dem deutschen Markt aufzu- 
treten, möglicherweise eine eigene Niederlassung zu 
gründen. Den besonderen Zugangsmöglichkeiten zu 
den Absatzmärkten durch das Angebot von komplet- 
ten GetränkeabfüUanlagen komme nicht die ehemals 
vom Bundeskartellamt beigemessene Bedeutung zu. 

429- Der Fall läßt auf einen Interpretationsspielraum 
in der FusionskontroUpraxis schüeßen. Selbstver- 
ständlich waren zwischenzeitliche Änderungen der 
Marktverhältnisse zu berücksichtigen. Darüber hin- 
aus wurden jedoch unterschiedliche Beurteüungskri- 
terien verwendet. Die nunmehr mit dem Fall befaßte 
Beschlußabteilung hat eine andere Marktabgrenzung 
zugrunde gelegt. Diese Vorgehens weise hat die Er- 
mittlung unterschiedlicher Marktvolumina zur Folge. 
Schon hieraus können sich Vorbehalte bei der Ge- 
wichtung der Marktanteüe und insbesondere der 
Marktanteilsverschiebung ergeben, da diese sehr mit 
der jeweUs gewählten Marktabgrenzung Zusammen- 
hängen können. Diese Vorbehalte verstärken sich 
noch, wenn man den hohen Wert einer Einzelma- 
schine und das relativ geringe und stark schwan- 
kende Marktvolumen in Betracht zieht, das neben ty- 
pischen zyklischen Verhaltensmustem der Nachfra- 
ger auch auf das Investitionshilfegesetz zurückzufüh- 
ren sein kann. Schheßlich ist auf die starke Export- 
orientierung der Getränkeabfüllanlagenhersteller zu 
verweisen, ^^i) Die inländischen Marktanteilsrück- 
gänge während der letzten Jahre könnten also auch 
Folge eines stärkeren Auslandsengagements der Zu- 
sammenschlußpartner und weniger Ausfluß eines 
härteren inländischen Wettbewerbs sein. 

Schließhch ist der Marktanteil im Inland für die am 
Zusammenschluß beteiligten Unternehmen in allen 
betrachteten Jahren noch immer erheblich. Aussage- 
kräftiger wären hier Durchschnittswerte für mehrere 
Jahre gewesen, die noch wesentlich über den ge- 
nannten Zahlen hegen, da Marktanteile im Anlagege- 
schäft erhebhchen Schwankungen im Zeitablauf aus- 
gesetzt sind. 

430- Die Beschlußabteilung schätzte die Finanzkraft 
Klöckners wesentiich unbedeutender ein, als es im 
früheren Untersagungsbeschluß zum Ausdruck kam. 
Wichtige Argumente waren, daß die Finanzkraft 
keine entscheidende Rolle auf den betroffenen 
Märkten spiele, die schlechte finanzielle Situation von 
Klöckner mit zu berücksichtigen sei und schheßhch 
die Finanzkraft sich bisher nicht nachteüig ausgewirkt 
habe. Diese Feststellungen sind bedenkhch, weil die 
beobachtete Zeitspanne für eine solche Aussage zu 
kurz ist imd Klöckner angesichts der ungeklärten 


131) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 15, a. a. O., 
Tz. 68 ff. 
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Rechtslage, ob SEN in den Klöckner-Konzern endgül- 
tig eingegliedert werden konnte, bislang kein Inter- 
esse an einem nachhaltigen Einsatz von Finanzmitteln 
bei SEN haben konnte. Dies hat die Unternehmens- 
seite gegenüber dem Bundeskartellamt in einem Ge- 
spräch selbst zum Ausdruck gebracht. 

Auch die Bedeutung ausländischer Wettbewerber 
wurde von beiden Beschluß ab teilungen unterschied- 
hch beurteilt. Während seinerzeit nur sporadisch aus- 
ländischer Wettbewerb festgestellt wurde, beurteilte 
die Beschlußabteilung den Auslandswettbewerb an- 
ders, obwohl offensichtlich innerhalb der letzten 
Jahre nur 1986 eine große Getränkeabfüllanlage von 
einem ausländischen Anbieter im Inland instalhert 
wurde. 

Ob aus dem einmaligen Auftreten dieses ausländi- 
schen Konkurrenten in den letzten Jahren schon auf 
wesentlichen Wettbewerb geschlossen werden kann, 
muß angesichts der weiteren Feststellungen des Am- 
tes, daß die betroffenen Märkte im Inland nicht sehr 
entwicklungsfähig und die inländischen Märkte für 
die Getränkeabfüllung für ausländische Anbieter 
schwierig seien, da es ihnen an Vertriebs- und Ser- 
vicestützpunkten fehle, auf gewisse Skepsis stoßen. 

431 . Die nachfolgenden Fälle zeigen, daß eine unter- 
schiedliche Beurteilung des Arguments der gegen- 
gewichtigen Marktmacht zu unterschiedhchen Fall- 
beurteilungen führen kann. 

Die Mannesmann AG beabsichtigte, in 1987 97,5 % 
der Anteile der Sachs AG zu erwerben. Die Sachs AG, 
die am Markt selbst nicht tätig ist, beherrscht die Fich- 
tel & Sachs AG, an der sie 96,5 % der Anteile hält. Die 
Mannesmann AG erzielte in 1986 einen Gesamtum- 
satz von 18,25 Mrd. DM. Umsatzschwerpunkte sind 
die Röhrenherstellung, die Herstellung anderer Stahl- 
erzeugnisse und der Handel mit Konzernprodukten 
und Walzstahl. Der vom Bundeskartellamt ermittelte 
Cash-flow betrug 1985 1,524 Mrd. DM. Die Fichtel & 
'Sachs AG erzielte in 1985 einen Umsatz von 
2,2 Mrd. DM. Der Cash-flow der Fichtel & Sachs- 
Gruppe betrug in 1985 183 Mio. DM. 

432 . Das Bundeskartellamt kommt nach Überprü- 
fung der Märkte zu dem Ergebnis, daß Fichtel & Sachs 
trotz der noch immer erhebhchen Marktanteile auf 
dem Kupplungs-, Stoßdämpfer- und Gasdruckfeder- 
markt über keine marktbeherrschende Stellung ver- 
füge. Es hat den Kupplungsmarkt differenziert nach 
Druckplatten und Scheiben untersucht, weil Druck- 
platten und Scheiben gesondert eingekauft werden. 
Entgegen dem Verfahren GKN/Sachs unterschied das 

Bundes kartellamt 1^2) jedoch nicht mehr zwischen 

Pkw- und Lkw-Kupplungen, da beide Kupplungsar- 
ten auf gleichartigen Anlagen hergestellt würden; es 
bestünden erhebliche Preisunterschiede auch zwi- 
schen den einzelnen Arten von Pkw- Kupplungen. 

Kupplungen PS- starker Pkws würden auch in leichte 
Lkws eingebaut, so daß hier Marktüberschneidungen 
festzustellen wären. Bei Kupplungsdruckplatten war 
der Marktanteil von Fichtel & Sachs von 1974 bis 1986 
ständig gesunken. 1974 betrug der Marktanteil 78 %, 
in 1986 nur 55,6 %. Demgegenüber stieg der Markt- 


132 ) BKartA, WuW/E BKartA 1625. 


anteil des stärksten Konkurrenten von 22 % auf 
31,7 % in 1986. Bei Kupplungsscheiben verringerte 
sich der Marktanteil von Fichtel & Sachs ebenfalls, 
während Konkurrenzunternehmen Marktanteilzu- 
wächse von mehr als 100 % erzielten. Ausländische 
Unternehmen konkurrierten zunehmend auf dem In- 
landsmarkt mit Fichtel & Sachs. Einige Automobilher- 
steller hatten gegenüber dem Amt erklärt, daß sie Lie- 
ferquoten der ausländischen Kupplungshersteller 
noch erhöhen wollten. 

433 . Das Bundeskartellamt hat aufgrund der Markt- 
untersuchung im Ergebnis festgestellt, daß wesentli- 
cher Wettbewerb auf den betroffenen Märkten herr- 
sche. Die nachfragende Automobilindustrie übe einen 
erhebhchen Wettbewerbsdruck auf die Zuheferin- 
dustrie aus, so daß selbst ein 90%iger Marktanteil von 
Fichtel & Sachs auf dem Markt für Gasfedern (Stabilos 
GmbH) nicht als Indiz für eine marktbeherrschende 
Stellung gewertet werden könne. Der Wettbewerbs- 
druck ergebe sich schon allein aus der Gefahr einer 
langfristigen Quotenkürzung des Anteils von Fichtel 
& Sachs an der Zuheferung von Kupplungsteilen oder 
Stoßdämpfern. Die Verringerung der Losgröße be- 
deute wegen der damit verbundenen Erhöhung der 
Stückkosten einen empfindlichen Nachteil, zumal die 
Quotenänderung für die Konkurrenten entspre- 
chende Kostenvorteile bedeute. Selbst noch beste- 
hende hohe Marktanteile von Fichtel & Sachs schlös- 
sen eine marktbeherrschende Stellung des Unterneh- 
mens aufgrund des festgestellten wesenthchen Wett- 
bewerbs aus. Immerhin sei der hohe Marktanteil von 
Fichtel & Sachs innerhalb der letzten zehn Jahre er- 
hebhch zurückgegangen und zeige weiter sinkende 
Tendenz. Die Marktzutrittsschrcinken seien geringer 
als zunächst im Fall GKN/Sachs prognostiziert. 
Marktzutritte ausländischer Unternehmen seien er- 
folgt. 

Auch sei das Entstehen einer marktbeherrschenden 
Stellung von Fichtel & Sachs durch den Zuwachs von 
Finanz kraft der Mannesmann AG nicht zu erwarten. 
Die Automobilindustrie ziehe grundsätzhch zwei oder 
drei Unternehmen als Zuheferer für bestimmte Aus- 
stattungsteile heran. Eine Niedrigpreispolitik eines 
Herstellers könne auch zu keiner Änderung der Ein- 
kaufspohtik der Automobilindustrie führen. Die Auto- 
mobilindustrie werde sich nicht durch Sonderange- 
bote davon abhalten lassen, von einem rationell ferti- 
genden Lieferanten zu beziehen oder die unter Ge- 
sichtspunkten rationeller Fertigung und Liefersicher- 
heit optimierte Zahl der Lieferanten zu ändern. Fichtel 
& Sachs würde einen Zuwachs an Finanzkraft nicht 
dazu einsetzen, mit Hüfe nicht kostendeckender 
Preise Wettbewerber vom Markteintritt fernzuhalten. 
Bislang habe sich nicht gezeigt, daß der bei dem be- 
kannten Nachfrageverhalten der AutomobUindustrie 
denkbare Finanzkrafteinsatz Erfolg haben würde. 

434 . Der Fall Mannesmann/Sachs wurde anders als 
der Fall GKN/Sachs entschieden. 1978 hatte der Bun- 
desgerichtshof das Zusammenschluß Vorhaben GKN/ 
Sachs mit der Begründung untersagt, daß Fichtel & 
Sachs auf dem Kupplungsmarkt eine marktbeherr- 
schende Stellung innehabe, die durch die Übernahme 
des weit diversifizierten und finanzkräftigen Kon- 
zerns, der zudem im wettbewerbhchen Umfeld tätig 
sei, verstärkt werde. Hierdurch sähen sich die Wettbe- 
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Werber des übernommenen Unternehmens veranlaßt, 
sich vom Pr eis Wettbewerb oder vom Eintritt in den 
relevanten Markt abzuhalten. Die durch die Zunahme 
an Finanzkraft ausgelösten Wirkungen des Zusam- 
menschlusses auf die aktuellen und potentiellen Wett- 
bewerber ließen erwarten, daß die wegen des großen 
Vorsprungs der Fichtel & Sachs AG jetzt schon gemin- 
derten, aber noch möglichen wettbewerblichen An- 
triebskräfte vollends erlahmen würden, jedenfalls 
aber die Chance für ein Wiederaiifleben entscheidend 
gemindert werden würde. ^33) 

Während in der Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
im Fall GKN/Sachs die Frage des Wettbewerbs zwi- 
schen den Anbietern imd die Frage des Finanzkraft- 
zuwachses eines überlegenen Anbieters eine Rolle 
spielte, ist im Fall Mannesmann/Sachs maßgeblich 
auf die Nachfragestruktur abgestellt worden. 

Das Bundeskartellamt verneint das Entstehen einer 
marktbeherrschenden Stellimg durch den Finanz- 
kraftzuwachs der Mannesmann AG, weil die Nachfra- 
gestrategien der nachfragemächtigen Automobilin- 
dustrie eine Monopolisierung des Marktes durch die 
Mannesmann AG vereiteln würden. Die Annahme ei- 
ner marktbeherrschenden Stellung sei wegen der 
Marktanteilsverschiebung zu Lasten von Fichtel & 
Sachs sowie wegen des festgestellten Wettbewerbs 
der Kupplungshersteller aufgrund des Nachfragever- 
haltens der Automobüindustrie nicht mehr aufrecht- 
zuerhalten. Die gegengewichtige Nachfragemacht 
wird in diesem Fall zum tragenden Argument der 
Nichtuntersagung. 

435 - Die Monopolkomnüssion geht davon aus, daß 
die gegengewichtige Marktmacht in der Fusionskon- 
trolle nur in besonderen Fällen eine gewisse Bedeu- 
tung erlangen kann, Das vom Bundeskartellamt 
festgestellte ohgopolistische Nachfrageverhalten der 
Automobüindustrie wird im Verhältnis zu den markt- 
strukturellen Faktoren der Anbieterseite gleichbe- 
wertet. Die sich aus dem Zusammenschluß ergeben- 
den Synergievorteüe, verbunden mit einem erhebli- 
chen Finanzkraftzuwachs, können zu wettbewerblich 
nicht hinreichend kontrolherten Verhaltensspielräu- 
men führen, die nach Auffassung der Monopolkom- 
mission durch die verhaltensbezogene Nachfrage- 
macht der Automobüindustrie nur temporär beein- 
fliüJt werden können. Das BundeskarteUamt bezieht 
das Nachfrageverhalten potenter Abnehmer in die 
Gesamtbetrachtung der Marktverhältiüsse ein und 
wertet das Nachfrageverhalten als bedeutsames 
Marktstrukturkriterium, das wettbewerbsschädliche 
Wirkimgen des Zusammenschlusses aufhebt. Damit 
scheint das BundeskarteUamt dem Argument der ge- 
genwichtigen Marktmacht eine höhere Bedeutung 
beizumessen, als es bisher in der FaUpraxis geschah. 
Die Änderung der Fallpraxis wird auch im FaUe eines 
Erwerbs eines Lkw-Bremsen-HersteUers durch einen 
englischen Zulieferanten der Automobüindustrie 
deutlich. Das BundeskarteUamt hat die rechnerisch 
erfüUte Ohgopolvermutung des § 23 a Abs. 2 Nr. 1 
GWB als widerlegt angesehen wegen der starken 
SteUung der Lkw-HersteUer als Nachfrager der 


133 ) BGH, WuW/E BGH 1501 „Kfz -Kupplungen". 

134) Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, a. a. O., 
Tz. 496. 


Bremssysteme. Die Marktgegenseite sei in der Lage, 
Marktbeherrschung zu verhindern. 

436 . Darüber hinaus findet das Nachfrageverhalten 
der AutomobiUndustrie in den Zusammenschlußfäl- 
len, die zu erhebUchen Marktanteüsadditionen der 
am Zusammenschluß beteiUgten Unternehmen füh- 
ren, eine unterschiedUche Gewichtung durch das 
BundeskarteUamt. 

Zwei HersteUer von Ziüieferteilen für Verbrennungs- 
motoren beabsichtigten, nur ihre Auslandsaktivitäten 
in eine gemeinsame Gesellschaft einzubringen. Die 
gemeinsame AuslandsgeseUschaft soUte über die in- 
ländischen KonzerngeseUschaften auch in das Inland 
Uefern. Eine Verlagerung der Produktion war jedoch 
nicht beabsichtigt. Nach Auffassung der Unterneh- 
men entspräche die beabsichtigte Fusion der ZuUefe- 
rer den weltweiten Kooperationen der nachfragenden 
Automobüindustrie. Eine Inlandswirkung sei auch 
schon deshalb nicht zu befürchten, da die Automobü- 
hersteUer ohnehin zwei voneinander unabhängige 
Lieferanten verlangen würden. 

Die Beschlußabteüung des BimdeskarteUamts, die 
diesen Fall zu beurteüen hatte, bewertete das Fu- 
sionsvorhaben kritisch. Es seien Gruppeneffekte, Si- 
cherimg von Wettbewerbsvorsprüngen durch tiefgrei- 
fende Veränderungen der Produktionstechnik und 
-Organisation mögUch und zu erwarten. Deshalb sei 
eine eingehende und kritische Prüfung des Fusions- 
vorhabens, der unter diesem Aspekt zu erheblichen 
Marktanteüsadditionen führe, notwendig. Die Unter- 
nehmen haben daraufhin das Vorhaben aufgege- 
ben. 

437 . Die Monopolkommission hält die Bedenken des 
Bund^skarteUamtes im Ergebnis für zutreffend. Ande- 
rerseits entsteht im Vergleich zum FaU Mannes mann/ 
Sachs der Eindruck, daß das Argument der „gegen- 
wichtigen Nachfragemacht" unterschiedlich gewich- 
tet wird. Wie Vertreter des BundeskarteUamtes bei der 
Erörterung der FäUe bestätigt haben, ist aus deren 
Sicht die Bedeutung der gegengewichtigen Markt- 
macht bei einem Finanzkraftzuwachs in Verbindung 
mit einem hohen Marktanteü bei der Gesamtbetrach- 
tung nicht so bedeutsam, wie bei einer durch den 
Zusammenschluß bewirkten Marktanteüsaddition. 
Die Monopolkommission hält aus wettbewerbspoliti- 
scher Sicht den vom Bimdeskartellamt in diesem FaU 
eingenommenen Standpunkt der unterschiedlichen 
Bewertung der gegenwichtigen Marktmacht für nicht 
ganz unproblematisch, zumal keine nähere Begrün- 
dung für die These geliefert wurde. 

438 . Die Monopolkomnüssion begrüßt in diesem Zu- 
sammenhang die von den Vertretern des Bundeskar- 
teUamtes geäußerte Absicht, eine „Checkliste" zur 
Koordinierung der Verwaltungsentscheidungen der 
einzelnen Beschlußabteüungen einzuführen. Nach 
geltendem Recht entscheiden über Zusammenschluß- 
vorhaben die Beschlußabteüungen als KoUegialor- 
gane mit einem Vorsitzenden und einem Beisitzer 
(§ 48 Abs. 3 GWB). Die justizähnUche Ausgestaltung 
der Kollegialspruchkörper soU die Unabhängigkeit 
der Beschlußabteüungen gewährleisten. Die Unab- 
hängigkeit darf jedoch nicht zur unterschiedUchen 
Rechtsanwendung führen. Abweichende Rechtsauf- 
fassungen zwischen Beschlußabteüungen bewirken 
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aufgrund der nach der Geschäftsordnung geregelten 
Branchenzuständigkeit eine sektoral differenzierte 
Bewertung von Wettbewerbsbeschränkungen, die 
wettbewerbspolitisch bedenklich ist. Die Monopol- 
kommission mißt der Führung einer Koordination der 
Entscheidungspraxis besondere Bedeutung zu. 


2.7 Bedeutende Zusammenschlüsse im Lebens- 
mittelhandel in den Jahren 1986/87 

439. Der Konzentrationsprozeß im Handel steht 
nach wie vor im Mittelpimkt der wettbewerbspoliti- 
schen Diskussion und der Überlegungen zur Novellie- 
rung zum GWB. Im Berichtszeitraum haben die Zu- 
sammenschlußaktivitäten der Lebensmitteleinzelhan- 
delsuntemehmen zugenommen; der Konzentrations- 
prozeß hat sich beschleunigt. Er ist gekennzeichnet 
durch einen Strukturwandel, der zum Marktaustritt 
von vor allem kleineren und mittleren Unternehmen 
führt. Die Versuche des Kartellamts, den Struktur- 
wandel im Lebensmittelhandel durch Anwendung 
der Fusionskontrolle aufzuhalten, sind gescheitert. 
Gerade in den Jahren 1986 und 1987 verdeutlichen 
einige namhafte Untemehmenszusammenschlüsse 
den fortschreitenden Konzentrationsprozeß im Le- 
bensmittelhandel. 


2.7.1 Metro/Hurler 

440. Die Metro meldete im April 1987 beim Kartell- 
amt das Vorhaben an, über ihre Tochterfirma, die 
Overpart AG, Schweiz, sämtliche Gesellschaftsanteile 
an der Firma Jost Hurler GmbH & Co. KG zu erwer- 
ben, nachdem die Anteüe zuvor von der Westdeut- 
schen Landesbank Girozentrale übernommen worden 
waren. Weltweit erzielte der Metro-Konzern in 1986 
Umsätze von ca. 18 Mrd. DM mit dem Umsatz der 
inzwischen hinzu erworbenen Kaufhof AG, der sich 
inklusive des Nonfood-Bereichs auf 8,50 Mrd. DM be- 
läuft. 

Hurler betreibt vor allem in Nordrhein- Westfalen und 
Bayern SB -Warenhäuser sowie zwei C -f C- Großhan- 
delsmärkte in München und Karlsruhe. Die Umsatz- 
erlöse betrugen in 1986 insgesamt ohne MWSt. 
1 374,5 Mio. DM inklusive des Nonfood-Bereichs, 

Das Bundeskartellamt hat das Zusammenschlußvor- 
haben im Nonfood- und Food-Bereich auf dem Ange- 
botsmarkt untersucht. Im Nonfood-Bereich kam es 
zum Ergebnis, daß die am Zusammenschluß beteilig- 
ten Unternehmen wegen des zersplitterten, nicht zu 
einem Sortiment zusammenfaßbaren Angebots keine 
marktbeherrschende Stellung erlangen würden. Im 
Food-Bereich wurden nur in einigen Regionen Markt- 
anteilsadditionen festgestellt, die jedoch nach der co 
op/W andmaker-Entscheidung des Kammergerichts 
und der danach erforderlichen Einbeziehung der Um- 
sätze des Lebensmittelspezialhandels und -hand- 
werks unter der 15 % -Schwelle der möglicherweise 
anwendbaren Oligopolvermutung des §23a Abs. 2 
GWB lagen. Das Bundeskartellamt hat die Marktan- 
teile geschätzt, indem es einen durchschnittlichen Le- 
bensmittelumsatz je Einwohner ermittelte, der sich 
aus dem bundesweiten Gesamtumsatz des Lebens- 


mitteleinzelhandels zuzüglich des Umsatzes des 
Lebensmittelhandwerkes ergab. Der so ermittelte 
Durchschnittsumsatz wurde auf die durch örtliche 
Marktabgrenzung ermittelten Absatzgebiete umge- 
rechnet. Auf dem Beschaffungsmarkt konnte unter 
Berücksichtigung der neueren Rechtsprechung keine 
marktbeherrschende Stellung oder die Erfüllung der 
Voraussetzung der Oligopolvermutung festgestellt 
werden. Das Verfahren ist ohne Untersagung abge- 
schlossen worden. 


2.7.2 Metro/BLV 

441 . Durch ein öffentliches Übemahmeangebot sind 
der Metro SB-Großmärkte GmbH & Co. KG, Düssel- 
dorf, nahezu 100 % der Kapitalanteile der BLV Baye- 
rischen Lagerversorgung GmbH & Co. KG, München, 
übertragen worden. Das Bundeskartellamt hat diesen 
Zusammenschluß nicht untersagt, nachdem der Er- 
werber den Verkauf eines C + C-Marktes der BLV 
nach dem Zusammenschluß zugesagt hatte. 


2.7.3 Asko/Schaper 

442. 1986 hat die Asko Deutsche Kaufhaus AG, 

Saarbrücken, das Vorhaben angemeldet, 75,5 % an 
der Adolf Schaper KG, der Obergesellschaft des Scha- 
per- Konzerns, zu erwerben. Am Schaper-Konzem 
war Asko bisher schon mit einem 23 %igen Anteil 
beteiligt. Im Zuge des Zusammenschlußvorhabens 
sind die Kapitalanteile an der Schaper KG umstruktu- 
riert worden. 21,5 % der Anteüe stehen natürlichen 
Personen zu, die gleichzeitig Gesellschafter der Willi 
Leibbrand KG sind, die — neben den REWE-Zentral- 
organisationen — mit 50 % an der aus der Schaper KG 
ausscheidenden REWE Handels- GeseUschaft Leib- 
brand oHG beteiligt ist. Die REWE Handels- Gesell- 
schaft Leibbrand oHG hat zudem ihre Minderheitsbe- 
teiligung an der Asko AG abgegeben. Auf die vom 
Bimdeskartellamt geäußerten Bedenken hin haben 
die Asko AG und die GeseUschafter der Willi Leib- 
brand KG für den Fall der Verwirklichung des Zusam- 
menschlußvorhabens einen Vertrag geschlossen, in 
dem sich die Gesellschafter der WiUi Leibbrand KG 
verpflichten, bis spätestens Ende 1989 ihre Beteili- 
gung an der Schaper KG aufzugeben. Ferner verzich- 
ten die GeseUschafter der Willi Leibbrand KG auf eine 
Präsenz im Verwaltungsrat; ihre Rechte in der GeseU- 
schafterversamnüung werden durch einen neutralen 
Treuhänder ausgeübt. Die Vereinbarung ist Bestand- 
teü der Anmeldung geworden. Die Asko AG betreibt 
großflächige VerkaufssteUen des Lebensmittelhan- 
dels, SB- Warenhäuser, Baumärkte und Textilmärkte, 
Die Umsatzerlöse lagen bei 3 Mrd. DM zum Zeitpunkt 
des Zusammenschlusses. Der Schaper-Konzem er- 
zielte Umsatzerlöse von 4 Mrd. DM im Lebensinittel- 
handel, mit SB-Warenhäusem, Baumärkten und Mö- 
belmärkten. Asko ist vor aUem im Saarland, Rhein- 
land-Pfalz, Baden- Württemberg und Nordrhein- 
Westfalen tätig, der Schaper-Konzem schwerpunkt- 
mäßig in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und im 
Großraum Mannheim-Ludwigshafen. 

Das BundeskarteUamt konnte auf der Nachfrageseite 
das Entstehen einer marktbeherrschenden Stellung 
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nicht feststellen. Die Untersagungsvoraussetzungen 
waren jedoch nach § 24 Abs. 1 GWB auf der Ange- 
botsseite wegen der zu erwartenden Veränderung der 
Marktstrukturen auf den Regionalmärkten Detmold 
wegen Marktanteilsadditionen im Lebensmittelsorti- 
mentseinzelhandel und Lippstadt im Baumarktbe- 
reich erfüllt. 

Die am Zusammenschluß beteüigten Unternehmen 
erweiterten ihre Anmeldung des Zusammenschluß- 
vorhabens um die Zusage, die Verkaufsstellen, die 
durch den Zusammenschluß zur marktbeherrschen- 
den Stellung führen, zu verpachten. 

Die Entgegennahme der Zusage und die Prüfung der 
Marktverhältnisse erfolgte noch vor Rechtskraft des 
Kammergerichtsbeschlusses co op/Wandmaker. Das 
Kartellamt hat in diesem Zusammenschlußfall noch 
seine bisherige Konzeption der Zusammenschlußkon- 
troUe im Lebensmitteleinzelhandel anwenden und 
durchsetzen können. 


2.7.4 Asko/Massa 

443. 1987 erwarb Asko 24,9 % des stimmberechtig- 

ten Kapitals der Massa AG, Alzey. Die Massa AG ging 
im Wege einer Umwandlung aus dem Familienunter- 
nehmen Alfred Massa GmbH hervor. Der 1986 er- 
zielte Konzemumsatz von 3,34 Mrd. DM wurde zu 
46 % im Food-Bereich erzielt. Zur Angebotspalette 
des Unternehmens zählen Ausbauhäuser, Eigenrei- 
sen, Vermietung von Wohnmobilen und der Verkauf 
von Personenkraftwagen. Massa betreibt an 26 Stand- 
orten SB -Warenhäuser und erzielte im Lebensmittel- 
einzelhandel einen Umsatz von 1,9 Mrd. DM. Zu- 
nächst erschien der Zusammenschlußtatbestand des 
§ 23 Abs. 2 Nr. 2 a GWB (Erwerb 25 % des stimmbe- 
rechtigten Kapitals) nicht gegeben. Das Bundeskar- 
tellamt ermittelte eine Reihe weiterer „Plus-Fakto- 
ren'' , die in der identischen Besetzung der Position der 
Vorstandsvorsitzenden und teilweise identischen Be- 
setzung des Aufsichtsrates beider Unternehmen und 
der 10 %igen Beteihgung der Massa an Asko bestan- 
den. Das Zusammenschlußvorhaben wurde offiziell 
angemeldet. Angestrebt wurde eine Mehrheitsbeteüi- 
gung. Der Zusammenschluß ist inzwischen vom Bun- 
deskartellamt freigegeben worden, nachdem ein be- 
troffener Markt an einen Konkurrenten verkauft 
wurde. 


2.7.5 Co op/Werhahn 

444. Im September 1987 hat die co op AG das Vor- 
haben angemeldet, fünf Lebensmittel-Handelsketten 
der Wilhelm Werhahn-Gruppe, Neuss, zu erwerben. 
Werhahn erwirtschaftete mit seinen Einzelhandelsun- 
temehmen einen Umsatz von ca. 2 Mrd. DM mit 8 000 
Beschäftigten und 400 betriebenen Füialen. Das Zu- 
sammenschlußvorhaben wurde so durchgeführt, daß 
zunächst der Schweizerische Bankverein 98 % und 
die co op 2 % der Anteile der Lebensmittelketten er- 
hielt. Anschheßend wurden die Füialbetriebe der Le- 
bensmittelketten an die co op AG verpachtet. Die 
Pachtverträge wurden vom Bundeskartellamt ohne 
Untersagung entgegengenommen. 


2.7.6 Die Entscheidungen der Gerichte 

445. Die neue Entscheidungspraxis des Bundeskar- 
tellamts zeigt, daß nach den Entscheidungen in den 
Fällen co opAVandmaker^^^) und Metro/Kaufhof 
auch bedeutende Zusammenschlüsse des Handels mit 
den Mitteln der Fusionskontrolle nicht unterbunden 
werden können. Das Bundeskartellamt hat auf der 
Angebotsseite mit Hilfe der engen Marktabgrenzung 
und der Konstruktion eines marktbeherrschenden 
Nachfrageohgopols versucht, den Strukturwandel 
und den damit verbundenen Konzentrationsprozeß im 
Lebensmitteleinzelhandel zu bremsen. Die stark er- 
gebnisorientierte Konzeption in den Untersagungs- 
beschlüssen einiger Handelsfusionen^^?) hielt der ge- 
richtlichen Überprüfung nicht stand. 


2.7.6.1 Der Fall Metro/Kaufhof 

446. Mit Beschluß vom 20. Juni 1983 hatte das Bun- 
deskartellamt das Vorhaben der Metro, ihren Anteil 
am Grundkapital der Kaufhof AG durch Erwerb wei- 
terer Aktien auf 25 % zu erhöhen, mit der Begrün- 
dung untersagt, durch den Zusammenschluß werde 
die marktbeherrschende Stellung der Metro als An- 
bieter auf den räumlich relevanten C -I- C-Großhan- 

deJsmärkfen verstärkt. ^38) Die gegen die Untersa- 
gungsverfügung eingelegte Beschwerde wies das 
Kammergericht mit Beschluß vom 16. Oktober 1984 
zurück. Die hiergegen eingelegte Rechtsbe- 
schwerde führte zur Aufhebimg des Beschlusses des 
Kammergerichts durch den Bimdesgerichtshof und 
Zurückverweisung zur erneuten Verhandlung an das 
Kammergericht.140) Der Bundesgerichtshof sah es als 
nicht hinreichend erwiesen an, daß institutionelle Un- 
terschiede der Annahme eines einheithchen Marktes 
von C -I- C -Großhandel und den übrigen Anbietern 
von Food-Erzeugnissen entgegenstünden. Entschei- 
dend sei, ob die Marktgegenseite wirtschafthch sinn- 
volle Bezugsaltemativen, d. h. im wesenüichen 
gleichwertige Ausweichmöghchkeiten zur Verfügung 
habe. Es spreche zunächst nichts dagegen, daß der 
C -I- C-Großhandel mit dem Sortiments- und Fachzu- 
stellgroßhandel sowie den großflächigen Einzelhan- 
delsgeschäften austauschbar sei. Die in Betracht kom- 
menden Kundengruppen hätten kein orginäres Inter- 
esse an einer bestimmten Belieferungsform der von 
ihnen nachgefragten Waren. 

ln der erneuten Tatsacheninstanz vor dem Kammer- 
gericht wurde mit einer demoskopischen Untersu- 
chung der Frage nachgegangen, welche Beschaf- 
fungsalternativen kleingewerbhche Verbraucher und 
Wiederverkäufer haben. Zu diesem Zweck wurden 
ca. 170 entsprechende Verbraucher, ausgewählt aus 
Metro-Kunden im Einzugsgebiet zweier Metro-Be- 
triebe, befragt. Die Untersuchung ergab, daß etwa 
zwei Drittel derC -h C - Großhandelskunden regelmä- 


135) kg, WuW/E OLG 3917 ff. 

136) BGH, WuW/E BGH 223 1 ff. 

is"^) Vgl. Monopolkommission, Die Konzentration im Lebens- 
mittelhandel, Sondergutachten 14, Baden-Baden 1985, 
Tz. 209. 

138) BKartA, WuW/E BKartA 2060 ff. 

139) KG, WuW/E OLG 3367 ff. 

140) BGH, WuW/E BGH 2231 ff. 
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ßig den Fach- bzw. Spezialgroßhandel zur Beschaf- 
fung nutzen und von den regehnäßigen Kunden des 
C + C-Großhandels 23 bzw. 56 % mehr als 20 % ihres 
Foodbedarfs beim Fach- und Spezialgroßhandel dek- 
ken. Das Angebot des Fach- und Spezialgroßhandels 
kann daher als „marktgleichwertig " mit dem Angebot 
des C -f C-Großhandels im Sinne der Ausführung des 
Bundesgerichtshofes angesehen werden. Mit der em- 
pirischen Untersuchung war die Annahme des Kar- 
tellamtes widerlegt, der C + C-Großhandel sei durch 
institutioneile Besonderheiten gekennzeichnet und 
damit ein eigener Markt. 

447. Unter Einbeziehung des Fach- und Spezial- 
großhandels erzielte die Metro in den räumlich rele- 
vanten Märkten Marktanteile von 16,68 % bzw. 
20,24 %. Damit konnte das Bundeskartellamt eine 
marktbeherrschende Stellung der Metro als Anbieter 
für Großverbraucher und Wiederverkäufer nicht mehr 
feststellen, vor allem auch wegen des umfangreichen 
Randwettbewerbs durch herstellereigenen Vertrieb 
(Brauerei und Frischdienste). 

Im Nachfragebereich war das Bundeskartellamt zu- 
nächst von einer marktbeherrschenden Stellung der 
Metro als Food-Nachfrager im Sinne von § 22 Abs. 1 
Nr. 2 GWB ausgegangen. Die Ermittlungen in dem 
Verfahren ergaben jedoch, daß die Handelsleistun- 
gen der Metro zumindest in ihren wesenthchen 
Schwerpunktbereichen unter Umständen leicht von 
Herstellern selbst sowie von Spezialgroßhändlem er- 
bracht werden können bzw. erbracht werden. Eine 
weitere Durchführung des Beschwerdeverfahrens er- 
schien wenig aussichtsreich. Das Bundeskartellamt 
hob die Untersagungsverfügung auf. 


2.7.6.2 Der Fall Co op/Wandmaker 

448. Die co op AG meldete beim Bimdeskartellamt 
im März 1984 das Vorhaben an, einen 25,2%igen An- 
teü an der Helmut Wandmaker GmbH zu erwerben 
und diese Beteüigung letztlich auf 100 % zu erhöhen. 
Nach Ansicht des Bundeskartellamtes verstärkte der 
Zusammenschluß eine bestehende marktbeherr- 
schende Stellung auf einigen räumhchen Absatz- 
märkten und ein marktbeherrschendes Ohgopol auf 
dem Beschaffungsmarkt. 

449. Nach dem vom Bundes kartellamt vertretenen 
Sortiments gedanken gehört zum sachlich relevanten 
Markt der Sortimentseinzelhandel nüt Nahrungs- und 
Genußmitteln einschheßhch der in diesem Bereich ty- 
pischen Sortimentsteüe an Wasch-, Putz-, Reinigimgs- 
und Körperpflegenüttel. Der Facheinzelhandel und 
das Lebensmittelhandwerk seien nicht zum sachhch 
relevanten Markt^'^i) zu rechnen, da diese wegen des 
fehlenden Vollsortiments allenfalls einen Randwett- 
bewerb ausüben könnten. Bei der räumhchen Markt- 
abgrenzimg sei zu berücksichtigen, daß infolge der 
Sogwirkung einem zentralen Ort Kaufkraft aus dem 
Umland zufheße, im Umland angesiedelte kleinflä- 
chige Betriebe könnten die Sogwirkung derartiger 
zentraler Orte durch ihr Marktverhalten nicht nen- 
nenswert beeinflussen. ^^2) 


141) Vgl. BKartA, WuW/E BKartA 2022, 2024. 

142) BKartA, WuW/E BKartA 2161, 2162. 


450. Die Abgrenzung des sachlich relevanten 
Marktes wird von der Monopolkommission nicht ge- 
teüt.143) In der vom Bundeskartellamt vorgenomme- 
nen Marktabgrenzung sieht die Komnüssion die Auf- 
gabe des Bedarfsmarktkonzepts. 1^4) Die Märkte sind 
nach Produktgruppen (z. B. Backwaren, frische 
Fleischwaren, Frischgemüse) abzugrenzen, wobei die 
Produkte innerhalb einer Gruppe in einem „weiten" 
Substitutionsverhältnis stehen. Die Kommission hat 
die Einbeziehung von Spezialläden bzw. Handwerk 
von den räumhchen Verhältnissen abhängig ge- 
macht. 

451. Das Kammergericht bestätigt die Auffassung 
des Bundeskartellamtes, daß auch das Lebensmittel- 
sortiment in seiner typischen Zusammensetzung als 
eine bestimmte Art von Waren im Sinne des § 22 
Abs. 1 GWB angesehen werden könne. Es hatte je- 
doch die Entscheidung des Bimdesgerichtshofs im 
Fähe Metro/Kaufhofi^^) zu berücksichtigen. Danach 
sind die Angebote aller auf dem Food- Sektor tätigen 
Unternehmen der Großhandels- und Einzelhandels- 
ebene mit einzubeziehen, auch wenn sie nur Teile des 
Food-Sortiments führen. Voraussetzung hierfür ist, 
daß die Unternehmen den in Betracht kommenden 
Abnehmern offenstehen und für diese eine wirtschaft- 
hch sinnvoUe Bezugsaltemative bieten. Das Kammer- 
gericht überträgt die vom Bundesgerichtshof entwik- 
kelten Beurteilungsgrundsätze auf den Lebensnüttel- 
einzelhandel und bezieht daher bei der Bestimmung 
des Marktvolumens auch die Umsätze des Spezial- 
handels, des Fachhandels und des Handwerkes ein. 
Nach Ansicht des Kammergerichts stellen die ge- 
nannten Handelszweige für den Verbraucher eine 
wirtschaftiich sinnvolle Alternative zum Sortiments- 
einzelhandel dar. 

452. Nach Auffassung der Monopolkommission 
führt diese Rechtsauffassung zu einer in sich wider- 
sprüchlichen Marktabgrenzung. Wird ein Sortiment 
als Ware im Sinne des Gesetzes und damit als Markt- 
gegenstand angesehen, so können Spezialhandel und 
das Handwerk wegen ihres begrenzten Angebotes 
nicht einbezogen werden. Das ist nur sinnvoll, wenn 
der Markt nach Produkten oder Produktgruppen ab- 
gegrenzt wird.^^®) 

453. Auch die vom Bundeskartellamt vorgenom- 
mene räumliche Marktabgrenzung hat das Kammer- 
gericht nicht bestätigt. Für die räumüche Marktab- 
grenzung sei der Versorgungsbereich des Unterneh- 
mens bestimmend, dessen Marktstärke zu prüfen sei. 
Auch Anbieter aus dem Umland dienten dem Ver- 
braucher als Ausweichsalternative, so daß die auf die 
jeweihgen Stadt grenzen bezogene räumhche Markt- 
abgrenzung zu eng sei. 

454. Das Bundeskartellamt vertritt, wie auch die Mo- 
nopolkommission, die „Bündeltheroie" Hiernach 
werden die Volumina mehrerer durch den Zusam- 


143) Vgl. hierzu Monopolkommission, Sondergutachten 14, 
a. a. O., Tz. 90ff. 

144) Vgl. hierzu auch Monopolkommission, Hauptgutachten 
1984/1985, a. a. O., Tz. 422ff. 

145) BGH, WuW/E BGH 2231, 2234. 

146) vqi Monopolkommission, Sondergutachten 14, a. a. O., 
Tz. 90-92. 

147) Ebenda, Tz. 96. 
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menschluß betroffener, im engen wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehender Einzelmärkte zusammen- 
gefaßt. Die für den jeweiligen Einzelmarkt anwend- 
bare Bagatellmarktklausel nach § 24 Abs. 8 Nr. 3 
GWB kommt dann nicht zum Tragen. Das Kammerge- 
richt lehnt die Bündeltheorie ab, beruft sich auf den 
strikten Marktbezug der §§24 Abs. 1 und 24 Abs. 8 
Nr. 3 GWB und führt aus, daß die besagte Theorie 
„Anleihen" zugunsten des Bagatellmarktes bei ande- 
ren betroffenen Märkten vornehme und hierbei die 
dort fehlenden Eingriffsvoraussetzungen schaffe. Die 
Monopolkommission hat die Auffassung des Kammer- 
gerichts bereits in dem Hauptgutachten 1984/1985 im 
Zusammenhang mit der Entscheidung zu dem Zusam- 
menschlußfall Hussel/Mara eingehend erörtert und 
hierbei auf die Regierungsbegründung zur zweiten 
GWB -Novelle hingewiesen. Danach soll die Bagatell- 
marktklausel Zusammenschlüsse von der Fusions- 
kontrolle ausnehmen, wenn der Zusammenschluß auf 
einem gesamtwirtschaftlich unbedeutenden Markt zu 
einer marktbeherrschenden Stellung führt. ^^8) 

455 . Das Bundeskartellamt ging in seiner Untersa- 
gungsverfügung davon aus, daß das angemeldete Zu- 
sammenschlußvorhaben auf den räunüich relevanten 
Angebotsmärkten bereits bestehende marktbeherr- 
schende Stellungen verstärken würde. Gleichwohl 
bheb die allgemeine Auffassung nicht unberücksich- 
tigt, daß im Einzelhandel gegenwärtig erheblicher 
Wettbewerb bestehe. Das Amt begründete seine 
Marktbeherrschungsthese im Verfahren vor dem 
Kammergericht im wesentlichen mit zwei Argumen- 
ten: 

— Der bestehende scharfe Wettbewerb — insbeson- 
dere der Wettbewerb mit wechselnden Niedrig- 
preisangeboten, wie er von Verbrauchermärkten 
und Selbstbedienungs Warenhäusern praktiziert 
werde — sei durch leistungsfremde Elemente ge- 
prägt. Das aktuelle Wettbewerbsgeschehen könne 
deshalb nicht als wesentlicher Wettbewerb im 
Sinne des GWB anerkannt werden. 

— Ferner seien die Marktzutrittsschranken hoch. 
Zwar sei nicht auszuschließen, daß bundesweit tä- 
tige Filialunternehmen in bisher nicht bediente 
Regionalmärkte einträten. Nach Auffassung des 
Amtes könne aber dies nur dazu führen, daß sich 
auf den verschiedenen Regionalmärkten zuneh- 
mend identisch zusammengesetzte Oligopole bil- 
den. Nahehegende Folge seien gesteigerte Rück- 
sichtnahme und verringerte Wettbewerbsintensi- 
tät. i49) 

456 . Demgegenüber hat das Kammer gericht die 
Auffassung vertreten, daß auf den relevanten 
Märkten gegenwärtig wesentlicher Wettbewerb be- 
stehe, der — strukturell bedingt — auch nach dem 
beabsichtigten Zusammenschluß fortbestehen werde. 
Die Anbietermärkte des Lebensmittelhandels seien 
gegenwärtig durch einen intensiven Preis Wettbewerb 
gekennzeichnet, der sich nicht auf Sonderangebote 
oder Angebote zu nicht kostendeckenden Preisen be- 


148) Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, a. a, O., 
Tz. 426ff., 428. 

149) Vgl. BKartA, WuW/E BKartA 2022, 2026ff. „Zum bösen 
Wolf". 


schränke. ^^0) Das Kammergericht hält der Annahme 
erhebhcher Marktzutrittsschranken entgegen, daß 
der Prozeß des gegenseitigen Durchdringens der 
räumhchen Märkte mit dem Ziel flächendeckend opti- 
maler Betriebsgrößen für die Dauer des maßgebhchen 
Prognosezeitraums für wesenthchen Wettbewerb im 
Lebensmittelhandel spreche. Wegen bestehender 
Überkapazitäten, stagnierender Nachfrage und des 
Streb ens n^ch günstigen Standorten sei ein reaktions- 
verbundenes Verhalten der führenden Oligopohsten 
im Wege einer „Friedensstrategie" nicht zu erwarten 
und auch nicht praktisch durchsetzbar. 

457 . Das Bundeskartellamt hat bislang auch zur Er- 
fassung der Nachfragemacht im Handel den sachlich 
relevanten Markt nach dem typischen Sortiment des 
Lebensmittelhandels (Food-Erzeugnisse einschließ- 
hch typisches Randsortiment) abgegrenzt. Entschei- 
dend für die Beurteüung der Marktstellung seien je- 
doch nicht die Anteile, die ein Nachfrager oder eine 
Gruppe von Nachfragern an der Gesamtnachfrage 
nach einzelnen Produkten oder nach eng begrenzten 
Produkt gruppen auf sich vereinige. Die Marktstärke 
als Nachfrager solle vielmehr durch das Absatzpoten- 
tial bestimmt werden, das ein Handelsunternehmen 
den Lieferanten in quantitativer, aber auch in qualita- 
tiver Hinsicht erschließen oder beschränken 
könne. ^^ 2 ) Bundeskartellamt grenzt den Markt 
damit aus dem Blickwinkel des Unternehmens ab, 
dessen Marktstärke untersucht wird. Darüber hinaus 
sah es die dem marktbeherrschenden Nachfrageoli- 
gopol angehörenden Unternehmen für die überwie- 
gende Zahl der Hersteller als unverzichtbar an, weü 
diese mit jedem dieser Nachfrager getätigten Um- 
sätze entweder gar nicht oder nicht zu vergleichbaren 
Bedingungen durch zusätztiche Umsätze mit anderen 
Nachfragern kompensieren könnten, 

458 . Mit der Abgrenzung des relevanten Beschaf- 
fungsmarktes nach dem Sortimentskonzept wider- 
spricht das Bundeskartellamt nach den Darlegungen 
des Kammergerichts dem anerkannten Grundsatz, 
daß der Markt nicht aus dem Blickwinkel des Unter- 
nehmens abzugrenzen sei, dessen Marktstärke unter- 
sucht werde, sondern aus dem der Marktgegenseite. 
Wenn die Marktmacht eines Nachfragers geprüft 
werde, sei die Sicht des Anbieters maßgebend. Die 
Bildung eines Sortimentsmarktes scheide aus. Kein 
Lebensmittelhersteller oder Lieferant verfüge über 
eine tatsächtiche oder potentielle Produktpalette, die 
sämtiiche vom Lebensmittelhandel nachgefragten Ar- 
tikel oder auch nur einen wesenthchen Teü davon 
umfasse. Vielmehr sei eine Speziahsierung auf Pro- 
dukte bzw. Produktgruppen nötig. Die Einzelmärkte 
seien nach Maßgabe identischer und verwandter Pro- 
dukte abzugrenzen, wobei übhche Angebotshäufun- 
gen zu berücksichtigen seien und eine Zusammenfas- 
sung erforderhch machen könnten. Das Bundeskar- 
tellamt habe sich an der falschen Marktseite orien- 
tiert, Das Kammergericht ist im Gegensatz zum 
Bundes kartellamt ferner der Ansicht, daß auch die 
Gastronomie und gewerbhche Weiterverarbeiter zu- 

150) kg, WuW/E OLG 3917, 3924. 

151) KG, WuW/E OLG 3917, 3926. 

152) BKartA, WuW/E BKartA 2161, 2165. 

153) BKartA, WuW/E BkartA 2161, 2168. 

154) kg, WuW/E OLG 3917, 3927. 


202 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


mutbare Ausweichmöglichkeiten für Lebensmittel- 
hersteller böten. Exporte der Lebensmittelindustrie 
müßten mit in die Betrachtung einbezogen werden. 
Immerhin betrage der Exportanteil der deutschen 
Nahrungsmittelindustrie 12%. 

459 . Nach den Feststellungen des Bundeskartellam- 
tes stehen die Handelsunternehmen Aldi, EDEKA, 
Metro, REWE, Tengelmann und die co op-Gruppe als 
Nachfrager untereinander nicht im wesentlichen 
Wettbewerb und bilden daher ein Oligopol im Sinne 
des § 22 Abs. 2 GWB. Nach dem vom Bundeskartell- 
amt entwickelten ünverzichtbarkeitskonzept bestehe 
ein wesentlicher Nachfragewettbewerb nicht, weil die 
Nachfrager aufgrund ihres Nachfragevolumens oder 
im Einzelfall noch aufgrund anderer Faktoren (Zu- 
gang zu besonderen Abnehmergruppen, regionale 
Marktstellung, Ubiquität) für den Hersteller ein derar- 
tig bedeutendes Absatzpotential darstellten, daß die 
Mehrheit der Hersteller diesen Nachfragern nur unter 
Inkaufnahme erheblicher wirtschaftlicher Nachteile 
ausweichen könne. 

Das Kammergericht hat die Unverzichtbarkeitsdok- 
trin abgelehnt. Das Konzept ziele darauf ab, Elemente 
des § 26 Abs. 2 Satz 2 GWB zur Begründung von 
Marktbeherrschung heranzuziehen. § 22 GWB hebe 
jedoch auf die Stellung eines Unternehmens am 
Markt, d. h. auf das Verhältnis zu allen seinen Wett- 
bewerbern und zur Gesamtheit der Unternehmen auf 
der Marktgegenseite ab. Nur der Nachfrager, der auf 
die andere Marktseite insgesamt einwirken könne, 
beherrsche den Markt, Es sei verfehlt, einzelne bilate- 
rale Geschäftsbeziehungen zu untersuchen und dort 
bestehende Machtverhältnisse zur Grundlage der er- 
forderlichen Entscheidung zu machen. Das Kammer- 
gericht geht ferner davon aus, daß zwischen den Un- 
ternehmen der Spitzengruppe des Lebensmittelhan- 
dels erheblicher Wettbewerb im Rahmen der Nachfra- 
gerposition besteht. 1^®) 

Das Kammergericht hat im Ergebnis mit einer ähnli- 
chen Argumentation wie die der Monopolkommis- 
sion die Untersagungsverfügung des Bundeskar- 
tellamtes aufgehoben. Fusionsfälle im Handel können 
daher künftig nur dann untersagt werden, wenn sich 
regionale Angebotsmärkte mit marktbeherrschender 
Stellung bilden. Die Wettbewerbsverhältnisse auf der 
Nachfrageseite geben nach der Rechtsprechung vor- 
läufig keinen Anlaß für eine Untersagung. 


2.7.7 Auswirkungen auf die Kartellamtspraxis 

460 . Das Bundeskartellamt sieht wegen der anhal- 
tenden Konzentration im Handel unverändert seine 
Aufmerksamkeit in der Kartellrechtsanwendung ge- 
fordert. Nach den Angaben im Tätigkeitsbericht des 
Bundeskartellamtes für die Jahre 1985/1986158) 
knapp ein Viertel aller beim Bundeskartellamt ange- 
meldeten Zusammenschlüsse im Handel vollzogen. 
Von den in den Jahren 1985/86 347 übernommenen 


155 ) BKartA, WuW/E BKartA 2161, 2166. 

156) KG, WuW/E OLG 3917, 3937. 

157) Vgl. im einzelnen Monopolkommission, Sondergutach- 
ten 14, a. a. O., Tz. 90ff. 

158) BKartA TB 1985/1986, a. a. O., S. 7. 


Handelsunternehmen erfolgten 68 im Bereich des Le- 
bensmittelhandels mit einem Umsatzpotential von 
über 6 Mrd. DM. Anders als in den früheren Jahren 
haben sich die führenden Handelsgruppen an den 
Zusammenschluß Vorgängen zunächst nur mit wettbe- 
werblich bedeutungslosen Übernahmen beteiligt. Das 
Bundeskartellamt führt diesen Umstand auf die zwi- 
schenzeitliche Intensivierung der Fusionskontrolle im 
Handel zurück. 

Nach Untersuchungen des Bundeskartellamtes hat es 
in der Zeit von 1980 bis 1986 im deutschen Lebensmit- 
telhandel 1 98 Zusammenschlüsse mit einer Über- 
nahme von Umsätzen in Höhe von 16 Mrd. DM gege- 
ben. Die führenden Gruppen Leibbrand, REWE, Ten- 
gelmann, CO op, EDEKA und Metro haben allein in 
dieser Zeit 118 Zusammenschlüsse mit einem Um- 
satzvolumen von 7,7 Mrd. DM durchgeführt. In den 
Zahlen sind auch gruppeninteme Erwerbsvorgänge 
enthalten, etwa die Übernahme der selbständigen co 
op-Untemehmen in Hamburg, Berlin und Kassel 
durch die co op AG oder die Zusammenlegung von 
genossenschaftlichen Großhandlungen bei EDEKA 
und REWE. Werden die gruppeninternen Erwerb svor- 
gänge herausgerechnet, so ermäßigt sich die Gesamt- 
zahl der Zusammenschlüsse auf 178 und des über- 
nommenen Umsatzes auf 12 Mrd. DM. 

Allein im Januar bis August 1987 hat es 47 Zusam- 
menschlüsse im Lebensmittelhandel einschl. grup- 
peninteme Erwerbsvorgänge mit einem erworbenen 
Umsatzvolumen von 22,1 Mrd. DM gegeben. Berei- 
nigt man diese Zahlen um die gruppenintemen Er- 
werbsvorgänge, so ergeben sich 42 Zusammen- 
schlüsse mit einem Gesamtvolumen von 
19,99 Mrd. DM. Ohne gruppeninterne Erwerbs Vor- 
gänge erreicht allein die Metro mit drei Zusammen- 
schlüssen einen Umsatzerwerb von 10 Mrd. DM, die 
Gmppe ASKO/Schaper mit drei Zusammenschlüssen 
einen Umsatzerwerb von 6,7 Mrd. DM. Leibbrand, 
REWE, Tengelmann, co op und die EDEKA-Gmppe 
erzielen mit 23 Zusammenschlüssen einen Umsatzer- 
werb von insgesamt 1,86 Mrd. DM. 

Das Bundeskartellamt schließt aus diesen Zahlen, daß 
sich insbesondere bei den sechs größten Erwerbern 
ein Zusammenschlußpotential auf gebaut habe, das 
sich infolge der neuen Rechtsprechung nunmehr aus- 
gewirkt habe. In der Zeit von 1983 bis 1985 hatten sich 
die größten Unternehmen des Lebensmittelhandels 
nur in sehr geringem Umfang an Zusammenschlüssen 
beteiligt. Zunächst konnten die kleinen oder mittleren 
Unternehmen in diesem Zeitraum ihren Abstand zu 
den Großunternehmen durch eigene Erwerbungen 
verringern. Im Zeitraum von Januar bis August 1987 
erreichen kleine und mittlere Unternehmen mit 
13 Zusammenschlußfällen eine Umsatzerhöhung 
durch Zusammenschlüsse in Höhe von 1,3 Mrd. DM 
und damit nur noch eine unbedeutende Randposition. 
Nach Auffassung des Bundeskartellamtes ist die 
Chance kleinerer und mittlerer Unternehmen, ihre 
Position im Verhältnis zu den Großunternehmen des 
Lebensmittelhandels durch Zusammenschlüsse zu 
verbessern, durch die wiederauflebende Zusammen- 
schlußaktivität der sechs größten Lebensmittelhänd- 
ler ernsthaft gefährdet. Sie erwarben in den Jahren 
1985 bzw. 1986 jeweils 31 bzw. 26% der insgesamt 
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zugekauften Umsatzanteile, erreichten jedoch 1987 
ca. 63 % der durch Zusammenschluß erworbenen Um- 
sätze. 


2.7.8 Stellungnahme der Monopolkommission 

461 . Die vom Bundeskartellamt dargelegten Zahlen, 
die auch den Non-Food-Bereich erfassen, dürften 
keine weitere Zunahme der Anzahl der Zusammen- 
schlußfälle erwarten lassen. Die statistischen Werte 
des Jahres 1987 sind durch die umsatzmäßig heraus- 
ragenden Zusammenschlußfälle wie Metro/Kaufhof, 
ASKO/Schaper und ASKO/Massa gekennzeichnet. 
Der Zusammenschluß ASKO/Schaper ist noch unter 
der ursprünglichen fusionsrechtlichen Vorgehens- 
weise des Bundeskartellamts beurteilt worden. Eine 
Reihe von Zusammenschlußfällen ist im Hinbück auf 
die damals bevorstehenden Gerichtsentscheidungen 
in den Fällen co op/Wandmaker und Metro/Kaufhof 
zurückgestellt worden, In einigen Fällen wurden 
Anteüe der zum Verkauf anstehenden Handelsunter- 
nehmen vorübergehend bei Banken „geparkt", um 
die Entwicklung der Rechtsprechung abzuwarten. So 
wurden z. B. im Zusammenschlußfall Overpart 
(Metro) /Hurler die Anteile an Hurler durch die 
WestLB bereits im Jahre 1986 übernommen, um sie 
gegebenenfaUs später an die Metro- Gruppe weiter zu 
veräußern. Der Zusammenschluß Overpart (Metro)/ 
Hurler ist im April 1987 ohne Untersagung abge- 
schlossen worden. Allein Hurler erzielte im Jahre 1986 
Umsatzerlöse von ca. 1 ,4 Mrd. DM, wobei der 
Foodanteü etwa 60 % des Umsatzes erreichte. Damit 
wird die Auffassung der Bundesregierung ge- 
stützt,i® 0 ) daß die unternehmerischen Entscheidun- 
gen zur Durchführung der Zusammenschlußvorhaben 
bereits zu wesentüch früheren Zeitpunkten gefaßt 
worden sind, jedoch erst im Jahre 1987 zur Ausfüh- 
rung kamen. Damit kann die 1987 durch Zusammen- 
schlüsse bewirkte Umsatzkonzentration zumindest 
zum Teü auf eine abwartende Haltung der Unterneh- 
men zurückgeführt werden. Außerdem ist denkbar, 
daß Zusammenschlüsse in Erwartung einer Verschär- 
fung der Fusionskontrolle gerade im HinbÜck auf den 
Handel vorgezogen werden. 

462 . Ferner gewinnt die Monopolkommission aus 
der Akteneinsicht den Eindruck, daß sich die Ände- 
rung der Baunutzimgsverordnung im Jahre 1977 nun- 
mehr verstärkt auf die Zusammenschlußtätigkeit im 
Handel auswirkt. Die Monopolkommission hatte be- 
reits in ihrem Sondergutachten 14 i^i) die Knappheit 
an Standorten für großflächige Handelsbetriebe be- 
tont. Nach § 11 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung 
sind alle großflächigen Betriebsformen des Einzelhan- 
dels, die auf städtebauüche, landesplanerische raum- 
ordnerische Ziele sich nicht nur unwesentüch auswir- 
ken können, außer in Kemgebieten nur in für sie fest- 
gesetzten Sondergebieten zulässig. Aus Sorge um die 

159J Ygi etwa den Zusammenschlußfall Euro-Markt REWE 
Handelsgesellschaft Leibbrand KG, Berlin/Erwerb des Ge- 
schäftsbetriebs der Gebr. Manns-Gruppe, Berlin. 

1^) Antwort auf die schriftliche Anfrage des Abgeordneten 
Hinsken zur Fusionsentwicklung im Lebensmittelhandel 
am 10. 8. 1987, WuW 1987, S. 905. 

Monopolkommission, Sondergutachten 14, a. a. O., 
Tz. 119, 


Attraktivität von Stadtzentren, sind Ansiedlungsvor- 
haben für großflächige Handelsbetriebe (jetzt über 
1 200 qm) in der Peripherie nur noch bei Nachweis 
eines konkreten Bedarfs genehmigungsfähig. In den 
Jahren 1986 und 1987 sind zunehmend Fälle feststell- 
bar, in denen ledigüch einige Lebensmittelbetriebe 
oder -Standorte zwischen den großen Unternehmen 
des Lebensmitteleinzelhandels ausgetauscht bzw. 
von kleineren Lebensmittelketten zugekauft wurden. 
Standorte mit großen Verkaufsflächen sind nur be- 
schränkt verfügbar und können anscheinend nur 
durch Zusammenschlußvorhaben erworben werden. 
Ferner geht die Monopolkommission nach wie vor 
davon aus, daß eine Liberalisierung der Ladenschluß- 
zeiten wesentüche Wettbewerbsimpulse auslösen 
würde. ^®2) 

463 . Mögücherweise werden Standorte des Lebens- 
mitteleinzelhandels vermehrt auf gegeben, weil sie 
sich nicht in das Konzept des veräußernden Unterneh- 
mens einfügen. Mit der Veräußerung und dem Erwerb 
von einzelnen Betrieben des Lebensmitteleinzelhan- 
dels scheinen die Unternehmen zunehmend den Plan 
einer Arrondierung ihres logistischen Systems zu ver- 
folgen. Zudem ziehen sich einige Handelsunterneh- 
men von dem hart umkämpften Lebensmitteleinzel- 
handelsmarkt zurück. So hat Quelle im Jahre 1986 ca. 
17 Läden an die führenden Lebensmittelhandelsim- 
temehmen Tengelmann, EDEKA, etc. veräußert. Die 
Läden wurden nach den Wünschen der zuständigen 
Beschlußabteilung des Bundeskartellamtes auf ver- 
schiedene Erwerber auf geteilt. Im Jahre 1987 hat sich 
die Werhahn- Gruppe vollständig aus dem Lebensmit- 
teleinzelhandel zurückgezogen. Mit der Veräußerung 
durch Werhahn soll den Fiüalbetrieben der Weg in 
einen größeren Verbund geöffnet werden. Die erwer- 
bende CO op AG sieht in den von der Werhahn-Gruppe 
erworbenen Lebensmittelfiüalen eine ideale regio- 
nale Ergänzung der Lebensmittelaktivitäten der co 
op-Gruppe. Durch den Zusammenschluß erzielte die 
co Op-Gruppe einen Umsatzzuwachs von 
1,1 Mrd. DM. 

464 . In der Reihenfolge der Gruppe der Großunter- 
nehmen haben sich Veränderungen ergeben. Im 
Jahre 1983 erzielte ASKO noch einen Umsatz von 
1,0 Mrd. DM163) und zählte damit zu den mittleren 
Unternehmen. ASKO wird im Jahre 1985 ein Umsatz 
von 2,957 Mrd. DM und der zwölfte Rang zugeschrie- 
ben; 1986 erreicht sie den fünften Rang mit einem 
Umsatz von 10,426 Mrd. DM.164) Nach wie vor ist Aldi 
Marktführer, ein Unternehmen, das seine Marktstel- 
lung ausschüeßüch durch internes Wachstum erreicht 
hat mit einer Discountstrategie, die ein begrenztes 
Warensortiment in Läden kleinerer bis mittlerer Flä- 
che und ein dauerhaft niedriges Preisniveau bietet. 
Den zweiten Rang nimmt inzwischen die Metro- 
Gruppe ein mit einem geschätzten Umsatz von 

162 ) Vgl, hierzu Monopolkommission, Sondergutachten 14, 
a. a. O., Tz. 202 f. 

163) Pie nachfolgenden Umsatzzahlen entstammen Glendin- 
ning & Lehning GmbH, Umsatzkonzentration im Lebens- 
mittelhandel 1987/88, Diese Zahlen differieren zu den Er- 
hebungen der Monopolkommission in Kapitel III wegen ei- 
ner anderen methodischen Vorgehensweise; vgl, Tz. 249 ff. 
und 260 ff. 

164) Pie Umsätze von ASKO, Schaper und Massa wurden be- 
reits addiert. 
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18,3 Mrd. DM.165) Andere, bislang unbekannte Han- 
delsunternehmen, wie etwa die Kafu-Wassmund- 
Gruppe, schheßen mit erhebhchen Umsatzzuwächsen 
zur Spitzengruppe auf. Kafu-Wassmund erzielte im 
Jahre 1986 bereits einen Umsatz von 1,3 Mrd. DM. 


Die Umsätze von Metro, Kaufhof und Hurler wurden bereits 
addiert. 


Kafu weist 1985 einen Umsatz von 420 Mio. und Wass- 
mund einen von 168 Mio. DM aus. 

Diese Verschiebungen innerhalb der Spitzengruppe 
der Lebensmittelhandelsunternehmen weisen nach 
Auffassung der Monopolkommission auf einen nach 
wie vor lebhaften Wettbewerb der Lebensmittelein- 
zelhandelsuntemehmen hin und lassen eine Tendenz 
zur Bildung eines reaktionsverbundenen Nachfrage- 
ohgopols nicht erkennen. 
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KAPITEL V 

Konzentration und Wettbewerb im Medienbereich 


1. Einführung 

465. Seit dem Zweiten Hauptgutachten berichtet die 
Monopolkommission über die Entwicklung der Kon- 
zentration in der Pressewirtschaft. Den Anstoß für die- 
sen Bericht heferte ein Gutachtenersuchen der Bun- 
desregierung aus dem Jahre 1977. Darin wurde die 
Monopolkonunission beauftragt, ein Gutachten über 
„Stand und Entwicklung der Untemehmenskonzen- 
tration in der Presse unter besonderer Berücksichti- 
gung der Beteüigungsverhältnisse bei Presseunter- 
nehmen" zu erstatten und diesen Bericht in ihren 
Zweijahresgutachten fortzuschreiben. Sowohl 1977 
als auch 1983 war der Versuch der Monopolkonunis- 
sion, in einer empirischen Erhebung insbesondere 
den Beteüigungsbesitz von und an Presseuntemeh- 
men zu ermitteln, wegen mangelnder Mitwirkung der 
Presseverleger gescheitert. Die Fortschreibung der 
Untersuchungen zur Pressekonzentration erfolgt da- 
her ledighch auf der Grundlage der vom Statistischen 
Bundesamt aus den jährhchen Erhebungen zur Pres- 
sestatistik errechneten Konzentrationsraten des Um- 
satzes von Presseuntemehmen und der Auflage von 
Presseobjekten. Diese Berichterstattung zur Presse- 
konzentration wird in Abschnitt 2 dieses Kapitels 
ohne konzeptionelle Veränderungen fortgesetzt. 

466, In den letzten beiden Hauptgutachten berich- 
tete die Monopolkommission auch über die Entwick- 
lung der Neuen Medien, wobei vor allem die Darstel- 
lung der Entwicklungsphasen, die Entscheidungspra- 
xis des Bundeskartellamts sowie die mediengesetzh- 
chen und -rechtüchen Rahmenbedingungen im Vor- 
dergrund standen. Zu diesem Themenbereich äußert 
sich die Monopolkommission erneut in Abschnitt 3 
und 4 dieses Kapitels. 


2. Konzentrationsentwicklung in der Presse- 
wirtschaft 

2.1 Die wirtschaftliche Bedeutung des Presse- 
bereichs 

467. In einer Sonderauswertung der Pressestatistik, 
die das Statistische Bundesamt seit 1975 veröffent- 
hcht,i) werden Konzentrationsraten der jeweils um- 
satzstärksten Unternehmen bzw. der auflagenstärk- 
sten Presseobjekte berechnet. Nach Maßgabe des Ge- 
setzes über eine Pressestatistik (vom 1. April 19752)) 
werden alle Unternehmen erfaßt, die Zeitungen oder 
Zeitschriften verlegen, ohne daß jedoch die Verlagstä- 
tigkeit notwendigerweise den Schwerpunkt der wirt- 


1) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachseriell, Reihe 5, 
Presse, Stuttgart/Mainz. 

2) BGBl. I, S. 777. 


schaftiichen Unternehmenstätigkeit darstellt.^) Inso- 
fern bildet die Pressestatistik einen Sonderfall gegen- 
über anderen Wirtschaftsstatistiken, in denen die sta- 
tistische Zuordnung von Unternehmen zu bestimmten 
Wirtschaftsbereichen vom Schwerpunkt der wirt- 
schaftlichen Betätigung abhängig gemacht wird. Als 
Unternehmen gilt die kleinste rechtliche Einheit, die 
aus handeis- bzw. steuerrechtlichen Gründen Bücher 
führt. Untemehmensverflechtungen (entsprechend 
der Untersuchung der aggregierten Konzentration in 
Kapitel III), die im Mittelpunkt des ursprünghchen 
Untersuchungsauftrags der Monopolkommission 
standen, können aus den Daten der Pressestatistik 
nicht untersucht und ausgewiesen werden. 

468. Die Pressestatistik 1985 weist für den 31. De- 
zember 304 Zeitungsverlage aus; dies ist der niedrig- 
ste Stand seit Beginn der Pressestatistik im Jahre 1975 
bei einer Untemehmensstruktur, die im Laufe der 
Jahre durch eine hohe Strukturkonstanz gekenn- 
zeichnet war. Die Zeitungsverlage geben 324 Zeitun- 
gen heraus; das entspricht 90 % der insgesamt 
357 Hauptausgaben von Tageszeitungen. Der Trend 
zur Abnahme der Anzahl von Hauptausgaben von 
1975 hält damit auch weiterhin an. Dagegen haben 
die zugeordneten Nebenausgaben weiter erhebhch 
zugenonunen und nüt 896 den höchsten Stand seit 
Bestehen der Pressestatistik erreicht. 

Seit 1975 hat es eine stetige Zunahme der Zeitschrif- 
tenverlage und ihrer Objekte gegeben, die sich auch 
im Berichtszeitraum fortsetzt. 1985 wurden 6 893 Zeit- 
schriften verlegt, davon 4 446 bei den 1 497 Zeitschrif- 
tenverlagen. Die übrigen Zeitschriften werden von 
Unternehmen verlegt, deren Umsatzschwerpunkt au- 
ßerhalb des Verlags von Zeitschriften liegt. 

Mit der Anzahl der Zeitschriften stieg auch deren Auf- 
lage kontinuierhch auf 268,3 Mio. Exemplare im Jahre 
1985 (4. Quartal). Auf die Publikumszeitschriften, de- 
ren Anzahl und Auflage bisher ebenfcdls stetig ange- 
stiegen war, entfielen davon 104,8 Mio. Exemplare, 
was einen Stillstand bei der Auflagenzunahme bedeu- 
tet. Im Berichtszeitraum sank die Zeitungsauflage ge- 
ringfügig auf 25,4 Mio. Exemplare. Aus Tabelle 1 läßt 
sich die durchschnittliche Auflage pro Objekt berech- 
nen: Bei den Tageszeitungen ergibt sich ein Wert von 
71 Tsd. pro Hauptausgabe, der für Abonnementszei- 
tungen mit unter 50 Tsd. wesentiich niedriger als bei 
den Straßenverkaufszeitungen mit fast 600 Tsd. aus- 
fällt. Für die Zeitschriften ergibt sich eine Durch- 
schnittsauflage von knapp 40 Tsd. (Pubhkumszeit- 
schriften: über 80 Tsd.) Exemplaren pro Objekt. 

469. Der Umsatz der 304 Zeitungsunternehmen be- 
trug 1985 13,1 Mrd. DM, derjenigen der 1 497 Zeit- 

3) Zur Abgrenzung der in der Pressestatistik erfaßten Unterneh- 
men vgl. Fn. 1 zu Tz. 473. 
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Schriftenverlage 10,5 Mrd. DM. Die Umsätze der Zei- 
tungs- und der Zeitschriftenunternehmen haben seit 
1975 stetig zugenommen. Dabei sind auch im Be- 
richtszeitraum in den Umsatzgrößenklassen mit über 
25 Mio. DM pro Jahr die Zeitungsverlage häufiger als 
die Zeitschriftenverlage vertreten. 

Die Umsätze pro Objekt sind sowohl bei den Haupt- 
ausgaben der Zeitungen wie auch bei den Zeitschrif- 


ten seit 1981 angestiegen. Für die Zeitungen lassen 
sich nach den Angaben für 1985 über 29 Mio. DM pro 
Ausgabe errechnen; die Streubreite zwischen Abon- 
nementszeitungen mit 26,5 Mio. DM und Straßenver- 
kaufszeitungen mit 84,5 Mio. DM pro Objekt ist dabei 
beträchtlich. Bei Zeitschriften liegt der entsprechende 
Wert bei 1,5 Mio. DM pro Ausgabe (bzw. 4,4 Mio. DM 
bei Publikumszeitschriften) . 


Tabelle 1 

Ausgewählte Strukturdaten der Pressewirtschaft für 1975 bis 1985 
1. Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen 



Anzahl i) 

1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

Unternehmen insgesamt 

1 881 

2 265 

2 386 

2 493 

2 562 

2 647 

davon: Verlagsunternehmen 

1 538 

1 828 

1 943 

2 043 

2 100 

2 176 

— davon: Zeitungsverlage 

312 

311 

307 

311 

310 

304 

— davon: Zeitschriften Verlage 

955 

1 181 

1 279 

1 386 

1 443 

1 497 



Umsatz (Mio. DM) 

1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

Unternehmen insgesamt 

16 374 

20 346 

23 452 

25 608 

28 207 

31 032 

davon: Verlagsuntemehmen 

13 604 

17 153 

20 261 

22 682 

25 155 

27 175 

— davon: Zeitungsverlage 

6 590 

8 277 

9 688 

10 894 

12 314 

13 115 

— davon: Zeitschriftenverlage 

4 861 

6 350 

7 704 

8 513 

9 429 

10 530 



Beschäftigte!) 

1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

Unternehmen insgesamt 

202 043 

209 647 

219 684 

219 169 

226 336 

238 422 

davon: Verlagsuntemehmen 

173 088 

177 840 

187 077 

192 800 

203 705 

210 952 

— davon: Zeitungsverlage 

119 741 

119 670 

122 967 

124 297 

130 484 

134 308 

— davon: Zeitschriftenverlage 

35 245 

40 340 

45 356 

49 793 

56 050 

60 330 


2. Verlegte Zeitungen und Zeitschriften 



Anzahl !) 


1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

Haupt ausgaben von Tageszeitungen 


372 

370 

365 

359 

357 

(zugeordnete Nebenausgaben) 

davon: 


(830) 

(847) 

(851) 

(867) 

(896) 

— Abonnementszeitungen 


354 

352 

348 

343 

341 

— Straßenverkaufzeitungen 

19 

18 

18 

17 

16 

16 

Zeitschriften insgesamt 

davon: 

3 838 

5 087 

6 042 

6 486 

6 702 

6 893 

Pubhkumszeitschriften 

590 

850 

1 020 

1 284 

1 348 

1 282 
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noch Tabelle 1 



Auflage 2) (1 000 Stück) 


1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

Hauptausgaben von Tageszeitungen 

22 702 

23 983 

25 016 

25 094 

25 834 

25 439 

davon: 







— Abonnementszeitungen 

14 235 

14 573 

15 339 

15 969 

16 035 

16 101 

— Straßenverkaufszeitungen 

8 467 

9 409 

9 677 

9 125 

9 798 

9 338 

Zeitschriften insgesamt 

194 352 

207 561 

237 425 

251 900 

260 158 

268 332 

davon: 







— Publikumszeitschriften 

69 451 

79 055 

82 513 

99 066 

104 916 

104 477 




Redaktionelle Einheiten i) 3) 



1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

Hauptausgaben von Tageszeitungen 

120 

121 

126 

128 

129 

130 

davon: 

— Abonnementszeitungen 

107 

109 

114 

116 

118 

119 

— Straßenverkaufszeitungen 

13 

12 

12 

12 

11 

11 

Zeitschriften insgesamt 

2 548 

3 301 

3 686 

4 170 

4 368 

4 627 

davon: 

— Publikumszeitschriften 

513 

681 

814 

994 

1 022 

1 028 



Objektbezogener Umsatz (Mio. DM) 


1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

Hauptausgaben von Tageszeitungen 

5 393 

6 714 

8 034 

8 723 

9 765 

10 387 

davon: 







— Abonnementszeitungen 

4 676 

5 782 

6 961 

7 609 

8 419 

9 034 

— Straßenverkaufszeitungen 

717 

933 

1 073 

1 114 

1 346 

1 352 

Zeitschriften insgesamt 

4 766 

6 312 

7 535 

8 495 

9 383 

10 294 

davon: 







— Pubhkumszeitschriften 

2 790 

3 742 

4 340 

4 947 

5 403 

5 621 


Angaben für den 31. Dezember. 

2) Durchschnittliche Auflage je Erscheinungstag im 4. Quartal (bei Zeitungen: verkaufte Auflage; bei Zeitschriften: verkaufte und 
unentgeltlich abgegebene Auflage). Angaben für die Gesamtausgabe. 

3) Bei Zeitungen: Herstellung des Zeitungsmantels vollständig in eigener Redaktion. 

Bei Zeitschriften: verlagseigene Redaktion. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 11: Bildung und Kultur, Reihe 5: Presse, verschiedene Jahreshefte 


470 . Die Zahl der Beschäftigten ist sowohl bei den 
Zeitungs- wie auch bei den Zeitschriften Verlagen im 
Berichtszeitraum jeweils um etwa 4 Tsd. gewachsen. 
Damit setzt sich bei beiden Verlagstypen der Trend 
des letzten Berichtszeitraums fort. Die Anzahl der Be- 
schäftigten pro Unternehmen ist bei den Zeitungsver- 
lagen von 384 im Jahre 1975 auf über 442 im Jahre 
1985 gestiegen; bei den Zeitschriftenverlagen ergibt 
sich im gleichen Zeitraum ein Anstieg von 37 auf 


40 Beschäftigte pro Unternehmen. Die Divergenz die- 
ser Durchschnittswerte bei den verschiedenen Ver- 
lagstypen erklärt sich aus dem hohen Anteil eigener 
Druckleistungen sowie der personalintensiven Zustel- 
lung bei den Zeitungen. 

Tabelle 1 weist die wesentlichsten imternehmens- 
und objektbezogenen Kennziffern der Pressestatistik 
in ihrer Entwicklung seit 1975 aus. 
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2.2 Stand und Entwicklung der Konzentration von 
Umsatz und Auflage im Pressebereich 

2.2.1 Methodische Vorbemerkungen 

471 . Die Monopolkommission hat wiederholt auf die 
Einschränkungen der Aussagekraft von Sonderaufbe- 
reitungen aus amtlichen Statistiken hinge wriesen, de- 
nen auch die Darstellung der Pressekonzentration in 
Form der Konzentrationsraten unterliegt. Einmal han- 
delt es sich dabei um Abgrenzungsprobleme bei den 
einzelnen Arten von Presseobjekten und hier insbe- 
sondere bei der sehr heterogen zusammengesetzten 
Kategorie der Zeitschriften, die sowohl politische Wo- 
chenblätter, Publikums- und Fachzeitschriften wie 
auch Kundenzeitschriften, Amts- und Anzeigenblät- 
ter enthält. Dazu gehören zum anderen aber auch 
Zuordnungsprobleme, die durch eine den Verlagen 
überlassene Selbsteinstufung innerhalb des Presse- 
statistikfragebogens verstärkt werden. Trotz dieser 

— auch mit anderen Statistiken vergleichbaren — 
Einschränkungen verbleibt nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission ein Aussagewert der Pressestatistik 
insbesondere im Hinblick auf die zeiüiche Entwick- 
lung der Pressekonzentration. 

472. Neben den Problemen der sachlichen Zuord- 
nung von Presseobjekten bestehen außerdem Gren- 
zen der Aussagefähigkeit durch systematische Män- 
gel, die auch bei anderen Wirtschaftsstatistiken vor- 
liegen. Hierzu kann ganz allgemein auf die methodi- 
schen Vorbemerkungen im Zusammenhang mit Son- 
deraufbereitungen der Industriestatistik in den bishe- 
rigen Hauptgutachten verwiesen werden. Für den 
Pressebereich besonders hervorzuheben sind: 

— Die räumliche Abgrenzung der Erhebung ist so 
weit, daß sie vielfach keinen Bezug zur räumlichen 
Marktabgrenzung aufweist. Dies güt insbesondere 
für die in der Mehrzahl lokal oder höchstens regio- 
nal verbreiteten Tageszeitungen. Die in der Kon- 
zentrationsrate enthaltene Messung bezieht somit 
häufig viele unterschiedliche wirtschaftliche und 
publizistische Teilmärkte ein. 

— Die Zuordnung der Merkmalsträger in der Presse- 
statistik zu rechtlichen Unternehmenseinheiten 
läßt wesentiiche Formen der wirtschaftiichen bzw. 
publizistischen Konzentration unberücksichtigt. 
Konzentrationsphänomene und wirtschaftiiche 
Vorgänge, die sich nicht als Veränderung bei den 
rechtlichen Einheiten auswrirken, lassen sich aus 
der Statistik nicht erkennen. Damit können auch 
nicht die intermediäre und die konglomerate Kon- 
zentration der Presseunternehmen statistisch aus- 
gewiesen werden. 


2.2.2 Die Umsatzkonzentration in der Presse 

473. Die Umsatzkonzentration bei Presseuntemeh- 
men kann — mit den erwähnten Einschränkungen — 
als Grobindikator für die wirtschaftliche Konzentra- 
tion aufgefaßt werden. 

In Tabelle 2 sind die Umsatzanteile der jeweils größ- 
ten, nach den verschiedenen Tätigkeitsschwerpunk- 


ten typisierten,^) rangmäßig gegliederten Untemeh- 
mensgruppen in der Entwicklung von 1975 darge- 
stellt. In Tabelle 3 werden die entsprechenden Anga- 
ben für 1985 weiter differenziert nach Umsatzarten 
ausgewiesen. 

474. Die in der Vergangenheit feststellbaren Trends 
der Entwricklung von Anzahl und Umsatz von Pres- 
seunternehmen haben sich auch im Berichtszeitraum 
unverändert fortgesetzt {Tabelle 2). Mit Ausnahme 
der Anzahl der Zeitungsuntemehmen ist in allen übri- 
gen Pressebereichen die Anzahl der Unternehmen 
gestiegen. Die Zunahme der Zeitschriftenuntemeh- 
men, die mit 54 Verlagen die gleiche Größenordnung 
wie der Anstieg im letzten Berichtszeitraum erreicht, 
ist zugleich bestimmend für den Zuwachs bei der Zahl 
der Unternehmen des Verlagsgewerbes bzw. der Un- 
temehmensgesamtheit, die Presseobjekte verlegt. 
Dagegen bildet sich die bisher seit 1975 stagnierende 
Zahl von Zeitungsunternehmen im Berichtszeitraum 
signifikant zurück, ln den verschiedenen von der Sta- 
tistik erfaßten Unternehmensgruppen ist seit 1983 ein 
Ums atz Wachstum festzustellen, bei dem die Zeitungs- 
verlage mit 6,5 % an der unteren Grenze liegen, wäh- 
rend die Umsätze der Zeitschriftenverlage mit fast der 
doppelten Rate gewachsen sind. 

475. Die Entwicklung der Konzentrationsraten der 
Untemehmensumsätze seit 1975 ist spiegelbüdlich 
zur Entwicklung der Untemehmenszahl. Während in 
allen anderen Unternehmensgruppen in den letzten 
beiden Jahren die Konzentration durchgängig ab- 
nimmt, haben die Konzentrationsraten bei den Zei- 
tungsunternehmen leicht zugenommen. Lediglich die 
Zeitschriftenuntemehmen weisen im Zeitablauf eine 
kontinuierliche Entwicklung auf. Bei diesen Unter- 
nehmen sind in allen Jahren seit 1975 alle Konzentra- 
tionsraten der jeweils 3, 6, 10, 25 und 50 größten Un- 


4) Innerhalb der Pressestatistik und der darauf aufbauenden 
Sonderauswertung werden Unternehmen aufgrund ihrer 
Umsatzstruktur klassifiziert und bestimmten Untemehmens- 
typen zugeordnet, deren Differenzierung (fünf Gruppen) sich 
im einzelnen aus der Tabelle ergibt. Zunächst werden alle 
Unternehmen erfaßt, die als selbständige rechtliche Einhei- 
ten Zeitungen oder Zeitschriften herausgeben (1). Ein großer 
Teil dieser Unternehmen ist dem Verlagsgewerbe zuzuord- 
nen (2); es handelt sich dabei um eine Zuordnung nach dem 
Schwerpunktprinzip, wonach Unternehmen, die mindestens 
die Hälfte ihres gesamten Umsatzes aus dem Verlag von 
Presseerzeugnissen (Bücher, Zeitungen, Zeitschriften) erzie- 
len, als Verlagsunternehmen eingestuft werden. Von dieser 
Kategorie werden als Zeitungs- und Zeitschriftenuntemeh- 
men (3) solche Verlage bezeichnet, bei denen innerhalb des 
Umsatzschwerpunktes „Verlagstätigkeit“ der Zeitungs- und/ 
oder Zeitschriftenumsatz überwiegt, aber nicht notwendiger- 
weise innerhalb des gesamten Unternehmens. Diese Unter- 
nehmen lassen sich aufspalten in solche mit überwiegendem 
Umsatz im Zeitungsbereich (4) und solche mit vergleichs- 
weise höherem Umsatz im Zeitschriftenbereich (5). Bedingt 
durch diese Zuordnung nach dem Schwerpunktprinzip könn- 
ten sich scheinbare stmkturelle Änderungen unter Umstän- 
den schon dann ergeben, wenn — bei unterschiedlicher Ent- 
wicklung der Tätigkeitsbereiche von Unternehmen — der 
Untemehmensschwerpunkt (gegebenenfalls nur kurzfristig) 
wechselt, wie dies insbesondere bei Unternehmen mit meh- 
reren Tätigkeitsbereichen von annähernd gleicher Größen- 
ordnung wahrscheinlich ist. In solchen Fällen würde bei 
Gleichbleiben der übrigen Bedingungen ein Unternehmen 
beispielsweise einmal zu den Verlagsuntemehmen und ein 
anderes Mal zu den Druckereien gezählt. 
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Tabelle 2 


Gesamtumsatz, Konzentrationsrateii und Unternehmen von 1975 bis 1985 


Jahr 

Gesamtumsatz 
(Mio. DM) 

Anteil der 

Anzahl der 
Unternehmen 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Unternehmen am Gesamtumsatz (%) 



1. Alle Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen 


1975 

16 374 

16,0 

22,9 

26,9 

39,0 

51,0 

1 881 

1977 

20 346 

16,6 

23,2 

26,9 

38,6 

50,2 

2 265 

1979 

23 452 

16,6 

21,9 

25,7 

36,9 

48,3 

2 386 

1981 

25 608 

16,0 

21,2 

25,0 

35,9 

47,2 

2 493 

1983 

28 207 

16,4 

21,7 

25,5 

35,9 

46,8 

2 562 

1985 

31 032 

15,5 

21,1 

24,7 

34,7 

45,0 

2 647 




2 . Unternehmen des Verlagsgewerbes 



1975 

13 604 

19,3 

25,1 

29,6 

42,0 

54,4 

1 538 

1977 

17 153 

19,7 

25,6 

29,9 

42,3 

54,4 

1 828 

1979 

20 261 

19,2 

25,3 

29,7 

42,0 

53,6 

1 943 

1981 

22 682 

18,1 

24,0 

28,2 

40,2 

52,3 

2 043 

1983 

25 155 

18,4 

24,3 

28,6 

40,2 

51,9 

2 100 

1985 

27 175 

17,7 

24,0 

28,2 

39,5 

50,8 

2 176 



3. Zeitungs- und Zeitschriftenuntemehmen 


1975 

11451 

22,9 

29,9 

35,2 

48,6 

61,0 

1267 

1977 

14 627 

23,2 

30,1 

35,1 

48,4 

60,3 

1492 

1979 

17 392 

22,4 

29,5 

34,6 

47,7 

59,7 

1 586 

1981 

19 407 

21,1 

28,0 

32,9 

45,9 

58,1 

1697 

1983 

21 743 

21,3 

28,1 

33,0 

45,4 

57,5 

1 753 

1985 

23 645 

20,3 

27,6 

32,4 

44,6 

56,1 

1 801 




4. Zeitungsimtemehmen 



1975 

6 590 

22,8 

29,7 

37,7 

55,5 

72,2 

312 

1977 

8 277 

23,4 

30,0 

37,7 

55,3 

71,7 

311 

1979 

9 688 

23,8 

30,5 

38,8 

56,0 

72,6 

307 

1981 

10 894 

22,7 

29,1 

37,0 

54,4 

71,1 

311 

1983 

12 314 

23,3 

29,6 

37,1 

54,5 

71,4 

310 

1985 

13 115 

23,7 

29,8 

37,3 

54,5 

71,5 

304 




5. Zeitschriftenuntemehmen 



1975 

4 861 

39,5 

47,2 

52,6 

63,8 

72,0 

955 

1977 

6 350 

38,7 

46,8 

52,1 

61,7 

69,2 

1 181 

1979 

7 704 

36,5 

44,0 

49,6 

60,3 

68,3 

1 279 

1981 

8 513 

34,7 

41,9 

48,1 

58,2 

66,3 

1 386 

1983 

9 429 

34,4 

41,1 

46,5 

56,7 

65,1 

1 443 

1985 

10 530 

32,5 

38,9 

44,1 

54,6 

63,1 

1 497 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 3 


Gesamtumsatz und Konzentrationsraten der Untemehmen nach Umsatzarten 

(Stand 31. Dezember 1985) 


Umsatzart 

Gesamt- 
umsatz 
(Mio. DM) 

Anteil der 

Anzahl 

der 

Unter- 

nehmen 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Untemehmen am Gesamtumsatz (%) 

1. Alle Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen 


Gesamtumsatz 

31 032 

15,5 

21,1 

24,7 

34,7 

45,0 

2 647 

darunter: Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitungen 

10 387 


18,9 

23,8 

39,8 

54,3 


Zeitschriften 

10 316 

27,4 

33,1 

36,2 

40,8 

45,2 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . . 

20 703 

19,8 

26,0 

30,0 

40,3 

49,8 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen .... 

3 551 

3,0 

3,4 

113 

18,4 

29,9 


2. Untemehmen des Verlagsgewerbes 




Gesamtumsatz 

27 175 

17,7 

24,0 

28,2 

39,5 

50,8 

2 176 

darimter: Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitungen 

10 222 

-V 

19,2 

24,2 

40,4 

58,7 


Zeitschriften 

10 073 

28,0 

33,9 

37,0 

43,3 

48,2 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . . 

20 295 

20,2 

26,5 

30,6 

41,8 

53,5 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen .... 

3 380 

3,2 

3,6 

11,9 

19,5 

29,5 


3. Zeitungs- und Zeitschriftenuntemehmen 



Gesamtumsatz 

23 645 

20,3 

27,6 

32,4 

44,6 

56,1 

1 801 

darunter: Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitungen 

10 205 

-V 

19,2 

25,6 

42,9 

62,0 


Zeitschriften 

9 457 

29,8 

36,1 

39,6 

45,8 

51,2 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . . 

19 663 

20,9 

27,3 

32,3 

44,3 

56,8 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen .... 

843 

12,8 

14,5 

14,8 

25,2 

30,3 


4. Zeitungsuntemehmen 





Gesamtumsatz 

13 115 

23,7 

29,8 

37,3 

54,5 

71,5 

304 

dcirunter: Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitungen 

10 165 

19,3 

25,7 

34,2 

51,7 

70,8 


Zeitschriften 

901 

74,6 

76,8 

77,6 

82,8 

89,0 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . . 

11 066 

23,8 

29,9 

37,7 

54,2 

72,3 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen .... 

147 

-V 

59,8 

59,8 

66,4 

71,3 


5. Zeitschriftenuntemehmen 




Gesamtumsatz 

10 530 

32,5 

38,9 

44,1 

54,6 

63,4 

1 497 

danmter: Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitungen 

40 

— 

— 

— 

-V 

95,9 


Zeitschriften 

8 556 

32,1 

39,2 

44,5 

54,3 

62,7 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . . 

8 596 

31,9 

39,1 

44,3 

54,5 

62,9 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen .... 

696 

5,3 

10,4 

18,0 

35,6 

50,5 



1) Die Zuordnung der Anteile für alle Konzentrationsraten einer Gruppe (d. h. innerhalb von jedem der fünf Tabellenabschnitte) 
erfolgt aufgrund der Rangfolge beim Gesamtumsatz (jeweils in der ersten Zeile), die auch für die Konzentrationsraten der 
Unterkategorien (z. B. „Umsatz aus sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen") maßgeblich ist. Somit sind die Konzentrationsra- 
ten der Unterkategorien nicht mehr notwendigerweise nach Ranggrößen für das zugehörige Merkmal gruppiert. 

2) Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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temehmen stetig — und über den gesamten Zeitraum 
gesehen auch sehr stark — zurückgegangen. Dage- 
gen ist die Entwicklimg der Konzentrationsraten in 
allen anderen Unternehmensgruppen schwankend 
und ohne ausgeprägten Trend. 

476 . Sieht man von den überdurchschnittlich hoch 
konzentrierten Zeitschriftemmternehmen ab, so he- 
gen die Raten der Umsatzkonzentration bei allen an- 
deren Unternehmens gruppen relativ nahe beieinan- 
der. Mit Konzentrationsraten des Umsatzes der je- 
weüs drei größten Unternehmen zwischen 15,5 und 
23,7 % können sie als mäßig konzentriert klassifiziert 
werden, während die Zeitschriften Verlage mit 32,5 % 
als hoch konzentriert anzusehen sind. Zu beachten ist 
jedoch, daß die Erhebung der Pressedaten sich ohne 
räumhche Differenzierung auf das gesamte Bundes- 
gebiet bezieht imd somit für alle erfaßten Unterneh- 
men eine Konkurrenzbeziehung untereinander unter- 
stellt wird. Dagegen ist aber bei einer Vielzahl der 
Zeitungen von Märkten mit einer ledighch regionalen 
oder lokalen Verbreitung und zugleich einer großen 
Zahl von Allein anbieterpositionen der Zeitimgsver- 
lage auszugehen. Die Pressestatistik 1985 weist au- 
ßerdem für die Zeitschriften aus, daß über 40 % der 
Objekte (bei Pubükumszeitschriften: etwa 25 %) le- 
dighch regional oder lokal verbreitet sind. Dement- 
sprechend unterschätzen die Pressekonzentrationsra- 
ten (auch in den nachfolgenden TabeUen) bei den 
Presseobjekten und bei deren Verlagen — sowohl im 
Hinbhck auf den Umsatz als auch auf die Auflage — 
die tatsächhche Konzentration erhebhch, wenn man 
als Beurteüungsmaßstab für Konzentrationssachver- 
halte vom Marktbezug ausgeht. 

477 . Bei einer Differenzierung der Konzentrationsra- 
ten nach Umsatzarten (Tabelle 3) zeigt sich, daß 
— wie bereits in den vergangenen Berichtszeiträu- 
men die relative Konzentration für das Zeitschrif- 
tengeschäft in aUen Unternehmens gruppen über- 
durchschnitthch hoch ist. Zumindest bis zur Konzen- 


trationsrate der jeweüs 25 größten Unternehmen sind 
die Umsätze des Zeitungsgeschäfts — soweit ausge- 
wiesen — demgegenüber geringer konzentriert. Die 
Umsätze des Zeitungs- und des Zeitschriftengeschäfts 
sind mit über 10 Mrd. DM nahezu identisch; sie ver- 
teüen sich jedoch mit unterschiedlichen Proportionen 
auf die Zeitungs- und Zeitschriftenuntemehmen. 
Während sich der — mit 901 Mio. DM beträchtli- 
che — * Zeitschriftenumsatz der Zeitungsverlage auf 
die umsatzstärksten Anbieter konzentriert, partizipie- 
ren umgekehrt die größten zehn Zeitschriftenverlage 
überhaupt nicht an den — vergleichsweise gerin- 
gen — Zeitungsumsätzen ihrer Gruppe. 

Die „Umsätze aus sonstigen eigenen Verlagserzeug- 
nissen“ sind bei den Zeitungsunternehmen sehr hoch, 
bei den Zeitschriftenverlagen dagegen besonders 
niedrig konzentriert. Es handelt sich dabei um Um- 
sätze aus Verlagsobjekten, die nicht periodisch er- 
scheinen oder die nicht als Zeitungen/Zeitschriften im 
Sinne der Presse Statistik gelten (z. B. Bücher, Kalen- 
der, Kunstdrucke). 

478 . Ein Hinweis auf die relative Konzentration 
kann dem Vergleich der größten mit den nach der 
Größe folgenden bzw. allen übrigen Unternehmen lie- 
fern. Der durchschnittliche Umsatz der drei größten 
Zeitungsverlage ist knapp viermal so groß wie derje- 
nigen der drei nächstgrößeren und etwas mehr als 
viermal so groß wie derjenige der Anbieter auf Rang 7 
bis 10; gegenüber allen übrigen erzielten die drei 
größten Zeitungsverlage im Durchschnitt über 30fach 
höhere Umsätze. Diesem leichten Anstieg der relati- 
ven Konzentration im Verhältnis zum vorherigen Be- 
richtszeitraum steht bei den entsprechenden Zahlen 
der (insgesamt stärker konzentrierten) Zeitschriften- 
unternehmen ein leichter Rückgang gegenüber. Die 
Durchschnittsumsätze der drei größten Verlage dieser 
Unternehmens gruppe betrugen das über fünffache 
gegenüber den drei nächstgrößeren, das über achtfa- 
che gegenüber den Anbietern auf Rang 7 bis 10 bzw. 
das 240fache gegenüber allen restlichen Verlagen. 
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2.2.3 Die Auflagenkonzentration in der Presse 

479 . Die Zeitungen werden als Abonnements- oder 
als Straßenverkaufszeitungen typisiert, je nachdem, 
welche der beiden Vertriebswege einen höheren An- 
teil am Absatz hat. Tabelle 4 weist die Auflagenan- 
teile der jeweils größten Zeitungen in der Entwick- 
lung seit 1975 aus. Die Auflagenhöhe läßt sich als 
Grobindikator für die publizistische Konzentration 
auffassen. In den Konzentrationsraten schlagen sich 
jedoch weder die Zugehörigkeit zu wirtschafthchen 
Einheiten noch die publizistischen Verflechtungen 
von wirtschafthchen Einheiten noch die pubhzisti- 
schen Verflechtungen von wirtschafthch selbständi- 
gen Verlagen über eine redaktionelle Zusammenar- 
beit (Gemeinschaftsredaktionen, Matemüeferungen) 
nieder. 

480 . Durch den Fortfall von zwei Abonnementszei- 
tungen hat die Anzeihl der Zeitungen im Berichtszeit- 
raum wiederum abgenommen und erstmahg hat auch 
die gesamte Verkaufsauflage um etwa 400 Tsd. 
Exemplare abgenommen. Die Abnahme resultiert aus 


einem starken Auflagenrückgang bei den Straßenver- 
kaufszeitungen, welchen die leichte Zunahme bei den 
Abonnementszeitungen nicht kompensieren konnte. 
Der Auflagenrückgang bei den Straßenverkaufszei- 
tungen geht stärker zu Lasten der größeren Objekte, 
was sich in der Abnahme der Konzentrationsrate der 
jeweils größten drei und sechs Zeitungen nieder- 
schlägt. Dagegen haben die Konzentrationsraten der 
jeweils 3, 6, 10 und 25 größten Abonnementszeitun- 
gen im Berichtszeitraum (erneut) zugenommen. 

481 . Die Auflagenkonzentration der Straßenver- 
kaufszeitungen ist nüt einem Anteil von 82,6 % der 
Verkaufsauflage, die auf die drei größten Objekte ent- 
fällt, außerordentlich hoch. Dagegen ist die Auflagen- 
konzentration der drei größten Abonnementszeitun- 
gen mit 10,2 % niedrig. Bei dieser Klassifizierung gilt 
wiederum die Einschränkung der unterschiedhchen 
räumlichen Verbreitung, die für die beiden Zeitungs- 
typen unterstellt werden kann. Abonnementszeitun- 
gen sind häufig regional oder auch nur lokal verbrei- 
tet, während die Straßenverkaufszeitungen mit ihrer 
zwölf fach höheren Durchschnittsauflage überwie- 
gend wesentiich größere Absatzräume abdecken. 


Tabelle 4 

Verkaufsauflagen % Konzentrationsraten und Anzahl der Zeitungen (Hauptausgaben) im 4. Quartal 

von 1975 bis 1985 


Jahr 

Verkaufs- 
auflage 
(1000 Stück) 

Anteil der 

L. _ 

Anzahl der 
Zeitungen 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitungen an der Verkaufsauflage {%) 




1. 

Alle Zeitungen 



1975 

22 702 

30,1 

34,6 

39,8 

54,8 

71,3 

375 

1977 

23 983 

31,8 

36,1 

41,2 

55,5 

71,6 

372 

1979 

25 016 

31,4 

35,7 

40,8 

55,0 

70,9 

370 

1981 

25 094 

31,9 

36,2 

41,3 

55,3 

71,4 

365 

1983 

25 834 

33,8 

38,0 

43,0 

56,6 

72,1 

359 

1985 

25 439 

32,4 

36,9 

42,0 

55,9 

71,4 

357 




2. Abonnementszeitimgen 



1975 

14 235 

7,6 

13,7 

20,8 

41,2 

63,2 

356 

1977 

14 573 

7,1 

13,2 

19,9 

39,9 

61,9 

354 

1979 

15 339 

7,5 

13,7 

20,4 

40,1 

61,9 

352 

1981 

15 969 

9,9 

16,1 

22,6 

41,5 

62,9 

348 

1983 

16 035 

10,0 

16,2 

22,8 

41,7 

63,0 

343 

1985 

16 101 

10,2 

16,5 

23,0 

41,8 

62,6 

341 




3. Straßenverkaufszeitungen 



1975 ^ 

8 467 

80,0 1 

89,6 

96,9 

— 

— 

19 

1977 

9 409 

81,1 

90,5 

97,6 

— 

— 

18 

1979 

9 677 

80,3 

89,6 

96,6 

— 

— 

18 

1981 

9 125 

82,0 

91,5 

98,3 

— 

— 

17 

1983 

9 798 

83,7 

92,4 

98,4 

— 

— 

16 

1985 

9 338 

82,6 

92,0 

98,4 

— 

— 

16 


1) Durchschnittliche Auflage je Erscheinungstag bei Hauptausgaben mit zugeordneten Nebenausgaben. 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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482. Aus Tabelle 5 ist zu ersehen, daß die Vertriebs- 
art des Einzelverkaufs (sowohl bei den Abonnements- 
wie auch bei den Straßenverkaufszeitungen) durch- 
weg stärker auf die führenden Objekte konzentriert 
ist ^s der Abonnementsverkauf, der bei den Straßen- 
verkaufszeitungen nur von sehr geringer Bedeutung 
ist. Der Konzentrationsgrad der Abonnenten- 
exemplare hat im Berichtszeitraum bei den Abonne- 
mentszeitungen zugenommen, bei den Straßenver- 
kaufszeitungen dagegen — ebenso wie die Konzen- 
tration der Einzelverkaufsexemplare — abgenom- 
men. 

Die relative Auflagenkonzentration der drei größten 
zu den übrigen Objekten hat bei den Straßenver- 
kaufszeitungen im Berichtszeitraum abgenommen, 
während sie bei den Abonnementszeitungen leicht 
zugenommen hat. Die Diurchschnittsauflage der drei 
größten Straßenverkaufszeitimgen (Abonnementszei- 
tungen) ist fast neimmal (l,6mal) so hoch wie diejeni- 


gen der drei nächstgrößeren Objekte und über 20mal 
(fast 13mal) so hoch wie der Durchschnitt aller übrigen 
Zeitungen. 

483. Bei den Zeitschriften^) wird als Merkmalsgröße 
in der Pressestatistik nicht nur die verkaufte Auflage, 
sondern auch die verbreitete Auflage angegeben. 
Diese enthält neben der durchschnitüich verkauften 
auch die unentgelüich abgegebene Auflage je Er- 
scheinungstag. Bei den Zeitschriften dürfte dies von 
vergleichsweise größerer Bedeutung sein, weü einige 
Zeitschriften unentgeltlich nur an Mitglieder einer be- 


5) Die Zeitschriften bilden in der Pressestatistik eine sehr hete- 
rogene Gruppe, die alle periodischen Druckwerke mit konti- 
nuierhcher Stoffdarbietung erfaßt, welche nicht zu den Zei- 
tungen gerechnet werden. Dazu gehören pohtische Wochen- 
blätter, konfessionelle Pubhkums-, Fach-, Kunden- und Ver- 
bandszeitschriften sowie Anzeigen-, Amts- und sonstige 
(überregionale, regionale oder lokale) Blätter, auch wenn sie 
die Bezeichnung „Zeitimg" führen. 


Tabelle 5 

Verkaufsauflagen Konzentrationsraten und AnzaU der Zeitungen (Hauptausgaben) im 4. Quartal 1985 



Verkaufs- 

Anteil der 

Anzahl der 
Zeitun- 
gen 

{Haupt- 

ausgaben 


auflage 

(1000 

3 

6 

10 

25 

50 


Stück) 

größten Zeitungen an der Verkaufsauflage (%) 

1. Alle Zeitungen 






Abonnentenexemplare 

14 672 


11,2 

15,4 

33,8 

54,7 


Einzelverkauf 

10 768 

69,1 

72,0 

78,1 

86,0 

94,0 


Verkaufsauflage insgesamt 

darunter: 

25 439 

32,4 

36,9 

42,0 

55,9 

71,4 

357 

Zeitungen mit einer Erscheinungsweise 
von 5 X wöchentlich und mehr 








— zusammen 

21 082 

-V 

27,4 

31,9 

48,7 

66,8 

319 

— Abonnentenexemplare 

13 212 

— 

4,4 

8,7 

29,0 

51,4 


2. Abonnementszeitimgen 





Abonnentenexemplare 

14 524 

9,2 

15,2 

21,5 

40,0 

61,2 


Einzelverkauf 

1 577 

19,6 

28,6 

37,4 

57,9 

75,3 


Verkaufsauflage insgesamt 

darunter: 

16 101 

10,2 

16,5 

23,0 

41,8 

62,6 

341 

Zeitimgen mit einer Erscheinungsweise 
von 5 X wöchentlich und mehr 








— zusanunen 

14 426 

-V 

9,4 

16,8 

37,7 

59,3 

306 

— Abonnentenexemplare 

13 129 

-V 

8,7 

15,7 

36,3 

58,1 


3. Straßenverkaufszeitungen 





Abonnentenexemplare 

147 

-V 

78,7 

93,2 

— 

— 


Einzelverkauf 

9 191 

83,3 

92,2 

98,5 

— 

— 


Verkaufsauflage insgesamt 

darunter: 

9 338 

82,6 

92,0 

98,4 

— 

— 

16 

Zeitimgen mit einer Erscheinungsweise 
von 5 X wöchentiich und mehr 








— zusanunen 

6 656 

-V 

89,2 

98,3 

— 

— 

13 

— Abonnentenexemplare 

83 

— 

64,7 

90,4 

— 

— 



1) Durchschnittliche Auflage je Erscheinungstag bei Hauptausgaben mit zugeordneten Nebenausgaben. 

2) Keine Veröffentiichung wegen der für die amtiiche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 6 


Auflagen^), Konzentrationsraten und Anzahl der Zeitschriften im 4. Quartal von 1979 bis 1985 


Jahr 

Auflage 
(1000 Stück) 

Anteil der 

Anzahl der 
Zeitschriften 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitschriften an der Auflage (%) 



1. 

Vierteljährlich erscheinende Zeitschriften 2) 


1979 

23 888 

32,4 

45,9 

56,8 

73,1 

83,5 

785 

1981 

26 087 

31,9 

44,4 

53,1 

69,8 

81,2 

855 

1983 

24 446 

35,5 

46,6 

54,8 

70,7 

79,7 

910 

1985 

25 069 

36,7 

48,0 

55,7 

69,0 

79,0 

934 



2. 6- 

bis 8mal jährlich erscheinende Zeitschriften 2) 


1979 

28 087 

44,9 

56,2 

62,7 

74,1 

82,2 

764 

1981 

30 061 

48,3 

55,5 

62,2 

74,7 

82,2 

807 

1983 

33 945 

44,1 

55,4 

63,1 

73,8 

80,9 

863 

1985 

36 439 

41,4 

53,7 

61,3 

73,3 

80,9 

911 



3. Monatlich erscheinende Zeitschriften 2) 



1979 

76 289 

14,2 

20,6 

26,0 

38,5 

50,5 

2 109 

1981 

81 291 

13,9 

20,0 

25,2 

36,8 

48,7 

2 240 

1983 

83 746 

14,0 

19,9 

25,6 

36,6 

48,2 

2 289 

1985 

84 332 

14,9 

20,7 

25,4 

36,0 

47,6 

2 326 



4. 14tägUch/halbmonatlich erscheinende Zeitschriften 2) 


1979 

20 426 

18,1 

33,1 

44,9 

60,5 

72,7 

518 

1981 

19 250 

20,5 

34,0 

45,9 

64,4 

73,9 

542 

1983 

20 868 

21,1 

32,9 

43,6 

59,5 

69,7 

581 

1985 

16 166 

21,5 

34,2 

45,9 

61,7 

72,3 

522 



5 . Wöchentlich erscheinende Zeitschriften 2) 


1979 

87 995 

10,4 

17,6 

25,4 

45,9 

60,0 

1 790 

1981 

94 448 

9,7 

16,8 

24,3 

43,7 

57,8 

1 965 

1983 

96 247 

9,3 

16,4 

24,0 

43,1 

58,1 

1 983 

1985 

104 808 

7,9 

14,4 

21,8 

39,9 

55,3 

2 125 



6. 2mal wöchentlich und mehr erscheinende Zeitschriften 2) 


1979 

740 

41,5 

52,3 

63,3 

84,1 

95,6 

76 

1981 

764 

46,1 

56,2 

66,6 

84,7 

95,7 

77 

1983 

907 

43,9 

56,9 

67,9 

87,6 

96,6 

76 

1985 

1 518 

53,0 

68,3 

78,3 

92,7 

98,1 

75 




7. Zeitschriften insgesamt 



1975 

194 352 

6,5 

12,2 

17,7 

31,1 

44,0 

3 838 

1977 

207 561 

7,0 

11,4 

16,1 

28,0 

40,7 

5 087 

1979 

237 425 

7,6 

11,5 

15,8 

26,6 

38,5 

6 042 

1981 

251 900 

8,1 

11,9 

16,1 

26,4 

37,6 

6 486 

1983 

260 158 

8,3 

12,0 

16,0 

26,4 

37,7 

6 702 

1985 

268 332 

9,0 

12,3 

15,8 

25,9 

36,8 

6 893 


Durchschnittlich verkaufte und/oder unentgeltlich abgegebene Auflage je Erscheinungstag, 

2) Ab 1978 geänderte Erfassung der Erscheinungsweise, daher sind die Angaben mit den Ergebnissen von 1975 bis 1977 nicht 
vergleichbar. Die frühere Erscheinungsweise entspricht der Untergliedenmg in den entsprechenden Tabellen im Zweiten und 
Dritten Hauptgutachten, 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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stimmten Organisation zugestellt werden; insofern 
kann man unterstellen, daß innerhalb des Mitgheds- 
b eitrage s ein (mittelbares) Entgelt für diese Zeitschrif- 
ten entrichtet wird. Diese unentgeltlich abgegebene 
Auflage kann jedoch mit den Freiexemplaren der Zei- 
tungen, die z. B. zu Werbezwecken verteilt werden, 
nicht verghchen werden. 

484 . Der seit 1975 anhaltende Trend eines kontinu- 
ierhchen Anstiegs von Anzahl und Auflage der Zeit- 
schriften hat sich weiterhin fortgesetzt {Tabelle 6). 
Dies gilt auch für alle einzelnen Gruppen der nach 
Erscheinungsweise imterteilten Zeitschriften®) mit 
Ausnahme der 14 tägig erscheinenden Zeitschriften, 
bei denen sowohl Anzahl als auch Auflage zurückge- 
gangen sind, sowie der um ein Objekt reduzierten 
zweimal wöchentiich erscheinenden Zeitschriften. 

Eine Fortsetzung des bisherigen Trends seit 1975 be- 
deutet auch die Zunahme des Auflagenanteils, der auf 
die drei größten Zeitschriften insgesamt entfällt und 
mittlerweile 9 % erreicht hat. Die Veränderungen der 
für eine Gruppe aus gewiesenen Konzentrationsraten 
sind im Berichtszeitraum nur im Falle der vierteljähr- 
hch und der monatlich erscheinenden Zeitschriften 
uneinheitiich. Bei zwei Kategorien (sechs- bis achtmal 
jährüch sowie wöchentiich erscheinende Zeitschrif- 
ten) haben alle ausgewiesenen Konzentrationsraten 
abgenommen, bei den beiden übrigen Kategorien 
(14täghch sowie zweimal wöchentiich und mehr er- 
scheinende Zeitschriften) sind die Konzentrationsra- 
ten durchweg angestiegen. 

Die Konzentration der drei größten Objekte schwankt 
bei den verschiedenen Zeitschriftengruppen zwi- 
schen 7,9 und 53,0 % und hegt damit im Bereich nied- 
riger bis sehr hoher Konzentration. Bei den Zeitschrif- 
ten insgesamt läßt sich eine leichte Tendenz zur Kon- 
zentration der größten drei bzw. sechs Objekte und 
zur Abnahme der übrigen Konzentrationsraten fest- 
stellen. Die Entwicklung der nach Erscheinungsweise 
unterteilten Gruppen von Zeitschriften folgt dagegen 
keinem erkennbaren Trend. 

485 . Wegen der starken Heterogenität der Zeit- 
schriften empfiehlt sich eine differenzierte Betrach- 
tung der verschiedenen Zeitschriftenkategorien bzw. 
eine Beschränkung auf einzelne Typen. Wegen des 
hervorgehobenen gesellschaftspohtischen Interesses 
und der höheren UniversaÜtät von Publikumszeit' 
Schriften wird deren Auflage einer gesonderten Be- 
trachtung unterzogen {Tabelle 7). Anzahl und — da- 
mit korrespondierend — verbreitete Auflage der Pu- 
blikumszeitschriften insgesamt hat gegenüber 1983 
abgenommen. Die Zuordnung dieser Abnahme zu 
den einzelnen nach Erscheinungshäufigkeit aufge- 
ghederten Zeitschriften gruppen weist aus, daß ge- 
genüber 1983 in zwei Fällen die Entwicklung von 
Anzahl und Auflage gegenläufig war; einmal zeigte 
sich ein Auflagenrückgang trotz gestiegener Anzahl 
der Objekte (vierteljährhch erscheinende Pubhkums- 
zeitschrif ten) , in einem anderen Falle war eine Ab- 
nahme der Objektzahl von einem Auflagenzuwachs 
begleitet (sechs- bis achtmal jährlich erscheinende 
Publikumszeitschriften) . 

Vgl. Fn. 2 zu Tabelle 6. 


486 . Die Konzentrationsraten der verbreiteten Auf- 
lage der drei größten Objekte bewegt sich bei den 
verschiedenen Zeitschriftengruppen zwischen 18,5 
und 65,2 % und damit im Bereich niedriger bis sehr 
hoher Konzentration, während die Gesamtheit der Pu- 
bükumszeitschriften (mit einer Konzentrationsrate 
von 13,2 %) als niedrig konzentriert ausgewiesen ist. 
Mit Ausnahme der wöchentiich erscheinenden Pubh- 
kumszeitschriften hat die Auflagenkonzentration bei 
den jeweils drei größten Zeitschriften zugenommen. 
Ansonsten ist die Entwicklung der übrigen Konzen- 
trationsraten uneinheitiich, wenn auch die Konzentra- 
tionszunahmen überwiegen. Nur die vierteljährhch 
und die sechs- bis achtmal jährhch erscheinenden 
Publikumszeitschriften weisen durchgängig höhere 
Konzentrationsraten der verbreiteten gegenüber der 
verkauften Auflage aus; in den übrigen Fähen ist die 
verkaufte Auflage stärker konzentriert als die verbrei- 
tete Auflage. 

Bei der relativen Auflagenkonzentration der drei 
größten zu den übrigen Zeitschriften ergeben sich in- 
nerhalb der verschiedenen Gruppen gravierende Un- 
terschiede. Beim Vergleich der Durchschnittsauflage 
der drei größten zu den drei nächstgrößeren Zeit- 
schriften reicht die Streubreite von l,2fachen (wö- 
chentiich erscheinende Pubhkumszeitschriften) bis 
zum 4,5fachen (vierteljährhch erscheinende Pubh- 
kumszeitschriften). Herausragend bei der Auflagen- 
konzentration der drei größten zu ahen übrigen Ob- 
jekten sind die monathch erscheinenden Pubhkums- 
zeitschriften sowie die Pubhkumszeitschriften insge- 
samt mit dem 76fachen bzw. dem 65f achen der Durch- 
schnittsauflage. Abgesehen von den gering besetzten 
und insoweit nicht vergleichbaren zweimal wöchent- 
hch erscheinenden Pubhkumszeitschriften beträgt 
das Verhältnis der Durchschnitts auflage der drei 
größten zu den übrigen Zeitschriften das 16- bis 44fa- 
che. 

487 . Verfolgt man die Strukturdaten seit Beginn der 
pressestatistischen Erhebungen, so kann man eine 
— bereits in den bisherigen Gutachten vermerkte — 
auffahende Stabilität der Entwicklung feststeUen. Die 
Zahl der Zeitungs Verlage sowie der Hauptausgaben 
von Zeitungen hat sich stetig — wenn auch nur mit 
sehr geringen Schritten — verringert, während umge- 
kehrt die redaktionehen Einheiten in gleicher Weise 
zugenommen haben. Die bisher stets steigende Zei- 
tungsauflage stabihsiert sich, während sich die Um- 
sätze der Zeitungsverlage — mit geringer werdenden 
Raten — und ihr Beschäftigtenstand sich stetig und 
zum Teil beträchtiich erhöht haben. 

Im Zeitschriftenbereich, der wegen der unterschiedh- 
chen Eigenarten von Zeitungs- und Zeitschriftenun- 
temehmen sowie objekttypischen Abweichungen nur 
bedingt mit dem Zeitungsbereich verghchen werden 
kann, ist eine deutiich andere Entwicklung ablesbar. 
Hier gibt es seit 1975 eine ungebrochene deutiiche 
Zunahme der Anzahl, der Umsätze und des Beschäf- 
tigtenstands der Zeitschriftenverlage. Das gleiche gilt 
für die Anzahl, die Auflage und redaktionellen Ein- 
heiten der Zeitschriften, wenngleich speziell die An- 
zahl und die Auflage der Pubhkumszeitschriften im 
Berichtszeitraum leicht zurückgegangen sind. 
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Tabelle 7 

Auflagen 1), Konzentrationsraten und Anzahl der Publikumszeitschriften im 4. Quartal 1985 



Auflage 

(1000 

Stück) 

Anteil der 

Anzahl 

der 

Zeit- 

schriften 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitschriften an der Auflage {%) 

1. Vierteljährlich erscheinende Publikumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

4 265 

40,0 

48,8 

58,7 

75,9 

87,9 

199 

— verkaufte Auflage 

2 708 


28,5 

40,1 

65,7 

83,0 


Illustrierte, Magazine u. ä 

1 490 

-V 



93,1 

96,4 

12 

Motor, Reise u. ä 

661 



43,4 

72,3 

91,2 

30 

Frauen, Famüie u. ä 

277 

- 

— 

77,6 

91,4 

99,9 

5 

2. 6- bis 8mal jährüch erscheinende Pubhkumszeitschriften 



— verbreitete Auflage 

6 925 

35,3 

45,1 

54,3 

71,8 

87,0 

201 

— verkaufte Auflage 

5 171 

24,7 

32,5 

44,7 

66,5 

84,8 


Illustrierte, Magazine u. ä 

443 

- 

— 

— 

55,4 

83,8 

18 

Motor, Reise u. ä 

1 395 

— 

— 


39,7 

75,7 

52 

Frauen, Familie u. ä 

1 344 

- 

30,9 

55,0 

81,3 

98,6 

17 

3. Monatlich erscheinende Pubhkumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

41 967 

28,6 

35,5 

41,4 

56,1 

69,4 

574 

— verkaufte Auflage 

38 594 

31,1 

36,3 

41,9 

57,8 

70,1 


Illustrierte, Magazine u. ä 

6 461 

- 



42,3 

65,4 

104 

Motor, Reise u. ä 

14 720 


-V 

56,3 

58,7 

71,8 

125 

Frauen, Famüie u. ä 

11 838 


43,0 

48,3 

77,9 

90,0 

36 

4. 14täghch/halbmonatiich erscheinende Pubhkumszeitschriften 



— verbreitete Auflage 

6 745 

44,7 

64,3 

73,4 

90,5 

98,5 

86 

— verkaufte Auflage 

6 634 

45,0 

64,9 

74,0 

91,3 

98,7 


Illustrierte, Magazine u. ä 

667 

— 



86,4 

98,5 

14 

Motor, Reise u. ä 

1 379 

— 

-V 

71,6 

87,3 

99,3 

15 

Frauen, Famihe u. ä 

3 607 

83,6 

97,1 

97,1 

100,0 

— 

5 

5. Wöchenthch erscheinende Pubhkumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

44 552 

18,5 

33,8 

47,6 

81,3 

94,5 

215 

— verkaufte Auflage 

41 386 

19,9 

36,3 

51,1 

80,7 

94,1 


niustrierte, Magazine u. ä 

31 054 


40,6 

50,5 

88,0 

99,9 

40 

Motor, Reise u. ä 


— 

— 

— 


100,0 

1 

Frauen, Famüie u. ä 

7 296 


-V 

75,7 

86,9 

100,0 

7 

6. 2mal w^öchenthch und mehr erscheinende Pubhkumszeitschrüten 



— verbreitete Auflage 

23 

65,2 

96,0 

— 

— 

— 

7 

— verkaufte Auflage 

22 

65,2 

95,8 

— 

- 

— 


niustrierte, Magazine u. ä 

-2) 

- 

-V 

— 

- 

- 

1 

Motor, Reise u. ä 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Frauen, Fanühe u. ä 


- 

- 

— 

— 

- 

— 

7. Pubhkumszeitschriften insgesamt 





— verbreitete Auflage 

104 477 

13,2 

20,1 

27,6 

46,0 

62,3 

1 282 

— verkaufte Auflage 

94 514 

14,6 

22,2 

29,5 

45,5 

61,9 


niustrierte, Magazine u. ä 

40 117 


20,4 

35,5 

62,4 

78,9 

189 

Motor, Reise u. ä 

19 480 



-V 

46,5 

52,0 

223 

Frauen, Famüie u. ä 

24 362 


20,9 

20,9 

45,1 

72,7 

70 


1) Durchschnittlich verkaufte und/oder unentgelthch abgegebene Auflage je Erscheinimgstag. 

2) Keine Veröffenthchung wegen der für die amthche Statistik geltenden Gehemihaltungsbestimmungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 217 




Drucksache 11/2677 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


3. Anwendung des Kartellrechts im Medien- 
bereich 

488. Die Zunahme der Untemehmenskonzentration 
infolge externen Wachstums wirkt sich auf die aus der 
amtlichen Statistik berechneten Konzentrationsraten 
nur dann unmittelbar aus, wenn sich die Anzahl der 
rechtlichen Einheiten aufgrimd von Unternehmens- 
Zusammenschlüssen ändert. Dagegen läßt sich die 
wirtschaftliche Konzentration in allen Formen, die 
zwar die Besitz- oder Beteiligungsverhältnisse verän- 
dern, die Trennung der rechtlichen Einheiten jedoch 
aufrechterhalten, in der amthchen Statistik nicht 
nachvollziehen. Dies würde auch für den Vollerwerb 
eines Unternehmens mit anschließender Aufnahme in 
einen Konzemverbund gelten. Insofern fällt der Be- 
trachtung der Zusammenschlußkontrolle durch das 
Bimdeskartellamt und der damit amtlich erfaßten 
Konzentrationsfälle erhebhches Gewicht für die Beur- 
teilung der wirtschaftlichen Konzentration im Medi- 
ensektor zu. 

Die nachfolgend dargestellten, im Berichtszeitraum 
1986/198? wesentlichsten Fälle aus der Pressefusions- 
kontrolle und der Beteiligung an den elektronischen 
Massenmedien betreffen durchweg Märkte, die für 
sich genommen stark konzentriert und zudem in ho- 
hem Grad miteinander verflochten sind. Im Bereich 
des Rundfunks haben für die Konzentrationsentwick- 
lung über das externe Wachstum hinaus auch Verhal- 
tensweisen von Marktteilnehmern Bedeutung erhal- 
ten, die den Wettbewerb durch private Anbieter be- 
schränken, indem sie deren Zugang zu den Beschaf- 
fungsmärkten behindern. 


3.1 Pressefusionskontrolle 

3.1.1 Entscheidungen des Bundeskartellamts 

489. Die Konzentration der Zeitungsverlage ist 
durch eine Reihe von nicht untersagten Zusammen- 
schlüssen im Berichtszeitraum angestiegen. In eini- 
gen Fällen, in denen am Zusammenschluß beteiligte 
Zeitungsverlage in finanziellen Schwierigkeiten wa- 
ren, ging das Bundeskartellamt von einer Verbesse- 
rung der Wettbewerbsbedingungen durch den Zu- 
sammenschluß aus. Im Falle eines Konkurses würden 
die Marktanteüe dieser gefährdeten Zeitungen den 
jeweiligen Marktführem zufallen und damit die 
Marktstrukturen weniger wettbewerbhch gestaltet als 
im Falle des Zusammenschlusses. Darüber hinaus war 
in einigen dieser Fälle der Zusammenschluß nicht 
kausal für die Entstehung oder Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung, weil die Verschlech- 
terung der Wettbewerbsbedingimgen bereits vor dem 
Zusammenschluß durch die akute Gefährdung des 
übernommenen Zeitimgsverlages entstanden war. 
Bei einem anderen Zusammenschluß wurden nach 
Mitteilung von Bedenken durch das Bundeskartell- 
amt die Modalitäten des Beteiligungserwerbs geän- 
dert, so daß kein kontrollpfhchtiger Zusammenschluß 
bestand. In einigen weiteren Zusammenschlußfällen 
äußerte das Bundeskartellamt keine Bedenken gegen 
einen Beteiligungserwerb. 


490. Im Falle Kieler Zeitung Verlags- und Druckerei 
KG GmbH & Co./C. H. Wäser KG^) hatte das Bundes- 
kartellamt zwar nicht angenommen, daß eine Beteili- 
gung am Verlag der „Segeberger Zeitung“ zu einer 
Verstärkung der marktbeherrschenden „Kieler Nach- 
richten“ führen könnte. Aber selbst wenn mit dem 
Zusammenschluß eine Absicherung des Kemverbrei- 
tungsgebiets der „Kieler Nachrichten“ verbunden 
sein sollte, so würde nach Auffassung des Bundeskar- 
tellamts dies von Verbesserungen der Wettbewerbs- 
bedingungen auf dem Markt der „Segeberger Zei- 
tung“ überwogen. Mit dem Zusammenschluß ist eine 
Stärkung gegenüber zwei mit dem Axel Springer Ver- 
lag verbundenen Zeitungen, dem „Hamburger 
Abendblatt“ und den „Lübecker Nachrichten", ver- 
bunden, denen im Konkursfall die Marktanteüe der 
„Segeberger Zeitung“ zufallen würden. 

Die gleiche Erwägung lag dem Zusammenschlußvor- 
haben Dr. Haas GmbH/Wilhelm Hess & Co. GmbH^) 
zugrunde, in dem der Erwerb des „Bergsträßer Anzei- 
ger" durch den Verlag des „Mannheimer Morgen“ zu 
prüfen war. Der „Bergsträßer Anzeiger“ hat in seinem 
Verbreitungsgebiet einen Marktanteü von 84 % und 
steht in Konkurrenz mit einer Ausgabe des „Darm- 
städter Echo“. Dessen beherrschende Stellung im re- 
gionalen Markt des Landkreises Bergstraße würde 
verstärkt, wenn der „Bergsträßer Anzeiger“ sein Er- 
scheinen einstellen müßte und seine Leser zum 
„Darmstädter Echo“ abwanderten. Dagegen verbes- 
sern sich durch das Eindringen des „Mannheimer 
Morgen“ in das Verbreitungsgebiet des „Darmstädter 
Echo“ die Wettbewerbsbedingimgen in dieser Re- 
gion. 

Im Falle Grüner + Jahr AG & Co. KG/Hamburger 
Morgenpost Druck- und Verlagsanstalt GmbH & Co. 
KG ging das Bundeskartellamt von einer Verbesse- 
rung der Wettbewerbsbedingungen auf dem Ham- 
burger Markt für Straßenverkaufszeitungen aus, auf 
dem der Axel Springer Verlag über eine beherr- 
schende Stellung verfügt. 9) Weder Grüner + Jahr 
noch sonstige Unternehmen des Bertelsmann-Kon- 
zerns verlegten bisher eine Tageszeitung. Eine Inter- 
essenabstimmung zwischen Bertelsmann und Sprin- 
ger nach Vollzug des Zusammenschlusses erwartet 
das Bundeskartellamt nicht. 

Im Erwerb wesentlicher Vermögensteüe (Verlags- 
und Titelrechte, Abonnenten- und Anzeigenstamm- 
kundenkartei, Archiv) der Buchdruckerei und Buch- 
handlung Mayer & Söhne KG („Aichacher Zeitung") 
durch den Verlag des „Donau-Kurier“ sah das Bun- 
deskartellamt ebenfalls eine Verbesserung der Wett- 
bewerbsbedingungen auf einem Markt, auf dem auch 
die wesentlich finanzstärkere „Augsburger Allge- 
meine “ mit einer Unterausgabe vertreten ist. 

491. Die Übernahme der Darmstädter Tagblatt Ver- 
lags GmbH durch die Darmstädter Echo Verlag und 
Druckerei GmbH war wegen des fehlenden Kausalzu- 
sammenhangs zwischen Zusammenschluß und Ent- 
stehung oder Verstärkung einer marktbeherrschen- 


Vgl. Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit in 
den Jahren 1985/1986, BT-Drs. 11/554, S. 88. 

8) Ebenda, S. 87. 

9) Ebenda, S. 87. 
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den Stellung nicht untersagt worden. Das von Kon- 
kurs bedrohte „Darmstädter Tagblatt" war zwar der 
einzige Konkurrent des „Darmstädter Tagblatt" war 
zwar der einzige Konkurrent des „Darmstädter Echo " ; 
da aber ein anderer Erwerber zur Sanierimg des 
„Darmstädter Tagblatt" nicht zur Verfügung stand, 
wäre die Monopolstellung auch ohne den Zusammen- 
schluß entstanden. 

Im Falle Frankenpost Verlag GmbH/Verlag Heinrich 
Beer haben die beiden Zeitungen „Frankenpost" und 
„Sechsämterbote" einen Kooperationsvertrag zur 
Herausgabe einer gemeinsamen Zeitung „Franken- 
post-Sechsämterbote" geschlossen. Der Zusammen- 
schluß ist für die Verstärkung der marktbeherrschen- 
den Stellung der „Frankenpost" jedoch nicht kausal, 
weil ein anderer Erwerber zur unumgänghchen Sa- 
nierung des „Sechsämterboten" nicht zur Verfügung 
steht. 

492 . Die zur Ippen-Gruppe gehörende Münchener 
Zeitungs-Verlag GmbH & Co, KG beabsichtigte einen 
Beteiligungserwerb an der Firma Schongauer Nach- 
richten Karl Motz & Co. KG. Aufgrund von Bedenken 
des Bundeskartellamts wurde der Anteil der Beteili- 
gung auf 24,9 % reduziert und die restiichen Anteile 
wurden zwei Privatpersonen angeboten, die zugleich 
an anderen, der Ippen-Gruppe zuzurechnenden Ge- 
sellschaftenbeteiligt sind. Das Bundeskartellamt ging 
nach Prüfung der den Anteilserwerb betreffenden 
Verträge nicht mehr vom Vorliegen eines Zusammen- 
schlußtatbestandes aus. 

493 . Keine Bedenken hatte das Bundeskartellamt 
gegen den Erwerb des Verlags H. O. Rosdorff {„Haxz- 
burger Zeitung") durch die Verlagsgesellschaft Mad- 
sack GmbH & Co. Durch den Zusammenschluß wird 
die „Harzburger Zeitung" gegenüber der führenden 
Marktstellung der „Goslarsche Zeitung" gestärkt, 
ohne daß zugleich die marktbeherrschenden Stellun- 
gen von Madsack im Kemverbreitungsgebiet seiner 
Zeitung abgesichert würden. 

Im Falle Madsack/Adolf Enke GmbH & Co. KG sah das 
Bundeskartellamt eine Stärkung der erworbenen Zei- 
tungen („Aller Zeitung" imd „Wolfsburger Zeitxmg") 
gegenüber den Regionalausgaben der ressourcen- 
und marktstarken „Braunschweiger Zeitimg" im 
Raum Gifhorn AVolfsburg. Auf dem außerdem betrof- 
fenen Markt für Fachzeitschriften begründet der Zu- 
sammenschluß nach Auffassung des Bundeskartell- 
amtes wegen der Vielfalt der Wettbewerber und der 
erfahrungsgemäß geringen Marktzutrittsschranken 
gleichfalls nicht die Entstehxmg einer marktbeherr- 
schenden Stellung. 

Die Georg von Holtzbrinck GmbH beabsichtigte, ihre 
Beteüigung an der Saarbrücker Zeitung Verlag und 
Druckerei GmbH von 49 auf knapp über 50 % aufzu- 
stocken. Da es weder zu Marktanteilsadditionen der 
Abonnementszeitungen der Holtzbrinck- Gruppe und 
der „Saarbrücker Zeitung" kommt, noch eine Verän- 
derung von Ressourcenzuflüssen an die „Saarbrücker 
Zeitung" zu erwarten ist, wurde der Zusammenschluß 
nicht untersagt. 

494 . In mehreren Fällen hat das Bundeskartellamt 
Zusammenschlüsse zwischen Zeitungsverlagen un- 

10) Ebenda, S. 87. 


tersagt. Im Falle Darmstädter Echo Verlag und 
Druckerei GmbH/ Südhessische Post GmbH,^^) bei 
dem der Verlag des „Darmstädter Echo" sich mit 50 % 
am Verlag der „Südhessischen Post" beteiligte, ging 
das Bundeskartellcunt von einer durch den Zusam- 
menschluß bewirkten Verstärkung der Marktbeherr- 
schung beider Zeitungen aus. Nach der Untersagung 
des Zusammenschlusses hat das „Darmstädter Echo" 
seine Beteihgung zunächst auf unter 25 % reduziert 
und Beschwerde beim Kammergericht eingelegt, die 
inzwischen aber in der Hauptsache — soweit es den 
fusionskontrollrechtiichen Teil betrifft — erledigt ist. 

495 . Die Axel Springer Verlag AG (ASV AG) und die 
Axel Springer Gesellschaf t für Publizistik GmbH & Co. 
KG (Pubhzistik KG) haben Beteüigungen von jeweils 
24,5 % an der Kieler Zeitung Verlags- und Druckerei- 
KG GmbH & Co. (Kieler Verlags KG) erworben. 
Gleichzeitig haben die ASV AG 24,6 % der GmbH- 
Anteile an der Kieler Zeitung Verwaltungs-GmbH, 
der persönhch haftenden Gesellschafterin der Kieler 
Verlags-KG, und die Pubhzistik KG 24,4 % der 
GmbH-Anteile an der Kieler Zeitung GmbH & Co. 
Offsetdruck KG, erworben. Die Pubhzistik KG ist mit 
26,1 % an der ASV AG beteihgt; im Aufsichtsrat der 
ASV AG sind zwei Geschäftsführer der Pubhzistik KG 
vertreten, von denen einer der Vorsitzende des Auf- 
sichtsrates der ASV AG ist. Wegen der satzungsbe- 
dingten Interessenkoordination zwischen ASV AG 
und Pubhzistik KG geht das Bundeskartehamt von 
einer einheithchen Stimmenabgabe beider Unterneh- 
men in den Gesehschafterversammlungen der Kieler 
Verlags KG aus. Aufgrund des vorhegenden 75-Pro- 
zent-Quorums besteht ein Einigungszwang mit dem 
Mehrheitsgesehschafter der „Kieler Nachrichten", 
der den beiden Gesehschaftern ASV AG und Pubhzi- 
stik KG einen mitbeherrschenden Einfluß verschafft. 

Das Bundeskartehamt erwartete durch den Zusam- 
menschluß eine Verstärkung der in wesentiichen Tei- 
len ihres Verbreitungsgebiets (Stadt Kiel und Umge- 
bung, Landkreis Plön) marktbeherrschenden „Kieler 
Nachrichten" sowie ebenfalls der mit ihr verbunde- 
nen, im Landkreis Segeberg marktbeherrschenden 
C. H. Wäser KG^^) jeweils auf dem Leser- und dem 
Anzeigenmarkt. Der Zusammenschluß beseitigt zu- 
dem die Erhaltung des bestehenden und das Aufkom- 
men wirksamen Wettbewerbs, da der potentiehe 
Wettbewerber der „Kieler Nachrichten" und der „Se- 
geberger Zeitung " , die „Lübecker Nachrichten" sind, 
die von einem mit der ASV AG verbundenen Unter- 
nehmen verlegt werden. 

Nach Untersagung des Zusammenschlusses haben 
die beteihgten Unternehmen Beschwerde einge- 
legt. i3) 

496 . Untersagt wurde auch der Erwerb von je 50 % 
an der Borbecker Nachrichten Wilhelm Wimmer 
GmbH & Co. KG (Borbecker KG) und an der Wordener 
Nachrichten Wimmer GmbH & Co. KG (Werdener KG) 
sowie an der persönhch haftenden Gesehschafterin 
dieser beiden Unternehmen, der Wimmer GmbH 
durch die Westdeutsche Allgemeine Zeitungsverlags- 


11) Ebenda, S. 86 f. 

12) Vgl. oben Tz. 490. 

13) Vgl. dazu unten Tz. 503. 
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gesellschaft GmbH & Co. KG (WAZ KG). Das Bundes- 
karteUamt erwartete eine Verstärkung der im Raum 
Essen marktbeherrschenden WAZ KG mit ihren bei- 
den Zeitungen „Westdeutsche Allgemeine Zeitung" 
und „Neue Ruhr Zeitung", deren Stellung durch den 
Ausschluß des letzten noch möghchen Randwettbe- 
werbs auf dem lokalen Leser- und Anzeigenmarkt 
abgesichert wird. Die beiden erworbenen jeweils ein- 
mal wöchenthch erscheinenden Stadtteilzeitungen 
„Borbecker Nachrichten" und „Werdener Nachrich- 
ten" sind ebenfaUs marktbeherrschend und bilden 
neben den Zeitungen der WAZ KG die einzige unab- 
hängige lokale InformationsqueUe. Ihre Stellung 
würde durch den Zusammenschluß abgesichert, weil 
die WAZ KG als potentieller Wettbewerber zur Grün- 
dung eines Konkurrenzblattes jederzeit in der Lage 
wäre. Die Unternehmen haben gegen die Entschei- 
dung des BundeskarteUamtes Beschwerde beim Kam- 
mergericht eingelegt. Im Verlaufe des Verfahrens teil- 
ten die Beschwerdeführerinnen mit, daß infolge einer 
Änderung der Beteüigungsverhältnisse der vom Bun- 
deskarteUamt untersagte Zusammenschluß aufgelöst 
sei. 

497 . Im Falle Lübecker Nachrichten GmbH/Stor- 
marner Tagblatt Verlag und Druckerei J. Schüthe 
GmbH & Co. ging das Bundeskartellamt von einer 
durch Zusammenschluß bewirkten Verstärkung der 
marktbeherrschenden SteUungen der „Lübecker 
Nachrichten" auf dem Leser- und Anzeigenmarkt im 
Landkreis Stormam aus. Die „Lübecker Nachrichten" 
würden in diesem Gebiet durch den Erwerb des letz- 
ten noch selbständigen Wettbewerbers eine marktbe- 
herrschende Stellung erlangen (41,9 % auf dem Le- 
sermarkt). Zwar hat das von der Axel Springer Verlag 
AG herausgegebene „Hamburger Abendblatt" einen 
höheren Marktanteil (49,5 %), doch sind die ASV AG 
und der Verlag der „Lübecker Nachrichten" verfloch- 
ten und als wirtschafthche Einheit anzusehen. Die 
ASV AG ist am Stammkapital des Verlags der „Lü- 
becker Nachrichten" mit 49 % beteiligt; da der Ge- 
seUschaftsvertrag für alle wichtigen Geschäftsvor- 
gänge die Zustimmung der Gesellschafterversamm- 
lung vorsieht, welche ihre Beschlüsse mit Zwei-Drit- 
tel-Mehrheit faßt, hat die ASV AG zumindest einen 
mitbeherrschenden Einfluß auf die „Lübecker Nach- 
richten" . Daher nimmt das Bundeskartellamt das Feh- 
len wesenüichen Wettbewerbs zwischen beiden Un- 
ternehmen aus tatsächlichen Gründen an. Dies gilt 
auch für den Anzeigenmarkt, auf dem die übrigen 
selbständigen Wettbewerber kleine Anzeigenblatt- 
verlage mit vergleichsweise niedrigen Umsätzen 
sind. 

Die beteüigten Unternehmen haben gegen die am 
18. Februar 1988 ergangene Untersagung Be- 
schwerde eingelegt. Sie vertreten die Auffassung, daß 
die „Lübecker Nachrichten" nicht der ASV AG zuzu- 
rechnen sind und die zusammengeschlossenen Unter- 
nehmen insofern dem Marktführer ASV AG als Wett- 
bewerber gegenüberstünden. 

498 . Im Berichtszeitraum hat die Konzentration auf 
den regionalen und lokalen Anzeigenmärkten auch 
durch Zusammenschlüsse von Zeitungsunternehmen 
mit Anzeigenblattverlegern aus sich überschneiden- 
den oder berührenden Verbreitungsgebieten zuge- 


nommen. An dem in einem Markt auflagenstärksten 
Anzeigenblatt, dem „Kreisboten", waren sowohl die 
Münchener Zeitungs-Verlag GmbH & Co. KG (u. a. 
Herausgeber des „Münchner Merkurs" und der „tz") 
als auch die Süddeutscher Verlag GmbH („Süddeut- 
sche Zeitung") interessiert. i^) Das BundeskarteUamt 
hat den Erwerb des „Kreisboten" durch den Münche- 
ner Zeitungs -Verlag nicht untersagt, obwohl er des- 
sen marktbeherrschende Stellung auf einzelnen Le- 
ser- und Anzeigenmärkten absicherte und somit ver- 
stärkte. Denn zugleich würden sich durch den Zusam- 
menschluß die Wettbewerbsbedingungen auf dem 
wirtschafüich bedeutenderen Wirtschaftsraum Mün- 
chen verbessern, auf dem die „Süddeutsche Zeitung" 
marktbeherrschend ist. Aufgrund des gleichen Sach- 
verhalts hat das BundeskarteUamt dem Verlag der 
„Süddeutschen Zeitung" einen Erwerb des „Kreisbo- 
ten" untersagt. 

499 . Untersagt wurde auch das Zusammenschluß- 
vorhaben „Hamburger Wochenblatt Verlag GmbH & 
Co. KG/Schlei- Verlag GmbH, bei dem der nüt dem 
Axel Springer Verlag AG verbundene Hamburger 
Wochenblatt Verlag den Verlag eines Anzeigenblat- 
tes, das in seinem Verbreitungsgebiet im Nordosten 
Schleswig-Holsteins zum Teil marktführend ist, mehr- 
heitlich erwerben woUte. Als Folge des Zusammen- 
schlusses befürchtete das BundeskarteUamt eine wei- 
tere Abschwächung des Wettbewerbs im lokalen Kie- 
ler Anzeigenmarkt und damit eine Absicherung der 
hier marktbeherrschenden „Kieler Nachrichten". 
Diese Erwartung beruht auf der Beteüigung der ASV 
AG am Verlag der „Kieler Nachrichten ".^5) Innerhalb 
des sich an die Untersagung anschUeßenden Be- 
schwerdeverfahrens beim Kammergericht teüten die 
Beschwerdeführerinnen mit, daß das Zusammen- 
schlußvorhaben nicht weiter verfolgt würde. 

500 . In zwei weiteren FäUen wurden im Rahmen ei- 
ner Prüfung durch das BundeskarteUamt die Modali- 
täten des Beteiligungserwerbs geändert, so daß nicht 
mehr vom Vorliegen eines Zusammenschlußtatbe- 
stands auszugehen war. Die Flensburger Zeitungsver- 
lag GmbH erwarb alle Anteüe an der Kopp & Thomas 
GmbH, die ein Anzeigenblatt im Verbreitungsgebiet 
der Tageszeitungen und des Anzeigenblattes der 
„Flensburger Zeitung" herausgibt. Die „Flensburger 
Zeitung" reduzierte später den BeteiUgungsanteü auf 
24,9% der Stimmrechte und 50% des Stammkapitals 
und übertrug die restiichen Anteüe auf eine Presse- 
stiftung. 

Die Münchener Wochenblatt Verlags- und Werbege- 
sellschaft mbH beabsichtigte den Erwerb von 24,9% 
der Anteüe an dem Verlag des Gemeinde-Anzeiger 
Wochenblatt für gemeindliche Information und Wer- 
bung. Aufgrund der Gesamtumstände der geplanten 
Vereinbarungen ging das BundeskarteUamt vom Vor- 
hegen eines Zusammenschluß tatb es tands aus, den es 
nach Durchführung von Änderungen an dem Ver- 
tragswerk jedoch nicht mehr als erfüUt ansah. 

501 . Neben weiteren, weniger erhebUchen Zusam- 
menschlüssen mit Anzeigenblattverlagen sind im Be- 
richtszeitraum zusätzhch Konzentrationsvorgänge 


14) Vgl. BKartA TB 1985/1986, a. a. O., S. 89. 
1^) Vgl. oben Tz. 495 und unten Tz. 503. 


220 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


durch Zusammenschlüsse mit Zeitschriftenverlagen 
auf getreten, die zum Teil ebenfalls von geringer wirt- 
schaftlicher bzw. Wettbewerbs- und rechtspolitischer 
Bedeutung sind. Insbesondere aus dem Bereich der 
Fachzeitschriften wie auch der Special-Interest-Zeit- 
schriften sind eine Reihe von Fällen nicht untersagt 
worden. Maßgeblich dafür war vereinzelt, daß bei den 
Umsätzen die Bagatellgrenze nicht erreicht wurde 
(z. B. im Falle Axel Springer Verlag AG/Gisbert Hen- 
nessen Verlag GmbH & Co. KG, bei dem spezielle 
Textil-Fachzeitschriften betroffen waren). In anderen 
Fällen handelte es sich bei den erworbenen Zeitschrif- 
ten um Blätter, die im Verhältnis zu ihren Wettbewer- 
bern nur geringe Bedeutung haben (z. B. bei der 
durch die Rheinpfalz Verlag und Druckerei GmbH 
erworbene Zeitschrift „die Kunst" und beim Anteils- 
erwerb der BLV Verlags-GmbH, die u. a. agrarwirt- 
schaftliche Zeitschriften verlegt, durch die Zeitungs- 
gruppe „Münchner Merkur"). Außerdem sind die 
Marktzutrittsschranken niedrig, so daß selbst einige 
auf ihren Spezialsektoren führende Fachzeitschriften 
nicht als marktbeherrschend anzusehen waren (z. B. 
die Zeitschrift „Markt für klassische Automobile und 
Motorräder" der BB-Verlagsgesellschaft mbH, die 
durch die Vereinigte Fachverlage Krausskopf-Inge- 
nieur Digest GmbH mehrheitlich erworben wurde so- 
wie im Falle der Mehrheitsbeteihgung an der VM Ver- 
lags- und Medien-GmbH, die die „Ärzte -Zeitung" 
herausgibt, durch die Bertelsmann AG). 

502. Die Burda Verwaltungsgesellschaft mbH & Co., 
an der Franz und Frieder Burda zu je 50% beteiligt 
sind, beabsichtigte die Aufstockung ihrer Anteile an 
der Axel Springer Verlag AG von bisher 24,9 auf 
25,9%. Ein ähnliches Zusammenschlußvorhaben war 
vom Bundeskartellamt 1981 untersagt worden. i^) In- 
zwischen ist der Burda- Konzern unter den Brüdern 
Franz und Frieder Burda einerseits und Dr. Hubert 
Burda andererseits aufgeteüt worden. Die Untersa- 
gungsgründe des Zusammenschlußvorhabens von 
1981 treffen nach Ansicht des Bundeskartellamts auf 
den anmeldenden Teilkonz em nicht mehr zu, da der 
gesamte Zeitschriften- und Druckbereich bei Dr. Hu- 
bert Burda verbheben ist. Das BundeskarteUamt hat 
geprüft, ob der Zusammenschluß darüber hinaus noch 
wettbewerbhche Wirkungen hat, die für eine Untersa- 
gung maßgebhch sind, dies jedoch verneint. Für den 
Pressevertrieb im Gebiet Saarbrücken erwartete das 
Amt keine Verstärkung der Monopolstellung von 
Pressevertrieb Saar GmbH & Co., an der die Burda 
Verwaltungs KG mit 45 % beteihgt ist. Auf dem Markt 
für Modezeitschriften würde der Zusammenschluß 
nicht zur Entstehung oder Verstärkung einer markt- 
beherrschenden Stellung führen, weil es zwischen 
den Zeitschriftenaktivitäten des Axel Springer Ver- 
lags und des Verlags Aenne Burda GmbH & Co., an 
dem die drei Brüder Burda zusammen mit ihrer Mutter 
beteihgt sind, keine Überschneidungen gibt. Jüng- 
sten Pressemeldungen zufolge wurde dieser Anteil an 
die Erben von Axel Springer zurückveräußert. 


16) WuW/E BKartA 1921. 


3.1.2 Entscheidungen des Kammergerichts und des 
Bundesgerichtshofs 

503. Das Kammergericht hatte im Fälle Axel Sprin- 
ger Gesellschaft für Publizistik GmbH & Co. KG/Kieler 
Zeitung Verlags- und Druckerei KG-GmbH & Co. zu 
entscheiden, ob die erworbenen Beteüigungen von 
jeweils unter 25% den Zusammenschlußtatbestand 
erfüüen.^7) Das Gericht bestätigte die Untersagung 
des Zusammenschlusses durch das BundeskarteUamt. 
Das Kammergericht sah in dem Beteihgungserwerb 
einen Zusammenschluß, wenngleich die GeseUschaf- 
ter Axel Springer Verlag und Axel Springer Pubhzi- 
stik KG ihre einheitliche Einflußnahme auf die „Kieler 
Nachrichten" nicht durch vertraghch niedergelegte 
Bindungen sichergesteUt hatten. Dennoch ging das 
Kammergericht von einer gemeinsamen Beherr- 
schung aus, die auf der Annahme einer beständigen 
Sicherung der einheitiichen Leitungsmacht infolge ei- 
ner auf Dauer angelegten übereinstimmenden Inter- 
essenlage der beiden GeseUschafter gründete, wo- 
durch das Zustandekommen wechselnder Mehrhei- 
ten praktisch nicht in Betracht komme. Durch die zu- 
gleich mit dem Beteiligungserwerb geänderten Ge- 
seUschafterverträge, die ein 7 5- Prozent-Quorum vor- 
sehen, würde eine Alleinentscheidung des Mehrheits- 
gesellschafters in den für die Gesellschaft wichtigen 
Geschäften verhindert. Der Umfang des Katalogs der 
zustimmungsbedürftigen Handlungen zeigt nach 
Auffassung des Gerichts zudem, daß die Einflüsse der 
Gesellschafterversammlung auf die Geschäftsfüh- 
rung gravierend sind und bis zum Tagesgeschäft rei- 
chen. 

Das Kammer gericht bestätigte auch die Auffassung 
des Bundeskartellamts, nach der durch den Zusam- 
menschluß die marktbeherrschende Stellung der Kie- 
ler Nachrichten GmbH in wesentlichen Teilen des 
Verbreitungsgebietes der „Kieler Nachrichten" sowie 
die marktbeherrschende Stellung der C. H. Wäser KG 
im Landkreis Segeberg verstärkt würden. ^8) Nach 
dem Beschluß des Kammergerichts haben die Be- 
schwerdeführer Rechtsbeschwerde beim Bundesge- 
richtshof eingelegt. 

504. Der Bundesgerichtshof hat mit seinem Beschluß 
vom 27. Mai 1986 ^9) die Untersagung des Zusammen- 
schlußvorhabens Süddeutscher Verlag/Donau Kurier 
durch das Bundeskartellamt vom 24. Oktober 1983 
bestätigt. Der Süddeutsche Verlag, Herausgeber der 
„Süddeutschen Zeitung", wollte seine Minderheits- 
beteiligungen am Verlag des „Donau-Kurier" (Do- 
nau-Kurier Verlagsgesellschaft A. Ganghofer’ sehe 
Buchhandlung, Courier Druckhaus KG) auf 50 und 
danach 75 % sowie an der Donau-Kurier Beteiligungs- 
gesellschaft mbH auf 50 und danach 75 bzw. 100% 
erhöhen. Die Zusammenschlüsse sichern und verstär- 
ken nach Auffassung des Bundeskartellamts die 
marktbeherrschende Stellung des „Donau-Kurier" 
durch den Ausschluß des Wettbewerbs der von der 
„Süddeutschen Zeitung" ausgeht. 20 ) Der „Donau- Ku- 
rier" besitzt im überwiegenden Teil seines Verbrei- 
tungsgebietes eine fast monopolartige Stellung im Le- 


1 ^) Vgl. oben Tz. 495. 

^6) Vgl. oben Tz. 490. 

19) WuW/E BGH 2276. 

20) WuW/E BKartA 2103. 
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ser- und Anzeigenmarkt. Durch den Zusammen- 
schluß wird auch die marktbeherrschende Stellung 
der „ Süddeutschen Zeitung " auf dem Leser- und An- 
zeigenmarkt im Wirtschaftsraum München verstärkt, 
weil der Süddeutsche Verlag in die Lage versetzt 
wird, auf eine Ändenmg der Vertriebsstrategie des 
„Donau-Kurier" zu Lasten anderer Wettbewerber 
Einfluß zu nehmen. Das Kammergericht hatte die Auf- 
fassung des Bundeskartellamts bestätigt.^i) In dem 
Verfahren ging es — ebenso wie bei der nachfolgen- 
den Entscheidung des Bundesgerichtshofes — auch 
um die Frage, ob mit der Entscheidung des Bundes- 
kartellamts gegen das verfassungsrechtliche Rück- 
wirkungsverbot verstoßen würde. Die Beteiligten hat- 
ten den stufenweise zu vollziehenden Beteiligungser- 
werb nänihch bereits vor Inkrafttreten der Dritten Kar- 
tellgesetznovelle getroffen, deren Bestimmungen 
durch das Amt angewendet wurden. Sowohl das Kam- 
mergericht wie auch der Bundesgerichtshof sahen 
dies jedoch als „unechte Rückwirkung" an, die einen 
Vertrauensschutz für die am Zusammenschluß Betei- 
ligten nicht rechtfertige. 

505 . Das Zusammenschluß Vorhaben Grüner + Jahr 
AG & Co, KG/Zeitverlag Dr. Bucerius KG ist im zwei- 
ten Rechtsbesch werde verfahren beim Bundesge- 
richtshof untersagt worden. Vorausgegangen war die 
Untersagung durch das Bundeskartellamt vom 9. Ja- 
nucir 1981.22) Das Amt erwartete die Verstärkung der 
marktbeherrschenden Stellung, die Grüner + Jahr mit 
seinem Objekt „Stern" hat, durch den Zusammen- 
schluß. Zugleich ging es von einer Verstärkung der 
marktbeherrschenden Stellung der Spiegel- Verlag 
GmbH & Co. KG auf dem Markt des „Spiegel" durch 
den Zusammenschluß aus; der Spiegel- Verlag war 
zwar selbst am Zusammenschluß nicht beteiligt, Grü- 
ner + Jahr hält aber eine Minderheitsbeteiligung an 
ihm. Schließlich nahm das Amt auch die Absicherung 
der überragenden Position der „Zeit" auf dem Markt 
für politische Wochenzeitungen und damit die Entste- 
hung einer marktbeherrschenden Stellung durch den 
Zusammenschluß an. Die daraufhin gegen die Unter- 
sagungverfügung des Bundeskartellamts gerichtete 
Entscheidung des Kammergerichts war vom Bundes- 
gerichtshof am 2. Oktober 1984 aufgehoben wor- 
den.23) Der Bundesgerichtshof hat zwar die Auffas- 
sung des Kammergerichts bestätigt, wonach der Zu- 
sammenschluß nicht die Verstärkung der vom Bun- 
deskartellamt angenommenen marktbeherrschenden 
Stellimgen von Grüner + Jahr und Spiegel- Verlag auf 
den Märkten des „Stern" und des „Spiegel" erwarten 
lasse. Als nicht hinreichend begründet wurden jedoch 
die Feststellungen der Gerichtsentscheidung zur Ent- 
stehimg einer mcirktbeherrschenden Stellung der 
„Zeit" angesehen und der Fall daher an das Kammer- 
gericht zurückverwiesen.24) 


21) WuW/E OLG 3303. 

22) WuW/E BKartA 1863. 

23) WuW/E BGH 2112. 

24) Zu den Ausführungen des Bundesgerichtshofes im Hinblick 
auf den Substitutionswettbewerb, der von den überregiona- 
len Tageszeitungen ausgeht (WuW/E BGH 21 12, 2 123f.) vgl. 
die Stellungnahme der Monopolkommission im Sechsten 
Hauptgutachten (Gesamtwirtschaftliche Chancen und Risi- 
ken wachsender Untemehmensgrößen, Baden-Baden 1986, 
Tz. 429ff.). 


In seiner Entscheidung vom 7. Februar 1986 bestä- 
tigte das Kammergericht die Untersagung durch das 
Bimdeskartellamt.25) Das Gericht stellte fest, daß poli- 
tische Wochenzeitungen und überregionale Tageszei- 
tungen nicht zum gleichen sachlich relevanten Markt 
gehören; der „Spiegel" ist dagegen mit der „Zeit" 
einem gemeinsamen Markt hinzuzurechnen. Der 
„Spiegel" hat einen Anteil von knapp zwei Dritteln, 
die „Zeit" einen solchen von 22,6% der Erlöse auf 
dem Markt. Wie sich im zweiten Beschwerdeverfah- 
ren herausstellte, hat Grüner + Jahr im Spiegel- Ver- 
lag nicht nur eine finanzielle Beteiligung, sondern ei- 
nen mitbeherrschenden Einfluß. Da auch im Außen- 
verhältnis nicht von wesentlichem Wettbewerb aus- 
zugehen war, nahm das Kammergericht die Entste- 
himg eines marktbeherrschenden Oligopols von 
„Zeit" und „Spiegel" durch den Zusammenschluß an. 
Gegen diesen Tatbestand spricht nach Auffassung 
des Gerichts nicht, daß der „Spiegel" auf dem betref- 
fenden Markt bereits eine beherrschende Stellung in- 
nehat. Ein Verhinderung drohender Marktstruktur- 
verschlechterungen und damit zusammenschlußbe- 
dingte Verbesserungen der Wettbewerbsbedingun- 
gen — insbesondere durch die Existenzsicherung der 
„Zeit" — , welche die Nachteile der Mcirktbeherr- 
schungen überwiegen, sah das Gericht angesichts der 
gesunden wirtschaftlichen Lage des Zeit-Verlages 
nicht als gegeben an. Der Bundesgerichtshof bestä- 
tigte mit Beschluß vom 22. September 1987 nunmehr 
die Entscheidung des Kammergerichts. 

506 . Der Erwerb einer Minderheitsbeteiligung von 
24,9% des Kommanditkapitals der Singener Wochen- 
blatt GmbH & Co. KG und von 24,5 % des Stammka- 
pitals der geschäftsführenden Komplementär-GmbH 
durch die Südkurier GmbH war vom Bundeskartell- 
amt untersagt worden. 2^) Zusammen mit den in der 
Satzung der GmbH sowie in dem Gesellschaftsvertrag 
der KG eingeräumten Rechten erfüllten die Anteilser- 
werbe nach Auffassung des Amtes den Zusammen- 
schlußtatbestand des § 23 Abs. 2 Nr. 5 GWB. Abwei- 
chend davon war das Kammergericht in seiner — im 
übrigen die Untersagung des Bundeskartellamts be- 
stätigenden — Entscheidung 27) vom Vorliegen des 
Zusammenschlußtatbestandes nach § 23 Abs. 2 Nr. 2 
Satz 4 GWB (Rechtsstellung eines Aktionärs mit 
Sperrminorität) ausgegangen. Der „Südkurier" hat 
auf dem Leser- und dem Anzeigenmarkt im Landkreis 
Konstanz eine beherrschende Stellung, die durch den 
Zusammenschluß abgesichert und damit verstärkt 
würde. Auf dem Lesermarkt der Abonnements-Ta- 
geszeitungen hält der „Südkurier" in dem räumlich 
relevanten Gebiet durchschnittlich einen Marktanteil 
von 97 % , in zwei Gemeinden hat er eine Monopolstel- 
lung und in der Gemeinde Singen hält er einen Anteü 
von 93%. Durch den Zusammenschluß würde der 
Substitutionswettbewerb zwischen dem „Südkurier" 
und dem „Singener Wochenblatt" ausgeschaltet, was 
ebenfalls zu dessen Absicherung und Verstärkung auf 
dem Markt für Anzeigenblätter führt. Der Bundesge- 
richtshof hat in seinem Beschluß vom 10. November 
1987 die Entscheidung des Kammergerichts bestä- 
tigt. 28) 

25) WuW/E OLG 3807. 

26) WuW/E BKartA 2140. 

27) WuW/E OLG 3875. 

28) BGH, KVR 7/86. 


222 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


3.2 Kartellrechtliche Entscheidungspraxis im 
Bereich der Neuen Medien 

507. Medienkonzerne und Presseunternehmen ha- 
ben im Berichtszeitraum ihr Engagement im Bereich 
des privaten Hörfunks durch Zusammenschluß ver- 
stärkt. Bertelsmann beabsichtigte eine Erhöhung sei- 
nes über die Tochtergesellschaft Ufa Film und Fem- 
seh GmbH gehaltenen Anteils an der Radio Hamburg 
GmbH & Co. KG und an der Beteiligungsgesellschaft 
Radio Hamburg mbH (Komplementär- GmbH) von 
24% auf jeweils 25% des Kapitals und 28,8% der 
Stimmrechte zu erhöhen.^Q) Infolge des Erwerbs der 
„Hamburger Morgenpost“ durch die Bertelsmann- 
Tochter Grimer + Jahr^O) fielen Bertelsmann weitere 
jeweils 5 % des Kapitals und 5,8 % der Stimmrechte an 
den Gesellschaften von Radio Hamburg zu. Der Axel 
Springer Verlag beabsichtigte den Rückerwerb von 
einem Prozent der Stimmrechtsanteile an Radio Ham- 
burg,- sein Stimmrechtsanteil erreichte dann 25 % und 
der Kapitalanteil bhebe unverändert bei 35%. Der 
Heinrich Bauer Verlag plante die Erhöhung seiner 
Anteile an Radio Hamburg auf 25 % des Kapitals und 
28,8 % der Stimmrechte. 

Das Bundeskartellamt ging zunächst davon aus, daß 
Radio Hamburg von den drei Gesellschaftern Bertels- 
mann (über die Ufa Film und Fernseh GmbH), Axel 
Springer Verlag AG imd Heinrich Bauer Verlag AG, 
die allein in dem für wichtige Fragen der Geschäfts- 
pohtik entscheidenden Gesellschafterausschuß ver- 
treten sind, gemeinsam beherrscht wird. Im Gesell- 
schafterausschuß bestand ein faktischer Einigungs- 
zwang, da die Entscheidungen einstimmig zu treffen 
waren. Nach Änderung der Gesellschaf tsverträge nüt 
einer Streichung des Gesellschafterausschusses nahm 
das Bundeskartellamt wegen des nunmehr fehlenden 
Einigungszwangs und aufgrund der heterogenen Ge- 
sellschafterinteressen nicht mehr eine gemeinsame 
Beherrschung durch die drei Großverlage an. 

Das Bundeskartellamt hat die Zusammenschlüsse 
nicht untersagt. Trotz der Ressourcenstärke der Ge- 
sellschafter von Radio Hamburg erwartete das Amt 
keine Entstehung einer überragenden Stellung im 
Rundfunkmarkt, in dem neben den privaten Anbie- 
tern Radio Schleswig-Holstein und Radio Niedersach- 
sen vor allem die werbungtreibende öffentlich-recht- 
hche Rundfunkanstalt NDR 2 tätig ist. Rückwirkun- 
gen auf den bundesweiten Zeitschriftenwerbemarkt 
werden vom Bundeskartellamt nicht angenommen, 
da in den Zeitschriften der drei Großverlage eine Teil- 
belegung von Anzeigen speziell für die von Radio 
Hamburg erreichte Region nur in geringem Umfang 
möghch ist. Auf dem Zeitungsmarkt im Ballungsge- 
biet Hamburg wäre eine Begrenzung des Substitu- 
tionswettbewerbs zwar denkbar. Der Absicherung 
der marktbeherrschenden Stellung des Axel Springer 
Verlages in diesem Wirtschaftsraum durch seine Be- 
teiligung an Radio Hamburg stehen aber die divergie- 
renden Gesellschafterinteressen sowie eine Bestim- 
mung des Hamburger Mediengesetzes entgegen, das 
eine weitere Stimmrechtserhöhung des Axel Springer 
Verlags ausschheßt. 


29) Vgl, BKartA TB 1985/1986, a. a, O., S. 91. 
39) Vgl. oben Tz. 490. 


508. Die Dr. Haas GmbH, Herausgeber des „Mann- 
heimer Morgen“, beabsichtigte, sich mit einem Anteil 
von jeweils 40% an der in Gründung befindhchen 
Radio Nordbaden GmbH Programmgesellschaft & Co. 
KG sowie an deren persönhch haftender Gesellschaf- 
terin, der Radio Nordbaden GmbH, zu beteüigen. Auf- 
gabe der Radio Nordbaden KG soll die Herstellung 
eines 24-stündigen Hörfunkprogramms sein, wäh- 
rend die Radio Nordbaden GmbH als Inhaberin der 
Hörfunklizenz auftreten soll. Je 10% an den Gesell- 
schaften von Radio Nordbaden sollen zudem die Dies- 
bach Medien GmbH (Herausgeber der „Weinheimer 
Nachrichten“), die Schwetzinger Verlagsdruckerei 
GmbH (Herausgeber der „Schwetzinger Nachrich- 
ten“) und die Fränkische Nachrichten Druck- und 
Verlag-GmbH (Herausgeber der „Fränkischen Nach- 
richten“) halten; die restiichen je 30% werden treu- 
händerisch für mögliche weitere Erwerber gehalten. 
Das Bundeskartellamt erwartet nicht die Entstehung 
oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stel- 
lung auf dem Hörfunk- oder dem Zeitungsmarkt. Auf 
dem Hörfunkmarkt von Radio Nordbaden sind als 
Werbeträger weitere Anbieter tätig (insbesondere die 
öffenthch-rechthchen Anstalten Süddeutscher Rund- 
funk, Südwestfunk und Hessischer Rundfunk). Daher 
ist auf diesem Markt vom Bestehen wesentlichen 
Wettbewerbs auszugehen. Die beherrschende Stel- 
lung der Dr. Haas GmbH auf dem Zeitungsmarkt im 
Raum Mannheim wird durch die Zusammenschlüsse 
nicht verstärkt. Einmal hat die Dr. Haas GmbH keinen 
Mehrheitseinfluß bei den beiden Rundfunkgesell- 
schaften, zum anderen steht Radio Nordbaden im 
Wettbewerb mit anderen stärkeren Anbietern, so daß 
eine besondere Berücksichtigung der Interessen der 
Dr. Haas GmbH innerhalb der Tätigkeit von Radio 
Nordbaden ausgeschlossen wird. 

509. Nicht untersagt wurde auch die Beteiligung der 
Südkurier GmbH bei Gründung der lokalen Rund- 
funkgesellschaft Radio Konstanz. Der Verlag des 
„Südkurier“ hält gemeinsam mit der mit ihm verbun- 
denen Singener Wochenblatt AG 40 % an Radio Kon- 
stanz. Das Bundeskartellamt sieht nicht den Zusam- 
menschluß als ursächhch für eine möghche Marktbe- 
herrschung auf dem lokalen Hörfunkmarkt an, son- 
dern die Tatsache, daß von der Stuttgarter Landesan- 
stalt für Kommunikation für dieses Gebiet wegen Fre- 
quenzknappheit nur eine Hörfunklizenz vergeben 
wird. In Teilen seines Verbreitungsgebietes hat der 
„Südkurier“ eine Alleinstellung auf dem Zeitungs- 
markt, darunter auch im Ausstrahlungsgebiet von Ra- 
dio Konstanz. Der Verlag des „Singener Wochen- 
blatt“ , an dem der Südkurier bis zur Entscheidung des 
Bimdesgerichtshofes über eine Untersagungsverfü- 
gung des Bundeskartellamts^i) zu 50 % beteüigt war, 
verlegt ein Anzeigenblatt im Verbreitungsgebiet des 
„Südkurier“ . Das Bundeskartellamt ging von getrenn- 
ten Werbemärkten für Rundfunk und Tageszeitungen 
aus, selbst wenn eine Randsubstitution zwischen bei- 
den Märkten besteht. Der Zusammenschluß wird 
auch nicht als ursächhch für den Zugang des „ Südku- 
rier“ zum lokalen Rundfunkgeschäft und zur mögh- 
chen Verstärkung seiner marktbeherrschenden Stel- 
lung angesehen. Das Bundeskartellamt geht davon 
aus, daß dem „Südkurier“ auch allein ohne die übri- 


31) Vgl. oben Tz. 506, 
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gen Gesellschafter (kleine bzw. branchenfremde Un- 
ternehmen oder schweizerische Zeitungsverlage) die 
Rundfunkhzenz erteilt werden würde. Eine Untersa- 
gung des Zusammenschlusses hätte demnach nur die 
Folge, daß die anderen Gesellschafter vom Zugang 
zum lokalen Rundfunk ausgeschlossen würden. 

510 - Die Monopolkommission hat Bedenken gegen- 
über der Entscheidung des Bundeskartellamts im 
Falle Südkurier GmbH/Radio Konstanz. Die Begrün- 
dung des Amtes beruht auf der Überzeugung, daß 

(1) die Werbemärkte von Rundfunk und Tageszeitun- 
gen (bzw. Anzeigenblättern) nicht in einem wett- 
bewerbhchen Verhältnis zueinander stehen und 

(2) die Erteilung der Rundfunklizenz an den „ Südku- 
rier" auch allein vorgenommen würde (und somit 
vom Bundeskartellamt zwangsläufig hinzuneh- 
men ist). 

Die Monopolkomnüssion hat erhebhche Zweifel an 
der für die Entscheidung erhebhchen Prämisse einer 
geringen Wettbewerbsintensität zwischen lokaler 
Rundfunkwerbung und lokaler Zeitungswerbung in 
sich weitestgehend überschneidenden Regionen, ln 
jedem Falle würde die vom Bundeskartellamt unter- 
stellte Randsubstitution zwischen beiden Werbe- 
märkten eine Untersagungsverfügung gegenüber 
dem Zusammenschluß von zwei Monopolstellungen 
auf den beiden Medienmärkten mit annähernd glei- 
cher räumlicher Verbreitung stützen können. 

Die Annahme des Bundeskartellamts, daß eine Li- 
zenzerteilung an den Südkurier auch allein erfolgen 
würde, ist nach Auffassung der Monopolkommission 
nicht geeignet, die Kausalität des Zusammenschlus- 
ses für die Entstehung oder Verstärkung marktbeherr- 
schender Stellungen in Frage zu stellen. Dies würde 
selbst dann gelten, wenn dem Bundeskartellamt aus 
informellen Kontakten die Absicht der Landesanstalt 
für Kommunikation, dem „Südkurier" in jedem Falle 
die Lizenz zu erteilen, bekannt wäre. An eine Unter- 
sagung des Zusammenschlusses müßten sich nämhch 
noch Entscheidungsschritte anschheßen, die nicht 
zwangsläufig zu erwarten sind. Zunächst müßte der 
„Südkurier" allein einen Lizenzantrag stellen (der 
nicht mehr der ZusammenschlußkontroUe unterhegt) 
und damit seine bisherigen wirtschafthchen Absich- 
ten verändern. Darüber hinaus müßte die Landesan- 
stalt für Kommunikation dem Lizenzantrag tatsächhch 
stattgeben; dies setzt ein Prüfungsverfahren voraus, 
dessen Ausgang nicht mit völliger Sicherheit vorher- 
gesagt werden kann (zumal im Falle, daß inzwischen 
weitere Lizenzanträge für das gleiche Verbreitungs- 
gebiet gesteht werden). Wenn bei dieser Abfolge 
mit einem Ineinandergreifen von kartellrechthchem 
und landesmedienrechtlichem Verwaltungs verfahren 
eine Lizenzerteilung an den „Südkurier" dennoch er- 
folgen würde, so wäre dies ein augenfälliger Nach- 
weis der bestehenden kartellrechtlichen Kontrolldefi- 
zite im Substitutionswettbewerb zwischen Presse und 
Rundfunk. Zudem würde damit die Notwendigkeit ei- 
ner kartellrechtlichen Kontrolle von Lizenzanträgen 
entsprechend der bereits früher aufgestellten Forde- 
rung der Monopolkommission belegt. 

511 . Die Medien-Ünion GmbH, eine Gesellschaft 
der Rheinpfalz Verlag und Druckerei GmbH, beab- 


sichtigte den Erwerb sämtiicher Anteile an der Radio 
Weinstraße-Rundfunkbetriebsgesellschaft mbH. Ra- 
dio Weinstraße veranstaltet derzeit kein Rundfunk- 
programm, besitzt aber ein umfangreiches Schallplat- 
tenarchiv, das auf die Medien-Union übergehen soU. 
Die Medien-Union ist mit weniger als 25 % an der pri- 
vaten Rundfunkveranstaltergemeinschaft Rheinland- 
Pfälzische Rundfunk GmbH (RPR) und mehrheitlich 
am Regionalstudio Ludwigshafen der RPR beteüigt. 
Das BundeskarteUamt sieht die Medien-Union nicht 
als marktbeherrschend auf einem privaten Rundfunk- 
markt an, auf dem genügend Wettbewerber (insbe- 
sondere aus dem Bereich des öffentlich-rechthchen 
Rundfunks) vorhanden sind. Zudem bestehen besten- 
falls geringe Marktzutrittsschranken beim Aufbau ei- 
nes Schallplattenarchivs, so daß der Erwerb eines sol- 
chen Archivs nicht zur Stärkung einer MarktsteUung 
geeignet ist. 

512 . Mehrere Zusammenschlüsse im Bereich des 
privaten Fernsehens haben nach Auffassung des Bun- 
deskartellamts die Wettbewerbsbedingungen im Ver- 
hältnis zu den donünierenden öffentlich-rechthchen 
Rundfunkanstalten verbessert. Die Mainzer Verlags- 
anstalt und Druckerei Will & Rothe GmbH & Co. KG 
(MVA) hat einen Beteüigungserwerb von 50 % an der 
Erste Private Fernsehgesellschaft GmbH (EPF), die bis 
dahin noch zu 100% zur Medien-Ünion GmbH, einer 
GeseUschaft des Rheinpfalz-Konzems gehört, ange- 
meldet. Die EPF, die ursprünghch im Rahmen des 
Kabelpilotprojekts ein mehrstündiges Regionalpro- 
gramm für den Raum Ludwigshafen betrieb, soU ein 
einstündiges Fensterprogranun für Rheinland- Pfalz 
im nationalen Programm von SAT 1 unter Einschluß 
von regionaler Werbung produzieren und Werbezei- 
ten vermarkten. Die von der MVA herausgegebene 
„Mainzer Zeitung" und die „Rheinpfalz" sind in ihren 
jeweüigen Verbreitungsgebieten marktbeherr- 
schend, Eine Verstärkung dieser marktbeherrschen- 
den Stellimgen durch den Zusammenschluß wird vom 
BundeskarteUamt verneint, weil der Femsehwerbe- 
markt und der Anzeigenmarkt der Zeitungen ver- 
schiedenen sachlich relevanten Märkten zuzuordnen 
seien (mit allenfaUs geringen Überschneidungen z. B. 
bei der Markenartikelwerbung). Aber selbst wenn 
man von einer Verstärkung einer marktbeherrschen- 
den Stellung im Zeitungsmarkt durch den Zusam- 
menschluß ausgeht, werden diese Nachteile auf gewo- 
gen durch das Auftreten eines Wettbewerbers für 
ARD und ZDF, wodurch eine Verbessemng der Wett- 
bewerbsbedingungen auf dem Femsehwerbemarkt 
entsteht. 

513 . Ebenfalls nicht untersagt wurde der Erwerb ei- 
ner Beteihgung von 45 % an der KMP Kabel Media 
Programmgesellschaft mbH durch die Reteitalia 
S.p.A., einer TochtergeseUschaft der Fininvest S.p.A. 
Fininvest ist die Konzernobergesellschaft der Berlus- 
coni-Gruppe, die in ItaUen und Frankreich private 
Fernsehprogramme betreibt. Die am Zusammen- 
schluß Beteüigten beabsichtigen, das bisherige Vi- 
deochp-Programm (Musicbox) der KMP in ein Fem- 
sehvoUprogramm umzuwandeln. Der Wettbewerb auf 
dem Femsehmarkt, auf dem neben den öffentlich- 
rechtlichen Rundfimkanstalten noch die privaten An- 
bieter SAT 1 und RTL plus tätig sind, wird nach Auf- 
fassung des Bundeskartellamts infolge des Erwerbs 
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des kleinsten Anbieters durch eine finanzstarke 
Gruppe eher belebt. 

514 . Bei der Gründung der SAT 1 Nordschau GmbH 
durch die SAT 1 GmbH und weitere Zeitimgsverlage 
in Schleswig-Holstein ist für den Axel Springer Ver- 
lag AG (ASV AG) eine Beteiligungshöhe von 24,9% 
vorgesehen. Das Bundeskartellamt sah den Zusam- 
menschlußtatbestand als erfüllt an, weil es zu dem der 
ASV AG direkt zuzuordnenden Anteil noch die jewei- 
ligen Anteile hinzurechnete, die von der durch die 
ASV AG mitbeherrschten Lübecker Nachrich- 
ten GmbH und der Kieler Nachrichten GmbH gehal- 
ten werden. Für die Nordschau hatten die Länder 
Hamburg und Schleswig-Holstein je eine Erlaubnis 
zur Ausstrahlung des SAT 1 -Programms und eines 
Fensterprogranuns erteilt. 

Wegen der führenden Stellung der öffentlich-rechtli- 
chen Rundfunkanstalten von ARD und ZDF im natio- 
nalen und des NDR im regionalen Femsehwerbe- 
markt erwartet das Bimdeskartellamt nicht die Entste- 
hung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden 
Stellimg durch den Zusammenschluß. Das gleiche güt 
für eventuelle Rückwirkungen auf den Hörfunkmarkt. 
Im Zeitschriftenmarkt hat die ASV AG keine marktbe- 
herreschende Stellung. Ihre marktbeherrschenden 
Stellungen im Zeitungsmarkt in Hamburg, Kiel und 
Lübeck werden nach Auffassung des Bundeskartell- 
amts nicht verstärkt, weil das Amt keine Substitu- 
tionskonkurrenz zwischen Werbefernsehen und Zei- 
tungswerbung annimmt. Aber selbst wenn man von 
einer solchen Substitutionskonkurrenz ausgeht, so 
dürfte der Zusammenschluß keine Verstärkung der 
Marktbeherrschung der ASV AG bewirken, da die 
ASV AG kaum in der Lage ist, mit einer Beteihgungs- 
höhe von insgesamt 37,94 % im Rahmen ihres Einflus- 
ses auf Nordschau bestimmte Schutzstrategien für das 
Werbegeschäft ihrer Zeitungen durchzusetzen. 

515 . Das Bundeskartellamt hat den zwischen den 
öffentiich-rechtlichen Rundfunkanstalten (in der ARD 
zusammengeschlossene Rundfunkanstalten und ZDF) 
sowie einer Reihe von Sportverbänden am 3. Septem- 
ber 1985 abgeschlossenen Globalvertrag über die 
ausschließliche Nutzung von Femsehüb ertragungs- 
rechten nach § 18 GWB mit Beschluß vom 27. August 
1987 für unwirksam erklärt. Partner des Globalvertra- 
ges sind der Deutsche Sportbund sowie die meisten 
seiner Mitglieder, ein Teil der dem Vertrag nicht bei- 
getretenen 15 Mitglieder (darunter der Deutsche Fuß- 
ball-Bund) strebt eigene Verträge mit den öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten an oder hat solche ab- 
geschlossen. Der Vertrag räumt den Rundfunkanstal- 
ten für die Dauer von fünf Jahren das Recht ein, vor- 
rangig vor anderen Interessenten alle Sportveranstal- 
tungen der am Vertrag beteiligten Spitzenverbände 
oder ihrer angeschlossenen Organisationen zu über- 
tragen. Mit Ausnahme von Fußball, Motorsport und 
Eishockey sind alle Sportarten im Globalvertrag er- 
faßt, die nach Ergebnissen von Umfragen für die Fern- 
sehzuschauer von besonderer Bedeutung sind. 

Das Bundeskartellamt vertrat die Auffassung, daß das 
vertraglich vereinbarte erste Zugriffsrecht der öffent- 
lich-rechtiichen Anstalten auf Sportübertragungen 
eine unbilhge Behinderung für die privaten Fernseh- 
veranstalter aufgrund der Beschränkung des Markt- 


zutritts in der für sie ohnehin schwierigen Startphase 
darstellt.32) Nationale und internationale Sportereig- 
nisse von bxmdesweitem Interesse seien den privaten 
Wettbewerbern der öffentlich-rechÜichen Anstalten 
bei der überwiegenden Zahl telegener Sportarten ent- 
weder überhaupt nicht oder nur sehr eingeschränkt 
zugänglich. Da gerade bei Sportübertragungen das 
wirtschaftliche Verhältnis von Aufwand und Ertrag 
besonders günstig ist, kommt der Möglichkeit zum 
Erwerb von Übertragungsrechten an attraktiven 
Sportveranstaltungen für den Marktzutritt neuer 
Femsehveranstalter große Bedeutung zu. 

Die öffentiich-rechtlichen Rimdfunkanstalten haben 
gegen den Beschluß des Bundeskartellamts Be- 
schwerde beim Kammergericht eingelegt. Sie sind der 
Auffassung, daß die Vorschriften des GWB nicht auf 
den Globalvertrag anwendbar seien. Sie sehen die 
Programmbeschaffung der öffentiich-rechtlichen 
Rimdfunkanstalten als integrierenden Bestandteil der 
Programmbeschaffung an, die hoheitlicher Natur und 
damit der Beurteilung durch das Kartellrecht entzo- 
gen sei. Aber auch bei Anwendbarkeit des GWB auf 
den Globalvertrag müßte bei verfassimgskonformer 
Auslegung von Art. 5 des Grundgesetzes im Rahmen 
der nach § 18 Abs. 1 lit. b GWB gebotenen Güterab- 
wägung der Erfüllung des Progranunauftrags der öf- 
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ein Vorrang 
gegenüber der imeingeschränkten Wettbewerbsfrei- 
heit eingeräumt werden. Im übrigen sehen alle Betei- 
hgten in dem Vertrag nur eine unwesentiiche Be- 
schränkung des Marktzutritts, da den privaten Anbie- 
tern alle für Übertragungen durch die öffentiich- 
rechtlichen Anstalten nicht ausgewählten Sportereig- 
nisse zugänglich seien und auch die ausgewählten 
Veranstaltungen zumindest zeitversetzt übertragen 
werden könnten. Wegen der großen Zahl der vom 
Globalvertrag nicht erfaßten Veranstaltungen liegt 
nach Auffassung der Beteiligten auch keine unbillige 
Beschränkung des Marktzutritts vor. Der Deutsche 
Sportbund hat darüber hinaus auf das sportpolitische 
Interesse am Globalvertrag verwiesen, das in einer 
umfassenden Berichterstattung mit der ganzen Breite 
und Vielfalt des sportlichen Geschehens liege, zu wel- 
chem die privaten Anbieter nicht bereit und — wegen 
ihrer geringen Reichweite — auch nicht in der Lage 
seien. 


3.3 Kartellrecht der Europäischen Gemeinschaften 

516 . Anfang 1984 hatte die Degeto-Film GmbH, 
Tochtergesellschaft aller ARD Rundfunkgesellschaf- 
ten, aus dem umfangreichen Bestand der amerikani- 
schen Filmgesellschaft Mefro Goldwyn Mayer/United 
Artists Entertainment Co: über deren Tochtergesell- 
schaft Algemene Financieringsmaatschappij „Ne- 
fico" B. V. für 80 Mio. $ exklusive Lizenzrechte für 
den gesamten deutschen Sprachraum zur Ausstrah- 
lung von mehr als 1 350 Spielfilmen (nicht eingerech- 
net die neuen bis zum Jahre 1998 zu produzierenden 
Filme) und 390 Stunden Fernsehproduktionen erwor- 
ben. Kurz darauf wurde bekannt, daß auch das ZDF 
Lizenzrechte an etwa 1 200 Spielfilmen im Werte von 


32) BKartA TB 1985/1986, a. a. O., S. 90. 
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etwa 240 Mio. DM von mehr als zehn Anbietern er- 
worben hat, darunter befanden sich 700 bis 800 Filme 
von der Kirch- Gruppe. Während die Degeto fast aus- 
schließhch die Rechte an amerikanischen Produktio- 
nen erworben hat, sind etwa die Hälfte der erworbe- 
nen Filme des ZDF aus amerikanischen Produktio- 
nen. 

51 7. Die Generaldirektion für Wettbewerb der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften hat Ende 
1986 den betroffenen Rimdfimkanstalten (alle in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkan- 
stalten mit Ausnahme des Bayerischen Rundfimks) 
die Gründe dargelegt, aus denen die Feststellung er- 
wogen wird, daß die Verträge zum Erwerb des Lizenz- 
pakets durch Degeto gegen Art. 85 Abs. 1 des EWG- 
Vertrages verstoßen und die weitere Ausführung der 
Verträge zu untersagen seien. 3^) Die Senderechte er- 
strecken sich auf die Bundesrepubhk, die Deutsche 
Demokratische Repubhk, Österreich, Liechtenstein, 
Luxemburg, Südtirol und die deutschsprachige 
Schweiz. Die Lizenzdauer von 15 Jahren bedeutet im 
Zusammenhang mit der Laufzeit des Vertrages bis 
1998, daß die Ausschließhchkeit zum Teü bis zum 
Jahre 2013 reicht. Die Ausweitung des Sendegebiets 
sowie Dauer und Umfang der ausschheßhchen Bin- 
dimg behindern nach Auffassung der Generaldirek- 
tion Wettbewerb die Zugriffsmöghchkeiten anderer 
Wettbewerber, insbesondere der privaten Rimdfimk- 
veranstalter. Wie das Bundeskartellamt im Falle des 
Globalvertrages geht auch die Generaldirektion Wett- 
bewerb im vorhegenden Fähe davon aus, daß die 
Rimdfunkanstalten Unternehmen im kartellrechth- 
chen Sinne sind, deren Programmbeschaffimg wirt- 
schafthche imd nicht hoheithche Tätigkeit sei. Dies 
gelte jedenfalls für Unterhaltungssendimgen, die 
nicht der Erfüllung des öffenthchen Programmauf- 
trags dienen. 

518. Eine Sperrwirkung für den Marktzutritt privater 
Rundfunkanbieter ist in der Satzung der European 
Broadcasting Union (EBU) zu sehen. Die EBU ist eine 
nichtkommerzielle Vereinigimg von Rimdfunkanstal- 
ten, die eine Zusammenarbeit ihrer Mitgtieder vor 
allem im Programmbereich sowie in rechthchen imd 
technischen Angelegenheiten bezweckt. Die EBU er- 
wirbt Übertragungsrechte für fast alle international 
bedeutenden Ereignisse (Nachrichten, Sport) exklusiv 
und gibt sie an interessierte Mitgtieder weiter. Bei 
ARD imd ZDF machen die auf EBU-Rechten beruhen- 
den Sendungen einen erheblichen Teil der Sendezeit 
aus. 

Die Mitgliedschaft (active membership) bei der EBU 
ist nach Art. 3 ihrer Satzung beschränkt auf Rund- 
funkanstalten, deren Programme nationalen Charak- 
ter und nationale Bedeutung aufweisen. In Deutsch- 
land sind aufgrund dieser Definition nur die öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten Mitgtieder der 
EBU; die privaten Anbieter haben — mit Ausnahme 
von RTL plus, dessen Gesellschafter CLT EBU-Mit- 
gtied ist — keinen Zutritt zum Informationspool der 


33) Das vertrauliche Schreiben der Generaldirektion hat der 
Monopolkommission zur Einsichtnahme Vorgelegen, Die 
nachfolgende Darstellimg des Sachverhalts bezieht sich al- 
lein auf Zusammenhänge, die aufgrund von Presseveröffent- 
lichungen bekannt sind. 


EBU. Die Wirkungen dieser Zugangssperre sind be- 
sonders groß, weil etwa die internationalen Sportver- 
anstaltungen, die für das deutsche Publikum interes- 
sant sind, besonders zugkräftige Ereignisse darstel- 
len. Dies fällt für die aktuellen und potentiellen Rund- 
fimkanbieter, die gerade dabei sind, ihren Platz im 
Markte zu finden, ganz besonders ins Gewicht. Die 
Monopolkommission hält die mit den Zugangssperren 
der EBU-Satztmg verbundenen Behinderungen der 
privaten Rimdfunkanbieter für wettbewerbsbe- 
schränkend und unvereinbar mit dem von der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften auch in 
ihrem Grünbuch „Fernsehen ohne Grenzen“ ^4) er- 
klärten Ziel der Freiheit des Dienstleistungsverkehrs 
in einem gemeinsamen Rundfunkmarkt in Europa. 


4. Bedingungen des Wettbewerbs zwischen 
privaten und öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanbietem 

4.1 Entwicklung der Rahmenbedingungen für das 
private Rundfunkangebot 

519. Maßgeblich für die Startchancen des privaten 
Rimdfunks und damit für seine Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber den öffentlich-rechtlichen Rimdfunkan- 
stalten ist das Geflecht der rechtlichen, wirtschaftli- 
chen imd technischen Voraussetzungen, welche zu- 
gleich Schranken für die privatwirtschaf fliehe Betäti- 
gung im Rundfunk büden. Die ökonomisch-techni- 
schen Möglichkeiten für private Rundfunksendungen 
hängen in erster linie von den verfügbaren Übertra- 
gungswegen ab, welche zugleich die Reichweite der 
Programme und damit die Werbeeinnahmen der pri- 
vaten Anbieter bestimmen. Die rechtliche Rahmen- 
setzung erfolgt in starkem Maße durch die Judikatur 
des Bundesverfassungsgerichts sowie durch die Be- 
stimmungen der für den Rundfunk maßgeblichen 
Landesgesetze (Landesmedien- bzw. -rundfunkge- 
setze und staatsvertragüche Regelungen). 


4.1.1 Infrastrukturelle Entwicklung 

520. Die terrestrischen Übertragungsmögtichkeiten 
für Rundfunkveranstaltungen sind nahezu aus- 
schließlich den öffentlich-rechtlichen Rundfunkan- 
stalten Vorbehalten, so daß in der gegenwärtigen 
Phase der Verbreitung des Breitbandkabels als dem 
für privaten Rundfunk maßgeblichen Medium zen- 
trale Bedeutung zur Beurteüung der Wettbewerbsbe- 
dingungen im Rundfunk zukommt. Derzeit können an 
das von der Deutschen Bundespost verlegte Kabel- 
netz 9,3 Mio. Haushalte angeschlossen werden; tat- 
sächlich angeschlossen — und damit vom privaten 
Kabelrundfimk erreichbar — sind jedoch mit 3,5 Mio. 
nur 13,7 % aller Haushalte (Tabelle 8), Die Anschluß- 
zahlen sind allerdings nur als obere Richtzahl für die 
Reichweite der privaten Rundfunkprogramme anzu- 


34) Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Fernsehen 
ohne Grenzen (Grünbuch über die Errichtung des Gemein- 
samen Marktes für den Rundfimk, insbesondere über Satel- 
lit imd Kabel), Dok. KOM (84) 300 endg. 
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Tabelle 8 

Statistik der Kabelanschlüsse Stand; 31. März 1988 


Bundesland 

Gesamtzahl 

der 

Wohnungen 
(in 1 000) 

anschüeß- 

bare 

ange- 

schlossene 

Versorgungs- 

grad') 

(%) 

Anschluß - 
dichte 2) 

(%) 

Wohnungen 
(in 1 000) 

Baden-Württemberg 

3 750 

1 150 

442 

30,7 

38,4 

Bayern 

4 481 

1 578 

678 

35,2 

43,0 

Berlin 

1 110 

781 

335 

70,4 

42,9 

Bremen 

323 

226 

71 

70,0 

31,4 

Hamburg 

789 

318 

91 

40,3 

28,6 

Hessen 

2 325 

653 

237 

28,1 

36,3 

Niedersachsen 

2 945 

1 307 

468 

44,4 

35,8 

Nordrhein-Westfalen 

6 934 

2 136 

740 

30,8 

34,6 

Rheinland-Pfalz 

1 518 

593 

231 

39,1 

39,0 

Saarland 

447 

108 

43 

24,2 

39,8 

Schleswig-Holstein 

1 125 

440 

175 

39,1 

39,8 

Bundesländer insgesamt 

ca. 25 700 

9 290 

3511 

36,1 

37,8 


Versorgungsgrad 


anschließbare Wohnungen 
Gesamtzahl der Wohnungen 


A _ angeschlossene Wohnungen 

^ anschheßbare Wohnungen 

Quelle: Deutsche Bundespost 


sehen, da nicht alle Programme in die verschiedenen 
Kabelnetze eingespeist werden. Die Entwicklung der 
Kabelanschlüsse seit 1982 (Tabelle 9) ist zwar mit 

Tabelle 9 

Entwicklung der Kabelanschlüsse seit 1982 


Jahr 

anschheß- 

bare 

angeschlos- 

sene 

Versor- 

gungs- 

Anschluß- 

dichte'*) 

Haushalte 
(in 1000) 

gTad2)3) 

(%) 

(%) 


n 

6395) 


2 

47 

B 

(0 

H 

1 773 


7 

34 

XJ 

W 

'Ö 

1984 

2 896 


11 

35 

Ö 

(Ü 

■s 

1985 



18 

33 

<v 

m 

n 

6 752 


26 

34 


B 

8 859 


34 

36 

Ö 

Hl 

10 600 bis 




•s 

m 

11 000 

k. A. 

42 


tji 


12 600 bis 




a 

(0 

■ 

13 100 

k. A. 

51 



Ü Angaben für Ende Dezember des jeweiligen Jahres. 

3) Nach Berechnungen durch die Deutsche Bundespost. 

4) Anschlußdichte = angeschloss^e Wohnun gen 

^ anschheßbare Wohnungen 

5) Hochgerechnete Daten; alle Auswertungen früherer Jahre 
bezogen sich auf Übergabepunkte. 

Quelle: Deutsche Bundespost 


jährhch 2 Mio. neuen Anschlüssen beachtlich, den- 
noch bleibt die Akzeptanz des Breitbandkabels hinter 
den ursprünglichen Erwartungen (insbesondere der 
Wirtschaft) zurück. Die Deutsche Bundespost, die ur- 
sprünglich ihrem Verkabelungskonzept das Ziel einer 
flächendeckenden Verkabelung zugrundegelegt 
hatte, sieht nunmehr ledighch eine großflächige Ver- 
kabelimg vor. Entsprechend gewinnen andere Über- 
tragungswege für die Erzielung hoher Reichweiten 
bei der Übertragung privaten Rundfunks an Bedeu- 
tung. 

521. Außer dem Breitbandkabel ist den Rtmdfunk- 
anbietern auch die Rtmdfunkübertragung über Satel- 
liten möghch. Dieser Übertragungsweg steht teil- 
weise im komplementären und teilweise im substitu- 
tiven Verhältnis zum Kabelrundfunk, unter anderem 
auch bedingt durch die technischen Eigenheiten des 
jeweihgen Satellitentyps. Die Übertragung nüttels 
Fernmeldesatelliten erfordert wegen deren geringer 
Sendeleistung (bis zu 20 Watt) große und aufwendige 
Empfangsanlagen, deren Einrichtung mit hohen Ko- 
sten verbunden ist. Damit wird der Einzelempfang bei 
diesem Satellitentyp unwirtschaftiich, so daß seine 
Nutzimg ausschließhch komplementär, d. h. durch 
Einspeisung der Funksignale in das Kabelnetz erfolgt; 
diese Technik entspricht dem Prinzip der Richtfunk- 
übertragimg. Dagegen können die nüt etwa 260 Watt 
abstrahlenden Rundfunksatelliten nicht nur durch Ka- 
beleinspeisung, sondern mit einer Parabolantenne 
von 0,6 bis 1,2 m Durchmesser (je nach Empfangs- 
position im Zentrum oder am Rand der Ausleucht- 
zone) auch individuell empfangen werden. Neuere 
Entwicklungen steuern auf einen Satellitentyp nüt 
nüttlerer Sendeleistung zu (Medium-Power-Satellit), 
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dessen Sendeleistung mit 50 Watt nur wenig über der 
des FernmeldesateUiten hegt, der im Zuge des sende- 
und empfangstechnischen Fortschritts aber dennoch 
mit wirtschafüich vertretbarem Antennenaufwand zu 
empfangen ist. 

522 . Gegenwärtig stehen die beiden Fernmeldesa^ 
telliten ECS 1-F 1 der europäischen Raumfahrtbe- 
hörde (European Space Agency) imd IntelsatVF-1 
der Internationalen FemmeldesateUitenorganisation 
(Intelsat) für Femsehübertragungen deutscher Pro- 
grammveranstalter zur Verfügung. Neben den priva- 
ten Anbietern von Fernsehprogrammen nutzen auch 
öffenüich-rechüiche Programmanbieter die beiden 
FemsehsateUiten zur Übertragung von Femsehpro- 
granunen (3SAT, Eins Plus, Bayerischer Rundfunk 3, 
Westdeutscher Rundfunk 3 sowie das französisch- 
sprachige Programm TV 5). 

523 . Aufgrund eines Abkommens mit der französi- 
schen Regierung über die technisch-industrielle Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet von Rundfunksatelliten 
vom 29. April 1980^5) sollten zwei weitgehend gleiche 
SateUiten — der deutsche SateUit TV-SAT und der 
französische SateUit TDF 1 — gebaut und ab 1987 in 
Betrieb genommen werden. Der TV-SAT sollte die 
FernmeldesateUiten ECS 1 und Intelsat V entlasten, 
die am Ende ihrer Lebensdauer sind. Von fünf Kanä- 
len soUten je zwei an die öffentlich-rechtUchen Anstal- 
ten (ARD und ZDF) und an private Anbieter (SAT 1 
und RTL plus) vergeben werden; ein Kanal war für die 
Abstrahlung von 16 Hörfunk-Programmen in Digital- 
technik vorgesehen. Wegen vielfacher technischer 
Probleme steht der TV-SAT nicht zur Übertragung 
von Rundfunksendungen zur Verfügung. 

524 . FragUch ist ohnehin, inwieweit nüt der Nutzung 
des RundfunksatelUten die Reichweite der Anbieter 
von privaten Fernsehprogrammen erhöht würde. Vor- 
gesehen war, daß der RundfunksatelUt seine Pro- 
gramme in einer neuen, quaUtativ überlegenen Fem- 
sehnorm D 2-MAC abstrahlt, welche die bisherigen 
Femsehnormen PAL (deutsch) SECAM (französisch) 
und NTSC (amerikanisch) als einheitUcher Standard 
ablösen soUte. Der Direktempfang von Rundfunkpro- 
grammen des RundfunksatelUten würde demnach 
nicht nur eine neue Antenne erfordern, sondern auch 
einen neuen D 2-MAC-taugUchen Fernsehapparat, 
dessen Kosten wesentUch über den Geräten nüt her- 
kömmUcher Technik hegt. Infolge dieses für die Fern- 
sehzuschauer hohen Investitionsaufwands ist auf ab- 
sehbare Zeit nicht nüt einer wesentUchen Verbreitung 
des direkten Fernsehempfangs von Satelütenpro- 
grammen zu rechnen. 

525 . Eine weitere technische Innovation, mit der die 
EmpfangsquaUtät erhebUch verbessert werden kann, 
ist das hochauflösende Fernsehen HDTV (High-Defi- 
nition Television). Mit dieser Norm können auch er- 
hebUch vergrößerte Büdschirme in Betrieb genommen 
werden, ohne daß dabei ein QuaUtätsverlust auf tritt. 
Da aber auch im FaUe dieser übertragstechnischen 
Neuerung erhebliche Kosten auf ProgranunhersteUer 
und Fernsehzuschauer zukommen, ist eine Einfüh- 
rung dieser Norm auf breiter Basis nicht zu erwar- 
ten. 


35) BGBl. II, 1981, S. 49. 


526 . Wegen der Knappheit der verfügbaren terresti- 
sehen Frequenzen wird nach der Rechtsprechung des 
Bimdesverfassimgsgerichts der öffentUch-rechtUche 
Rundfunk bei der Nutzung dieser Übertragungswege 
privüegiert. Inzwischen hat die Deutsche Bundespost 
trotz der weitgehenden Ausschöpfung des Frequenz- 
spektrums vielerorts freie terrestische Frequenzen er- 
mittelt, die den Rundfunkanbietern über die Nutzung 
lokaler Low-power- Stationen kurzfristig eine erhebli- 
che Steigenmg ihrer Reichweite ermögheht. Die erfor- 
derhehen Koordinierungsverhandlungen für die von 
der Post angegebenen zusätzlichen terrestischen Fre- 
quenzen nüt den ARD -Anstalten (Inland) oder nüt be- 
nachbarten Staaten (Ausland) können einer reibimgs- 
losen Nutzung im Wege stehen. Letztiieh kann auch 
die Frequenzausweitung aus verfassungsrechtiiehen 
Gründen nicht den privaten Anbietern unter Aus- 
schluß der öffentiich-rechüichen Rundfunkanstalten 
Vorbehalten werden, da diese die Frequenzen nüt Pro- 
grammen zur „Restversorgung" von Bevölkerungstei- 
len, die bisher noch lücht die für sie vorgesehenen 
Programme empfangen können, nutzen wollen. 

4.1.2 Landesgesetziiche Veränderungen im Berichtszeitraum 

527 . In den Bundesländern sind seit VeröffenÜi- 
chung des letzten Hauptgutachtens der Monopolkom- 
nüssion weitere Gesetze zur Medienordmmg und ins- 
besondere zur Regelung des privaten Rundfunkbe- 
triebs erlassen worden. ^6) 

Rheinland-Pfalz hat am 24. Juni 1986 ein Landesrund- 
funkgesetz verabschiedet, 37) nach dem bei nicht aus- 
reichenden Übertragimgskapazitäten Anbieterge- 
meinschaften bevorzugt werden und Erfahrungen 
und Tätigkeiten im publizistischen Bereich besonders 
berücksichtigt werden (§ 7 Abs. 1). In Nordrhein- 
Westfalen ist am 19. Januar 1987 ein Rundfunkgesetz 
erlassen worden, 38) das die Bestimmung enthält, daß 
Verlage von Tageszeitungen im Verbreitungsgebiet 
des lokalen Rundfunks bis zu 75 % der Kapital- und 
Stimmrechtsanteile an den Betriebsgesellschaften be- 
sitzen dürfen (§ 29 Abs. 2), welche die Produktions- 
technik stellen und für die Rundfunkwerbung zustän- 
dig sind. Im Saarland ist das bis dahin geltende Rund- 
funkgesetz am 11. August 1987 novelliert worden.38) 

In Bremen ist das Gesetz über die vorläufige Weiter- 
verbreitung von Rundfunkprogrammen in Kabelanla- 
gen (vom 30. Jiüi 1985) um ein Jahr bis Ende 1987 
verlängert worden.^®) Hessen hat am 30. Januar 1987 
ein Gesetz über die Weiterverbreitung von SateUiten- 
programmen erlassen;^i) gegenwärtig wird entspre- 
chend der Regierungserklärung vom 23. Aprü 1987 an 
dem Entwurf für ein Landesmediengesetz gearbei- 
tet. 


36) Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, a. a. O., 
Tz. 560 ff. 

37) Vgl. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland- 
Pfalz Nr. 14 vom 8. Juli 1986, S. 159 ff. 

38) Vgl. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein- 
Westfalen Nr. 4 vom 22. Januar 1987, S. 22 ff. 

39) Vgl. Amtsblatt des Saarlandes Nr. 40 vom 31. August 1987, 
S. 1005 ff, 

40) Vgl. Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen Nr. 53 vom 
17. Dezember 1986, S. 290. 

41) Vgl. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
(Teil 1) Nr. 2 vom 5. Februar 1987, S. 17 ff. 
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528 . Für die Nutzung der fünf Kanäle des Rundfunk- 
satelliten TV-SAT hatten sich die Bundesländer be- 
reits 1984 auf ein Konzept geeinigt, das die Kanäle 
Einzelanbietem zuteüte bzw. die Nutzungsrechte an 
den Kanälen auf die einzelnen Länder anteüig auf- 
schlüsselte. Da über die Belegung der Satellitenka- 
näle keine Einigung in einem gemeinsamen Staats- 
vertrag zustandekam, schlossen die Länder Berhn, 
Niedersachsen und Schleswig- Holstein („Nord- 
schiene") einerseits ^2) sowie die Länder Baden- Würt- 
temberg, Bayern und Rheinland-Pfalz ( „Südschiene") 
andererseits 43) je einen Staatsvertrag über die Nut^ 
zung eines TV-Satellitenkanals. Der Vertrag der Nord- 
schiene sieht eine Zulassung nach einem Verfcihren 
vor, das unabhängig von den Bestimmungen der der 
Rundfunkgesetze der beteüigten Bimdesländer 
durchgeführt wird; Rechte und Pflichten des Veran- 
stalters sowie die staatliche Aufsicht (Programm- 
grundsätze, Werberegelungen, etc.) richten sich nach 
den Rundfunkgesetzen der Länder. Nach dem Ver- 
trag der Südschiene, der ausführhche Programm- 
grundsätze, Werbe- und Jugendschutzrichtlinien ent- 
hält, erfolgt die Zulassung dagegen nach Maßgabe 
des jeweihgen Landesrechts. 

529 . Nach langanhaltenden Bemühungen mit mehr- 
jährigen Verhandlungen um eine für alle Bundeslän- 
der gemeinsame Rundfunkordnung haben sich die 
Länder auf einen Staatsvertrag geeinigt,44) der Ende 
1987 in Kraft getreten ist. Der Vertrag soUte den pri- 
vaten Veranstaltern ausreichende übertragungstech- 
nische und finanzielle Möghchkeiten zum Aufbau 
und zur Fortentwicklung eines privaten Rimdfunksy- 
stems ermöghchen. Gleichzeitig wird für die öffent- 
hch-rechtiichen Rundfunkanstalten eine Bestands- 
und Entwicklungsgarantie abgegeben. Der Staatsver- 
trag, der Vorrang gegenüber den bis dahin geltenden 
landesrechtiichen Rundfunkbestimmungen hat, ent- 
hält Regelungen zur Nutzung der SateUitentechnik, 
zur Finanzierung durch Gebühren und Werbung so- 
wie zu den Grundsätzen der Meinungsvielfalt und zur 
Staatsaufsicht beim privaten Rimdfunk. 

4.1.3 Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

530 . Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts (BVerfG) hat in mittlerweile fünf Rimdfunk-Ur- 
teilen45) die im Auftrag der Bundesländer hegende 


42) Staatsvertrag über die Veranstaltung von Fernsehen über 
Rundfunksatellit vom 20. März 1986 {abgedruckt in: Media 
Perspektiven, Dokumentation, Heft 1/1986, S. 43 ff.). 

43) Staatsvertrag über die gemeinsame Nutzung eines Femseh- 
und eines Hörfunkkanals auf Rundfunksatelliten vom 
12. Mai 1986 (abgedruckt in: Media Perspektiven, Doku- 
mentation, Heft 1/1986, S. 51 ff.). 

44) Staatsvertrag zur Neuordnung des Rundfunkwesens vom 
3. April 1987 (abgedruckt in: Media Perspektiven, Doku- 
mentation, Heft 11/1987, S. 81 ff.). 

45) Mit einem weiteren Rundfunk-Urteil ist in absehbarer Zeit 
zu rechnen, denn inzwischen hat die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion beim Bundesverfassungsgericht eine Normen- 
kontrollklage gegen das nordrhein-westfähsche Landes- 
rundfunkgesetzwegen Verstoßes gegen Art. 5 Grundgesetz 
eingereicht. Verleger imd Kommunen hätten als Finanziers 
der Lokalfunkstationen zu wenig Einfluß auf die Programm- 
gestaltung. Außerdem richtet sich die Klage gegen die Zu- 
sammenarbeit von WDR und Zeitungsverlegem beim ge- 
planten Mantelprogramm. 


rundftmkrechtiiche Rahmensetzung konkretisiert. In 
seinem ersten 46) und zweiten Rundfunkurteil 
(„Deutschland-Femsehen" vom 22. Febmar 1961 und 
„Umsatzsteuer" vom 27. Juh 1971) hatte das BVerfG 
die Notwendigkeit besonderer Vorkehrungen zur Si- 
chenmg der Rundfunkfreiheiten in den Landesgeset- 
zen hervorgehoben. Im dritten Rundfunk-Urteil^^) 
(„Privatftmk im Saarland" vom 16. Juni 1981) ging das 
BVerfG nicht mehr von einer durch Frequenzknapp- 
heit bedingten Sondersituation des Rundfunks aus. 
Dadurch wurden Möghchkeiten zur Veranstaltung 
privaten Rundfunks eröffnet. Das BVerfG hielt aber 
weiterhin landesgesetzliche Vorkehrungen zur Ge- 
währleistung der Rundfunkfreiheiten für erforderhch, 
weil nicht mit hinreichender Sicherheit zu erwarten 
ist, daß sich eine etwa dem Bereich der überregiona- 
len Tageszeitungen vergleichbare Vielfalt des Pro- 
grammangebots einsteUen würde. FaUs der Landes- 
gesetzgeber sich im Rahmen des außenplurahstischen 
ModeUs für privaten Rimdfunk mit einer Vielzahl 
selbständiger Meinungsträger mit jeweils eigenstän- 
digen Programmen entscheidet, muß die Rundfunk- 
ordnimg im Rahmen eines Erlaubnisverfahrens Zu- 
gangsregelimgen schaffen, bei knappen Sendemög- 
hchkeiten Auswahlregelungen treffen und eine be- 
grenzte Staatsaufsicht vorsehen. 

531 . Ausgangspimkt im vierten Rundfunk-Urteil^^) 
(„Niedersächsisches Landesrundfunkgesetz" vom 
4. November 1986) war das Bestehen einer duahsti- 
schen Rimdfunkstmktur mit einem Nebeneinander 
von privatem und öffentiich-rechtiichem Rundfunk- 
angebot. Den öffentiich-rechtiichen Rundfunkanstal- 
ten kommt danach die Aufgabe zu, eine ausgewogene 
Grundversorgung der Bevölkerung mit Rundfunkpro- 
grammen sicherzusteUen. Da die privaten Anbieter 
nahezu ausschheßhch auf Werbeeinnahmen ange- 
wiesen sind, welche hohe Einschaltquoten erfordern, 
sind sie nach Auffassung des BVerfG zu einer umfas- 
senden Information in der voUen Breite der Meinun- 
gen und kulturellen Strömimgen nicht in der Lage. 
Würde man an ihr Programmangebot die gleichen 
Anforderungen wie an das der öffentiich-rechthchen 
Anstalten stellen, so müßte dies im Ergebnis zu einem 
Ausschluß bzw. einer Verhindenmg des privaten 
Rundfunks überhaupt führen. Die Unvollkommenhei- 
ten des privaten Rundfunks im Hinbhck auf die gefor- 
derte inhaltiiche Ausgewogenheit und Breite des Pro- 
grammangebots sind systembedingt und können hin- 
genommen werden, solange das öffentiich-rechtiiche 
System funktionsfähig ist und sowohl Meinungsviel- 
fcdt als auch ein breites Programmspektrum gewähr- 
leistet. Die besondere Eigenart des öffentiich-rechtii- 
chen Programmangebots, die ihren Niederschlag 
auch in der den privaten Anbietern nicht zugängh- 
chen Gebührenfinanzierung findet, rechtfertigt die 
vergleichweise höheren Anforderungen an die Dar- 
bietung des öffentiich-rechtiichen Rundfunks. Für 
den privaten Rundfunk muß durch die Rundfimkord- 
nvmg ein Grundstandard gleichgewichtiger Vielfalt 
sichergesteUt werden, der die wesentiichen Voraus- 
setzungen der Meinungsvielfalt umfaßt und die Ent- 


46) BVerfGE 12, 205. 

47) BVerfGE 31, 314. 

48) BVerfGE 57, 295. 

49) BVerfGE 73, 118. 
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stehung vorherrschender Meinungsmacht verhindert. 
Das BVerfG erwartet in absehbarer Zeit keine Versor- 
gung mit privaten Rundfunkprogrammen in einem 
Umfang und einer Vielfalt, die es gestatten, auf recht- 
üche Sicherungen der Rundfunkfreiheit ganz zu ver- 
zichten und den Rundfunkbereich umfassend zu de- 
reguheren. 

Das vierte Rundfimk-Urteil impliziert im Ergebnis 
eine Bestandsgarantie für die öffenthch-rechthchen 
Anstalten. Die Veranstaltung von privatem Rundfunk 
ist zulässig, wobei aber für diese Zulässigkeit das öf- 
fentlich-rechtliche System erst die Voraussetzungen 
schafft. Zur Verhinderung von Meinimgsmacht sind 
über das G WB hinausgehende Regelungen prinzipiell 
zulässig. Das Gericht läßt aber ausdrückhch offen, ob 
„der Bundesgesetzgeber verfassungsrechtüch ver- 
pflichtet ist", das GWB um eine kartellrechtiiche Prü- 
fung vor der Lizenzerteilung zu ergänzen, wie dies die 
Monopolkommission empfohlen hatte.^oj Werberege- 
lungen im privaten Rundfunk zum Schutz der Presse 
(Verpflichtung zur landesweiten Verbreitung der 
Werbung) sind verfassungsrechtüch zulässig. 

532. Das fünfte Rundfunk-Urteil^^) („Landesmedi- 
engesetz Baden- Württemberg" vom 24. März 1987) 
befaßte sich insbesondere mit den Bestrebungen des 
Landesgesetzgebers, den privaten Anbietern einen 
Weg beim Angebot neuer Programmformen (Regio- 
nal- und Lokalprogramme sowie Pay-TV) zu ebnen. 
Diese sollten entsprechend den landesrechtÜchen Be- 
stimmungen vorerst von der Konkurrenz durch den 
öffentüch-rechtüchen Rundfunk freigehalten werden, 
der seine RegionaÜsierung auf dem Stand von Ende 
1984 einzufrieren hatte. Das BVerfG sah darin einen 
Verstoß gegen die verfassungsrechtüch gewährlei- 
stete Rundfunkfreiheit. Das Gericht bilügte den öf- 
fentlich-rechtlichen Anstalten (neben der im vierten 
Rundfunk-Urteil niedergelegten Bestandsgarantie) 
damit auch eine Entwicklungsgarantie zu. Auch jen- 
seits einer bestehenden — wiederum definitorisch 
nicht näher eingegrenzten — Grundversorgung ist es 
dem Landesgesetzgeber verwehrt, eine Ergänzung 
des vorhandenen öffentüch-rechtüchen Rundfunkan- 
gebots zu verhindern. Andererseits wird aber kein 
Vorrang bei der Frequenzvergabe an die öffentüch- 
rechtüchen Anbieter auf lokaler Ebene gefordert? dem 
dualen Rundfunksystem üegt der Gedanke zugrunde, 
daß der pubüzistische Wettbewerb das Gesamtange- 
bot belebt und die Meinungsvielfalt auf diese Weise 
gestärkt und erweitert würde. Für den Wettbewerb 
auf der Ebene des regionalen und lokalen Rundfunks 
sah das Gericht die grimdsätzüch anerkannte Überle- 
genheit der öffentüch-rechtüchen Anstalten als nicht 
ausschlaggebend an. 

Das BVerfG erklärt die finanzieUe Sicherung der re- 
gionalen und lokalen öffentüch-rechtüchen Pro- 
gramme zum Bestandteil der Rundfunkfreiheit und 
verpflichtet den Gesetzgeber, die hinreichende 
Finanzierung zu sichern. Mit dieser Finanzierungsga- 
rantie werden aUerdings nicht einzelne Formen der 
Finanzierung grundsätzüch geschützt. Zum Schutz 
der wirtschaftÜchen Grundlagen von Presse und pri- 
vatem Rundfunk hält das Gericht ein Werbeverbot bei 


50) BVerfGE 73, 118, 175 f. 

51) BVerfGE 74, 297. 


der Finanzierung regionaler und lokaler Programme 
der öffentüch-rechtüchen Anstalten für zulässig. Die- 
ses Werbeverbot beeinträchtigt auch nicht mittelbar 
die Verbreitung bestimmter Meinungen oder den Pro- 
zeß freier Meinungsbüdung und entspricht anderer- 
seits dem Gebot der Verhältnismäßigkeit, so daß der 
Nachteil des eher geringfügigen EinnahmeausfaUs für 
die Landesrundfunkanstalten zumutbar ist. Obwohl 
die Adressaten des Werbeverbots ausschüeßüch die 
Landesrundfunkanstalten sind, genügt das Verbot der 
verfassungsrechtlich geforderten AUgemeinheit, wel- 
che die Gesetze zur Begrenzung der Rundfunkfreiheit 
grundsätzüch aufweisen müssen. 


4.2 Wettbewerbsvorteile der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten 

533. Die Überlegenheit der öffentüch-rechtüchen 
Rundfunkanstalten im Medienwettbewerb gründet 
sich zunächst und vor aUem auf die gesicherte Finan- 
zierung über Gebühreneinnahmen. Diese für die pri- 
vaten Wettbewerber nicht verfügbare Einnahme- 
queUe, deren Zufluß sich an den Kosten der öffentüch- 
rechtüchen Rundfunkuntemehmen orientiert, ver- 
schafft diesen einen nahezu unbegrenzten Rückhalt, 
der insbesondere dem unbehinderten Wettbewerb bei 
der Programmbeschaffung und -Verbreitung entge- 
gensteht. Im Jahre 1986 belief sich das Gebührenauf- 
kommen im Hörfunk auf 1,5 Mrd. DM und im Fernse- 
hen auf 2,85 Mrd. DM? von den Femsehgebühren er- 
halten die ARD 70% und das ZDF 30%. 52) Die Fern- 
sehgebühren machen beim ZDF 57 % aUer Erträge 53) 
aus und bei der ARD betragen die Teünehmergebüh- 
ren (Hörfunk- und Femsehgebühren) 66% aUer Er- 
träge.54) 

534. Die höhere Finanzkraft der öffentüch-rechtü- 
chen Rundfunkanstalten bemht daneben auch auf 
den Vorsprüngen auf dem Werbemarkt. Die Nettoum- 
sätze der ARD betmgen im Jahre 1986 506,8 Mio. DM 
beim Hörfunk und 884,3 Mio. DM beim Fernsehen? 
die Einnahmen aus der Fernsehwerbung des ZDF be- 
trugen im gleichen Zeitraum 576 Mio. DM.55) Hinter 
diesen Beträgen stehen die Werbeeinnahmen der bei- 
den größten privaten Anbieter mit bundesweitem 
Fernsehprogramm — trotz beachtücher Zuwachsra- 
ten gegenüber dem Vorjahr — im Jahre 1986 dagegen 
erhebüch zurück: RTL plus erzielte 24,6 Mio. DM 
(1985: 15,3 Mio. DM) und das Anbieterkonsortium 
des SAT 1-Programms 10,9 Mio. DM (1985: 
5,9 Mio. DM). 

535. Weitere struktureUe Vorteüe der öffentüch- 
rechtüchen Anstalten im Wettbewerb auf den Rund- 
funkmärkten sind die langjährigen Erfahrungen mit 
dem Medium Rundfunk und ihre umfassende Infra- 
struktur mit umfangreichen technischen, finanziellen 
und personellen Ressourcen. Dies wird insbesondere 
deutlich an der Zahl der verfügbaren Mitarbeiter: bei 
den neun in der ARD zusammengeschlossenen Lan- 

52) Vgl. ARD (Hrsg.), ARD-Jahrbuch 87, Hamburg 1987, S. 303 

(Tabelle 24). 

53) Vgl. ZDF (Hrsg.), ZDF Jahrbuch 1986, Mainz 1987, S. 210. 

54) Vgl. ARD-Jahrbuch 87, a. a. O., S. 280 (Tabelle 3). 

55) Zu den Angaben über die Werbeumsätze im Rundfunk vgl. 

Neue Medien, Jahrbuch 88, Hamburg 1988, S. 118f. 
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desrundfunkanstalten waren 1986 insgesamt 19 168 
Planstellen besetzt,^®) in den Geschäftsbereichen des 
ZDF sind für 1986 (1. Juni) 3 709 Mitarbeiter erfaßt.57) 
Die Zahl der Mitarbeiter beträgt bei SAT 1 dagegen 
250 und bei RTL plus 100.^8) 


4.3 Wettbewerbspolitische Würdigung und 
Empfehlungen 

536. Die erheblichen strukturellen Vorsprünge der 
öffentiich-rechtlichen Anbieter im Wettbewerb mit 
den privaten Programmveranstaltem beeinflussen 
auch die Entscheidimgspraxis des Bundeskartellamts. 
Wettbewerbsrelevante Veränderungen im Bereich 
des privaten Rimdfunks sind immer im Lichte der do- 
minanten Stellung der öffentlich-rechthchen Rund- 
funkanstalten zu beurteilen. Das führt dazu, daß selbst 
wettbewerbspohtisch bedenkhche Zusammen- 
schlüsse als Aufholfusionen bewertet und zugelassen 
werden müssen, womit die führende Position der 
Rundfunkanstalten im Ergebnis den Charakter einer 
Zielgröße für Konzentrationsvorgänge im Bereich der 
Neuen Medien erhält. 

537. Im krassen Gegensatz hierzu stehen die Chan- 
cen der Entwicklungsfähigkeit für den sich im Markt 
etabherenden privaten Rundfimk. Dessen von den 
Übertragungsmöghchkeiten abhängende Wettbe- 
werbsbedingungen haben sich längst nicht in dem 
anfangs erwarteten Umfang reahsieren lassen. Im 
scharfen Wettbewerb auf den Rundfimkmärkten hat 
sich zwischen den öffentlich-rechthchen und den pri- 
vaten Anbietern ein harter Kampf um Marktanteile 
ergeben, wie sich nicht zuletzt an dem Abschluß des 
Globalvertrages ^8) oder an den Verhandlungen um 
die Übertragungsrechte an den Bundeshgafußball- 
spielen zeigt. Die strukturellen Nachteile in diesem 
Wettbewerb für die privaten Unternehmen, die allein 
marktwirtschafthchen Prinzipien unterworfen sind, 
werden gefestigt durch eine Rechtsprechimg des 
BVerfG, welche die öffenthch-rechthchen Rundfunk- 
anstalten im Medienwettbewerb privilegiert. Die vom 
BVerfG festgestellte Bestands-, Entwicklungs- und Fi- 
nanzierungsgarantie schreibt die Dominanz der öf- 
fenthch-rechthchen Anstalten nicht nur fest, sondern 
ist auch geeignet, sie weiter auszubauen. Eine (ge- 
setzliche) Beschränkimg in der Zahl der öffenthch- 
rechthchen Programme ist nach dem fünften Rund- 
funk-Urteil nicht mehr denkbar; die weitere Expan- 
sion der Rundfunkanstalten mit der Folge einer 
Marktverengung zu Lasten der privaten Anbieter 
wird danüt möghch imd wahrscheinhch. Damit würde 
der Rimdfunkauftrag der öffenthch-rechthchen An- 


Vgl, ARD- Jahrbuch 87, a. a. O., S. 308; in der Zahlenangabe 
sind nicht die 2 750 Mitarbeiter von Deutschlandfunk und 
Deutsche Welle, sowie die 974 Mitarbeiter für die ausgeghe- 
derten Gemeinschaftsaufgaben der ARD (Vormittagspro- 
gramm, Tagesschau/Tagesthemen, Gebühreneinzugszen- 
trale, etc.) enthalten. Nach den Angaben des Jahrbuchs 88 
der Neuen Medien (a. a. O., S. 33), beträgt die Zahl der Mit- 
arbeiter in den ARD-Landesmndfimkanstalten 20 070. 

57) Vgl. ZDF (Hrsg.), ZDF Jahrbuch 1985, Mainz 1986, S. 44. Im 
ZDF Jahrbuch 1986 (a. a. O., S. 52) werden für 1987 (1. Juni) 
3 768 Mitarbeiter ausgewiesen. 

58) Vgl. Neue Medien Jahrbuch 88, a. a. O., S. 34 f. 

59) Vgl. oben Tz. 515. 


stalten von der — im vierten Rundfunk-Urteil einge- 
führten, bisher aber nicht hinreichend konkretisier- 
ten — Grundversorgung in Richtung einer „Höchst- 
versorgung“ verschoben. Durch die Festlegung des 
BVerfG im fünften Rimdfunk-Urteil, „daß zumindest 
der Bestand der im Zeitpunkt dieses Urteils“ (gemeint 
ist das vierte Rundfunk-Urteil) „teixestisch verbreite- 
ten öffentlich-rechtlichen Programme der unerläßh- 
chen Gnmdversorgung zuzurechnen ist“,®®) hat das 
BVerfG die aggressive Expansionsstrategie des öf- 
fentiich-rechtlichen Rundfunks nachträghch aufge- 
wertet und legitimiert. Einer Grenzziehung mit einer 
Beschränkung der öffenthch-rechthchen Rundfunk- 
anstalten auf eine Mindestversorgung unter Berück- 
sichtigung ihres kulturpohtischen Auftrags, die eine 
Möghchkeit der Aufgabenteilung zwischen öffent- 
hch-rechthchem und privatem Rundfunk eröffnet, er- 
teilt das BVerfG eine Absage. Damit wird entspre- 
chenden Überlegungen der Monopolkomnüssion in 
ihrem Sechsten Hauptgutachten ®^) über eine wün- 
schenswerte Fortentwicklung des bisher stärker sub- 
stitutiven Verhältnisses von öffentlich-rechtlichen und 
privaten Anbietern in Richtung eines eher komple- 
mentären Verhältnisses der Boden entzogen. 

538. Das BVerfG nimmt in seinem fünften Rund- 
funk-Urteil anscheinend eine getrennte Betrachtung 
von publizistischem und wirtschaftlichem Wettbe- 
werb vor, wenn es ausführt: 

„Diese wirtschafthchen Gründe rechtfertigen in- 
dessen kein Verbot von Beiträgen zur regionalen 
und lokalen Meinungsbildung durch den Rund- 
funk. Marktchancen können eine Frage wirtschaft- 
hcher, nicht aber der Meinungsfreiheit sein. “ ®2) 

Offenbar will das BVerfG die Gefahren des Wettbe- 
werbs vom Rundfunk femhalten. 

Bereits in ihrem Sondergutachten 1 1 hatte die Mono- 
polkommission sich — im Hinbhck auf die Pressekon- 
zentration — gegen die These gewandt, daß der pu- 
blizistische vom wirtschafthchen Wettbewerb abge- 
koppelt und getrennt beurteilt werden könne.®^) Die 
Kommission vertritt auch heute noch die Auffassung, 
daß vnrtschafthche Leistungsfähigkeit eine notwen- 
dige Voraussetzung erfolgreicher pubhzistischer Tä- 
tigkeit ist. Eine weitere — auch mit der Vielfaltssiche- 
rung nicht mehr begründbare — Ausweitung von öf- 
fenthch-rechthchen Programmen (insbesondere wenn 
sie ganz oder teilweise in der Wiederholung von be- 
reits früher gesendeten Programmen besteht), trägt 
nach Auffassung der Monopolkommission nicht zur 
Meinungsvielfalt bei und beschränkt sogar die Rund- 
funkfreiheit, sofern dadurch ein neues privates Rimd- 
funkangebot vom Markt femgehalten wird. 

Die Kommission empfiehlt daher, eine weitergehende 
Expansion öffentlich-rechtlicher Programme nach 
Möglichkeit zu unterbinden. Maßgebhch hierfür ist 
auch, daß die Ausweitung des öffenthch-rechthchen 

50) BVerfGE 74, 297, 326. 

51) Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, a. a. O., 
Tz. 586. 

52) BVerfGE 74, 297, S. 334 f. 

53) Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbsprobleme bei der 
Einführung von privatem Hörfunk und Fernsehen, Sonder- 
gutachten 11, Baden-Baden 1981 (wiederabgedruckt im An- 
hang des Vierten Hauptgutachtens), Tz. 11. 
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Progranunvoiumens entweder eine Erhöhung des 
Werbevolumens der Rundfunkanstalten zur Folge ha- 
ben muß (mit Nachteilen für die FinanzierungsmÖg- 
hchkeiten von Presse und privatem Rundfunk) oder 
aber — wie bereits von ARD und ZDF gefordert — 
eine Erhöhung des Gebührenaufkommens, das von 
den Rezipienten als Zwangsabgabe erhoben wird. 

539. Darüber hinaus gibt die Monopolkommission 
zu bedenken, daß für den Rundfunkteilnehmer eine 
Pflicht zur Zahlung von Gebühren besteht, die den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zufließen. 
Dies gilt unabhängig davon, ob der Teilnehmer die 
Sendimgen der öffentlich-rechtlichen Anbieter emp- 
fängt oder überhaupt empfangen möchte. Insofern ist 
zu erwägen, ob zur Gebührenerhebung nicht eine 
— nach dem heutigen Stand der Übertragungstech- 
nik grundsätzlich möghche — getrennte Erfassung 
des Empfangs von öffentlich-rechtlichen und privaten 
Rundfunkprogrammen sachgerecht wäre. Nach Zah- 
lung einer einmahgen Ajischlußgebühr für jeden Teil- 
nehmer wäre der Empfang von ledighch werbefinan- 
zierten privaten Programmen danach nicht mit einer 
Gebührenpflicht belegt (oder gegebenenfalls einer 
nur geringen Gebühr zur Deckung der laufenden Un- 
terhaltskosten für die Rundfunkinfrastruktur). Die 
volle Gebührenpflicht würde (neben der Anschlußge- 
bühr) weiterhin nur bestehen bleiben für diejenigen, 
die auch das öffentlich-rechtliche Programmangebot 
nutzen, sei es (wie bisher) in Form eines einheitlichen 
Betrages oder (wie etwa bei Strom- und Telefonan- 
schluß) durch Aufteilung in einen konstanten und ei- 
nen verbrauchsabhängigen Anteil. Mit einer solchen 
Differenzierung der Teilnehmer entgelte, die sich stär- 
ker als bisher an der Sparte (gegebenenfalls auch der 
Intensität) der Programmnutzung ausrichtet, wäre 
eine stärkere Annäherung an die Ordnungsprinzipien 
des Marktes im Rundfunkbereich verbunden. 

540. Die Monopolkommission wiederholt ihre be- 
reits im Sechsten Hauptgutachten erhobene Forde- 
rung^) nach einem Werbeverbot für die öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten. Um eine Anpassung 
zu erleichtern, kann in der Übergangszeit bis zur 
vollen Wirksamkeit des Verbots an ein langsames 
Auslaufen der Werbeeinnahmen gedacht werden. Als 
Begründung lassen sich die Ausfühnmgen des 
BVerfG in seinem fünften Rimdfunk-Urteü heranzie- 
hen, in dem es die Zulässigkeit eines lokalen Werbe- 
verbots begründete.^5) Zwar hat diese Empfehlung 


Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, a. a. O., 
Tz. 585. 

65) BVerfGE 74, 297, S. 341 ff. 


unter den gegenwärtigen rundfunkpohtischen Rah- 
menbedingungen keine Aussicht auf Reahsierung, da 
im Rundfunkstaatsvertrag die Werbung im öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk als weiterhin vorrangige Finan- 
zierungsquelle verankert ist. Die Monopolkommission 
sieht in dieser Festschreibung jedoch auch langfristig 
eine Fehlentwicklimg, durch die das Konzentrations- 
niveau gefestigt wird und weitere Konzentrationsten- 
denzen ausgelöst werden, was im Ergebnis zu einer 
nicht hinnehmbaren Einschränkung der Meinimgs- 
freiheit und -Vielfalt führt. Die angestrebte duale 
Rundfunkordnung ist nach Meinung der Monopol- 
kommission nur zu erreichen, wenn das private Rund- 
funkangebot auch ausreichende wirtschaftliche Mög- 
hchkeiten zm Existenz gründung imd zur Entfaltung 
in funktionsfähigen Märkten erhält. 

Das Werbeverbot muß nicht — wie von den Rund- 
funkanstalten vorgetragen — zwangsläufig zu einer 
massiven Gebührenerhöhung führen. Bei den bisher 
nicht dem Konkurrenz druck ausgesetzten öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten lassen sich Rationah- 
sierungsreserven und ein Potential für Kostensenkun- 
gen vermuten. Darauf deuten auch z. B. die Ausfüh- 
rungen des rheinland-pfälzischen Landesrechnungs- 
hofes zur Haushalts- imd Wirtschaftsführung des ZDF 
hin, in dessen Bericht eine Reihe von Einsparungs- 
möglichkeiten aufgezeigt werden, die teilweise zum 
wiederholten Male angemahnt werden.^^) Im übrigen 
dürfte der mit einem Werbeverbot einhergehende 
Einnahmeausfall auch zur Angebotsanpassung der öf- 
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten führen; die 
damit verbundenen Erfordernisse machen eine stär- 
kere Kostenorientierung und Rationahsierung auch 
bei der Programmleistung nötig, ohne daß zugleich 
Abstriche beim Umfang der Gnmdversorgung hinge- 
nommen werden müßten. 

541 . Die Monopolkommission bedauert, daß der Ge- 
setzgeber nicht dem Vorschlag gefolgt ist, den Erwerb 
von Rundfunklizenzen als kartellrechtlichen Zusam- 
menschlußtatbestand zu fassen und einer Kontrolle 
durch das Bundeskartellamt zu unterwerfen. Zwar ha- 
ben einige Landesgesetze den Versuch unternom- 
men, einer Beschränkung des Substitutionswettbe- 
werbs zwischen elektronischen imd Printmedien ent- 
gegenzuwirken.^”^) Den wettbewerbspoUtischen Er- 
fordernissen wird jedoch in den meisten Landesmedi- 
engesetzen gar nicht und in den übrigen Gesetzen nur 
unzulänghch Rechnung getragen. 


66) Vgl. Rechnungshof Rheinland-Pfalz, Jahresbericht 1987, 
Speyer 1987, S. 362 ff. 

6’) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a. a. O., Tz. 570 ff. 


232 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


KAPITEL VI 

Wettbewerb und Regulierung in der Versicherungswirtschaft 


1. Gegenstand der Untersuchung 

542. Der Versicherungssektor der Bundesrepubhk 
Deutschland ist durch eine Vielzahl von staatlichen 
und privaten Wettbewerbsbeschränkungen gekenn- 
zeichnet. Die Notwendigkeit von Wettbewerbsbe- 
schränkungen wird erstens mit den hohen Informa- 
tionskosten auf Versicherungsnehmerseite begrün- 
det, die verhinderten, daß auf Versicherungsmärkten 
von der Nachfrageseite die „richtigen" angebots- 
steuemden Impulse ausgehen kgimten. Verwiesen 
wird zweitens auf die hohen Informationskosten auf 
Versichererseite, die vielfach dazu führten, daß Versi- 
cherungsschutz nur dann angeboten werden könne, 
wenn die Versicherer miteinander kooperierten. 


(1) Hohe Informationskosten auf 
V er Sicherungsnehmerseite 

543. Nach verbreiteter Auffassung kann ein freier 
Wettbewerb auf Versicherungsmärkten wegen der 
hohen Informationskosten auf Versicherungsnehmer- 
seite nicht funktionsfähig sein. Hohe Informationsko- 
sten entstehen bei der Beurteilung der Versicherungs- 
bedingungen und der Sicherheit der Erfüllbarkeit der 
Leistungsansprüche. 

— Zur Beurteilung eines Versicherungsproduktes — 
der Versicherungsbedingungen — bedarf es eines 
umfassenden juristischen Sachverstandes, über 
den insbesondere private Versicherungsnehmer in 
der Regel nicht verfügen. Sie sollen deshalb nicht 
in der Lage sein, unterschiedliche Versicherungs- 
produkte einem Preis- Leistungs- Vergleich zu un- 
terziehen. Auf Anbieterseite entstünde daraus er- 
stens ein Anreiz, Preiswettbewerb durch Produkt- 
differenzierung auszuweichen. Schon geringfü- 
gige Differenzierungen der Versicherungsbedin- 
gungen heßen erhebliche Preiserhöhungsspiel- 
räume entstehen. Zweitens entstünde auf Anbie- 
terseite ein Anreiz, Verträge mit unvorteilhaften, 
unangemessenen und überraschenden Klauseln 
(sogenannte Mogelpackungen) anzubieten. Nach- 
frager, die solche Verträge abschlössen, würden 
erst im Versicherungsfall den unzureichenden 
Versicherungsschutz erkennen. Solche Fälle wür- 
den dem Ruf der Versicherungsbranche Schaden 
zufügen und mit volkswirtschaftlich nachteiligen 
Folgen die Nachfrage nach Versicherungen min- 
dern. 

— Bei einem Vergleich mehrerer Versicherungspro- 
dukte ist darüber hinaus die Sicherheit der Erfüll- 
barkeit der Leistungsansprüche durch den Versi- 
cherer zu beachten. Insbesondere private Versi- 
cherungsnehmer können nach verbreiteter Auffas- 


sung kaum beurteilen, ob die voraussichtliche Ent- 
wicklung der füicuiziellen Situation eines Versi- 
cherers eine ausreichende Garantie für die voll- 
ständige Erfüllung der Ansprüche aus einem Ver- 
sichenmgsvertrag bietet. Versicherungsmärkte 
seien aber durch eine besondere Insolvenzgefahr 
gekennzeichnet, die sich daraus ergebe, daß ein 
wichtiger Kostenbestandteil — die Schadenzah- 
lung — den Unternehmen bei Kalkulation der Prä- 
mie noch nicht bekcuint sei. Einerseits könnten 
unerwartete Änderungen der Kalkulationsgrund- 
lagen dazu führen, daß die kalkuherten Prämien 
sich im nachhinein als nicht mehr kostendeckend 
herausstellten. Andererseits könne der Wettbe- 
werbsdruck die Versicherungsuntemehmen schon 
von vornherein dazu zwingen, Versicherungs- 
schutz zu nicht kostendeckend kalkulierten Prä- 
mien anzubieten. Dies zöge Insolvenzen nach sich, 
wodurch die Versicherten ihre Ansprüche aus den 
Versicherungen zumindest teilweise verlören. In- 
solvenzfälle würden dem Ruf der Versicherungs- 
breuiche schaden und mit volkswirtschaftlich 
nachteiligen Folgen die Nachfrage nach Versiche- 
rungen mindern. 

544. Um die Versicherungsnehmer vor den Folgen 
unzureichender Information zu schützen, ermögli- 
chen das Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) und 
flankierend die Bereichsausnahme des § 102 GWB 
weitgehende staatliche bzw. private Wettbewerbsbe- 
schränkungen: 

— Erstens wird der Produktwettbewerb — der Wett- 
bewerb mit alternativen Allgemeinen Versiche- 
rungsbedingungen (AVB) — beschränkt. Damit 
soll einer Tendenz zu für die Versicherungsneh- 
mer unvorteilhafter (weil preiserhöhender) Pro- 
duktdifferenzierung entgegengewirkt werden. 
Darüber hinaus sollen Verträge mit unvorteilhaf- 
ten, unangemessenen und überraschenden Klau- 
seln (die Mogelpackungen) vom Markt femgehal- 
ten werden. 

— Zweitens wird der Prämienwettbewerb be- 
schränkt. Damit soll der besonderen Insolvenznei- 
gung im Versicherungsgeschäft begegnet und die 
Versicherten bzw. Versicherungsnehmer vor ei- 
nem Verlust ihrer Versicherungsansprüche ge- 
schützt werden. Auch bei ungünstiger allgemeiner 
bzw. untemehmensindividueller Schadenent- 
wicklung sollen einem Versicherer keine existenz- 
gefährdenden Verluste entstehen. 

545. Kritiker des VAG und der Bereichsausnahme 
des § 102 GWB verweisen auf die gesamtwirtschaftli- 
chen Nachteile dieser Wettbewerbsbeschränkungen. 
Eine Reform des VAG und eine Aufhebung des § 102 
GWB biete ein erhebliches Potential für gesamtwirt- 
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schaftliche Wohlfahrtssteigerungen: Eine Beseitigung 
der Wettbewerbsbeschränkungen verbessere und 
verbillige das Angebot am Versicherungsschutz ohne 
den Verbraucherschutz zu gefährden. 

— Die gegenwärtigen Beschränkungen des Produkt- 
wettbewerbs engten die Wahlmöglichkeiten an 
Versicherungsschutz zu sehr ein und lähmten die 
Innovationsdynamik. Mehr Wettbewerb bei den 
AVB sorge für eine bessere Anpassimg der Dek- 
kimgskonzepte an die individuellen Bedürfnisse 
an Versicherungsschutz imd beschleunige die Ent- 
wicklimg und Einführung neuer besserer Dek- 
kungsformen, Tarif Systeme imd Prämienanpas- 
simgsklauseln. Der Verbraucherschutz werde 
nicht gefährdet, weil sich auch im Massenversiche- 
rungsbereich ein Markt für unabhängige Bera- 
tungsleistungen entwickele. 

— Die jetzigen Beschränkungen des Prämienwettbe- 
werbs verlagerten den Wettbewerb auf die Über- 
schußbeteiligungen, erschwerten Preisvergleiche 
und erhielten ineffizient wirtschaftende Unterneh- 
men. Mehr Prämienwettbewerb verbillige das An- 
gebot an Versicherungsschutz und erhöhe die Effi- 
zienzanreize auf Anbieterseite. Die vermeintiichen 
Besonderheiten der Prämienkalkulation begrün- 
deten keine über das in Marktwirtschaften übliche 
Maß hinausgehende Insolvenzgefahr. Der Ver- 
braucherschutz bleibe ungefährdet, wenn in ei- 
nem Insolvenzfall ein Konkurssicherungsfonds für 
die Ansprüche privater Versicherungsnehmer 
hafte. 


(2) Hohe Informationskosten auf Versichererseite 

546- Die mangelnde Funktionsfähigkeit freien Wett- 
bewerbs auf Versicherungsmärkten wird auch nüt 
den hohen Informationskosten auf Versichererseite 
begründet. Informationskosten entstehen bei der Be- 
urteilimg der Risiken und bei der Prämienkalkulation, 
wenn ein Unternehmen ein Risiko erstversichert oder 
wenn es sich im Wege der Mit- bzw. Rückversiche- 
nmg an einer Versicherung beteiligt. 

— Zur Kalkulation einer den Schadenbedarf und die 
Kosten deckenden Prämien bedarf es einer auf- 
wendigen Schadenursachenforschimg imd einer 
branchenweiten Zusammenfassung von Scha- 
denstatistiken, nach Auffassung der Versiche- 
mngswirtschaft auch von Kostendaten. Ohne eine 
branchenweite gemeinsame Kalkulation kosten- 
deckender Bruttoprämien kommt es nach verbrei- 
teter Auffassung zu einer Tendenz zu nicht kosten- 
deckend kalkiüierten Prämien und einer besonde- 
ren Insolvenzgefahr. Die damit einhergehenden 
Unsicherheiten führten zu einer Einschränkung 
des Angebotes an Erstversichenmgsschutz wie 
Mit- und Rückversicherungsschutz. 1) 


Eme durch Infonnationsprobleme auf Versichererseite be- 
wirkte besondere Insolvenzgefahr bringt wiederum Informa- 
tionsprobleme für die Versichenmgsnehmerseite bei der Be- 
urteilung der Sicherheit der Erfüllbarkeit der Leistungsan- 
sprüche mit sich. 


— Die Versicherung bestimmter Großrisiken sei 
überdies nur bei einer kartellmäßigen Organisa- 
tion des Erst- bzw. Rückversicherungsangebotes 
möglich. 

547. Um die Informationsprobleme bei der Prämien- 
kalkulation zu mindern, ermöglicht die Bereichsaus- 
nahme des § 102 GWB weitgehende Möglichkeiten 
für eine gemeinsame Prämienkalkulation im Erstver- 
sichemngsgeschäft imd für eine Zusammenarbeit im 
Mit- und Rückversichemngsgeschäft. Kritiker der 
Freistellung verweisen einerseits auf die gesamtwirt- 
schaftlichen Nachteile dadurch bewirkter Wettbe- 
werbsbeschränkungen. Sie heben andererseits aber 
auch hervor, daß eine gemeinsame Statistik und Scha- 
denursachenforschung keine Wettbewerbsbeschrän- 
kung darstelle, die in den Anwendungsbereich des § 1 
GWB falle und deswegen einer Freistellung durch den 
§ 102 GWB bedürfe. Gleiches gelte in einer Vielzahl 
von Fällen für die Zusammenarbeit von Unternehmen 
im Mit- und Rückversicherungsgeschäft. 

548. Die Monopolkommission hält eine umfassende 
Überprüfung staatlicher Eingriffe in den Wettbewerb 
sowie der kartellrechtlichen Bereichsausnahmen für 
geboten, 2) so auch in der Versicherungswirtschaft. 
Die folgende Untersuchung soll zeigen, ob die volks- 
wirtschaftlichen Nachteile der durch VAG und § 102 
GWB bewirkten Wettbewerbsbeschränkungen die 
Vorteile überwiegen und ob deshcdb, wie von vielen 
Kritikern gefordert, eine Deregulierung sinnvoll ist. 
Nach einer Darstellung der rechtlichen Regelungen 
(2. Kapitel) werden diese darauf hin überprüft, inwie- 
weit und mit welchen volkswirtschaftlichen Nachtei- 
len sie den Zielen der Markttransparenz (3. Kapitel) 
und des Insolvenzschutzes (4. Kapitel) gerecht wer- 
den und inwieweit sie erforderlich sind, damit Großri- 
siken überhaupt Versicherungsschutz finden (5. Kapi- 
tel). Gleichzeitig wird jeweils gezeigt, inwieweit diese 
Ziele mit weniger einschneidenden Eingriffen und 
geringeren volkswirtschaftlichen Nachteilen erreicht 
werden können. 

2. Wettbewerbsbeschränkungen in der 
Versicherungswirtschaft; 

Eine Bestandsaufnahme 

2.1 Durch das VAG verursachte 
Wettbewerbsbeschränkungen 

549. Aufgabe der Versicherungsaufsicht ist nach 
dem Wortlaut der Kernbestimmungen des VAG (z. B. 
§§ 8 Abs. 1 Nr. 2, 81 Abs. 2, 81 a VAG) die Wahrung 
der Belange der Versicherten sowie (in §§ 5 Abs. 2, 8 
Abs. 1 Nr. 2 VAG) die Sicherung der dauernden Er- 
füllbarkeit der Verpflichtungen aus den Versicherun- 
gen. Die aufsichtsbehördliche Aufgabe umfaßt nach 
herrschender Auffassung erstens den Schutz der Ver- 
sicherungsnehmer und Versicherten vor Bedingun- 
gen, die gegen geltende Normen des Privatrechts und 
von Pflichtversicherungsgesetzen verstoßen, sowie 
die Förderung von Marktransparenz bei den Bedin- 
gungen, darüber hinaus zweitens die Verhinderung 
von Insolvenzen. 


2) Vgl. auch Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a. a. O., Tz. 29 ff. 
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(1) Schutz vor „ Mogelpackungen und Förderung 
der Markttransparenz 

550 . Alle Versicherungssparten mit Ausnahme der 
Transport- und Rückversicherung unterhegen einer 
aufsichtsbehördhchen Kontrolle der AVB.^) Das Bun- 
desaufsichtsamt für das Versicherungswesen (BAV) 
prüft, ob neue Bedingungen gegen Vorschriften des 
Versicherungsvertragsgesetzes (WG), des Gesetzes 
zur Regelung der Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen (AGBG), gegen Pflichtversicherungsgesetze oder 
gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG) verstoßen. Es handelt sich dabei um eine durch 
§§ 8 Abs. 1 Nr. 2, 10 Abs. 3, 81 Abs. 1 und 2 VAG legi- 
timierte Rechtsaufsicht. 

551 . Nicht exphzit vorgegeben, aber nach Auffas- 
sung des BAV durch die Generalklauseln der §§ 8 
Abs. 1 Nr. 2, 10, 81 Abs. 1 und 2 VAG (Wahrung der 
Belange der Versicherten) legitimiert, betreibt das 
BAV eine Vereinheitlichung der Grundbedingungen 
einer jeden Versicherungsart. Der Einheitiichkeits- 
grundsatz wirkt sich besonders restriktiv im Massen- 
versicherungsgeschäft aus. Er umfaßt dort (mit Aus- 
nahme der Privaten Krankenversicherung) nahezu 
den gesamten Versicherungsvertrag. Im Prinzip gilt 
der Einheitiichkeitsgrundsatz auch für das Großrisi- 
kengeschäft. Da gewerbhche Versicherungsnehmer 
vom BAV aber nicht in gleicher Weise als schutzbe- 
dürftig betrachtet werden wie private Versichenmgs- 
nehmer, hat das Amt den Versicherungsuntemehmen 
eine Vielzahl von Sonderbedingungen und Klauseln 
genehmigt, die eine weitergehende Differenzierung 
der individuellen Versicherungsverträge ermögli- 
chen. ^) 

In der Kfz-Haftpflichtversicherung ist die Vereinheit- 
hchung unmittelbar Folge einer gesetzhchen Rege- 
lung. Nach § 4 Abs. 1 Satz 4 Pflichtversicherungsge- 
setz (PflVersG) kann die Aufsichtsbehörde die Geneh- 
migung versagen, „wenn bei Erteilung der Genehmi- 
gung die Einheitlichkeit der Allgemeinen Versiche- 
rungsbedingungen nicht mehr hinreichend gewähr- 
leistet wäre“. 


(2) Verhinderung von Insolvenzen 

*1 

552 . In der Kfz-Haftpfliclitversicherung (§ 8 
PflVersG), der Lebensversicherung (§11 VAG) und 
der Privaten Krankenversicherung (§ 12 VAG) wer- 
den die Grundlagen der Prämienkalkulation (Sterbe- 
tafeln, Schadenstatistiken, Rechnungszinsfuß, Ver- 
waltungs- und Vertriebskostenzuschläge, etc.) auf- 
sichtsbehördhch vorgeschrieben. Dadurch werden 
den Unternehmen Mindest- bzw. Festpreise vorgege- 
ben, die sie daran hindern, bei erwarteter günstiger 
untemehmensindividueller Schaden- und Kostenent- 


3) AVB sind Vertragsbestimmungen, die einer Vielzahl von 
Versicherungsverträgen zugrundegelegt werden. Auch so- 
genannte Sonder- und Zusatzbedingungen oder Klauseln ha- 
ben AVB- Charakter. 

4) Darüber hinaus tragen Versicherungsuntemehmen und Ver- 
sicherungsnehmer bei Großrisiken den differenzierten An- 
forderungen an Versicherungsschutz durch Einzelvereinba- 
rungen Rechnung, die nicht der Aufsicht des BAV imterüe- 
gen. 


Wicklung oder aus Wettbewerbsgründen Prämiensen- 
kungen vorzunehmen. Bei günstig verlaufender Scha- 
den- und Kostenentwicklung verhindern aufsichtsbe- 
hördhche Umsatzrenditebeschränkungen die Entste- 
hung übermäßiger Gewinne. In der Kfz-Haftpflicht- 
versicherung (§ 9 Abs. 1, Satz 2, Nr. 5 PflVersG in 
Verbindung mit §§20—27 TVO) und der Lebensver- 
sicherung (§ 81 c VAG) ist eine Überschußbeteüigung 
gesetzhch vorgeschrieben. In der Privaten Kranken- 
versicherung wurde sie in jüngster Zeit bei Neugrün- 
dungen von Unternehmen von der Aufsichtsbehörde 
ebenfalls gefordert. 

Gemeinsame Kalkulationsgrundlagen, insbesondere 
gemeinsame Schadenstatistiken, setzen eine gewisse 
Standardisierung des Versicherungsproduktes (Dek- 
kungsumfang, Gefcihrenmerkmale für die Risikoklas- 
sifikation) voraus. Beschränkungen des Prämienwett- 
bewerbs machen deshalb auch immer Beschränkun- 
gen des Bedingungswettbewerbs notwendig. Die axif- 
sichtsbehördhche Vereinheitlichung der Versiche- 
rungsbedingungen ist deswegen über die Herstellung 
von Markttransparenz hinaus auch mit der Vermei- 
dung von Insolvenzen im Rahmen von Tarif auf sicht 
imd Tarif empfehlungen begründet worden. 

553 . Insolvenzen sollen darüber hinaus durch die 
Kontrolle der Solvabilität der Versicherungsuntemeh- 
men verhindert werden. Die SolvabüitätskontroUe ist 
spartenspezifisch ausgestaltet, wobei wegen § 8 
Abs. 1 a VAG, zwischen Lebensversichenmgs-, Priva- 
ten Krankenversichemngs- , Rechtschutzversiche- 
rungs-, Kredit- und Kautionsversicherungs- sowie 
Kompositversicherungsuntemehmen zu unterschei- 
den ist. Gemäß § 53 c Abs. 1 VAG haben die Unter- 
nehmen zur Sicherstellung der dauernden Erfüllbar- 
keit der Verträge freie unbelastete Eigenmittel min- 
destens in Höhe einer Solvabüitätsspanne zu büden, 
die sich nach dem gesamten Geschäftsumfang be- 
mißt. Ein Drittel der Solvabüitätsspanne güt als Ga- 
rantiefonds (§ 53 c Abs. 1 Satz 2 VAG). Der Garantie- 
fonds darf einen bestimmten Mindestbetrag nicht un- 
terschreiten. Dieser ist bereits bei Marktzutritt nach- 
zuweisen (§ 5 Abs. 4 VAG in Verbindung mit § 53 c 
Abs. 2 VAG). Zusätzhch sind nach § 5 Abs. 4 VAG bei 
Marktzutritt für die ersten drei Geschäftsjahre Schät- 
zungen vorziüegen über die Provisionsau^endungen 
und die sonstigen laufenden Aufwendungen für den 
Versichemngsbetrieb, die voraussichtlichen Beiträge, 
die voraussichtlichen Aufwendungen für Versiche- 
mngsfälle und die voraussichtliche Liquiditätslage. 
Dabei ist darziüegen, welche finanziellen Mittel vor- 
aussichtlich zur Verfügung stehen werden, um die 
Verpflichtungen aus den Verträgen und die Anforde- 
rungen an die Kapitalausstattung zu erfüUen. 

554 , Zum Insolvenzschutz und zur Sicherstellung 
der dauernden Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus 
den Versichemngen trägt auch die Kontrolle der ver- 
sicherungstechnischen Rückstellungen bei. §81b 
Abs. 4 VAG (in Verbindung mit § 56 Abs. 3 VAG) gibt 
der Aufsicht Interventionsrechte für den Fall, daß 
keine ausreichenden versichemngstechnischen 
Rückstellungen gebüdet werden, daß sie unzurei- 
chend bedeckt sind oder daß ohne aufsichtsbehördh- 
che Erlaubnis von den Vorschriften über die Belegen- 
heit abgewichen wird. 
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2.2 Durch das VAG verursachte Beschränkungen 
des grenzüberschreitenden 
Dienstleistungsverkehrs 

2.2.1 Direktversicherungen 

555 . Die Aufsichtssysteme der EG-Mitgliedstaaten 
unterscheiden sich in ihrer Eingriffsintensität in ho- 
hem Maße. Harmonisiert wurde im Bereich der Di- 
rektversicherungen lediglich die Kontrolle der Solva- 
bilität. Höhe und Berechnung der einzuhaltenden Sol- 
vabilitätsspanne wurden durch Richtlinien für alle 
EG-Mitgliedstaaten vereinheitlicht. 5) Nicht verein- 
heitlicht wurden dagegen bisher die nationalen Be- 
stimmungen über die technischen Reserven, d. h. 
über die Finanzmittel, die als Sicherheit für die nüt 
dem Abschluß der Verträge eingegangenen Ver- 
pflichtungen festgelegt sind. Deutlich unterscheiden 
sich die EG-Mitghedstaaten auch hinsichtlich der Re- 
gulierung der Allgemeinen Versicherungsbedingun- 
gen und der Prämien. 

556 . Da das deutsche Aufsichtssystem wesentlich 
weitergehende Eingriffe bei AVB und Prämien vor- 
sieht, bedarf es einer Absicherung gegen grenzüber- 
schreitende Dienstleistungsimporte aus EG-Mitglied- 
staaten mit liberalerem Aufsichtssystem. Bis in jüng- 
ste Zeit war es deshalb in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässigen Maklern untersagt, im Inland 
gelegenen Risiken Versicherungsschutz bei Direkt- 
versicherem anderer EG-Mitghedstaaten zu vermit- 
teln. Mögüch waren ledighch Korrespondenzversi- 
chenmgen, bei denen sich inländische Versiche- 
nmgsnehmer ohne Einschaltung eines inländischen 
Maklers direkt an einen ausländischen Versicherer 
wandten. Ausländische Versicherungsuntemehmen, 
die in der Bundesrepubhk Versicherungsschutz an- 
bieten wollten, hatten nach § 106 Abs. 2 VAG eine 
Niederlassung nüt einem Hauptbevollmächtigten zu 
gründen und sich nach § 106 a VAG den gleichen 
Zulassungsvoraussetzimgen hinsichthch AVB, Prä- 
nüen imd technischen Reserven zu unterwerfen wie 
inländische Versicherer. Ledighch bei der Überprü- 
fung der Solvabihtätsspanne reichte bei inländischen 
Niederlassungen ausländischer Unternehmen nüt Sitz 
innerhalb der EG eine Solvabüitätsbescheinigimg der 
Aufsichtsbehörde des Sitzlandes aus (§ 106 a Abs. 1 
Nr. 2 VAG). 

557 . Klärung darüber, ob dieses Ausmaß an Ab- 
schottung nüt Art. 59, 60 EWG-Vertrag (HersteUung 
der Dienstleistungsfreiheit) vereinbar ist, brachte das 
Urteü des Europäischen Gerichtshofes vom 4. 12. 
1986. '^) Nach dem Urteü ist (nüt Ausnahme der Pflicht- 
versicherungen) ö) ein Niederlassungszwang für Di- 

5) Vgl. Erste Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Direktversicherung (mit Aus- 
nahme der Lebensversicherung) vom 24. Juli 1973 (1. Koord 
RichtlSchaden) sowie Erste Richtlinie des Rates zur Koordi- 
nierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die 
Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung (Lebens- 
versicherung) vom 5. März 1979 (1. KoordRichtlLeben). 

6) Vgl. dazu auch die Abschnitte 3.5. 1.1 und 3,5.1. 2 sowie 
4.7.1. 1 und 4.7. 1.2. 

7) Rechtssache 205/84, VersR 86, 1225 ff. (= WuW EWG/ 
MUV 773). 

®) Zum Niederlassungszwang bei Pflichtversicherungen hat 
sich der EuGH nicht geäußert, da diese nicht Klagegegen- 
stand waren. 


rektversicherer aus anderen Mitgliedstaaten der EG 
unvereinbar mit Art. 59 EWG-Vertrag. Spielräume für 
eine Intensivierung des grenzüberschreitenden 
Dienstleistungsverkehrs entwickeln sich hieraus je- 
doch kaum. Versichemngsimtemehmen sollen sich 
die durch Art. 59 EWG-Vertrag garantierte Dienstlei- 
stungsfreiheit nicht zimutze machen können, um na- 
tionale niederlassungs- tmd berufsrechtliche Rege- 
lungen zu umgehen. Ein Niederlassimgszwang ver- 
stößt deshalb nur dann gegen den EWG-Vertrag, 
wenn der ausländische Versicherer im Inland keine 
„ständige Präsenz" aufrechterhält oder seine Tätig- 
keit nicht „ganz oder vorwiegend auf das Gebiet des 
Staates ausgerichtet ist". Als „ständige Präsenz" ist 
nach dem EuGH-Urteü auch ein Büro anzusehen, 
„das von dem eigenen Personal des Unternehmens 
oder von einer Person geführt wird, die zwar imab- 
hängig, aber beauftragt ist, auf Dauer für dieses Un- 
ternehmen wie eine Agentur zu handeln. " Diese Vor- 
aussetzung ist nach Auffassung des BAV bereits dann 
erfüllt, wenn ein Makler sich bereit erklärt, einem aus- 
ländischen Versicherer „laufend Versicherungsver- 
träge zuzuführen". „Ständige Präsenz" könne dar- 
über hinaus schon vorliegen, wenn ein ausländisches 
Unternehmen ein inländisches Schadenbüro be- 
stimme, das die auf getretenen Versicherungsschäden 
festzustellen habe. 

558 . Nach dem Urteü des EuGH ist im Massenver- 
sicherungsbereich eine Zulassungspflicht mit Art. 59, 
60 EWG-Vertrag vereinbar, weü zwingende Gründe 
des Allgemeininteresses — das Schutzbedürfnis der 
Versicherungsnehmer und der Versicherten — dies 
erforderten. Die Zulassungsbedingungen dürfen so 
weit gehen, wie die Vorschriften des Niederlassimgs- 
staates des Dienstleistungsexporteurs dem Schutzbe- 
dürfnis des Importlandes nicht bereits Rechnimg tra- 
gen. Eine Aufforderung zur Änderung der Aufsichts- 
praxis leitet das BAV hieraus gegenwärtig nicht ab: 
Ausländische Versicherer ohne ständige Präsenz im 
Inland müssen voraussichtlich auch in Zukunft die 
gleichen Zulassungsvoraussetzungen erfüUen wie im 
Inland niedergelassene Versicherer. Insbesondere 
dürfen sie keine von den genehmigten Musterbedin- 
gungswerken abweichende Versicherungsprodukte 
anbieten. In der Lebensversicherung ebenso wie in 
der privaten Krankenversicherung und der Kfz-Haft- 
pflichtversicherung, haben sie die Pränüen nach den 
aufsichtsbehördlichen Grundsätzen zu kalkulieren. 

559 . Nicht aufrechtzuerhalten ist nach dem EuGH- 
Urteü ein Zulassungserfordemis dort, wo ein Schutz- 
bedürfnis des Versicherungsnehmers und des Versi- 
cherten nicht besteht. Der Gerichtshof hat eine kon- 
krete Abgrenzimg des schutzbedürftigen vom nicht 
schutzbedürftigen Bereich nicht vorgenommen. Bei 
der Versicherung von Großrisiken sind allerdings 
keine zwingenden Gründe des Allgemeininteresses 
ersichtlich, um Dienstleistungsimporte aus anderen 
EG- Staaten einer erneuten Ziüassungsprüfung zu un- 
terziehen. 

560 . Eine hilfreiche Abgrenzung des nicht schutzbe- 
dürftigen Großrisikenbereiches bieten die vom EG- 
Ministerrat im Entwurf einer Zweiten Koordinierungs- 
richtlinie für die Schadenversicherung festgelegten 
Schwellenwerte, Danach muß das versicherte Unter- 
nehmen mindestens zwei von drei Bedingungen erfül- 
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len, nänüich eine Beschäftigtenzahl von mehr als 500, 
einen Nettoumsatz von mehr als 24 Mio. ECU bzw. 
eine Bilanzsumme von mehr als 12,4 Mio. ECU auf- 
weisen. Diese Schwellenwerte gelten bis zum 31. De- 
zember 1992; danach sind die folgenden niedrigeren 
Werte anzuwenden: Beschäftigtenzahl von mehr als 
250, Nettoumsatz von mehr als 12,8 Mio. ECU und 
Bilanzsumme von mehr als 6,2 Mio. ECU.^) 


2.Z2 Mitversicherungen 

561. Bei Mitversicherungen wird ein großes Risiko 
auf mehrere Versicherer verteilt, wobei jeder Versi- 
cherer in ein unmittelbares Vertragsverhältnis zu dem 
Versicherten tritt und im Schadenfalle nur für seinen 
Anteil haftet. Die Durchführung eines solchen Vertra- 
ges wird dadurch erleichtert, daß einer der Versiche- 
rer (der „führende Versicherer") die gesamten Ver- 
handlungen über Prämie, Bedingungen, etc. im Na- 
men aller beteüigten Versicherer führt. Das BAV ver- 
langte bisher gemäß § 111 Abs. 2 VAG, daß der füh- 
rende Mitversicherer im Inland niedergelassen und 
zugelassen ist. Ausländische Versichenmgsuntemeh- 
men mit Sitz in einem Mitgüedstaat der EG konnten 
sich an der Mitversicherung ledighch als weitere Mit- 
güeder beteüigen. 

562. Das Urteil des EuGH vom 4. 12. 1986 hat diese 
Niederlassungs- und Zulassungspflicht für den füh- 
renden Mitversicherer als imvereinbar mit Art. 59 
EWG-Vertrag bezeichnet. Die im Rahmen von Mitver- 
sicherungen auf Gemeinschaftsebene versicherten 
Großrisiken würden von Unternehmen und Untemeh- 
mensgruppen abgeschlossen, die nicht schutzbedürf- 
tig seien. Darüber hinaus stelle die Mitversicherungs- 
richtlinie sicher, daß bei Mitversicherungen auf Ge- 
meinschaftsebene Mitversicherer aus anderen EG- 
Staaten bereits gleichwertige Bedingungen zu erfül- 
len hätten und die Zusammenarbeit der Aufsichtsbe- 
hörden eine Überwachung der Einhaltung dieser Be- 
dingungen auch im Dienstleistungsverkehr gewähr- 
leiste. lO) Das EuGH-Urteil stellt mithin im Bereich der 
Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene und damit 
für einen wichtigen Bereich des Großrisikengeschäfts 
unmittelbar vollständige Dienstleistungsfreiheit her. 


2.3 Nach § 102 GWB privilegierte private 
Wettbewerbsbeschränkungen 

Z3.1 Wettbewerbsbeschränkungen auf Verbandsebene 

563. Nach dem Wortlaut des § 102 GWB finden das 
Kartellverbot nach § 1 GWB und das Verbot von Emp- 
fehlungen nach § 38 Abs. 1 Nr. 11 GWB keine An- 
wendung auf Verträge, Beschlüsse und Empfehlun- 
gen von Verbänden, wenn diese im Zusammenhang 
mit Tatbeständen stehen, die aufgrund des Versiche- 


9) Für Griechenland, Irland, Portugal und Spanien gelten be- 
sondere Übergangsbestimmungen. 

10) Vgl. Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet der Mitversiche- 
rung auf Gemeinschaftsebene vom 30. Mai 1978 (MitVers- 
Richtl). 


nmgsaufsichtsgesetzes der Genehmigung oder Über- 
wachung durch das BAV unterhegen. Dazu zählen 
auch die Bedingungs- und Prämienempfehlungen so- 
wie Prämienkartelle der Verbände. Voraussetzung ei- 
ner Freistellung ist die Anmeldung des Vertrages oder 
der Empfehlung bei der Aufsichtsbehörde, die eine 
Ausfertigung der Anmeldung an die KarteUbehörde 
weiterleitet. In der Anmeldung ist die Wettbewerbs- 
beschränkung zu begründen. Die Kartellbehörde 
kann gemäß § 102 Abs. 4 GWB die angemeldeten Be- 
schlüsse oder Empfehlungen für unzulässig erklären, 
wenn sie einen Mißbrauch der durch die FreisteUung 
erlangten Stellung im Markt darstellen. Die Entschei- 
dung der Kartellbehörde hat dabei im Einvernehmen 
mit der Aufsichtsbehörde zu ergehen. Diese kann das 
Einvernehmen nur aus aufsichtsrechtiichen Gründen 
verweigern. 


(1) Bedingungsempfehlungen der Verbände 

564. Darüber, inwieweit der § 102 GWB die koordi- 
nierenden Aktivitäten der Fachverbände erfaßt und 
gegebenenfalls legitimiert, bestanden zwischen Bun- 
deskartellamt und BAV in der Vergangenheit unter- 
schiedhche Auffassungen. Strittig war insbesondere 
das vom BAV bei Allgemeinen Versicherungsbedin- 
gungen durchgeführte Sammelgenehmigungsverfah- 
ren. Dabei gab der Fachverband das Verlangen des 
BAV weiter, bestimmte Musterbedingungen einzu- 
führen und bot die Durchführung des Sammelgeneh- 
migungsverfahrens an. Oder er unterrichtete seine 
Mitgüeder davon, daß das BAV bestimmte Musterbe- 
dingungen auf Antrag genehmigen werde und stellte 
die Durchführung des Sammelgenehmigungsverfah- 
rens anheim. Nach Auffassung des BAV wurde der 
Verband nur als Bote der Versicherungsaufsicht tätig 
und sprach keine eigenen Empfehlungen im Sinne 
des § 102 GWB aus. Unstrittig ist, daß hoheiüiches 
Handeln des BAV (nach §81 ff. VAG) der Miß- 
brauchsaufsicht des Bundeskartellamtes entzogen ist. 
In einer Reihe von Fällen ging jedoch die Initiative zu 
neuen oder geänderten AVBs von den Fachverbän- 
den aus. Im Wege des Sammelgenehmigungsverfah- 
rens wurden dann kooperativ erarbeitete Bedingun- 
gen bzw. Bedingungsänderungen ohne Anmeldung 
nach § 102 GWB einheithch in den Markt eingeführt 
und die kartellbehördhche Mißbrauchsaufsicht um- 
gangen. Das BAV ist beispielsweise durch ein Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts gezwungen worden, 
einem Rechtsschutzversicherer eine Prämienanpas- 
sungsklausel zu genehmigen. Da das BAV daraufhin 
Prämienanpassungsklauseln als Teil der AVB dem 
Einheithchkeitsgnmdsatz unterwarf, kam es in einer 
Reihe von Sparten zu einer einheithchen Einführung 
von Prämienanpassungsklauseln im Wege des Sam- 
melgenehmigungsverfahrens. Auch hier unterblieb 
eine Anmeldung nach § 102 GWB und damit die Mög- 
hchkeit einer kartellbehördhchen Mißbrauchsprü- 
fung, i^) 


11) Das Bundeskartellamt wertete die Einführung und Anwen- 
dimg der Prämienanpassungsklausel in der Vollkaskoversi- 
cherung dann als einen Verstoß gegen das Verbot abge- 
stimmten Verhaltens (§ 25 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 
GWB). 
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565. Eine Vereinbarung zwischen dem Bundesmini- 
Ster für Finanzen, dem Bimdesminister für Wirtschaft, 
dem BAV und dem Bundeskartellamt hat eine teil- 
weise Klärung gebracht. ^2) d^s BAV hat die Praxis des 
Sammelgenehmigimgsverfahrens inzwischen aufge- 
geben. Das BAV wü:d außerdem in Zukunft vor einer 
Genehnügung von AVB darauf hinwirken, daß alle 
neuen oder geänderten AVB, die Art imd Umfang des 
Versicherungsschutzes regeln oder Bestimmungen 
über das Entgelt für den Versichenmgsschutz enthal- 
ten, nach §102 GWB angemeldet werden, soweit sie 
von den Versichenmgsuntemehmen bzw. ihren Fach- 
verbänden gemeinsam erarbeitet imd einheitlich an- 
gewendet werden. Das Bimdeskartellamt kann wett- 
bewerbüche Bedenken gegen kollektiv verwendete 
AVB dann bereits während des aufsichtsrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens geltend machen. 

566. KompetenzkonfUkte zwischen Versichenmgs- 
aufsicht und Kartellaufsicht bleiben jedoch bestehen. 
Eine Mißbrauchsverfügung des Bimdeskartellamtes 
kann nach § 102 Abs. 4 GWB nur im Einvernehmen 
mit dem BAV erfolgen, wobei dieses das Einverneh- 
men aus aufsichtsrechthchen Gründen verweigern 
kann. Da die Vereinheitlichung der AVB nach Auffas- 
sung des BAV zur „Wahrung der Belange der Versi- 
cherten " aufsichtsrechtlich geboten ist, bleiben Kon- 
flikte nüt Wettbewerbsgrundsätzen vorgezeichnet. 
Die Regelung des § 102 Abs. 6 GWB schafft hier keine 
Abhilfe. Danach kann das fehlende Einvernehmen 
zwischen den Behörden zwar durch eine Weisung des 
Bimdesministers für Wirtschaft ersetzt werden. Die 
Erteilimg der Weisimg kann jedoch wiederum nur im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen, 
der Vorgesetzten Dienststelle des BAV, erfolgen. 


(2) Prämienempfehlungen und -kartelle 
der Verbände 

567- In vielen Versicherungssparten, die nicht der 
Tarif auf sicht des BAV unterhegen, werden die 
Grundlagen der Prämienkalkulation von den Fach- 
verbänden erarbeitet imd den Verbandsmitghedem 
zur Anwendung empfohlen. Bruttoprämienempfeh- 
lungen sollen Anhaltspunkte für die Kalkulation aus- 
kömmhcher Tarife geben. Die Unternehmen mögen 
bei erwarteter günstigerer Schadens- und Kostenent- 
wicklung ihres Unternehmens oder aus Wettbewerbs- 
gründen die empfohlene Prämie aber auch unterbie- 
ten. Unter den Freistellungsbereich fallen auch bran- 
chenweite Pränüenkartelle zur Sanierung von Versi- 
cherungszweigen, wie sie in der Vergangenheit z. B. 
in der Feuerversicherung vereinbart wurden. 

568. Ähnhche Kompetenzkonfhkte wie bei AVB- 
Empfehlungen kennzeichnen auch die kartellbehörd- 
hche Mißbrauchsaufsicht über Prämienempfehlungen 


^2) Vgl. Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit in 
den Jahren 1985/1986, BT-Drs. 11/554, S. 96. 

13) Das Verfahren gegen die Kfz-Vollkasko-Versicherer vmd 
den HUK-Verband wegen abgestimmten Verhaltens bei 
Einführung und Anwendung der PrämienaniJassungsklau- 
sel in der Kfz-Vollkasko-Versichenmg wurde eingestellt, 
nachdem die Klausel wettbewerbsfreundlicher gestaltet imd 
als Empfehlung nach § 102 GWB beim Bundeskartellamt 
angemeldet wurde; vgl. auch Abschnitt 3.1.2. 


und Prämienkartelle. Das Bundeskartellamt orientiert 
sich bei der Prüfung der den Prämienempfehlungen 
bzw. -kartellen zugrundehegenden Kalkulation an ei- 
ner Art Übermaßverbot. Danach liegt ein Mißbrauch 
insbesondere dann vor, wenn ein Schadenbedarf zu- 
gnmdegelegt wird, der den zu erwartenden Schaden- 
bedarf wesenthch übersteigt, oder wenn Sicherheits- 
und Gewinnzuschläge angesetzt werden, die über das 
Maß hinausgehen, das für eine Sicherung der Lei- 
stungs- und Zahlimgsfähigkeit der Unternehmen er- 
forderhch erscheint. Die „dauernde Erfüllbarkeit der 
Verpflichtungen aus den Versicherungen ist aber 
auch ein aufsichtsrechtliches Anhegen, bei dem das 
BAV zu anderen Wertungen gelangen kann als das 
Bundeskartehamt. ba karteUbehördhche Miß- 
brauchsverfügungen gegen verbandhche Prämien- 
empfehlungen und -karteUe nur im Einvernehmen mit 
dem BAV erlassen werden können, sind auch hier 
Kompetenzkonfhkte vorgezeichnet. 

569. Die Einhaltung der Tarif empfehlungen der 
Verbände auf der Erstversicherungsebene ist von den 
Rückversicherern verschiedenthch im Wege einer ge- 
genseitigen Empfehlung zur Voraussetzung für die 
Gewähnmg von Rückversicherungsschutz gemacht 
worden. Ein Beispiel ist die wechselseitige Empfeh- 
lung im Sektor Industrie-Feuerversicherung, Rück- 
versicherungsschutz nur zu gewähren, wenn die Ab- 
weichungen der Erstversicherer von den Tarifierungs- 
grundsätzen des Verbandes der Sachversicherer 
sachhch begründet sind. Wechselseitige Empfehlun- 
gen der Rückversicherer sind durch § 102 GWB von 
der Anwendung des KarteUverbots des § 1 GWB so- 
wie des vertikalen Preis- und Konditionenbindungs- 
verbots des § 15 GWB freigesteht. 


2.3.2 Mitversicheningen und Pools 

570. Das Karteh- und Empfehlungsverbot finden 
nach § 102 GWB auch keine Anwendung auf Verträge 
und Empfehlungen von Versicherungsunternehmen, 
wenn diese im Zusammenhang mit Tatbeständen ste- 
hen, die aufgrund des VAG der Genehmigung oder 
Überwachung durch das BAV unterüegen. Hierzu 
rechnen Mitversicherungen und Pools. Bei Mitversi- 
chenmgen beteüigen sich mehrere Erstversicherer an 
der Versicherung eines meist industrieUen Groß- 
risikos mit jeweils rechthch selbständig bestehenden 
Versicherungsverträgen. 14) Bei Pools verpflichten sich 
die Mitgüeder aUe Versicherungsverträge einer be- 
stimmten Sparte in den Pool einzubringen. Die Pool- 
verwaltung übernimmt das Prämieninkasso und regu- 
liert die eingetretenen Versicherungsfähe. Gewinne 
und Verluste werden nach den vereinbarten Quoten 
auf die Mitgüeder verteilt. Die für den EinzelfaU ver- 
einbarte gemeinsame Übernahme von Einzelrisiken 
im Mit- und Rückversicherungsgeschäft ist gemäß 
§ 102 Abs. 1 Satz 3 GWB nicht anmeldepflichtig. Der 
Meldepflicht unterhegen ledighch die (dauerhaften) 
Mitversicherungsgemeinschaften sowie die Pools. 

571. Nicht aUe Kooperationen zwischen Versiche- 
rungsuntemehmen bedürften einer besonderen Frei- 


1^) Bei Verabredung der Mitversicherung für eine Vielzahl von 
Fällen spricht man von Mitversicherungsgemeinschaften. 
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Stellung vom Kartellverbot durch den § 102 GWB. So- 
weit Mitversicherungen und Pools die Versicherung 
gewerblicher Großrisiken erst ermöglichen, stehen 
die beteiligten Versicherer nicht in einem Wettbe- 
werb sverhältnis zueinander (Arbeitsgemeinschafts- 
gedanke). Da die Zusammenarbeit der Unternehmen 
insofern keine Wettbewerbsbeschränkung bewirkt, 
unterliegt sie nicht dem Anwendungsbereich des § 1 
GWB und bedarf deshalb keiner Freistellung nach 
§ 102 GWB. 


2.4 Die Anwendbarkeit von Art. 85 EWG-Vertrag 
auf private Wettbewerbsbeschränkungen 

2.4.1 Wettbewerbsbeschränkungen auf Verbandsebene 

572- Verbandsempfehlungen und -kartelle versto- 
ßen gegen Art. 85 EWG-Vertrag, wenn sie den Han- 
del zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen ge- 
eignet sind und eine Verhinderung, Einschränkung 
oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes bezwecken oder bewirken. 
Der EWG-Vertrag sieht für die Versicherungswirt- 
schaft im Gegensatz zum GWB keine Bereichsaus- 
nahme vor. In dem Urteil vom 27. Januar 1987 hat der 
EuGH festgestellt, daß die Wettbewerbsbestimmun- 
gen des EWG- Vertrages, insbesondere die Art. 85 und 
86 auf den Versicherungssektor uneingeschränkt an- 
zuwenden sind. ^5) Die Versicherungswirtschaft kann 
sich mithin nicht auf eine nach § 102 GWB gewährte 
Freistellung berufen, wenn der innergemeinschaftli- 
che Handel betroffen ist. Das EuGH-Urteil hat schon 
dann einen Einfluß auf den Handel angenommen, 
wenn Zweigniederlassungen ausländischer Unter- 
nehmen betroffen sind und „die finanziellen Bezie- 
hungen zwischen der Zweigniederlassung und der 
Muttergesellschaft berührt werden" oder die Mutter- 
gesellschaften daran gehindert werden, über ihre 
Zweigniederlassungen eine „wettbewerbsfähigere 
Leistung" anzubieten. Verbandsempfehlungen und 
-kartelle verstoßen mithin gegen Art. 85 EWG-Ver- 
trag. Es ist Sache der EG-Kommission den Besonder- 
heiten des Versicherungssektors gegebenenfalls 
Rechnung zu tragen und auf Antrag im Rahmen des 
Art. 85 Abs. 3 EWG-Vertrag Freistellungen von den in 
Art. 85 vorgesehenen Verboten zu gewähren. 

573. Für Bruttoprämienempfehlungen von Versiche- 
rerverbänden gewährt die EG-Kommission keine 
Freistellungen. Eine erstmals bei der Kommission an- 
gemeldete Bruttoprämienempfehlung, die Prämien- 
empfehlung des Verbandes der Sachversicherer aus 
dem Jahre 1980 zur Stabüisierung und Sanierung der 
Feuer-Industrie- und Feuer-Betriebsunterbrechungs- 
versicherung, die in der Bundesrepublik von Kartell- 
und Fachaufsicht unbeanstandet blieb, wurde von der 


15) Vgl. Rechtssache 45/85, VersR87, 169ff. (- WUW 
EWG/MUV 739). 


Kommission nicht freigestellt. Das Urteil des EuGH 
vom 27. Januar 1987 hat die Entscheidimg der EG- 
Kommission bestätigt. Die Entscheidung der EG- 
Kommission sowie das Urteil des EuGH lassen erken- 
nen, daß Nettoprämienempfehlungen (ohne Verwal- 
tungs- und Vertriebskostenzuschläge) mit einer Frei- 
stellung rechnen können.!^) 

574. Die Anwendung einheitlicher Versicherungs- 
bedingungen, die von der Versicherungsaufsicht fest- 
gesetzt werden, unterfällt auch nach Auffassung der 
EG-Kommission nicht direkt dem Anwendungsbe- 
reich des Art. 85 Abs. 1 EWG-Vertrag. Sofern jedoch 
die Billigung oder Genehmigung der Versichenmgs- 
bedingungen durch die nationale Aufsichtsbehörde 
von den Versichenmgsuntemehmen selbst veranlaßt 
werde, sei Art. 85 EWG-Vertrag anzuwenden, da in 
diesem Falle die Einheitlichkeit der Versicherungsbe- 
dingungen von den Versicherungsuntemehmen ge- 
wollt und nicht etwa Ergebnis eines Eingriffs der Auf- 
sichtsbehörde sei.^^) Über eine etwaige Freistellbar- 
keit von AVB-Empfehlungen der Versichererver- 
bände hat die EG-Kommission bisher nicht entschie- 
den. 


2.4.2 Mitversicherungen und Pools 

575. Der EWG-Vertrag sieht auch für Mitversiche- 
rungen und Pools — im Unterschied zum GWB — 
keine Bereichsausnahme vor. Soweit sie den innerge- 
meinschaftlichen Handel betreffen, bedürfen sie einer 
Freistellung durch die EG-Kommission nach Art. 85 
Abs. 3 EWG-Vertrag. In der „Nuova Cegam"-Ent- 
scheidung hat die EG-Kommission ein Konsortium im 
Sektor Maschinenschaden- Versicherung und Bau- 
stellenrisiko-Versicherung vom Kartellverbot freige- 
stellt, an der rd. 15 italienische Direktversicherer be- 
teiligt sind, die durch einen Rückversicherungs ver- 
trag mit außerhalb Italiens ansässigen Unternehmen 
verbunden sind. Die Freistellung erfolgte, nachdem 
das Konsortium unter anderem auf die Festlegung von 
Bruttoprämienempfehlungen verzichtete. Das Kon- 
sortium legt mmmehr Nettoprämienempfehlungen 
fest, die auf gemeinsamen Schadenstatistiken basie- 
rende Sätze unter Ausschluß jeglicher Zuschläge wie 
Verwaltungskosten versehen.^®) 

576. In der „P&I Clubs " -Entscheidung hat die Kom- 
mission eine Vereinbarung über die gegenseitige 
Versicherung im Seeverkehr vom Kartellverbot frei- 
gestellt, an der 17 „Protection and Indemnity Clubs" 
(P&I Clubs) beteiligt sind. Die Freistellung erfolgte, 
nach dem die Beschränkungen für einen Wechsel der 
Versicherungsnehmer von einem Club zu einem an- 
deren abgemildert wurden, i^) 


1^) Eine GmppenfreisteUungsverordnung ist gegenwärtig in 
Vorbereitung. 

^^) 2. Bericht über die Wettbewerbspolitik 1972, Ziff. 54. 
lö) 14. Bericht über die Wettbewerbspolitik, 1985, Ziff. 76. 

1®) 15. Bericht über die Wettbewerbspolitik, 1987, Ziff. 69. 
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3. Wettbewerbsbeschränkungen zum Schutz 
der Versicherungsnehmer vor 
„Mogelpackungen“ und 
Marktmtransparenz? 

3.1 Eine Würdigung der gegenwärtigen 
Regulierung der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen 

3.1.1 Legalitatskontrolle 

577. Im Rahmen einer Legalitätskontrolle prüft das 
BAV die eingereichten Bedingimgen auf ihre Über- 
einstimmung mit den Normen des Versichenmgsver- 
tragsgesetzes, des AGB-Gesetzes xmd des UWG. Das 
WG regelt die Mindestvoraussetzungen für Versi- 
chenmgsverträge, so die inhaltiichen Anforderungen 
an ein Versicherungsverhältnis, die Prämienzah- 
lungspflicht und die Obliegenheiten des Versiche- 
nmgsnehmers sowie die Leistungspflicht imd die Ob- 
liegenheiten des Versicherers. 

Auf die Allgemeinen Versicherungsbedingungen fin- 
det darüber hinaus das AGB-Gesetz mit einigen Aus- 
nahmen Anwendimg. Überraschende Klauseln, mit 
denen der Vertragspartner des Verwenders nicht 
rechnen braucht, werden gemäß § 3 AGBG nicht Be- 
standteil des Vertrages. Unklare Klauseln, deren Aus- 
legung mit Zweifeln behaftet ist, gehen nach § 5 
AGBG zu Lasten des Verwenders. Nach der General- 
klausel des § 9 AGBG sind Klauseln imwirksam, wenn 
sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen 
den Geboten von Treu und Glauben unangemessen 
benachteiligen. 

578. Die im Rahmen der Bedingungskontrolle er- 
folgte Legalitätsprüfung spart Informationskosten und 
gegebenenfalls Rechtsdurchsetzungskosten ein. Die 
Versicherungsnehmer können davon ausgehen, daß 
in der Regel die genehmigten Klauseln einer Überprü- 
fung nach dem AGBG und WG standhalten. Im Ein- 
zelfcdl mögen Gerichte aber zu einer anderen Würdi- 
gung kommen. 


3.1.2 Vereinheitlichung der AVB 

579. Das BAV prüft im Rahmen der Bedingungskon- 
trolle, ob die eingereichten AVB mit dem genehmig- 
ten Musterbedingungswerk übereinstimmen. Aus 
Transparenzgründen soll möglichst nur dieses Bedin- 
gungswerk Verwendung finden. Die Entwicklung der 
Musterbedingungswerke erfolgt im wesentiichen im 
zuständigen Fachverband unter Mitwirkung des 
BAV. Die Bedingungsvereinheitlichung erstreckt sich 
auf den Deckungsumfang, teilweise auch auf die Prä- 
mienhöhe beeinflussende Bedingungen wie den 
Schadenverlauf in der Vergangenheit und sonstige 
Tarif merkmale 20) sowie Prämienanpassungsklau- 
seln. 


20) In den Versichemngszweigen, die einer auf sichtsbehördli- 
chen Tarifkontrolle unterliegen, ist die Regulierung der Ta- 
rifstruktur streng genommen der Tarifkontrolle zuzuordnen, 
Tarifmerkmale sind dort nicht Teil der AVB und ihre Verein- 
heitiichung erfolgt nicht im Rahmen der aufsichtsbehördh- 
chen Bedingungskontrolle. Da eine Vereinheitlichung der 
Tarifstruktur aber eher mit einer Erhöhung der Markttrans- 


(1) Vereinheitiichimg des Deckungsumfanges 

580. Die Bedingungskontrolle hat insbesondere bei 
Massenrisiken zu einer weitgehenden Vereinheitli- 
chung des Deckungsumfanges (der Umschreibung 
der versicherten Gefahren und der Risikoausschlüsse) 
geführt. Insoweit dieses weitgehend vereinheitlichte 
Produkt die individuellen Bedürfnisse eines Versiche- 
rimgsnehmers noch trifft, sind danüt Vorteile durch 
eingesparte Informationskosten verbunden. In vielen 
Sparten mangelt es aber an differenzierten Deckungs- 
angeboten, also insbesondere der Möglichkeit, Ver- 
träge nüt Risikoausschlüssen bzw. -einschlüssen 
— und damit verbunden: Prämiennachlässen bzw. 
-Zuschlägen — abzuschheßen (Beispiel; In der Haus- 
ratversicherung bietet kein Versicherer die Möglich- 
keit an, eine oder mehrere der vier Gefahren Feuer, 
Diebstahl, Leitunqswasser und Sturm abzubedin- 
gen). 

Das BAV hat in den Anhörungen der Monopolkom- 
mission darauf hingewiesen, daß es durchaus bereit 
wäre, differenzierte Deckungsangebote zu genehnü- 
gen, wenn Abweichungen von den Musterbedingun- 
gen klar in der Überschrift des Versicherimgsproduk- 
tes zum Ausdruck kämen. In vielen Sparten sei eine 
weitergehende Differenzienmg der Verträge nüt Risi- 
koein- bzw. -ausschlüssen jedoch nicht beantragt 
worden, möglicherweise der Verbandsdisziplin zum 
Opfer gefallen. Die Versicherungswirtschaft hat 
hierzu erklärt, daß nur dort Differenzierungen bisher 
nicht eingeführt worden seien, wo sie nicht im Inter- 
esse der Versicherungsnehmer lägen. 

Die Monopolkomnüssion steht dieser Auffassimg nüt 
Skepsis gegenüber. Inwieweit das jetzige Angebot an 
Versicherungsschutz den Präferenzen der Nachfrager 
entspricht, vermag sich erst bei freiem Bedingimgs- 
wettbewerb zu zeigen. 

581 . Die Aufsichtspraxis hat nicht nur eine Differen- 
zierung der Deckungsumfänge verhindert. Sie hat da- 
rüber hinaus zu zeitlichen Verzögerungen bei der Ein- 
führung von wesentlichen Veränderungen des Pro- 
duktkerns geführt. Zwar sind die Unternehmen von 
sich aus an Produktinnovationen interessiert, die 
neues Prämienvolumen erschließen. Die Notwendig- 
keit, bei Ändenmgen der Grundbedingimgen deren 
Generalisierbarkeit für alle Versicherungsuntemeh- 
men zu überprüfen, also im Fachverband hierüber 
einen Kompromiß zu finden, bewirkt aber die beklag- 
ten Zeitverzögerungen. 

Das BAV betonte zwar gegenüber der Monopolkom- 
mission, daß die Anwendung des Einheitiichkeits- 
grundsatzes nicht zur Verhinderung von Innovationen 
führe. Individuelle Anträge auf Abweichungen von 
den Musterbedingungen würden genehnugt, wenn 
ein „echter Fortschritt" gegenüber den geltenden 
Musterbedingungen vorliege. Die Einbeziehung der 
Verbände in das Genehnügungsverfahren veranlaßt 
jedoch nach Auffassung der Monopolkommission 
viele Unternehmen, von vornherein auf individuelle 
Vorstöße zu verzichten und zunächst einen Konsens 

parenz als mit der Verhinderung von Insolvenzen begründet 
wird, wird auch die Regulienmg der Tarifstniktur in den 
tarifkontrollierten Bereichen in diesem (3.) Abschnitt behan- 
delt. 
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im Fachverband zu suchen. Es sind deshalb auch 
kaum verstoßende Wettbewerbsverhandlungen fest- 
zustellen. Vorgetragen wurden der Monopolkommis- 
sion lediglich drei Fälle: die Vermögensschaden-Haft- 
pflicht- Versicherung für Manager, die poolgebun- 
dene Lebensversicherung und die Gewässerschaden- 
versicherung. 


(2) Vereinheithehung von Bonus-Malus-Systemen 

582 - Bei Bonus-Malus-Systemen (Schadenfreiheits- 
rabattsystemen, Erfahrungstcirifierung) wird die Prä- 
nüenhöhe vom tatsäclüichen individuellen Schaden- 
verlauf des Einzelrisikos abhängig gemacht, z. B. 
nach der Zahl der schadenfreien Jahre, der Anzahl der 
Schäden in einem Zeitraum oder der Schadensumme 
(Beispiel; Kfz-Haftpflichtversicherung, Kfz-VoUkas- 
koversicherung). Bonus-Malus-Systeme haben eine 
Reihe von vorteilhaften Wirkungen: 

— In einem Kollektiv sonst einheitlich tarifierter Ein- 
zelrisiken mit heterogenen Schadenerwartungen 
kommt es zu einer Annäherung der Prämie an die 
individuelle Schadenerwartung. Durch die risiko- 
adäquatere Tarifierung kann der Sicherheitszu- 
schlag in den Prämien niedriger ausfallen. 

— Bonus-Malus-Systeme wirken wie Selbstbeteüi- 
gungsregelungen. Es lohnt sich geringere Schäden 
selbst zu bezahlen, um eine Schlechtereinstufung 
zu vermeiden. Hieraus erwachsen Anreize zur 
Schadenverhütung und -minderung. 

583 . Eine Vereinheitlichung der Bonus-Malus-Sy- 
steme innerhalb eines Versicherungszweiges h^t 
auch die Monopolkomnüssion für sinnvoll. Versiche- 
nmgsimternehmen, denen eine Abwanderung guter 
Risiken droht, hätten kein Interesse, die geringe Scha- 
denbelastung dieser Versicherungsnehmer nach au- 
ßen zu dokumentieren. Dies ist aber erforderheh, da- 
nüt Versicherungsnehmer ohne höhere Prämienbela- 
stung zu einem anderen Versicherer zu wechseln ver- 
mögen. Die Vereinheitlichung von Bonus-Malus-Sy- 
stemen erhöht die Transparenz auf Versicherer- und 
Versicherungsnehmerseite und erleichtert den Wech- 
sel zu einem preisgünstigeren Versicherer. 


(3) Vereinheithehung der sonstigen Tarifmerkmale 

584 . Die Bedingungskontrolle hat in vielen Bran- 
chen zu einer weitgehenden Vereinheitlichung der 
Tarif merkmale (Risikomerkmale) geführt (Beispiel: 
Regionalklassen und kw-Klassen in der Kfz-Haft- 
pflichtversicherung, Typklassen in der Kfz-Kaskover- 
sicherung, Regionalklassen in der Hausratversiche- 
rung). Zwar geht auch bei der gegenwärtigen Regu- 
herung ein Zwang zu möglichst risikogerechter Tari- 
fierung aus: 

— Risikogerechte Pränüen sind unabhängig von der 
Bestandszusammensetzung. Wird dagegen bei- 
spielsweise eine einheithehe Durchschnittspränüe 
trotz unterschiedheher Schadenerwartungswerte 
der Einzelrisiken erhoben, so zieht eine Änderung 
der Bestandsstruktur eine Veränderung der durch- 


schnitthehen Schadenerwartung und danüt einer 
.Änderung der Risikopränüe nach sich. 

— Risikogerechte Prämien wirken negativer Risiko- 
auslese entgegen. Fordert dagegen ein Unterneh- 
men eine einheithehe Durchschnittspränüe, wer- 
den die guten Risiken abwandern, weü sie sich 
woanders günstiger versichern können. Dies zieht 
eine Bestandsverschlechterung nach sich nüt wei- 
terer Erhöhung der Durchschnittspränüe und wei- 
teren Abwanderungen und so fort. Negative Risi- 
koauslesen können insbesondere in Pflichtversi- 
cherungen nüt Kontrahierungszwang zum Pro- 
blem werden, wenn die genehmigten Tarif Systeme 
keine risikoadäquate Tarifierung schlechter Risi- 
ken erlauben. 

585 . Darüber, welche Schadenursachen als Tarif- 
merkmale herangezogen werden sollten, danüt: wie 
die Versichertenbestände (in möghehst homogene 
TeükoUektive) differenziert werden sollten, bestehen 
aber vielfach unterschiedliche Auffassungen, die im 
Fachverband erst harmonisiert werden müssen. Da- 
durch können Fortschritte im Tarif System verzögert 
werden. Die bestehenden Tarif Systeme bleiben ver- 
besserungsfähig, was die Risikogerechtigkeit der Ta- 
rife angeht. Damit verbunden bleiben insbesondere 
Probleme der negativen Auslese sowie mangelnde 
Anreize zur Schadenverhütung und -nündenmg. 


(4) Vereinheithehung der 

Prämienanpassxmgsklauseln 

586 . Im Rahmen der Bedingungskontrolle verein- 
heitlicht das BAV auch die Pränüenanpassungsklaus- 
eln. Das BAV war dabei ursprüngheh der Auffassung, 
daß nur solche Pränüenanpassungsklauseln genehnü- 
gungsfähig seien, die ein uneingeschränktes außeror- 
denthehes Kündigungsrecht des Versicherungsneh- 
mers bei Pränüenerhöhungen vorsähen und bei denen 
die Pränüenanpassung an der untemehmensindivi- 
duellen Schadenentwicklung anknüpfte. Der Auffas- 
sung des BAV ist aber vom Bundesverwaltungsgericht 
zutreffend widersprochen worden. Nach dem Urteil ^i) 
wahren Prämienanpassungsklauseln die Belange der 
Versicherten ausreichend, wenn die Prämienanpas- 
sung dem Anlaß und der Höhe nach angemessen und 
dem Versicherungsnehmer zumutbar ist: 

— Eine Pränüenanpassung ist dem Anlaß nach ange- 
messen, wenn die ursprünghehe Prämie „nur für 
den Fall einer nicht unwesentiiehen Änderung der 
bei Vertragsabschluß vorhegenden und für die 
Prämiengestaltung maßgebhehen Umstände ver- 
ändert werden darf'' . Der für Pränüenanpassungen 
maßgebhehe Veränderungssatz könne auf der 
Grundlage von Branchenwerten berechnet wer- 
den. Unangemessene Benachteihgungen der Ver- 
sicherten würden vermieden, wenn bei untemeh- 
mensindividueU günstigerer Schadenentwicklung 
die Unternehmen szahlen verwendet werden müß- 
ten. Darüber hinaus sei sicherzustellen, daß die 


21) Veröffentlichungen des Bundesaufsichtsamtes für das Ver- 
sicherungswesen, 1981, S. 80—93. 
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Änderung der für die Prämiengestaltung maßgeb- 
lichen Umstände nach Risikogruppen getrennt er- 
faßt werden. 

— Eine Prämienanpassung ist der Höhe nach ange- 
messen, wenn sie „in einem angemessenen Ver- 
hältnis zu der eingetretenen Änderung steht'*. 
Eine Anbindung der Bruttoprämie an Veränderun- 
gen des Schadenbedarfs könne vom BAV nicht 
beanstandet werden, da der Prämientarif und die 
zugrundeliegende Kalkulation nicht der Genehmi- 
gungspflicht des Amtes unterliegen. 

— Prämienerhöhungen, die nach Anlaß und Höhe 
angemessen sind, müssen gleichwohl für die Ver- 
sicherungsnehmer zumutbar sein, dürfen also be- 
stimmte Grenzen nicht überschreiten. Erst bei dar- 
über hinausgehenden Prämienanpassungen sei 
ein außerordentliches Kündigungsrecht einzuräu- 
men. In der Rechtsschutzversicherungsklausel, 
über die zu entscheiden war, hielt das Bundesver- 
waltungsgericht die Schwellenwerte von 15 % 
bzw. 30 % (für die kumulierte Prämienerhöhung in 
drei aufeinander folgenden Jahren) noch für zu- 
mutbar. 

587 . Die vom BAV daraufhin für die Rechtschutzver- 
sicherung, die Fahrzeugvoll- und -teilversicherung, 
die Verbundene Hausratversicherung und die Allge- 
meine Haftpflichtversicherung genehmigten (einheit- 
tichen) Prämienanpassungsklauseln berechtigen den 
Versicherer zu einer Anhebung der Bruttoprämien in 
den laufenden Verträgen um einen (einheitlichen) 
Prozentsatz, wenn die branchendurdischnittlichen 
Aufwendungen pro Schadenfall ansteigen. Bei einer 
Verringerung des branchendurchschnittlichen Scha- 
denbedarfs müssen die Prämien verringert werden. 
Die Veränderung des Schadenbedarfs wird von einem 
Treuhänder unter Zuhilfenahme von Verbandsdaten 
ermittelt. Das in den Klauseln vorgesehene außeror- 
dentliche Kündigungsrecht ermöghcht es den Versi- 
cherungsnehmern, bei relativ hohen Prämienerhö- 
hungen zu kündigen. 

588 . Das Bundeskartellamt hat die vom BAV geneh- 
migte Prämienanpassungsklausel in der Fahrzeug- 
voll- und -teilversicherung beanstandet, unter ande- 
rem weil nahezu alle Kraftfahrzeugversicherer die 
jährtiche Beitragsanpassung einheitlich nach dem von 
einem Treuhänder ermittelten, durchschnittlichen 
Schadenverlauf erhöht hatten. Die Verhandlungen 
des Bundeskartellamtes mit dem BAV sowie dem 
HUK- Verband und den Kfz- Versicherern haben in- 
zwischen zu einer Abänderung der Prämienanpas- 
sungsklausel geführt. Danach haben die Kfz- Versi- 
cherer künftig bei Prämienanpassungen die Verände- 
rungsrate ihres eigenen Schadenbedarfs (vermindert 
um den Verwaltungskostensatz) zugrundezulegen, 
wenn diese nicht um mehr als 3% vom Branchen- 
durchschnittswert abweicht. Bei höheren Abweichun- 
gen gilt der um drei Prozentpunkte ermäßigte bzw. 
erhöhte durchschnittliche Veränderungssatz. Außer- 
dem erhalten die Versicherten bei der Beitragserhö- 
hung ein Sonderkündigungsrecht.22) Das Bundeskar- 
tellamt hat angekündigt, auch die vom BAV geneh- 


22) Dies gilt auch für Beitragserhöhungen als Folge einer Zuord- 
nung zu einer anderen Typklasse bzw. Regionalklasse. 


migten Prämienanpassungsklauseln in der Allgemei- 
nen Haftpflicht-, Rechtsschutz- und Hausratversiche- 
rung zu beanstanden. 

589 - Zu kritisieren sind nach Auffassung der Mono- 
polkommission nicht Prämienanpassungsklauseln 
schlechthin, sondern ihre Vereinheitlichung durch 
das BAV im Rahmen der Bedingungskontrolle. Prä- 
mienanpassungsklauseln können für Versicherer und 
Versicherungsnehmer gleichermaßen vorteilhaft sein. 
Die Unternehmen können bei gegebener Vertrags- 
laufzeit ihre Prämien weniger vorsichtig kalkulieren, 
wenn sie mit den Versicherungsnehmern Prämienan- 
passungsklauseln vereinbaren, die sie berechtigen, 
bei unerwartet ungünstiger Schadenentwicklung die 
Prämie anzuheben (bzw. sie bei günstiger Schade- 
nentwicklung verpflichten, die Prämie zu senken). 
Eine Vereinheitlichung der Prämienanpassungs- 
klauseln beschränkt aber den Wettbewerb um die be- 
ste Klausel. Den Unternehmen werden Einheitsklaus- 
eln vorgegeben, die sie darin hindern, um ihre Kun- 
den mit verbraucherfreundticheren Klauseln zu wer- 
ben.23) 

590 . Die Vereinheitlichung der Deckungsumfänge, 
Tarifmerkmale und Prämienanpassungsklauseln 
führt über die beschriebenen unmittelbaren Folgen 
hinaus auch zu einer Beschränkung des Wettbewerbs 
der Vertriebs- und Absatzformen. Der Grundsatz 
der Einheitlichkeit der Versicherungsbedingungen 
schützt die gegenwärtig dominierende Vertriebsform, 
den Verkauf von Policen über ausschließlich an ein 
Unternehmen gebundene Handelsvertreter und er- 
hält den Versicherern die Kontrolle über ihre Absatz- 
wege: Gänzlich bedeutungslos im Massengeschäft 
sind imabhängige, nicht firmengebundene Makler, 
für die kaum Betätigungsfelder bestehen. Sie können 
ihre Leistungsfähigkeit nicht erproben, weil der Ein- 
heitlichkeitsgrundsatz ihnen nur eingeschränkte Wir- 
kungsmöglichkeiten beläßt. 


3.1.3 Beispiel: Kfz- Versicherung 

591 . In der Kfz-Haftpflichtversicherung ist im Unter- 
schied zur Kfz -Kaskoversicherung die Vereinheitli- 
chung der Versicherungsbedingungen schon im ge- 
setzlichen Ordnungsrahmen — durch § 4 PflVersG 
und der Verordnung über die Tarife in der Kraftfahrt- 
versicherung (TVO) — angelegt. Nicht zu beanstan- 
den ist die Vereinheitlichung des Bonus-Malus- Sy- 
stems in der Kfz-Haftpflichtversicherung, das auch in 
der Vollkaskoversicherung Anwendung findet. 
Nachteiüg wirken sich in beiden Versicherungszwei- 
gen dagegen die Vereinheitlichung des Deckungs- 
umfanges und der sonstigen Tarifmerkmale aus. 


(1) Vereinheitlichung des Deckungsumfanges 

592 . Das Pflichtversicherungsgesetz sieht gemäß § 4 
Abs. 2 für die Kfz-Haftpflichtversicherung einen Min- 
destdeckungsumfang vor, der sich an internationalen 
Abkommen orientiert. Die Mindesthöhe der Versiche- 
rungssumme beträgt bei Kraftfahrzeugen 1 Mio. DM 

23) Vgl. hierzu auch Abschnitt 4.4.1. 
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für Personenschäden, 400 000 DM für Sachschäden 
und 40 000 DM für reine Vermögensschäden, Für den 
Fall der Tötung oder Verletzung mehrerer Personen 
beträgt die Mindesthöhe der Versicherungssumme 
für Personenschäden 1,5 Mio. DM. Die gesetzhche 
Festlegung eines Mindestdeckungsumfanges ist sinn- 
voll, weil sie dem Schutz von Verkehrsopfem dient. 
Nicht einzusehen ist jedoch, warum gleichzeitig auch 
die Deckungssumme nach oben, nämlich auf 7,5 Mio. 
DM je geschädigter Person begrenzt wird (§ 8 Abs. 2 
TVO). Auch in der Kfz- Voll- und Teilkaskoversiche- 
rung ist der Deckungsumfang vereinheitlicht. Sinn- 
volle Risikoausschlüsse, wie etwa die Möglichkeit, 
Autoradios aus der Teükaskoversicherung herauszu- 
nehmen, fehlen. 


(2) VereinheiÜichung der Tarif merkmale 

593 . Alle Unternehmen haben sich in der Kfz-Haft- 
pflichtversicherung an denselben Tarif merkmalen zu 
orientieren (§§ 6, 7 TVO). Kw(PS-) Klassen, Regional- 
klassen und Berufsklassen (Landwirte, öffentlicher 
Dienst, andere) sind vereinheithcht. Weitere Tarif- 
merkmale wie etwa das Alter des Fahrzeugbenutzers 
dürfen nicht berücksichtigt werden. Die Beschrän- 
kung auf einige wenige Gefahrenmerkmale unterbin- 
det eine weiter gehende, risikoadäquatere Prämien- 
differenzierung, von der höhere Anreize zu Schaden- 
verhütung und -minderung auf die Versicherungs- 
nehmer ausgingen. 

594 . Darüber hinaus führt die nicht risikogerechte 
Tarifierung von schlechten Risiken in Verbindung mit 
dem Kontrahierungszwang der Versicherungsunter- 
nehmen (§ 5 PflVersG) zu Wettbewerbsverzerrungen 
durch negative Selektion. Versicherer, welche in Ge- 
genden mit vielen schlechten Risiken stark vertreten 
sind, haben einen hohen Schadenbedarf und können 
mit anderen Versicherern nicht mehr konkurrieren. 
Da das Tarif System keine den Risiken angemessene 
Prämiengestaltung erlaubt, können die Versicherer 
das regional defizitäre Geschäft nur durch einen Ab- 
bau der Vertriebsstellen und der Vertreter Organisa- 
tion vermeiden. 

595 . ln der Kfz-Kaskoversicherung ergeben sich Dif- 
ferenzierungen in der Tarif Struktur (seit 1986) zwar 
durch unterschiedhche Regionaleinteüungen, Alle 
Versicherungsunternehmen verwenden aber einen 
einheitlichen Typklassentarif, Die Klassifizierung der 
Fahrzeugtypen nach ihrem relativen Schadenbedarf 
erfolgt nach einheitlichen Kriterien. Ersteinstufungen 
und Umstufungen von Fahrzeugtypen werden dabei 
von einem Treuhänder, dem BAV, vorgenommen. 
Durch die Beschränkung möghcher Differenzierun- 
gen der Tarif Struktur auf das Merkmal Regionalklasse 
werden Verbesserungen der Tarif Struktur verhindert. 
Bemerkenswert ist, daß der Zeitwert bzw. das Alter 
des versicherten Fahrzeugs keine Verwendung als 
Tarifmerkmal finden. 


3.1.4 Beispiel: Lebensversicherung 

596 - Die Bedingungskontrolle schränkt die vertrag- 
hchen Gestaltungsmögtichkeiten in der Lebensversi- 


cherung in vielfacher Weise ein. Es fehlt an Möghch- 
keiten, einzelne Todesfallrisiken gegen Prämienra- 
batte von der Leistungspflicht auszuschließen. Es fehlt 
auch eine weitgehendere Prämiendifferenzierung 
nach Risikomerkmalen (gefährdete Benifsgruppen, 
Nichtraucherrabatte, etc.). Das Geschlecht der Versi- 
cherten wird erst seit 1987 als Tarifmerkmal berück- 
sichtigt. 

597 . Versichererverbände und BAV haben in der 
Kapitallebensversicherung die Rücktritts- und Kündi- 
gung smöglichkeiten beschränkt. Kein Unternehmen 
bietet Verträge an, in denen den Versicherten ein ein- 
seitiges Recht eingeräumt wird, in einer „cooling off "- 
Periode vom Vertrag zurückzutreten oder vor Ablauf 
des ersten Versicherungsjahres den Vertrag zu kündi- 
gen. Die Versicherungsnehmer haben zwar ein bis 
zum elften Tag nach Vertragsunterzeichnung befri- 
stetes Rücktrittsrecht. Während der Rücktrittsfrist hat 
der Versicherungsnehmer aber keinen Versiche- 
rungsschutz, weshalb ein großer Anreiz besteht, die 
Rücktrittsfrist abzubedingen. 

598 . Eingeschränkt sind auch die Möghchkeiten, bei 
Kapitallebensversicherungen eine höhere Flexibilität 
bei Ein- und Auszahlungen zu vereinbaren. Verträge, 
bei denen der Versicherungsnehmer frei über Ein- 
und Auszahlungen und Laufzeit bestimmen kann, 
dürfen nicht abgeschlossen werden. Üblich sind Ver- 
träge mit fester Laufzeit, periodischen Einzahlungen 
oder Einmalprämie und Auszahlung oder Verrentung 
der angesparten Versicherungssumme bei Vertrag- 
sende. Üblich ist es, die Überschußanteile zur Erhö- 
hung der Versicherungsleistung zu benutzen. Dies 
geschieht entweder nach dem System der verzins- 
lichen Ansammlung oder nach dem Bonussystem.^^) 
Weniger gebräuchhch, aber ebenfalls möglich, sind 
Systeme, nach denen die Überschüsse bar ausge- 
schüttet bzw. mit den Beiträgen der Folgeperiode ver- 
rechnet oder zur Verkürzung der vertraghchen Lauf- 
zeit verwendet werden. Verträge, die den Versicher- 
ten auch nach Vertragsabschluß noch weitergehende 
Gestaltungsmögtichkeiten bei Ein- und Auszahlun- 
gen belassen, dürfen jedoch nicht abgeschlossen wer- 
den, 

599 . Der Versicherungsnehmer hat keinerlei Einfluß 
auf die Anlage seiner Sparprämie. Er kann lediglich 
statt der herkömmlichen gemischten Lebensversiche- 
rung eine fondsgebundene Lebensversicherung ab- 
schließen, bei der der Sparanteü in Investmentfonds 
(Aktien-, Renten- oder Immobitienfonds) investiert 
wird. Für die fondsgebundene Lebensversicherung 
bestehen weniger rigide Anlage Vorschriften als für 
die gemischte Lebensversicherung. Das Kapital wird 
in vom BAV überwachten Aktien-, Renten- oder Im- 
mobitienfonds angelegt, wobei die Fondsanteile han- 


24) Beim System der verzinslichen Ansammlung werden die 
Überschüsse beim Versicherungsuntemehmen angesam- 
melt, verzinst und am Ende des Versicherungsvertrages 
(Tod, Erlebensfall) zusammen mit der vertraglich vereinbar- 
ten Summe ausgezahlt. Beim Bonussystem wird dagegen 
der jährliche Überschuß als Einmalbeitrag zur Erhöhung der 
garantierten Versicherungssumme verwendet. Bei frühem 
Vertragsende (Tod, Rücklauf, Umwandlung in beitragsfreie 
Versicherung) ist dadurch die Auszahlungssumme etwas 
höher als bei verzinslicher Ansammlung, die Erlebensfallei- 
stung ist dagegen etwas geringer. 
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delbar sind. Im Unterschied zur Kapital- Lebensversi- 
cherung wird in der fondsgebundenen Lebensversi- 
cherung keine Mindestauszahlungssumme garan- 
tiert. Das BAV hat inzwischen auch eine flexible Form 
fondsgebundener Lebensversicherung genehmigt, 
die dem Versicherungsnehmer auch nach Vertrags- 
abschluß noch Gestaltungsmöglichkeiten einräumt, 
etwa bei der Aufteilung seiner Beiträge auf Risikoab- 
sicherung und Sparen oder bei der Wahl des Invest- 
mentsfonds. 


3.1.5 Sonderfall: Private Krankenversicherung 

600 . Im Gegensatz zu anderen Massenversiche- 
rungssparten hat sich in der PKV ein diff erenzierteres 
Angebot entwickeln können. Vereinheitlicht wurden 
von BAV und Fachverband lediglich ein eng abge- 
grenzter Kreis von Musterbedingungen. Eine Vielzahl 
genehmigter Sonderbedingungen und Klauseln er- 
laubt den Unternehmen individuelle Deckungsum- 
fange zusammenzustellen. So gibt es beispielsweise 
in der Krankheitskostenversicherung bei der ambu- 
lanten Heilbehandlung zwischen den Unternehmen 
Unterschiede in den Preisgrenzen bei Brillengestellen 
oder in der Zahl der erstattungsfähigen psychothera- 
peutischen Behandlungen. Bei stationärer Heilbe- 
handlung bieten alle Unternehmen die Möglichkeit, 
zwischen Unterbringung in Ein-, Zwei- und/oder 
Mehrbettzimmer zu wählen. In der Krankheitskosten- 
versicherung können die Versicherten auch zwischen 
einer Vielzahl von Selbstbeteüigungstarifen wählen. 
Möglich ist eine Selbstbeteüigung an den Kosten der 
ambulanten Heilbehandlung und der Zahnbehand- 
lung,- die Kosten der stationären Heilbehandlung wer- 
den dagegen immer voll erstattet. 

601 . Die Tarifierung in der PKV erfolgt nach den 
Tarifmerkmalen Eintrittsalter und Geschlecht. Dar- 
über hinaus können die Unternehmen durch Risiko- 
zuschläge nach gesundheitüchen Gefährdungen dif- 
ferenzieren. 

602 . Die Grenzen, die der Vertragsfreiheit in der 
PKV gezogen werden, sind nicht auf die aufsichtsbe- 
hördhche Durchsetzung des Einheitlichkeitsgrund- 
satzes durchzuführen, sondern Folge des sozialpoliti- 
schen Ordnungsrahmens. Zu den Beschränkungen 
gehören: 

— die Festlegung alters unabhängiger Tarife, die die 
Versicherten auf Lebenszeit an ein Unternehmen 
bindet und Wettbewerb um die Versichertenbe- 
stände verhindert, 

— die Verhinderung vertikaler Beziehungen zwi- 
schen Versicherern und Anbietern medizinischer 
Leistungen, die Kostensenkungen im Gesund- 
heitssystem ermöglichen würden. 

603 . Eine altersbedingte Beitragsdifferenzierung 
könnte für die älteren Versicherten zu imzumutbar 
höheren Prämien führen und wäre sozialpolitisch 
nicht vertretbar. Versicherungsverträge müssen des- 
halb nüt einem über die Lebenszeit konstanten Bei- 
trag abgeschlossen werden. Da die Heilbehandlungs- 
kosten nüt zunehmendem Alter steigen, bezahlen 
junge Versicherte höhere Beiträge als ihre erwarteten 


Kosten betragen. Die Differenz zwischen Pränüe und 
den durchschnittlichen Kosten wird für Leistungen im 
höheren Alter gespart. Es werden also Rückstellungen 
für die im fortgeschrittenen Alter erwarteten höheren 
Kosten gebüdet. 

Die Alterungsrückstellung bindet den Versicherungs- 
nehmer faktisch auf Lebenszeit an das Versichenmgs- 
unternehmen, da sie bei Vertragskündigung nicht 
ausbezahlt oder übertragen wird. Nach einigen Versi- 
chenmgsjahren ist die neu zu entrichtende Prämie 
wegen des nun höheren Eintrittsalters auch bei sol- 
chen Versicherern höher, die bei gleichem Eintritts- 
alter ein günstigeres Angebot machen. Den Wettbe- 
werb um bereits versicherte Kimden innerhalb der 
PKV gibt es deshalb nur in geringem Umfang. 

604 - Auch kostensenkende vertikale Beziehungen 
zwischen Versicherungsunternehmen und Anbietern 
medizinischer Leistungen können sich im gegenwär- 
tigen Ordnungsrahmen nicht entwickeln. Zu denken 
ist an Versicherungsverträge, bei denen den Versi- 
cherungsnehmern eine Kostenerstattung nur dann 
gewährt wird, wenn diese auf bestimmte, vom Versi- 
cherungsuntemehmen ausgewählte Ärzte und Kran- 
kenhäuser zurückgreifen. Die Versicherungsnehmer 
hätten einen Anreiz, auf die freie Arzt- und Kranken- 
hauswahl zu verzichten, wenn ihnen dafür niedrigere 
Pränüen eingeräumt würden. Die Versicherungs un- 
ternehmen könnten die Prämien vermindern, weü nüt 
den unter Vertrag genommenen Ärzten und Kranken- 
häusern niedrigere Honorare ausgehandelt werden 
könnten. Letztere hätten — gerade bei intensiviertem 
Preiswettbewerb — einen Anreiz solche Verträge zu 
schließen, da sie einen festen Patientenstamm zuge- 
wiesen bekämen. 

605 . Honorarverträge von PKV-Unternehmen mit 
Krankenhäusern und Ärzten wären zwar prinzipiell 
möglich. Honorarverträge mit Krankenhäusern stel- 
len im gegenwärtigen Krankenhausfinanzierungs Sy- 
stem aber keine einzelwirtschaftlich sinnvolle Alter- 
native dar. Für jeden Krankenhausträger ist es wich- 
tig, in den Krankenhausbedarfsplan eines Bundeslan- 
des aufgenommen zu werden, da dieser die Voraus- 
setzung für eine öffentliche Förderung darstellt. Im 
Grundsatz werden dann aUe Investitionskosten von 
der öffentlichen Hand übernommen, so daß nur noch 
die Betriebskosten über den Pflegesatz zu tragen sind 
(duale Krankenhausfinanzierung). Die Aufnahme in 
den Krankenhausbedarfsplan hängt aber davon ab, 
daß mindestens 40 % der Pflegetage eines Kranken- 
hauses von GKV- oder ihnen gleichgestellten Patien- 
ten in Anspruch genommen werden (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 
Krankenhausfinanzierungsgesetz in Verbindung mit 
§ 67 Abgabenordnung). Folglich erhalten reine Pri- 
vatkrankenhäuser keine Förderung. 

606 . Auch die in den USA verbreiteten sogenannten 
Health Maintenance Organisations (HMO), die Sach- 
leistungen zu einem für alle Versicherten einheitli- 
chen jährlichen Festbetrag erbringen, können sich 
nicht entwickeln. Bei HMOs werden Ärzte an den 
erzielten Überschüssen des Unternehmens beteüigt. 
Die Ärzte können dabei rechtlich unselbständige Mit- 
arbeiter der HMO sein oder rechtÜch selbständig blei- 
ben. HMOs könnten zu einer kostengünstigeren Ver- 
sorgung mit Gesundheitsleistungen führen, weü die 
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beteiligten Ärzte ein Interesse haben, alle erforderli- 
chen Gesundheitsleistungen zu möglichst geringen 
Kosten zu erbringen, insbesondere aber die Inan- 
spruchneihme fremder Leistungen (Krankenhausauf- 
enthalt, Arzneimittelkonsum) zu reduzieren. Von 
HMOs könnte also insbesondere eine Verringerung 
von Krankenhaus- und Arzneimittelkosten erwartet 
werden. 

607. HMOs scheiden schon allein aufgrund stände s- 
rechüicher Vorschriften aus. Diese lassen nämlich für 
die Erbringung ärztlicher Leistungen im ambulanten 
Sektor als Betriebsform nur die Praxis des freiberuflich 
tätigen niedergelassenen Arztes zu. Unzulässig sind 
Untemehmensformen, bei denen externe Kapitalge- 
ber mit professionellem Management und Ärzten ver- 
schiedener Fachgebiete Zusammenarbeiten. Darüber 
hinaus würden Versicherungsuntemehmen das ver si- 
cherungsauf sichtsrechüiche Verbot versicherungs- 
fremder Geschäfte (§ 7 Abs. 2 VAG) verletzen, wenn 
sie im Rahmen von HMOs selbst Gesundheitsleistun- 
gen anbieten würden. 

608, Honorarverträgen und HMOs stünde mögli- 
cherweise auch die zu geringe Patientendichte von 
privaten Krankenversicherungsuntemehmen gegen- 
über. Die gesetzliche Versicherungspflicht beläßt der 
PKV nur ein relativ kleines Marktsegment. Eine pri- 
vate Krankheitskostenversicherung abschließen dür- 
fen lediglich Angestellte, deren Jahresarbeitsver- 
dienst mehr als 54 000,— DM brutto (1988) beträgt, 
sowie Angehörige freier Berufe, Selbständige und Be- 
amte, Rentner und Studenten. Da sich nicht alle Per- 
sonengruppen als Privatversicherte finanziell besser 
stellen, ist das von der PKV erreichbare Marktseg- 
ment geringer. Ungünstig ist der Wechsel zur PKV für 
Personen mit hohem Eintrittsalter, Familien mit Kin- 
dern, wenn nur ein Ehepartner berufstätig ist, und für 
alle, die nicht gesund sind, weil die privaten Versiche- 
rer dann Risikozuschläge erheben oder bestimmte 
Krankheiten vom Versicherungsschutz ausschließen. 


3.2 Ein Vorschlag zur Deregulierung der 
Versicherungsbedingungen 

609. Die Monopolkommission erkennt an, daß die 
Komplexität des Produktes Versicherungsschutz im 
Massenrisikenbereich erhebliche Informationspro- 
bleme aufwirft. Die Kommission kann sich jedoch 
nicht der Auffassung anschließen, daß dadurch die 
weitgehenden Wettbewerbsbeschränkimgen, wie sie 
durch die gegenwärtige Regulierung verursacht wer- 
den, schon gerechtfertigt wären.25) gezeigt wor- 
den ist, führt die Vereinheitlichung der Grundbedin- 
gungen zu einer Abschwächung der Innovationsdy- 
namik bei Deckungsumfängen und Tarifierungs ver- 
fahren sowie zu einer Verhinderung sinnvoller Ange- 
botsdifferenzierungen. Eine Deregulierung würde die 
Chance bieten, Innovationsprozesse auf dem Bedin- 
gungssektor zu beschleunigen und eine stärkere Dif- 
ferenzierung des Versicherungsschutzes nach den in- 
dividuellen Bedürfnissen der Versicherungsnehmer 
zu schaffen. 


2^) Zum Sonderfall der Privaten Krankenversicherung siehe 
Abschnitt 3.3.2. 


610. Die Monopolkommission schlägt deshalb die 
folgende Deregulierung der Versicherungsbedingun- 
gen vor: 

1. Das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswe- 
sen sollte die Vereinheitlichung derAVB sowohl im 
Industrie- als auch im Massenversicherungsbe- 
reich aufgeben. Die Vertragsgestaltung, insbeson- 
dere aber Deckungsumfang und Risikoaus- 
schlüsse, sollte im Rahmen der versicherungsver- 
tragsrechtiichen Normen dem Wettbewerb über- 
lassen bleiben. Das BAV sollte allerdings das Recht 
erhalten, einzelne Klauseln durch Erlaß als AVB- 
Bestandteil vorschreiben zu können. Solche Pflicht- 
klauseln wären auf einige wenige, als unverzicht- 
bar anzusehende Klauseln zu beschränken, wie 

— gesetzlich vorgeschriebene Mindestdeckungen 
bei Pflichtversicherungen, 

— gesetzlich vorgeschriebene Rücktrittsrechte des 
Versicherungsnehmers vom Vertrag, 

— Bonus-Malus- Systeme mit Übertragbarkeit der 
Schadenfreiheitsrabatte , 

— Informationspflichten gegenüber Versiche- 
rungsnehmern über wesenüiche Vertragsin- 
halte. 

2. Im Massenversicherungsbereich sollte die Auf- 
sichtsbehörde neue AVB auch in Zukunft darauf- 
hin überprüfen, ob sie mit den Normen des WG 
übereinstimmen, darüber hinaus, ob sie die verord- 
neten Pflichtklauseln enthalten (Legalitätskon- 
trolle). Neue Bedingungen sollten einer Vorlage- 
pflicht unterworfen werden, wobei das BAV inner- 
halb einer bestimmten Frist bei Verstößen gegen 
das VVG imd verordnete Pflichtklauseln das Recht 
haben sollte, der Einfühlung neuer Bedingungen 
zu widersprechen. Die Übereinstimmung der Ver- 
träge mit den Normen des AGB-Gesetzes bzw. des 
UWG sollte dagegen der zivilrechtlichen Kontrolle 
durch klagebefugte Verbände und Vertragspart- 
ner bzw. Konkurrenten überlassen bleiben. 

Im Großrisikenbereich ist nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission eine aufsichtsbehördliche Lega- 
litätskontrolle nicht erforderlich. Die bisher beste- 
hende Genehmigungspflicht für AVB sollte ersatz- 
los aufgehoben werden. Die Abgrenzung des 
Großrisiken- vom Massenrisikenbereich könnte 
nach Maßgabe der in der 2. KoordinierungsrichÜi- 
nie Schaden enthaltenen Schwellenwerte gesche- 
hen. 26) 

3. Das Pflichtversicherungsgesetz sollte lediglich die 
zum Schutz geschädigter Dritter erforderliche Min- 
destdeckung vor sehr eiben, darüber hinausge- 
hende Deckungsumfänge jedoch nicht unterbin- 
den. Die Vereinheiüichung der Tarif merkmale 
sollte entfallen. Lediglich das Bonus-Malus-System 
sollte vereinheitlicht bleiben. 


26) Danach gelten als nicht schutzbedürftig gewerbliche Versi- 
cherungsnehmer, die mindestens zwei von drei Bedingun- 
gen erfüllen: Beschäftigtenzahl von mehr als 500, Nettoum- 
satz von mehr als 24 Mio. ECU bzw. Bilanzsumme von mehr 
als 12,4 Mio. ECU. Ab 1. Januar 1993 sind die folgenden 
niedrigen Werte anzuwenden; Beschäftigtenzahl von mehr 
als 250, Nettoumsatz von mehr als 12,8 Mio. ECU und Bi- 
lanzsumme von mehr als 6,2 Mio. ECU. 
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4. Das BAV sollte für den Massenversicherungsbe- 
reich Musterbedingungswerke erstellen, die den 
Versicherungsnehmern von den Versicherern vor 
Vertragsabschluß als Orientienmgshilfe vorzule- 
gen wären. Abweichungen von dem Musterbedin- 
gungswerk wären innerhalb der versicherungsver- 
tragsrechtlichen Normen aber jederzeit möghch. 
Jeder Versicherer könnte abweichende Bedingun- 
gen anbieten; er hätte ledighch die Musterbedin- 
gungen des BAV mitvorzulegen und auf die Ab- 
weichungen ausdrückhch hinzuweisen. Die Versi- 
cherungsnehmer hätten die Freiheit, entweder 
Versicherungsschutz nach den Musterbedingun- 
gen des BAV abzuschheßen oder aber nach ihrem 
individuellen Versicherungsbedarf besser ange- 
paßten Vertragsangeboten zu suchen. 

Bei nicht schutzbedürftigen größeren gewerbh- 
chen Versicherungsnehmern kann nach Auffas- 
sung der Monopolkommission auf Musterbedin- 
gungswerke des BAV verzichtet werden. 

5. Eine kollektive Bedingungspolitik über die Fach- 
verbände, etwa zur Vereinheitiichung von Prä- 
mienanpassungsklauseln oder Tarif merkmalen 
oder zur Entwicklimg neuer Versicherungspro- 
dukte, sollte nicht länger kartellrechtlich durch 
eine Freistellung im Rahmen des § 102 GWB privi- 
hgiert werden. Die Empfehlung und gemeinsame 
Anwendung einheitiicher Bedingungen fiele dann 
in den Anwendungsbereich des § 1 GWB. Nicht 
unter das Kartellverbot fiele auch nach Aufhebung 
des § 102 GWB die statistische Zusammenarbeit 
und die gemeinsame Schadenursachenforschung 
auf Verbandsebene. 

61 1 . Wie auch der internationale Vergleich erwarten 
läßt, 27) würde die vorgeschlagene Deregulierung, ins- 
besondere die Aufgabe des Einheitlichkeitsgrundsat- 
zes, zu einer Intensivierung des Innovations- und Be- 
ding ungswettbewerbs führen. Der Wettbewerb würde 
gleichermaßen Deckungsumfänge, Selbstbehalte, Ta- 
rifmerkmale und Prämienanpassungsklauseln umfas- 
sen, soweit dem nicht Pflichtklauseln entgegenste- 
hen. 

— Die Nachfrage nach neuen Deckungsformen 
würde schneller befriedigt werden können. Diffe- 
renzierte Deckungsumfänge würden in verstärk- 
tem Maße angeboten werden. Das Angebot an 
Versicherungsschutz würde insgesamt stärker an 
die Bedürfnisse der Versicherungsnehmer ange- 
paßt. 

— Jene Tarifsysteme, die zu einer risikoadäquaten 
Tarifierung der Risiken führen, würden sich 
schneller durchsetzen. Die Schadenverhinde- 
rungs- und Schadenminderungsanreize der Versi- 
cherten wären größer, das Problem des morah- 
schen Risikos geringer. Wettbewerbsverzerrungen 
durch negative Risikoauslese würden behoben. 

— Jene Prämienanpassungsklauseln würden sich 
durchsetzen, die eine angemessene Risikovertei- 
lung zwischen Versicherer und Versicherten bie- 
ten. 


2’) Vgl Abschnitt 3.5. 


612. Die Dereguhening der Versicherungsbedin- 
gungen würde zu einer weiteren Öffnung des Inlands- 
marktes für Versicherer aus anderen EG-Mitglied- 
staaten führen. Auch solche Versicherer, deren Zu- 
sammenarbeit mit inländischen Maklern nach dem 
EuGH-Urteü als „ständige Präsenz" zu werten ist, 
könnten ihre Bedingungen frei gestalten. Als Voraus- 
setzung bhebe, daß die Versicherungsverträge nicht 
im Widerspruch zu deutschem Recht (VVG, AGBG, 
Pfhchtversicherungsgesetze, vom BVA erlassene 
Pfhchtklauseln) ständen. 

613. Es käme darüber hinaus zu einem Wettbewerb 
der Vertriebsformen, in dem sich die kostengünstigste 
durchsetzen könnte. Das gegenwärtige System der 
firmengebundenen Versicherungsvertreter würde 
möglicherweise, weil es kostenintensiver und den In- 
formationsbedürfnissen der Nachfrager weniger an- 
gepaßt ist als andere Vertriebssysteme, an Bedeutung 
vertieren. Wo auch freier Bedingungs Wettbewerb nur 
zu einer geringen Heterogenisierung der Produkte 
führte, bestünde nur ein geringer Beratungsbedarf. 
Dort würden sich vermutlich als kostengünstigste 
Vertriebswege Direktvertriebswege durchsetzen, bei 
denen der Kontakt zum Kunden auf dem Korrespon- 
denzweg, in Geschäftslokalen des Versicheningsun- 
temehmens oder abs atz vermittelnden Instituten her- 
gestellt wird. Wo freier Bedingungs Wettbewerb dage- 
gen zu einer hohen Bedingungsvielfalt führte oder wo 
weitreichende wirtschaftliche Konsequenzen mit dem 
Abschluß einer Versicherung verbunden sind, ent- 
stünde ein erheblicher Beratungsbedarf. Policen wür- 
den dann vermutlich auch im Massenrisikengeschäft 
über unabhängige Makler vertrieben werden, die mit 
mehreren Versicherungsunternehmen Zusammenar- 
beiten. Unabhängige Makler könnten Gesamtpakete 
mit Risikodeckungen unterschiedlicher Versiche- 
nmgsunternehmen zusammenstellen und für die je- 
weiligen Teildeckungen den billigsten Anbieter aus- 
suchen. Im Ergebnis würde die Stellung der Versi- 
cherten gegenüber den Versicherungsuntemehmen 
gestärkt werden. 


3.3 Zu den sozialpolitischen Grenzen einer 

Deregulierung der Versicherungsbedingungen 

3.3.1 Kfz-Haftpflichtversicherung 

614. Gegen eine Deregulierung der Tarif Struktur in 
der Kfz-Haftpflichtversicherung sind sozialpolitische 
Bedenken vorgebracht worden. Die Regulierung der 
Tarif Struktur wird für unverzichtbar gehalten, weü bei 
freier Gestaltbarkeit der Tarifstruktur risikoadäquate 
Prämien für bestimmte Versicheningsgruppen unak- 
zeptabel hoch wären und damit der Kontrahierungs- 
zwang (§ 5 PflVersG) unterlaufen werden würde. Die 
Kontrolle der Tarifstruktur in Verbindung mit dem 
Kontrahierungszwang wird also letztlich auch damit 
begründet, daß schlechte Risiken subventioniert wer- 
den müßten. 

615. Nach Auffassung der Monopolkommission ist 
ein allgemeiner Kontrahierungszwang nicht erforder- 
lich. Ergebnis einer risikogerechten Tarifierung der 
schlechten Risiken wäre zwar, daß es beispielsweise 
kurz nach Erhalt des Führerscheins schwierig werden 
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würde, einen Sportwagen zu einer erschwinglichen 
Prämie zu versichern. Daß kurz nach Erhalt des Füh- 
rerscheins nur weniger leistungsstarke Autos zu Prä- 
mien versichert werden können, welche für einen 
Durchschnittsverdiener nicht prohibitiv teuer sind, 
spricht nicht gegen eine Aufhebung der Regulierung 
der Tarif Struktur und des Kontrahierungszwangs. Von 
einer risikogerechteren Tarifierung würden vielmehr 
stärkere Anreize zu einer Verringerung der Unfall- 
häufigkeit und Schadenshöhe ausgehen. 

616. Wenn der Gesetzgeber der Auffassung ist, daß 
schlechte Risiken nicht ihre risikogerechte Prämie 
zahlen, also von den guten Risiken subventioniert 
werden sollten, dann könnte dies ohne Wettbewerbs- 
verzerrungen im Rahmen einer Auffanggesellschaft 
für nicht versicherbare Risiken geschehen, wie es sie 
auch in den USA gibt (sogenannte „Assigned Risk 
Pools"). Möglich wäre es auch, die Risiken, welche 
nur schwer eine Versicherung finden, gleichmäßig 
entsprechend dem Marktanteü auf alle Unternehmen 
aufzuteilen. Im Ergebnis sieht die Monopolkommis- 
sion keine Gründe, die aus sozialpolitischer Sicht ge- 
gen eine Aufhebung der Bedingungskontrolle in der 
Kfz-Haftpfhchtversicherimg sprechen könnten. 


3.3.2 Private Krankenversicherung 

61 7. Zu einer anderen Würdigung kommt die Mono- 
polkommission dagegen bei der Privaten Krankenver- 
sicherung. Solange PKV-Verträge faktisch auf Le- 
benszeit abgeschlossen werden, weil ein Wechsel bei 
fortgeschrittener Vertragslaufzeit mit erheblichen 
wirtschaftlichen Nachteilen verbunden ist, erscheint 
eine Aufhebung der aufsichtsbehördhchen Bedin- 
gungskontroUe nicht sinnvoll. Die Ausbezahlung des 
Deckimgskapitals bei Vertragskündigung wäre keine 
sinnvolle Alternative, weil eine Marktinstabilität 
durch negative Auslese entstehen könnte. Solange 
schlechte Risiken, z. B. Versicherte mit Erkrankun- 
gen, bei Neuversicherung mit einem Prämienauf- 
schlag versichert werden, kann die Wechselmöglich- 
keit nur von guten Risiken wahrgenommen werden. 
Der Bestand teurer Unternehmen würde sich durch 
Abwanderung der guten Risiken verschlechtern. Die 
Prämien müßten angehoben werden, was zu weiteren 
Abwanderungen führen würde. Der Effekt könnte 
sich bis zur Zahlungsunfähigkeit fortsetzen. Wenn das 
Deckungskapital aber nicht ausbezahlt werden kann 
und die Versicherten deswegen lebenslang an einem 
Versicherer gebunden sind, sollte die aufsichtsbe- 
hördhche BedingimgskontroUe beibehalten werden. 
Dies ist insbesondere deswegen erforderlich, weil sich 
die Rahmenbedingungen des Gesundheitssystems 
ändern können und dann in bestehende Verträge ein- 
gegriffen werden muß. 

61 8 . Die Monopolkommission schlägt allerdings vor, 
staatiiche Regulierungen zu überprüfen, die die Ent- 
stehung vertikaler Beziehungen zwischen Versiche- 
rern und Anbietern medizinischer Leistungen verhin- 
dern. Insbesondere Health Maintenance Organiza- 
tions könnten die Wirtschaftlichkeitsanreize von Ver- 
sicherten und Anbietern medizinischer Leistungen 
stärken imd zur Kostendämpfung im Gesimdheits we- 
sen beitragen. Standesrechtliche Vorschriften, die die 


Beschäftigung angestellter Ärzte in HMOs unterbin- 
den, sollten aufgehoben werden. Das Verbot versiche- 
rungsfremder Geschäfte (§ 7 Abs. 2 VAG) sollte einer 
Gründung von HMOs durch Unternehmen der Priva- 
ten Krankenversicherung nicht entgegenstehen. 


3.4 Zu den Argumenten gegen eine Deregulierung 
der Versicherungsbedingungen 

3.4.1 Erhöhung der Marktintransparenz 

619. Eine Beibehaltung der AVB-Standardisierung 
und kooperativen Produktentwicklung zum Schutze 
großer gewerblicher Versicherungsnehmer wird von 
keiner Seite mehr gefordert. Hinsichtlich der Schutz- 
bedürftigkeit der Versicherungsnehmer im Großrisi- 
kenbereich besteht — im Gegensatz zum Massenrisi- 
kenbereich — weitgehend Übereinstimmung. Grö- 
ßere gewerbliche Nachfrager sind selbst in der Lage, 
die angebotenen Deckungsumfänge auf ihre Vorteil- 
haftigkeit zu überprüfen. Sie verfügen oft über Fach- 
leute in eigenen „risk management "-Abteilungen. 

Im Großrisikenbereich, wo eine große Bedingungs- 
vielfalt herrscht, sind im Vermittlungsgeschäft in ho- 
hem Maße unabhängige Makler an die Stelle von 
Exklusivvertretern getreten. Diese Makler bieten ein 
umfassendes Dienstleistungsangebot an, das Risiko- 
analyse, Vertragsgestaltung und Pleizienmg der Ver- 
träge, Vereinbarung der Prämie, laufende Anpassung 
des Versicherungsschutzes an veränderte Risiko- und 
Marktverhältnisse sowie die Schadenreguheiung um- 
faßt. Teilweise haben die Unternehmen auch eigene 
firmenverbunde Vermittlungsgesellschaften (captive 
broker) gegründet, die die komplizierten betriebli- 
chen Zusammenhänge und Fertigungs Vorgänge, die 
für die Gestaltung des Versicherungsschutzes von Be- 
deutung sind, besser als Außenstehende übersehen 
können. 

620. Im Gegensatz zum BAV hält die Versicherungs- 
wirtschaft aber eine Mindeststandardisierung der Be- 
dingungen und damit eine aufsichtsbehördhche Ge- 
nehmigungs- oder Vorlagepflicht und eine verbandli- 
che Kooperation weiter für erforderlich. Die dafür vor- 
gebrachten Argumente beziehen sich jedoch weniger 
auf den Schutz großer gewerbücher Versicherungs- 
nehmer vor intransparentem Angebot als vielmehr auf 
den Insolvenzschutz und werden deshalb unter Ab- 
schnitt 3.4.3 behandelt. 

621. Für den Massenrisikenbereich werden staatli- 
che Bedingungsaufsicht imd die Praxis kooperativer 
Produktentwicklung von Bundesaufsichtsamt und 
Versicherungs Wirtschaft vor allem mit dem Argument 
verteidigt, freier Bedingungswettbewerb bringe eine 
unüberschaubare Produktvielfalt hervor. Die Versi- 
cherimgsnehmer wären nicht in der Lage, sich vor 
Vertragsabschluß hinreichend zu informieren. Im 
Versicherungsfall müßten sie dann feststellen, deiß sie 
— etwa weil sie Ausschlußklauseln übersehen ha- 
ben — einen unzureichenden Versicherungsschutz 
abgeschlossen haben. Freier Bedingungswettbewerb 
müßte wegen der Intransparenz des heterogenen Pro- 
duktangebots zu einem höheren Preisniveau führen. 
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622. Auch die Monopolkommission verkennt nicht 
die den Versicherungsmarkt kennzeichnenden Infor- 
mationsprobleme. Sie ist im Gegensatz zur Versiche- 
rungswirtschaft und zum BAV aber der Auffassung, 
daß unverbindliche Musterbedingungen des BAV ei- 
nen besseren Verbraucherschutz darstellen: Jene 
Versicherungsnehmer, die sich nicht eingehender mit 
ihrem individuellen Versicherungsbedarf und den an- 
gebotenen Deckimgsangeboten befassen möchten, 
könnten sich zu den Musterbedingungen des BAV 
versichern. Die anderen Versicherungsnehmer hätten 
die Freiheit, nach Vertragsangeboten zu suchen, die 
auf ihren individuellen Versicherungsbedarf besser 
ab gestimmt sind. Sie hätten dabei insbesondere die 
Möghchkeit, in Abweichung von den Musterbedin- 
gungen zusätzhche Risikoausschlüsse bzw. -ein- 
schlüsse zu vereinbaren. Die Versicherer könnten frei 
von den Musterbedingungen abweichen. Da sie ver- 
pflichtet wären, den Versichenmgsnehmem die Mu- 
sterbedingungen des BAV vorzulegen und auf Abwei- 
chungen davon exphzit hinzuweisen, würde die 
Markttransparenz allein schon dadurch hinreichend 
gewährleistet. 

623. Die Monopolkommission hält im übrigen die 
Argumentation nicht für überzeugend, daß die Frei- 
heit zur Abweichung von den Musterbedingungen 
des BAV eine unüberschaubare Produktvielfalt nach 
sich ziehen müsse. Richtig ist zwar, daß private Versi- 
cherungsnehmer in aller Regel Versichenmgspro- 
dukte in ihrer Komplexität nur unzureichend zu erfas- 
sen vermögen. Dies rechtfertigt jedoch nicht die weit- 
gehende Beschränkung des Bedingungswettbewerbs 
durch die Vereinheitiichung von Deckungsumfang, 
Tarifmerkmalen und Prämienanpassungsklauseln. 


(1) Vereinheitiichung des Deckimgsumfanges 

624. Die Argumentation von BAV und Versiche- 
rungswirtschaft ist aus mehreren Gründen wenig 
überzeugend: 

— Neben Differenzierungstendenzen ergeben sich 
bei freiem Bedingungswettbewerb auch Standar- 
disieruhgstendenzen, die einer allzu weitgehen- 
den Hetero genisierung entgegenwirken. Die Stan- 
dardisierungstendenzen dürften in den meisten 
Massenversicherungssparten überwiegen. 

— Für die Sparten mit großer Bedingungsvielfalt und 
hohem Informationsbedarf der Versicherungsneh- 
mer entwickeln sich funktionsfähige Makler- 
märkte. 

— „ Mogelpackungen “ sind aus der Sicht eines Versi- 
cherungsuntemehmens im übrigen wenig sinn- 
voll, weil sie langfristig positive Quahtätserwar- 
tungen seiner Kunden zerstören und zu Marktan- 
teilsverlusten führen. 


a) Standardisierungstendenzen 

625. Die Tendenz zu einer steigenden Produktviel- 
falt bei freiem Bedingungswettbewerb resultiert ei- 
nerseits aus dem Bedürfnis der Versicherungsnehmer 
nach individuell angepaßtem Versicherungsschutz, 


andererseits aus dem Interesse der Versicherungsun- 
temehmen, sich durch Produktdifferenzierung Preis- 
erhöhungsspielräume zu erschheßen. Sowohl auf 
Nachfrager- als auch auf Anbieterseite wirken dem 
jedoch gegenläufige Tendenzen entgegen. Auf Nach- 
fragerseite schwächen die zunehmenden Informa- 
tionskosten die Bereitschaft, in Abweichung von den 
Musterbedingungen des BAV nach einer möglicher- 
weise individuell vorteilhafteren Produktvariante zu 
suchen. Auf Anbieterseite begrenzen der zuneh- 
mende Vertriebs- und Beratungsaufwand sowie die 
kalkulationstechnischen Nachteile aus der Zersptitte- 
rung der Versichertenbestände die Neigung, das An- 
gebot weiter zu differenzieren. So entstehen Grenzen 
für die Auffächerung des Produktangebots. Mit einer 
unübersehbaren Produktvielfalt ist jedenfalls nach 
Auffassung der Monopolkommission nicht zu rech- 
nen. 


b) Informationsmärkte 

626. Dort wo die Versicherungsprodukte relativ 
standardisiert bleiben, was in den meisten Sparten der 
Fall sein wird, kann der Beratungsbedarf der Versi- 
cherungsnehmer vorrangig über die Leistungsverglei- 
che in Wirtschafts- und Verbrauchermagazinen ge- 
decktwerden. Wo sich die Versicherungsprodukte im 
Einzelfall stärker differenzieren, werden sich zuneh- 
mend unabhängige Maklerunternehmen um private 
Versicherungsnehmer bemühen. Wegen der Verein- 
heitiichimg der Versicherungsbedingungen bestehen 
im Massengeschäft für unabhängige Makler bisher 
kaum Betätigungsfelder. Das vorhandene Beratungs- 
potential würde sich bei einer Dereguherung der Ver- 
sicherungsbedingungen vergrößern und auch in den 
Bereich kleingewerbhcher und privater Risiken ex- 
pandieren. Unabhängige Makler werden die Position 
der Versicherungskunden gegenüber den Versiche- 
rungsunternehmen stärken und einen vermehrten 
Wettbewerbsdruck von der Nachfragerseite auslösen, 
da sie aufgrund ihrer Marktübersicht den geeigneten 
Versicherungsschutz und den preiswertesten Versi- 
cherer für ihre Kunden auswählen könnten. 

627. Die Gefahr, daß auch unqualifizierte Makler 
sich im Vermittlungsgeschäft betätigen werden, ist 
zwar nicht von der Hand zu weisen, da sich jedermann 
ohne jeghchen Quahfikationsnachweis eds Versiche- 
rungsmakler betätigen kann. Der Markt entwickelt 
aber leistungsfähige Selbstreguherungsmechanis- 
men, die diesem Problem entgegenwirken. So hat der 
Verein Deutscher Versicherungsmakler (VDVM) für 
seine Mitgheder bestimmte Mindestanforderungen 
an die Qucdifikation formuhert. Außerdem müssen 
VDVM- Makler zum Schutz des Kunden eine Vermö- 
gensschadens -Haftpflichtversicherung mit einer Min- 
destdeckungssumme von derzeit 500 000 DM ab- 
schheßen. Versicherungsnehmer, die sich nicht auf 
ihre eigene Einschätzung der Kompetenz eines Mak- 
lers verlassen wollen, können sich an solche Makler 
wenden, die sich im Rahmen von Verbänden einer 
Selbstreguherung unterziehen. 

628. Das Argument, die Einschaltung unabhängiger 
Makler erhöhe die Kosten des Versicherungsschutzes 
ist allenfalls kurzfristig stichhaltig. Schon mittelfristig 
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werden die Versicherungsuntemehmen gezwungen, 
ihre Vertriebsapparate zu straffen und zu rationalisie- 
ren. Im Wettbewerb unterschiedhcher Vertriebssy- 
steme werden sich unabhängige Makler gegenüber 
den traditionellen Exklusivvertretern nur dann durch- 
setzen können, wenn eine Substitution der Vertriebs- 
wege die gesamten Kosten des Versicherungsschut- 
zes vermindern würde, also im Interesse der Verbrau- 
cher läge. Eine zusätzhche Intensivierung des Ver- 
trieb swettbewerbs könnte im übrigen durch eine Auf- 
hebung des aufsichtsbehördlichen Provisionsabgabe- 
verbots^^) bewirkt werden. Unabhängige Makler 
könnten dann in einen direkten Pr eis Wettbewerb mit 
anderen Absatzwegen eines Versicherers ein treten, 
woraus sich zusätzhche Preissenkungstendenzen er- 
geben würden. 


c) Oualitätserwartungen 

629 . Dort wo sich die Inanspruchnahme unabhängi- 
ger Makler für private Versicherungsnehmer nicht 
lohnt, weil die Vertragsdauer kurz und die Beitrags- 
belastung gering ist, werden diese sich vermutiich 
vorrangig zu den Musterbedingungen des BAV versi- 
chern. Daß Versicherimgsnehmer im Einzelfall auf die 
vordergründige Attraktivität bilhger „Mogelpackun- 
gen" hereinfallen könnten, obwohl sie exphzit auf 
Abweichungen von den Musterbedingungen des 
BAV hingewiesen wurden, ist zwar nicht gänzÜch 
auszuschheßen. Ein strukturelles Problem kann die 
Monopolkommission aber nicht erkennen, weil Unter- 
nehmen im allgemeinen einen Anreiz haben, positive 
Qualitätserwartungen bei ihren Kunden aufzubauen 
und zu erhalten. Positive Quahtätserwartungen stabi- 
hsieren Vertragsbeziehungen, weil sie Kündigungen 
verhindern, und sie führen zu neuen Vertragsbezie- 
hungen, weil sie neue Kunden anlocken oder alte 
Kunden zum Abschluß weiterer Versicherungen ver- 
anlassen. 


(2) Vereinheithchung der Tarifmerkmale 

630 - Wenig überzeugend ist nach Auffassung der 
Monopolkommission auch das Argument, die Tarif Sy- 
steme müßten aus Gründen der Markttransparenz 
vereinheitlicht werden. Transparenzgründe sprechen 
ledighch für die Vereinheithchung der Bonus- Malus- 
Systeme. 

631 . Unternehmen werden ihre Tarifsysteme auch 
im Wettbewerb nicht zu stark differenzieren, ln den 
einzelnen Risikoklassen muß eine ausreichende An- 
zahl von Schäden zu beobachten sein, und die Unter- 
schiede in den Schadenerwartungswerten der einzel- 
nen Klassen müssen signifikant sein. Grenzen erzeu- 
gen auch die mit einer weitgehenderen Prämiendiffe- 
renzierung nach Risikomerkmalen verbundenen Ko- 
sten: Eine Verfeinerung des Tarif Systems verursacht 
zusätzhche Entwicklungskosten und die Anwendung 
differenzierterer Tarif Systeme verursacht einen höhe- 


28) § 81 Abs. 2 Satz 3 VAG in 'Verbindung mit der Verordnung 
über das Verbot von Sondervergütungen und Begünsti- 
gungsverträgen in der Schadenversicherung. 


ren Verwaltungsaufwand bei der Einstufung der Ver- 
sicherungsnehmer. 

632 . Möghcherweise steht einer weitgehenderen 
Prämiendifferenzierung nach Risikomerkmalen schon 
das deutsche Obhegenheitsrecht entgegen. Prämien- 
differenzierungen nach Risikomerkmalen bieten den 
Kunden einen Anreiz, sich unter Verletzung ihrer ver- 
traghchen Obhegenheiten in einer günstigeren Risi- 
koklasse zu plazieren: durch Verletzung der vorver- 
traghchen Anzeigepfhcht über gefahrenerhebhche 
Umstände oder durch Verletzung der Anzeigepfhcht 
bei Gefahrenerhöhungen. Feinere Risikoklassifizie- 
rungen können deshalb nur dann vorgenommen wer- 
den, wenn strenge Sanktionen für Obhegenheitsver- 
letzungen vereinbart werden können. Dies ist nach 
dem WG aber nur mit Einschränkungen möghch. 
Der Versicherungsnehmer verhert seinen Anspruch 
auf die Versicherungsleistung nur dann, wenn er 
schuldhaft die Obhegenheitsverletzung begangen hat 
und zwischen Obhegenheitsverletzung und Eintritt 
des Versicherungsfahes bzw. Umfang der Versiche- 
rungsleistung ein kausaler Zusammenhang besteht. 

633 . Soweit die Unternehmen unterschiedhche Ta- 
rifsysteme verwenden, resultiert hieraus für die Nach- 
frager kein besonderes Transparenzproblem. Den 
Verbraucher interessiert ledighch die I^ämie (abzüg- 
hch etwaiger Rückerstattungen), die er für einen ge- 
gebenen Deckungsumfang zu bezahlen hat, nicht 
seine Einstufung nach Tarifmerkmalen.29) Brauchen 
sich Versicherungsnehmer aber nur an den Prämien 
(und Rückerstattungen) zu orientieren, wird sich im 
Wettbewerb jenes Tarif System durchsetzen können, 
das zu risikoadäquaten Prämien führt. Einheithche 
Tarifsysteme sind dann Ergebnis von Wettbewerb und 
nicht — wie BAV und Versicherungs Wirtschaft mei- 
nen — Voraussetzung von Wettbewerb. 


(3) Vereinheithchung der 

Prämienanpassungsklauseln 

634 . Auch die Notwendigkeit einer Vereinheith- 
chung von Prämienanpassungsklauseln aus Transpa- 
renzgründen vermag nicht zu überzeugen. Bei freiem 
Bedingungswettbewerb ist zwar nicht auszuschhe- 
ßen, daß die Versicherer unterschiedhche Prämienan- 
passungsklauseln benutzen. Manche Unternehmen 
mögen möghcherweise auch auf solche Klauseln ver- 
zichten und möghchen Änderungen der Gefahren- 
lage begegnen, indem sie mit höheren Sicherheitszu- 
schlägen in der Prämie kalkuheren oder indem sie nur 
kurze Vertragslaufzeiten vereinbaren. ^ ö) Ein größeres 
Transparenzproblem kann die Monopolkommission 
aber nicht erkennen. Die Versicherungsnehmer kön- 
nen sich an der in den Musterbedingungen des BAV 
vorgeschlagenen Regelung orientieren.^^) Ein auftre- 
tender Informationsbedarf würde sicherlich auch 
durch Wirtschafts- und Verbrauchermagazine befrie- 


29) Lediglich bei der Bonus-Malus-Tarifierung ist Kenntnis und 
Dokumentierung der Schadenfreiheits-Klasse des Versi- 
cherten wichtig, da ihm diese bei einem Wechsel des Versi- 
cherers zu einer gleichgünstigen Klassifizienmg verhilft. 

90) Vgl. dazu auch Abschnitt 4.4.1. 

91) Denkbar wäre auch, daß die Musterbedingungen alterna- 
tive Lösungen empfehlen. 
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digt werden. Bei langfristigen vertraglichen Bindun- 
gen mit hoher Beitragsbelastung würden darüber hin- 
aus auch unabhängige Makler konsultiert werden. 


3.4.2 Anstieg des Konzentrationsniveaus 

635. Nach einem weiteren Argument, das für Mas- 
sen- und Industrieversicherungen gleichermaßen vor- 
gebracht wird, wären kleinere Versicherungsimter- 
nehmen gar nicht in der Lage, eigenständig Versiche- 
rungsprodukte zu entwickeln oder Tarif Systeme zu 
konzipieren. Das gegenwärtige System einer koope- 
rativen Entwicklung von Versicherungsprodukten 
und Tarifstrukturen erhalte deshalb auch eine wettbe- 
werbspolitisch positiv zu wertende Vielzahl kleiner 
Versicherungsimtemehmen. Bei freiem Bedingungs- 
wettbewerb käme es zu Marktaustritten, Bestands- 
übertragungen und Unternehmenszusammenschlüs- 
sen, damit zu einem Anstieg des Konzentrations- 
niveaus. 


(1) Entwicklung von Versicherungsprodukten 

636. Die Entwicklung eines neuen Versicherungs- 
produktes erfordert die Beachtung einer Vielzahl von 
gesetzlichen Bestimmungen, aufsichtsbehördlichen 
Auflagen, gerichtlichen Entscheidungen und Markt- 
charakteristika. Nach Auffassung der Versicherungs- 
wirtschaft verfügen nur die größten Unternehmen 
über diese Informationen und das Know-how zu ihrer 
Umsetzung in Produktinnovationen. 

637. Nach Auffassung der Monopolkommission 
kann dies keine Begründung für eine kollektive Pro- 
duktentwicklung auf Verbandsebene unter Einschal- 
tung des BAV sein. Kleinere Versicherungsuntemeh- 
men, die nicht über hinreichende Ressourcen verfü- 
gen, um die notwendigen Informationen zu erstellen 
und zu verarbeiten, müßten deswegen nicht notwen- 
digerweise vom Markt verschwinden. Sie könnten bei 
der Entwicklung neuer Versicherungsprodukte Zu- 
sammenarbeiten. Da sie dabei nicht in einem poten- 
tiellen Wettbewerbsverhältnis zueinander stünden, 
fiele die Zusammenarbeit nicht in den Anwendungs- 
bereich des § 1 GWB (Anwendbarkeit des Arbeits- 
gemeinschaftsgedankens). Kleinere Unternehmen 
könnten ihre Bedingungs werke an diejenigen der 
größeren Unternehmen anlehnen. Schtießlich hätten 
kleinere Versicherungsuntemehmen nach einer Auf- 
hebung der kollektiven Produktentwicklung die Mög- 
lichkeit, sich mit maßgeschneiderten Deckungsange- 
boten auf kleinere Marktsegmente zu spezialisieren, 
eine Möglichkeit, die ihnen unter der gegenwärtigen 
Bedingungsaufsicht verbaut ist. 


(2) Entwicklung von Tarif Systemen 

638. Die Konzeption eines Tarif Systems erfordert 
eine umfassende Kenntnis der Schadenhäufigkeiten 
in der Vergangenheit sowie der die Schadenwahr- 
scheinlichkeiten möglicherweise beeinflussenden 
Gefahrenmerkmale. Die meisten Unternehmen wären 
vermutlich auch überfordert, die für die Entwicklung 


von Tarif Strukturen erforderlichen Informationen 
selbst zu erstellen. Nach Auffassung der Monopol- 
kommission fällt diese „Grundlagenforschung" — die 
statistische Zusammenarbeit sowie die gemeinsame 
Schadenursachenforschung — nicht in den Anwen- 
dungsbereich des § 1 GWB und bedarf deshalb auch 
keiner besonderen Freistellung. In den Anwendungs- 
bereich des § 1 GWB fällt dagegen die Empfehlung 
der anzu wendenden Tarif merkmale. Dafür besteht 
nach Auffassung der Kommission allerdings auch kein 
Freistellungsbedarf. Die Versichenmgsuntemehmen 
sollten in der Regel selbst in der Lage sein, über ihre 
Tarif merkmale zu entscheiden. Kleinere Unterneh- 
men, die bei der Erarbeitung eines Tarifierungsver- 
fahrens überfordert wären, könnten auch ohne Verlet- 
zung des § 1 GWB (Arbeitsgemeinschaftsgedanke) 
miteinander kooperieren. Kleinere Versicherer könn- 
ten ihre Tarifierung überdies auch an derjenigen der 
größeren Unternehmen orientieren. 


3.4.3 Anstieg der Insolvenzgefahr 

639- Versicherungsmärkte sind nach Auffassung 
von BAV und Versicherungswirtschaft durch eine 
Tendenz zu nicht- kostendeckenden Prämien gekenn- 
zeichnet. Dies begründe die Notwendigkeit einer auf- 
sichtsbehördlichen Tarif kon trolle bzw. verbandlicher 
Prämienempfehlungen. Die Aufsichtsbehörde könnte 
Mindestprämien und die Verbände könnten Prämien- 
empfehlungen aber nur dann festlegen, wenn die 
Deckungsumfänge der Produkte der einzelnen Unter- 
nehmen und die Tarif merkmale nicht allzu weit von- 
einander abwichen. Beschränkungen des Pränüen- 
wettbewerbs durch Tarif auf sicht und Tarif empfehlun- 
gen setzten deshalb immer auch eine gewisse Min- 
deststandardisierung der AVB im Rahmen der auf- 
sichtsbehördhchen Bedingungskontrolle und/oder 
kooperativer Aktivitäten der Verbände voraus. Im 
Großrisikenbereich dürfte dies sogar die ausschließli- 
che Begründung für die Beschränkung des Bedin- 
gungswettbewerbs sein, zumal sich hier mit dem 
Schutz unwissender Versicherungsnehmer nicht ar- 
gumentieren läßt. 

640- Diese Argumentation geht, wie noch zu zeigen 
sein wird, von falschen Prämissen aus.32) Nach Auffas- 
sung der Monopolkommission gibt es für eine auf- 
sichtsbehördhche Tarifkontrolle wie für Bruttoprämie- 
nempfehlungen der Verbände keine überzeugende 
Rechtfertigung. Der These einer Tendenz zu nicht 
kostendeckenden Prämien kann nicht gefolgt wer- 
den. Vor dem normalen Insolvenzrisiko können die 
Versicherungsnehmer nnt geringeren volkswirt- 
schaftiichen Nachteilen durch die Solvabilitätskon- 
trolle und einen Konkurssicherungsfonds geschützt 
werden. Wenn sich aufsichtsbehördhche Prämienkon- 
trollen und Brutto- Prämienempfehlungen der Ver- 
bände nicht rechtfertigen lassen, entfällt auch die 
Notwendigkeit einer aufsichtsbehördlichen AVB- 
Standardisierung. 

641 . Eine statistische Zusammenarbeit der Versiche- 
rer auf Verbandsebene fiele nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission nicht in den Anwendungsbereich 


32) Vgl. dazu Abschnitt 4.4,1. 
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des § 1 GWB.33) Die Erstellung von Branchenstatisti- 
ken setzt ebenfalls eine gewisse Standardisierung 
voraus. Es dürfte jedoch ausreichen, wenn die Bau- 
steine, aus denen sich der Deckungsumfang eines 
Versicherungsprodukts ergibt, einheiüich definiert 
werden. Keinesfalls sollten Gesamtprodukte für die 
Staüstik vorgegeben werden. 

642. Ebenfalls aus Insolvenzschutzerwägungen ge- 
nehmigt das BAV keine unbegrenzten Deckungszusa- 
gen (Hlimite-Deckungen), etwa in der Privat- oder 
Kfz-Haftpflichtversicherung. Sie könnten nach Auf- 
fassung des Amtes die ständige Erfüllbarkeit der Ver- 
träge gefährden. Das Amt übersieht dabei, daß Versi- 
cherer durch Rückversicherungen ihr Risiko mindern 
können, durch einen dramatischen Versicherungsfall 
insolvent zu werden. Im übrigen wird der Markt von 
selbst die Deckungssummen begrenzen, wenn für hö- 
here Deckungssummen nur zu steigenden Kosten 
Rückversicherungsschutz zu erhalten ist und Prä- 
mienaufschläge für höhere Deckungssummen für po- 
tentielle Versicherungsnehmer nicht mehr tragbar 
werden. 


3.5 Produktvielfalt und Markttransparenz auf 
weniger regulierten Märkten 

643. Frankreich, Großbritannien und — mit Ein- 
schränkungen — die USA sind Länder, in denen der 
Bedingungswettbewerb auf Versicherungsmärkten in 
geringerem Umfang als in der Bundesrepublik be- 
schränkt wird. Die Versicherungsaufsichtsbehörden 
haben dort, im Unterschied zum BAV in der Bundes- 
republik, keine Befugnis, die Versicherungsbedin- 
gungen zu vereinheiüichen. Ein Vergleich des franzö- 
sischen, britischen und amerikanischen Versiche- 
rungsmarktes mit dem deutschen kann zeigen, wel- 
che Wirkungen eine Aufgabe der aufsichtsbehördli- 
chen VereinheiÜichung von Versicherungsbedingun- 
gen in der Bundesrepublik nach sich ziehen würde. 
Der internationale Vergleich gibt Hinweise darauf, 
inwieweit die von der Monopolkommission vorge- 
schlagene Deregulierung 34) zu einer Intensivierung 
des Wettbewerbs und zu einer Differenzierung der 
Deckungsumfänge und Tarifmerkmale führen kann. 
Anhand des Vergleiches kann überdies auch die 
Stichhaltigkeit des gegen eine Dereguherung vorge- 
brachten Transparenzargumentes 35) überprüft wer- 
den. 


3.5.1 Alternative rechtliche Ordnungen des 
Bedingungswettbewerbs 

3.5.1 .1 Frankreich 

644. Neue AVB unterliegen in Frankreich ledighch 
einer Vorlagepflicht bei der Versicherungsaufsicht, 36) 
der Direction des Assuremces, die dem Wirtschafts- 
und Finanzminister untersteht. Die aufsichtsbehördli- 
che Kontrolle ist reine LegahtätskontroUe; für eine 


33) Vgl. Abschnitt 3.4.2 und 4.4.2. 

34) Vgl. Abschnitt 3.2. 

35) Vgl. Abschnitt 3.4. 

35) Art. R 310-6 Code des Assurances. 


Vereinheitlichung der Bedingungs werke gibt es 
keine Rechtsgrundlage. Die Versicherungsaufsicht 
hat zwar Vorstellungen darüber entwickelt, wie in 
den Massenversicherungszweigen Lücken im Versi- 
cherungsschutz, unvollständige und widersprüchli- 
che Angaben sowie Unklarheiten und ungerechtfer- 
tigte Benachteüigungen der Versicherten zu vermei- 
den sind. Durchsetzen kann sie ihre Vorstellungen 
aber nur im Verhandlungswege. Einen gewissen An- 
reiz auf üire Vorstellungen einzugehen, erzeugt die 
Aufsicht, indem sie auf Antrag Visa (Aufsichtsver- 
merke, Gütestempel) verleiht, wenn von ihr als wün- 
schenswert erachtete Verbesserungen des Versiche- 
rungsschutzes in den vorgelegten Bedingungswerken 
enthalten sind. 

645. Die Versicherungsaufsicht kann in besonderen 
Fällen einzelne Klauseln, sogenannte Clauses-type 
(Pflichtklauseln), verordnen. Von dieser Möglich- 
keit wird nur sparsam Gebrauch gemacht. Pfhcht- 
klauseln dienen vor allem zur Sicherstellung der 
gesetzhchen Mindeststandards, insbesondere bei 
Pflichtversicherungen. Pflichtklauseln wurden bei- 
spielsweise verordnet, um bei Haftpflichtversicherun- 
gen Drittgeschädigte vor der Einschränkung ihrer Er- 
satzansprüche wegen säumiger Prämienzahler zu be- 
wahren. Auch das Bonus- Malus- System in der Kfz- 
Versicherung wurde als Pflichtklausel eingeführt. Au- 
ßerdem werden auf diesem Wege Informationspflich- 
ten zum Schutz der Versicherungsnehmer definiert, 
um die Markttransparenz zu erhöhen. 

646. Auch das französische Versicherungsvertrags- 
recht läßt die Produktgestaltung weitgehend unbe- 
rührt. Die materiellen Vorschriften, die sich vor allem 
auf die Prämienzahlungspflicht und die Obliegenhei- 
ten des Versicherungsnehmers sowie die Leistungs- 
pflicht und die Obliegenheiten des Versicherers be- 
ziehen, weisen viele Übereinstimmungen mit dem 
deutschen WG auf. Im Unterschied zum deutschen 
WG, das vom Grundsatz der Vertragsfreiheit ausgeht 
und seinen Vorschriften meist nur halbzwingende 
Kraft beilegt, sind die Vorschriften des fremzösischen 
Rechts allerdings grundsätzlich zwingend und lassen 
nur ausnahmsweise abweichende Vereinbarungen 
zu. Außerdem sieht das französische Versicherungs- 
vertragsrecht einige über die Vorschriften des deut- 
schen WG hinausgehende Schutz Vorschriften für 
Versicherungsnehmer vor. Bedeutsam ist insbeson- 
dere die Regelung des Rücktrittsrechts von einem Le- 
bensversicherungsvertrag: In Frankreich hat ein Ver- 
sicherungsnehmer das Recht, von einem Lebensversi- 
cherungsvertrag bis zu 30 Tagen nach Übersendung 
der ersten Versicheiungsprämie zurückzutreten, wo- 
bei er die gezahlte Prämie in voller Höhe zurücker- 
hält.38) 

647. Das französische Vertragsrecht enthält im Un- 
terschied zum WG auch weitergehende (zwingende) 
Formvorschriften für die Pohce. Im Gegensatz zu einer 
deutschen Police, die nur den Vertragsabschluß zu 
beurkunden hat, stellt eine französische Police mehr 
eine Zusammenfassung aller Versicherungsbedin- 
gungen auf einem Dokument dar. 


3?) Art. L 310-7 Code des Assurances. 

38) Art. L 132-5 Abs. 1 Code des Assurances. 
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So bestimmt das französische Versicherungsvertrags- 
recht, daß Versicherungsverträge Angaben über Na- 
men und Anschriften der Parteien, über die versi- 
cherte Person oder Sache, die Art der Risiken, Beginn 
und Dauer der Versicherung, die Versicherungs- 
summe und die Prämie enthalten müssen. Lebensver- 
sicherungs-Pohcen müssen außerdem den Namen 
und das Geburtsdatum der Gefahrperson, ggf. die 
Namen des Bezugsberechtigten, das versicherte Er- 
eignis und Einzelheiten über Prämienreserven und 
Rückkaufswerte enthalten. Die Pohce soU klar lesbar 
sein. Für Ausschluß- und Verwirkungsklauseln ver- 
langt das Gesetz genereU Hervorhebung im Druck; 
anderenfalls sind sie nichtig. Auch die Versicherungs- 
dauer muß hervorgehoben werden; außer in der Le- 
bensversicherung muß eine Pohce den Hinweis ent- 
halten, daß beide Parteien den Vertrag nach zehn Jah- 
ren beendigen können, und schheßlich muß die ge- 
setzliche Vorschrift wiedergegeben werden, daß eine 
stillschweigende Verlängerung nicht auf einen länge- 
ren Zeitraum als jeweils ein Jahr vereinbart werden 
kann. 

648 . Da die Direction des Assurances keine Befugnis 
zur Vereinheitlichung von Bedingungen aus Transpa- 
renzgründen hat, entfällt die in der Bundesrepubük 
praktizierte Zusammenarbeit von Versicherimgsauf- 
sicht und Verbänden der Versicherungswirtschaft. 
Zwar erarbeiten die Verbände gemeinsame Bedin- 
gungswerke, dies betrifft jedoch vor allem den Indu- 
strieversicherungsbereich, um das Führen gemeinsa- 
mer Schadenstatistiken zu erleichtern. Soweit die 
Verbände ihren Mitgtiedern eine einheitliche Anwen- 
dung von Versicherungsbedingungen (und Tarif - 
merkmalen) empfehlen, müssen diese der Versiche- 
nmgsauf sicht vorgelegt werden. ^9) Der früher beste- 
hende Genehmigungsvorbehalt der Aufsicht mit einer 
Einspruchsfrist von einem Monat ist im Rahmen der 
Reform des französischen Wettbewerbsrechts Ende 
1986 aufgehoben worden.^®) 

649 . Im Unterschied zum GWB gibt es im franzö- 
sischen Wettbewerbsrecht keine Bereichsausnahme 
für wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen der 
Vefsicherungswirtschaft. Ähnlich wie Art. 85 EWGV 
sieht auch das französische Wettbewerbsrecht ein all- 
gemeines Kartellverbot vor,^!) wobei Einzel- und 
Gruppenfreistellungen erteilt werden können, wenn 
die Verbraucher nachweislich am entstehenden Ge- 
winn beteiligt werden und die Wettbewerbsbeschrän- 
kung zur Förderung des wirtschaftlichen Fortschritts 
beiträgt, ohne den beteiligten Unternehmen die Mög- 
lichkeit zur Ausschaltung des Wettbewerbs für einen 
wesentiichen Teil der betreffenden Waren zu ge- 
ben. ^2) Die Zusammenarbeit der Verbände auf Ver- 


39) Art. L 310-5 Code des Assurances. 

40) Art. 57 Ordonnance relative ä la liberte des prix et de la 
concurrence vom 1. 12. 1986. 

4^) Art. 7 der Ordonnance vom 1. 12. 1986. Verboten sind alle 
abgestimmten Verhaltensweisen, Vereinbarungen und aus- 
drücklichen oder stillschweigenden Absprachen oder Verei- 
nigungen, die die Beeinträchtigung, Beschränkung oder 
Verfälschung des Wettbewerbs auf einem Markt zum Ge- 
genstand haben oder bewirken können. Die Formulierung 
des Kartellverbots ist mit der bis 1986 geltenden Bestim- 
mung fast identisch. 

42) Art. 10 der Ordonnance vom 1, 12. 1986. Die Anforderimgen 
an die Rechtfertigung wettbewerbsbeschränkender Prakti- 


bandsebene scheint bisher insoweit nicht beanstandet 
worden zu sein, wie gemeinsam erarbeitete Bedin- 
gungen und Tarifiertmgsmerkmale nur Empfehlungs- 
charakter hatten. 

3.5.1 .2 Großbritannien 

650 . AVB unterhegen in Großbritannien weder einer 
Genehmigungs- noch einer Vorlagepflicht Es existiert 
keine Rechtsgrundlage für eine aufsichtsbehördhche 
LegahtätskontroUe oder für eine Vereinheithchung 
der Versicherungsbedingungen aus Markttranspa- 
renzgründen. Im Unterschied zur Bundesrepublik und 
zu Frankreich gibt es in Großbritannien auch kein 
spezielles Versichemngsvertragsrecht, das die mate- 
riellen und formalen Mindestanforderungen an einen 
Versicherungsvertrag regelt. Darüber hinaus sind 
Versicherungsverträge vom Unfair Contract Terms 
Act von 1977, dem britischen AGB-Gesetz, ausge- 
nommen. Bei der Abfassung von Versicherungsver- 
trägen besteht Vertragsfreiheit d. h. es gilt das allge- 
meine Vertragsrecht des Common Law und die in der 
Rechtsprechung dazu festgelegten Grundsätze. 

651 . Das Versichemngsvertragsrecht in Großbritan- 
nien ist im wesenthchen Case Law. Gegenstand freier 
vertraglicher Vereinbamngen sind insbesondere die 
sogenannten warranties, d. h. Zusichemngen des 
Versichemngsnehmers über vergangene, gegenwär- 
tige und zukünftige risikorelevante Faktoren. Die 
warranties gehen wesentiich weiter als die im deut- 
schen Versichemngsvertragsgesetz normierten Ob- 
hegenheiten. 

— Die vorvertraghche Anzeigepfhcht umfaßt nach 
deutschem Recht ledigüch die richtige Angabe der 
vom Versicherer erfragten Gefahrenumstände. 
Dagegen sind in Großbritannien vor Vertragsab- 
schluß vollständige und richtige Angaben über alle 
risiko- und prämienrelevanten Gefahrenumstände 
zu machen, und zwar unabhän0g davon, ob der 
Versicherer konkret danach gefragt hat. Da die 
englischen Versicherer das aus gefüllte Antragsfor- 
miüar zur Gmndlage des Vertragsabschlusses (ba- 
ses of the contract) machen, können sie bei unrich- 
tigen oder unvollständigen Angaben den Vertrag 
als nichtig erklären. Bei einem zwischenzeitiich 
eingetretenen Schadenfall wird der Versicherer 
leistungsfrei und zwar unabhängig davon, ob der 
Versichemngsnehmer schuldhaft unrichtige oder 
unvollständige Angaben gemacht hat und ob zwi- 
schen Verletzung der warranty und Eintritt und 
Umfang des SchadenfaUes eine kausale Bezie- 
hung besteht. Im Unterschied dazu kann ein Ver- 
sicherer nach dem deutschen VVG nur bei unrich- 
tigen Angaben vom Vertrag zurücktreten, und dies 
auch nur dann, wenn ein Verschulden des Versi- 
chemngsnehmers vorliegt. Für Leistimgsfreiheit 
ist außerdem eine Kausalität zwischen Obliegen- 
heitsverletzung und Eintritt bzw. Umfang des 
Schadenfalles erforderlich. 

— Eine weitere warranty ist die Zusicherimg des Ver- 
sichemngsnehmers, daß seine Angaben zu Tatsa- 


ken wurden im Vergleich zu der bis dahin geltenden Bestim- 
mung verschärft. 
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chen, wie er sie bei der AntragssteUung gemacht 
hat, richtig bleiben werden, und daß er bestimmten 
gefahremiiindemden Pflichten nachkommen wird. 
Eine Verletzung dieser warranty gibt dem Versi- 
cherer das uneingeschränkte Recht zum Rücktritt 
vom Vertrag, der zum Zeitpunkt der Verletzung 
wirksam wird. Im Gegensatz dazu kann nach deut- 
schem WG der Versicherer bei einer Verletzung 
der (gesetzlichen) Obliegenheiten nur dann vom 
Vertrag zurücktreten, wenn sie schuldhaft began- 
gen wurde. Bei zwischenzeitiich eingetretenen 
Schadenfall wird der Versicherer überdies nur 
dann leistungsfrei, wenn zwischen Obhegenheits- 
verletzung und Eintritt bzw. Umfang des Schaden- 
falles eine kausale Beziehung besteht. 

652 . Ausnahmen vom Grundsatz der Vertragsfrei- 
heit gibt es in Großbritannien nur vereinzelt. Die Insu- 
rance Companies Regulations von 1981 sehen für 
„long term contracts", insbesondere die Lebens- und 

Rentenversicherung,^^) vor, daß die Versicherer je- 
dem Versicherungsnehmer eine Mitteilung darüber 
machen müssen, daß dieser innerhalb eines Zeitraums 
von zehn Tagen nachdem er die Mitteilung erhalten 
bzw. nachdem er vom Beginn des Vertrages erfahren 
und die erste Rate gezahlt hat, vom Vertrag zurück- 
treten kann. 

653 . Vorschriften vertragsrechtlicher Art gibt es au- 
ßerdem für die Seeversicherung (im Marine Insurance 
Act 1906), die Kleinlebensversicherung (im Industrial 
Life Assurance Act 1973) sowie für Pflichtversicherun- 
gen wie die Kfz-Haftpflichtversicherung (Road Traffic 
Act 1972) und die Luftverkehrs-Haftpflichtversiche- 
rung. 

654 . Auch in Großbritannien hat es Bestrebungen 
gegeben, die Vertragsfreiheit zum Schutze der Versi- 
cherungsnehmer einzuschränken. Die Versiche- 
rungswirtschaft konnte aber eine Einbeziehung in 
den Unfair Contract Terms Act 1977 oder die Verab- 
schiedung eines speziellen Versicherungsvertragsge- 
setzes bisher verhindern, indem sie sich zu einer frei- 
willigen Beschränkung ihrer legalen Rechte bereit er- 
klärte. Die Statements of Insurance Practice, die ge- 
meinsam von der British Insurance Association und 
Lloyd's herausgegeben wurden, enthalten die Emp- 
fehlung, die Pflicht zur vollständigen Angabe aller 
risikorelevanten Umstände und die Folgen ihrer 
Nichtbefolgung klar im Antragsformular zu erläutern. 
Wesentiiche Umstände sollen in der Regel zmn Ge- 
genstand ausdrückhcher Fragen im Antragsformular 
gemacht werden. Erklärimgen auf Antragsformularen 
sollen nur noch nach bestem Wissen und Gewissen 
des Antragstellers erfolgen. Besonders hervorzuhe- 
ben ist die Empfehlung, bei Verletzung einer war- 
ranty — außer in den Fällen von „fraud, deception or 
negligence “ — auf die Zurückweisung aller Ansprü- 
che zu verzichten, wenn zwischen warranty- Verlet- 
zung und Schadenfall keine Kausalität besteht. 

655 . Wegen des Fehlens einer aufsichtsbehördli- 
chen Legalitätskontrolle kann die Einhaltimg der all- 
gemeinen Gnmdsätze des Common Law und der we- 
nigen speziellen versicherungsvertragsrechtlichen 
Regelungen nur im EinzelfaU von den Gerichten über- 


43) Mit Ausnahme der Industrial life Assurance. 


prüft werden. Die Versicherungswirtschaft hat des- 
halb eine Schieds- und Vermittlungsinstanz — das In- 
surance Ombudsman Bureau — eingerichtet, mit des- 
sen Hilfe Streitigkeiten aus Versicherungsverträgen 
außergerichtlich und für die betroffenen Versiche- 
rungsnehmer gebührenfrei geklärt werden können. 
Das Ombudsman Bureau wird auf Antrag eines Ver- 
sicherungsnehmers tätig; eine Zustimmung der Ver- 
sicherungsgesellschaft. ist nicht erforderlich. Der 
Schiedsspruch ist nur für den betroffenen Versicherer 
bindend, dem Versicherungsnehmer steht dagegen 
der Rechtsweg weiterhin offen. Am Ombudsman Bu- 
reau beteiligt sich ein Großteil der Versicherer.^^) Der 
überwiegende Teil der Streitfälle beruht auf Mißver- 
ständnissen in bezug auf den vereinbarten Umfang 
des Versicherungsschutzes. Wenn bei der Nachprü- 
fung durch das Ombudsman Bureau (wie auch durch 
ein Gericht) festgestellt wird, daß die vereinbarten 
Bedingungen Zweifel über den Umfang des Versiche- 
rungsschutzes zulassen, geht das zu Lasten des Versi- 
cherers (contra proferentem-Regel). 

656 . Wie in Frankreich fehlt auch in Großbritannien 
die in der Bundesrepublik praktizierte Zusammenar- 
beit von Versicherungsaufsicht und Versichererver- 
bänden bei der Entwicklung einheitlicher Bedin- 
gungswerke. Soweit die Verbände gemeinsame Be- 
dingungswerke und Tarifmerkmale entwickeln, 
scheinen sie in Großbritannien allerdings einen etwas 
weiteren kartellrechtlichen Freiraum zu besitzen. 
Empfehlungen über eine einheitliche Anwendung 
von Bedingungswerken brauchen in Großbritannien 
im Unterschied zur Bundesrepublik oder zu Frank- 
reich weder der Versicherungsaufsicht noch der Kar- 
tellbehörde vorgelegt zu werden. Die Versicherungs- 
wirtschaft ist vom Anwendungsbereich des Restrictive 
Trade Practices Act 1976, der Wettbewerbsbeschrän- 
kungen verbietet, die gegen das öffentliche Interesse 
verstoßen, ausgenommen. Im Gegensatz zu anderen 
Dienstleistungen sind Abkommen zwischen Ver- 
sicherungsuntemehmen, die Wettbewerbsbeschrän- 
kungen über das Angebot an Versicherungsschutz 
enthalten, 1976 nicht in das Gesetz einbezogen wor- 
den.^5) Befinden sich die beteiligten Unternehmen in 
einer Monopolsituation, ist allerdings der Fair Trading 
Act 1973 anwendbar.46) Der Wirtschaftsnünister kann, 
wenn die wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarun- 
gen gegen das öffentliche Interesse verstoßen (was 
die Monopolies and Mergers Commission festzustel- 
len hat), ihm geeignet erscheinende Maßnahmen er- 
greifen, um die schädlichen Auswirkungen der Mono- 
polsituation zu beseitigen.4^) 


44) Eine geringere Zahl von Versicherern beteiligt sich am Per- 
sonal Insurance Arbitration Service. Diese Schiedsinstanz 
wird im Gegensatz zum Insurance Ombudsman Bureau nur 
tätig auf gleichzeitigen Antrag von Versicherungsnehmer 
und Versicherer. Ihr Schiedsspruch ist für beide Parteien 
gleichermaßen bindend. 

45) Schedule, No. 8, Restrictive Trade Practices (Services) Order 
1976 in Verbindung mit Sect. 11, 12 Restrictive Trade Prac- 
tices Act 1976. 

45) Gemäß Sec. 7 Fair Trading Act hegt eine Monopolsituation 
bei Dienstleistungen auch dann vor, wenn auf eine Gruppe 
von nicht (gesellschaftsrechthch) verbundenen Unterneh- 
men, die durch ihr Zusammenwirken den Wettbewerb be- 
schränken, mindestens ein Viertel des Angebotes entfällt. 

4’) Sec. 56 Fair Trading Act. 
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657 . Die Monopolies and Mergers Conunission ist 
bisher erst einmal, 1972 im Fall des Fire Offices Com- 
mittee (FOC), tätig geworden. Dabei handelte es sich 
um ein Prämienkartell in der Feuerversicherung, bei 
dem sich die Mitglieder neben der Einhaltung von 
Mindesttarifen auch auf die Anwendung eines ge- 
meinsamen Bedingungswerkes verpflichtet hatten. 
Soweit die Verbände Bedingimgen und Tarif Systeme 
lediglich zur Anwendung empfehlen, ist dies von der 
Wettbewerbsbehörde nicht beanstandet worden. Bei- 
spielsweise gibt das General Insmrance Council bei 
der Association of British Insurers (ABI) Verbands- 
empfehlungen, die „Recommended Practices, Wor- 
dings and Procedures — relating to Material Damage 
and Business Interruption Insurance in the UK", her- 
aus, die als Standardpolicen mit AVB-Charakter an- 
gesehen werden können. Das Löss Prevention Council 
des ABI hat Tarifierungsgrundsätze und Grundsätze 
für die Schadensverhütung in der Feuerversicherung 
entwickelt. 


3.5.1 .3 USA 

658 . In den USA hegt die gesetzhche Ordnung des 
Versicherungswesens traditionellerweise bei den ein- 
zelnen Bundesstaaten. Damit ursprünghch verbun- 
dene verfassungsrechtliche Probleme wurden mit 
dem Erlaß des McCarren-Ferguson Act 1945 besei- 
tigt.^^) Die einzelstaathche Ghederung der Versiche- 
rungsaufsicht hat zu einer Vielzahl unterschiedücher, 
teilweise widersprüchlicher Regelungen geführt. Um 
eine Harmonisierung der Aufsichtsgesetze, insbeson- 
dere durch die Entwicklung von Modellgesetzen, be- 
müht sich die National Association of Insurance Com- 
missioners (NAIC), eine Arbeitsgemeinschaft der 
Länderaufsichtsbehörden. 

659 . Für die Bedingungen der Lebensversicherung, 
Privaten Krankenversicherung und Unfallversiche- 
rung besteht meist eine aufsichtsbehördliche Geneh- 
migung sp flicht, wobei die Genehmigung als still- 
schweigend erteüt gilt, wenn innerhalb einer be- 
stimmten Wartefrist die Aufsicht keinen Einspruch 
gegen die Bedingungen erhebt. In den anderen Spar- 
ten besteht nur eine Vorlagepflicht, wobei die Policen 
sofort in Verkehr gebracht werden dürfen. Die Kom- 
petenz der Aufsichtsbehörden erstreckt sich vor allem 
auf eine Legalitätskontrolle. Die Behörden haben 
zwar in der Vergangenheit die Neigung erkennen las- 
sen, Ausweitungen des Deckungsumfanges zu för- 
dern und Einschränkungen zu verhindern. Die gesetz- 
liche Grundlage hierfür wird aber als zweifelhaft an- 
gesehen; die Aufsichtsbehörden haben jedenfalls 
nach herrschender Meinung keinerlei Befugnis zur 
Vereinheitlichung von Bedingungswerken oder ein- 
zelnen Klauseln. 

660 . Im Gegensatz zum deutschen oder französi- 
schen Versicherungsvertragsrecht greifen die ameri- 


48) Vgl. dazu ausführlicher Abschnitt 4.7. 1.2. 

49) Der Kongreß erklärt im McCarren-Ferguson Act, daß eine 
ungebrochene Tradition der Beaufsichtigung und Besteue- 
rung des Versicherungswesens durch die Bundesstaaten im 
öffentlichen Interesse hege. Sect. 2 (a) bestimmt, daß das 
Versicherungsgeschäft den speziellen einzelstaatüchen 
Versicherungsaufsichtsgesetzen zu unterwerfen ist. 


kanischen Versicherungsgesetze jedoch auch in die 
Produktgestaltung ein. Gesetzliche Einheitspolicen 
mit vorgeschriebenem Wortlaut gibt es in der Feuer- 
versicherung (Standard Fire Policy). Gesetzliche Ein- 
heitsklauseln mit vorgeschriebenem Wortlaut oder 
verbindliche gesetzliche Maßstäbe ohne starren Wort- 
laut finden sich beispielsweise in der Lebensversiche- 
rung, der Unfall- und Krankenversicherung und der 
Haftpflichtversicherung. Darüber hinaus gibt es wahl- 
freie Klauseln, die dem Versicherer einen bestimmten 
Wortlaut oder materiellen Inhalt vorschreiben, falls er 
einen bestimmten Gegenstand in seine Bedingungen 
aufnehmen will, und explizit verbotene Klauseln. 

661 . Die Versicherungsgesetze enthalten darüber 
hinaus eine Fülle von Formvorschriften, die weit über 
die Anforderungen des deutschen WG hinausgehen 
und eher denen des französischen Versicherungsver- 
tragsrechts ähneln. Es gibt Bestimmungen, wonach 
die Pohce den gesamten Vertrag enthalten muß; der 
Versicherungsnehmer soll aus einer einzigen Ur- 
kunde und ihren Anlagen volle Kenntnis über seine 
vertraglichen Rechte und Pflichten gewinnen können. 
Weiterhin regeln Bestimmungen, welche Punkte im 
Versicherungsvertrag ausführlich behandelt werden 
müssen, und schheßlich gibt es Bestimmungen, die 
die Hervorhebung gewisser Klauseln im Druck ver- 
langen. 

662 . Die Zusammenarbeit von Versicherern bei der 
Entwicklung gemeinsamer Bedingungswerke fällt 
nicht unter den Anwendungsbereich der Wettbe- 
werbsgesetze des Bundes (Sherman Act, Clayton Act, 
Federal Trade Commission Act). Der McCarren-Fer- 
guson Act 1945 hat für die Versicherungswirtschaft 
eine Bereichsausnahme geschaffen. In vielen Sach- 
versicherungssparten werden in den USA die Bedin- 
gungen und Tarifierungssysteme von Tarifverbänden 
und Insurance Services Offices entwickelt. Vorausset- 
zung für die Freistellung ist, daß diese Institutionen 
der Versicherungsaufsicht unterliegen. 


3.5.2 Zu den Vorteilen einer Deregulierung der 
Versicherungsbedingungen 

663 . Im internationalen Vergleich zeigt sich, daß in 
den untersuchten Ländern, in denen die Aufsichtsbe- 
hörde nicht zu einer Vereinheitlichung der Bedin- 
gungswerke befugt ist, der Wettbewerb eine stärkere 
Differenzierung von Deckungsumfängen und Tarif - 
merkmalen bewirkt, soweit dem nicht versicherungs- 
vertragsrechtliche Normen entgegenstehen. Eine im 
Vergleich zur Bundesrepublik stärkere Differenzie- 
rung zeigt sich insbesondere in den Massenversiche- 
rungssparten. Versicherungsnehmer haben in Frank- 
reich, Großbritannien und den USA weitergehende 
Möglichkeiten, den Deckungsumfang und die Risiko- 
ein- und -ausschlüsse zu vereinbaren, die ihrem indi- 
viduellen Versicherungsbedarf am besten Rechnung 
tragen. Tendenziell zeigt sich, daß die vom BAV ge- 
nehmigten Standarddeckungen umfassender sind als 
die in den Ländern mit freiem Bedingungs Wettbewerb 
von den Versicherern angebotenen Standardpolicen. 
Ein weitergehender Versicherungsschutz muß dort 
durch Zusatzdeckungen und mit Prämienzuschlägen 
versichert werden. Im Vergleich zur Bundesrepublik 
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findet sich in Frankreich, Großbritannien und den 
USA auch eine wesentlich stärkere Differenzierung 
der Tarif merkmale. Schlechtere Risiken sind dort nur 
gegen Prämienzuschläge versicherbar. 


(1) Kfz- Versicherung 

664 . Die höhere Differenzierung der Bedingungs- 
werke zeigt sich sehr deuüich in der Kfz-Versiche- 
rung. Zwar ist der Aufbau der Kfz- Versicherung in 
allen Ländern ähnlich. Die Kfz-Haftpflichtversiche- 
rung ist eine Pflichtversicherung, die von allen Fahr- 
zeughaltern zur Deckung von Schädigungen Dritter 
abgeschlossen werden muß. Darüber hinaus können 
Diebstahl-, Brand-, Glasschäden, etc. am eigenen 
Fahrzeug versichert werden sowie Unfcdlschäden. 
Die gesetzlichen Mindestversicherungssummen be- 
tragen in der Kfz-Haftpflichtversicherung bei Pkw in 
Frankreich für Personenschäden 2 Mio. F und für 
Sachschäden 1 Mio. F (in der Bundesrepublik für Per- 
sonenschäden 1 Mio. DM und für Sachschäden 
400 Tsd. DM). Im Unterschied dazu besteht in Groß- 
britannien für Personenschäden unbegrenzte Dek- 
kung; für Sachschäden besteht keine Versicherungs- 
pflicht. 

665 . Der Unterschied zur Bundesrepubük besteht 
vor allem darin, daß in den Vergleichsländem die 
Pflichtversicherungsgesetze nur Mindeststandards, 
aber keine Einheitlichkeit vorschreiben und die Ver- 
sicherer nicht mit einem Kontrahierungszwang bele- 
gen. Dadurch ergibt sich — im Gegensatz zur deut- 
schen Einheitspolice — ein weiter Spielraum für per- 
sonen- xmd fahrzeugbezogene Tarif differenzierun- 
gen. Bei der Tarifierung werden in den untersuchten 
Ländern in stärkerem Umfang persönliche Merkmale 
des Fahrzeugbenutzers berücksichtigt. Verwendung 
findet insbesondere im Unterschied zur Bundesrepu- 
blik auch das Alter des Fahrzeugbenutzers; jüngere 
Versicherungsnehmer erhalten Versicherungsschutz 
nur zu einer höheren Prämie. In Großbritannien be- 
grenzen einige Versicherer bei jüngeren Fahrern dar- 
über hinaus den Deckungsumfang durch Risikoaus- 
schlüsse (keine Versicherung von Sportwagen) oder 
sie verlangen Selbstbehalte. Einige Versicherer bie- 
ten für junge Fahrer erst gar keine Kasko-Versiche- 
rungen an. Die fehlende Berücksichtigung des Alters 
cils Tarif merkmal in der Bundesrepubük ist angesichts 
der verbreiteten Verwendung in den Vergleichslän- 
dem offensichtüch eine Folge des deutschen Auf- 
sichtssystems. Zwar führt die in der Bundesrepubük 
verwandte Bonus-Malus -Tarif iemng zu einer indirek- 
ten Berücksichtigung des Alters, da junge Führer- 
scheinbesitzer erst durch mehrjährige Schadenfrei- 
heit in eine günstigere Schadenfreiheitsklasse gelan- 
gen können. Das Alter wird in den Vergleichsländem 
aber zusammen nüt dem Bonus-Malus-System ver- 
wandt und sorgt im Vergleich zur Bundesrepubük für 
eine zusätzüche Prämiendifferenziemng. 

666. Insbesondere in Großbritannien werden wei- 
tere personenbezogene Tarif merkmede verwandt. Bri- 
tische Versicherer erfragen, wer außer dem Versiche- 
rungsnehmer das Fahrzeug noch benutzt. Fcüls dies 
jugendÜche Fahrer sind, werden Zuschläge oder hö- 
here Grundprämien berechnet. Eine bemfliche Ver- 


wendung oder Reisen ins Ausland ziehen ebenfaUs 
Zuschläge nach sich. Darüber hinaus werden bei Ver- 
stößen gegen Straßenverkehrsgesetze Vorstrafen be- 
rücksichtigt. Zu berücksichtigen ist bei einem interna- 
tionalen Vergleich, daß nicht aUe persönüchen Anga- 
ben unter dem deutschen Obüegenheitsrecht auf ihre 
Richtigkeit zu kontrolüeren wären. Um die Versiche- 
mngsnehmer zu richtigen Angaben zu veranlassen, 
haben fehlerhafte Mitteilungen nach britischem Recht 
gravierende nachteiÜge Auswirkungen. Will ein briti- 
scher Versichemngsnehmer seinen Versichenmgs- 
schutz nicht gefährden, muß er nicht nur bei Abschluß 
des Versicherungsvertrages exakte Angaben ma- 
chen, sondern auch später ständig kontrolüeren, ob 
seine tatsächüchen Verhältnisse mit den Risikomerk- 
malen übereinstimmen, die der Beitragskalkulation 
seines Vertrages zugmndeüegen. 

667 . Auch bei den fahrzeugbezogenen Merkmalen 
findet sich in den Vergleichsländem eine größere Dif- 
ferenziemng. Im Unterschied zur Bundesrepubük, in 
der in der Kasko-Versicherung nur das Typklassensy- 
stem Verwendung findet, das vor aUem die Höhe der 
durchschnittüchen Reparaturkosten erfaßt, orientie- 
ren sich die Versicherer in den anderen Ländern auch 
am individueUen Alter bzw. Zeitwert des versicherten 
Fahrzeugs. 


(2) Lebensversicherung 

668. Auch bei Lebensversichemngen kann in den 
untersuchten Ländern eine höhere Produktvielfalt 
festgesteUt werden. Insbesondere kann dort eine grö- 
ßere Flexibilität bei Ein- und Auszahlungen, bei der 
Beendigung des Vertragsverhältnisses oder bei der 
Anlage der Sparprämie vereinbart werden. Die Versi- 
cherten können dadurch ihre Sparpläne besser auf 
ihre individueUen Sparbedürfnisse und Risikopräfe- 
renzen abstimmen. Die in der Bimdesrepubük domi- 
nierende gemischte Lebensversichemng mit fester 
Laufzeit, periodischen Einzahlungen und Auszahlung 
der angesparten Versicherungssumme bei Vertrags- 
ende spielt in den Vergleichsländern eine weniger 
wichtige RoUe. 

Zu berücksichtigen ist dabei, daß diese Form der Le- 
bensversicherung in der Bundesrepubük bisher in be- 
sonderem Maße steuerüch privilegiert wurde, um die 
private Alters- und HinterbÜebenenvorsorge zu för- 
dern. In anderen Ländern spielen dagegen auch kurz- 
und mittelfristige Kapitalanlagemotive eine RoUe. In 
zimehmendem Maße werden beispielsweise in Groß- 
britannien fondsgebundene Lebensversichemngen 
mit Einmedbeiträgen abgeschlossen, weil mit ihnen 
(nicht sozialpoütisch begründete) Steuervorteile ver- 
bunden sind. 

669 . Bei den in der Lebensversichemng übüchen 
langfristigen Verträgen ist die Tarifierung nur be- 
grenzt differenzierbar, da sich über zwei oder drei 
Jahrzehnte hinweg nur wenige zeitüch stabile Risiko- 
merkmale finden lassen. Erstaunlich ist aber, daß in 
der Bundesrepubük erst 1987 das Geschlecht als Ta- 
rifmerkmal eingeführt wurde, während in Großbritan- 
nien schon lange zuvor die unterschiedliche Lebens- 
erwartung von Frauen und Männern sich in den Tari- 
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fen widerspiegelte. Einige Unternehmen in Großbri- 
tannien gewähren darüber hinaus auch einen Prä- 
mienrabatt für Nichtraucher, ein Umstand, der aller- 
dings möglicherweise nur imter dem strengen briti- 
schen Recht der Warranties zu kontrollieren ist. 


3.5.3 Zu den Argumenten gegen eine Deregulierung der 
Versicherungsbedingungen 

670- Das von der Versicherungswirtschaft imd vom 
BAV gegen eine Aufhebung der Vereinheitlichung 
der Versicherungsbedingungen vorgebrachte Trans- 
parenzarg ument^^) läßt sich durch den internationa- 
len Vergleich nicht bestätigen. Zwar führt der Wett- 
bewerb zu einer Differenzierung der Deckxmgsum- 
fänge und Tarif merkmale. ln den untersuchten Län- 
dern bleibt aber vielfach eine bemerkenswerte Ein- 
heitlichkeit zwischen den Unternehmen bestehen. 

671. Vielfach setzen sich Usancen durch, die eine 
Police leicht lesbar und berechenbar machen. Im Mas- 
senversicherungsbereich erweist es sich als Verkauf s- 
vorteü, wenn Versicherer einfache und verständliche 
Policentexte im Angebot führen. Übereinstimmungen 
in den Bedingungswerken sind sicher auch auf die 
versicherungsvertragsrechtlichen Anforderungen zu- 
rückzuführen sowie auf die Empfehlungen der Ver- 
bände. Da der Deckungsumfang von der Aufsichtsbe- 
hörde aber nicht vorgeschrieben wird, bleiben die 
Bedingungswerke flexibel und jederzeit verbesser- 
bar. Für die Unternehmen verbleibt ein ständiger An- 
reiz zu überprüfen, ob sie nicht durch eine neue Ab- 
grenzung des Deckungsumfanges Nachfrager auf 
sich ziehen können. 

672. Wie beim Deckungsumfang zeigt sich auch bei 
den Tarifmerkmalen, daß es tendenziell zu einer Ver- 
einheitlichung kommt. Dies ist sicher auch darauf zu- 
rückzuführen, daß sich die Versicherer (insbesondere 
in den Industrieversicherungssparten) an den Tarif Sy- 
stemen orientieren, die die Verbände ausgearbeitet 
haben. Da von diesen Tarif Systemen jederzeit abge- 
wichen werden kann, bleiben sie jedoch flexibel und 
verbesserbar. Für die Unternehmen verbleibt ein 
ständiger Anreiz zu überprüfen, ob sie nicht durch 
eine risikogerechtere Tarifierung gute Risiken auf 
sich ziehen können. Sie üben damit gleichzeitig auch 
einen Druck auf die Anpassung der vom Verband 
empfohlenen Tarif Systeme aus. 

673. Der internationale Vergleich zeigt aber auch, 
daß die Funktionsfähigkeit des Bedingungswettbe- 
werbs in den Massenversicherungssparten durch ver- 
sicherungs vertragsrechtliche Mindeststandards bei 
den Informationspflichten der Versicherer verbessert 
werden kann. Nicht zuletzt deswegen sehen die Ver- 
sicherungsvertragsgesetze Frankreichs und der USA 
weitergehende Vorschriften für die Abfassung von 
Versicherungsverträgen vor als das deutsche WG. 
Trotzdem entstand in Frankreich in einigen Massen- 


50) Vgl. Abschnitt 3.4.1. 


sparten (Lebensversicherung, Kfz-Versicherung) eine 
erhebliche Marktintransparenz, die zu einem hohen 
Preisgefälle geführt hat. Die Direction des Assurances 
hat es deshalb als sinnvoll angesehen, weitergehende 
Informationspflichten im Vertrag als Pflichtklauseln 
zu verordnen. Sie hat darüber hinaus darauf hingear- 
beitet, daß die Versicherer möglichst einen Standard- 
vertrag im Angebot führen. 

674- Das britische Beispiel zeigt, daß die Fimktions- 
fähigkeit des Bedingungswettbewerbs auch durch 
Maklermärkte gewährleistet werden kann. In Groß- 
britannien wird neben dem Industriegeschäft auch ein 
großer Teü des Massengeschäftes von Maklern (Bro- 
kern) vemüttelt. Der Bedarf an Beratungen durch un- 
abhängige Makler ist dabei in Großbritannien von 
den untersuchten Ländern am größten, weil die Ver- 
tragsfreiheit dxurch versicherungsvertragsrechtliche 
Bestimmungen am wenigsten eingeschränkt ist und 
insbesondere die vertraglich vereinbarten Warranties 
eine eingehende Aufklärung der Versicherungsneh- 
mer vor Vertragsabschluß sinnvoll machen. 

675. Die große Bedeutimg der Makler für die Funk- 
tionsfähigkeit des englischen Versicherungsmarktes 
hat aber eine gewisse Regulierung dieses Sektors er- 
forderlich gemacht. Seit dem Insurance Brokers (Regi- 
stration) Act von 1977 darf die Berufsbezeichnung In- 
surance Broker nur noch dann geführt werden, wenn 
ein Qualifikationsnachweis erbracht worden ist, be- 
stimmte Berufsausübungsregeln eingehalten werden 
(Mindestkapitalausstattung, Abschluß einer Berufs- 
haftpflichtversicherung, keine Bindimg an ein Versi- 
cherungsimtemehmen) und die Standesregeln be- 
folgt werden. Die Zulassung wird von einem Selbst- 
verwaltungsorgan, dem Insurance Brokers Registra- 
tion Council, überwacht.^i) 

676. Durch den Insurance Brokers (Registration) Act 
ist darüber hinaus ein Fonds eingerichtet worden, der 
Versicherungsnehmer entschädigen kann, wenn ein 
Schaden durch das Fehlverhalten eines Brokers verur- 
sacht wurde. Über den Antrag des Geschädigten ent- 
scheidet das Insurance Brokers Registration Council 
nach eigenem Ermessen. Der Fonds finanziert sich 
durch Abgaben der Broker, deren Höhe sich nach der 
Zahl der Angestellten richtet. 

677. Der Financial Services Act von 1986 hat für die 
Lebensversicherung eine eigene Selbstregulierungs- 
organisation geschaffen, die Financial Intermediaries 
Managers and Brokers Regulatory Association 
(FIMBRA), bei der sich Vernüttler von Lebensversi- 
cherungspolicen registrieren lassen müssen. Die 
FIMBRA verlangt unter anderem die Offenlegung der 
Geschäftsverbindungen und die Mitteüung der Provi- 
sionen. Von den unabhängigen Vermittlern wird ver- 
langt, daß sie ihren Khenten das optimale Lebensver- 
sicherungsprodukt Vorschlägen müssen. 


51) Die nicht registrierten Versicherungsvermittler haben sich 
im Jahre 1981 ebenfalls Standesregeln gegeben, die denen 
der Broker im wesentüchen entsprechen. 
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4. Wettbewerbsbeschränkungen zum Schutz 
der Versicherungsnehmer vor Verlust ihrer 
Versicherungsansprüche durch 
Insoivenzen? 

4.1 Eine Würdigung der gegenwärtigen 
Regelungen zum Insolvenzschutz 

4.1.1 Aufsichtsbehördliche Prämienregulierung in der 
Kfz-Haftpflichtversicherung 

678. Die Prämienreguherung hat dazu beigetragen, 
daß in der BundesrepubÜk in der Kfz-Haftpflichtver- 
sicherung bisher nur ein Konkurs zu verzeichnen 
war,52) Sie hat dies erreicht, indem sie Prämienwett- 
bewerb nur in einem begrenzten Rahmen zugelassen 
hat:53) 

— Bei der Berechnung des Schadenbedarfs einer 
Wagnisgruppe ist vom allgemeinen Schadenbe- 
darf aller Versicherungsimtemehmen im letzten 
erfaßten Kalenderjahr auszugehen. Ein niedrige- 
rer untemehmenseigener Schadenbedarf darf nur 
dann angesetzt werden, wenn er in jedem der vor- 
angegangenen drei Jahre niedriger war als der all- 
gemeine Schadenbedarf und wenn bei der Ab- 
wicklung der Rückstellungen für noch nicht abge- 
wickelte Versicherungsfälle in keinem der voran- 
gegangenen drei Jahre ein Verlust entstanden ist. 
Versicherungsuntemehmen, deren eigener Scha- 
denbedarf im letzten erfaßten Kalenderjahr höher 
war als der vergleichbare allgemeine Schadenbe- 
darf, dürfen bei der Berechnung des Untemeh- 
menstarifes den allgemeinen Schadenbedarf nur 
dann zugrunde legen, wenn der Nachweis über 
einen entsprechenden Ausgleich oder eine Besse- 
rung des Schadenverlaufes geliefert wird. Der vor- 
aussichtlichen Schadenentwicklung ist durch ei- 
nen besonderen Zuschlag oder Abschlag Rech- 
nung zu tragen. 

— Die Zuschläge für die Abschluß- und Verwaltungs- 
kosten sind untemehmensindividuell differenziert 
und basieren auf den tatsächlichen Aufwendun- 
gen im letzten Geschäftsjahr. 

— Darüber hinaus kann ein Gewinnzuschlag in Höhe 
von bis zu 3% des Versicherungsbeitrages einer 
Wagnis gruppe angesetzt werden. 

Tarifveränderungen werden in der Regel nur in län- 
geren zeitlichen Abständen vorgenommen. Entweder 
werden die Tarife vom BAV dann für alle Unterneh- 
men linear verändert oder sie müssen nach Maßgabe 
der eben beschriebenen Regelungen neu kalkuhert 
werden. Neu kalkulierte Tarife müssen ein halbes 
Jahr vor Inkrafttreten von jedem Unternehmen zur 
Genehmigung vorgelegt werden.^^) 

679. In dem begrenzten Maße, in dem die aufsichts- 
rechtlichen Kalkiüationsprinzipien eine Prämiendiffe- 
renzierung zulassen, scheinen die Spielräume für Prä- 
mienwettbewerb genutzt zu werden. ^5) Hierzu tragen 

52) Dabei handelte es sich um die Niederlassung eines auslän- 
dischen Truppenversicherers. 

53) Vgl. §§ 9 bis 17 Verordnung über die Tarife in der Kraftfahrt- 
versicherung (TVO). 

54) Näheres regelt §§ 18, 19 TVO. 

55) Hierauf weisen empirische Untersuchungen hin. Vgl. z. B. 
Finsinger, J,, Versicherungsmärkte, Frankfurt a. M./New 


gewiß die Prämienvergleiche in Wirtschafts- und Ver- 
brauchermagazinen bei. Daß Prämienvergleiche nur 
für ausgewählte Risikoklassen angestellt bzw. Durch- 
schnittswerte errechnet werden, schränkt ihre An- 
wendbarkeit nicht wesentlich ein. Die aufsichtsbe- 
hördhchen Kalkiüationsvorschriften sorgen dafür, daß 
ein Unternehmen mit relativ hohen Prämien in einer 
Risikoklasse auch relativ hohe Prämien in den ande- 
ren Risikoklassen aufweist. Darüber hinaus bieten die 
Stiftung Warentest und der Bund der Versicherten 
inzwischen einen Computerservice an, mit dessen 
Hilfe die Versicherten gegen eine geringe Gebühr 
den für sie günstigsten Versicherer erfahren können. 
Prämienwettbewerb entfaltet sich also in dem auf- 
sichtsbehördlich vorgegebenen Rahmen. Wie Ta- 
belle 1 zeigt, ist dieser Rahmen aber so restriktiv, daß 
zumeist Überschüsse anfallen. 

Tabelle 1 


Anteil des „Überschusses"^) an den verdienten 
Beiträgen in der Kfz-Haftpflichtversicherung 


Jahr 

(%) 

1977 

3,6 

1978 

3,9 

1979 

8,1 

1980 

5,6 

1981 

6.7 

1982 

8.5 

1983 

5,5 

1984 

5,0 

1985 

8,2 

1986 

6.2 


1) Einbehalt der Versicherungsuntemehmen und für die Bei- 
tragsermäßigung zu verwendender Betrag. 

Quelle: Veröffentlichungen des Bundesaufsichtsamtes für das 
Versichenmgwesen 1988, S. 74 ff. 


680. BAV und Versicherungswirtschaft gehen von 
der These aus, daß die aufsichtsbehördüche Regiüie- 
rung der Überschußbeteüigimgen der Versicherungs- 
nehmer imd der Wettbewerb der Versicherungsunter- 
nehmen mit den gewährten Überschußbeteiligungen 
den fehlenden Prämienwettbewerb zu ersetzen und 
optimale Marktergebnisse zu gewährleisten vermö- 
gen. Dieser These kann nach Auffassung der Mono- 
polkommission nicht zugestimmt werden. 

681. Zwar ist festzustellen, daß entstandene Über- 
schüsse wegen der gesetzlichen Beitragsermäßigung 
an die Versicherten teilweise zurückfüeßen müssen. 
Dies spiegelt sich in Tabelle 2 wider. Die gesetzhche 


York 1983, S. llOff.; ders., Verbraucherschutz auf Versiche- 
rungsmärkten, Gutachten im Auftrag der Monopolkommis- 
sion, München 1988, Kapitel VI und ders./Grüne-Henze R./ 
Graf V. d. Schulenburg, J.-M., Zum Verhalten der Nachfra- 
ger auf dem Kraftfahrzeughaftpflichtmarkt — Ergebnisse 
einer Repräsentativumfrage, in: Zeitschrift für die gesamte 
Versichemngswissenschaft 77 (1988). 
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Tabelle 2 

Verwendung des „Überschusses“ 
in der Kfz-Haftpflichtversicherung 


Jahr 

Einbehalt der 
Versicherungs- 
Unternehmen 
(%) 

für die Beitrags- 
ermäßigung zu 
verwendender Betrag 
(%) 

1977 

45,2 

54,8 

1978 

30,3 

69,7 

1979 

37,0 

63,0 

1980 

37,6 

62,4 

1981 

32,4 

67,6 

1982 

27,6 

72,4 

1983 

19,3 

80,7 

1984 

20,3 

79,7 

1985 

27,7 

72,3 

1986 

24,3 

75,7 


Quelle: Siehe Tabelle 1 


Beitragsermäßigung nach §§22—27 TVO sieht näm- 
hch die folgende Regelung vor: 

— Beträgt der technische Überschuß ^6) mehr als 3 % 
der verdienten Beiträge, so hat das Versicherungs- 
Unternehmen mindestens den über 3 7o hinausge- 
henden Betrag bis zur Höhe von 67o in vollem 
Umfang, den über 6 % hinausgehenden Betrag bis 
zur Höhe von 15 % zu zwei Dritteln und den 15 % 
übersteigenden Betrag wieder in vollem Umfang 
für die Beitragsermäßigung zu verwenden. 

— Die Rein-Zinserträge sind vorrangig zur Dek- 
kung eines technischen Fehlbetrages aus dem 
Vorjahr oder eines versicherungstechnischen 
Fehlbetrages des Geschäftsjahres zu verwenden. 
Bei einem positiven Jahresüberschuß brauchen die 
verbleibenden Rein-Zinserträge bis zu einer Höhe 
von 3 7o der verdienten Netto- Beiträge nicht zu- 
gunsten der Versicherungsnehmer verwendet 
werden. Betragen die verbleibenden Rein-Zinser- 
träge mehr als 3 % der verdienten Netto- Beiträge, 
so hat das Versicherungsuntemehmen mindestens 
diese Beträge für die Beitrags ermäßigung zu ver- 
wenden. 

682 . Gegen die Einschränkung des Prämienwettbe- 
werbs zugunsten einer nachträghchen Überschußbe- 
teüigungspflicht sprechen jedoch nach Auffassung 
der Monopolkommission zwei gewichtige Argu- 
mente: 

— Überschußbeteihgimgen im Kfz-Haftpflichtversi- 
cherungsmarkt haben im Gegensatz zu Prämien- 
senkungen allenfalls eine minimale markt- 
steuemde Wirkung und führen insofern zu einer 
Verminderung der Wettbewerbsintensität. 


Als „technischer Überschuß" wird die Differenz zwischen 
Erträgen und Aufwendungen des selbst abgeschlossenen 
Bruttogeschäfts (ohne Berücksichtigung der aktiven und 
passiven Rückversicherung) bezeichnet. 

Als „Rein-Zinserträge" gelten die Erträge aus den Zinsträ- 
gem abzüghch der anrechenbaren Aufwendungen. 


— Bei einer verminderten Wettbewerbsintensität 
mindert eine Üb erschußbeteüigungspf licht die Ef- 
fizienzanreize der Unternehmen und erhöht den 
Anreiz zu aus volkswirtschaftlicher Sicht exzessi- 
ven Werbe- und Vertriebsausgaben. 

683 . Rückerstattungsvergleiche werden in Wirt- 
schafts- und Verbrauchermagazinen nicht vorgenom- 
men bzw. können nur grobe Hinweise geben. Wie die 
Verteilung der Überschüsse auf die Versicherungs- 
nehmer vorgenommen wird, unterscheidet sich näm- 
hch von Unternehmen zu Unternehmen und läßt sich 
nicht in einer einfachen Übersicht angeben. Die mei- 
sten Unternehmen staffeln die Ausschüttung an die 
Versicherungsnehmer nach der Dauer der Schaden- 
freiheit. Zulässig ist aber auch eine gleichmäßige Aus- 
schüttung ohne Rücksicht auf den Schadenverlauf 
oder eine gleichmäßige Ausschüttung an alle Ver- 
sicherungsnehmer, deren Versicherungsverträge im 
Kalenderjahr der Verteilung als schadenfrei behan- 
delt werden. Empirische Untersuchungen lassen ver- 
muten, daß die Versicherungsnehmer bei der Wahl 
ihres Versicherers in der Vergangenheit zwar die Prä- 
mie beachtet haben, daß sie aber der zu erwartenden 
Rückerstattung kaum Beachtung geschenkt haben. 
Die Überschußbeteüigungsreguherung sorgt also 
zwar dafür, daß die Versicherten von Unternehmen 
mit günstiger Schaden- und Kostenentwicklung über- 
höht bezahlte Prämien zurückerhalten. Die Über- 
schußbeteüigungen selbst haben aber allenfalls eine 
minimale marktsteuernde Wirkung. Effiziente Unter- 
nehmen gewinnen Marktanteile nur insofern zu La- 
sten ineffizienter Unternehmen, wie sie neben einer 
hohen Überschußbeteiligung auch niedrigere Prä- 
mien vorweisen können. Ihre Möglichkeit, statt hoher 
Überschußbeteiligungen Prämiensenkungen vorzu- 
nehmen, wird jedoch durch die Tarif kontrolle be- 
schränkt. 

684 . Bei einer verminderten Wettbewerbsintensität 
sorgt die Überschußbeteiligungspflicht, die wie eine 
Umsatzrenditebeschränkung wirkt, für volkswirt- 
schaftlich nachteilige unternehmerische Verhaltens- 
anreize. Die zulässigen Unternehmensgewinne lassen 
sich nämlich — bei gegebener Umsatzrenditebe- 
schränkung — durch Umsatzausweitungen vergrö- 
ßern. Bei beschränktem Preis- und Bedingungswettbe- 
werb werden hierfür vor allem zusätzliche Marketing- 
und Vertriebsmaßnahmen eingesetzt. Die ökonomi- 
sche Theorie prognostiziert in diesem Fall eine Ten- 
denz zu aus volkswirtschaftlicher Sicht übermäßigen 
Marketing- und Vertriebsausgaben. Die Unterneh- 
men haben auch einen Anreiz, verstärkt auf die Wett- 
bewerb sparameter Service und Kulanz auszuwei- 
chen. Dies kann beispielsweise auch die Hinnahme 
überhöhter Rechnungen durch überflüssige Repara- 
turen bedeuten oder den Verzicht auf Regreßmaßnah- 
men gegen grob fahrlässige Versicherungsnehmer. 


4.1.2 Aufsichtsbehördliche Prämienregulierung in der 
Lebensversicherung 

685 . Im Lebensversicherungsmarkt hat die Tarif - 
kontrolle Insolvenzen bisher verhindert. Die Tarif kon- 


58) Vgl. Fn. 55 zu Tz. 679. 
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trolle hat allerdings auch den Prämienwettbewerb 
vollständig beseitigt. Die aufsichtsbehördhchen Kal- 
kulationsrichthnien und Rechnungsgrundlagen las- 
sen nur eine minimale Prämiendifferenzierung 

zu: 59) 

— Die Kalkulation der Risikoprämie zur Abdeckung 
der Todesfalleistung hat auf der Basis einer ein- 
heithchen Sterbetafel zu erfolgen. 

— Die Kalkulation der Sparprämie zur Abdeckung 
der Erlebensfalleistung muß zu einem einheitii- 
chen Rechnungszinsfuß von gegenwärtig 3,5 % er- 
folgen. 

— Der Deckungsbeitrag zu den Vertriebs- und Ver- 
waltungskosten läßt nur geringfügige untemeh- 
mensindividuelle Differenzierungen zu. 

686. Veränderungen der Rechnungsgrundlagen 
werden wie AVB -Änderungen kollektiv erörtert und 
in Abstimmung mit dem BAV beschlossen. Mit der 
Anfang 1987 erfolgten Tarif reform wurde erst mit lan- 
ger zeitücher Verzögerung auf die günstigere Ent- 
wicklung von Sterblichkeit und Kapitalmarktzins rea- 
giert. Bis dahin wurde die Risikoprämie noch auf der 
Basis der auf das Jahr 1967 fort geschriebenen All- 
gemeinen Deutschen Sterbetafel für Männer von 
1960/62 berechnet, die weder der günstigen allgemei- 
nen Sterblichkeitsentwicklung noch den geschlechts- 
spezifischen Unterschieden in der Sterbüchkeit Rech- 
nung trug. Eine Anpassung an die Sterbüchkeitsent- 
wicklung und eine Differenzierung nach dem Ge- 
schlecht erfolgte erst mit dem Jahr 1987. Außerdem 
wurde bis dahin ein Rechnungszinsfuß von 3 % ver- 
wendet, der die tatsächhche dauerhaft günstigere 
Entwicklung des Kapitalmarktzinses weit unter- 
schritt. Seit 1987 muß die Sparprämie mit einem Rech- 
nungszinsfuß von 3,5% verzinst werden. 

687. Wenn Unternehmen durch ihre Bestandspohtik 
günstigere Risiken im Bestand aufweisen, wenn sie 
durch eine erfolgreiche Kapitalanlagepohtik eine hö- 
here Verzinsung zu erzielen vermögen oder wenn sie 
durch erfolgreiche Rationahsierungsmaßnahmen mit 
niedrigeren Verwaltungs- und Vertriebskostenzu- 
schlägen zu kalkuheren vermögen, dürfen sie ihre 
überdurchschnittliche Leistungsfähigkeit gleichwohl 
nicht in Prämiensenkungen umsetzen. Individuelle 
preispohtische Vorstöße sind ausgeschlossen. Da die 
Rechnungsgrundlagen zudem sehr vorsichtig ange- 
setzt sind, können die meisten Versicherungsunter- 
nehmen erhebhche Zins- und Sterbhchkeitsgewinne 
erzielen, die in der Vergangenheit zu zunehmenden 
Überschüssen geführt haben. Wie Tabelle 3 veran- 
schauhcht, ist der Anteil des Rohüberschusses an den 
Bruttobeiträgen bis 1985 stark gestiegen; in den Jah- 
ren 1985 und 1986 betrug er mehr als die Hälfte der 
Beiträge. 

688. BAV und Versicherungs Wirtschaft gehen auch 
bei Lebensversicherungen davon aus, daß die auf- 
sichtsbehördhche Regiüierung der Überschußbeteili- 
gungen und der Wettbewerb der Versicherungsunter- 
nehmen mit Überschußbeteiligungen den fehlenden 


59) Vgl. Claus, G., Der Geschäftsplan für die Großlebensversi- 
chemng, in; Veröffentlichungen des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungswesen 1986, S. 249 ff. 


Tabelle 3 


Anteil des Rohüberschusses 
an den verdienten Bnittobeiträgen^) 
bei Lebensversicheningsuntemehmen 


Jahr 

Anteil des Rohüberschusses 
an den Bruttobeiträgen (%) 

imter Bundesaufsicht 
stehende deutsche Le- 
bensversicherungsun- 
temehmen 

alle unter Bundesauf- 
sicht stehende Lebens- 
versicherungsimtemeh- 
men^) 

1979 

31,3 

n. a. 

1980 

31,2 

n. a. 

1981 

36,7 

n. a. 

1982 

41,8 

41,5 

1983 

45,3 

45,0 

1984 

48,4 

47,9 

1985 

51,6 

51,1 

1986 

n. a. 

50,2 


1) Überschuß der Erträge über die Aufwendungen einschheß- 
hch derjenigen für Steuern vom Einkommen, Ertrag und Ver- 
mögen, jedoch vor den Aufwendimgen für die Direktgut- 
schrift von Überschußanteilen an die Versicherungsnehmer 
und vor den Zuweisungen zur Rückstellimg für Beitrags- 
rückerstattimg (RfB). 

2) Einschheßlich Nebenleistimgen der Versicherungsnehmer 
(ohne Beiträge aus der RfB). 

■^) Einschließlich Niederlassungen ausländischer Lebensversi- 
cherungsuntemehmen. 

Quelle: BAV, verschiedene Geschäftsberichte 

Prämien Wettbewerb zu ersetzen und optimale Markt- 
ergebnisse zu gewährleisten vermögen. Effizientere 
Anbieter würden die als Folge günstigerer Risikobe- 
stände, erfolgreicherer Anlagepolitik oder rationelle- 
rer Verwaltungs- und Vertriebsorganisation anfallen- 
den Überschüsse an ihre Versicherungsnehmer wei- 
tergeben und darüber bei Neuabschlüssen verstärkt 
Versicherte auf sich ziehen und Marktanteile gewin- 
nen. Dieser These kann nach Auffassung der Mono- 
polkommission nur mit Einschränkungen zugestimmt 
werden. 

689. Zutreffend ist, daß die aufsichtsbehördtiche Re- 
guherung der Überschußbeteiligungen wie auch die 
Leistungsvergleiche in Wirtschafts- und Verbraucher- 
magazinen dafür sorgen, daß Überschüsse an die Ver- 
sicherten zurückfließen. Wie Tabelle 4 zeigt, betrug 
die Überschußbeteüigung der Versicherten in den 
Jahren 1978 bis 1986 im Branchendurchschnitt immer 
um die 98%. 

690. Die aufsichtsbehördtiche Regulierung der 
Überschußbeteiligungen sieht dabei folgende Rege- 
lungen vor: 

— Mindestens 90 % des erzielten Überschusses sind 
der Rückstellung für Beitragsrückerstattung (RfB) 
zuzuweisen oder für Direktgutschrift zu verwen- 
den.69) 


60) Die Aufsicht hat die Versicherer im Rahmen von geschäfts- 
planmäßigen Erklärungen hierauf verpflichtet. 
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Tabelle 4 

Verwendung des erzielten Rohüberschusses i) bei 
Lebensversicherungsuntemehmen 


Jahr 

Überschußbeteüigimg der 
Versicherungsnehmer 

Zuwei- 
sungen 
zu Rück- 
lagen 

(%) 

Sonstige 
Verwen- 
dung 
(z. B. 
Bilanz- 
gewinn) 

(%) 

Direkt- 
gut- 
schrift 3) 

(%) 

Zuwei- 
sungen 
zur Rück- 
stellung für 
Beitrags- 
rücker- 
stattunq 
(%) 

1976 

— 

96,6 

2,5 

0,9 

1977 

— 

97,7 

1,5 

0,8 

1978 

— 

98,2 

1,0 

0,8 

1979 

— 

98,2 

1,1 

0,7 

1980 

— 

98,2 

1,1 

0,7 

1981 

— 

98,3 

1,0 

0,7 

1982 

— 

98,3 

1,1 

0,6 

1983 

0,3 

98,0 

0,9 

0,8 

1984 

23,7 

74,6 

0,9 

0,8 

1985 

23,2 

74,7 

1,0 

1,1 

1986 

23,8 

74,0 

1,0 

1.2 


1) Überschuß der Erträge über die Aufwendungen einschließ- 
lich derjenigen für Steuern vom Einkommen, Ertrag und Ver- 
mögen, jedoch vor den Aufwendimgen für die Direktgut- 
schrift von Überschußanteilen an die Versicherungsnehmer 
und vor den Zuweisungen zur Rückstellung für Beitragsrück- 
erstattung (RfB). 

2) Unter Bundesaufsicht stehende Lebensversichenmgsunter- 
nehmen; bis 1985 ohne Niederlassimgen von Lebensversi- 
cherungsuntemehmen in ausländischem Besitz, 1986 alle 
Unternehmen. 

3) Bei der Direktgutschrift werden den Versicherungsnehmern 
in bestimmter Höhe ihrer Guthaben Teile des Rohüberschus- 
ses zu Lasten des Geschäftsjahres, in welchem dieser ent- 
steht, insbesondere durch Erhöhung der vertraghch verein- 
barten Versichemngsleistimgen, gutgebracht. Die Zuwei- 
sungen zur Rückstellung für Beitragsrückerstattung vemün- 
dem sich entsprechend. 

Quelle: Bimdesauf sichtsamt für das Versicherungswesen, ver- 
schiedene Geschäftsberichte 


— Die durchschnittliche Rückgewährquote der letz- 
ten drei Geschäftsjahre soll den sogenannten 
Rückgewährrichtsatz (von 90%) nicht unterschrei- 
ten.^i) 

691 . Neben der Regulierung der Überschußbeteüi- 
gung sorgen auch die Leistungsvergleiche in Wirt- 
schafts- und Verbrauchermagazinen für eine weitge- 
hende Beteüigung der Versicherten an den Über- 
schüssen. Die Leistungsvergleiche für ausgewählte 


§ 81c VAG in Verbindung mit der Verordnimg über die 
Berechnung und Höhe des Rückgewährrichtsatzes, des 
Normrisikoüberschusses und des Normzinsertrages in der 
Lebensversichenmg (Rückgewährquote-Berechnungsver- 
ordnung). Die Rückgewährquote berechnet sich als 

Zuführung zur RfB rechnungsmäßige Zinsen ^ -qq 
N onnrisikoüberschuß + Normzinsertrag ’ 

wobei die Zuführung zur RfB denjenigen Teil des Rohüber- 
schusses des Geschäftsjahres umfaßt, der zugunsten der 
Versicherten verwendet wird (Beitragsrückerstattung und 
Direktgutschrift) . 


Standardverträge haben die Transparenz der Über- 
schußbeteüigungen zweifellos erhöht. So kann man 
sich darüber informieren, welche Auszahlungen jene 
Versicherten erhalten, deren Lebensversicherungs- 
verträge heute fähig werden (Vergangenheitsrech- 
nung). Oder man kann sich darüber informieren, wel- 
che Auszahlimgen man zu erwarten hätte, wenn man 
heute einen Lebensversicherungsvertrag abschheßt 
und die ökonomischen und rechtiichen Rahmendaten 
sich nicht verändern (Zukunftsrechnung). Daß sich 
die Versicherungsnehmer an den Übersdiußbeteih- 
gimgen orientieren, zeigen auch empirische Untersu- 
chungen. ^2) 

692 - Gegen die vollständige Aufhebung des Prä- 
imenwettbewerbs zugunsten einer nachträghchen 
Überschußbeteüigung der Versichenmgsnehmer 
sprechen nach Auffassung der Monopolkommission 
aber die folgenden Argumente: 

— Der Wettbewerb mit (vergangenen bzw. augen- 
bhckhchen) Überschußbeteüigungen ist in seiner 
Marktsteuerungsfunktion dem Prämienwettbe- 
werb unterlegen, weil er mit einer höheren Intrans- 
parenz hinsichtiich der künftigen Auszahlungs- 
summen verbunden ist. Die erhöhte Marktintrans- 
parenz eröffnet den Unternehmen gewisse Spiel- 
räume für volkswirtschaftliche nachteihge Aus- 
weichreaktionen auf die Überschußbeteüiaunas- 
pfhcht. 

— Die Unternehmen haben kaum Anreize, die Versi- 
cherten an den entstehenden Überschüssen zeit- 
nah zu beteüigen. 


(1) Erhöhung der Marktintransparenz 

693 . Die vollständige Verlagerung des Wettbewerbs 
von der Prämien- auf die Überschußbeteiligungs- 
ebene erzeugt erhebtiche Marktintransparenz. Wer- 
den Prämienunterbietungen nicht gestattet, verhin- 
dert man gleichzeitig Verträge, in denen die Unter- 
nehmen ihren Versicherungsnehmern eine höhere 
Verzinsung der Sparprämien oder niedrigere Be- 
triebskostenzuschläge garantieren können. Damit 
wird unterbimden, daß Unternehmen einen größeren 
Anteil der zu erwartenden Auszahlungssumme schon 
bei Vertragsabschluß garantieren können. Das Ver- 
hältnis zwischen garantierter Versicherungssumme 
und gesamter Auszahlungssumme ist nüthin mögh- 
cherweise imgünstiger als bei freiem Prämienwettbe- 
werb. Gleichzeitig ist die Marktintransparenz höher, 
weil die augenbhcktichen Überschußbeteüigungen 
sich nur mit hoher Unsicherheit über die bei gemisch- 
ten Lebensversicherungen übhchen langen Vertrags- 
laufzeiten (im Durchschnitt rd. 28 Jahre) extrapoheren 
lassen. Versicherungsnehmer, die sich bei Vertrags- 
abschluß mangels besserer Entscheidimgskriterien an 
den momentanen Überschußbeteüigungen orientie- 
ren, laufen ein großes Risiko, sich letztiich doch nicht 
für den besten Versicherer entschieden zu haben. 


®2) Vgl. 2 . B. Kürble, G., Der Wettbewerb auf dem Markt für 
Versicherungsleistungen, Institut für Versicherungswissen- 
schaft der Universität Mannheim 1986. 
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694 . Wenn die aufsichtsbehördhche Regulierung 
der Überschußbeteüigungen dafür sorgt, daß rein 
rechnerisch die entstandenen Überschüsse an die 
Versicherten zurückfheßen, so ist dieses noch nicht 
gleichbedeutend mit guten Marktergebnissen. Ähn- 
lich wie in der Kfz-Haftpflichtversicherung sorgt auch 
in der Lebensversicherung die Überschußbeteih- 
gungspflicht für volkswirtschafthch nachteüige Ver- 
haltensanreize. Unternehmen, die ihre Gewinne bei 
gegebener Umsatzrenditebeschränkung zu ver- 
größern trachten, setzen insbesondere Marketing- 
und Vertriebsmaßnahmen als Wettbewerbsparameter 
ein. Die Prämienhöhe und die ProduktquaÜtät sind 
ihnen als Wettbewerbsparameter entzogen. Nach 
ökonomisch unstreitiger Auffassimg ist für diesen Fall 
eine Tendenz zu aus volkswirtschafthcher Sicht über- 
mäßigen Marketing- und Vertriebsausgaben zu er- 
warten. 


(2) Verteilung der Überschußbeteiligungen 
auf die Verträge 

695 . Die Unternehmen haben keinen Anreiz, Über- 
schußbeteüigungen zeitnah auf die Versicherungs- 
verträge zu verteüen. Je später nämhch die in der 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung angesam- 
melten Mittel für Ausschüttungen gebunden bzw. für 
den Schlußüberschußanteüfonds reserviert werden, 
um so niedriger sind die den Versicherten im Kündi- 
gungsfalle zustehenden Rückkaufswerte. In der Ver- 
gangenheit haben sich deswegen die freien ungebun- 
denen Mittel in der RfB ständig erhöht. 

696 . Das BAV ist dieser Entwicklung erst in jüngster 
Zeit entgegengetreten und reguliert nunmehr auch 
die Bildung und Auflösung der Rückstellung für Bei- 
tragsrückerstattung: 

— Mit Beginn des Jahres 1984 ist die Direktgutschrift 
von Überschüssen zu Lasten der Ergebnisse des 
laufenden Geschäftsjahres eingeführt worden. Die 
Direktgutschrift erfolgt in Höhe eines Mindestpro- 
zentsatzes (einheithch 1,5% bei einem Rech- 
nungszins von 3,5 %f früher 2% bei einem Rech- 
nungszins von 3%) des maßgebenden Versiche- 
rungsnehmer-Gutachtens (Deckungskapital und 
Überschußguthaben). Der Mindestsatz wird je- 
doch nicht wie der Rechnungszinsfuß garantiert; er 
güt ledighch bis auf weiteres. Die Direktgutschrift 
wird jeweüs vor Beginn eines Geschäftsjahres de- 
klariert, zu denselben Zeitpunkten wie die laufen- 
den Überschußbeteiligungen fällig tuid in gleicher 

Weise verwendet.^^j 

— Ab 1988 darf die verfügbare RfB nicht mehr höher 
sein als die Zuweisung des laufenden Geschäfts- 
jahres zuzüghch 50% der Zuweisung des Vorjah- 
res. Unter verfügbarer RfB sind die Mittel der RfB 
zu verstehen, die nicht für die laufende Ausschüt- 
tung im Folgejahr oder für künftige Schlußüber- 
schußanteile gebunden bzw. reserviert sind.^) 


Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen, Ge- 
schäftsbericht 1982, S. 54. 

Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen, Ge- 
schäftsbericht 1985, S. 57. 


4.1.3 Aufsichtsbehördliche Prämienregulierung in der 
Privaten Krankenversicherung 

697 . Wie in der Kfz-Haftpflichtversichenmg und in 
der Lebensversicherung hat die aufsichtsbehördhche 
Prämienreguherung auch in der Privaten Krankenver- 
sicherung (PKV) Insolvenzfälle verhindert. Die den 
PKV-Untemehmen vorgegebenen Kalkulationsvor- 
schriften lassen dabei durchaus Spielraum für Prä- 
miendifferenziertuigen: 6^) 

— die Kalkulation der Risikoprämien erfolgt auf der 
Grundlage untemehmensindividueUer Rech- 
nmigsgrundlagen (Ausscheideordnung, Tafel der 
Kopf Schäden, Tafel der Krankheitsdauem). Nur 
der Rechnungszinsfuß in 3,5% güt einheithch für 
aüe Unternehmen. 

— Der Deckungsbeitrag für Abschluß- und Verwal- 
tungskosten basiert auf den unternehmensindivi- 
duell entstandenen Kosten. 

— Ein Sicherheitszuschlag von übhcherweise 10% 
der Bruttoprämie soU steigende Heübehandltmgs- 
kosten abfangen. 

698 . Solange die Versichertuigsleistungen um weni- 
ger als 10% ans teigen, die kalkuüerte Risikoprämie 
also um nicht mehr als 10% überschritten wird, sorgt 
der Sicherheitszuschlag dafür, daß die Unternehmen 
in der Gewinnzone bleiben. Ein darüber hinausge- 
hender Anstieg der Versicherungsleistungen wird 
durch eine Beitragsangleichungsklausel aufgefangen, 
die die Versicherer weitgehend einheithch in ihren 
AVB verwenden. Die Beitragsangleichungsklausel 
berechtigt die Versicherer zu einer Neukalkulation 
der Prämie, wenn die erforderhchen die kalkuherten 
Versicherungsleistungen um mehr als 10 % überstei- 

Tabelle 5 

Anteil des Überschusses an den gebuchten 
Brutto-Beiträgen einschließlich Nebenleistungen 
bei privaten Krankenversicherungsuntemehmen^) 


Jahr 

(%) 

1978 

10,4 

1979 

6,2 

1980 

7.3 

1981 

10,3 

1982 

15,0 

1983 

19,6 

1984 

16,4 

1985 

15,6 

1986 

11,6 


1) Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag zuzüglich Aufwand für 
die erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung sowie für 
Steuern vom Einkommen, vom Ertrag und vom Vermögen. 

2) Repräsentative Teilauswahl des BAV. In den einzelnen Jah- 
ren wurde eine unterschiedliche Zahl von Unternehmen er- 
faßt. 

Quelle: BAV, verschiedene Geschäftsberichte 


§ 12 VAG und „Richtlinien für die Aufstellung technischer 
Geschäftspläne in der Krankenversicherung“ des BAV. 
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gen. Sicherheitszuschlag und Beitragsangleichungs- 
klausel sorgen dafür, daß die Unternehmen trotz eines 
kontinuierlichen Anstiegs der Heilkosten keine Ver- 
luste erleiden. Wie Tabelle 5 zeigt, lag der Überschuß 
vor Abzug der Steuern in den 80er Jahren nahezu 
dauerhaft bei über 10% der Brutto- Beiträge. 

699. Die aufsichtsbehördhche Regulierung der 
Überschußbeteiligungen ist als lückenhaft anzuse- 
hen. Erst seit Ende der 70er Jahre verlangt die Auf- 
sicht von neugegründeten PKV- Unternehmen eine 
geschäftsplanmäßige Erklärung, mindestens 80 % der 
erzielten Überschüsse an die Versicherten auszu- 
schütten. Bereits vorher bestehende Unternehmen 
wurden aufgefordert, ebenfalls eine solche Erklärung 
abzugeben, worauf diese aber nur teilweise und mit 
Abstrichen eingegangen sind. 

700. Gegen die Auffassung, daß der Wettbewerb mit 
nachträglichen Rückerstattungen den Prämienwett- 
bewerb bei Neuabschlüssen ersetzen könnte, spre- 
chen im übrigen wiederum die folgenden Argu- 
mente: 

— Die heutigen Rückerstattungsquoten und Prämien 
lassen sich nur mit hoher Unsicherheit in die Zu- 
kunft extrapolieren. Dies mindert die Markttrans- 
parenz und die Wettbewerbsintensität bei Neuab- 
schlüssen. 

— Die aufsichtsbehördhchen Kalkulationsvorschrif- 
ten erzeugen bei den Unternehmen Anreize zu 
volkswirtschaftiich nachteiligen Ausweichreaktio- 
nen, die um so stärker zum Tragen kommen, je 
geringer die Wettbewerbsintensität bei Neuab- 
schlüssen ausfällt. 

701. Private Krankenversicherungsverträge werden 
faktisch über die resüiche Lebenszeit abgeschlossen. 
Die Langfristigkeit der Verträge resultiert aus der so- 
zialpolitisch begründeten Festlegimg konstanter al- 
tersunabhängiger Beiträge und der Nichtauszahlung 
der AlterungsrücksteUung. Über längere Zeiträume 
lassen sich die gegenwärtigen Beitragsrückerstattun- 
gen kaum noch extrapolieren. Empirische Untersu- 
chungen lassen vermuten, daß die Rückerstattungen, 
obwohl von den Verbraucher- und Wirtschaftszeit- 
schriften veröffenthcht, bisher von den Versiche- 
rungsnehmern bei Vertragsabschluß auch nicht be- 
rücksichtigt werden.^) Auch die Prämien, die im Ge- 
gensatz zu den Rückerstattimgen beachtet werden, 
lassen sich nur mit hoher Unsicherheit in die Zukunft 
extrapolieren. Bei Prämienerhöhungen, die im Rah- 
men der Beitragsangleichungsklausel vorgenommen 
werden, haben die Versicherungsnehmer zwar ein 
außerordentiiches Kündigungsrecht. Wegen der 
Nichtauszahlung der AlterungsrücksteUung ist eine 
Kündigung aber schon nach wenigen Vertragsjahren 
nicht mehr sinnvoU. Durch unterschiedhche Äämien- 
anpassungen können sich die Prämienrelationen zwi- 
schen den Unternehmen deutlich verändern. Die hohe 
Intransparenz hinsichtlich der künftigen Entwicklung 
von Prämien und Rückerstattungen mindert die Wett- 
bewerbsintensität erhebhch. So erklärt es sich auch, 
daß ein relativ hoher Anteil der erzielten Überschüsse 


Vgl. z. B. Finsinger, J,/Kraft, K., Preiselastizitäten und Mar- 
ketingaufwendungen im Markt für Krankenversicherung, 
unveröffentlichtes Manuskript, März 1987. 


Tabelle 6 

Verwendung des erzielten Überschusses bei 
Krankenversicherungsuntemehmen 


Jahr 

Zuweisung 
an die 
Rückstel- 
lung für er- 
folgsabhän- 
gige Bei- 
tragsrück- 
er stattunq 
(%) 

Steuern 
vom Ein- 
kommen, 
Ertrag und 
Vermögen; 
zusätzhcher 
Aufwand 

(%) 

Zu- 
weisung 
an Rück- 
lagen 

(%) 

Sonstige 

Verwen- 

dung 

(%) 

1978 

70,8 

17,9 

9,8 

1,5 

1979 

73,8 

16,9 

7,9 

1,4 

1980 

74,8 

14,9 

7,9 

2,4 

1981 

76,1 

14,5 

7,8 

1,6 

1982 

81,6 

10,8 

7,1 

0,5 

1983 

82,5 

10,2 

6,3 

1,0 

1984 

84,4 

9,0 

5,8 

1,2 

1985 

82,2 

10,6 

5,9 

1,3 

1986 

79,4 

12,6 

6,3 

1,7 


1) Siehe Tabelle 5, Fn. 1. 

2) Siehe Tabelle 5, Fn. 2. 

Quelle: Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen, ver- 
schiedene Geschäftsberichte 

nicht an die Versicherten zurückgegeben wird Ta- 
belle 6). 

702. Bei herabgesetzter Intensität des Wettbewerbs 
mit Prämien und Rückerstattungen mindern Kosten- 
zuschlagskalkulation und Beitragsangleichsklausel 
die Anreize zu vorsichtiger Bestandspolitik und ratio- 
neller Verwaltung. Unternehmen können Kostenstei- 
gerungen auf die Versicherungsnehmer auch dann 
überwälzen, wenn sie Folge ineffizienten Wirtschaf - 
tens sind. 

Im übrigen wirkt der Sicherheitszuschlag auf die un- 
ternehmerischen Verhaltensanreize ähnhch verzer- 
rend wie eine Umsatzrenditebeschränkung. Bei ei- 
nem fest vorgegebenen Sicherheitszuschlag ist der 
Überschuß eines Unternehmens um so größer, je hö- 
her der Umsatz ist. Unternehmen, die an einer hohen 
Überschußerzielung interessiert sind, erhalten folg- 
lich durch die Reguherung zusätzhche Anreize für 
Umsatzwachstum. Bei eingeschränkter Intensität des 
Wettbewerbs mit Prämienrückerstattungen setzen die 
Unternehmen hierfür vor allem Marketing- und Ver- 
triebsmaßnahmen ein. Hieraus resultiert wiederum 
eine Tendenz zu aus volkswirtschafthcher Sicht über- 
mäßigen Marketing- und Vertriebsausgaben. 

4.1.4 Prämienempfehlungen der Verbände in der Schaden- 
und Unfallversicherung 

703. Die Prämienempfehlungen der Verbände in 
den Schaden- und Unfallversicherungszweigen ge- 
ben Referenzpunkte für ein für alle Versicherungsun- 
temehmen auskömnüiches Prämienniveau, an dem 
sich die Unternehmen orientieren können. Die Prä- 
mienempfehlungen unterhegen der Mißbrauchsauf- 
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sicht des Bundeskartellamtes, wobei das Amt sich bei 
der Beurteilung der Musterkalkulation von einer Art 
Übermaßverbot leiten läßt. Die Prämien sollen so kal- 
kuliert sein, daß der Bestand der Unternehmen ge- 
wahrt ist, aber darüber hinaus keine zusätzUchen 
Überschüsse erzielt werden. Bei den zu prüfenden 
Bestandteüen der Bruttoprämie ist zu unterscheiden 
zwischen Nettoprämie, Verwaltungs- und Vertriebs- 
kostenzuschlag sowie Gewinnzuschlag. Die Nettoprä- 
mie, auch als (Brutto-)Risikoprämie bezeichnet, setzt 
sich zusammen aus Nettorisikoprämie und Sicher- 
heitszuschlag. 

— Die Kcdkulation der Risikoprämie erfolgt auf der 
Basis der Verbandsstatistik unter Berücksichti- 
gung künftig zu erwartender Änderungen des 
Schadenbedarfs. Das Bundeskartellamt hat ver- 
schiedentiich interveniert, wenn sich im nachhin- 
ein heraussteUte, daß sich der Schadenbedarf we- 
sentiich günstiger entwickelte, als in der Kalkula- 
tion unterstellt.®^) 

— Die Zuschläge für Verwaltungs- und Vertriebsko- 
sten basieren auf Branchendurchschnittswerten. 
Die Verbände geben damit auch Anhaltspunkte 
für die Zurechnung nicht versicherungszweigspe- 
zifischer Kosten. 

— Darüber hinaus sehen die Musterkalkulationen Si- 
cherheits- und Gewinnzuschläge vor. Der Sicher- 
heitszuschlag hat die Funktion eines Deckungs- 
beitrages für den Schadenbedarf, der zufällig oder 
aufgrund von Änderungen der Gefahrenlage über 
die kalkulierte Nettorisikoprämie hinausgeht. 
Zwischen Sicherheits- und Gewinnzuschlag be- 
steht ein fließender Übergang. Ein nicht zur Dek- 
kung eines unerwartet höheren Schadenbedarfs 
verbrauchter Sicherheitszuschlag ist erfolgsrech- 
nerisch Gewinn, umgekehrt realisiert sich der kal- 
kuherte Gewinnzuschlag nicht, wenn der Scha- 
denbedarf die Nettorisikoprämie über den Sicher- 
heitszuschlag hinaus übersteigt. Das Bundeskar- 
tellamt akzeptiert übhcherweise einen Gewinn- 
zuschlag von 3 % . Die Amtspraxis läßt erkennen, 
daß ein Sicherheitszuschlag nicht mehr hingenom- 
men wird, wenn bereits die Nettorisikoprämie auf 
den erwarteten Schadenbedarf hochgerechnet 
worden ist und eine Prämienanpassungsklausel 


67) Das Bundeskartellamt hat beispielsweise die vom HUK- Ver- 
band im Februar 1978 angemeldete Tarifempfehlung für die 
Allgemeine Unfallversicherung überprüft. Die anhaltend 
hohen, bis 1984 kräftig gestiegenen Überschüsse begründe- 
ten den Verdacht des Bundeskartellamtes, daß die in der 
Musterkalkulation des HUK-Verbandes verwendeten Scha- 
den- und Kostenbedarfssätze mit der tatsächlichen Entwick- 
limg in der Allgemeinen Unfallversicherung nicht überein- 
stimmten imd die empfohlenen Beiträge mißbräuchlich 
überhöht waren. Das Verfahren gegen den HUK- Verband 
wurde beendet, nachdem dieser zusagte, die Tarif empfeh- 
lung 1978 zurückzunehmen. Außerdem überprüfte das Bun- 
deskartellamt die Tarif empfehlung des Verbandes der Sach- 
versicherer in der Verbundenen Hausratversicherung. Das 
Amt stellte fest, daß für die Jahre 1984 und 1985 steigende 
Schadensätze zugrundegelegt wurden, die tatsächlichen 
Schadensätze sich aber verminderten. Das Mißbrauchsver- 
fahren wurde abgeschlossen, nachdem der Verband eine 
Neukalkulation zusagte und außerdem Verwaltungs- und 
Vertriebs kostenbestandteile aus der Empfehlung heraus- 
nehmen wird. 


den Versicherer bei einer Erhöhtmg des Schaden- 
bedarfs zu einer Prämienerhöhung berechtigt.®®) 

704 . Die Versicherer weichen von den Bruttotarif - 
empfehlungen zumeist ab. Weitgehend befolgt wer- 
den sie nur dann, wenn der Wettbewerb in der Sparte 
durch eine Reihe weiterer Faktoren beschränkt wird. 
Dazu zählen: 

— eine weitgehende Vereinheitlichung der AVB 
durch die Versicherungsaufsicht, insbesondere die 
Verhinderung einer stärkeren Anpasstmg der Ver- 
träge an individuelle Risikolagen, 

— die Beschränkung der Wechselmöglichkeiten der 
Versicherungsnehmer durch langfristige Vertrags- 
laufzeiten, 

— die Kopplung der Gewährung von Rückversiche- 
rungsschutz an die Anwendung der Tarif empfeh- 
lung. 

705 . Werden Tarif empfehlungen weitgehend von 
der Mehrzahl der Versicherer ganz oder teü weise be- 
folgt,®®) so kann der eingeschränkte Prämienwettbe- 
werb nicht durch einen Wettbewerb mit Überschuß- 
beteiligungen ersetzt werden. Überschußbeteiligun- 
gen haben insbesondere bei langfristigen Verträgen 
nur eine geringe marktsteuemde Wirkung, da sie von 
den Versicherungsnehmern bei Vertragsabschluß nur 
unzureichend berücksichtigt werden. Deswegen ist 
zu erwarten, daß der Anreiz, die Versicherten mög- 
lichst weitgehend an den angefallenen Überschüssen 
zu beteiligen, nicht sehr groß ist. 


4.1.5 Aufsichtsbehördliche Solvabilitätskontrolle von 
Versicherungsuntemehmen 

706 . Die Versicherungsuntemehmen sind nach 
§ 53 c Abs. 1 VAG verpflichtet, zur Sicherstellung der 
dauernden Erfüllbarkeit der Verträge freie unbela- 
stete Eigenmittel mindestens in Höhe einer vom Ge- 
schäftsumfang abhängigen Solvabilitätsspanne zu 
büden. Bei Nicht-Lebensversicherungsuntemehmen 
bemißt sich die Höhe der Solvabilitätsspanne entwe- 
der nach den jährtichen Beiträgen (Beitragsindex) 
oder nach den durchschnittlichen Aufwendungen für 
Versichemngsfälle der letzten drei Geschäftsjahre 
(Schadenindex). Maßgebend ist der jeweils höhere 
Index. Etwas vereinfacht, beträgt die Solvabilitäts- 
spanne ungefähr 16% der Prämien für eigene Rech- 


68) Das Bimdeskartellamt hat beispielsweise die Tarif empfeh- 
lung 1984 des HUK-Verbandes in der Rechtsschutzversiche- 
rung beanstandet. Der HUK- Verband hatte zusätzlich zu der 
Hochrechnung des Schadenbedarfs einen Sicherheitszu- 
schlag von 5 % und einen Gewinnzuschlag von 5 % empfoh- 
len. Überdies existiert in der Rechtsschutzversicherung eine 
Prämienanpassungsklausel. Auf die Beanstandung des Bun- 
deskartellamtes hin sicherte der HUK-Verband zu, daß er 
bei künftigen Tarifempfehlungen in der Rechtsschutzversi- 
cherung auf den Sicherheitszuschlag verzichten und den 
Gewinnzuschlag auf 3 % senken werde. Er hat ferner seinen 
Mitgliedsuntemehmen empfohlen, bei den mit Prämienan- 
passungsklauseln abgeschlossenen Verträgen auf eine mög- 
liche Erhöhung der Folgejahresprämien ab 1. Oktober 1986 
ganz und ab 1. Oktober 1987 teilweise zu verzichten. 

69) Nach den Feststellungen des Bundeskartellamtes ist dies 
beispielsweise bei der Tarif empfehlung 1978 in der Allge- 
meinen Unfallversicherung der Fall gewesen. 
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nung bzw. 23% der Schäden für eigene Rechnung. 
Bei Berechnung der Solvabihtätsspanne von Kran- 
kenversicherungsuntemehmen ist nur ein Drittel die- 
ser Sätze zugrundezulegen. Die Rückversicherungs- 
quote (gemessen über den Anteil an den Schäden) 
wird bis zu einem Höchstsatz von 50% angerech- 
net."^®) Bei Lebensversicherungsimtemehmen beträgt 
die Solvabihtätsspanne 4 % der mathematischen Re- 
serven für eigene Rechnung (Berücksichtigxmg der 
Rückversicherungsquote bis in Höhe von 15%) zu- 
züglich 0,3% des Risikokapitals "^1) (Berücksichtigung 
der Rückversicherungsquote bis in Höhe von 
50%). 72) 

707. Ein Drittel der Solvabihtätsspanne bildet gemäß 
§ 53 c Abs. 1 VAG den Garantiefonds, Der Garantie- 
fonds darf einen bestimmten Mindestbetrag nicht un- 
terschreiten, der zwischen 0,732 und 1,464 Mio. DM 
für die verschiedenen Nicht-Lebensversicherungs- 
posten beträgt. Werden mehrere Versicherungsspar- 
ten abgedeckt, ist der höchste Betrag maßgebend.73) 
Für Lebensversicherungsuntemehmen beträgt der 
Garantiefonds mindestens 0,8 Mio. ECU. 74) 

708. In den Nicht-Lebensversicherungssparten gel- 
ten als Eigenmittel im wesenthchen die Eigenkapital- 
posten der Handelsbilanz.75) Bei Lebensversiche- 
rungsunternehmen kommen als Eigennüttel Teile der 
RücksteUung für Beitragsrückerstattung hinzu, soweit 
sie zur Verlustdeckung geeignet sind, außerdem kal- 
kulatorisch berücksichtigte, aber nicht gezillmerte 
Abschlußkosten sowie 50% des Wertes der künftigen 

Überschüsse. 76) 

709. Für den Fah finanzieUer Schwierigkeiten steht 
das VAG ein Instrumentarium abgestuiter Maßnah- 
men zur Verfügung. Sind die Eigenmittel geringer als 
die erforderhche Solvabihtätsspanne, kann die Be- 
hörde gemäß § 81 b Abs. 1 VAG „einen Plan zur Wie- 
derhersteUung gesunder Finanzverhältnisse (Solvabi- 
htätsplan) " verlangen. Verfügt das Unternehmen 
über Eigenmittel, die geringer sind als der SoUbetrag 
des Garantiefonds, kann die Aufsicht gemäß § 81b 
Abs. 2 VAG „einen Plan über die kurzfristige Beschaf- 
fung der erforderhchen Eigennüttel (Finanzierungs- 
plan) " verlangen. Außerdem kann sie die freie Verfü- 
gung über die Vermögensanlagen einschränken oder 
untersagen. 

710. Zur SichersteUxmg der dauernden ErfüUbarkeit 
der Verpflichtungen aus den Versicherungen müssen 
versicherungstechnische Rückstellungen gebildet 
werden. Die Aufsicht kann nach § 81 b Abs. 4 VAG die 
freie Verfügung über die Vermögensanlagen ein- 
schränken oder untersagen, wenn ein Unternehmen 
keine ausreichenden versicherungstechnischen 
RücksteUungen bildet. 

711. Zur Wahrung der Belange der Versicherten 
kann die Aufsichtsbehörde schheßhch gemäß § 81 
Abs. 2 a VAG einen Sonderbeauftragten bestellen 

’O) § 1 Kapitalausstattungs-VO. 

’i) Versicherungssumme abzüglich Deckungskapital. 

^2) § 4 Kapitalausstattungs“VO. 

§ 2 KapitalausstattungS'VO. 

§ 5 Kapitalausstattungs-VO. 

75) § 53 c Abs. 3 VAG. 

76) § 53 c Abs. 3 VAG in Verbindimg mit § 6 Kapitalausstat- 
tungs-VO. 


und diesem die Befugnisse von GeseUschaftsorganen 
(z. B. des Vorstandes und/oder des Aufsichtsrates) 
übertragen. 

712. Das für den Fah finanzieUer Schwierigkeiten 
vorgesehene aufsichtsrechthche Instrumentarium ist 
vom BAV in der Vergangenheit selten gebraucht wor- 
den. Wegen der den Prämienwettbewerb beschrän- 
kenden Regelungen besteht eben nahezu keine Insol- 
venzgefahr. Die Solvabüitätskritiken wirken nicht re- 
striktiv; sie werden meist übererfüllt 

Nach empirischen Untersuchungen 7?) betrugen An- 
fang der 80er Jahre im Branchendurchschnitt die Ei- 
genmittel: 

— in der Schadens- und UnfaUversicherung fast das 
Doppelte der Solvabihtätsspanne, 

— in der Privaten Krankenversicherung mehr als das 
Doppelte der Solvabihtätsspanne und 

— in der Lebensversicherung mehr als das Sechs- 
fache der Solvabihtätsspanne. 

4.2 Ein Vorschlag zur Neuordnung des 
Insolvenzschutzes 

713. Inwieweit ein Versicherer die künftige ErfüU- 
barkeit von Leistungsansprüchen zu gewährleisten 
vermag, ist von privaten Versicherungsnehmern in 
der Regel nicht zu beurteüen. Auch die Monopolkom- 
mission verkennt dieses Informationsproblem nicht. 
Die Kommission wendet sich jedoch gegen die Auffas- 
sung, daß dadurch die weitreichenden Beschränkun- 
gen des Prämienwettbewerbs gerechtfertigt wären. 
Insbesondere die Tarif auf sicht, aber auch die ver- 
bandhchen Bruttotarifempfehlungen und die im Rah- 
men der Bedingungsaufsicht erfolgte Vereinheith- 
chimg der Pränüenanpassungsklauseln, führen zu ei- 
ner Minderung der Effizienzanreize, weü sie das Ri- 
siko, bei schlechtem Wirtschaften im Wettbewerb 
Verluste zu erleiden, weitgehend beseitigen. Eine 
DereguUerung der Prämienkalkulation böte nach 
Auffassung der Monopolkommission die Chance, den 
Prämienwettbewerb auf Versicherungsmärkten zu in- 
tensivieren und das Angebot an Versicherungsschutz 
zu verbilhgen. 

714. Die Monopolkommission spricht sich deshalb 
für die folgende Neuordnung des Insolvenzschutzes 
aus: 

1. Die Genehmigungspflicht für Tarife in der Lebens- 
versicherung und der Kfz-Haftpflichtversicherung 
sollte aufgehoben werden. Die Grundlagen der Ta- 
rifkalkulation sollten nicht mehr unter Mitwirkung 
der Versicherungsaufsichtsbehörde vereinheitiicht 
und verbindlich vorgeschrieben werden. 

2. Prämienempfehlungen durch die Fachverbände 
der Versicherungswirtschaft sollten nicht länger 


77) Famy, D., Solvabilität und Solvabilitätspolitik, in: Zeitschrift 
für die gesamte Versicherimgswissenschaft 73 (1984), 
S. 43 f.; Hertel, A., Über die Sicherheit der vertraghchen An- 
sprüche der Versicherungsnehmer in der Lebensversiche- 
rung durch Solvabilität, — zugleich eine empirische Unter- 
suchung der Solvabihtäts Verhältnisse 1982, in: Zeitschrift für 
die gesamte Versicherungswissenschaft 73 (1984) 

S. 409 ff. 


264 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


durch eine Freistellung im Rahmen des § 102 GWB 
kartellrechthch privilegiert werden. Das gleiche 
gilt für gegenseitige Empfehlungen der Rückversi- 
cherer, die Gewährung von Rückversicherungs- 
schutz von der Anwendimg der Prämienempfeh- 
lungen abhängig zu machen. Der bei Prämienemp- 
fehlungen bisher bestehende Konflikt zwischen 
§ 102 GWB und den europäischen Wettbewerbsre- 
geln würde beseitigt. LedigÜch eine statistische 
Zusammenarbeit unterfiele nicht dem Kartellver- 
bot, da es sich hierbei nicht um eine Wettbewerbs- 
beschränkung handelt. 

3. Insolvenzgefährdungen wären im Rahmen der 
schon bestehenden SolvabihtätskontroUe zu identi- 
fizieren. Bei Insolvenzgefährdungen hat die Versi- 
cherungsaufsicht Sanienmgsmaßnahmen zu ver- 
anlassen. Neu in den Markt ein tretende Unterneh- 
men unterliegen bereits nach den gegenwärtigen 
Regelungen einer besonderen Prüfung durch die 
Aufsicht. Nach § 5 Abs. 4 VAG sind bei Marktzu- 
tritt für die ersten drei Geschäftsjahre Schätzungen 
vorzulegen über die Provisionsaufwendungen und 
die sonstigen laufenden Aufwendungen für den 
Versicherungsbetrieb, die voraus sichtiichen Bei- 
träge, die voraus sichtiichen Aufwendungen für 
Versichenmgsfälle und die voraussichtliche Liqui- 
ditätslage. Dabei ist auch darzulegen, welche 
finanziellen Mittel voraussichtlich zur Verfügung 
stehen werden, um die Verpflichtungen aus den 
Verträgen und die Anforderungen an die Kapital- 
ausstattung zu erfüllen. Da die Insolvenzgefähr- 
dung bei Neuanbietem in der Regel größer ist als 
bei etablierten Anbietern, sollte die Aufsicht sie 
unter eine besondere Überwachung stellen. 

4. Für den seltenen Fall eines nicht mehr abzuwen- 
denden Konkurses sollten unter öffentiich-rechtii- 
cher Organisation Konkurssicherungsfonds ge- 
gründet werden. Dabei ist von der Spartentren- 
nung nach § 8 Abs. 1 a VAG auszugehen und 
für Leb ensver sicherer, Schadenversicherer (ein- 
schließlich Unternehmen, die Haftpflicht- und Un- 
fallversicherung betreiben), Rechtsschutzversiche- 
rer und Kredit/Kautionsversicherer jeweils ein 
Konkurssicherungsfonds vorzusehen. Im Falle der 
Insolvenz eines im Inland niedergelassenen Scha- 
denversicherers, Rechtsschutzversicherers oder 
Kredit/Kautionsversicherers sollte der Fonds nur 
für die Ansprüche der schutzbedürftigen Versiche- 
rungsnehmer auf kommen müssen, also für die An- 
sprüche jener Versicherungsnehmer, die nicht in 
der Lage sind, sich über die voraussichtliche Solva- 
bilitätsentwicklung der Versicherer selbst ein Bild 
zu machen. Dabei könnte von den Schwellenwer- 
ten ausgegangen werden, die die EG in der 2. Ko- 
ordinierungsrichtlinie Schaden für das nicht 
schutzbedürftige Großrisikengeschäft festgelegt 
hat."^®) Im Falle der Insolvenz eines im Inland nie- 
dergelassenen Lebens Versicherers sollte es dage- 
gen keine Einschränkungen geben.'^^) 

In der Schadenversichenmg (mit Ausnahme von 
Pflichtversicherungen), der Rechtsschutzversiche- 

Vgl. Abschnitt 2.2.1. 

Dies ist wichtig für den Fall, daß Unternehmen zugunsten 
ihrer Mitarbeiter Gruppenversicherungsverträge mit einem 
Lebensversicherer abschließen. 


rung und der Kredit/Kautionsversicherung sollte 
die Entschädigungsquote 90% betragen, bei 
Pflichtversicherungen 100%. Die Haftung des 
Fonds sollte (mit Ausnahme der Pflichtversicherun- 
gen) auf einen Höchstbetrag pro Anspruch be- 
grenzt sein. In der Lebensversicherung sollte die 
Entschädigungspflicht des Konkurs Sicherungs- 
fonds auf 90 % des Rückkauf swertes bzw. der fälh- 
gen garantierten Versicherungssumme begrenzt 
sein. Die Haftung des Fonds sollte auch in der Le- 
bensversicherung auf eine Höchstsumme pro An- 
spruch beschränkt sein. 

Die Kosten der Konkurssicherungsfonds sind durch 
eine Umlage auf die in der Sparte tätigen, im Inland 
niedergelassenen Unternehmen zu finanzieren. 
Die Umlage sollte proportional zum Netto-Prä- 
mienvolumen vor genommen werden, wobei in ei- 
nem Jahr ein Satz von 1 % nicht überstiegen wer- 
den sollte. Für den seltenen und eher unwahr- 
scheinüchen Fall einer höheren Beanspruchung 
des Fonds sollte der über 1 % hinausgehende Be- 
trag in den Folgejahren erhoben werden. 

715 . Nach einer Aufhebung der den Pränüenwettbe- 
werb beschränkenden Regelungen wären solvente 
Unternehmen nicht mehr in ihrer Freiheit beschränkt, 
preispohtische Vorstöße vorzunehmen. Die Inten- 
sivierung des Prämienwettbewerbs würde zu einem 
niedrigeren Prämienniveau führen. Dadurch würde 
sich das Überschußniveau verringern imd damit auch 
das der Überschußbeteihgungen. In Branchen mit 
kurzfristigen Verträgen, wie der Kfz-Haftpflichtver- 
sicherung, würden Überschußbeteihgungen mögh- 
cherweise ganz verschwinden. Dann könnte der Ver- 
braucher davon ausgehen, daß die vereinbarte Prämie 
auch die effektive Prämie ist. Da der Wettbewerb mit 
Überschußbeteiligungen nur unvollkommen funktio- 
niert, kann sich eine Verlagerung des Wettbewerbs 
von den Überschußbeteihgungen auf die Prämie nur 
positiv auswirken. Durch die Verstärkung der Inten- 
sität des Prämienwettbewerbs würden die Versiche- 
rungsunternehmen gezwungen, aus volkswirtschaft- 
hcher Sicht übermäßige Vertriebs- und Marketing- 
ausgaben einzuschränken und ihre Außendienstap- 
parate zu straffen. 

716 . Im übrigen könnte sich bei einer Aufhebung 
der staathchen Pränüen- und Bedingungskontrohe die 
den Unsicherheiten der Prämienkalkulation ange- 
messene Vertragsgestaltimg durchsetzen. Im Wettbe- 
werb hätte sich zu erweisen, inwneweit die vorherr- 
schenden langfristigen Verträge nüt festen Prämien 
und hohen Sicherheitsmargen anderen Lösungen tat- 
sächhch überlegen sind. Im Wettbewerb alternativer 
Vertragsgestaltungen könnten sich langfristige Ver- 
träge ohne Sicherheitsmarge in der Prämienkalkula- 
tion — aber mit einer Prämienanpassungsklausel ~ 
durchsetzen, wenn sie von den Marktteilnehmern be- 
vorzugt werden. Oder die Marktteilnehmer könnten 
stattdessen eine Folge kurzfristiger Verträge abschlie- 
ßen, bei der bei Vertrags emeuerung jeweils einer ver- 
änderten Schadensituation Rechnung getragen 
wüd. 

717 . Die Deregulierung der Prämienkalkulation 
wäre neben der Dereguüerung der Versicherungsbe- 
dingungen der zweite notwendige Schritt zur Öffnung 
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des Inlandsmarktes für Versicherer aus anderen EG- 
Mitgliedstaaten. Damit würde auch die Prämienkal- 
kulation derjenigen Lebensversicherer zulassungs- 
frei, die im Inland zwar nicht durch eine Niederlas- 
sung oder Agentur vertreten sind, deren Zusammen- 
arbeit mit Maklern aber zu einer „ständigen Präsenz" 
im Inland führt. 


4.3 Zu den sozialpolitischen Grenzen einer 
Neuordnung des Insolvenzschutzes in der 
Privaten Krankenversicherung 

718. Private Krankenversicherungsverträge werden 
faktisch auf Lebenszeit abgeschlossen.®®) Wenn sich 
die Rahmenbedingungen der Gesundheitssysteme 
ändern, wenn neue Versorgungsformen eingeführt 
werden oder wenn kostensparende Anreize in die 
Verträge aufgenommen werden, muß den Versiche- 
nmgsnehmem ein Prämienangebot unterbreitet wer- 
den. Da unter den gegenwärtigen Rahmenbedingun- 
gen der Versicherungsnehmer nur die Wahl hat, das 
Angebot anzunehmen oder den alten Vertrag weiter- 
zuführen (ein Wechsel zur Konkurrenz wäre mit er- 
heblichen wirtschaftlichen Nachteilen verbunden), 
kann der Versicherer seinen Preissetzungsspielraum 
ausnutzen. Dieser Gefcihr kann nur durch ein Geneh- 
migungsverfahren bei der Aufsicht begegnet werden. 
Die aufsichtsbehördliche Regulierung der Prämien- 
kalkulation sollte deswegen nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission, trotz der geschilderten Nachteile, 
beibehalten werden. Reformen hätten innerhalb des 
bestehenden aufsichtsrechthchen Rahmens zu erfol- 
gen. 


4.4 Zu den Argumenten gegen eine Deregulierung 
der Prämienkalkulation 

4.4.1 Erhöhung der Insolvenzgefahr 

719. Versicherungs Wirtschaft und BAV haben sich 
gegen eine Deregulierung der Prämienkalkulation 
mit dem Argument gewandt, Versicherungsmärkte 
seien durch eine besondere Insolvenzneigung ge- 
kennzeichnet. Sie haben dabei insbesondere auf die 
folgenden Besonderheiten verwiesen: 

— Versicherungsprodukte seien Produkte, deren Ko- 
sten zum Zeitpunkt der Prämienkalkulation nur in 
Form von Erwartungswerten zur Verfügung stün- 
den. Als Folge von Risikoänderungen oder Zufall 
könne es dazu kommen, daß die tatsächlichen 
Schadenwerte die kalkulierten überstiegen. Die 
geforderten Prämien seien dann nicht mehr ko- 
stendeckend und es komme zu finanziellen 
Schwierigkeiten und Insolvenzen („Kalkulations- 
argument"). 

— Selbst wenn zutreffende Erwartungen über die 
Schadenentwicklung bestünden, verhindere der 
Wettbewerb, daß kostendeckende Pränüen durch- 
gesetzt werden könnten. Eine Tendenz zu ruinöser 
Prämienkonkurrenz ergebe sich, weil jedes Unter- 
nehmen seine angebotene Menge an Versiche- 


Vgl. Abschnitt 3.1.5. 


rungsschutz kurzfristig zu geringen Grenzkosten 
ausweiten könne. Mittelfristig ergebe sich dann 
leicht eine Situation, in der ein Unternehmen die 
fähig werdenden Schadenzahlungen nur noch 
durch eine Ausweitung des Prämienvolumens 
über die Neuzeichnung von Policen decken könne. 
Es käme auch zu sogenanntem „cash-flow-under- 
writing", bei dem versicherungstechnische Verlu- 
ste mit Zinsgewinnen ausgeglichen werden. So- 
bald die gestiegenen Schadenzahlungen nicht 
mehr durch Ausweitungen des Prämienvolumens 
oder durch Zinsgewinne abgedeckt werden könn- 
ten, komme es zu finanziellen Schwierigkeiten 
und Insolvenzen ( „ Kapazitätsargument " ) . 

720. Schon dem Kalkulationsargument kann nach 
Auffassung der Monopolkommission nicht gefolgt 
werden. Die Unsicherheit bei der Kalkulation resul- 
tiert aus zufallsbedingten Abweichungen des Scha- 
densbedarfs vom Erwartungswert bei konstanter Ge- 
fahrenlage („Zufallsrisiko") sowie aus Veränderun- 
gen der Gefahrenlage selbst („Änderungsrisiko"). 

721. Der Ausgleich des Zufallsrisikos ist Kernstück 
des Versicherungsgeschäfts. Er erfolgt durch den 
Ausgleich im Kollektiv nach dem Gesetz der großen 
Zahl, durch den Ausgleich in der Zeit sowie durch den 
Ausgleich über die Rückversicherung. Der Wettbe- 
werb zwingt die Versicherungsunternehmen keines- 
wegs das Zufallsrisiko zu mißachten. Vielmehr ist der 
Wettbewerb ein Verfahren, das die Unternehmen 
dazu zwingt, nach möglichst effizienten Möglichkei- 
ten des Umgangs mit diesem Risiko zu suchen. 

722. Auch der Hinweis auf das Änderungsrisiko ver- 
mag nicht zu überzeugen. Zwar besteht insbesondere 
bei langfristigen Verträgen das Risiko von bei Ver- 
tragsabschluß nicht vorhersehbaren Veränderungen 
der monetären (Preissteigerungen), technischen 
(neue Risiken durch neue Produkte und Verfahren), 
rechthchen (neue Gesetze, sich wandelnde Recht- 
sprechung) und gesellschafthchen Rahmenbedingun- 
gen (veränderte Wertmaßstäbe, etwa hinsichtlich des 
moralischen Risikos). Auf unregulierten Märkten wer- 
den die Marktteilnehmer hierauf aber mit angemesse- 
nen Vertragsformen reagieren. Bei langfristigen Ver- 
trägen kann dies geschehen in Form von 

— über die Vertragsdauer konstanten Prämien mit 
Sicherheitszuschlägen, die mögliche Änderungen 
der Gefahrenlage auffangen, in Verbindung mit 
Überschußbeteüigungssystemen, die überhobene 
Prämien an die Versicherungsnehmer zurücker- 
statten, 

— niedrigeren Prämien ohne Sicherheitszuschläge in 
Verbindung mit Prämienanpassungs klausein, die 
eine Anpassung der Prämie an Änderungen der 
Gefahrenlage erlauben, 

— einer Kombination beider Formen. 

Es kann auch sinnvoll sein, kürzere Vertragslaufzei- 
ten zu vereinbaren und in kürzeren zeitlichen Abstän- 
den eine Neukalkulation der Prämien vorzunehmen. 

Die dem Unsicherheitsproblem angemessene Lösung 
ergibt sich im Wettbewerb dieser unterschiedlichen 
Vertragsformen. Aufsichtsbehördliche Vorschriften, 
eine bestimmte einheithche Form zu wählen, unter- 


266 



Deutscher Bundestag ~ 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


binden diesen Wettbewerb und verhindern damit 
möghcherweise angemessenere Lösungen. 

723. Auch dem Kapazitätsargument kann nicht ge- 
folgt werden. Kapazitätsausweitungen verlangen den 
Einsatz zusätzlicher Ressourcen imd sind nur zu posi- 
tiven Grenzkosten durchzuführen. Die Erschließung 
zusätzlicher Nachfrage oder das Abwerben von Kun- 
den konkurrierender Versicherungsuntemehmen er- 
fordern zusätzhche Aufwendungen für Verwaltung 
und Vertrieb. Zusätzliche Risiken können im übrigen 
nur gezeichnet werden, wenn entsprechende techni- 
sche Reserven und Solvabilitätsmittel gebildet wer- 
den und/oder zusätzhcher Rückversicherungsschutz 
in Anspruch genommen wird. Auf die Einhaltung der 
Bestimmungen über die technischen Reserven und 
die Solvabihtät hat die Versicherungsaufsicht zu ach- 
ten. Unternehmen, die Unterkostenprämien verlan- 
gen, werden kaum Rückversicherer finden, die ihnen 
Rückversicherungsschutz gewähren. 


4.4.2 Anstieg des Konzentrationsniveaus 

724. Gegen eine Dereguherung der Prämienkalku- 
lation wird auch vorgebracht, daß kleinere und mitt- 
lere Versicherungsunternehmen über Größennach- 
teile verfügten, die bei freiem Prämien Wettbewerb 
schnell zu ihrer Verdrängung durch Großunterneh- 
men führen würden. Insbesondere auf zwei Nachteile 
kleinerer Versicherungsunternehmen wurde hinge- 
wiesen: 

— Die Produktion von Versicherungsschutz sei durch 
steigende Skalenerträge gekennzeichnet. Wegen 
des Gesetzes der großen Zahl werde das dem Un- 
ternehmen verbleibende Risiko um so kleiner, je 
mehr Einzelrisiken zum gegenseitigen Ausgleich 
beitrügen. 

— Kleinere Versicherungsuntemehmen seien nicht 
in der Lage, den Schadenbedarf und die Kosten- 
quoten zu kalkulieren, und könnten deshalb die 
Prämienhöhe gar nicht eigenständig festlegen. Die 
Kalkulation der Risikoprämie sei nur auf der Basis 
einer Schadenstatistik möglich, die einen größeren 
Bestand an Versicherten umfasse und bei der es zu 
einem hinreichenden Ausgleich von Zufalls- 
schwankungen komme. Die Kalkulation erfordere 
darüber hinaus eine umfassende Kenntnis von Be- 
stimmungsfaktoren der Gefahrenlage, die die 
künftigen Schadenverteilungen verändern kön- 
nen. Auch die Kalkulation von Kostenquoten 
könne von kleineren und mittleren Versicherungs- 
Unternehmen nicht selbständig durchgeführt wer- 
den. Personal- und Sachkosten für die Vertragsbe- 
arbeitung seien zum großen Teil Gemeinkosten. 
Die Versichemngsuntemehmen bräuchten die 
Hilfestellung des Verbandes bei der Gemeinko- 
stenverteilung auf die Versicherungszweige. In 
Zweigen wie der Industrie-Feuerversicherung gin- 
gen darüber hinaus Kosten der Risikobeurteilung 
und Schadenverhütung des Versicherers (z. B. In- 
spektionen, Brandschutzberatung) in die Verwal- 
tungskosten ein. Schadenbedarfsangaben bedürf- 
ten deshalb der ergänzenden Information über die 
anzusetzende Verwaltungskostenquote. 


725. Nach Auffassung der Monopolkommission 
können beide Argumente nicht überzeugen. Die auf- 
grund des Gesetzes der großen Zahl zu erwartenden 
Kostensenkungsmöglichkeiten dürften insbesondere 
im Massengeschäft schon bei relativ kleinen Marktan- 
teilen weitgehend ausgeschöpft sein. Dies lassen auch 
empirische Untersuchungen der Kostenstruktur von 
Versichemngsuntemehmen vermuten. Eine beson- 
dere Konzentrationstendenz dürfte deshedb nicht zu 
erwarten sein. 

726. Dem Argument, daß Versicherungsuntemeh- 
men ihre Bruttoprämie nicht eigenständig kalkulieren 
können, kann die Monopolkommission nicht zustim- 
men. Ledighch die Erstellung von Schadenstatistiken 
macht nach Ansicht der Kommission eine Zusammen- 
arbeit auf Verbandsebene erforderhch. Eine solche 
Zusammenarbeit wäre auch nach Aufhebung des 
§ 102 GWB ohne Verstoß gegen § 1 GWB möghch, 
weil es sich dabei nicht um eine Wettbewerbsbe- 
schränkrmg handelt. Nicht begründen läßt sich dage- 
gen die gemeinsame Kalkulation von Trendzuschlä- 
gen, in die Erwartungen über künftige Entwicklungen 
der Schadenverteilung eingehen, und von Sicher- 
heitszuschlägen. Auch die Notwendigkeit einer ko- 
operativen Kalkulation von Zuschlägen für Verwal- 
tungs- und Vertriebskosten vermag die Monopolkom- 
mission nicht einzusehen. Selbst kleinere Versiche- 
rungsrmtemehmen sollten in der Lage sein, ihre Ver- 
waltungs- und Vertriebskosten selbst zu kalkulieren. 
Maßnahmen zur Risikobeurteilung und Schadenver- 
hütung (deren Kosten in die Zuschläge eingehen) soll- 
ten Wettbewerbsparameter sein und nicht vom Ver- 
band oder der Aufsichtsbehörde in Form von Kosten- 
zuschlägen vorgegeben werden. 

727. Es ist nicht auszuschließen, daß der verstärkte 
Prämienwettbewerb zu einer Bereinigung von Versi- 
chemngsuntemehmen mit Größennachteilen führen 
könnte. Ein solcher Konzentrationsanstieg wäre aber 
nicht per se negativ zu beurteilen, weil er eine Verla- 
gemng der Versicherungsproduktion von weniger ef- 
fizienten auf effizientere Unternehmen mit sich brin- 
gen würde. Der Prämienwettbewerb würde im übri- 
gen dort nicht zu Lasten der kleinen Versichemngs- 
untemehmen gehen, wo sich diese auf Marktseg- 
mente speziahsieren, die nicht gleichzeitig von Groß- 
unternehmen abgedeckt werden. 


4.4.3 Erhöhung der Marktintransparenz 

728. Ein weiteres Argument gegen eine Deregulie- 
mng der Prämienkalkulation stellt darauf ab, daß 
durch freien Prämienwettbewerb ein besonderes In- 
solvenzrisiko entstehen und dadurch zusätzhche 
Marktintransparenz geschaffen werden würde. Insbe- 
sondere private Versieh emngsnehmer könnten kaum 
beurteilen, ob die voraussichthehe Entwicklung der 
finanziellen Situation eines Versicherers eine ausrei- 
chende Garantie für die vollständige Erfüllung der 

8^ Vgl. z. B. Finsinger, J./Hammond, E./Trapp J., Insurance: 
Competition or Regulation, London 1985, S. 96 und 98—103 
oder Joskow, P., Cartels, Competition and Regulation in the 
Property-Uability Insurance Industry, in: Bell Journal of Eco- 
nomies 4 (1973), S. 375-428. 
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Ansprüche aus einem Versicherungsvertrag biete. 
Dies wiederum könnte einige Versicherer dazu verlei- 
ten, sich weniger vorsichtig zu verhcdten, was das In- 
solvenzrisiko und die Marktintransparenz weiter er- 
höhen würde. 

729. Nach Auffassung der Monopolkommission ist 
das von einem freien Prämienwettbewerb ausge- 
hende Insolvenzrisiko gering. Dies zeigen theoreti- 
sche Überlegungen ö2) sowie der internationale Ver- 
gleich.ö3) Größere gewerbliche Versichenmgsnehmer 
sollten überdies in der Lage sein, die voraussichtliche 
Entwicklung der finanziellen Situation eines Versi- 
cherers und damit die Erfüllbarkeit möghcher Lei- 
stungsansprüche hinreichend zu beurteilen. Überfor- 
dert wären dagegen private sowie kleinere gewerbh- 
che Versicherungsnehmer, Diese könnten sich allen- 
falls auf Reputationen stützen. Dies würde einer Ten- 
denz zu unvorsichtigem Verhalten der Versicherer 
entgegenwirken, weil Versicherungsnehmer dann 
etablierte Unternehmen bevorzugen würden, bei de- 
nen eine längere Erfahrung imgefährdeter Leistungs- 
ansprüche auch für die Zukunft Vertrauen in die Sol- 
vabihtät erzeugte. Eine solche Situation könnte ten- 
denziell preiserhöhend wirken, weil die etabherten 
Unternehmen wegen des besonderen Vertrauens und 
ihrer Reputation höhere Prämien durchsetzen könn- 
ten. Ein solcher Effekt ist aber nur in geringem Um- 
fang zu erwarten, weil die aufsichtsbehördüche Solva- 
büitätskontrolle das mit einem freien Prämienwettbe- 
werb verbundene Insolvenzrisiko begrenzt. Eine sol- 
che Solvabilitätskontrolle wirkt deshalb wie eine Min- 
destqualitätskontrolle: Da die Erfüllung der Solvabüi- 
tätsvorschriften durch die Aufsicht kontrolliert wird, 
vertieren Reputationen an Bedeutung, was Verteu- 
erungen des Versicherungsschutzes entgegenwirkt. 

4.4.4 Rückgang des Mit- und Rückversicherungsangebots 

730. Gegen eine Aufgabe der Bruttoprämienemp- 
fehlungen ist weiterhin vorgebracht worden, daß 
diese zu einem Rückgang bzw. zu einer Verteuerung 
des Angebots an Versicherungsschutz führen müsse, 
weil Mit- und Rückversicherungen erschwert werden 
würden. Bei Mitversicherungen führe gewöhnlich ein 
Versicherer, der „führende“ Mitversicherer, die Risi- 
koeinschätzung durch und lege die Prämie fest. Inwie- 
weit weitere Versicherer bereit seien, sich an der Mit- 
versicherung zu beteiligen, hänge sehr stark vom Ver- 
trauen in die Kompetenz des „führenden“ Versiche- 
rers ab, eine Prämie zu kalkulieren, die die Kosten und 
den erwarteten Schadenbedarf mindestens deckten. 
Wenn keine Bruttotarifempfehlung des Verbandes 
existiere, auf deren Grundlage die Prämienkalkula- 
tion des „führenden“ Mitversicherers beurteilt wer- 
den könnte, würden sich viele potentielle Mitversi- 
cherer nur nach einer kostenaufwendigen Nachprü- 
fung der Prämienkalkulation an der Mitversicherung 
beteiligen. Als Folge davon werde das Angebot an 
Mitversicherungen abnehmen, 

731. Ähnliche Befürchtungen werden für die Rück- 
versicherungen geltend gemacht. Ein Großteil der 
Rückversicherung erfolge auf vertraglicher Grund- 


82) Vgl. Abschnitt 4,4.1. 

83) Vgl. Abschnitt 4.7, 


läge, wobei ein Teil des Geschäftes eines Erstversi- 
cherers automatisch rückversichert werde. Nach Auf- 
fassung der Versicherungswirtschaft erleichtern die 
Bruttoprämienempfehlungen auf der Erstversiche- 
rimgsebene den Rückversicherern eine Bewertung 
der Adäquanz der individuellen Bruttoprämien und 
damit eine Bewertung des Rückversicherungsrisikos. 
Eine Aufhebung der Bruttopränüenempfehlungen 
mache die Rückversicherung weniger kalkulierbar 
und vermindere das Rückversicherungsangebot. 

732. Mit- bzw. Rückversicherer bedürfen zweifellos 
einer gewissen Sicherheit darüber, daß der „füh- 
rende“ Mitversicherer bzw. Erstversicherer eine ko- 
stendeckende Prämie kalkuliert. Sie können dazu die 
Prämie durch eine Nachkalkulation überprüfen, was 
nach Auffassung der Monopolkonunission aber kei- 
neswegs die Existenz von Bruttotarifempfehlungen 
voraussetzt. Daß „führende“ Mitversicherer bzw. 
Erstversicherer als Folge der Risikobeteitigung ande- 
rer Versicherer bzw. Rückversicherer unvorsichtiger 
kalkulieren könnten, ist im übrigen eine Form des 
moralischen Risikos. Probleme des moralischen Risi- 
kos lassen sich durch Selbstbehalte mildern oder be- 
seitigen: indem die beteiligten Mitversicherer vom 
„führenden“ Mitversicherer verlangen, daß dieser ei- 
nen hinreichenden Teil des mitversicherten Risikos 
selbst trägt, oder indem die Rückversicherer vom Erst- 
versicherer Risiken nur bei spürbaren Selbstbehalten 
des Erstversicherers übernehmen. Dadurch bleibt 
beim führenden Mitversicherer bzw. Erstversicherer 
ein hinreichender Anreiz bestehen, Risiken risikoad- 
äquat zu tarifieren. Selbstbehalte beschränken zwar 
den Umfang der Risikoweitergabe im Wege der Mit- 
bzw. Rückversicherung. Da sie einen disziplinieren- 
den Einfluß auf „führende“ Mitversicherer bzw. Erst- 
versicherer ausüben, sind sie aber ökonomisch sinn- 
voll. 


4.5 Zu den Argumenten gegen eine stärkere 
Betonung der Solvabilitätskontrolle 

733. Gegen eine stärkere Betonimg der Solvabiti- 
tätskontroUe ist vorgebracht worden, daß sie 

— die Kosten des Versichenmgsschutzes erhöhe, 

— gleichwohl Insolvenzen nicht vollständig zu ver- 
hindern vermöge. 


(1) Verteuenmg des Versicherungsschutzes 

734. Das Argument, die Verlagerung des Insolvenz- 
schutzes von den Prämienwettbewerb beschränken- 
den Maßnahmen auf die SolvenzkontroUe verteuere 
den Versicherungsschutz, ist keineswegs stichhaltig. 
Es ist nicht zu erwarten, daß bei einer Aufhebung der 
den Prämienwettbewerb beschränkenden Maßnah- 
men die SolvabititätskontroUe zusätzliche Kapitalko- 
sten verursacht. Die Tarif kontroUe und die im Rahmen 
des § 102 GWB legalisierten Wettbewerbsbeschrän- 
kungen führen nämlich bereits jetzt schon zu einer 
Übererfüllung der Solvabilitätsvorschriften.^^) Durch 

84) Vgl. Abschnitt 4,1.5. 
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die Aufhebung der den Prämienwettbewerb be- 
schränkenden Maßnahmen ist vielmehr eine Intensi- 
vierung des Prämienwettbewerbs zu erwarten, was 
die von den Unternehmen gehaltenen Eigenmittel 
(insbesondere in der Lebensversicherung) sogar ver- 
ringern könnte. 

735. Die von der Monopolkommission vorgeschla- 
gene Neuordnung des Insolvenzschutzes wird im üb- 
rigen tendenziell zu einer Verringerung der Kosten 
der Produktion von Versicherungsschutz führen. Die 
Intensivierung des Prämienwettbewerbs wird eine 
Stärkung der Effizienzanreize bewirken und über die 
Rationahsierung insbesondere des Vertriebsappara- 
tes zu einer Kostensenkung führen. 


(2) Keine vollständige Beseitigung der 
Insolvenzgefahr 

736. Auch Solvenzkontrollen könnten das Risiko von 
Insolvenzen vollständig ausschließen. Dies würde je- 
doch voraussetzen, daß Solvenzanforderungen in ei- 
nem Maße verschärft werden, bei dem die zusätzli- 
chen Kosten nicht mehr durch den zusätzUchen Nut- 
zen aufgefangen werden. Eine Solvenzaufsicht, die 
aus volkswirtschaftlicher Sicht optimal ist, stellt des- 
halb Solvenzanforderimgen, bei denen ein minimales 
Insolvenzrisiko verbleibt. Dieses verbleibende Restri- 
siko kann zu geringeren volkswirtschafthchen Kosten 
durch einen Konkurssicherungsfonds abgedeckt wer- 
den. 


4.6 Zu den Argumenten gegen die Einführung eines 
Konkurssicherungsfonds 

737. Kritiker eines Konkurssicherungsfonds — dar- 
unter BAV und Versicherungswirtschaft — haben ins- 
besondere auf die folgenden Nachteile verwiesen. 

Der Konkurssicherungsfonds 

— führe zu einer Umverteilung zu Lasten der solven- 
ten Unternehmen und ihrer Versicherimgsneh- 
mer, 

— führe zu volkswirtschafthchen Effizienzverlusten, 

— biete bei privatrechtiicher Organisationsform den 
beteüigten Unternehmen KontroU- und Abstim- 
mungsmöghchkeiten, die kartellrechthch bedenk- 
hch sein können, oder 

— führe bei öffentiich-rechthcher Organisationsform 
zu einer zusätzUchen staatlichen Intervention. 


(1) Umverteilung zu Lasten der solventen 
Unternehmen 

738. Auch nach Auffassung der Monopolkommis- 
sion sind bei einem Konkurssicherungsfonds gewisse 
Umverteilungswirkungen nicht auszuschheßen. 
Diese sind jedoch in ihrem Umfang wesentiich gerin- 
ger als von den Kritikern behauptet und werden von 
den Vorteilen eines Fonds bei weitem aufgewogen. 


Von den Kritikern wird zumeist verkannt, daß ein 
Konkurssicherungsfonds nichts anderes als eine Ver- 
sicherung der Versicherten gegen die Insolvenz ihres 
Versicherers ist. Finanzierungsbeiträge für den Fonds 
werden letzthch nicht von den Versicherern getragen, 
sondern von den Versicherungsnehmern, auf die die 
Beiträge letzthch überwälzt werden. Zur Prämie für 
die Abdeckung des erwarteten Schadenbedarfs (zu- 
sätzlich der Betriebskosten) zahlen die Versiche- 
rungsnehmer bei Einrichtung eines Konkurssiche- 
rungsfonds dann noch einen Prämienzuschlag zur Ab- 
deckung des Risikos, daß ihr Versicherer insolvent 
wird. Wie bei jeder Versicherung besteht auch hier 
das Problem der Kalkulation möghchst risikogerech- 
ter Prämien. Könnte man die Insolvenzrisiken der Ver- 
sicherer genau abschätzen und ihre Finanzierungs- 
beiträge zum Fonds — mithin die Prämienbelastung 
ihrer Versicherungsnehmer — danach staffeln, könn- 
ten Umverteilungswirkungen ausgeschlossen wer- 
den. Der Finanzierungsbeitrag eines Versicherers 
zum Konkurssicherungsfonds — mithin: die zusätzli- 
che Prämienbelastung seiner Versicherungsneh- 
mer ~ entspräche den Kosten des Schutzes vor Ver- 
lust der Ansprüche im Insolvenzfall. Nur weil es un- 
möghch oder nicht sinnvoll ist, die Insolvenzwahr- 
scheinhchkeifen der Versicherer im voraus genauer 
zu quantifizieren und risikogerechte Prämien zu kal- 
kulieren, kann es zu unerwünschten Umverteüungs- 
wirkungen kommen. In der Regel wird man sich aus 
Praktikabilitätsgründen bei einem Konkurssiche- 
rungsfonds nänüich damit begnügen müssen, die 
Finanzierungsbeiträge der Versicherungsuntemeh- 
men proportional zum Prämienvolumen zu erheben. 
Damit spart man Informationskosten. Man verhindert 
darüber hinaus, daß ein Konkurssicherungsfonds zur 
Normierung des Wettbewerbsverhaltens der Fonds- 
mitgheder benutzt wird. Dem Vorteil der vereinfach- 
ten Finanzierung steht dann allerdings der Nachteil 
gegenüber, daß Unterschiede in der Insolvenzwahr- 
scheinlichkeit der Versicherungsnehmer sich nicht in 
unterschiedlichen Finanzierungsbeiträgen widerspie- 
geln. Insofern kann es zu einer Umverteilung kom- 
men: Die vorsichtigen Versicherungsuntemehmen 
und damit deren Versicherungsnehmer zahlen für die 
Unvorsichtigkeit der insolventen Unternehmen und 
derer Versicherungsnehmer mit, die von den niedri- 
geren Prämien profitiert haben. 

739. Da es sich bei der Frage nach der Vorteilhaftig- 
keit eines Konkurssicherungsfonds um eine Frage der 
Abwägung von Vor- und Nachteilen handelt, ist die 
empirische Bedeutung der Belastung mit Finanzie- 
rungsbeiträgen durch einen Konkurssicherungsfonds 
entscheidend. Nach Auffassung der Kommission ist 
die zu erwartende Belastung relativ gering, 

— weil die Insolvenzwahrscheinlichkeit gering ist 
und nur ein kleiner Teil des gesamten Versiche- 
rungsvolumens von Insolvenzen betroffen sein 
wird, 

— weil Kapitalkosten gespart werden können, wenn 
Insolvenzen durch eine nachträgUche Umlage 
finanziert werden und keine Vorausbeiträge erho- 
ben werden. 

740. Gegen häufige Insolvenzen spricht, daß von ei- 
ner unreguherten Prämienkalkulation kein höheres 
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Insolvenzrisiko ausgeht ^5) und daß durch die beste- 
hende Solvabihtätskontrolle des Amtes frühzeitig in- 
solvenzgefährdete Unternehmen erkannt und Gegen- 
maßnahmen getroffen werden können.®®) Darüber 
hinaus werden sich in Insolvenzfällen für Versicher- 
tenbestände oft kaufwillige Unternehmen finden. Der 
Erwerb eines Versichertenbestandes lohnt sich, weil 
dadurch Akquisitionskosten gespart werden. All dies 
spricht dafür, daß die für den Konkurssicherungsfonds 
zu erwartenden Belastungen relativ gering sein wer- 
den. Die Untersuchung der britischen und amerikani- 
schen Erfahrungen mit Konkurssicherungsfonds be- 
legt dies eindrucksvoll.®^) 

741. Eine nachträgliche Umlage ist einer Voraus- 
finanzierung vorzuziehen. Der Konkurssicherungs- 
fonds wird dann nicht mit Problemen der Kapitalan- 
lage belastet. Die Unternehmen haben dann zwar 
Rückstellungen für eine möghche künftige Inan- 
spruchnahme durch den Konkurssicherungsfonds zu 
bilden. Vermutlich kann das in Rückstellungen ge- 
bundene Kapital von den Unternehmen aber produk- 
tiver angelegt werden als von einem zentralen Fonds- 
manager. Die Rückstellungen für eine möghche Inan- 
spruchnahme durch den Konkurssicherungsfonds 
sollten steuerlich anerkannt werden. 

742. Im Ergebnis ist zu erwarten, daß ein Konkurssi- 
cherungsfonds nur zu geringen Prämienerhöhungen 
führen wird. Der gleiche Schutz der Versicherungs- 
nehmer könnte zwar unter Verzicht auf einen Kon- 
kurssicherungsfonds auch mit einer verschärften Sol- 
venzkontrolle erreicht werden, z. B. mit einer Erhö- 
hung der Solvabilitätsspanne luid häufigeren Solvabi- 
htätsprüfungen. Diese würde aber zu höheren zusätz- 
hchen Kosten (insbesondere Opportunitätskosten des 
bereitzuhaltenden Sicherheitskapitals) führen als der 
Konkurssicherungsfonds. Letzterer ist deshalb einer 
Verschärfung der Solvenzkontrolle vorzuziehen. 


(2) Volkswirtschaftliche Effizienzverluste 

743. Ein zweites Argument stellt darauf ab, daß der 
Konkurssicherungsfonds riskantes solvenzge fahr dem 
des Verhalten der Unternehmen hervorrufe, weil er 
diese vor Insolvenzen schütze. Ein solcher direkter 
Zusammenhang besteht jedoch nicht. Schließlich geht 
das Kapital der Aktionäre oder Mitglieder (bei WaG) 
im Insolvenzfall verloren. Konkurssicherungsfonds 
ändern nichts an dem Zwang, das vorhandene Kapital 
möghchst profitabel einzusetzen. 

744. Gleichwohl besteht ein indirekter Zusammen- 
hang. Ein Garantiefonds schützt die Versichenmgs- 
nehmer vor den Folgen eines riskanten Verhaltens 
ihres Versicherers. Daraus kann auf Versicherungs- 
nehmerseite ein Anreiz erwachsen, stets den billig- 
sten Versicherer zu wählen und Solvabüitätsunter- 
schieden keine Beachtung zu schenken. Wegen des 
Problems des moralischen Risikos können Konkurssi- 
cherungsfonds zu vermehrter Nachfrage bei jenen 
Versicherungsunternehmen führen, vor deren Ver- 
halten die Versicherungsnehmer gerade geschützt 


85) Vgl. Abschnitt 4.4.1. 

88) Vgl. Abschnitt 4.1.5 und 4.5. 
87) Vgl. Abschnitt 4.7.4. 


werden sollen. Daraus ergibt sich eine relative Begün- 
stigung des Prämienwettbewerbs zu Lasten der Rück- 
lagenbildung. 

745. Probleme des morahschen Risikos lassen sich 
aber durch Selbstbeteiligungen der Versicherungs- 
nehmer mildern. Wenn die Versicherten damit rech- 
nen müssen, daß der Konkurssicherungsfonds für ei- 
nen bestimmten spürbaren Anteil ihrer Ansprüche 
nicht auf kommt, haben sie einen Anreiz, ihre Kaufent- 
scheidung nicht allein an der Prämienhöhe zu orien- 
tieren. Im übrigen ergeben sich bei langfristigen Ver- 
trägen Nachteile für die Versicherungsnehmer insol- 
venter Unternehmen schon allein dadurch, daß Kon- 
kurs Sicherungsfonds nur für die eingetretenen Versi- 
cherungsfälle haften, eine Weiterführung des Vertra- 
ges zu den zwischen Versicherungsnehmer und insol- 
venten Versicherungsuntemehmen vereinbarten Be- 
dingungen jedoch nicht garantieren können. Im Falle 
eines insolvent gewordenen Lebensversicherers hätte 
der Konkurssicherungsfonds bei laufenden Verträgen 
ledighch die vereinbarten Rückkaufswerte auszube- 
zahlen. Personen mit fortgeschrittener Vertragslauf- 
zeit würden eine Anschlußdeckung bei einem ande- 
ren Versicherungsuntemehmen nur zu erhebhch ver- 
schlechterten Bedingungen finden. 

746. Selbstbeteüigungen bewirken im übrigen nicht 
nur eine sorgfältigere Überprüfung des Versicherers 
vor Abschluß eines Vertrages. Auf die Versichemngs- 
nehmer wird auch ein Anreiz ausgeübt, hohe Versi- 
cherungssummen auf mehrere Versicherer zu vertei- 
len. Würde die Ersatzpflicht pro Versichemngsan- 
spmch nach oben beschränkt, würde ein zusätzhcher 
Diversifikationsanreiz ausgeübt. Die Diversifikation 
im Massenversichemngsbereich wird erleichtert wer- 
den durch die Herausbildung von Maklermärkten. 
Hilfreich könnte dabei auch eine gesetzhche Bestim- 
mung sein, nach der bei langfristigen Verträgen (ins- 
besondere Lebensversicherungsverträgen) im Falle 
der Insolvenz eines Versicherers die Makler zu einer 
Abgabe herangezogen werden können, die zur Ent- 
schädigimg der Versichemngsnehmer zu verwenden 
ist. 

747. Nach einem weiteren Argument ergeben sich 
volkswirtschaftliche Effizienzverluste auch dadurch, 
daß insolvenzgefährdete Grenzanbieter durch die 
Finanziemngsumlage belastet und dadurch selbst in 
die Insolvenz getrieben werden. Auch dieses Argu- 
ment kann nicht überzeugen. Bei der proportionalen 
Umlage werden die Grenzanbieter die Umlage im 
Gleichschritt mit den Wettbewerbern überwälzen 
können. Die Belastung der Versicherungsuntemeh- 
men mit Prämienerhöhungen aus Konkurssicherungs- 
fondsumlagen wird zudem relativ gering sein. 


(3) KarteUrechtiich bedenkliche Kontroll- und 
Abstimmungsmöghchkeiten 

748. Eine freiwilhge privatrechtiiche Organisation 
des Konkurssichemngsfonds bietet den beteihgten 
Versicherern Kontroll- und Abstimmungsmöghchkei- 
ten, die kartellrechthch bedenklich sein können. Die- 
ser Auffassung ist auch die Monopolkommission. Ins- 
besondere die Großunternehmen würden sich an ei- 
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nem Fonds nur beteiligen wollen, wenn sie das Wett- 
bewerb sverhalten der Fondsmitglieder normieren 
und über die Aufnahme neuer Mitglieder mitentschei- 
den könnten. Dieser Einfluß wird selbst dann spürbar 
sein, wenn Außenseiter ihren Fondsbeitritt unter Be- 
rufung auf das Diskriminierungs verbot durchsetzen 
können. 

749. Die Kommission spricht sich deshalb für eine 
öffentlich-rechtliche Organisation des Konkurssiche- 
rungsfonds aus, bei der eine KarteUierungsgefahr 
nicht besteht. Mit der Erteilung der Zulassung zum 
Betrieb des Versicherungsgeschäfts würde ein im In- 
land niedergelassener Versicherer gleichzeitig Mit- 
glied des Fonds. Über die Zulassung und die auf- 
sichtsbehördhche Solvabilitätskontrolle hinaus sollten 
keine weiteren Voraussetzungen für die Mitglied- 
schaft im Fonds gemacht werden. Indem ein Unter- 
nehmen sich der SolvabüitätskontroUe unterwirft, er- 
werben seine Versicherungsnehmer das Recht, ihre 
Ansprüche im Insolvenzfall (bei Versagen der Sol- 
venzkontrolle) aus dem Konkurs Sicherungsfonds zu 
befriedigen, und die Pflicht, im Falle der Zahlungsun- 
fähigkeit anderer Versicherer zur Finanzierung der 
Ansprüche der betroffenen Versicherungsnehmer 
beizutragen. 


(4) Höhere staatiiche Eingriffsintensität 

750. Die vorgeschlagene öffentiich-rechtiiche Orga- 
nisationsform des Konkurssicherungsfonds bringt nur 
eine geringe staatliche Eingriffsintensität mit sich. Der 
Fonds wird — wegen der ex-post-Finanzierung — 
nicht mit dem Anlagemanagement eines angesam- 
melten Kapitals belastet. Der Fonds wird lediglich bei 
Insolvenzen tätig, und dies wird, angesichts der gerin- 
gen Insolvenzwahrscheinhchkeit, nur selten der FaU 
sein. Daß auf sich tsrechtiiche Aktivitäten durch eine 
Umlage finanziert werden, ist im übrigen kein No- 
vum. Gemäß § 101 VAG werden neun Zehntel der 
Kosten des BAV auf die Versicherer umgelegt, und 
zwar proportional zu den Brutto -Prämien des letzten 
Geschäftsjahres (abzüglich der zurückgewährten 
Überschüsse oder Gewinnanteile). Die Umlage darf 
dabei einen Satz von einem Promille nicht überstei- 
gen. Um auch die Umlagen des Konkurssicherungs- 
fonds zu finanzieren, müßte dieser Höchstsatz auf ein 
Prozent pro Jahr erhöht werden, wobei darüber hin- 
ausgehende Belastungen auf die Folgejahre zu vertei- 
len wären. 


4.7 Prämienniveau und Insolvenzschutz auf 
weniger regulierten Märkten 

751. Frankreich, Großbritannien und — wiederum 
mit Einschränkimgen — die USA sind Länder, in de- 
nen der Prämienwettbewerb auf Versicherungs- 
märkten von der Versicherungsaufsicht nicht be- 
schränkt wird. Die Aufsichtsbehörden haben dort 
keine Befugnis, die Kalkulationsgrundlagen in der 
Kfz-Haftpflichtversichenmg und der Lebensversiche- 
rung vorzuschreiben. Darüber hinaus haben die Ver- 
bände in Frankreich und Großbritannien schon seit 
Ende der 70er Jahre nur noch die Möglichkeit, Tarif- 


empfehlungen auf Nettobasis auszusprechen. Der 
Schwerpunkt des Insolvenzschutzes in den Ländern 
mit freiem Prämienwettbewerb liegt bei der Solvenz- 
kontrolle. Dies hat den Vorteil, daß nur solvenzgefähr- 
dete Unternehmen von aufsichtsbehördlichen Maß- 
nahmen betroffen werden. Ergänzt wird die Solvenz- 
kontrolle in Großbritannien und den USA durch Kon- 
kurssicherungsfonds, die im Falle einer Insolvenz für 
die Ansprüche der Versicherten aufkommen. Der in- 
ternationale Vergleich kann Hinweise darauf geben, 
ob die von der Monopolkommission vorgeschlagene 
Neuordnung des Insolvenzschutzes öö) zu einer Ver- 
ringerung des Prämienniveaus führen kann. Darüber 
hinaus kann überprüft werden, inwieweit aus einer 
Intensivierung der Prämienkonkurrenz eine Erhö- 
hung der Insolvenzgefahr und eine Gefährdung der 
Ansprüche der Versicherten erwächst.®®) 


4.7.1 Alternative rechtliche Ordnungen des 
Prämienwettbewerbs 

4.7.1. 1 Frankreich 

752. In Frankreich besteht für die Tarife in der Scha- 
denversicherung nur eine Vor lag epf licht . Die Tarif- 
aufsicht führt jedoch nicht zu einer Behinderung des 
Prämienwettbewerbs, da die Direction des Assuran- 
ces keine Befugnis hat, den Versicherern bestimmte 
Kalkulationsgrundlagen vorzuschreiben, wie dies in 
der Bundesrepublik in der Kfz-Haftpflichtversiche- 
rung der Fall ist. Die bisher bestehende Möglichkeit, 
Tarif margen durch Dekret festzulegen, ist Ende 1986 
im Zuge der Reform des französischen Wettbewerbs- 
rechts aufgehoben worden.®^) Lediglich in der Le- 
bensversicherung besteht noch die Pflicht zur Einho- 
lung eines Visa.®^) Aber auch dort wird der Prämien- 
wettbewerb nicht unterbunden. Die Versicherer dür- 
fen innerhalb eines relativ weiten Rahmens die garan- 
tierte Mindestverzinsung des Sparanteils und insbe- 
sondere die Höchstbelastung mit Verwaltungskosten 
selbst festlegen.®®) 

753. Vereinbarungen der Versicherer über eine ge- 
meinsame Prämienkalkulation unterhegen ebenso 
wie jene über allgemeine Versicherungsbedingungen 
einer Vorlagepflicht bei der Aufsicht.®^) Der früher 
bestehende Genehmigungsvorbehalt der Versiche- 
rungsaufsicht gegenüber Abkommen in der Versiche- 
rungswirtschaft ist im Rahmen der Reform des franzö- 
sischen Wettbewerbsrechts Ende 1986 aufgehoben 
worden.®^) Eine kartellrechthche Bereichsausnahme 
für wettbewerbsbeschränkende Vereinbanmgen in 
der Versicherungswirtschaft gibt es in Frankreich, im 
Unterschied zur Bundesrepubhk, nicht.®®) Freistellun- 
gen vom Kartellverbot können nur erteilt werden, 


Vgl. Abschnitt 4.2. 

Vgl. auch Abschnitt 4.4. 

90) Art. R 310-6 Code des Assurances. 

91) Art. 57 Ordonnance relative ä la hberte des prix et de la 
concurrence vom 1. 12. 1986. 

92) Art. R 310-6 Code des Assurances. 

93) Art. A 335-1 Code des Assurances. 

94) Art. L 310-5 Code des Assurances. 

95) Art. 57 Ordonnance relative ä la liberte des prix et de la 
concurrence vom 1. 12. 1986. 

96) Vgl. dazu auch Abschnitt 3.5. 1.1. 
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wenn nachweislich die Verbraucher am Gewinn be- 
teiligtwerden und die Wettbewerbsbeschränkung zur 
Förderung des wirtschaftlichen Fortschritts beiträgt, 
ohne den beteiligten Unternehmen die Möglichkeit 
zur Ausschaltung des Wettbewerbs für einen wesent- 
lichen Teil der betreffenden Waren zu geben. Unbe- 
anstandet bleibt die Zusammenarbeit der Unterneh- 
men bei der Prämienkalkulation gegenwärtig nur 
noch dann, wenn sie sich auf die Ermittlung des Scha- 
denbedarfs (die Nettoprämie) beschränkt und soweit 
sie nur Empfehlungscharakter hat. 

754 - Die Wende in der Beurteilung von Prämienkar- 
tellen vollzog sich in den 70er Jahren. Die Commission 
de la Concurrence untersuchte die Bruttotarif ab spra- 
chen in der Feuer-Industrie- und Feuer-Betriebsun- 
terbrechimgsversicherung.9^) Die Versicherungsauf- 
sicht hatte zuvor gegen diese Absprachen keinen Ein- 
spruch erhoben. Die Tarifierung durch die Groupe- 
ment Technique Incendie des Verbandes hatte bis zu 
einer Versicherungssumme bis zu 1 Mio. F empfeh- 
lenden Charakter, bei einer darüber hinausgehenden 
Versicherungssumme bindenden Charakter. Bei Ver- 
sicherungssummen von über 100 Mio. F sahen die 
Absprachen eine fallweise Tarifierung auf der Basis 
eines speziellen Gutachtens der Groupement Techni- 
que Incendie vor. Zwei größere Versicherer übten au- 
ßerdem Druck auf die an den Tarif absprachen betei- 
ligten Firmen aus, sich von Außenseitern geführten 
Mitversicherungsgemeinschaften nicht anzuschlie- 
ßen. 

755 . Die Commission de la Concurrence wertete 
diese Absprachen als Verstoß gegen das Verbot wett- 
bewerbsbeschränkender Vereinbarungen. 98) Der 
Versuch zweier Unternehmen, die anderen an den 
Tarifabsprachen beteiligten Versicherer daran zu hin- 
dern, Außenseiter als führende Versicherer in Mitver- 
sicherungsgemeinschaften zu akzeptieren, verstoße 
darüber hinaus gegen das Verbot des Mißbrauchs ei- 
ner marktbeherrschenden Stellung.99) Die Wettbe- 
werb skommission verneinte eine Freistellbarkeit der 
Tarifabsprachen. Es sei nicht nachgewiesen worden, 
daß das Ziel der Förderung des wirtschaftlichen Fort- 
schritts nicht auch ohne die wettbewerbsbeschrän- 
kenden Wirkungen verbindlicher Tarif ab sprachen 
auf Bruttobasis zu erreichen gewesen sei. Eine ge- 
meinsame Statistik zur Bestimmung der Nettoprämie 
könne gerechtfertigt werden, nicht aber die Festle- 
gung einheitlicher Verwaltungskostenzuschläge und 
die Verpflichtung auf ein einheitliches Mindestprä- 
mienniveau. Die Behauptung der Versicherer, daß 
ohne Tarif ab sprachen eine ruinöse Prämienkonkur- 
renz zu erwarten gewesen sei, verkenne, daß die auf- 
sichtsbehördliche Solvabilitätskontrolle imd das Ri- 
siko möglicher Kapitalverluste einer ruinösen Prä- 
mienkonkurrenz entgegen wirkten. Der Finanzmini- 
ster ordnete auf Empfehlung der Kommission eine 
Beendigung der Tarif ab sprachen an. 


97) Dedsion No. 79—19 concemant le secteur de l'assurance 
incendie des risques industriels et des pertes d'exploitation, 
in: Commission de la Concurrence, Rapport au ministre de 
l economie pour l'annee 1979, Annexe 11. 

98) Damals: Art. 59 bis, erster Absatz Ordonnance No. 45—1483 
vom 30. Juni 1945. 

99) Damals; Art. 59 bis, letzter Absatz Ordonnance No. 45— 
1483 vom 30. Juni 1945. 


4.7.1^ Großbritannien 

756 - Wie für Versicherungsbedingungen gibt es in 
Großbritannien auch für die Prämien weder eine Ge- 
nehmigungs- noch eine VorlagepflichL Im Unter- 
schied zur Bundesrepublik können die Versicherer 
über die Kalkulationsgrundlagen in der Kfz-Haft- 
pflichtversicherung und der Lebensversicherung frei 
entscheiden. 

757 . Soweit die Unternehmen, etwa auf Verbands- 
ebene, durch eine gemeinsame Prämienkalkulation 
den Wettbewerb beschränken, kommt die Anwen- 
dung des Fair Trading Act 1973 in Frage, Wenn die 
beteiligten Versicherer sich in einer Monopolsituation 
befinden, kann der Wirtschaftsminister gegen wettbe- 
werbsbeschränkende Vereinbarungen, die gegen das 
öffentliche Interesse verstoßen, ihm geeignete Maß- 
nahmen ergreifen, um die schädlichen Auswirkungen 
der Monopolsituation zu beseitigen. Soweit die Zu- 
sammenarbeit der Unternehmen nur zu Prämienemp- 
fehlungen führt und sich auf den Schadenbedarf (die 
Nettoprämie) beschränkt, bleibt sie unbeanstandet. 

758 . Die Wende in der Beurteüimg von Prämienkar- 
tellen vollzog sich — wie in Frankreich — in den 70er 
Jahren. Die Monopolies Commission hatte die Tarif - 
absprachen in der Feuerversicherung in den Jahren 
1969 bis 1972 untersucht, ^^i) Das Fire Offices Commit- 
tee (FOC), dem eine Vielzahl britischer Feuerversi- 
cherer angehörte, legte Mindestprämiensätze fest, die 
von den Mitgliedsfirmen des FOC nicht unterschritten 
werden durften. Bei einer Mindestversicherungs- 
summe von 2,5 Mio. £ und der Vereinbarung eines 
Selbstbehalts konnte das FOC Ausnahmen hiervon 
genehmigen. Darüber hinaus hatte etwa die Hälfte 
der FOC-Mitgheder ein Mitversicherungsabkommen 
geschlossen, nach dem sie sich nur an solchen Mitver- 
sicherungsgemeinschaften beteiligen wollte, bei de- 
nen mindestens 65% der Versicherungssumme bei 
FOC-Mitgliedem plaziert werde (65/35-Rule). Ver- 
einbart wurde außerdem, daß die Verteilung der An- 
teüe von FOC-Mitgliedern an einer Mitversiche- 
rungsgemeinschaft soweit wie möglich unverändert 
bleiben sollte, wenn der führende Mitversicherer 
wechselte oder wenn die Versicherungssumme sich 
veränderte. 

759 . Da die Mitghedsfirmen des FOC fast zwei Drit- 
tel des Feuerversicherungsangebots auf sich vereinig- 
ten, lag eine Monopolsituation vor. Die Verpflichtung 
der FOC-Mitgliedsfirmen auf Mindestprämiensätze 
und das Mitversicherungsabkommen führender FOC- 
Mitglieder beschränkte nach Auffassung der Mono- 
polies Commission den Wettbewerb. Die kollektive 
Marktmacht der FOC -Mitglieder verschaffe diesen 
die Möglichkeit, langfristig Prämien und Gewinne auf 
ein Niveau anzuheben, das über dem Niveau liege, 
das erforderlich sei, um ein befriedigendes Angebot 
bereitzustellen. Trotz ihres Marktanteils von mehr als 


190) Vgl. dazu auch Abschnitt 3. 5. 1.2. 

101) The Monopolies Commission, Fire Insurance; Report on the 
Supply of Fire Insurance, London, HMSO 1972. Die Unter- 
suchimg erfolgte auf der Grundlage von Sect. 9 des damals 
geltenden Monopoües and Restrictive Practices (Inquiry 
and Control) Act 1948 sowie des Monopolies and Mergers 
Act 1965. Beide Gesetze wurden 1973 durch den Fair Tra- 
ding Act ersetzt. 
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einem Drittel seien unabhängige Versicherer nur be- 
grenzt in der Lage, die Preispohtik des FOC zu diszi- 
plinieren. Ihr Einfluß im Mitversicherungsgeschäft 
werde durch die 65/35-Regel begrenzt. Auch Makler 
seien deswegen nur beschränkt in der Lage, unabhän- 
gige Versicherer an Mitversicherungsgemeinschaften 
zu beteüigen. Unabhängige Versicherer orientierten 
sich überdies selbst an den FOC-Tarifen und hätten 
sich auf Maximalabweichungen davon verständigt. 
Das FOC-Tarif System sowie das Mitversicherungsab- 
kommen verstießen nach Auffassung der Monopolies 
Commission gegen das öffentliche Interesse. Die Wi- 
derlegungsargumente des FOC akzeptierte die Kom- 
mission nicht. Insbesondere verneinte sie das Argu- 
ment, daß sich ohne Tarif absprachen eine ruinöse Prä- 
mienkonkurrenz ergeben müsse. Die Monopolies 
Commission empfahl eine Aufhebung des FOC -Tarif - 
Systems sowie des Mitversicherungsabkommens. Die 
Erstellung einer gemeinsamen Schadenstatistik soUte 
weiterhin möghch sein. 

760. Eine fömüiche Anordnung des Department of 
Trade and Industry erging nicht. Das Gutachten der 
Monopohes Commission führte aber letzhch zu einer 
Aufhebung des FOC im Jahre 1985. Die Verbandskal- 
kulation wird mmmehr vom Sachversicherungs- Aus- 
schuß (Property Committee) in der Association of Bri- 
tish Insurers durchgeführt. Sie basiert weitgehend auf 
der alten Klassifikation des FOC. Ermittelt werden nur 
noch Daten über Schadenerwartimgswerte (Nettoprä- 
mien), keineswegs aber mehr Kosten- und Gewinn- 
aufschläge. Die Prämienleitliiüen sind nicht mehr ver- 
bindhch. 


4.7.1 .3 USA 

761. Hinsichtlich des Umfanges der aufsichtsbe- 
hördhchen Tarifaufsicht bestehen zwischen den Bun- 
desstaaten große Unterschiede. In der Feuerversiche- 
rung xmd der Kfz- Versicherung unterhegen die Tarife 
in einigen Bundesstaaten der Genehmigungspflicht, 
wobei die Aufsicht Einheits- bzw. Mindestprämien 
vorschreibt. Die Tarife werden von der Aufsichtsbe- 
hörde selbst oder von sogenannten Tarifbüros (rating 
bureaus) festgesetzt, die als vom Staat kontrolherte 
Zwangsverbände der Versicherungsunternehmen or- 
ganisiert sind. Mitunter haben die Unternehmen die 
Möghchkeit, unter bestimmten Voraussetzungen von 
den vorgegebenen Tarifen abzuweichen. Teilweise 
besteht auch nur eine Vorlagepflicht für Tarife, wobei 
die Tarife sofort verwendet werden dürfen und die 
Genehmigung als stillschweigend erteilt gilt, wenn 
die Aufsicht nicht innerhalb einer bestimmten Periode 
Einspruch erhebt. Die Kriterien der Aufsicht sind dann 
nicht allzu restriktiv imd erlauben einen ausreichen- 
den Spielraum für Prämienwettbewerb. In vielen 
Branchen unterhegen die Tarife weder einer Geneh- 
migungs- noch einer Vorlagepflicht. 

762. Die Zusammenarbeit der Unternehmen ist nach 
dem McCarren-Ferguson-Act von der Anwendung 
der Antitrustgesetze ausgenommen, soweit sie der 
Aufsicht unterhegt. In den USA haben sich in den 
Schadenversicherungszweigen vielfach private Tarif- 
verbände gebüdet, die die Erfahrungswerte ihrer Mit- 
gheder sammeln und auswerten und Empfehlungen 


für die Prämienkalkulation aussprechen. Sie sind 
nicht rechtsfähige Vereinigimgen, die der Zulassung 
der Aufsichtsbehörde bedürfen und unter Staatsauf- 
sicht stehen. Jeder Versicherer kann wählen, ob er 
sich einem Tarifverband anschheßen oder seine Tarife 
selbst kalkuheren möchte. Die Tarifverbände küm- 
mern sich auch um die Genehmigungs- bzw. Vorlage- 
verfahren, soweit solche vorgeschrieben sind. 

4.7.2 SolvenzKoritrolle und Konkurssicherungsfonds 

4.7.2.1 Frankreich 

763. Der Insolvenzschutz basiert in Frankreich vor 

allem auf der Solvabüitätskontrolle.^02) Höhe und Be- 

rechnimg der Solvabilitätsspanne und des Garantie- 
fonds bei Schaden- bzw. Lebensversicherem aus EG- 
Ländem folgen den hierzu erlassenen EG -Richtli- 
nien 103) und stimmen insofern mit den in der Bundes- 
repubhk geltenden Regelungen überein. Sinken die 
freien Eigemnittel imter den Sollbetrag des Garantie- 
fonds, kann die Versicherungsaufsicht einen Plan zur 
kurzfristigen Beschaffimg der erforderlichen Eigen- 
mittel (plan de financement 4 court terme) verlangen. 
Außerdem kann sie die freie Verfügung über die Ver- 
mögensanlagen einschränken und darüber hinaus 
alle Maßnahmen zur Wahrung der Belange der Versi- 
cherten ergreifen. 

Die Kontrolle der versicherungstechnischen Rückstel- 
lungen ist innerhalb der EG nicht harmonisiert wor- 
den imd basiert auf den speziellen französischen Re- 
gelungen. 

764. Ein Konkurssichenmgsfonds besteht nur für die 

Kfz- Haftpflichtversicherung, 104) nicht jedoch für die 

anderen Versicherungssparten. Der Code des Assu- 
rances sieht jedoch vor, daß die Bestände insolventer 
Unternehmen proportional auf die solventen Unter- 
nehmen verteilt werden. Die Wirkimgen sind im Er- 
gebnis mit jenen eines Konkurssicherungsfonds ver- 
gleichbar. 

4.7.2.2 Großbritannien 

766. Wie in Frankreich basiert der Insolvenzschutz 
in Großbritannien vor allem auf der Kontrolle der ver- 
sicherungstechnischen Rückstellungen sowie auf ei- 
ner SolvabüitätskontroUe nach den Anforderungen 
der EG-Koordinierungsrichtiinien.io5) Bei Nichtein- 
haltung der Solvabüitätsnormen stehen dem Depart- 


102 ) Art. R. 334-1 bis R 334-39 Code des Assurances. 

103) Vgl. Erste Richtlinie des Rates zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Auf- 
nahme und Ausübung der Tätigkeit der Direktversicherung 
(mit Ausnahme der Lebensversichenmg) vom 24. JuU 1973 
(1. KoordRichtlSchaden) sowie Erste Richtlinie des Rates 
zur Koordmierung der Rechts- imd Verwaltimgsvorschrif- 
ten über die Aufnahme und Ausübung der Direktversiche- 
rung (Lebensversicherung) vom 5. März 1979 (1. Koord- 
RichtlLeben). 

10^) Art L 420-1 L 420-1 Code des Assurances. Der „Fonds de 
garantie" in der Kfz-Haftpflichtversicherung ist nicht nur 
Konkurssicherungsfonds, sondern springt auch in den Fäl- 
len ein, in denen der Schädiger zahlungsunfähig oder nicht 
ermittelbar ist. 

103) Sect. 32 Insurance Companies Act 1974. 
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ment of Trade and Industry ähnliche Sanktionsmittel 
zur Verfügung wie der Direction des Assurances oder 
dem BAV. Das Ministerium kann einen kurzfristigen 
Plan zur Wiederherstellung gesunder Finanzverhält- 
nisse verlangen 106) und es kann die Zulassung zum 
Abschluß neuer Geschäfte entziehen. i07) Eingriffstat- 
bestände für weitergehende Maßnahmen sind dar- 
über hinaus die nicht ordnungsgemäße Erstellung von 
Jahresberichten, wesentliche Abweichimgen vom 
Geschäftsplan sowie der Schutz der Versichenmgs- 
nehmer.108) Als Eingriffsmaßnahmen sind Beschrän- 
kungen vorgesehen hinsichthch der Anlageart des 
Unternehmens Vermögens, Beschränkungen hinsicht- 
hch des Ortes der Anlage, Begrenzung des Prämien- 
einkommens, die Anordnung von zusätzhchen oder 
häufigeren Geschäftsberichten. i09) Darüber hinaus 
gibt es eine generalklauselartige Ermächtigung zu 
weitergehenden Maßnahmen, no) 

Neu zugelassene Versicherungsuntemehmen unter- 
hegen in den ersten fünf Jahren nach ihrer Zulassung 
einer strengeren Aufsicht bzw. weitergehenden Ein- 
griffsmöghchkeiten.iii) Übhcherweise wird schon die 
Zulassung des Unternehmens mit einer Reihe von 
Auflagen für die erste Zeit verbunden. Hervorzuhe- 
ben ist insbesondere die Beschränkung des Prämien- 
einkommens. 1 

766 - Für den FaU einer Insolvenz ist durch den Poh- 
cyholders Protection Act von 1975 für die Sparten „ge- 
neral business"' und „long term business“ jeweils ein 
Konkurssicherungsfonds eingerichtet worden, Der 
Fonds entschädigt die Versicherungsnehmer insol- 
venter Versicherungsunternehmen, die ihren Sitz in 
Großbritannien haben. in der „general business"- 
Sparte sind die See-, Luftfahrt- und Transportversi- 
chenmg von Entschädigungszahlungen ausgenom- 
men. Darüber hinaus werden nur private Versiche- 
rungsnehmer (Individuen und Personengesellschaf- 
ten) entschädigt. Die Entschädigungsquote beträgt in 
der Kfz-Haftpfhchtversicherung 100 %, in den ctnde- 
ren Zweigen des „general business" 90 %. In der 
„long term -Sparte werden aUe Versicherungsneh- 
mer, also auch Kapitalgesellschaften, mit einer Quote 
von 90 % der Ansprüche entschädigt. Der Fonds ist 
jedoch gehalten, sich zunächst um eine Übertragung 
der Versicherungsbestände auf solvente Unterneh- 
men zu bemühen. Dabei können die übernehmenden 
Versicherer auch die AltpoÜcen durch neue Pohcen 
ersetzen. Finanziert werden die Entschädig vmgslei- 
stungen des Fonds durch eine Besteuerung der Um- 
sätze (net premium income) der solventen Unterneh- 
men, Dabei darf ein Höchstsatz von 1 % pro Jahr 
nicht überschritten werden. Im „long term "-Geschäft 
ist darüber hinaus vorgesehen, daß bei Insolvenz ei- 


10®) Sect. 33 Insurance Companies Act. 

10’) Sect. 1 1 Insurance Companies Act. 

108) Sect. 37 Insurance Companies Act. 

100) Sect. 38 ff. Insurance Companies Act. 

110) Sect. 45 Insurance Companies Act. 

111) Sect. 37 (5) Insurance Companies Act. 

1 12) Sect. 4 1 Insurance Companies Act. 

118) Uoyds-Mitglieder haben einen eigenen Garantiefonds. 

114) Vgl. im folgenden Sect. 5— 12 Policyholders Protection 
Act. 

118) Vgl. im folgenden Sect. 18—22 Policyholders Protection Act 
sowie Schedule 3. 


nes Versicherers neben den solventen Versicherern 
auch die Vermittler zu einer Abgabe herangezogen 
werden können, um die Entschädigungsleistungen 
des Konkurssicherungsfonds zu finanzieren. 


4.7.2.3 USA 

767 . Alle Staaten verlangen den Nachweis einer 
Mindestkapitalausstattung für Schadenversicherer. 
Die Höhe variiert beträchtlich zwischen den Staaten 
und hängt von den betriebenen Versicherungszwei- 
gen sowie der Rechtsform der Unternehmen (AG und 
WaG) ab. Teilweise wird bei Marktzutritt der Nach- 
weis einer zusätzhchen Reserve verlangt, die nach 
Beendigung der Gründungsphase entfällt. 

768 . In der Schadenversicherung können die einzel- 
staathchen Behörden auf ein Frühwarnsystem der Na- 
tional Association of Insurance Commissioners 
(NAIC), das Insurance Regulatory Information System 
(IRIS) zurückgreifen. Die Frmktion von IRIS ist, die 
Länderaufsichtsbehörden bei der Identifizierung in- 
solvenzgefährdeter Versicherungsunternehmen zu 
unterstützen und zu adäquaten Eingriffsmaßnahmen 
zu ermutigen. Dazu werden elf finanzielle Kennzah- 
len, darimter auch die Solvabilitätsspanne, daraufhin 
überprüft, ob sie im kritischen Bereich hegen. In einer 
sich anschließenden Konferenz der Staatsprüfer wer- 
den jene Versicherer näher einalysiert, bei denen vier 
und mehr Kennzahlen im kritischen Bereich hegen. 
Diese Unternehmen werden nach dem Grad ihrer In- 
solvenzgefährdung schheßlich in drei Gruppen klassi- 
fiziert: „requiring immediate regulatory attention", 
„requiring targeted regulatory attention", „needing 
no regulatory attention". 

769 . Die Länderaufsichtsbehörde kann auf der 
Grundlage des Prüfberichts Gespräche mit dem Ma- 
nagement der gefährdeten Versicherungsuntemeh- 
men führen oder den Geschäftsbetrieb einer fortlau- 
fenden Überwachung unterziehen. Die Aufsicht kann 
die Unternehmen aber nur durch morahschen Dmck 
zur Durchführung ihr geeignet erscheinender Sanie- 
mngsmaßnahmen bewegen. Bei fehlender Kooperati- 
onsbereitschaft bedarf es zur Durchsetzung von Sa- 
nierungsmaßnahmen eines gerichtlichen Beschlusses. 
Zur Durchführung formalisierter Sanierungs- und 
Konkursverfahren hat die NAIC ein ModeUgesetz, 
den NAIC Model Supervision, Rehabilitation and Li- 
quidation Act verfaßt, an den sich die einzelstaatü- 
chen Gesetze überwiegend angelehnt haben. 

770 . Im Schadenversichemngsbereich bestehen in 
den einzelnen Bundesstaaten Konkurssichemngs- 
fonds (insurcince guaranty funds) für die Kfz- Versiche- 
mng (auto Insurance), die Arbeitunfähigkeits/Be- 
triebsunfallversicherung (workers compensation) und 
die sonstigen Sparten (property and habihty insu- 
rance). Die Fonds lehnen sich an ein Modellgesetz des 
NAIC aus dem Jahre 1969 an. Der Höchstanspmch ist 
begrenzt ($ 300 000 im NAIC-ModeUgesetz), darüber 
hinaus haben die geschädigten Versichervmgsnehmer 
einen Selbstbehalt zu übernehmen ($ 100 im NAIC- 
ModeUgesetz).!^®) Mit Ausnahme des Staates New 


1 1®) In der Arbeitsunfähigkeits/Betriebsunfallversicherung gibt 
es keine Beschränkung. 
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York finanzieren sich die Fonds durch eine nachträg- 
liche Umlage auf die solventen Versicherer. Die Um- 
lage wird proportional zum Netto-Prämienvolumen 
erhoben und soll in einem Jahr 1 bzw. 2 % des Netto- 
Prämienvolumens nicht übersteigen. 

771 . Im Gegensatz zur Schadenversicherung wird 
die Lebensversicherung als weniger regulierungsbe- 
dürftig angesehen. Die Solvenzkontrolle für Lebens- 
versicherer ist weniger ausgebaut und Konkurssiche- 
rungsfonds sind — im Gegensatz zu Großbritan- 
nien — nicht eingerichtet worden. 


4.7.3 Zu den Vorteilen einer Neuordnung des 
Insolvenzschutzes 

772 . Freier Prämienwettbewerb soUte tendenziell zu 
einem niedrigeren Prämienniveau führen. Der Nach- 
weis niedrigerer Pränüen auf ausländischen, weniger 
regulierten Märkten fällt allerdings in den Schaden- 
versicherungszweigen wie beispielsweise der Kfz- 
Versicherung schwer. Unterschiede in den Schaden- 
verteilungen, die auf Unterschieden in der Unfallhäu- 
figkeit und Unterschieden im Haftpflichtrecht beru- 
hen, lassen sich zwar weitgehend bereinigen, indem 
man das Prämienniveau auf den Durchschnittsscha- 
den bezieht. Vergleiche des relativen Pränüenniveaus 
sind aber ebenfalls nicht frei von Verzerrungen. Im 
Vergleich zu Großbritannien sind nämlich Deckungs- 
umfänge und Tarif merkmale in der Bundesrepublik 
weniger stark differenziert. Dies liegt nicht nur am 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen, das 
die Bedingungen vereinheitiicht und dabei bemüht 
ist, den Versicherungsschutz möglichst umfassend ab- 
zugrenzen. Dies ist auch auf das deutsche Obliegen- 
heitsrecht zurückzuführen, das im Vergleich zu den 
englischen Warranties eine weniger weitgehende Dif- 
ferenzierung nach persönlichkeitsbezogenen Tarif - 
merkmalen zuläßt. Je geringer aber Deckungsum- 
fänge und Tarife dem individuellen Risiko angepaßt 
werden, um so geringer ist auch der Anreiz zu scha- 
denverhütendem und -vermeidendem Verhalten. 
Hieraus folgt für den deutschen Markt eine Tendenz 
zu höheren (absoluten) Schäden bei höherem (absolu- 
tem) Prämienniveau. Da bei höheren Schäden die 
Verwaltungskosten einen geringeren Anteil an der 
Pränüe ausmachen, ist die Pränüe pro DM Schaden- 
bedarf in der Bundesrepublik tendenziell niedriger als 
auf unregulierten Auslandsmärkten. Da unterschied- 
liche Risiken verglichen werden, ist dieser Vergleich 
aber wenig aussagekräftig. 

773 . Aussagekräftiger sind Vergleiche in der Le- 
bensversicherung, da dort Probleme des moralischen 
Risikos keine Bedeutung haben. Eine Reihe von Stu- 
dien zeigt, daß das Prämienniveau für die reine Todes- 
fallversicherung in der Bundesrepublik erheblich 
über dem britischen Prämienniveau lag. Bei einem 
frühen Eintrittsalter betrugen die Prämien in der Bun- 
desrepublik fast das zweieinhalbfache des englischen 
Niveaus, i^"^) Bei einem höheren Eintrittsalter vermin- 


Finsinger, J./Pauly, M., Introduction, in: Finsinger, J./Pauly, 
M. (Eds.), The Economies of Insurance Regulation, London 
1986, S. 21. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt Kanthack, 
E., Für eine UberaÜsierung des deutschen Versicherungs- 
marktes, Kieler Diskussionsbeiträge 132, Kiel 1987, S. 27. 


dert sich die Differenz zwischen deutschem und eng- 
lischem Prämieimiveau. Das höhere bundesdeutsche 
Prämienniveau wird auch von der Versicherungswirt- 
schaft nicht bestritten. Die vorgebrachten Einwände 
richten sich gegen die These, daß das niedrigere Prä- 
mienniveau auf einen intensiveren Prämienwettbe- 
werb in Großbritannien zurückzuführen sei. Das briti- 
sche Pränüenniveau liege nur deswegen unter dem 
deutschen, weil in Großbritannien erstens das Steuer- 
system zu einer internen Subventionierung von Risi- 
koversicherungen führe, zweitens das Zinsniveau hö- 
her und insbesondere drittens die Sterblichkeit gerin- 
ger sei. Nach Auffassung der Monopolkommission 
treffen die Einwände dem Grunde nach zu, erklären 
können sie jedoch nur einen Teil der Prämiendifferen- 
zen. 


(1) Interne Subventionierung 

774 . Während in der Bundesrepublik die Kapitaler- 
träge der Lebensversicherer den Kunden (bisher 
noch) ungeschmälert zufließen, werden sie in Groß- 
britannien im Unternehmen nach der sogenannten 
„income minus expense" -Methode besteuert. Die 
reine Todesfallversicherung führt nur in relativ gerin- 
gem Umfang zu Kapitalerträgen, die deimit verbunde- 
nen expenses können aber zum Teil nüt den Kapital- 
erträgen aus der gemischten Lebensversicherung ver- 
rechnet werden und mindern insofern die Gesamt- 
steuerschuld. Daraus resultiert bei reinen Todesfall- 
versicherungen ein steuerlicher Subventionseffekt in 
Höhe von bis zu 15%. 


(2) Höheres Zinsniveau 

775 . Den Prämienvergleichen werden Jahresprä- 
mien zugrundegelegt. Da die Prämie zum Jahresbe- 
ginn eingezahlt wird, der Versicherungsfall aber erst 
im Verlaufe des Jahres eintritt, kann die eingenom- 
mene Prämie im Mittel noch eiiüge Monate verzins- 
lich angelegt werden. Im Untersuchungszeitraum lag 
der Zins für festverzinsliche government securities in 
Großbritannien um 2 bis 3 % höher. Tritt der Versiche- 
rungsfall im Durchschnitt nach einem halben Jahr ein, 
ergibt sich folglich ein Zinsvorteil für die englischen 
Versicherer von 1 bis 1,5%. 


(3) Geringere Sterblichkeit 

776 . Eine höhere Sterblichkeit in der Bundesrepu- 
blik ist vor allem in der Altersgruppe der 20- bis 35jäh- 
rigen Männer festzustellen. Nach der Sterbetafel 
1981/83 lag die Wahrscheiiüichkeit eines Zwanzig- 
jährigen, bis zum Alter von 35 Jahren zu sterben, in 
der Bundesrepublik um mehr als 40% höher als in 
Großbritannien. Bei Frauen sind die Sterblichkeitsun- 
terschiede relativ gering. Ab einem Alter von 45 Jah- 
ren gibt es in der Gesamtbevölkerung kaum noch 
einen Sterblichkeitsunterschied. 

777 . Auch nach Berücksichtigung all dieser Fakto- 
ren — interne Subventionierung, höheres Zinsniveau, 
geringere Sterblichkeit — verbleibt bei reinen Todes- 
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fallversicherungen eine erhebliche Prämiendifferenz, 
die auf die Wirkung eines intensiveren Prämienwett- 
bewerbs in Großbritannien zurückzuführen ist. 

778 . Von seiten der Versicherungswirtschaft ist dar- 
auf hingewiesen worden, daß die Beiträge von Kapi~ 
tallebensversicherungen in Großbritannien über dem 
deutschen Niveau lagen. Freier Prämienwettbewerb 
hat offensichtlich in Großbritannien nicht dazu ge- 
führt, daß die Versicherer mit einer höheren garantier- 
ten Mindestverzinsung des Sparanteils (niedrigeren 
Prämien) gegeneinander konkurrieren. Der Anteil der 
garantierten Leistung an der Gesamtleistung war des- 
halb in Großbritannien geringer als in der Bundesre- 
publik, der Anteil der Überschußbeteiligung höher. 
Während in der Bundesrepublik bei einem 25jährigen 
Vertrag bei Ablauf die zusätzliche Überschußbeteili- 
gung in der Größenordmmg der garantierten Versi- 
cherungssunune lag, lag die Überschußbeteiligung in 
Großbritannien nach Angaben der Versicherungs- 
wirtschaft beim Drei- bis Vierfachen der Versiche- 
nmgssumme. 

779 . Aus diesem Befund ergibt sich nach Auffassung 
der Monopolkommission allerdings keineswegs die 
Schlußfolgerung, daß eine Aufhebung der Tarif kon- 
troUe in der Bimdesrepublik zu einem höheren Bei- 
tragsniveau führen müßte. Die in Großbritannien im 
Untersuchungszeitraum herrschenden wirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen unterschieden sich von je- 
nen in der Bundesrepublik. Das Beispiel Großbritan- 
nien zeigt lediglich, daß bei höherer wirtschaftlicher 
Instabilität und höherer Unsicherheit in der langfristi- 
gen Zinsentwicklung Lebensversicherungsmärkte 
hierauf reagieren und den garantierten Anteil an der 
erwarteten Gesamtleistung reduzieren. Bei den in der 
Bundesrepublik existierenden Rahmenbedingungen 
hätte das Prämienniveau dagegen — bei Prämien- 
wettbewerb — wesentlich niedriger sein können. 

780 . Setzt man die Verzinsung der Sparkomponente 
(vor Berücksichtigung der Steuervorteile des Versi- 
cherungsnehmers) in Beziehung zur Verzinsung von 
mittel- bis langfristigen Staatspapieren, zeigt sich im 
übrigen eine deutliche Überlegenheit der britischen 


Tabelle 7 

Verzinsung der Sparkomponente 
von Kapitallebensversicherungsverträgen 
vor Berücksichtigung der Steuervorteile 
der Versicherungsnehmer 1) 



Durchschnitts- 
Verzinsung auf 
25-Jahrespolice 

Verzinsung von 
mittel- bis langfri- 
stigen Staats- 
papieren 

Bundesrepublik 
Deutschland .... 

5,3 

6,6 bis 7,8 

Großbritannien . . 

8,4 

9,1 


Zu beachten ist, daß die Kapitalerträge der englischen Le- 
bensversicherer im Unternehmen besteuert werden. 
Quelle: Finsinger, J./Hammond, E./ Trapp, J., Insurance: Com- 
petition or Regulation, A Comparative Study of the 
Insurance Markets in the United Kingdom and the Fe- 
deral Republic of Germany, London 1985, S. 136 


Kapitallebensversicherungen. Wie Tabelle 7 zeigt, lag 
in beiden Ländern die Verzinsung der Sparkom- 
ponente unter der Verzinsung von Staatspapieren. 
Die Differenz ist in England etwas kleiner; der Unter- 
schied ist aber nicht so groß, daß man schon von einer 
Überlegenheit der britischen Lebensversicherer spre- 
chen könnte. Die deutliche Überlegenheit zeigt sich 
aber dann, wenn man die besondere Besteuenmg von 
Lebensversicherem in Großbritannien berücksichtigt. 
Während die Erträge auf Kapitalanlagen in der Bun- 
desrepublik (bisher) unbesteuert blieben, wurden sie 
in Großbritannien im Unternehmen besteuert. Da der 
Steuereffekt stark von der individuellen Lage, insbe- 
sondere vom Wachstum eines Unternehmens abhän- 
gig ist, läßt sich das Ausmaß des Steuereffektes nur 
schwer quantifizieren, Trotzdem kann der Schluß 
gezogen werden, daß nach Berücksichtigung des 
Steuereffektes eine deutliche Überlegenheit der eng- 
lischen Lebensversicherungen gegeben ist. In wel- 
chem Ausmaß der Prämienwettbewerb für die relativ 
höhere Verzinsung britischer Kapitallebensversiche- 
nmgen sorgt, muß allerdings offen bleiben. Die libe- 
ralen britischen Kapitalanlagevorschriften mögen 
ebenfalls zu einer relativ höheren Verzinsung beitra- 
gen. 


4.7.4 Zu den Argumenten gegen eine Neuordnung des 
Insolvenzschutzes 

781 . Die von der Versicherungswirtschaft gegen 
eine Deregulierung der Prämienkalkulation — Auf- 
gabe der Tarifauf sicht in der Kfz-Haftpflichtversiche- 
rung und Lebensversicherung, Aufgabe der Bruttota- 
rifempfehlungen in den Schadenversicherungsspar- 
ten — vorgebrachten Argumente lassen sich durch 
den internationalen Vergleich nicht bestätigen. Die 
Solvenzkontrolle in Frankreich, Großbritannien oder 
den USA hat zwar Insolvenzen nicht vollständig aus- 
schließen können. Die Zahl der Insolvenzen ist jedoch, 
gemessen an der Gesamtzahl der Versicherer, relativ 
gering gewesen. Da nur selten größere Versicherer 
insolvent wurden, ist auch das von Insolvenzen betrof- 
fene Prämien Volumen, gemessen am gesamten Prä- 
mienvolumen, relativ gering gewesen. Angesichts 
dieses Befundes kann von einer besonderen Tendenz 
zu ruinösem Preiswettbewerb bei Existenz einer Sol- 
vabilitätskontrolle nicht ausgegangen werden. Insol- 
venzen haben deswegen bisher auch keine übermäßi- 
gen Anforderungen an solvente Versicherer gestellt, 
auf die Bestände übertragen wurden bzw. die durch 
Konkurssicherungsfonds-Umlagen belastet wurden. 


4.7.4.1 Frankreich 

782 . In einem typischen Jahr wie 1986 gab es nur 
einen Fall, in dem eine Sanierung nicht mehr möglich 
war imd in dem kein Versicherer bereit war, das be- 
treffende Unternehmen aufzukaufen. Der Bestand 
dieses Unternehmens wurde dann unter allen Unter- 
nehmen am Markt auf geteilt (Transfer de Contrat). 


118 J Wegen der Absetzungsmöglichkeiten der expenses kommt 
nicht der volle Steuersatz von 37,5% zum Tragen. 


276 





Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2677 


4.7.4.2 GroBbritannien 

783. In Großbritannien mußte sich der Poücyholders 
Protection Board seit seiner Errichtung im Jahr 1975 
mit sechs Unternehmen befassen (vgl. auch Ta- 
belle 8). In der Sparte long term business wurden drei 
Lebensversicherer insolvent,- zwei konnten durch 
Übernahmen gerettet werden, während ein Unter- 
nehmen üquidiert wurde. Eine weitere Insolvenz be- 
traf einen Versicherer, der sich auf die langfristige 
Kranken- imd Unfallversicherung von Flugpersonal 
speziahsiert hatte. Im einzelnen waren in der Sparte 
long term business folgende Versicherer betroffen: 

— Im Falle der Fidehty Life Assurance brauchte der 
Board nicht für Zahlungen in Anspruch genommen 
zu werden. Eine Liquidation konnte vermieden 
werden, da sich die Norwich Union life Insurance 
Society bereit erklärte, den Versichertenbestand 
als closed fund weiterzuführen. Im Jahre 1981 
übernahm die Norwich Union Insurance Group 
(Managed Fimds) das Aktienkapital der Fidehty 
Life von deren amerikanischer Muttergesell- 
schaft. 

— Die größten Belastungen des Board entstanden 
durch den Konkurs der Capital Annuities. Der Bo- 
ard leistete Zahlungen an Versicherungsnehmer in 
Höhe von bisher 3,3 Mio. £. Die Commerdal Life 
Assurance, die rd. 1 200 PoÜcen übernahm und in 
ErsatzpoÜcen umtauschte, entschädigte der Board 


darüber hinaus mit rd. 3,1 Mio. £. Diesen Zahlun- 
gen standen bisher Liquidationserlöse in Höhe von 
4,3 Mio. £ gegenüber. 

— Beim Konkurs von Underwriters National Assu- 
rance waren rd. 950 Pohcen betroffen, von denen 
rd. 450 bei Gueirdian Assurance in ErsatzpoÜcen 
umgetauscht wurden. Der Board entschädigte Gu- 
ardian hierfür mit 220 Tsd. £ und zahlte an die rest- 
üchen Versicherungsnehmer direkt 162 Tsd. £. Die 
Liquidationserlöse betrugen 442 Tsd. £. 

— Im Falle von National Investors Life Assurance 
reichte das Vermögen aus, um die Verbindhchkei- 
ten zu decken. Die assurance funds wurden von 
einem etabüerten Lebensversicherungsuntemeh- 
men übernommen. 

784. In der Sparte general business ereignete sich 
seit 1975 nur eine relativ unbedeutende Insolvenz ei- 
nes Spezial Versicherers (Cavaüer Insurance). Ein wei- 
terer FaU von Zahlungsunfähigkeit betraf einen Spe- 
zial-Versicherer, der im Jahre 1975 bereits die Neu- 
zeichnung eingestellt hatte und der im Jahre 1979 
Forderungen aus noch laufenden Verträgen nicht 
mehr erfüllen konnte. 

785. Die Versicherungswirtschaft ist seit Bestehen 
des Poücyholders Protection Board kaum mit Abga- 
ben belastet worden. Der Board hat bisher nur einmal 
eine Abgabe erhoben und zwar im Jahre 1976 auf das 
„long term “-Geschäft in Höhe von 0,25% des Prä- 


Tabelle 8 

Aus Insolvenzfällen resultierende Belastungen des Poücyholders Protection Board (PPB), 1975 bis 1987 





Zahlungen des PPB 



Zeitpunkt der 
Z^lungs- 
unfähigkeit 

Versicherungssparte 

an Versiche- 
rungs- 
nehmer^) 

(Tsd. £) 

für Aus- 
stellung von 
Ersatz- 
poÜcen 
(Tsd. £) 

Zahlungen des 
Liquidators an 
den PPB 2) 
(Tsd. £) 

long term business 

Fidehty life Assurance Ltd. . . 

1975 

life assurance 




Capital Annuities Ltd 

Underwriters National 
Assurance Co 

1976 

1980 

life assurance 

long-term sickness 
and personal acd- 

3 261 

3 073 

4 257 


162 

220 

442 


dent Insurance (air- 
crew personel) 

National Investors 

life Assurance Co. Ltd 

1983 

life assurance 

3 

— 



general business 

Cotton Trade Insurance Asso- 
ciation Ltd 

1981 

employers üabiüty 






insurance 

13 

— 

1 

Cavaüer Insurance Co. Ltd. . . 

1983 

goods in Transit, Fire 
and Natural Forces, 
Damage to Property 

111 



_ 


Einschließlich Abwicklungskosten. 

2) Aus Uquidationserlösen. 

Quelle: Poücyholders Protection Board, Report and Accounts, verschiedene Jahrgänge 
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mieneinkommens des Jahres 1975. Die Abgabe er- 
brachte dem Board Einnahmen von £ 1,5 Mio. Anlaß 
war der Konkurs von Capital Annuities; die Abgabe 
sollte Zahlungen des Fonds an betroffene Versiche- 
rungsnehmer finanzieren. 


4.7.4.3 USA 

786. ln den USA betrug die Zahl der Insolvenzen, die 
zu einer Inanspruchnahme der Konkurssicherungs- 
fonds in der Schadenversicherung führten, im Zeit- 
raum 1969 bis 1985 124M^) Tabelle 9 zeigt, daß beson- 
ders viele Insolvenzen — jeweils 20 — sich in den Jah- 
ren 1975, 1984 imd 1985 ereigneten. Die Abgaben, mit 
denen die Konkurssichenmgsfonds die solventen Ver- 
sicherer belegten, betrugen von 1969 bis 1984 insge- 
samt 482,2 Mio. £. Die tatsächliche Belastung der Un- 
ternehmen ist jedoch geringer, da die veranlagten 
Unternehmen aus den Liquidationserlösen Rücker- 
stattungen erhielten. Die (absolut) höchsten Zahlun- 


Tabelle 9 

Zahl der Konkurssichenmgsfonds, 
Zahl der Insolvenzen und Umlagen 
in der Schadenversicherung, USA, 
1969 bis 1985 


Jahr 

Zahl der 
Konkurssi- 
cherungs- 
fonds q 

Zahl der In- 
solvenzen 2) 

Umlagen 
(Mio. $) 

Umlagen in 
% des ge- 
samten Prä- 
mienvolu- 
mens 

1969 

3 

1 

1,4 

0,027 

1970 

21 

4 

1,4 

0,010 

1971 

41 

8 

7,5 

0,029 

1972 

43 

2 

2,7 

0,009 

1973 

45 

2 

9,5 

0,029 

1974 

45 

5 

19,4 

0,055 

1975 

45 

20 

41,1 

0,103 

1976 

45 

4 

23,6 

0,048 

1977 

47 

6 

33,4 

0,055 

1978 

47 

6 

33,4 

0,048 

1979 

47 

3 

58,5 

0,076 

1980 

48 

4 

25,2 

0,030 

1981 

49 

6 

77,1 

0,087 

1982 

49 

9 

35,2 

0,038 

1983 

49 

4 

39,3 

0,041 

1984 

49 

20 

73,5 

0,069 

1985 

49 

20 

n. a. 

n. a. 


1) Ausschließlich des Staates New York, dessen Konkurssiche- 
ningsfonds sich im Unterschied zu den anderen Staaten über 
Vorausbeiträge finanziert und ausschüeßhch New Jersey. 

2) Ausschheßhch Insolvenzen, die nicht zu einer Inanspruch- 
nahme der bestehenden Konkurs Sicherungsfonds führten. 

Quelle: Harrington, S, E./Danzon, P. M., An Evalution of 
Solvency Regulation in the Property-Liability In- 
surance Industry, Prepared for the Alliance of Ameri- 
can Insurers, the American Insurance Association, and 
the National Association of Independant Insurers, 
1986, S. 52 


gen mußten die Unternehmen in den Jahren 1981 und 
1984 leisten. 

787. Bezieht man die Umlagen eines Jahres auf das 
gesamte Brutto-Prämienvolumen des gleichen Jahres, 
zeigt sich, daß die Belastung der Unternehmen nur 
relativ gering gewesen ist.i^O) Die höchste Veranla- 
gung — gemessen in Prozent des Prämienvolu- 
mens — wurde im Jahre 1975 vorgenommen; sie be- 
trug damals 0,103%. Wie Tabelle 9 zeigt, lag sie in 
den anderen Jahren teilweise wesentlich darunter. 
Berücksichtigt man die Rückerstattimgen, betrug die 
tatsächliche Belastung der Unternehmen in den Jah- 
ren 1969 bis 1984 im Durchschnitt weniger als ein hal- 
bes Promille pro Jahr. 

Größere Belastungen für die Konkurssicherungsfonds 
verursachten bis zum Jahre 1984 die Insolvenzen 

von American Reserve/Reserve im Jahre 1979 (insge- 
samt 86 Mio. $ in den folgenden Jahren), 

von Signal/Imperial im Jahre 1978 (53 Mio. $), 

von Gateway im Jahre 1974 (39 Mio. $), 

von Proprietors im Jahre 1981 (33 Mio. $) und 

von Commonwealth im Jahre 1978 (24 Mio. $).i 2 ij 

Zumeist wurden aber kleinere Versicherer von Insol- 
venzen betroffen. 


5. Wettbewerbsbeschränkungen durch 
Mitversicherungen und Pools? 

5.1 Eine Würdigung der gegenwärtigen Regelung 

788. Die nur für den Einzelfall vereinbarte gemein- 
same Übernahme von Risiken im Mitversicherungs- 
geschäft (ad hoc-Geschäfte) ist gemäß § 102 Abs. 1 
Satz 3 GWB nicht anmeldepfhchtig und insoweit einer 
kartellbehördhchen Mißbrauchsprüfung entzo- 
gen. 122 ) über den Umfang des ad hoc-Geschäfts be- 
steht deswegen keine Transparenz. Im Falle von Mit- 
versicherungsgemeinschaften, die für eine Vielzahl 
von Versicherungsfällen gegründet werden, besteht 
dagegen eine kartellbehördhche Anmeldepflicht so- 
wie eine Mißbrauchsprüfung. Nach Auskunft des 
Bundeskartellamtes sind ca. 70 Mitversichenmgsge- 


1^9) Die Gesamtzahl der Insolvenzen ist möglicherweise höher. 
In den 70er Jahren hatten noch nicht alle Staaten Konkurs- 
sicherungsfonds eingerichtet. Soweit dort Insolvenzen sich 
ereigneten, sind sie hier nicht erfaßt. Nicht berücksichtigt 
sind außerdem die Staaten New York und New Jersey. 

^20) Im Unterschied zu der hier vorgenommenen Rechnung ba- 
siert die Umlage der Konkurssicherungsfonds auf dem 
Netto-Prämienvolumen des Vorjahres. 

121) Vgl. Harrington, S. E./Danzon, P. M., An Evaluation of Sol- 
vency Regulation in the Property -Liabihty Insurance Indus- 
try, Prepared for the Alliance of American Insurers, the 
American Insurance Association, and the National Associ- 
ation of Independant Insurers, 1986, S. 57. 

122) Nach Auffassung des Bundeskartellamts trifft das Einzel- 
fallprivüeg des § 102 Abs. 1 Satz 3 GWB auch auf Mitversi- 
cherungen zu, bei denen mit einem Unternehmen ein Grup- 
penversicherungsvertrag für dessen Mitarbeiter, etwa im 
Bereich der Lebensversicherung, abgeschlossen wird. Vgl. 
BKartA TB 1981/1982, a. a. O., S. 83f. 
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meinschaften gegenwärtig angemeldet. Unbeanstan- 
det bheben vom Bundeskartellamt kleinere und mitt- 
lere Mitversicherungsgemeinschaften. Beanstandun- 
gen hat es dagegen im Falle größerer Mitversiche- 
rungsgemeinschaften gegeben, die auf den relevan- 
ten Teilmärkten nach Auffassung des Amtes über eine 
marktbeherrschende Stellung verfügten. Mitversi- 
cherungsgemeinschaften sollen eine marktbeherr- 
schende Stellung nicht ausnutzen können, um eine 
von der tatsächhchen Schaden- und Kostenentwick- 
lung losgelöste Prämienpolitik zu Lasten der Versi- 
cherungsnehmer zu betreiben. 123) 

789. Wegen der unzulänglichen Informationen über 
ad hoc-Geschäfte kann die Monopolkommission den 
Umfang der durch Mitversicheningen bewirkten 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht abschheßend be- 
urteüen. Viele ad hoc-Geschäfte scheinen jedoch 
ebenso wie eine Reihe von Mitversicherungsgemein- 
schaften nicht mit einer Wettbewerbsbeschränkung 
verbunden zu sein, da sie größere gewerbhche Risi- 
ken erst versicherbar machen. Diese Großrisiken wür- 
den die Versicherungskapazität einzelner Versiche- 
rer, auch unter Berücksichtigung der Rückversiche- 
rungsmöglichkeiten, übersteigen. Soweit Mitversi- 
cherung die Bereitstellung eines Versicheningsange- 
bots erst ermögticht und die beteitigten Mitversiche- 
rer daher nicht in einem aktuellen oder potentiellen 
Wettbewerbsverhältnis zueinander stehen, ist der Ar- 
beitsgemeinschaftsgedanke anwendbar. Mitversiche- 
rungen unterhegen dann nicht dem Anwendungsbe- 
reich des § 1 G WB und bedürfen insoweit keiner Frei- 
stellung nach § 102 GWB. EbenfaUs nicht in den An- 
wendungsbereich des § 1 GWB fallen Mitversiche- 
rungen, wenn die Versicherungsnehmer, etwa Groß- 
unternehmen oder staathche Institutionen, die Zu- 
sammensetzung des Konsortiums bestimmen. 

790. Mitversicherungen, an denen Versicherer be- 
teüigt sind, die die betreffenden Risiken auch allein 
versichern könnten, führen dagegen zu einer Wettbe- 
werbsbeschränkung. Sie würden ohne die Privilegie- 
rung in § 102 GWB unter das Kartellverbot fallen. Die 
im Großrisikengeschäft sich abzeichnende Verwirkü- 
chung der Dienstleistungsfreiheit läßt vermuten, daß 
die von den bestehenden Mitversicherungen ausge- 
henden wettbewerbsbeschränkenden Wirkungen 
sich tendenziell verringern werden. In einem bei ver- 
wirkhchter Dienstleistungsfreiheit zugrunde zu le- 
genden europäischen Markt ist darüber hinaus davon 
auszugehen, daß viele der bestehenden Mitversiche- 
rungen nicht mehr geeignet wären, die Marktverhält- 
nisse spürbar zu beeinflussen und deshalb den Kar- 


123) Das Bundeskartellamt hat 1986 gegen die Mitversiche- 
rungsgemeinschaft Rauchwaren-Einheitsversicherung ein 
Mißbrauchsverfahren nach § 102 Abs. 4 GWB eingeleitet. 
Die Mitversicherungsgemeinschaft hat nach den Feststel- 
lungen des Bundeskartellamtes durchschnittliche jährhche 
Reingewinne in Höhe von etwa 45 % der verdienten Netto- 
Prämieneinnahmen erzielt und an die beteiligten Versiche- 
rer und Vermittler ausgeschüttet. Nach Auffassung des Am- 
tes konnte eine derart hohe Gewinnquote über Jahre hin- 
weg nur erzielt werden, weü die Mitversicherungsgemein- 
schaft eine marktbeherrschende Stellung auf dem relevan- 
ten Markt der Rauchwaren-Einheitsversicherung miß- 
bräuchlich ausnutzte. Das Verfahren wurde abgeschlossen, 
nachdem die Mitversicherungsgemeinschaft unter ande- 
rem einer Prämiensenkung zustimmte. 


telltatbestand nicht mehr erfüllten. Unter Berücksich- 
tigung dieser Umstände verbleibt wohl nur eine 
kleine Gruppe von Mitversicherungen, die nach einer 
Abschaffung des § 102 GWB dem Anwendungsbe- 
reich des § 1 GWB unterfielen. 

791. Neben Mitversicheningen erfolgt die gemein- 
same Übernahme von Großrisiken auch durch Pools. 
Gegenwärtig existieren drei Pools, über die insbeson- 
dere Haftpfhchtrisiken versichert werden: Der Deut- 
sche Luft-Pool, die Deutsche Kernreaktor- Versiche- 
rungsgemeinschaft und die Pharma-Rückversiche- 
rungsgemeinschaft (Pharma-Pool). 

792. Pools unterhegen wie die (dauerhaften) Mitver- 
sicherungsgemeinschaften der Anzeigepfhcht und 
der karteUbehördhchen Mißbrauchsaufsicht. Das 
Bundeskartellamt prüft insbesondere die von einem 
Pool verlangte Prämienhöhe auf ihre Angemessen- 
heit. Schwierigkeiten ergeben sich — angesichts der 
geringen Schadenwahrscheinhchkeiten bei hohem 
Risikopotential — insbesondere bei der Beurteüung 
der für Großschäden gebüdeten Reserven. ^24) 

793. Die durch Luftfahrt, Kemenergieanlagen und 
Arzneimittel aufgeworfenen Risiken übersteigen in 
der Regel vermuthch die Versicherungskapazität ein- 
zelner Versicherer. Die an den Pools beteüigten Ver- 
sicherer bzw. Rückversicherer stehen in diesem Fall 
nicht in einem Wettbewerb sverhältnis zueinander, so 
daß der Arbeitsgemeinschaftsgedanke anwendbar ist 
und die Zusammenarbeit nicht unter das Kartellverbot 
fallen würde. Soweit allerdings auch Risiken einbezo- 
gen sind, deren Versicherung eine Zusammenarbeit 
nicht voraussetzt, wäre das Kartellverbot des § 1 GWB 
anwendbar. 


5.2 Ein Vorschlag zur Neuordnung 

794. Daß vielfach Großrisiken Versicherungsschutz 
nur bei einer gemeinsamen Risikoübemahme auf der 
Erst- und Rückversicherungsebene finden können, 
wird von der Monopolkommission nicht verkannt. Oft 
wird eine gemeinsame Risikodeckung auch vom Ver- 
sicherungsnehmer gefordert, unter Umständen be- 


124) Das Bundeskartellamt hat die Prämienpolitik des Pharma- 
pools aufgrund der Beschwerde eines Arzneimittel-Unter- 
nehmens im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht nach § 102 
Abs. 4 GWB geprüft. Seit Beginn seiner Tätigkeit (Anfang 
1978) bis Ende 1986 hat der Pharma-Pool Netto- Prämien- 
einnahmen in Höhe von etwa 250 Mio. DM erzielt, die in 
vollem Umfang an die Mitglieder ausgeschüttet und über- 
wiegend steuerfrei der vom BAV angeordneten Großrisi- 
kenrückstellung zugeführt wurden, da gegenüber dem Pool 
keine Schadenansprüche gemeldet wurden. Das Bundes- 
kartellamt hat die Auffassung vertreten, daß die Prämien- 
pohtik des marktbeherrschenden Pharma-Pools künftig 
stärker als bisher an die Schadenentwicklung angebunden 
werden müßte, um zu verhindern, daß die Pool-Mitgheder 
auch bei weiterhin ausbleibenden Schäden jährliche Über- 
schüsse und wachsende Zinserträge aus diesen Überschüs- 
sen erzielten, die in dieser Höhe auch unter Berücksichti- 
gung möghcher Groß- oder Spätschäden sachlich nicht ge- 
rechtfertigt seien. Das Verfahren wurde vom Bundeskartell- 
amt inzwischen bis zur Klärung der Frage ausgesetzt, ob der 
Pool für die im Zusammenhang mit Aids-infizierten Blutpro- 
dukten geltend gemachten Haftpflichtansprüche in An- 
spruch genommen werden kann. 
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stimmt der Versichenmgsnehmer bzw. der von ihm 
beauftragte Makler selbst die beteiligten Versicherer. 
Die Zahl der Mitversicheiungen, die zu Wettbewerbs- 
beschränkungen führen, ist angesichts der zuneh- 
menden Integration des Gemeinsamen Marktes im 
Großrisikengeschäft vermutlich gering. Aus all diesen 
Gründen bedürfen nach Auffassimg der Monopol- 
kommission Mitversicherungen keiner besonderen 
Freistellung im Rahmen des §102 GWB. In den Fällen, 
in denen eine gemeinsame Risikoübemcihme erst die 
Versicherung eines Großrisikos ermöghcht, in denen 
sie vom Versichenmgsnehmer gefordert wird oder in 
denen sie die Marktverhältnisse nicht spürbar beein- 
flußt, kommt § 1 GWB erst gar nicht zur Anwendung. 
Nur die vermutlich weiügen Fälle, in denen Mitversi- 
chenmgen eine Wettbewerbsbeschränkimg bewir- 
ken, fielen imter das KarteUverbot. 

795. Eine Aufhebimg des § 102 GWB wird allerdings 
zunächst eine gewisse Rechtsunsicherheit darüber 
entstehen lassen, auf welche Mitversicherungen im 
Einzelfall der Arbeitsgemeinschaftsgedanke anwend- 
bar ist und welche dem Anwendungsbereich des § 1 


GWB unterfallen. Um dieser Rechtsimsicherheit 
Rechnung zu tragen, schlägt die Monopolkommission 
vor, für eine befristete Übergangszeit von zwei Jahren 
eine generelle Anmeldepflicht für Mitversicherungen 
einzuführen und Mitversicherungen für diesen Zeit- 
raum lediglich wie bisher der Mißbrauchsaufsicht zu 
unterstellen. Während des Übergangszeitraumes 
könnte das Bundeskartellamt die angemeldeten Mit- 
versicherungen einer eingehenden Einzelfallprüfung 
unterziehen und Verwaltimgsgrundsätze für die kar- 
tellrechtliche Beurteilung von Mitversicherungen auf- 
steUen. Bis zum Ablauf der Übergangsfrist könnte mit- 
hin geklärt werden, welche Mitversicherungen ohne 
Verletzung des § 1 GWB dann weiter bestehen dürf- 
ten. 

Bei den Pools kann nach Auffassung der Monopol- 
kommission in gleicher Weise verfahren werden. So- 
weit die Prüfung nach Ablauf der Übergangsfrist er- 
geben soUte, daß diese Pools imter den Anwendungs- 
bereich des § 1 GWB fallen, wäre entweder über eine 
neue Abgrenzung der in den Pool eingebrachten Risi- 
ken nachzudenken oder eine Ministererlaubnis nach 
§ 8 GWB zu erwägen. 
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KAPITEL VII 

Gesellschaftsrecht und Konzentration 


1. Einführung 
1.1 Vorbemerkungen 

796. Die Monopolkommission hat in ihrem Vierten 
Hauptgutachten darauf hingewiesen, daß möglichst 
an den originären Ursachen der Konzentration ange- 
setzt werden soUte, um unerwünschten Konzentra- 
tionstendenzen der Wirtschaft in ordnungskonformer 
und effizienter Weise begegnen zu können. Sie hat 
deshalb ein Untersuchungsprogramm für eine syste- 
matische Konzentrationsursachenforschung vorge- 
legt, i) Einen wichtigen Teilbereich möglicher Kon- 
zentrationsursachen stellen die staatlichen Rahmen- 
bedingungen wirtschaftiicher Aktivitäten dar. Die 
Kommission hat aus diesem Grund bereits die Kon- 
zentrationswirkungen des Steuerrechts und der Ver- 
gabe von Subventionen untersucht.^) Sie wird im fol- 
genden dieses Untersuchungsprogramm mit einer 
Analyse des Zusammenhangs von Gesellschaftsrecht 
und Konzentration fortsetzen, da das Gesellschafts- 
recht auch Normen für Konzentrationsvorgänge vor- 
gibt und deshalb ebenfalls als mögliche Ursache für 
unerwünschte Konzentrationstendenzen angesehen 
werden muß. 

Die Behandlung des Zusammenhanges von Gesell- 
schaftsrecht und Konzentration bedarf zusätzlicher 
Überlegungen. Einmal muß dargelegt werden, von 
welchen normativen Vorgaben die Untersuchung ge- 
leitet wird; zum anderen müssen der recht breite und 
komplexe Themenbereich konkretisiert und der Stel- 
lenwert möghcher Handlungsempfehlungen näher 
bestimmt werden. 


1.2 Zum Verhältnis von Gesellschaftsrecht und 
Wettbewerbspolitik 

797. Gesellschaftsrecht und Kartellrecht haben un- 
terschiedliche Regelungsanliegen. Dem Gesell- 
schaftsrecht kommt primär die Aufgabe zu, für die 
kollektive Teilnahme von Personenmehrheiten am 
Wirtschaftsprozeß gerechte und zweckmäßige Ver- 
haltensnormen bereitzustellen; es dient somit dem 
Prozeß des gemeinsamen Ressourceneinsatzes und 
der Abstimmung wirtschaftlicher Aktivitäten im Un- 
ternehmen. Insoweit geht es um Gesellschafterinte- 
ressen. Außerdem sind die Belange weiterer am Un- 
ternehmen interessierter Gruppen wie der Gläubiger 
zu berücksichtigen. Das Kartellrecht dient demgegen- 
über dem gesamtwirtschaftiichen Interesse, den Wett- 


Vgl. Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentra- 
tionserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 
1982, Tz. 705 ff. 

2) Vgl. ebenda, Tz. 739 ff. 


bewerb funktionsfähig zu erhalten. Es enthält daher 
Normen, die das Verhalten der Wirtschaftsteilnehmer 
am Markt regeln sollen. GeseUschaftsrecht und Kar- 
tellrecht sind demgemäß Regelungsbereiche, die die 
beiden zentralen Institutionen zur Ressourcenalloka- 
tion in marktwirtschaftlich verfaßten Volkswirtschaf- 
ten — Unternehmen und Märkte — erfassen. Markt 
und Unternehmen sind sich teüweise ergänzende Ko- 
ordinationsformen; teilweise sind sie jedoch auch als 
institutioneile Alternativen in dezentralen Wirt- 
schaftssystemen anzu sehen. Es gibt also zwei grund- 
legend verschiedene Formen der Koordination wirt- 
schaftlicher Handlungen, die mit unterschiedlichen 
Kosten belastet sind. Wettbewerb auf der institutio- 
neilen Ebene führt dazu, daß die effizientesten Trans- 
aktionsformen entdeckt und durchgesetzt werden. 
Hier wird der wechselseitige Bezug der beiden Rege- 
lungskomplexe Gesellschaftsrecht und Kartellrecht 
deutlich. Gesellschaftsrecht beeinflußt zwar vorran- 
gig die internen Untemehmensstrukturen, ist aber in 
seinen Auswirkungen nicht darauf beschränkt; es 
steuert vielmehr auch das Verhalten von Unterneh- 
men am Markt mit und kann deshalb je nach Ausge- 
staltung zur Erschwerung oder Verhinderung, aber 
auch zur Förderung der Untemehmenskonzentration 
beitragen. Umgekehrt sind auch die Auswirkungen 
der Wettbewerbspolitik auf Organisationsstrukturen 
und damit letztlich auf das Gesellschaftsrecht zu be- 
achten. Durch ihre Einflußnahme auf Marktstrukturen 
und Verhaltensweisen in Märkten beeinflußt die 
Wettbewerbspolitik Nutzungsmöglichkeiten und ma- 
terielle Ausfüllung der vom Gesellschaftsrecht vorge- 
gebenen Regelungen. 

798. Angesichts dieser Wirkimgszusammenhänge 
der beiden Teürechtsordnungen wäre es verfehlt, das 
Gesellschaftsrecht nur als ein zweckneutrales, anpas- 
sungsfähiges Organisationsrecht anzusehen und ihm 
den rein instrumentellen Charakter zuzuweisen, Wirt- 
schaftssubjekten die kollektive Teilnahme am Wirt- 
schaftsprozeß zu ermöglichen. Das Gesellschaftsrecht 
kann ebenso wie andere Teile des Privatrechts nicht 
als unpolitisch und wertfrei aufgefaßt werden. Viel- 
mehr ist die öffentlich-rechtliche Funktion privat- 
rechtlicher Institutionen bei der Gestaltimg der gesell- 
schaftsrechtlichen Rahmenbedingungen zu beachten, 
wenn die Gmndentscheidung für eine dezentrale 
Wirtschaftsordnung gef edlen ist. Dem Gesellschafts- 
recht muß daher wie edlen anderen wirtschaftiich rele- 
vanten Normen eine ordnungspohtische Ausrichtung 
zugrunde liegen. Eine solche wirtschaftsrechtliche Be- 
trachtungsweise des Gesellschaftsrechts entspricht 
auch dem Anliegen des Gesetzgebers; so heißt es in 
der Begründung zum Entwurf eines Aktiengesetzes: 
„Es ist daher ein Anliegen von hervorragender volks- 
wirtschaftiicher und gesellschaftspolitischer Wichtig- 
keit, das Aktiengesetz, das die rechtiiche Organisa- 
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tion der Aktiengesellschaft regelt, so zu gestalten, daß 
es mit den Grundsätzen der Wirtschaftsverfassung im 
Einklang steht. "3) 

Das bedeutet nun emdererseits nicht, daß das GeseU- 
schaftsrecht in den Dienst der Wettbewerbspohtik ge- 
stellt werden soUte. Dem GeseUschaftsrecht liegen 
vielmehr eigene Interessen und Wertungen zugnmde. 
Mit den gesellschaftsrechtlichen Normen soll ein Or- 
ganisationsrahmen bereitgestellt werden, um Res- 
sourcenbündelungen vornehmen und im gemeinsa- 
men Interesse einsetzen zu können. Hierzu bedarf es 
der sinnvollen Abgrenzung der Rechte und Pflichten 
der einzelnen gesellschaftsrechtlichen Bezugsgrup- 
pen, um ein ausgewogenes Verhältnis der Gesell- 
schaftsorgane zu gewährleisten. Zudem müssen die 
Interessen von Einzel- und Minderheitsgesellschaf- 
tem sowie von Gläubigem angemessen geschützt 
werden. Gesellschaftsrecht weist also verschiedene 
Zielbezüge auf, die es vorrangig zu berücksichtigen 
gilt. Gleichwohl ist es notwendig, die sich aus dem 
spezifisch gesellschaftsrechtlichen Sachzusammen- 
hang ergebenden Regelimgsanliegen mit ordnungs- 
pohtischen Zielvorstellungen abzustimmen, um eine 
effektive Sichemng der Wirtschaftsordnung zu ge- 
währleisten. Es ist demgemäß nach Lösungen zu su- 
chen, die eine sinnvolle Verbindung dieser Norm- 
zwecke erlauben. 

799. Bei der Beurteilung des Gesellschaftsrechts 
bzw. einzelner Normen des Gesellschaftsrechts als 
Konzentrationsursache wird man vor allem auf zwei 
Schwierigkeiten hinweisen müssen. Sie ergeben sich 
einmal daraus, angesichts der komplexen Entschei- 
dungssituation, die einem Konzentrationsvorgang re- 
gelmäßig zugnmde liegt, den Stellenwert geseU- 
schaftsrechtlicher Normen als eigenständigen Ein- 
flußfaktor zu ermitteln. Zum anderen bedarf aber 
auch das grundsätzlichere Problem der Bestimmung 
eines Vergleichsmaßstabes, anhand dessen man die 
konzentrationsfördernde Wirkung einer gesell- 
schaftsrechtlichen Norm bzw. eines Normenkomple- 
xes messen könnte, eingehenderer Diskussion. Diese 
Probleme sollen im folgenden verdeutlicht werden: 

1. Das GeseUschaftsrecht steUt zwar mit seinen Nor- 
men das Instrumentarium zur Verfügung, um die 
Konzentration von Kapital, Verfügungsmacht oder 
ganzen Unternehmen reahsieren zu können. Den- 
noch wird man beachten müssen, daß originäre 
Motive für Konzentrationsvorgänge zumeist in 
ökonomischen Sachgesetzlichkeiten (z. B. Reali- 
sierung von economies of scale oder economies of 
scope, Notwendigkeiten des Strukturwandels, etc.) 
begründet sind. Man wird deshalb die Normen des 
GeseUschaftsrechts selten als ausschlaggebende 
Faktoren für Konzentrationsbestrebungen ansehen 
können. Sie können jedoch je nach Ausgestaltung 
zusätzliche Anreizwirkungen für Konzentrations- 
vorgänge entfalten. Da aber Konzentrationsvor- 
gängen häufig mehrere Beweggründe zugrunde 
liegen, ist der Beitrag einzelner Faktoren wie ins- 
besondere einzelner geseUschaftsrechtlicher Nor- 
men nur schwer bestimmbar. Angesichts der kom- 
plexen Sachzusammenhänge wird man sich also 


3) Begründung zum Entwurf eines Aktiengesetzes, BT-Drs. 
IV/171, S. 92. 


regelmäßig nur auf Tendenzaussagen bei der Beur- 
teüung gesellschaftsrechtlicher Normen stützen 
können. 

2. Konzentrationsvorgänge können aus wettbe- 
werbspolitischer Sicht nicht allgemein als positiv 
oder negativ eingestuft werden. Dies güt für ex- 
terne wie für interne Wachstumsvorgänge. Sie un- 
terliegen in verschiedener Form und Intensität der 
Kontrolle von Kapital- und Produktmärkten. 
Marktkräfte sorgen deshalb in der Regel für eine 
ökonomisch sinnvolle Selektion. Man wird deshalb 
viele solcher Vorgänge aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht als unbedenklich oder auch als notwendig 
ansehen können. Diese Wertung läßt sich auch 
dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
entnehmen. Internes Wachstum wird überhaupt 
nicht erfaßt. Externes Wachstum soll nur dann un- 
terbunden werden, wenn zu erwarten ist, daß 
durch einen Zusammenschluß eine marktbeherr- 
schende Stellung auf einem Markt erlangt oder 
verstärkt wird (§§ 22 ff. GWB). Dem GeseUschafts- 
recht kann nicht die Funktion zukommen, Konzen- 
trationsvorgänge zu erschweren oder zu verhin- 
dern, da es aufgrund seiner besonderen Zielrich- 
tung nicht nach gesamtwirtschaftlich erwünschten 
und unerwünschten Konzentrationsvorgängen dif- 
ferenzieren kann.^) AnderenfaUs würden Aufga- 
ben des KarteUrechts in das GeseUschaftsrecht ver- 
lagert mit der auch wettbewerbspoUtisch uner- 
wünschten Folge, daß gesamtwirtschaftUch sinn- 
voUe Konzentrationsprozesse unter Umständen un- 
terbleiben müßten. Die gesellschaftsrechtlichen 
Normen sollten daher möglichst konzentrations- 
neutral ausgestaltet werden. Die Konkretisie- 
rung und Messung von KonzentrationsneutraUtät 
bzw. Konzentrationsförderung bereitet aUerdings 
Schwierigkeiten, da es hierzu verbindUcher Maß- 
stäbe bedarf. Man wird jedoch als Vergleichsbasis 
ein GeseUschaftsrecht heranziehen können, das 
den Wirtschaftsteilnehmern nicht weniger Mög- 
Uchkeiten als das geltende GeseUschaftsrecht zur 
Verfügung steUt, ihre Ressourcen zu bündeln und 
im Wirtschaftsverkehr gemeinsam einzusetzen. Im 
HinbUck auf diese Referenzbasis muß untersucht 
werden, ob zusätzUche Anreizwirkungen für Kon- 
zentrationsvorgänge bestehen, die von den Nor- 
men des GeseUschaftsrechts selbst induziert und 
daher nicht durch Effizienzvorteüe abgedeckt sind. 
Zumindest in solchen FäUen wird mem davon spre- 
chen können, daß geseUschaftsrechtliche Normen 
konzentrationsfördemd wirken. Daran muß sich 
die Frage anschließen, ob sich diese konzentra- 
tionsfördemden Effekte durch Änderungen der in- 
stitutioneUen Rahmenbedingungen ohne wesentU- 
che Beeinträchtigung anderer, mögUcherweise 
koUidierender geseUschaftsrechtücher Regelungs- 
ziele beseitigen lassen. 

800. GeseUschaftsrecht fördert in diesem Sinne nicht 
grundsätzUch Konzentration, auch wenn es hierfür die 
Instrumente zur Verfügung steUt; vielmehr wird man 
einzelne Institutionen auf mögUcherweise von ihnen 
ausgehende Konzentrationsimpulse untersuchen 


4) Vgl. in diesem Zusammenhang auch Begründung zum Ent- 
wurf eines Aktiengesetzes, a. a. O., S. 214. 
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müssen. Sie können daraus resultieren, daß schutz- 
würdigen gesellschaftsrechtlichen Belangen durch 
die gesetzlichen Regelungen nicht hinreichend Rech- 
nung getragen wird. Hier wird die weitere Analyse 
zeigen, daß der Schutz von Einzel- und Minderheits- 
gesellschaftern insbesondere im Aktien- und Kon- 
zemrecht nicht hinreichend ist. Dies hat zur Folge, daß 
dem Erwerber oder Inhaber einer Mehrheitsposition 
Dispositionsbefugnisse über die unternehmerischen 
Ressourcen zugewiesen werden, ohne daß er hierfür 
— setzt man die Markttransaktion als Referenzba- 
sis — ein adäquates Entgelt zahlen muß. Es wird da- 
mit eine Prämie auf die Konzentration gezahlt. Kon- 
zentrationsvorgänge werden unter Umständen auch 
initiiert, wenn sie nicht durch die Erwartung gedeckt 
sind, möghche Effizienzvorteile zu erzielen; sie tragen 
dann keinerlei Rechtfertigung in sich. 

801 . Die Monopolkommission ist der Auffassung, 
daß insbesondere die Regelungen über die Gewinn- 
verwendungsentscheidung und die Entstehung von 
Mehrheitspositionen und Konzernverhältnissen in 
Aktiengesellschaften kritisch überprüft werden müs- 
sen und nach Möglichkeiten zur Veränderung institu- 
tioneller Vorkehrungen gesucht werden sollte. Bei 
dieser Suche nach alternativen Regelungs ans ätzen 
sollten vorrangig solche Lösungen beachtet werden, 
bei denen möghchst weitgehend Marktentschei- 
dungsmechanismen zum Zuge kommen können. 
Markttransaktionen erfolgen freiwillig und tragen so- 
mit eine Richtigkeitsgewähr in sich. Es kommt zu 
einer Selbstregulierung von Interessenkonflikten am 
Markt. Zugleich ist zu erwarten, daß damit eine effi- 
ziente Lösung der Ressourcenallokation bewirkt wird. 
Kann auf diese Weise ein verstärkter Schutz von Indi- 
vidual- oder Minderheitsinteressen gewährleistet 
werden, der gesellschaftsrechtlich gerechtfertigt ist, 
so hat dies zugleich erwünschte konzentrationsrele- 
vante Nebeneffekte, da durch das Gesellschaftsrecht 
induzierte Konzentrationsanreize beseitigt werden 
könnten. Damit wird eine parallele Verfolgung gesell- 
schaftsrechtlicher wie kartellrechtlicher Regelungsan- 
liegen möghch. Die Monopolkommission sieht es als 
notwendig an, solche Parallelen beim Schutz von In- 
teressen zu beachten und für die rechtliche Ausgestal- 
tung von Institutionen zu nutzen. 


2. Die Gewinnverwendungsentscheidung in 
der Aktiengesellschaft 

2.1 Vorbemerkungen 

802 . Ein zentraler Gesichtspunkt der Aktienrechts- 
novelle von 1965 war es, die Mitsprache- und Kon- 
trollrechte der Aktionäre als den wirtschafttichen Ei- 
gentümern des von der Gesellschaft betriebenen Un- 
ternehmens zu stärken. Das alte Aktienrecht räumte 
Vorstand und Aufsichtsrat weitgehende Möglichkei- 
ten zur Bildung von stillen Reserven und von freien 
Rücklagen ein, womit den Aktionären die Gewinnver- 
wendungsentscheidung faktisch vorenthalten wurde. 
Dies wurde als eine mit der Eigentümerstellung des 
Aktionärs nicht zu vereinbarende Übersteigerung der 
Verwaltungsbefugnisse angesehen. Der Gesetzgeber 
suchte deshalb einen Ausgleich zwischen den bei der 


Gewinnverwendung auftretenden widerstreitenden 
Interessen. Einerseits sollte der Einfluß der Aktionäre 
auf die Verwendung der erzielten Gewinne gestärkt 
werden, da die Bildung von Rücklagen durch die Ver- 
waltung eine Erhöhung der risikotragenden Einlage 
der Aktionäre darstellt. Dies kann den Interessen der 
Aktionäre widersprechen. Andererseits sollte den 
langfristigen Planungsinteressen der Unternehmens- 
leitungen Rechnung getragen werden, um die Kon- 
kurrenzfähigkeit des Unternehmens zu erhalten; des- 
halb muß die Verwaltung im vorhinein wissen, daß ein 
gewisser Teil des Jahresüberschusses auch weiterhin 
für den Einsatz im Unternehmen zur Verfüauno 
steht.5) 


2.2 Die geltende Regelung und ihre Problematik 

803 . Die Gewinnverwendungsbefugnisse von Ver- 
waltung und Aktionären einer Aktiengesellschaft sind 
im Aktienrecht einer eingehenden Regelung unter- 
worfen worden. Der Vorstand hat zunächst eine Bi- 
lanz und eine Gewinn- und Verlustrechnung (Jahres- 
abschluß) aufzustellen (§§ 242, 264 HGB). Wird der 
Jahresabschluß vom Aufsichtsrat gebilligt, so ist er 
festgestellt (§ 172 AktG). In der Bilanz muß gemäß 
§ 150 AktG eine gesetztiche Rücklage gebildet wer- 
den. Danach sind 5 % des Jahresüberschusses in die 
gesetzhchen Rücklagen einzustellen, bis diese zusam- 
men mit den Kapitalrücklagen nach § 272 Abs. 2 Nr. 1 
bis 3 HGB 10 % des Gnmdkapitals erreichen. Durch 
Satzungsbestimmung kann eine höhere gesetzliche 
Rücklage als 10 % des Grundkapitals vorgesehen 
werden. Nach § 58 Abs. 2 AktG können Vorstand und 
Aufsichtsrat zudem die Hälfte des Jahresüberschusses 
zur Bildung freier („anderer") Rücklagen verwenden. 
Die Satzung kann auch diese Verwaltungszuständig- 
keit zur Gewinnverwendung noch erweitern. So 
wurde vom BGH eine Satzungsbestimmung selbst 
dann noch als zulässig erachtet, wenn sie Vorstand 
und Aufsichtsrat zur Thesaurierung des gesamten 
Jahresüberschusses ermächtigt.®) Ledighch dann, 
wenn die freien Rücklagen bereits 50 % des Grundka- 
pitals übersteigen oder nach der Einstellung überstei- 
gen würden, darf die Verwaltung von einer solchen 
Befugnis, mehr als die Hälfte des Jahresüberschusses 
zur Bildung freier Rücklagen zu verwenden, keinen 
Gebrauch machen. Die Hauptversammlung bestimmt 
nach Feststellung des Jahresabschlusses im Gewinn- 
verwendungsbeschluß, wie der ausgewiesene Bilanz- 
gewinn verwendet werden soll. Sie kann eine weitere 
Rücklagenbildung vornehmen, den Gewinn vortra- 
gen, aufgrund einer Satzungsermächtigung eine an- 
dere Verwendung beschließen (z. B. die Verteilung an 
Arbeitnehmer oder an caritative Einrichtungen) oder 
ihn an die Aktionäre als Dividende verteilen (§ 58 
Abs. 3 AktG). 

804 . Zwar wurden die Mitspracherechte der Haupt- 
versammlung durch diese Kompetenzverteilung ge- 
stärkt, das Interesse der Klein- und Minderheitsaktio- 
näre auf Dividende hat aber auch im Aktiengesetz von 
1965 keinen starken Rechtsschutz erhalten. Eine indi- 


Vgl. Begründung zum Entwurf eines Aktiengesetzes, a. a, O., 
S. 93, 113. 

ö) Vgl. dazu BGHZ 55, 359. 
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viduelle Entscheidungsbefugnis hat der Aktionär 
nicht, allenfalls setzt der § 254 AktG gegen eine zu 
weit gehende Gewinnthesaurierungspohtik der 
Mehrheit der Hauptversanmilung Grenzen. Diese 
Vorschrift gewährt eine Anfechtungsmöghchkeit des 
Hauptversammlungsbeschlusses, wenn die Einstel- 
lung in offene Rücklagen bei vernünftiger kaufmänni- 
scher Beurteüung nicht notwendig ist, um die Lei- 
stungs- und Widerstandsfähigkeit der Gesellschaft für 
einen übersehbaren Zeitraum zu sichern, und den 
Aktionären durch die Thesaurierungspohtik kein Ge- 
winn in Höhe von 4 % des Grundkapitals zugewiesen 
wird. Zur Anfechtung sind Aktionäre überdies nur 
befugt, wenn sie zunündest über 5 % des Grundkapi- 
tals verfügen oder Aktien mit einem Nennbetrag von 
1 Mio. DM halten. 

805. Die Praxis hat gezeigt, 7) daß einige Aktienge- 
sellschaften einen erheblichen Teil der erzielten Ge- 
winne einbehalten. Hieraus läßt sich zwar nicht un- 
nüttelbar darauf schheßen, daß diese Unternehmen 
über große Beträge anlagebereiten Kapitals verfügen. 
Zur Bestimmung von Finanzierungsverhalten und 
-möghchkeiten eines Unternehmens wäre vielmehr 
eine eingehende Analyse notwendig, bei der andere, 
z. T. wichtigere Finanzierungsquellen (z. B. die Ab- 
schreibungs- und Frerndfineinzierungsmöglichkeiten) 
sowie bestehende Zusammenhänge zwischen den 
einzelnen Finanzierungsquellen imtersucht werden 
müßten.®) Dennoch wird man die durch das Gesetz 
eröffneten Möghchkeiten weitgehender Gewinnein- 
behaltung sowohl unter wettbewerbspohtischen wie 
auch unter kapitalmarktpohtischen Gesichtspunkten 
als wenig wünschenswert ansehen müssen. 

806. Wettbewerbspolitisch ist eine sehr weitge- 
hende Einbehaltung von Gewinnen deshalb proble- 
matisch, weil mit einer solchen Untemehmenspohtik 
konzentrationsfördemde Wirkimgen verbunden sein 
können, die in einzelwirtschaftiichen Vorteilen keine 
Rechtfertigimg finden müssen. Hierbei sind vor allem 
zwei Zusammenhänge bedeutsam; 

— Die weitgehende Gewinnthesaurierung hat teü- 
weise zur Folge, daß Kapital über das Maß hinaus 
angesammelt wird, das zur Deckung der Finanzie- 
rungsbedürfiüsse für die weitere Untemehmens- 
entwicklung notwendig ist und deshalb zur Wie- 
deranlage drängt. Unternehmensleitungen ver- 
wenden diese Mittel dann zur Aufstockung des 
Finanzvermögens oder beteüigen sich an anderen 
Unternehmen. Die sich durch die Gewinneinbe- 
haltungsmöghchkeiten ergebende Kapitalakku- 
mulation im Unternehmen führt also vermutüch 
zur Erhöhung des Verflechtungsgrades der Volks- 


’) Vgl. Tabelle 1. 

®) Wiegers, Anton, Kapitalmarktpolitik und Untemehmens- 
finanziening in der Bundesrepublik Deutschland, Europäi- 
sche Hochschulschriften V/779, Frankfurt a. M./Bem/New 
York 1987, S. 187 ff., hat Datenmaterial des Statistischen Bun- 
desamtes ausgewertet. Danach trug die langfristige Innenfi- 
nanzierung bei industriellen Aktiengesellschaften in den 
Jahren 1955 bis 1984 mit durchschnittlich 76,7 % zur gesam- 
ten langfristigen Finanzierung bei, welche sich ihrerseits zu 
79,2 % aus Abschreibungen und zu 11,1 % bzw. 9,7 % aus 
der Dotierung von Rückstellimgen und einbehaltenen Ge- 
winnen zusammensetzte. Der internen Finanzbeschaffung 
kam im Zeitablauf zunehmende Bedeutung zu. 


wütschaft. Großen Finanziemngsspielräumen 
wird man daher eine konzentiationsanregende 
Fimktion beimessen können. Diese wettbewerbs- 
politische Relevanz steigt mit zunehmender Unter- 
nehmensgröße. 

— Die Gewinnverwendimgsbefugnisse der Aktien- 
gesellschaft machen diese zudem für eine Über- 
nahme durch andere Unternehmen interessant; 
dies wird auch an der großen Zahl konzemverbim- 
dener Aktiengesellschaften in der Bundesrepublik 
deutlich.^) Solche die Untemehmenskonzentration 
fördernden Wirkungen sind einmal deshalb zu er- 
warten, weil die Minderheitsaktionäre in einer ab- 
hängigen Gesellschaft unter weitgehendem Divi- 
dendenverzicht zur Finanzierung weiteren Unter- 
nehmenswachstums herangezogen werden kön- 
nen. Expansionsstrategien lassen sich daher be- 
sonders einfach und schnell realisieren. Hinzu 
kommt, daß durch solche Untemehmensverbin- 
dungen auch die Dividendenansprüche der Aktio- 
näre in der Muttergesellschaft materiell verkürzt 
werden können. Veranlaßt die Verwaltung einer 
herrschenden Aktiengesellschaft, daß die anfal- 
lenden Gewinne bei einer Tochtergesellschaft zu 
einem großen Teil dort in die Rücklagen eingestellt 
werden, so wird dadurch zugleich der verteüungs- 
fähige Gewinn der Aktionäre der herrschenden 
Gesellschaft geschmälert. 

807. Die Praxis einer weitgehenden Gewinneinbe- 
haltung beeinflußt zudem die Funktionsfähigkeit des 

Kapitalmarktes. Auch hieraus können sich effizienz- 

mindemde Rückwirkungen auf die Wettbewerbspro- 
zesse an den Produktmärkten ergeben: 

— Die nüt der Gewinnthesaurierung verbundene 
Selbstfinanziemng läßt firmeninteme Kapital- 
märkte entstehen. Kapital wird dann, wenn die 
Möglichkeiten der Gewinneinbehaltung extensiv 
genutzt werden, zu einem beträchtlichen Teil nicht 
durch die Anlageentscheidungen der Kapitalgeber 
über den öffentiichen Kapitalmarkt gelenkt, son- 
dern wird allein aufgrund imtemehmensintemer 
Entscheidungsvorgänge seiner Verwendung zu- 
geführt. Dies begünstigt die Finanzierungsmög- 
hchkeiten etablierter Unternehmen zu Lasten von 
neu an den Kapitalmarkt herantretenden Unter- 
nehmen. Für diese erhöhen sich damit die Markt- 
zutrittsschranken, da sie — anders als die etablier- 
ten Unternehmen — der Kontrolle des Kapital- 
marktes imterliegen, sich aber aufgrund der The- 
saurierungspohtik nur einem sehr begrenzten An- 
gebot von Anlage suchendem Beteüigungskapital 
gegenübersehen. 


9) Nach Erhebungen von Ordelheide, Dieter, Der Konzern als 
Gegenstand betriebswirtschaftlicher Forschung, in: Betriebs- 
wirtschaftliche Forschung und Praxis 38 (1986), S. 293 ff., wa- 
ren 1983 von den rd. 2 100 Aktiengesellschaften etwa 75 % 
mehrheitlich an anderen Gesellschaften beteiligt, und/oder 
an ihnen sind mehrheitlich andere Gesellschaften beteiligt. 
Das Grundkapital der in diesem Sinne verbundenen Unter- 
nehmen macht etwa 93 % des Grundkapitals aller Aktienge- 
sellschaften aus. Diese Ergebnisse beruhen auf einer Zufalls- 
stichprobe von 210 Aktiengesellschaften bei einem Konfi- 
denzintervall von ±7,7 % mit 99%iger Wahrscheinlichkeit. 
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Tabelle 1 


Die Gewinnverwendung in Aktiengesellschaften i) 


Lfd. 

Nr. 

Unternehmen 

Grund- 

kapital 

Gesetz- 
liche 
Rück- 
lagen 2) 
insgesamt 
am 

31. 12. 86 

Freie 

Rück- 

lagen 

insgesamt 

am 

31. 12. 86 

Jahres- 

über- 

schuß 

1986 

Einstellung 
freier 
Rücklagen 
durch die 
Verwal- 
tung in 
1986 

Verwendung des 
Bilanzgewinns 

(Mio. DM) 

1 

Daimler-Benz 

2 118 

ses-i) 

4 759 

1404 

702 

BG: 702 

A: 

507 










FRL: 

134 










zA: 

61 

2 

Siemens 5) 

2 402 

4 4964) 

4 670 

1 076 

501®) 

BG 

576 

A: 

576 

3 

Volkswagen 

1 500 

2 880'') 

2 283 

485 

190 

BG 

307 

A: 

307 

4 

Ruhrkohle 

534 

— 

63 

-10 

— 

BG 

-10 

GV: 

-10 

5 

Bayer 

2 946 

3 412 

2 513 

839 

250 

BG 

589 

A: 

589 

6 

BASF 

2 677 

3 143 

1 826 

710 

175 

BG 

535 

A: 

535 

7 

Hoechst 

2 744 

3 401 

1 980 

783 

235 

BG 

549 

A: 

549 

8 

Feldmühle NobeH) 

350 

561 

129 

78 

10 

BG 

70 

A: 

70 

9 

Thyssen 

1 565 

933 

939 

215 

58 

BG 

156 

A: 

156 

10 

VEBA 

1 982 

2 339 

1 278 

546 

150 

BG 

397 

A: 

397 

11 

Rheinisch-Westfälisches 











Elektrizitätswerk®) .... 

2 250 

1 051 

2 070 

361 

— 

BG 

361 

A: 

361 

12 

Deutsche Bank 

1 623 

4 154 

2 504 

852 

300 

BG 

552 

A: 

552 

13 

Mannesmann®) 

1 279 

796 

820 

158 

30 

BG 

128 

A: 

128 

14 

Ford-Werke 

720 

130 

223 

58710) 

— 

BG 

38 

GV: 

26 










zA; 

12 

15 

Bayerische Motoren 











Werke 

750 

592 

1 302 

338 

169 

BG 

169 

A: 

169 

16 

Adam Opel 

950 

104'') 

474 

-142 


BG 

-972 

GV: - 

972 

17 

Dresdner Bank 

1 243 

2 576 

1 505 

368 

120 

BG 

249 

A: 

249 

18 

MAN®) 

675 

835 

356 

74 

— 

BG 

74 

A: 

74 

19 

Deutsche Lufthansa ..... 

900 

168 

272 

64 

1 

BG 

63 

A: 

63 

20 

Allianz Versicherungs-AG 

800 

398 

137 

59 

59 

BG 

— 



21 

Salzgitter 5) 

425 

— 

413 

-22 

-2211) 

BG 

— 



22 

Standard Elektrik Lorenz 

384 

228 

41 

95 

15 

BG 

81 

A: 

81 

23 

Karstadt 

360 

180 

825 

83 

25 

BG 

58 

A: 

58 

24 

Commerzbank 

1 46212) 

1944 

889 

288 

60 

BG 

228 

A: 

228 

25 

Hoesch 

356 

669 

495 

308 

154 

BG 

154 

A: 

35 










FRL: 

119 

26 

Brown, Boveri & Cie .... 

18712) 

90 

252 

2913) 

— 

BG: 

24 

A: 

22 










GV: 

1 

27 

Saarbergwerke 

580 

— 


-179 

1 

•nJ 

CO 

BG 

-57 

GV: 

-57 

28 

Kaufhof 

352 

273 

419 

62 

6 

BG 

56 

A: 

56 

29 

Preussag®) 

402 

325 

200 

1 

— 

BG 

1 

GV: 

1 

30 

Zahnradfabrik Friedrichs- 











hafen 

107 

54 

127 

24 

10 

BG 

14 

A: 

14 

31 

Metallgesellschaft 5) 

280 

288 

215 

54 

20 

BG 

34 

A: 

34 

32 

Bertelsmann®) 

66012) 

30 

70 

191 

40 

BG 

215 

A: IIO'S) 










GV: 

105 

33 

CO op 

410 

77 

15 

34 

— 

BG: 

37 

A: 

33 










GV: 

4 
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noch Tabelle 1 


Lfd. 

Nr. 

Unternehmen 

Grund- 

kapital 

Gesetz- 
liche 
Rück- 
lagen 2) 
insgesamt 
am 

31. 12. 86 

Freie 

Rück- 

lagen 

insgesamt 

am 

31. 12. 86 

Jahres- 

über- 

schuß 

1986 

Einstellung 
freier 
Rücklagen 
durch die 
Verwal- 
tung in 
1986 

Verwendung des 
Bilanzgewinns 

(Mio. DM) 

34 

Bayerische Vereinsbank . 

572 

1 586^) 

450 

188 

35 

BG 

150 

A: 

150 

35 

Degussa 5) 

284 

250 

273 

77 

20 

BG 

57 

A: 

57 

36 

Bayerische Hypotheken- 












und Wechsel-Bank .... 

682 

1 901 

432 

201 

30 

BG 

171 

A: 

171 

37 

Continental Gummi- 












Werke 

312 

188 

101 

55 

17 

BG 

40 

A: 

37 










GV: 

3 

38 

Ruhrgas 

1 100 

190 

657 

425 

161 

BG 

264 

A: 

264 

39 

Bayemwerk^) 

932 

161 

330 

153 

50 

BG 

107 

A: 

103 










GV: 

4 

40 

Vereinigte Elektrizitäts- 












werke Westfalen 

1 000 

462 

470 

140 

20 

BG 

120 

A: 

120 

41 

Klöckner-Humboldt- 












Deutz 

318 

391 

205 

29 

— 

BG 

29 

A: 

29 

42 

VIAG 

580 

5014) 

345 

107 

34 

BG 

69 

A: 

69 

43 

Klöckner-Werke^) 

469 

89 

194 

— 

— 

BG 

-244 

GV: - 

244 

44 

Nixdorf Computer 

560 

1 883 

424 

201 

100 

BG 

101 

A 


101 

45 

Enka 

297 

51 

278 

90 

116) 

BG 

89 

A 


89 

46 

Deutsche Babcock^) 

250 

73 

182 

26 

10 

BG 

16 

A 


16 

47 

Linde 

238 

491 

196 

95 

38 

BG 

57 

A 


57 

48 

Schering 9) 

283 

527 

228 

107 

40 

BG 

67 

A 


67 

49 

Axel Springer Verlag .... 

170 

17 

66 

71 

30 

BG 

41 

A 


41 

50 

Hochtief 

200 

37 

1 002 

96 

48 

BG 

48 

A 


48 

51 

Rheinmetall Berhn 

135 

175 

38 

28 

5 

BG 

23 

A 


23 

52 

Eschweiler Bergwerks- 












Verein 

150 

48 

13 

-18 

- 

BG: -128 

GV: - 

128 

53 

Volksfürsorge Deutsche 












Lebensversicherung . . . 

150 

63 

1 

41 

53 

— 

BG 

53 

A 


53 

54 

Sachs 

136 

70 

81 

25 

11 

BG 

14 

A 


14 

55 

Phihpp Holzmann 

90 

48 

268 

26 

8 

BG 

18 

A 


18 

56 

Deutsche Shell 

1 000 

100 

346 

397 

37 

BG 

360 

A 


360 

57 

Grundig 

51212) 

56 

89 

8018) 

- 

BG 

— 




58 

Berliner Kraft- und Licht 












(Bewag)-AG8) 

560 

67 

712 

134 

67 

BG: 67 

A: 

67 

59 

Porsche 

70 

98 

301 

75 

38 

BG: 38 

A: 

22 










FRL: 

11 










zA: 

5 

60 

Bank für Gemeinwirt- 












schaft 

1 000 

714 

348 

20 

20 

BG: - 




61 

Bergmann-Elektricitäts- 












Werke 

70 

74 

39 

13 

2 

BG 

11 

A: 

11 

62 

Energie- V ersorgung 












Schwaben 

500 

45 

315 

53 

— 

BG: 51 

A: 

50 










GV: 

1 

63 

Flughafen Frankfurt Main 

600 

22 

191 

70 

36 

BG 

: 30 

A: 

30 

64 

Hamburgische Electrici- 












täts-Werke 

460 

143 

283 

66 

11 

BG: 55 

A: 

55 
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noch Tabelle 1 


Lfd. 

Nr. 

Unternehmen 

Gmnd- 

kapitcil 

Gesetz- 
liche 
Rück- 
lagen 2) 

insgesamt 

am 

31. 12. 86 

Freie 

Rück- 

lagen 

insgesamt 

am 

31. 12. 86 

Jahres- 

über- 

schnß 

1986 

Einstellung 
freier 
Rücklagen 
durch die 
Verwcil- 
tung in 
1986 

Verwendimg des 
Bilanzgewinns 2) 

(Mio. DM) 

65 

ESSO 

1 185 

119 


307 


BG: 307 A: 306 








GV: 1 

66 

Beiersdorf 

168 

107 

234 

57 

23 

BG: 34 A: 34 

67 

Strabag Bau- AG 

55 

6 

— 

-97 

-97 

BG: 


1) Ausgewertet wurden die Büanzen und Gewinn- und Verlust-Rechnungen der 67 Aktiengesellschaften, die 1986 nach der 
Wertschöpf img zu den 100 größten Unternehmen gehörten. Vgl. dazu Kapitel III, Tabelle 7. 

2) Aufgrund des Bilanzrichtliniengesetzes vom 19. 12. 1985 wurde die ursprüngüche Position „Gesetzliche Rücklage" in „Kapi- 
talrücklage" und „Gesetzhche Rücklage" aufgespalten. Vgl. dazu § 150 Abs. 2 AktG a. F., § 272 Abs. 2 HGB. Da die überwie- 
gende Zahl der Unternehmen nach altem Recht bilanziert hat, wurde bei der Auswertung auf § 150 AktG a.F. abqestellt: vgl. 
Fn.9. 

3) Vorschlag des Vorstandes, Bedeutung der verwendeten Abkürzimgen: BG = Bilanzgewinn, A = Ausschüttung, FRL = Ein- 
stellung in die freie Rücklage, GV = Gewinnvortrag, zA = zusätzlicher Aufwand. 

Einschließhch Rücklagen für eigene Aktien. 

Bilanzstichtag 30. 9. 1986. 

Zudem erfolgte eine Entnahme aus den freien Rücklagen für Rücklagen für eigene Aktien. 

Rumpfgeschäftsjahr vom 1.2. 1986—31. 12. 1986. 

8) Bilanzstichtag 30.6. 1986. 

Bilanzierung erfolgte bereits im Sinne des Bilanzrichtliniengesetzes vom 19. 12. 1985. 

18) Vom Jahresüberschuß wurde ein erhebhcher Teil zum Ausgleich eines Verlustvortrags verwendet. 

11) Im Geschäftsjahr erfolgte eine Einlage des Großaktionärs in die freien Rücklagen in Höhe des Jahresfehlbetrages. 

12) Hierin ist Genußkapital enthalten. 

12) Der Jahresüberschuß wurde teilweise zur Ausschüttung auf Genußscheinkapital verwendet, 
i^i) Zudem wurden gesetzhche Rücklagen zum Ausgleich des Büanzverlustes aufgelöst. 

12) Hierin sind Ausschüttimgen auf Genußscheinkapital enthalten. 

18) Es erfolgte zugleich eine Entnahme aus „Rücklage für Versorgungsleistxmg". 

1’) Bilanzstichtag 31.3. 1987. 

18) Der Jahresüberschuß wurde zur Ergebnisabführimg imd zur Ausschüttung auf Genußscheinkapital verwendet. 

Quelle; Eigene Erhebungen 


— Zudem können sich die Unternehmen durch die 
eröffneten Möghchkeiten zur Selbstfinanzierung 
partiell dem Marktzwang entziehen, dem sie sich 
ansonsten bei einer Grundkapitalerhöhung mittels 
Neuemission von Aktien ausgesetzt sähen. Damit 
verhert ein wichtiger externer Kontrollmechanis- 
mus an Wirkung, durch den gewährleistet werden 
soll, daß Kapital an den Ort produktivster Verwen- 
dung fließt. Hierdurch erhöhen sich die Gefahren 
der Fehlleitung von Kapital, die z. B. in einer Ver- 
zögenmg des Strukturwandels Ausdruck finden 
können. 

Es ist deshalb eine Änderung der Gewinnverwen- 
dungskompetenzen des § 58 AktG zu erwägen, mit 
der diese unenvünschten Wettbewerbs- und kapital- 
marktpoütischen Effekte beseitigt oder reduziert wer- 
den können. 


2.3 Das Schütt-aus-Hol-zurück-Prinzip 

808. Eine sehr weitgehende Änderung der nach § 58 
AktG vorgesehenen Gewinnverwendungskompeten- 
zen beinhaltet der Vorschlag, einen Vollausschüt- 
tungszwang für die erwirtschafteten Gewinne in der 


Aktiengesellschaft vorzusehen. Jedem Aktionär wäre 
demgemäß die Entscheidung darüber eingeräumt, 
wie er den von dem Unternehmen erwirtschafteten, 
auf ihn entfallenden Gewinnanteü verwenden will. 
Die ausgeschütteten Gewinne köimten durch Erhö- 
hungen des Grundkapitals der Aktiengesellschaft 
wieder zugeführt werden (sog. Schütt-aus-Hol-zu- 
rück- Verfahren). Die Verwaltung muß allerdings ei- 
nen entsprechenden Finanzbedarf und ziureichende 
Renditeerwartrmgen begründen können, um die Ak- 
tionäre zur Wiederanlage der ausgeschütteten Ge- 
winne zu veranlassen. Mit diesen Gewinnzuführun- 
gen würden im Gegensatz zur heutigen Praxis der 
Rücklagenbildung Zug um Zug neue Anteile mit ent- 
sprechenden Mitghedschaftsrechten geschaffen, 
während im Verlustfall Herabsetzungen des Grund- 
kapitals und Herabstempelungen des Nennwerts der 
Aktien erforderhch würden, da ein Rückgriff auf die 
Auflösung von Rücklagen naturgemäß ausgeschlos- 
sen wäre. 

809. Ein solches Ausschüttungsgebot hätte den Vor- 
teil, daß den individuellen Präferenzen der Aktionäre 
bei der Verwendung des erwirtschafteten Gewinns 
Rechnung getragen werden könnte, da nicht davon 
auszugehen ist, daß eine von der Unternehmenslei- 
tung und Aktionärsmehrheit festgelegte Gewinnver- 
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wendungspohtik im Interesse aller Anteilseigner ist. 
Zugleich würde damit die Attraktivität der Aktie als 
Anlageform gesteigert, da sich für den Aktionär durch 
die Entfaltung verstärkter Such- und Kontrollaktivitä- 
ten zusätzüche Gewinnchancen eröffnen. Ein solches 
Ausschüttungsgebot könnte zudem die Fimktionsfä- 
higkeit des Kapitalmarktes erhöhen, da für Untemeh- 
mensleitimgen stärker als bislang ein Zwang geschaf- 
fen würde, günstige Gewinnerwartimgen zu begrün- 
den, mn die Aktionäre zur Auf stockxmg ihrer Einlagen 
im Rahmen von Kapitalerhöhimgen zu motivieren. 
Durch die Beseitigung der firmenintemen Kapital- 
märkte träten die etabÜerten Unternehmen nun nicht 
nur imtereinander stärker als Nachfrager knappen 
Finanzkapitals in Konkurrenz, auch der erleichterte 
Zugang neuer Unternehmen zum öffentlichen Kapi- 
talmarkt würde wettbewerbsbelebend wirken. Die 
Disziplinierungsfimktion des Kapitalmarktes würde 
durch eine solche Neuregelung der Gewtnnverwen- 
dungskompetenzen also gestärkt; dies könnte posi- 
tive Rückwirkiuigen auf Wettbewerbsprozesse in an- 
deren Märkten nach sich ziehen, da Fehlleitungen 
von Kapital wegen der stärkeren Anreize zur Suche 
nach Investitionsmöghehkeiten in entwicklungsträch- 
tigen Märkten reduziert würden. 

810. Allerdings sind nach Auffassimg der Monopol- 
kommission gegenüber diesem Vorschlag erhebüche 
Vorbehalte vorzubringen. Auch wenn die innere Fol- 
gerichtigkeit dieses Lösimgsansatzes zur Gestaltung 
der Gewinnverteilungsbefugnisse in der Aktienge- 
sellschaft nicht bestritten werden soll, wäre die Ein- 
führung einer solchen Regelung mit gravierenden 
Durchführungsschwierigkeiten verbunden und 
würde problematische Änderungen des geltenden 
Rechts erforderlich machen, so daß sie nicht befürwor- 
tet werden kann. Hier soll insbesondere auf drei Pro- 
bleme verwiesen werden: 

1 . Zunächst bereitet die Suche nach einem adäquaten 
Gewinnbegriff als Grundlage des Ausschüttimgs- 
gebotes Schwierigkeiten. Der Bilanzgewinn im 
Sinne des § 158 AktG kann diese Funktion nicht 
erfüllen, da er erst auf Basis der Rücklagenpohtik 
der Verwaltung ermittelt wird. Diese Rücklagen- 
politik ist jedoch teilweise Ergebnisverwendung, 
die mmmehr den Aktionären zufallen soll. Ein sinn- 
vollerer Anknüpfungspunkt wäre deshalb der Jah- 
resüberschuß im Sinne von § 275 HGB. Ein Aus- 
schüttimgsgebot des Jahresüberschusses wäre al- 
lerdings deshalb problematisch, weil auch perio- 
denfremde imd außerordentliche Vorgänge das 
Jahresergebnis des Unternehmens erhebüch be- 
einflussen können. Eine Ausschüttung des gesam- 
ten Überschusses könnte in solchen Fällen die Le- 
bensfähigkeit des Unternehmens beeinträchtigen, 
insbesondere dann, wenn dadurch erhebhche ü- 
quiditätsmäßige Anspannungen hervorgerufen 
werden. Schwierigkeiten würde die Einführung 
des Vollausschüttungsgebotes auch aufgrund der 
Bewertungsspielräume mit sich bringen, die dem 
Vorstand bei Ermittlung des Jahresüberschusses 
offenstehen. Die Bewertung ist nach § 252 Abs. 1 
Nr. 4 HGB imter Beachtung des Vorsichtsprinzips 
vorzunehmen. Hieraus resultieren Handlungs- 
spielräume des Vorstandes zur Bildung stiller Re- 


serven, durch die der ausschüttungsfähige Gewinn 
der Gesellschaft geschmälert werden kann. Ande- 
rerseits kann durch Auflösung dieser Reserven wie 
durch Wahrnehmung gewisser Aktivierungswahl- 
rechte die Gewinnsituation vorübergehend günsti- 
ger dargestellt werden, als sie tatsächlich ist.^^j £§ 
bestehen somit für die Verwaltung zahlreiche An- 
satzpimkte, den Jahresüberschuß der Gesellschaft 
und damit den Entscheidungsspielraum der Haupt- 
versammlimg zu beeinflussen. Bei Einführung des 
Vollausschüttungsgebots wäre nicht auszuschhe- 
ßen, daß die Untemehmensleitimgen von diesen 
Bewertungsspielräumen in stärkerem Maße als 
bislang Gebrauch machen und damit die von der 
vorgeschlagenen Regelung erhofften Wirkungen 
nicht oder nicht in erwartetem Ausmaß einträten. 

2. Gravierende Probleme ergäben sich bei Einfüh- 
rung eines gesetzhchen Vollausschüttimgsgebotes 
auch aus der Tatsache, daß Aktiengesellschaften 
häufig im Konzernverbund stehen, Vielfach sind 
sie Obergesellschaften von zahlreichen weiteren 
Gesellschaften. In diesen Fällen übt der Vorstand 
der Obergesellschaft die Gesellschafterrechte aus. 
Über die Wahrnehmung dieser Rechte wie auch 
über direkte Anweisungen an die Verwaltung des 
Tochterunternehmens ergibt sich die Mögüchkeit, 
die Gewinnverwendungspoütik in den abhängigen 
Gesellschaften und damit die Höhe des Jahres- 
überschusses der Obergesellschaft entscheidend 
zu steuern. Wirkt der Vorstand auf eine weitge- 
hende Gewinnthesaurienmg in diesen Gesell- 
schaften hin, so schmälert dies den abzuführenden 
Gewinn an die herrschende Gesellschaft, der dort 
zur Ausschüttung zur Verfügimg stehen könnte. Es 
ist anzunehmen, daß bei Bestehen eines Vollaus- 
schüttungsgebotes die Rücklagenpohtik nun ver- 
stärkt dazu eingesetzt würde, um in der Oberge- 
sellschaft die Höhe der Ausschüttungen zu steuern. 
Zwar sind den Aktionären der Gesellschaft durch 
die sog. „Holzmüller- Entscheidung" des Bundes- 
gerichtshofs 12) wichtige Mitspracherechte für 
Strukturmaßnahmen bei Bildung oder Umgestal- 
tung eines Konzerns imd zur Wahnmg ihrer Ver- 
mögensrechte bei geghederten Unternehmen ein- 


10) Allerdings führt der § 264 Abs. 2 HGB, der durch das Büanz- 
richtüniengesetz eingeführt worden ist und den § 149 Abs. 1 
Satz 2 AktG ersetzt, vermuthch zu einer gewissen Beschnei- 
dung der Bewertungsspielräume. SoUte der Jahresabschluß 
bislang nach § 149 Abs. 1 Satz 2 AktG ledigüch „im Rahmen 
der Bewertungsvorschriften" einen EinbÜck in Vermögens- 
und Ertragslage der Gesellschaft gewähren, so wurde nun 
das Einbücksgebot im § 264 Abs. 2 HGB unbedingt gefaßt: 
„Der Jahresabschluß der Kapitalgesellschaft hat unter Be- 
achtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein 
den tatsächüchen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kapitalgesell- 
schaft zu vermitteln. " 

11) Aufgrund des Risikoverbundes im Konzern sind Erfolgszif- 
fem wie der Jahresüberschuß der einzelnen Unternehmen 
zudem weniger als bei unverbundenen Unternehmen als 
Ausschüttungsbemessungsgrundlage geeignet. Von be- 
triebswirtschaftücher Seite wird daher häufig gefordert, die 
Gewinnausschüttung auf den Konzemabschluß zu stützen. 
Der Konzemerfolgsrechnung werden gemäß §§ 290 ff. HGB 
bislang ausschüeßüch Informationsaufgaben zugewiesen. 

12) Vgl. BGHZ 83, 122. 
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geräumt worden, Dennoch verbleiben der Ver- 
waltung weiterhin zahlreiche Ausweichmöglich- 
keiten, um die Mitwirkungsbefugnisse der Aktio- 
näre zu beschneiden. Um den Aktionären den Ge- 
winn der Aktiengesellschaft wie ihrer Tochterge- 
sellschaften möglichst ungeschmälert zukommen 
zu lassen, wären daher umfangreiche Änderungen' 
des geltenden Rechts notwendig. Sie betreffen das 
Bewertungsrecht der Personengesellschaften (ein- 
schließlich GmbH & Co. KG), 14) da an Personenge- 
sellschaften erheblich niedrigere Anforderungen 
an die Bewertung des Vermögens gestellt werden 
und somit die Bildung stiller Reserven in diesen 
Gesellschaften weitgehend möglich ist. Einer Mo- 
difikation bedürfte auch das Recht der Gewinnver- 
wendung für in anderen Rechtsformen als der der 
Aktiengesellschaft betriebenen Unternehmen, um 
für alle Tochtergesellschaften das Prinzip der Voll- 
ausschüttung sicherzustellen. Schließüch müßte 
auch die Zuständigkeitsverteilung in der Aktienge- 
sellschaft bei Ausübung der Mitgliedschaftsrechte 
in Tochtergesellschaften überdacht werden, um zu 
verhindern, daß der Vorstand durch Nutzung der 
ihm bislang zugewiesenen Befugnisse die Gewinn- 
ansprüche der Aktionäre verkürzen könnte. Derart 
gravierende Änderungen des gegenwärtigen 
Rechts können nicht gefordert werden, da die sich 
hieraus ergebenden Konsequenzen kaum abseh- 
bar sind. Sie wären jedoch notwendig, um die Ef- 
fektivität des Vollausschüttungsgebotes zu ge- 
währleisten. Insbesondere würden die notwendi- 
gen Reformen vermutlich eine Ausweitung zwin- 
genden Rechtes für die Unternehmen bedingen, 
die nicht in der Rechtsform der Aktiengesellschaft 
betrieben werden,* dies würde dem Bedürfnis nach 
flexiblen Gestaltungsmöghchkeiten der Gesell- 
schafter zumeist widersprechen. 

3. Aus der internationalen Tätigkeit der Unterneh- 
men würden sich ebenfalls erhebtiche Schwierig- 
keiten bei Durchsetzung des Vollausschüttungsge- 
botes ergeben. Konzerne sind zumeist durch Toch- 
tergesellschaften auf ausländischen Märkten ver- 
treten, für die das jeweilige nationale Gesell- 
schafts- und Rechnungslegungsrecht Geltung be- 
sitzt. Da die Bewertungs- und Gewinnverwen- 
dungsvorschriften zumindest außerhalb der Euro- 


13) Die Entscheidung des BGH hat zwar noch zahlreiche Fragen 
zur Binnenordnung des Konzerns offengelassen. Jedoch 
wäre es für den Vorstand nun nicht mehr ohne weiteres 
mögüch, durch Ausgliederung wichtiger Vermögensteile 
und deren Übertragung auf rechtlich selbständige Tochter- 
gesellschaften das Vollausschüttungsgebot zu unterlaufen, 
da für grundlegende Entscheidungen, die die Untemeh- 
mensstruktur erhebüch verändern, den Vorstand die Ver- 
pflichtung trifft, zuvor die Hauptversammlung zu befragen 
(vgl. BGHZ 83, 122, 131 f., 136ff.). In Anlehnung an diese 
Entscheidung wird zudem gefordert, die Vorschrift des § 58 
Abs. 2 AktG so anzuwenden, daß der Verwaltung der Ober- 
gesellschaft nur die Befugnis zustehen dürfe, über 50 % des 
gesamten Jahresüberschusses der Obergesellschaft und der 
in ihrem Mehrheitsbesitz stehenden Konzemgesellschaft 
(abzüglich des auf die bei letzteren vorhandenen Fremdge- 
sellschafter entfallenden Gewinns) zu disponieren, 

14) Diese Frage würde deshalb relevant, weil Tochterunterneh- 
men in der Rechtsform von PersonengeseUschaften geführt 
werden könnten, soweit dem keine rechthchen oder fakti- 
schen Hemmnisse entgegenständen. 


päischen Gemeinschaften erheblich von dem deut- 
schen Recht sowie dem hier diskutierten Rege- 
lungsvorschlag abweichen, würden hierdurch für 
den Vorstand der herrschenden inländischen Ge- 
sellschaft Spielräume beim Gewinnausweis eröff- 
net, um die Vollausschüttungspflicht in seinem 
Sinne zu modifizieren. Hinzu kommt, daß in eini- 
gen Ländern ein Kapital- und Gewinntransfer un- 
tersagt oder aber beschränkt ist, so daß auch in sol- 
chen Fällen eine Vollausschüttungspflicht nicht 
angemessen gehandhabt werden könnte. Schheß- 
lich geben erhebhch differierende nationale Rege- 
lungen Anreize, durch Verlagerung des Geschäfts- 
sitzes der jeweils strengsten Regelung auszuwei- 
chen. Bei Einführung einer Vollausschüttungs- 
pflicht könnte deshalb nicht ausgeschlossen wer- 
den, daß einzelne Unternehmen den Sitz ihrer 
Obergesellschaft oder einzelner Tochtergesell- 
schaften in das Ausland verlegen, um diese Rege- 
lung zumindest teilweise zu unterlaufen. 

2.4 Die Verlagerung der 

Gewinnverwendungsentscheidung auf die 
Anteilseigner oberhaib gewisser 
Schwelienwerte 

811. Eine Stärkung der Aktionärsstellung verbun- 
den mit gesamtwirtschaftlich erwünschten Wettbe- 
werbs- und kapitalmarktpolitischen Effekten könnte 
auch dadurch erzielt werden, daß die Befugnis der 
Verwaltung einer Aktiengesellschaft zur Bildung von 
Rücklagen stärker als durch das geltende Recht be- 
schränkt würde. Bislcmg gibt es bei der Rücklagenbil- 
dung für die Verwaltung relativ geringe Restriktio- 
nen, wie oben gezeigt wurde. Von besonderer ma- 
terieller Bedeutung ist insbesondere die Befugnis der 
Verwaltung, unabhängig von der Höhe der bereits 
gebildeten freien Rücklagen die Hälfte des Jahres- 
überschusses zur Aufstockung dieser Rücklagen ver- 
wenden zu können. 

Die Praxis zeigt, daß die Verwaltungen von Aktienge- 
sellschaften häufig auch dann noch in erhebhchem 
Umfang zur Bildung freier Rücklagen neigen, wenn 
üire Gesellschaft bereits über einen hohen Bestand 
freier Rücklagen verfügt; bei einigen Gesellschaften 
übersteigen die freien Rücklagen das Grundkapital 
erheblichA^) Die Monopolkommission ist der Auffas- 
sung, daß in solchen Fällen vom Recht der Rücklagen- 
bildung durch die Verwaltung in extensiver Weise 
Gebrauch gemacht wird, wofür nur im Ausnahmefall 
ein legitimes Bedürfnis zu erkennen ist. Zwar erfüllen 
Rücklagen eine Kapitalsicherungsfunktion, so daß ge- 
schäftliche Rückschläge nicht unmittelbar das Grund- 
kapital berühren müssen. Hinzu kommt, daß es auch 
das Bestands- und Entwicklungsinteresse des Unter- 
nehmens zu sichern gilt. Der Unternehmensleitung 
müssen deshalb gewisse Finanzierungsspielräume 
verbleiben, um das Unternehmen mittel- und länger- 
fristig konkurrenzfähig zu erhalten. Dies rechtfertigt 
jedoch die Rücklagenbildung durch die Verwaltung 
nur in einem bestimmten Rahmen; die Rücklagenbil- 
dung sollte daher weitergehend als bislang dem Kom- 


15) Vgl. dazu Tz. 803 f. 
15) Vgl. dazu Tabelle 1. 
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petenzbereich der Anteilseigner zugeordnet wer- 
den. 

812 - Die Monopolkommission schlägt vor, daß die 
Verwaltung wie bisher die Möglichkeit zur Gewinn- 
thesaurierung haben sollte, bis die angesammelten 
freien Rücklagen die Hälfte des Grundkapitals errei- 
chen, Vorstand und Aufsichtsrat könnten entspre- 
chend der Regelung des § 58 Abs. 2 AktG also zu- 
nächst bis zu 50 % des Jahresüberschusses in freie 
Rücklagen einstellen. Wird allerdings das festgelegte 
Verhältnis von freien Rücklagen zum Grundkapital 
erreicht, so sollte die Gewinnverwendungsentschei- 
dung ganz auf die Anteilseigner verlagert werden. Die 
Hauptversammlung erwirbt damit die Befugnis, über 
die Verwendung des gesamten Jahresüberschusses 
zu entscheiden. 

Sollten weiterhin erwirtschaftete Gewinne im Unter- 
nehmen thesauriert werden, so müßte dies durch die 
Hauptversammlung im Gewinnverwendungsbe- 
schluß erfolgen. Stattdessen könnte die Verwaltung 
darauf hinwirken, daß eine Kapitalerhöhung aus Ge- 
sellschaftsmitteln vorgenommen wird, bei der freie 
Rücklagen in Grundkapital umgewandelt werden. 
Eine solche nonünelle Kapitalerhöhung ist dann mög- 
hch, wenn dies von der Hauptversammlung beschlos- 
sen wird (§§ 207 ff. AktG). Wäre die Verwaltung der 
Gesellschaft hingegen nicht in der Lage, entspre- 
chende Hauptversammlungsbeschlüsse herbeizufüh- 
ren, müßten diejenigen Teile des erwirtschafteten Ge- 
winns ausgeschüttet werden, die zu einer Überschrei- 
tung des festgesetzten Verhältnisses von freien Rück- 
lagen zum Grundkapital führen. 

813 . Die hier diskutierte Regelung hätte den Vorteil, 
daß den Aktionären ein stärkeres Mitspracherecht bei 
der Finanzierung der Gesellschaft zugewiesen würde, 
ohne den für die Unternehmensleitung notwendigen 
Verhaltensspielraum bei der Entwicklung und Durch- 
setzung langfristiger Untemehmensziele und die da- 
für erforderliche Planungssicherheit anzutasten. Hat 
die Verwaltung den ihr vorgegebenen Rahmen zur 
Gewinneinbehaltung ausgeschöpft, wird sie sich ei- 
nem stärkeren Rechtfertigungsdruck als bislang aus- 
gesetzt sehen, wenn sie für eine weitgehende Einbe- 
haltung der Gewinne plädiert. Kann sie keine günsti- 
gen Gewinnerwartungen begründen, so ist anzuneh- 
men, daß die Hauptversammlung auf eine verstärkte 
Auskehnmg des erwirtschafteten Jahresergebnisses 
drängen wird. 

Von praktischer Bedeutung dürfte die vorgeschlagene 
Regelung vor allem für zwei Konstellationen sein. Ein- 
mal ist zu erwarten, daß es Aktionärsmehrheiten nicht 
akzeptieren werden, wenn von den Verwaltungen 

1’) Bei der Festlegung einer solchen Obergrenze für die Bildung 
von freien Rücklagen durch die Verwaltung ist zu beachten, 
daß offene Rücklagen lücht nur durch die Einbehaltung von 
Gewinnen entstehen können, sondern auch durch Zufüh- 
rung von Eigenkapital über das Haftungskapital hinaus. 
Diese werden als „Kapitalrücklage" ausgewiesen (§ 272 
Abs. 2 HGB). Als wichtigstes Beispiel ist das Agio bei der 
Ausgabe neuer Aktien zu nennen. Hierbei handelt es sich 
ökonomisch gesehen um die Verbreiterung der Haftungsba- 
sis der Gesellschaft, die durch einen Aktionärsentscheid zu- 
stande gekommen ist. Es wäre deshalb zu überlegen, ob 
diese Kapitalrücklagen bei der Berechnung des Verhältnis- 
ses von freien Rücklagen zum Grundkapital mit in die Be- 
rechnung des Grundkapitals einbezogen werden sollten. 


größere Bestände an Finanzvermögen auf gebaut wer- 
den, wie das gegenwärtig — wenn auch nur in Eüizel- 
fällen — feststellbar ist. Zum anderen werden die Un- 
ternehmensleitungen vermutiich dann einer stärke- 
ren Kontrolle unterworfen, wenn sie über längere Zeit 
einen extensiven Gebrauch von ihrer Befugnis zur 
Rücklagenbildung machen. Häufig wird dann zu er- 
warten sein, daß von der Unternehmensleitung beson- 
ders weitgehende Strukturveränderungen (z. B. ex- 
terne Wachstumsvorgänge) beabsichtigt sind, wo- 
durch die Position der Aktionäre entscheidend verän- 
dert werden kann, ln diesen Fällen ist ein verstärktes 
Mitspracherecht der Aktionäre aus Wettbewerbs- und 
kapitalmarktpolitischen Erwägungen besonders er- 
wünscht. 

814 . Dieser Lösungsansatz wirft allerdings die 
Schwierigkeit auf, daß sich eine Grenze der Rückla- 
genbüdung wettbewerbspolitisch nicht begründen 
läßt. Auch ist mit ihm eine gewisse Schematisierung 
verbunden, die nicht allen Unternehmen in gleicher 
Weise gerecht wird. So ist anzunehmen, daß die Un- 
ternehmensleitungen aufgrund von branchenspezifi- 
schen Besonderheiten unterschiedhch weite Verhal- 
tensspielräume in finanzwirtschaftiicher Hinsicht be- 
nötigen, um eine angemessene Bestandssicherung 
und Fortentwicklung des Unternehmens zu gewähr- 
leisten. Die Monopolkommission hält diese mögüchen 
Einwendungen^ö) gegen den hier vorgebrachten Lö- 
sungsvorschlag allerdings nicht für so gravierend, daß 
man von seiner Durchsetzung absehen müßte. Einmal 
wird die Rücklagenbildung durch Vorstand und Auf- 
sichtsrat weiterhin im bestimmten Umfang erlaubt, so 
daß für die Verwaltung die finanzwirtschaftiichen 
Voraussetzungen für die Entwicklung des Unterneh- 
mens weitgehend berechenbar bleiben. Zum anderen 
ist in diesem Regelungsvorschlag ein sinnvoller Kom- 
promiß zu sehen, um die verschiedenen miteinander 
im Widerstreit stehenden Interessen, die bei der Ver- 
wendung des erwirtschafteten Gewinns insbesondere 
großer Aktiengesellschaften auftreten können, ange- 
messen zu berücksichtigen. Auch gesamtwirtschaftli- 
che Belange werden beachtet, da Wettbewerbs- und 
kapitalmarktpohtischen Zielbezügen Rechnung ge- 
tragen wird. Gegenüber der gegenwärtigen Vertei- 
lung der Gewinndispositionsbefugnisse nach § 58 
Abs. 2 AktG ist der Vorschlag in zweifacher Hinsicht 
überlegen; er stärkt die Aktionärsstellung in ange- 
messener Weise und unterwirft Unternehmensleitun- 
gen insbesondere dann einer zusätzhchen Marktkon- 
trolle, wenn diese sehr weitgehend von ihren Verhal- 
tensspielräumen Gebrauch machen. ^^) 

Darauf hinzuweisen ist zudem, daß Umgehungsmöglichkei- 
ten auch bei Umsetzung dieses Regelungsvorschlags nicht 
auszuschließen wären, allerdings dürften sie von wesenthch 
begrenzterer Bedeutung als bei der sehr weitgehenden Lö- 
sung eines Vollausschüttungsgebotes sein. 

Im Gegensatz zur Mehrheitsmeinung der Monopolkommis- 
sion hält das Kommissionsmitghed Haastert den Vorschlag 
nicht für empfehlenswert, weil wichtige praktische Beden- 
ken noch nicht hinreichend geklärt worden sind. Diese Be- 
denken betreffen vornehmhch die Uquiditätsmäßigen Aus- 
wirkungen der (Voll-) Ausschüttung bilanzieller Gewinne 
(und gegebenenfalls Rücklagen), die möghche Konsequenz 
übermäßiger Orientierung der Untemehmenspohtik an 
kurzfristig realisierbaren Gewinnaussichten und die Gefahr 
spekulativ motivierter Ausschüttungen zum Nachteil der 
Gesellschaft. 
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3. Konzemrecht und Konzentration 

3.1 Regelungsansätze im Aktienrecht 

3.1.1 Die Entstehung von Konzernen 

3.1. 1.1 Vorbemerkungen 

815. Die Zusammenfassung mehrerer Unternehmen 
in einem Konzern wird man in der Praxis regelmäßig 
als einen Prozeß ansehen können, der mehrere Pha- 
sen durchläuft. Zu Beginn steht der Mehrheitserwerb, 
der die UntemehmenskontroUe ermöglicht. Dem folgt 
die gelegentiiche oder auch intensive Ausübung der 
Mehrheitsherrschaft im sogenannten faktischen Kon- 
zem.20) Den Endpunkt der Entwicklung bildet die ver- 
tragliche Absicherung im Vertragskonzem,^!) sieht 
man von noch intensiveren Zusammenschlußformen 
wie der Eingliedenmg, der übertragenden Umwand- 
lung oder der Fusion ab. 

816. Dieser prozessuale Charakter der Konzernpro- 
blematik stand bei den Bemühungen des Gesetzge- 
bers bislang nicht im Vordergrund. In der Bimdesre- 
publik gibt es keine gesetzlichen Regelungen der Bil- 
dung von Konzernen. Besondere Rahmenbedingun- 
gen wurden nur für die Gestaltung der bereits beste- 
henden Unternehmensverbindimgen, nicht aber für 
den Prozeß, der zum Zusammenschluß mehrerer Un- 
ternehmen zu einer neuen wirtschaftlichen Einheit 
führt, geschaffen. Die Vorschriften der §§291 ff. AktG 
über „Verbundene Unternehmen", die 1965 in das 
Aktiengesetz auf genommen wurden, sind vom Ge- 
setzgeber als „Grundzüge einer Konzemverf assung " 
verstanden worden. 22 ) Diese Bestimmungen erlauben 
in gewissen Grenzen die Einflußnahme anderer Un- 
ternehmen auf die Aktiengesellschaft zu ihren Zwek- 
ken und sichern schutzwürdige Interessen von Min- 
derheitsaktionären und Gläubigem der abhängigen 
Gesellschaft. 

Demgegenüber wurde in anderen Rechtsordnungen 
die KontroUerlangung als erste Phase des Konzemie- 
mngsprozesses als zentrales Regelungsanliegen an- 
gesehen, wie die meist recht eingehenden Vorschrif- 
ten für öffentliche Übernahmeangebote zeigen.23) 
Eine Kodifikation des Konzemrechts wie in der Bun- 
desrepublik existiert hingegen dort nicht oder nur in 
Ansätzen. Teilweise wird die Notwendigkeit einer ei- 
genständigen konzernrechtiichen Regelung bezwei- 
felt. 

817. Angesichts dieser unterschiedlichen Rege- 
lungsansätze wird man den im deutschen Recht ver- 
ankerten Lösungsweg für die in Untemehmensver- 
bindungen auftretenden Interessenkonflikte überprü- 
fen müssen. Die Entstehung eines Abhängigkeitsver- 
hältnisses stellt eine entscheidende Phase im Kon- 
zemiemngsprozeß dar, da sich bereits in dieser Phase 
eine wichtige Verändemng im Status der gesellschaft- 
lichen Bezugsgmppen vollzieht. Aus gesellschafts- 


20) Vgl. dazu Tz. 835 f. 

21) Vgl. dazu Tz. 837 f. 

22) Vgl. dazu Begründung zum Entwurf eines Aktiengesetzes, 
a. a. O., S. 213. 

23) Vgl. dazu Tz. 823 ff. 


rechtlichen wie konzentrationspohtischen Überlegun- 
gen heraus stellt sich deshalb die Frage nach Gewähr- 
leistung eines hinreichenden Schutzes der von diesem 
Vorgang betroffenen Interessen. Dem Regelungsge- 
genstand nach sind diese Probleme dem Kapital- 
marktrecht zuzuordnen, da sich die Erlangung der 
UntemehmenskontroUe in der AktiengeseUschaft im 
RegelfaU über Austauschvorgänge am Sekundär- 
markt voUzieht. 


3 . 1 . 1.2 Die Problematik des Kontrollerwerbs 

818. Die mit der KontroUerlangung verbundenen 
Probleme des Minderheitenschutzes in AktiengeseU- 
schaft en können auf die Durchsetzimg des Mehrheits- 
prinzips zurückgeführt werden. Der Besitz einer ein- 
fachen Kapitalmehrheit und der damit verbundenen 
Stimmrechte erlaubt es, über die Besetzung der Ver- 
waltungsorgane maßgebUchen Einfluß auf die ge- 
schäftiichen Aktivitäten der GeseUschaft zu nehmen. 
Konsequenz dieses Mehrheitsprinzips ist es, daß Ge- 
genstand von Markttransaktionen nicht nur die mit 
der Aktie verbundenen MitgUedschaftsrechte sein 
können, sondern auch die mit einem Aktienpaket ver- 
bundene Kontrollmacht über die AktiengeseUschaft. 
Es überlagern sich hier demnach bei Markttransaktio- 
nen der Wertpapiermarkt und der Markt für Unter- 
nehmenskontroUe, was darin sichtbar wird, daß für 
den Erwerb größerer AnteUspakete, wie insbesondere 
die UntemehmenskontroUe vermittelnder Beteüigun- 
gen, Paketzuschläge gezahlt werden. Solche Paket- 
zuschläge bzw. KontroUprämien können Ausprägung 
verschiedener Motivationen sein, die der Erlangung 
der UntemehmenskontroUe zugmnde Uegen. Ein er- 
werbendes Unternehmen kann z. B. bereit sein, die 
Prämie zu zahlen, da es sich von einer Unternehmens- 
verbindung Synergievorteüe verspricht oder ein er- 
folgloses Management ersetzen wiU. In dem Paket- 
zuschlag können sich aber auch diejenigen Vorteüe 
widerspiegeln, die sich ein Mehrheitsaktionär auf Ko- 
sten der Minderheitsaktionäre wegen eines mangel- 
haften geseUschaftsrechtiichen Minderheitenschut- 
zes verschaffen kann. Diese sind durch keinerlei Effi- 
zienzvorteüe gedeckt. Schwierigkeiten der Beurtei- 
lung einer KontroUübemahme resultieren daraus, daß 
sich die verschiedenen Motive überlagern und zur Bü- 
dung des konkreten Paketzuschlages beitragen kön- 
nen, ohne daß sich ermitteln läßt, ob und welchen Bei- 
trag sie für das Zustandekommen des Preises ha- 
ben. 

81 9. Grundlegend zur Beurteüung der Frage , ob und 
welche Rahmenregelimgen notwendig zur Beeinflus- 
sung des Aufbaus von Mehrheitspositionen sind, ist 
zudem die rechtiiche Legitimation der Mehrheitsherr- 
schaft. Hier wird man im wesentiichen zwei Argu- 
mentationsUnien zu unterscheiden haben: 

1. Leitbild des Gesetzgebers bei der Schaffung des 
Aktienrechts wie bei seinen Novelliemngen war 
stets die autonome Gesellschaft, deren Anteile 
breit gestreut sind.^^) Die Aktiengesellschaft wurde 
deshalb plastisch als das Sammelbecken der Er- 


24) Vgl. z. B. auch Begründung zum Entwurf eines Aktiengeset- 
zes, a. a. O,, S. 213. 
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spamisse vieler bezeichnet. Die maßgeblichen Ent- 
scheidungen werden bei gmndsätzhcher Interes- 
senhomogenität der Anteilseigner von wechseln- 
den Mehrheiten getragen? die interessenausglei- 
chende Wirkung solcher Mehrheitsentscheidun- 
gen verbürgt eine ähnhche Richtigkeitsgewähr wie 
ein ausgehandelter Vertrag. Durch die Bildung ei- 
nes entsprechenden Pakets wächst dem Mehr- 
heitsaktionär nun die Verfügungsmacht über die 
unternehmerischen Ressourcen zu, Mehrheitsent- 
scheidungen werden Ausdruck eines Einzelwillens. 
Die Partizipationschancen von Minderheiten bei 
der Willensbildung werden bedeutungslos. Damit 
ist die Richtigkeitsgewähr in Frage gestellt. Hier- 
aus läßt sich dann die ökonomische Überlegung 
ableiten, daß der Paketzuschlag, der die Kapitaü- 
siemng der Kontrollmöghchkeiten darstellt, einem 
jeden Mitaktionär anteilsmäßig zusteht. Deshalb 
wird man bei (erstmaliger) Kontrollerlangimg 
durch einen herrschenden Aktionär mit geeigneten 
Vorkehrungen sicherstellen müssen, daß ausschei- 
dende wie in der Gesellschaft verbleibende Aktio- 
näre unter Beachtung des Gleichbehandlungsge- 
botes an dem Paketzuschlag teühaben können. Die 
von anderen Rechtsordnungen vorgesehene Ver- 
pflichtung, beim Erwerb maßgebhcher Beteiligun- 
gen ein öffentiiches Übemahmeangebot (tender of- 
fer, take over bid) abzugeben, um den Aktionären 
der Zielgesellschaft ein materielles Mitsprache- 
recht beim KontroUübergang einzuräumen, kom- 
men dann als Lösungshilfen zur notwendigen Er- 
gänzung des Konzemrechts in Betracht.25) 

2. Demgegenüber läßt sich die Ausgestaltung der 
Mitghedschaftsrechte in einer Aktiengesellschaft 
— vor allem unter Hervorhebung funktionaler Ge- 
sichtspunkte — auch anders interpretieren. Paket- 
zuschläge werden ledigüch als Konsequenz der 
durch das Mehrheitsprinzip legahsierten Verwal- 
tungsmacht begriffen. Die Mehrheit entscheidet 
grundsätzlich über die Interessen der Gesellschaft, 
um deren Funktionsfähigkeit zu gewährleisten. 
Damit kann die Gesellschaft den Interessen eines 
Teils der Aktionäre oder einem Mehrheitsaktionär 
untergeordnet werden. Diese Sichtweise wird in 
neuerer Zeit insbesondere von Vertretern der „Pro- 
perty-rights-Theorie“ aus ökonomischen Überle- 
gungen heraus betont. Gesetzhche Vorschriften 
zur Regelung und Kanalisierung der Kontrollerlan- 
gungsmethoden werden als weitgehend überflüs- 
sig angesehen. Sie stellen Interventionen in den 
Markt für Untemehmenskontrolle dar und wirken 


25) Vgl. dazu Tz. 823 ff. 

26) Besonders weitgehend ist die Entscheidung des Reichsge- 
richts im Hibemia-Fall aus dem Jahre 1908; dort heißt es: 
„Denn um eines der im Gesetze — wie in §§ 254, 264, 268, 
288 — besonders geordneten Minderheitsrechte dreht sich 
der Streit nicht, und im übrigen sind die in Angelegenheiten 
der Gesellschaft mit der erforderüchen Stimmenzahl gefaß- 
ten Beschlüsse der Mehrheit für die Minderheit auch dann 
maßgebend, wenn sie dieser als verkehrt, wirtschafthch 
nachteüig und die Bestrebungen der Minderheit schädigend 
erscheinen. Dies ist eine unabwendbare Folge des im Gesetz 
zur Anerkennung gelangten Grundsatzes, daß die Mehrheit 
des Aktienbesitzes über die Verwaltung entscheidet, was im 
Interesse der Gesellschaft imd ihrer Aktionäre zu tun und zu 
lassen ist." (RGZ 68, 235, 245 f.). 


sich auf die in diesem Markt ablaufenden Wettbe- 
werb sprozesse effizienzmindemd aus. Dies wird 
einmal damit begründet, daß durch die Offenle- 
gung von Übemahmeplänen und die Einhaltung 
gewisser Fristen dem potentiellen Übernehmer zu- 
sätzliche Kosten entstehen. Diese reduzieren die 
Gewinnerwartimgen aus der Reallokation der in 
der Zielgesellschaft gebundenen Ressourcen, da 
Konkurrenten sich auf eine neue Untemehmens- 
politik frühzeitig einstellen können. Zudem wer- 
den effizienzmindemde Reaktionsmöghchkeiten 
des Managements der Zielgesellschaft begünstigt, 
womit sich die erwarteten Gewinne aus der Über- 
nahme ebenfalls vermindern. Dies senkt zugleich 
den Leistungsdruck für die Untemehmensverwal- 
tungen, der von dem Wettbewerb um die Unter- 
nehmenskontrolle ausgeht. 

820 . Ob und inwieweit der Kontrollerwerb über eine 
Aktiengesellschaft oder schon der Erwerb größerer 
Aktienpakete besonderen Normen unterworfen wer- 
den sollten, ist angesichts der Vielschichtigkeit der 
Problematik eine schwierige Entscheidung. Das spie- 
gelt sich auch in der gegenwärtig geführten umfas- 
senden Reformdebatte in den USA über die Zweck- 
mäßigkeit der dort geltenden Regelungen für Über- 
nahmeangebote wider. Sowohl Effizienzeffekte wie 
auch konzentrationspolitisch bedeutsame Effekte sind 
nicht eindeutig. 

821 . So wird einerseits vor einer Überschätzung der 
Funktionen des Marktes für Unternehmenskontrolle 
gewarnt. Der aus diesem Markt erwachsende Kon- 
troUmechanismus könne nur bei erhebhchen Ineffi- 
zienzen der Unternehmensleitungen von Zielgesell- 
schaften wirksam werden, so daß er gegenüber ande- 
ren, insbesondere internen Kontrollmechanismen le- 
dighch subsidiäre Funktionen übernehmen könne. 
Andererseits werden negative Effekte von einem 
weitgehend unreglementierten KontroUmarkt auf- 
grimd von Verhaltensänderungen der Unterneh- 
mensleitungen befürchtet. Die reduzierte Arbeits- 
platzsicherheit mache es nicht nur schwieriger, geeig- 
nete Personen für die Untemehmensfühiung zu ge- 
winnen, sondern veranlasse das Management auch zu 
einer Überbetonung kurzfristiger untemehmenspoh- 
tischer Maßnahmen, um möghchen Übernahmen zu 
entgehen. Schheßlich wird betont, daß dem KontroU- 
erwerb häufig mehrere Motive zugrunde liegen kön- 
nen, die nicht immer im gesamtwirtschaftiichen Inter- 
esse liegen werden. Hier ist z. B. an das Wachstums- 
streben des Managements der Übernahmegesell- 
schaft oder an die Erlangung möghcher Sondervor- 
teile zu Lasten von Minderheiten zu denken.^?) 

822 . Auch die konzentrationspolitisch relevanten 
Wirkungen sind ambivalent. Unterstellt man den Er- 
werb von Beteüigungspaketen einem rechtlich geord- 
neten Verfahren, so wird der Konzemierungsvorgang 
unter Umständen verteuert, da alle verkaufswilligen 


2’) Inwieweit es einem Mehrheitsaktionär in einer Gesellschaft 
gelingen kann, sich gegenüber Aktionärsminderheiten be- 
sondere Vorteile zu verschaffen, hängt sehr wesentüch da- 
von ab, ob und gegebenenfalls in welchem Ausmaß der 
Anleger beim Erwerb von Aktien das Risiko antizipiert, in 
die Position eines außenstehenden Minderheitsaktionärs zu 
geraten. 
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Aktionäre über die Tatsache der Paketbildung früh- 
zeitig informiert werden, so daß man eine konzentra- 
tionshemmende Wirkung erwarten kann. Hierin wird 
zumeist ein erwünschter Nebeneffekt gesehen, da 
aufgrund der Geltung des Mehrheitsprinzips bereits 
bei Erwerb der Hälfte der Gesellschaftsanteile über 
die Produktionsmöglichkeiten des anderen Unterneh- 
mens verfügt werden kann.^ß) Andererseits ist zu be- 
achten, daß mit einem weitgehend unreglementierten 
Markt für Untemehmenskontrolle dekonzentrative 
Wirkungen verknüpft sein können. Schon die Gefahr 
einer Üb emahmedrohimg zwingt zu effizientem Han- 
deln und veranlaßt Konzerne, solche Unternehmens- 
teile abzustoßen, die nicht in das untemehmenspoliti- 
sche Konzept passen und hinreichend ertragbringend 
geführt werden können. Folge erfolgreicher Übernah- 
men wird zudem häufig eine Umstrukturierung des 
übernommenen Konzerns sein, die ebenfedls mit Ver- 
käufen einzelner Unternehmen oder Untemehmens- 
gruppen einhergehen wird. 


3.1 .1.3 Regelungssysteme in anderen Rechtsordnungen 

823 . Öffentliche Übemahmeangebote haben bereits 
in zahlreichen Staaten eine Regelung gefunden. Be- 
sonders weit entwickelte Regelungssysteme finden 
sich in Großbritannien und in den USA, in denen take- 
over bids (tender offers) als Methode des KontroUer- 
werbs über andere Unternehmen eine dominierende 
Rolle spielen. 

824 . ln Großbritannien sind seit 1968 im City Code 
on Take-overs and Mergers die wichtigsten Fragen für 
den Ablauf von Übemahmeangeboten geregelt, da- 
neben enthält der Company Act ergänzende Vor- 
schriften. Der City Code on Take-overs and Mergers 
ist zwar nur eine freiwillige Vereinbarung der briti- 
schen Finanz Wirtschaft, so daß normabweichendes 
Verhalten nicht sanktionsbewehrt ist, doch gewähr- 
leistet die Autorität der Überwachungsinstitution, des 
Panel on Take-overs and Mergers, eine weitgehende 
Befolgung der Vorschriften. 

Zentraler Zweck der Regelung ist es, Aktionäre davor 
zu schützen, daß die Erlangung einer Mehrheitsposi- 
tion in der Gesellschaft deshalb erstrebt wird, weil 


28) Die Frage, ob die Untemehmenskonzentration durch die 
Konzembildung gefördert wird, da nur der zur Mehrheits- 
herrschaft notwendige Kapitalanteil erworben werden muß, 
wird man unter dem Gesichtspunkt alternativer Investitions- 
möglichkeiten diskutieren müssen. Sieht man von mögli- 
chen Synergievorteilen, etc. aus der Untemehmensverbin- 
dung einmal ab, so läßt sich das Investitionskalkül dahin 
gehend formulieren, daß die Form der Konzernierung ceteris 
paribus dann gewählt wird, wenn die Summe aus dem 
Marktwert der erworbenen Mehrheitsbeteiligung und dem 
diskontierten Barwert der zu leistenden Zahlungen an die 
außenstehenden Minderheitsaktionäre geringer ist als der 
Marktwert für einen vollständigen Untemehmenserwerb, 
Die Konzernierung wird dementsprechend dann bevorzugt, 
wenn es gelingt, die verbleibende Minderheit zur Kapitalbe- 
reitstellung zu Sonderkonditionen zu veranlassen, also trotz 
des Schutzes konzernrechtlicher Vorschriften zu schädigen 
(vgl. dazu Tz. 840 ff. und die Fn. 27), oder aber die Mehr- 
heitsbeteiligung aufgrund von Informationsasymmetrien 
zwischen den Marktpartnem „zu günstig" erworben wird. 


diese erlaubt, sich besondere Vorteile zu Lasten von 
Minderheitsaktionären zu verschaffen. Außenste- 
hende Aktionäre sind also vor den Gefahren der Be- 
nachteiligung in Konzernverbindungen zu schützen. 
Die wichtigsten Schutzvorkehrungen sind in folgen- 
den Regelungselementen zu sehen; 

— Gegen eine von der Öffentlichkeit unbemerkte 
Paketbildung schützen weitgehende Mitteilungs- 
pflichten. Bereits der Besitz von 5 % des stimmbe- 
rechtigten Kapitals einer Gesellschaft zieht für je- 
dermann die Verpflichtung nach sich, die betref- 
fende Gesellschaft innerhalb der kurzen Frist von 
fünf Tagen über diesen Sachverhalt zu informieren 
(sec. 63—72 Company Act 1981). 

— Den Aktionären soll durch weitgehende Informa- 
tionen von seiten des Offerenten und durch Stel- 
lungnahme des eigenen Managements eine um- 
fassende Entscheidungsbasis gegeben werden; 
deshalb schreiben die Regelungen in detaillierter 
Form vor, welchen Offenlegungspflichten bei Un- 
terbreitung eines öffentlichen Übernahmeange- 
bots nachzukommen ist (rules 4, 8, 12, 15 City 
Code). 

— Die Entscheidung der Aktionäre soll materiell 
nicht durch Maßnahmen des Managements der 
Zielgesellschaft verkürzt werden. Der Unterneh- 
mensleitung ist daher untersagt, irgendwelche 
Maßnahmen ohne Zustimmung der Hauptver- 
sammlung zu treffen, die ein — auch nur „drohen- 
des'' — Übernahmeangebot entwerten könnten 
(principle 4 und rule 38 City Code). 

— Die Gleichbehandlung aller Aktionäre soll durch 
verschiedene Vorschriften gewährleistet werden. 
So ist der Bieter zu entsprechender Erhöhung des 
Angebotspreises verpflichtet, wenn er während 
der Laufzeit des Take-over- Verfahrens Aktien zu 
einem höheren als dem öffentlich gebotenen Preis 
erwirbt (rule 32 City Code). Teilangebote („partial 
offers") werden im Regelfall nur dann erlaubt, 
wenn mit ihnen nicht mehr als 30 % der stimmbe- 
rechtigten Aktien der Zielgesellschaft erworben 
werden sollen. Wird eine solche Offerte von mehr 
als 30 % von dem Panel im Ausnahmefall dennoch 
erlaubt, hängt die Wirksamkeit des Angebots zu- 
sätzlich davon ab, daß eine Mehrheit in der Haupt- 
versammlung der Zielgesellschaft dieses Vorge- 
hen billigt. Werden dem Bieter bei einem Teilan- 
gebot mehr Anteile zum Erwerb angeboten als es 
dem Angebotsbetrag entspricht, so sind die ver- 
kaufsbereiten Aktionäre anteilig zu berücksichti- 
gen (rule 27 City Code). Schließlich kann ein Ak- 
tionär auch zur Abgabe eines Übernahmeangebots 
(„mandatory offer") gezwungen werden. Hat er 
Aktienanteile in Höhe von 30 % des stimmberech- 
tigten Kapitals erworben oder eine bestehende Be- 
teiligung zwischen 30 % und 50 % innerhalb eines 
Jahres um 2 % erhöht, so muß er den Mitaktionä- 
ren eine Übemahmeofferte für ihre Anteile zum 
höchsten gezahlten Entgelt unterbreiten (rule 34 
City Code). 

825 . ln den USA sind auf bundesstaatlicher Ebene 
die Vorschriften des Williams Act von 1968, durch den 
der 1934 erlassene Securities Exchange Act novelliert 
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wurde, für die Beurteilung von Take-over-Verfahren 
einschlägig. Daneben haben etliche Einzelstaaten ei- 
gene Gesetze zur Regelung von tender offers erlassen, 
die teilweise zusätzhche Erschwernisse für die Durch- 
führung von Übernahme verfahren vorsehen, um ein- 
zelstaathche Belange zu wahren. Durch dieses Ne- 
beneinander von Vorschriften ergeben sich Konflikte, 
die noch nicht abschließend geklärt sind. 

Die Regelungsziele des Williams Act sind weniger 
eindeutig und umstrittener als die des britischen City 
Code on Take-overs and Mergers. Als vorrangige Auf- 
gabe des Wilhams Act wird man es jedoch ansehen 
können, den Aktionären der Zielgesellschaft einen 
Schutz vor einem ineffizienten Management zu bie- 
ten. Der Markt für Unternehmenskontrolle soll des- 
halb gewährleisten, daß die Unternehmenskontrolle 
dem Offerenten zufällt, der den besten Gebrauch von 
ihr zu machen imstande ist. Die vom City Code on 
Take-overs and Mergers verfolgte Absicht, die Anle- 
ger vor einem einflußreichen Mehrheitsaktionär zu 
schützen, tritt demgegenüber zurück. Besondere Be- 
deutung kommt dabei folgenden Regelungen zu: 

— Den Aktionären soll weitgehende und frühzeitige 
Transparenz über möghche Kontrollveränderun- 
gen in ihrer Gesellschaft geboten werden. So ist 
jeder Anteilsbesitz von 5 % des Kapitals einer Ge- 
sellschaft gegenüber dieser Gesellschaft, der Börse 
und der Securities and Exchange Commission 
(SEC) als Aufsichtsbehörde zu melden. In dieser 
Mitteilung muß zugleich über die Identität der Er- 
werber und über den Hintergrund der Transaktion 
berichtet werden. Wird die Unternehmenskon- 
trolle angestrebt, müssen auch die damit verbun- 
denen Pläne offengelegt werden. So hat der Erwer- 
ber z. B. darzulegen, ob er größere Veränderungen 
der Unternehmens- oder Gesellschaftsstruktur be- 
absichtigt (sec. 13(d) Williams Act). 

— Erfolgt ein Übemahmeangebot, so muß der Offe- 
rent weitgehenden Mitteilungspflichten nachkom- 
men (sec. 14{d) Wilhams Act). Er ist zumeist 20 
Tage an sein Angebot gebunden (rule 14e-l(a) 
Wilhams Act). Aktionäre können die Annahme ei- 
nes Angebots innerhalb von sieben Tagen nach 
Veröffenthchung des Übernahmeangebotes wi- 
derrufen. Ein Widerrufsrecht wird den Aktionären 
zudem dann zugestanden, wenn das Geschäft 
nach 60 Tagen noch nicht abgewickelt worden ist 
(sec. 14 (d) (5) Wilhams Act). Die Bindung des Offe- 
renten bei gleichzeitigem Widerrufsrecht der Ak- 
tionäre ermöghcht es konkurrierenden Offerenten, 
mit günstigeren Übemahmeangeboten an die Ak- 
tionäre heranzutreten. Aktionäre werden mit die- 
sen Vorschriften davor bewahrt, zu schnell und zu 
bilhg zu verkaufen. 

— Der Offerent hat zudem bei Durchführung des An- 
gebots dem Gleichbehandlungsgebot der Aktio- 
näre zu entsprechen. So steht es ihm zwar frei, 
Teilangebote zu unterbreiten. Er ist jedoch bei sol- 
chen Offerten verpflichtet, die Anteilsinhaber 
beim Erwerb der Aktien pro rata zu berücksichti- 
gen (sec. 14 (d) (6) Wilhams Act). Zudem muß er bei 
nachträglicher Verbesserung seines Angebots je- 
dem bereits abgefundenen Aktionär entspre- 


chende Ausgleichszahlungen gewähren (sec. 
14 (d) (7) Wilhams Act). 

— Wesentiich für die Erfolgsaussichten eines Über- 
nahmeangebotes ist es, ob und inwieweit dem Ma- 
nagement der Zielgesellschaft Abwehrmaßnah- 
men zur Vereitelung der Offerte erlaubt werden. 
Diese Frage ist für „feindliche" Übernahmeange- 
bote, d. h. Angebote, die ohne Abstimmung oder 
gar gegen den Willen der Verwaltung der Zielge- 
sellschaft abgegeben werden, bedeutsam. Grund- 
sätzhch wird ein solches Verhalten des Manage- 
ments als berechtigt angesehen. Umstritten ist bis- 
lang allerdings im Einzelfall, welche Maßnahmen 
mit der gesellschaftsrechthchen Treuepflicht der 
Unternehmensleitung (noch) vereinbar sind. Auch 
die Rechtsprechung hat zu diesen wichtigen Fra- 
gen noch keine hinreichende Klärung erbracht. In 
der Praxis der Übernahme verfahren sind vielfäl- 
tige Abwehrmaßnahmen erkennbar geworden, die 
eine Entscheidung der Aktionäre in erheblichem 
Maße beeinträchtigen können. 

826 . Beide hier skizzierten Regelungssysteme kön- 
nen die mit dem Kontrollerwerb durch öffenthche 
Übernahmeangebote verbundenen Probleme und 
Gefahren nicht vollständig lösen. Die den Minderhei- 
tenschutz in den Vordergrund rückenden Vorschrif- 
ten des City Code on Take-overs and Mergers können 
die Funktionsfähigkeit des Marktes für Unterneh- 
menskontrolle beeinträchtigen. Wird es aufgrund der 
den Minderheitenschutz bezweckenden Regelungen 
des City Codes für den einzelnen Aktionär interes- 
sant, den Ausgang der Übernahmeofferte abzuwar- 
ten, so reduzieren sich aufgrund dieses Entschei- 
dungsdilemmas für den potentiellen Offerenten die 
Chancen eines erfolgreichen Kontrollerwerbs. Damit 
sinkt aber auch die Wahrscheinhchkeit eines Über- 
nahmeangebots und die Mögüchkeit, an Wertsteige- 
rungen durch die Reahsierung von Synergievorteilen 
oder der Ersetzung eines unfähigen Managements zu 
partizipieren. Andererseits können die Regelungen 
des Williams Act, die vorrangig die Funktionsfähig- 
keit des Marktes für Unternehmenskontrolle sicher- 
stellen sollen, keinen hinreichenden Schutz der Min- 
derheitsaktionäre gegen die Übervorteilung durch 
einflußreiche Mehrheitsaktionäre gewährleisten. Zu- 
dem verengen weite Ermessensspielräume der Unter- 
nehmensleitung der Zielgesellschaft bei der Anwen- 
dung von Abwehrstrategien die materielle Entschei- 
dungsteilhabe der Aktionäre und beeinträchtigen da- 
mit zugleich die Kontrollfunktionen von Übernahme- 
verfahren. 


3.1. 1.4 Publizitätspflichten bei der Bildung, dem Erwerb und 
der Erweiterung von Aktienpaketen nach dem 
Aktiengesetz von 1965 

827 . Durch die Aktienrechtsreform im Jahre 1965 
wurden in den §§ 20f. AktG erstmals Informations- 
pflichten für Beteiligungen an einer Aktiengesell- 
schaft und für Beteiligungen von Aktiengesellschaf- 
ten an einer anderen Kapitalgesellschaft statuiert. 
Nach § 20 AktG muß ein Unternehmen den Erwerb 
von mehr als 25 % oder 50 % der Anteile an einer 
Aktiengesellschaft mitteilen, und die betreffende Ak- 
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tiengesellschaft hat diesen Vorgang in den Gesell- 
schaftsblättem bekanntzumachen. Daneben hat auch 
jede Aktiengesellschaft nach § 21 AktG entspre- 
chende Mitteilungspflichten, wenn sie mehr als 25 % 
oder 50 % an einer anderen Kapitalgesellschaft er- 
wirbt. Hauptzweck der Regelung des § 20 AktG ist die 
Verbesserung der Publizität über beabsichtigte oder 
bestehende Konzemverbindungen, woran die übri- 
gen Aktionäre, die Gläubiger und auch die Öffentlich- 
keit ein Interesse haben können. Auch für die Unter- 
nehmensleitung soll dadurch Transparenz über die 
Machtverhältnisse in der Gesellschaft geschaffen 
werden. 29) Die Aufnahme dieser Vorschrift in das Ak- 
tiengesetz war lebhaft umstritten, da man eine solche 
Mitteilungspflicht als konzentrationsfeindlich ansah, 
weil sie die Bildung von Aktienpaketen erschwere. 
Mitteilungspflichten bestehen allerdings erst dann, 
wenn der Erwerb eines wesentlichen Aktienpaketes 
schon erfolgt ist und imtemehmenspohtische Einfluß- 
nahmen auf Basis dieses Pakets möghch sind. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn es sich um eine Pubhkums- 
gesellschaft mit weit gestreutem Aktienbesitz han- 
delt, bei der auch dem Inhaber einer Sperrminorität 
schon ein wesentiicher Einfluß zufällt. Zudem kann 
der Mitteilungspflichtige sanktionslos seine Anony- 
mität so lange wahren, wie er keine Rechte aus seinen 
Aktien geltend macht. Somit kann eine frühzeitige 
Bekanntgabe der Paketbildung, die den Vorgang ver- 
teuern könnte, verhindert werden. Man wird deshalb 
der in § 20 AktG statuierten Mitteüungspflicht nicht 
oder allenfalls in begrenztem Maße eine konzentra- 
tionshemmende Wirkung zusprechen können, da 
Transparenz über einen sich anbahnenden Konzer- 
nierungsvorgang de facto erst dann hergestellt wer- 
den muß, wenn der Erwerb einer zur Abhängigkeit 
führenden Beteüigung bereits abgeschlossen ist. 


3.1. 1.5 Reformübeiiegungen 

828 . Vergleicht man die Praxis der öff entheben 
Übemahmeangebote in den USA und Großbritannien 
mit der Entwicklung in der Bundesrepubhk, so erge- 
ben sich auf fähige Unterschiede. In den USA und 
Großbritannien bedienen sich Unternehmen zur 
Übernahme eines anderen Unternehmens häufig des 
Take-over-Verfahrens; die Zahl feindheher Übemah- 
meofferten ist hoch. Demgegenüber finden öffentliche 
Übernahmeangebote in der Bundesrepublik nur sel- 
ten statt. 1982 gab es ein, 1983 sieben, 1984 zwei, 1985 
zwölf imd 1986 zwei freiwilhge Übemahmeange- 
bote. ^O) Auch bei diesen wenigen Fällen stand regel- 


29) Vgl. Begründung zum Entwurf eines Aktiengesetzes, 
a. a. O., S. 104. 

30) Vgl. Wertpapiermitteilungen, Teil III, Jg. 1982 bis 1986. Ein 
freiwilliges Übemahmeangebot kann die Aktionäre der 
Zielgesellschaften nur erreichen, wenn es in dem Fachorgan 
für das Effektenwesen, den Wertpapiermitteilungen, veröf- 
fentiieht wird, da die Depotbanken ihre Kunden über ein 
solches Angebot nach ihren Allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen benachrichtigen müssen. Deshalb wird man davon 
ausgehen können, daß sich aus den Wertpapiermitteilungen 
ein vollständiges Bild über öffentliche Übemahmeangebote 
ergibt. Ansonsten ist kein statistisches Material verfügbar. 
Heinsius hat für die Jahre 1970 bis 1975 eine ähnliche Aus- 
wertung der Wertpapiermitteilungen vorgenommen und 
kam zu folgenden Ergebnissen: 1970 gab es fünf, 1971 vier, 


mäßig nicht die KontroUerlangimg über ein anderes 
Unternehmen als Ziel des freiv^gen Übemahmean- 
gebots im Vordergmnd, wie es in den angelsächsi- 
schen Ländern der Fall ist.^^) Insbesondere gegen den 
Widerstand der Verwalttmg der Zielgesellschaft vor- 
genommene Übemahmeoff erten sind für den Konzen- 
trationsprozeß in der Bundesrepubhk ohne Bedeu- 
tung. Auffallend ist, daß der Offerent zumeist bereits 
über eine Kapitalmehrheit an der Zielgesellschaft ver- 
fügt und diese Mehrheit auf stocken will. Dafür karm 
es mehrere Gründe geben. Häufig möchte das herr- 
schende Unternehmen mit der abhängigen Gesell- 
schaft einen Untemehmensvertrag abschÜeßen, die 
abhängige Gesellschaft eingtiedem oder mit dem 
herrschenden Unternehmen verschmelzen. Das herr- 
schende Unternehmen will daher weitere Kapi- 
talanteile erwerben, um in den Besitz der für einen 
solchen Hauptversammlimgsbeschluß notwendigen 
Stimmenmehrheit zu gelangen, so daß die Zustim- 
mung der Minderheitsaktionäre nicht mehr erforder- 
hch ist. Zum Teil wird von den Offerenten als Motiv für 
ein freiwilliges Übemahmeangebot angeführt, daß 
bereits ein maßgebhehes Aktienpaket von einem 
Großaktionär erworben wurde und den Minderheits- 
aktionären nunmehr der Ausstieg aus der abhängigen 
Gesellschaft ermöglicht werden soll. Gelegentiich 
spielt auch die Imagepflege eines Großaktionärs zur 
Abgabe eines Angebots eine Rolle, so z. B. wenn eine 
Gesellschaft möghehst unauffällig hquidiert oder den 
Kleinaktionären der Kursverfall einer Gesellschaft 
nicht zugemutet werden soll. 

829 . Für die geringe Bedeutung freiwilhger Über- 
nahmeangebote zur Erlangung der Kontrolle über ein 
anderes Unternehmen sind nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission vor allem drei Gründe maßgeb- 
lich: 

— Im Vergleich zu den angelsächsischen Ländern 
gibt es in der Bundesrepublik nur wenige Aktien- 
gesellschaften-, Neu- bzw. Umgründungen in Ak- 
tiengesellschaften waren über Jahrzehnte eine 
Ausnahme, so daß die Anzahl der Gesellschaften 
über lange Zeit hin sank. Ende 1986 gab es 2 190 
Aktiengesellschaften (1966: 2 420), davon waren 
aber wiedemm nur 467 (1966: 614) im amtlichen 
Handel und im geregelten Freiverkehr an der 
Börse notiert. 32) 


1972 sieben, 1973 sechs und 1974 elf freiwillige Übemahme- 
angebote; vgl. Heinsius, Theodor, Abfindung außenstehen- 
der Aktionäre und Übemahmeangebote im deutschen Ak- 
tien- und Konzernrecht, in: Schmitthoff, Clive M./Gorö, Fra- 
^ois/Heinsius, Theodor, Übemahmeangebote im Aktien- 
recht, Frankfurt a. M. 1976, S. 35 ff., 50 f. 

31) In dem genannten Untersuchungszeitraum war dies vermut- 
lich bei keiner der in den Wertpapiermitteilungen publizier- 
ten Offerte der Fall. 

32) Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch 
für die Bundesrepublik Deutschland, Jahrgänge 1986 und 
1987, Tabellen 7.2 und 14.9.4. Zur längerfristigen Entwick- 
lung vgl. auch Deutsche Bundesbank, Der Aktienmarkt in 
der Bundesrepublik Deutschland und seine Entwicklimgs- 
möglichkeiten, in: Monatsberichte der Deutschen Bundes- 
bank, April 1984, S. 12 ff., S. 15. Daneben gibt es zwei wei- 
tere Marktsegmente mit geringerer Bedeutung, in denen 
Aktienwerte gehandelt werden können: der „geregelte 
Markt", der im Mai 1987 geschaffen wurde, und der unge- 
regelte Freiverkehr. 
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“ Darüber hinaus bestehen in vielen Aktiengesell- 
schaften schon seit langer Zeit stabile Mehrheits- 
verhältnisse ; zumeist sind andere Unternehmen 
Mehrheitsaktionäre; 33) die weitaus überwiegende 
Zahl von deutschen Aktiengesellschaften steht in 
einem Konzernverbund. Für diese Gesellschaften 
kommt nur ein KontroUwechsel über Verhandlun- 
gen zwischen Paketveräußerer und -erwerber, 
nicht aber durch ein öffentliches Übemahmeange- 
bot in Frage. Bedeutung gewinnt in letzter Zeit die 
Einführung von Stimmrechtsbeschränkungen in 
Publikumsgesellschaften, um Überfremdungsge- 
fahren abzuwehren. Auch dies erschwert Über- 
nahmeversuche. 

~ Auch die starke Stellung der Banken im Finanzie- 
rungssektor steht einer weiteren Ausdifferenzie- 
rung des Marktes für UntemehmenskontroUe ent- 
gegen. Banken sowie von ihnen abhängige Toch- 
tergesellschaften im banknahen Bereich verfügen 
selbst über einigen Beteiligungsbesitz. Die Wahr- 
nehmung des Vollmachtstimmrechtes durch die 
Banken beeinflußt vermutlich zudem die Entschei- 
dung zur Abgabe öffentlicher Übemahmeange- 
bote, da eine solche Offerte ohne Zustimmung und 
Unterstützung seitens der Banken kaum erfolgver- 
sprechend wäre. Schließlich nutzen die Banken ihr 
Engagement im Wertpapiergeschäft sowie die in 
anderen Geschäftsbereichen gewonnenen Infor- 
mationen zum Aufbau und zur Vermittlung von 
Geschäftsanteilen und Beteiligungen, so daß sie 
die Aufgaben des Marktes für Unternehmenskon- 
trolle partiell substituieren. 

830 . Die hier angesprochenen Strukturbedingungen 
des Aktienmarktes werden sich in den nächsten Jah- 
ren vermutlich nicht entscheidend ändern, so daß die 
Zahl von Übernahmeangeboten nicht erheblich wach- 
sen wird. Dies würde aufgrund der geringen Zahl 
bestehender Aktiengesellschaften und der festgefüg- 
ten Mehrheitsverhältnisse vermutlich selbst dann gel- 
ten, wenn man eine Pflicht zur Abgabe eines öffentli- 
chen Übemahmeangebots für den Erwerb maßgebli- 
cher Beteiligungen statuierte. Schon aufgrund der ge- 
ringen tatsächlichen Bedeutung von öffentlichen 
Übernahmeangeboten sieht die Monopolkommission 
in einer gesetzlichen Regelung dieses Problemkom- 
plexes keine dringliche Aufgabe. Sie hält darüber hin- 
aus eine rechtliche Rahmensetzung für öffentliche 
Übernahmeofferten im gegenwärtigen Zeitpunkt 
aber auch für wenig zweckmäßig, da die mit einer 
solchen Regelung verbundenen Allokationswirkun- 
gen und Konzentrationseffekte ambivalent sind und 
ihre empirische Bedeutung nicht hinreichend geklärt 
ist. Die Monopolkommission ist deshalb der Auffas- 
sung, daß der kürzlich vorgelegte Vorentwurf einer 
EG-Richtlinie für Übernahmeangebote sorgfältiger 
Überprüfung bedarf, bevor seine Umsetzung in eine 
Richtlinie befürwortet werden könnte. 34) 


33) Vgl. Deutsche Bundesbank, a. a. O., S. 17 und Commerz- 
bank, Deutsche Aktien in Festbesitz, Mitteilung vom 
10. September 1987. 

34) Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Vorent- 
wurf, Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Übemah- 
meangebote, XV/63/87-DE rev. 1; die EG-Kommission be- 
absichtigt, demnächst einen Richtlinienvorschlag für Über- 
nahmeangebote vorzulegen. 


831 . Im übrigen sind von der Börsensachverständi- 
genkommission beim Bundesfinanzministerium be- 
reits 1979 „Leitsätze für öffentliche freiwillige Kauf- 
und Umtauschangebote bzw. Aufforderungen zur Ab- 
gabe derartiger Angebote in amtlich notierten oder im 
geregelten Freiverkehr gehandelten Aktien bzw. Er- 
werbsrechten" erarbeitet worden. In ihnen werden 
zahlreiche Verhaltensregeln statuiert, die bei einem 
öffentlichen Angebot beachtet werden sollen. Insbe- 
sondere soll danach dem Gleichbehandlimgs gebot 
Rechnung getragen werden; zudem sollen den Aktio- 
nären hinreichende Informationen zur Beurteilung 
des Angebots und eine angemessene Entscheidungs- 
frist eingeräumt werden. Die Leitsätze haben zwar 
den Charakter von reinen Empfehlungen. Es gibt 
keine Institution, die die Einhaltung der Regeln über- 
wacht. Dennoch ist zu erwarten, daß die Kreditinsti- 
tute, die zumeist zur technischen Abwicklung des An- 
gebots eingeschaltet werden müssen, um die Aktio- 
näre der Zielgesellschaft zu erreichen, zur Erhaltimg 
ihrer Reputation auf die Einhaltung der Leitsätze be- 
dacht sein werden. 

832 . Die Monopolkommission hält es allerdings für 
sinnvoll, die in § 20 AktG35) für den Erwerb von Betei- 
ligungen statuierte Mitteilungspflicht abzusenken 
und diese Mitteilung an gewisse Fristen zu binden. 
Eine solche Regelung ist auch in Artikel 3 des Vor- 
schlags einer 9. (Konzern-) Richtlinie der EG-Kommis- 
sion enthalten. 36) Danach soll eine Meldepflicht stets 
dann bestehen, wenn 10 % des Kapitals einer Gesell- 
schaft erworben werden. Jeder weitere Erwerb, durch 
den die Beteiligung über ansteigende Schwellen- 
werte von jeweils 5 % erhöht wird, unterhegt eben- 
falls der Meldepflicht. Die Meldefrist beträgt zwei 
Wochen. Damit kann das unbemerkte Entstehen do- 
minierender Aktionärspositionen in Aktiengesell- 
schaften verhindert werden. Aktionäre könnten bei 
ihren Kauf- oder Verkaufsentscheidungen die Mög- 
hchkeit des Aufbaus maßgeblicher Aktienpakete 
durch sukzessive Erwerbs Vorgänge über die Börse 
frühzeitig berücksichtigen. Die Kontrollerlangung 
durch sukzessive Einzelkäufe würde durch diese Mit- 
teilungspflicht vermutlich verteuert, so daß andere 
Formen der Kontrollerlangung wie öffenthche Über- 
nahmeangebote für den Erwerber attraktiver würden 
und somit an Bedeutung gewinnen könnten. 


3.1.2 Die Durchführung von Konzernen 
3. 1.2.1 Vorbemerkungen 

833 . Das Recht kann die Zusammenfassung mehre- 
rer Unternehmen zu Konzernen nach unterschiedh- 
chen Konzeptionen einer besonderen rechtiichen 
Ordnung unterstellen. Die Legitimation von Konzern- 


35) Eine entsprechende Absenkung der Schwellenwerte für 
Mitteilungspflichten sollte auch in § 21 AktG vorgesehen 
werden. 

36) Vorschlag für eine neunte Richtlinie auf der Grundlage von 
Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des EWG-Vertrages über 
die Verbindung zwischen Unternehmen insbesondere über 
Konzerne; im folgenden zitiert als Vorschlag einer 9. (Kon- 
zern) Richtlinie; abgedruckt in: Zeitschrift für Unterneh- 
mens- und Gesellschaftsrecht 14 (1985), S. 446ff. 
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leitungsmacht des herrschenden Unternehmens kann 
an den Abschluß von Verträgen geknüpft werden; mit 
der vertraghchen Absicherung der Einflußnahme auf 
ein abhängiges Unternehmen werden gesetzliche 
Schutzvorkehrungen für außenstehende Aktionäre 
und Gläubiger verbunden (sog. Vertragsprinzip), Al- 
lein die faktische Beherrschungsmöghchkeit auf- 
grund einer entsprechenden Stimmenmacht gewährt 
dem herrschenden Unternehmen hingegen rechtlich 
keine Leitungsmacht. Besondere konzernrechthche 
Schutzvorkehrungen für Minderheiten und Gläubiger 
können aber auch direkt mit dem Eintritt des Konzern- 
tatbestandes verbunden werden. Wird das abhängige 
Unternehmen in die einheitliche Leitung einbezogen, 
tritt automatisch der Minderheiten- und Gläubiger- 
schutz ein. Damit korrespondiert ein unmittelbares 
Weisungsrecht des herrschenden Unternehmens (sog. 
organische Konzernverfassung oder Faktizitätsprin- 
zfp). 

834 . Das deutsche Recht folgt im Grundsatz dem 
Vertragsprinzip. Die mit diesem Regelungsansatz ver- 
bundenen Schwächen, die in der zweckmäßigen Er- 
fassung und Bindung von Einflußnahmen des herr- 
schenden Unternehmens bei faktischen Unterneh- 
me ns Verbindungen gründen, lassen nach den Vor- 
und Nachteilen der organischen Konzernverfassung 
fragen. Diese Konzeption spielt bisher nur in der 
rechtspohtischen Diskussion eine Rolle. Sie wurde im 
Rahmen des EG-Gemeinschaftsrechts entwickelt. 


3.1^^ Die gesetzliche Regelung der sog. faktischen Konzerne, 
§§311ff. AktG 

835 . Das im Aktienrecht verankerte Mehrheitsprin- 
zip ermöglicht es, bereits nüt Hilfe einer Mehrheitsbe- 
teiligung beherrschenden Einfluß auf eine Aktienge- 
sellschaft auszuüben.38) Die abhängige Gesellschaft 
kann den Interessen eines herrschenden Unterneh- 
mens untergeordnet werden, so daß die Verfolgung 
einer eigenständigen Geschäftspotitik im Interesse al- 
ler Aktionäre nicht mehr gewährleistet ist. 

836 . Die §§ 311 ff. AktG haben daher zum Ziel, die 
abhängige Gesellschaft im Ergebnis wirtschaftüch so 
zu stellen, als ob das von ihr betriebene Unternehmen 
unabhängig im gemeinsamen Interesse aller Aktio- 
näre geführt würde. Dies soll durch das im folgenden 
zu skizzierende Regelungssystem erreicht werden: 

§311 AktG stellt den Grundsatz auf, daß das herr- 
schende Unternehmen seinen Einfluß nicht dazu be- 
nutzen darf, die von ihm abhängige Aktiengesell- 
schaft zu für sie nachteiügen Rechtsgeschäften, Maß- 
nahmen oder Unterlassungen zu veranlassen. Eine 
Nachteilszufügung ist gleichwohl gestattet, wenn die 
Nachteile ausgeghchen werden (§ 311 Abs. 1 AktG). 
Dies kann während des Geschäftsjahres erfolgen. Es 
reicht allerdings auch aus, daß am Ende des Ge- 


3^) So auch Begründung zum Entwurf eines Aktiengesetzes, 
a. a. O., S. 226. 

38) Zu berücksichtigen ist, daß im Einzelfall schon eine Minder- 
heitsbeteüigung ausreichen kann, um eine Gesellschaft zu 
beherrschen. Dies hängt entscheidend von der Verteilung 
des restÜchen Aktienbesitzes und der Vertretung hieraus 
fließender Stimmrechte ab. 


schäftsjahres bestimmt wird, wann und durch welche 
Vorteile der Nachteil ausgeghchen werden soll. 

Der abhängigen Gesellschaft muß ein Rechtsemspruch 
auf diese Vorteile gewährt werden (§311 Abs. 2 
AktG). Unterbleibt auch dies, so wird der abhängigen 
Gesellschaft ein Schadensersatzanspruch gegenüber 
dem herrschenden Unternehmen eingeräumt (§317 
Abs. 1 AktG). Dieser Schadensersatzanspruch wird 
jedoch gemäß § 317 Abs. 2 AktG dann ausgeschlos- 
sen, „wenn auch ein ordenthcher und gewissenhafter 
Geschäftsleiter einer unabhängigen Gesellschaft das 
Rechtsgeschäft vorgenommen oder die Maßnahme 
getroffen oder unterlassen hätte." 

Ein Ersatzanspruch gegen das herrschende Unterneh- 
men kann gemäß §§317 Abs. 4, 309 Abs. 4 AktG von 
jedem Aktionär der abhängigen Gesellschaft und un- 
ter Umständen auch von den Gläubigem für diese gel- 
tend gemacht werden. Für diesen Adressatenkreis 
muß deshalb dem Abhängigkeitsbericht zur Schaf- 
fung einer hinreichenden Informationsbasis eine 
wichtige Funktion zukommen. Der Vorstcind der ab- 
hängigen Gesellschaft hat in diesem Bericht alle im 
Rahmen des Abhängigkeitsverhältnisses durchge- 
führten Geschäfte und Maßnahmen zu dokumentie- 
ren und auf ihre Angemessenheit hin zu würdigen. 
Abschlußprüfer und Aufsichtsrat der Gesellschaft ha- 
ben den Abhängigkeitsbericht zu prüfen. Den außen- 
stehenden Aktionären ist dieser Bericht indessen 
nicht zugänghch. Sie können ledighch dann eine Son- 
derprüfung beantragen, wenn sich aus den Erklärun- 
gen der mit dem Abhängigkeitsbericht befaßten Per- 
sonen (Abschlußprüfer, Aufsichtsrat, Vorstand) er- 
gibt, daß die Gesellschaft für zugefügte Nachteile kei- 
nen Ausgleich erhalten hat (§§ 312 bis 316 AktG). Erst 
dieser Prüfungsbericht muß den Aktionären bekannt 
gemacht werden (§ 145 Abs. 4 AktG). 


3.1J2.3 Absicherung der einheitlichen Leitung im Vertragskonzem, 
§§291 ff. AktG 

837 . Die Unternehmens vertraghche Absichemng 
der einheithchen Leitung stellt häufig den Endpunkt 
in der Entwicklung von Untemehmensverbindungen 
dar. Grundlage des Vertragskonz ems ist immer der 
Abschluß eines Beherrschungs Vertrages,* aus steuerli- 
chen Gründen wird daneben zumeist ein Gewinnab- 
führimgsvertrag abgeschlossen.39) Das Bestehen ei- 
nes Beherrschungsvertrages sanktioniert den Konzern 
als unternehmerische Einheit. Das herrschende Unter- 
nehmen darf dem Vorstand des abhängigen Unter- 
nehmens auch nachteilige Weisungen erteüen, soweit 
diese im Interesse des herrschenden Unternehmens 
oder der mit ihm konzemverbundenen Unternehmen 
hegen (§ 308 Abs. 1 AktG). Damit fällt die Leitungsbe- 
fugnis der abhängigen Gesellschaft in den Disposi- 
tionsbereich der Geschäftsführungsorgane des herr- 
schenden Unternehmens. Dieser Wechsel in der Or- 
ganverantwortiichkeit läßt sich nur legitimieren, 
wenn der Schutz der abhängigen Gesellschaft, ihrer 
außenstehenden Aktionäre und ihrer Gläubiger ge- 


39) Vgl. §§14 ff. KStG, die die Anerkennung der körperschafts- 
steuerrechtlichen Organschaft an den Abschluß eines Ge- 
winnabführungsvertrages knüpfen. 
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währleistet ist. Der Gesetzgeber hat deshalb in den 
§§ 293 ff. AktG zahlreiche Sicherungen vorgesehen. 

838 . Ziun Schutz der außenstehenden Aktionäre ist 
als Wirksamkeitserfordemis des Untemehmensver- 
trages ein Hauptversammlungsbeschluß in der ab- 
hängigen Gesellschaft vorgesehen, der von einer 
Mehrheit von mindestens drei Vierteln des vertrete- 
nen Grundkapitals gebilhgt werden muß (§ 293 Abs. 1 
AktG). Mitwirkungspflichten der Aktionäre ergeben 
sich auch bei Änderung imd Aufhebimg des Beherr- 
schungsvertrags (§§ 295, 296 Abs. 2 AktG). Um den 
Minderheitsaktionären einen Schutz ihrer Vermö- 
genspositionen zu bieten und dem herrschenden Un- 
ternehmen ein angemessenes Entgelt für die ihm auf- 
grund des Untemehmensvertrages zuwachsenden 
Dispositionsbefugnisse aufzuerlegen, schreibt das 
Gesetz Ausgleichs- imd Abfindungspflichten vor. 
Nach § 304 AktG muß diesen Aktionären ein fester 
Ausgleich, der an der bisherigen Ertragslage der Ge- 
sellschaft und ihren zukünftigen Ertragsaussichten 
orientiert ist, oder ein variabler Ausgleich, der nach 
dem Ausschüttimgsverhalten der ObergeseUschaft 
bestimmt wird, zugestanden werden. Neben einer sol- 
chen Dividendengarantie wird den Aktionären auch 
das Ausscheiden aus der abhängigen Gesellschaft mit 
einer angemessenen Abfindung in Geld oder in Ak- 
tien der ObergeseUschaft ermöghcht (§ 305 AktG). 
Die vereinbarten Ausgleichs- oder Abfindungslei- 
stungen sind bezüghch ihrer Angemessenheit auf An- 
trag eines jeden außenstehenden Aktionärs gericht- 
hch überprüfbar (§§ 304 Abs. 3 Satz 3, Abs. 4 Satz 1? 
305 Abs. 5 Satz 2 bis 4; 306 AktG). 

Daneben ergeben sich Schutzbedürfnisse der unter- 
geordneten Gesellschaft und ihrer Gläubiger. Ihnen 
dienen die Vorschriften der §§ 300 bis 303 AktG, die 
einer Aushöhlung des GeseUschaftsvermögens Vor- 
beugen und den Gläubigem das haftende Kapital er- 
halten soUen. Der § 300 AktG schreibt dazu eine 
— gegenüber aUgemeinen Grundsätzen beschleu- 
nigte — Bildung einer gesetzhchen Rücklage vor. 
Weiterhin wird eine Höchstgrenze für die Gewinnab- 
führung bestimmt, die der Erhaltung des Grundkapi- 
tals dienen soU (§ 301 AktG) und das herrschende 
Unternehmen zum Ausgleich entstandener Jahres- 
fehlbeträge verpfüchtet (§ 302 AktG). SchUeßUch ge- 
währt § 303 AktG einen besonderen Gläubigerschutz, 
indem er das herrschende Unternehmen bei Beendi- 
gung des Beherrschungs- oder Gewinnabfühnmgs- 
vertrages zur Sicherheitsleistung gegenüber den 
Gläubigem verpflichtet. 


3.1 .2.4 Konzentrationsfördemde Elemente der gegenwärtigen 
Regelung 

839 . Die im Aktiengesetz statuierten Regelungen 
über Untemehmensverbindrmgen könnten nur dann 
als konzentrationsneutral angesehen werden, wenn in 
allen Phasen des Konzemierungsprozesses ein ange- 
messener Schutz der Interessen von Aktionärsminder- 
heiten und Gläubigem gewährleistet wäre. Die Inter- 
dependenz der Schutzmechanismen ist offensichtiich. 
So ist zu erwarten, daß es nur dann zur Bildung von 
Vertragskonzemen kommt und damit vom herrschen- 
den Konzemuntemehmen die Garantien für Minder- 


heiten und Gläubiger übernommen werden, wenn die 
Regelungen der §§ 311ff. AktG über den sog. fakti- 
schen Konzern so restriktiv aus gestaltet sind, daß sie 
zur Herstellung eines umfassenden Unternehmens- 
Verbundes ungeeignet sind und deshalb zum Ab- 
schluß von Untemehmensverträgen mit den abhängi- 
gen Gesellschaften veranlassen. Anderenfalls werden 
die herrschenden Unternehmen die einfachere und 
wirtschaftiich vorteilhaftere Form der Bildung eines 
Beteüigungskonzems bevorzugen. 

840 . Die Monopolkommission ist der Auffassung, 
daß das geltende Konzemrecht die ihm zugedachten 
Funktionen nicht wirksam erfüllen kann. Insbeson- 
dere die Vorschriften der §§ 311 ff. AktG beseitigen 
nicht zureichend die Gefahr einer Aushöhlung des 
Vermögens der abhängigen Gesellschaft und können 
damit Schädigungen von Minderheitsaktionären und 
Gläubigem nicht ausschheßen. Der Einfluß auf unter- 
nehmerische Ressourcen wird ohne Leistung eines 
angemessenen Gegenwertes möghch. Es werden da- 
mit machtbedingte Konzentrationsanreize vermittelt, 
denen keine gesamtwirtschaftlichen Vorteile gegen- 
überstehen. Dies beruht vorrangig auf gmndsätzh- 
chen konzeptionellen Mängeln der Regelung über 
den sog. faktischen Konzern, aber auch auf prakti- 
schen Schwierigkeiten der Ermittlung und Kontrolle 
eines beherrschenden Einflusses auf abhängige Un- 
ternehmen. 

841 . Es werden in den §§ 311 ff, AktG keine klaren 
Kriterien für die Grenzen der Ausübung eines beherr- 
schenden Einflusses vorgegeben. Die §§ 311 ff. AktG 
stellen auf die „Verantwortlichkeit bei Fehlen eines 
Beherrschungsvertrages“ ab. Ob dem herrschenden 
Unternehmen auch die Ausübung einer einheiüichen 
Leitung im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 AktG über das 
abhängige Unternehmen gestattet ist, geht aus diesen 
Vorschriften nicht hervor. Unklar bleibt deshalb, ob 
das Eigeninteresse der abhängigen Gesellschaft auf 
die Sichemng der Vermögens- und Ertragslage be- 
schränkt werden darf und damit das Konzeminteresse 
auch ohne Abschluß eines Untemehmensvertrages 
weitgehend durchsetzbar ist oder ob Maßstab allen 
Handelns die unabhängige Gesellschaft sein muß, so 
daß nur sehr beschränkt nachteilige Einflußnahmen 
möghch und demgemäß nur ganz lockere Formen der 
Koordiniemng der verbundenen Unternehmen er- 
laubt sind. 

Im Wirtschaftsleben hat diese wichtige Frage offen- 
sichtiich keine besondere Rohe gespielt. Wie die Pra- 
xis dokumentiert, wird von der Zulässigkeit faktischer 
Konzernierung allgemein ausgegangen. Auf Basis der 
mit dem Anteilsbesitz verbundenen Stimmrechte wer- 
den GeseUschaften majorisiert und in die Konzem- 
pohtik integriert. Neuerdings sind zwar im Anschluß 
an die sog. Autokran-Entscheidung des Bundesge- 
richtshofs ^ö) erste Bemühungen in der Rechtspre- 
chung erkennbar, die Rechtsfigur des „quahfizierten 
faktischen Konzerns“ auch in das Aktienrecht zu 
übertragen. So sind nach Auffassung des Oberlandes- 
gerichts Hamm quahfizierte faktische Konzemverbin- 
dungen unzulässig. Der abhängigen GeseUschaft 
soUte ein präventiver Schutz gegen die Einbeziehung 


40) Vgl. BGHZ 95, 330ff.; dazu auch Tz. 867. 
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in den Konzern gewährt werden. Das Gericht sieht es 
daher als unzulässig an, wenn die in ähnlichen 
Märkten tätige, herrschende Gesellschaft die Anteils- 
eignerseite des Aufsichtsrates ausschließlich mit eige- 
nen Repräsentanten besetzt; im Aufsichtsrat der ab- 
hängigen Gesellschaft soUte zumindest ein unabhän- 
giges Mitghed vertreten sein.^i) In dem hier entwik- 
kelten Ansatz wird man jedoch methodisch wie prak- 
tisch nur einen unzulänghchen Lösungsweg für die 
zentrale Streitfrage nach der Zulässigkeit faktischer 
Konzernierung erbhcken können. 

842 . Kann somit die weitgehende Einbeziehung ab- 
hängiger Gesellschaften in die Konzempolitik allein 
aufgrund des Beteiligungsbesitzes nicht wirksam un- 
terbunden werden, steht es im Beheben des herr- 
schenden Unternehmens, ob und wann es einen Un- 
temehmensvertrag im Sinne der §§ 291 ff. AktG ab- 
schheßen will. Nur die mit einem Untemehmensver- 
trag verknüpften Pflichten garantieren jedoch einen 
vdrksamen Schutz der außenstehenden Aktionäre 
und der Gläubiger der abhängigen Gesellschaft. Dies 
zeigen die mit den Vorschriften der §§ 311ff. AktG 
verbundenen Probleme recht deuthch: 

— Ist eine weitgehende Beeinflussung der Geschäfts- 
pohtik der abhängigen Gesellschaft auch ohne Ab- 
schluß eines Beherrschungsvertrages möghch, so 
besteht die Gefahr, daß der in § 317 Abs. 2 AktG 
normierte Bezugspunkt des Eigeninteresses der 
abhängigen Gesellschaft zur Nachteilsermittlung 
von Einflußnahmen durch das herrschende Unter- 
nehmen seine Funktion zu verlieren droht. Es fehlt 
bei einer Vielzahl von Einflußnahmen der notwen- 
dige Vergleichsmaßstab, um überhaupt beurteilen 
zu können, inwieweit die Eigeninteressen der ab- 
hängigen Gesellschaft nachteüig berührt werden. 
Ähnliches gilt für die durch die Konzemzugehörig- 
keit erlangten Vorteile. Hieraus ergeben sich 
kaum erfaßbare Handlungs- und Bewertungsspiek 
räume bei der Durchsetzung von Konzeminteres- 
sen, die konzentrationsfördemd wirken können. 

— Selbst wenn eine weitgehende Einflußnahme nicht 
erfolgt und das Eigeninteresse der abhängigen 
Gesellschaft bestimmbar bleibt, bereitet die 
Nachteilsermittlung und -quantifizierung erhebÜ- 
che praktische Schwierigkeiten. Eine solche Kon- 
kretisierung und Quantifizierung von Nachteilen 
ist angesichts der vielfältigen zu beachtenden Fak- 
toren und der teilweise nur langfristig zu erwarten- 
den Auswirkungen der Einflußnahmen vielfach 
kaum sinnvoll vollziehbar, so daß man auf vage 
Schätzungen und Prognosen angewiesen ist. Dies 
zeigt sich bereits bei der Beurteilung von Einfluß- 
nahmen auf Rechtsgeschäfte, für die sich keine 
Marktpreise ermitteln lassen; aber selbst wenn 
Marktpreise existieren, müssen sie keine akzep- 
table Beurteilungsbasis darstellen, da sich damit 
nicht ohne weiteres alle Nachteile für die abhän- 
gige Gesellschaft einfangen lassen müssen. Als 
noch problematischer erweisen sich die Möghch- 
keiten der Nachteilskompensation bei den Maß- 
nahmen, die die abhängige Gesellschaft auf Ver- 


41) Vgl. OLG Hamm, Beschluß vom 3. November 1986, NJW 
1987, S. 1030. 


anlassung des herrschenden Unternehmens trifft 
oder imterläßt. Hier ist beispielsweise zu denken 
an die Aufnahme oder Zurückstellung von For- 
schungs- und Entwicklimgsprojekten oder die 
Umstellung der Absatzorganisation. In diesen Fäl- 
len läßt sich weder zuverlässig bestimmen, wie 
sich eine unabhängige Gesellschaft verhalten 
hätte, noch läßt sich auf klären, wie sich eine alter- 
native Entscheidung auf den Ertrag einer unab- 
hängigen Gesellschaft ausgewirkt hätte. Die be- 
reits bei der karteUrechtiichen Mißbrauchsaufsicht 
zutage getretenen Beurteilungsprobleme auf- 
grund fehlender Vergleichsmaßstäbe stellen sich 
bei der Ermittlung eines angemessenen Nachteils- 
ausgleichs im faktischen Konzern somit in weitaus 
schärferer Form. Es kann nicht ausgeschlossen 
werden, daß herrschende Unternehmen diese Be- 
wertungsimsicherheiten zu ihren Gunsten nut- 
zen. 

— Auch der Abhängigkeitsbericht kann nicht als aus- 
reichende Vorkehrung zur Sicherung des Nach- 
teilsausgleichs angesehen werden. Von ihm wer- 
den gewisse Präventivwirkimgen gegenüber gro- 
ben Benachteiligungen der abhängigen Gesell- 
schaft ausgehen, da dem Vorstand umfassende Be- 
richtspfhchten auferlegt werden und eine Prüfung 
durch Aufsichtsrat und Abschlußprüfer vorgese- 
hen ist. Da den außenstehenden Aktionären we- 
gen des Interesses des herrschenden Unterneh- 
mens an der Geheimhaltung von konzernintemen 
Vorgängen ein Einblick in den Abhängigkeitsbe- 
richt jedoch verwehrt wird, fehlt es an einer wirk- 
samen KontroUinstanz. Die Abschlußprüfer als au- 
ßenstehende Dritte können diese Funktion nur un- 
zureichend ausfüUen. Sie sind — wie der Auf- 
sichtsrat der abhängigen Gesellschaft — vom Ver- 
trauen des herrschenden Unternehmens abhän- 
gig, so daß die erforderliche Unabhängigkeit zu 
objektiver Prüfung des Abhängigkeitsberichts 
nicht gewährleistet sein muß. Abgesehen davon 
sieht sich der Prüfer denselben Bewertungsproble- 
men wie der Vorstand bei der Nachteilsermittlung 
für die Aufstellung des Abhängigkeitsberichtes 
gegenüber. Der Gesetzgeber hat ihm daher weite 
Bewertungsspielräume zugestanden. Er hat bei 
Rechtsgeschäften nur zu prüfen, ob die Leistungen 
der Gesellschaft nicht unangemessen hoch waren. 
Ahnhch hat er bei Maßnahmen zu beurteilen, ob 
keine Umstände für eine wesentlich andere Beur- 
teilung als die des Vorstandes sprechen (§313 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 3 AktG). 

— Die §§ 311 ff. AktG haben weiterhin nicht die Auf- 
gabe, der abhängigen Gesellschaft ihren Beitrag 
zum Konzemerfolg zu sichern. Vielmehr soUen sie 
die Gesellschaft wirtschaftlich so stellen wie eine 
unabhängige, ausschließlich an ihrem Eigeninter- 
esse orientierte Gesellschaft. Eine Beteiligung am 
Konzemerfolg wird üir also verwehrt, obwohl sie 
auch zu möghchen Verbundvorteilen beiträgt. 
Auch wenn diese Verbundvorteile nicht unmittel- 
bar gemessen und zugerechnet werden können, 
hätte es rechtlicher Vorkehmngen zur Lösung die- 
ses Problems bedurft, um eine möghchst konzen- 
trationsneutrale Regelung zu schaffen. 
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843 . Angesichts dieser Unzulänghchkeiten der 
§§ 311ff. AktG kann es nicht erstaunen, daß in der 
Praxis vielfach von der Möghchkeit faktischer Kon- 
zernierung Gebrauch gemacht wird. Kommt es dann 
bei bereits etabherten Konzemverhältnissen doch 
zum Abschluß eines Untemehmensvertrages, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß die vermögens- 
rechtlichen Interessen der außenstehenden Aktionäre 
schon vor der Büdung des Vertragskonz ems geschä- 
digt wurden und demgemäß in Abfindimgs- oder Aus- 
gleichsansprüchen keine adäquate Berücksichtigung 
mehr finden. 


3.1^^ Reformüberiegungen 

844 . Ein Bedürfnis für die Zulassung faktischer Kon- 
zemverhältnisse kann die Monopolkommission nicht 
erkennen. Wird eine abhängige Gesellschaft umfas- 
send in die Konzempohtik eines anderen Unterneh- 
mens einbezogen, bedarf es der angemessenen Siche- 
rung von Minderheits- und Gläubigerinteressen, wie 
sie z. B. die Regelungen des Vertragskonzerns vorse- 
hen. Auch bei den in den §§ 293 ff. AktG enthaltenen 
Schutzvorkehrungen wären aus konzentrationspoliti- 
scher Sicht gewisse Verbesserungen angezeigt. Eine 
Diskussion der Schwächen des Vertragskonzerns er- 
übrigt sich jedoch, folgt man den Reformvorstellungen 
der Monopolkommission. 


3.1 .2.5.1 Das Modell der „organischen Konzemverfassung“ 

845 . Auf kodifiziertes Recht und auf praktische Er- 
fahrungen kann — wie bereits erwähnt — bei der 
Analyse der organischen Konzemverfassung nicht zu- 
rückgegriffen werden, da sie noch in keine Rechtsord- 
nung Eingang gefimden hat. Im folgenden sollen des- 
halb die Grundzüge der organischen Konzemverfas- 
sung dar gestellt und gewürdigt werden, wie sie in den 
(Vor-)Entwürfen der EG-Kommission zu einem Statut 
für eine Europäische Aktiengesellschaft und einer 
Richtlinie zur Angleichung des Konzernrechts zum 
Ausdmck kommen.^2) Zentraler Anknüpfungspunkt 
für einen besonderen konzernrechtlichen Schutz ist 
der Konzerntatbestand selbst. 

846 . Abfindungs- und Ausgleichspflichten entste- 
hen dem herrschenden Konzemuntemehmen inner- 


^2) Die organische Konzemverfassung wurde erstmals von der 
EG-Kommission im Jahre 1970 in einem Verordnungsvor- 
schlag für das Statut einer Europäischen Aktiengesellschaft 
dargelegt. Sie wurde in dem geänderten Entwurf von 1975 
beibehalten; vgl. Artikel 223 ff., Geänderter Verordnungs- 
vorschlag über das Statut für Europäische Aktiengesell- 
schaften vom 30. April 1975; im folgenden zitiert als Verord- 
nungsvorschlag S. E.; abgedruckt in; Lutter, Marcus, Euro- 
päisches Gesellschaftsrecht, 2. Aufl., Berlin/New York 1984, 
S. 363 ff. Sie ist ebenfalls enthalten im Vorentwurf einer Kon- 
zemrechtsrichtiinie; vgl. dazu Artikel 32 ff. (Teil II), Vorent- 
wurf einer neunten Richtlinie von 1974 (I. Teil) und 1975 
(II. Teil) (Konzemrechtsrichthnie) ; im folgenden zitiert als 
Vorentwurf Konzemrechtsrichtliiüe, Teill bzw. II; abge- 
druckt in: Lutter, Marcus, a. a. O., S. 187 ff. In den jüngsten 
Vorschlag der EG-Kommission zur Angleichimg des Kon- 
zemrechts ist die organische Konzemverfassung nicht mehr 
aufgenommen worden. Vgl. Vorschlag für eine neunte 
Richtlinie . . ., a. a. O., S. 44 6 ff. 


halb angemessener Frist nach Eintritt des Konzemtat- 
bestandes oder nach einer gerichthchen Entschei- 
dung, durch die die Konzemabhängigkeit festgestellt 
wird.43) Ähnhch wie im deutschen Recht wird den 
außenstehenden („freien") Aktionären ein Wahlrecht 
zwischen Abfindung und Ausgleich eingeräumt, wo- 
bei dem herrschenden Unternehmen, ist es eine Ak- 
tiengesellschaft (oder eine Societas Europaea), wie- 
demm jeweüs zwei möghche Modalitäten der Abfin- 
dimg (in bar oder in Aktien, Wandelschuldverschrei- 
bimgen oder Schuldverschreibungen) und Ausgleich 
(feste oder variable Dividendengarantien) offenste- 
hen (Artikel 228, 231 Verordnungsvorschlag S. E.,- 
Artikel 36 f. Vorentwurf Konzemrechtsrichtlinie, 
Teü II). 

847 . Um die vermögensrechtiiche Position der Min- 
derheitsaktionäre der abhängigen Gesellschaft ange- 
messen zu schützen, wird zudem die Stellung dieser 
Aktionäre im Vergleich zum Vertragskonzemrecht 
der §§ 293 ff. AktG durch zwei verfahrensrechtliche 
Vorkehrungen erhebhch gestärkt. Die EntAvürfe der 
EG verlangen einmal, daß die Angebote des herr- 
schenden Konzemuntemehmens an die Aktionärs- 
minderheit zunächst von unabhängigen Sachverstän- 
digen zu überprüfen sind. Diese müssen in einem Be- 
richt zur Angemessenheit der angebotenen Aus- 
gleichs- und Abfindungsleistungen Stellung nehmen. 
Erscheint die Unabhängigkeit der — von der abhän- 
gigen Gesellschaft bestellten — Sachverständigen 
nicht genügend gewährleistet, können diese auf In- 
itiative von Minderheitsaktionären durch das Gericht 
bestellt werden (Artikel 232 Verordnungsvorschlag 
S. E.; Artikel 38 Vorentwurf Konzemrechtsrichtlinie, 
Teil II). Eine bedeutsame Abweichung gegenüber 
dem deutschen Recht ist zudem darin zu sehen, daß 
über die Zustimmung zu den angebotenen Garantien 
ein Sonderbeschluß der außenstehenden Aktionäre 
erforderhch ist, der von einer Dreiviertelmehrheit der 
zur Beschlußfassung zugelassenen Aktien getragen 
werden muß (Artikel 235 Verordnungsvorschlag 
S. E.f Artikel 41 Vorentwurf Konzemrechtsrichthnie, 
Teü II). Dem herrschenden Unternehmen wird seiner- 
seits die Möghchkeit eröffnet, die Angemessenheit 
der Garantien nach ihrer Ablehnung durch den Son- 
derbeschluß der außenstehenden Aktionäre gericht- 
hch nachprüfen zu lassen (Artikel 236 Verordnungs- 
vorschlag S. E.; Artikel 42 Vorentwurf Konzemrechts- 
richthnie, Teil II). Damit soU sichergesteUt werden, 
daß die außenstehenden Aktionäre ihre SteUung nicht 
durch unangemessen hohe Fordemngen mißbrau- 
chen können. 

848 . Wird eine abhängige GeseUschaft in den Kon- 
zemverbund eines Muttemntemehmens einbezogen, 
so werden auch die Gläubigerinteressen unmittelbar 
gefäüirdet. Die Verordnungsvorschläge der EG-Kom- 
mission sehen daher eine Haftimg des herrschenden 
Unternehmens für die Verbindlichkeiten der abhängi- 
gen Konzemgesellschaft vor. Allerdings ist die Haf- 
tung subsidiär. Zimächst müssen die Gläubiger die 
abhängige KonzemgeseUschaft selbst in Anspmch 
nehmen (Artikel 239 Verordnungsvorschlag S. E.; Ar- 
tikel 46 Vorentwurf Konzemrechtsrichthnie, Teü II). 


^*3) Vgl. ziir gerichtlichen Feststellung des Konzemtatbestandes 
Tz. 850. 
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Daneben soll gemäß dem Vorentwurf einer Konzem- 
rechtsrichtiinie der Bestandsschutz der abhängigen 
Gesellschaft bei Beendigung des Konzemverbundes 
oder bei Insolvenz des herrschenden Unternehmens 
sichergestellt werden. Artikel 47 dieses Entwurfs sieht 
deshcdb vor, daß die abhängige Konzerngesellschaft 
einen Anspruch auf den Ausgleich ihrer während der 
Dauer des Konzemverhältnisses entstehenden Jah- 
resfehibeträge hat, soweit der Verlust nicht durch 
Überschüsse während des Bestehens des Konzerns 
getilgt oder dadurch ausgeghchen wird, daß während 
der Dauer des Konzernverhältnisses Beträge in ge- 
setzüche oder freie Rücklagen eingestellt worden 
sind. Ein wirksamer Schutz der abhängigen Gesell- 
schaft auch nach Beendigung des Konzemverbundes 
kann allerdings durch eine solche Vorschrift ange- 
sichts der Möghchkeit des herrschenden Unterneh- 
mens, stille Reserven aufzulösen, das Leistungspro- 
gramm der Tochtergesellschaft zu beeinflussen und 
die Leistungsbeziehungen zwischen den Konzemtei- 
len im übergeordneten Konzerninteresse zu gestalten 
und zu bewerten, nicht hinreichend gewährleistet 
werden.^^) 

849 . Korrelat zur Übernahme der Garantien für die 
Minderheitsaktionäre und Gläubiger ist ein unbe- 
schränktes Weisungsrecht des herrschenden Kon- 
zemuntemehmens gegenüber dem Verwaltungsor- 
gan der abhängigen Gesellschaft, das diese Weisun- 
gen zu befolgen hat. Das Weisungsrecht darf aller- 
dings erst dann ausgeübt werden, wenn endgültig 
über die Angemessenheit der angebotenen Abfin- 
dungs- und Ausgleichsleistungen entschieden ist und 
die Höhe sowie Bedingungen der Leistungen offenge- 
legt sind (vgl. dazu Artikel 240 Verordnungsvorschlag 
S. E.; Artikel 48 Vorentwurf Konzemrechtsrichtlinie, 
Teü 11). 

850 . Von zentraler Bedeutimg für die Wirksamkeit 
der in den EG -Entwürfen festgeschriebenen Schutz- 
mechanismen für Aktionärsminderheiten und Gläubi- 
ger ist die Feststellung des Konzerntatbestandes. Es 
ist offensichtiich, daß hierüber Meinungsverschieden- 
heiten zwischen den mit den abhängigen Unterneh- 
men verbundenen Interessengmppen bestehen kön- 
nen. Es ist deshalb vorgesehen, daJß die Frage, ob ein 
Konzern Verhältnis besteht oder nicht, dem Gericht zur 
Entscheidung vorgelegt werden kann. Das Gericht 
kann zunächst von den betroffenen Unternehmen an- 
gerufen werden; unterbleibt dies, so sind auch Min- 
derheitsaktionäre oder Gläubiger befugt, eine ent- 
sprechende gerichtiiche Entscheidimg zu beantragen. 
Die Minderheitsaktionäre müssen allerdings zumin- 
dest über 5 % des nicht von der herrschenden Gesell- 
schaft gehaltenen Kapitals der abhängigen Gesell- 
schaft verfügen. Gläubiger können die gerichtliche 
Feststellung dann verlangen, wenn sie das herr- 
schende Konzemunternehmen für die VerbindÜch- 
keiten des Tochtemnternehmens in Anspruch neh- 


44) Jedoch erhalten die Gläubiger durch diesen Anspruch der 
abhängigen Gesellschaft ün Falle der Insolvenz des herr- 
schenden Konzernuntemehmens einen zusätzlichen Schutz. 
Sie werden dadurch in die Lage versetzt, einen Ausgleichs- 
anspruch pfänden und sich überweisen zu lassen. 


men woUen'^^j (Artikel 225 Verordnungsvorschlag 
S. E.; Artikel 34 Vorentwurf Konzemrechtsrichtünie, 
Teü II). 


3.1. 2.5.2 Würdigung 

851 . Nach der Konzeption der organischen Konzem- 
verfassung steht es nicht im Beheben des herrschen- 
den Konzernuntemehmens, ob und wann es die ge- 
setzlichen Schutzvorkehmngen der Konzemverfas- 
sung übernehmen will. Damit kann einer bedeutsa- 
men Schwäche begegnet werden, die den Normen 
des deutschen Konzemrechts immanent ist. Bei Aus- 
übung einheithcher Leitung müssen vielmehr die Ga- 
rantien für Minderheitsaktionäre und Gläubiger über- 
nommen werden. Damit kann ausgeschlossen wer- 
den, daß es durch umfassende Einflußnahmen des 
herrschenden Unternehmens zu Schädigungen der 
abhängigen Gesellschaft kommt, die die Vermögens- 
positionen der Minderheitsaktionäre und Gläubiger 
schmälern oder das Risiko ihrer Kapitalhingabe erhö- 
hen können und somit konzentrationsfördemd wir- 
ken. Zudem wird die Position der außenstehenden 
Aktionäre bei der Bestimmung von Abfindungs- und 
Ausgleichsleistungen verstärkt. Die obhgatorische 
Mitwirkung von Sachverständigen bei der Prüfung 
des Angebots an die außenstehenden Aktionäre und 
das Stimmrechtsverbot des herrschenden Konzemun- 
temehmens bei der Beschlußfassung über die Ange- 
bote in der Hauptversammlung der abhängigen Ge- 
sellschaft sind sich sinnvoll ergänzende Vorkehmn- 
gen, um einen wirksamen Schutz von Minderheitsak- 
tionärsinteressen zu erreichen. Für das herrschende 
Unternehmen wie für die von ihm abhängige Ge- 
schäftsleitung besteht damit ein stärkerer Anreiz als 
nach der deutschen Regelung über Vertragskonzerne, 
den legitimen Informationsbedürfnissen der Minder- 
heit zur Bewertung ihrer Aktienanteile Rechnung zu 
tragen. Dcirüber hinaus werden durch das Stimmver- 
bot des herrschenden Konzernuntemehmens bei der 
Beschlußfassung der Hauptversammlung über die 
Angemessenheit der Angebote Sonderinteressen 
wirksam femgehalten, die die Vermögensinteressen 
der außenstehenden Aktionäre beeinträchtigen kön- 
nen. Damit sind wichtige Voraussetzungen geschaf- 
fen, um einen angemessenen Ausgleich der Interes- 
sen bei Bestimmung der Garantieleistungen zu ge- 
währleisten. 

852 . Diese Verfahrensregelung wird man als kon- 
zentrationsneutral ansehen können. Das herrschende 
Unternehmen hat es weitgehend selbst in der Hand, 
mit attraktiven Angeboten an die Minderheitsaktio- 
näre die Erfolgschancen eines zustimmenden Be- 
schlusses dieser Aktionäre zu beeinflussen. Zwar 
kann es nicht ausgeschlossen werden, daß ein Teü der 
Minderheitsaktionäre unangemessen hohe Abfin- 
dimgs- oder Ausgleichsleistungen verlangt und damit 
die Zustimmung zu den Angeboten des herrschenden 
Mitgesellschafters ungerechtfertigt blockiert. Im FaUe 
der Ablehnung des Angebots kann das herrschende 


45) Zu den Voraussetzungen einer solchen Mithaftung vgl. 
Tz. 848. 
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Unternehmen jedoch die Höhe durch das Gericht fest- 
stellen lassen.^®) 

853. In dieser Verknüpfung der Befugnis zu einheit- 
hcher Leitung mit der Übernahme der Schutzgaran- 
tien wird man keine ungerechtfertigte Einengung der 
Gestaltungsmöglichkeiten des herrschenden Unter- 
nehmens erkennen können, die gesamtwirtschaftiich 
wünschenswerte Untemehmensverbindimgen er- 
schwert oder verhindert. Eine Differenzierung der 
Schutzvorkehnmgen gemäß der Intensität der Ein- 
flußnahmen von Mutteruntemehmen auf die Ge- 
schäftspohtik der Tochtergesellschaften wäre nicht 
zweckmäßig, da das Eigeninteresse konzem abhängi- 
ger Tochtergesellschaften auch bei weitgehend de- 
zentrahsierten Entscheidungsstrukturen nachhaltig 
berührt sein kann. Entscheidender Anknüpfimgs- 
punkt für die Schutzmaßnahmen von Abfindung imd 
Ausgleich sowie Haftungsübernahme soUte deshalb 
im Sinne des Modells der organischen Konzemverf as- 
sung sein, ob das Eigeninteresse der abhängigen Ge- 
sellschaft als Bezugspunkt ihrer Aktivitäten gewahrt 
bleibt oder nicht. Im übrigen steht die Entscheidung, 
ob die Tochtergesellschaft eine weitgehend eigen- 
ständige Geschäftspohtik betreiben kann, wiederum 
zur Disposition der Konzemleitung. Diese Entschei- 
dung kann jederzeit und von außen kaum nachvoll- 
ziehbar geändert werden. 

854. Weiterhin ist auch die Mithaftung der Konzem- 
obergeseUschaft für die Verbindlichkeiten der Toch- 


4®) Allerdings können aus der von der EG-Kommission entwik- 
kelten verfahrensrechtlichen Lösung gewisse Probleme re- 
sultieren. Die Einbeziehung der abhängigen Gesellschaft in 
den Konzemverbund, die sich in der Weisungserteüung ma- 
nifestiert, darf erst nach Bekanntmachung der entsprechen- 
den Ausgleichs- und Abfindungsleistungen in den GeseU- 
schaftsblättem erfolgen. Diese Bekanntmachung ist wie- 
derum erst mögüch, wenn — bei Verweigerung der Zustim- 
mung durch die Hauptversammlung — das Gericht auf An- 
trag des herrschenden Aktionärs über die Höhe der Aus- 
gleichs- und Abfindungsleistungen befunden hat (Arti- 
kel 240, 237 Verordnungsvorschlag S. E.; Artikel 48, 43 Vor- 
entwurf Konzemrechtsrichthnie, Teil II). Auch wenn für das 
Gerichtsverfahren nur eine Instanz vorgesehen ist (Arti- 
kel 236 Abs. 1 Satz 1 Verordnungsvorschlag S. E. ; Artikel 42 
Abs. 1 Satz 1 Vorentwurf Konzemrechtsrichthnie, Teil II), 
können die Minderheitsaktionäre die Konzembüdung durch 
Ablehnung der Angebote des herrschenden Konzemunter- 
nehmens vermutiich erhebüch verzögern. Im Aktienkon- 
zemrecht wird der hier aufgezeigte Konflikt anders gelöst. 
Ist der im Untemehmensvertrag bestimmte Ausgleich bzw. 
die Abfindung nach Auffassung eines Aktionärs nicht ange- 
messen, so kommt eine Anfechtung des Beschlusses, durch 
den die Hauptversammlung der Gesellschaft dem Vertrag 
zugestimmt hat, nicht in Betracht (§§ 304 Abs. 3 Satz 2, 305 
Abs. 5 Satz 1 AktG). Das Registergericht darf folghch gemäß 
§ 294 AktG die Eintragung des Vertrages vornehmen, die für 
das Wirksamwerden konstitutiv ist. Den außenstehenden 
Aktionären wird stattdessen die Möghchkeit gegeben, die 
Angemessenheit des Ausgleichs bzw. der Abfindung ge- 
richthch nachprüfen zu lassen (§§ 304 Abs. 3 Satz 3, 305 
Abs. 5 Satz 2 AktG). Mit dieser Lösung soU verhindert wer- 
den, daß der gesamte Vertrag rückwirkend zunichte ge- 
macht und somit die mit dem Beherrschungsvertrag beab- 
sichtigte Untemehmensverbindung über längere Zeit ver- 
hindert werden kann. Eine ähnhche Lösung könnte man 
auch für die organische Konzemverfassung übernehmen, da 
ledighch die Höhe von Abfindung und Ausgleich strittig ist, 
nicht aber, ob die abhängige Gesellschaft in den Konzem 
einbezogen werden darf oder nicht. 


tergesellschaft im Konzernverbund eine konzentra- 
tionspolitisch sinnvolle Lösung. Die Haftung korre- 
spondiert mit der Dispositionsgewalt. Steht es im Be- 
lieben der Konzernleitung, durch Weisungen die Risi- 
ken des in der abhängigen Gesellschaft eingesetzten 
Kapitals entscheidend zu beeinflussen, so bedarf es 
des zusätzhchen Schutzes der Gläubiger, um einer 
möghchen Verlagerung von Risiken vorzubeugen. 

855. Würde die organische Konzernverfassung in 
das Recht der Untemehmensverbindungen übernom- 
men, könnte auf die Regelung eines Vertragskonzern- 
rechts verzichtet werden. Zumindest aber würde seine 
Bedeutung entscheidend gemindert, da Beherr- 
schungs- und Gewinnabführungs Verträge im Regel- 
fälle nur zwischen herrschenden und abhängigen Un- 
ternehmen geschlossen werden. Hingegen ist kaum 
anzunehmen, daß sich eine unabhängige Aktienge- 
sellschaft freiwiUig einem Beherrschungsvertrag un- 
terwerfen wird. Nur in solchen Fällen wären jedoch 
die Vorschriften des Vertragskonzerns erheblich, in 
denen Abhängigkeit und Konzemeinghederung 
durch den Beherrschungsvertrag bewirkt werden.-^^) 

856. Die Konzeption der organischen Konzernver- 
fassung ist allerdings auch mit einigen Schwächen 
behaftet. Diese soUen hier jedoch nur insofern erörtert 
werden, als sie unter konzentrationspolitischen 
Aspekten von Bedeutung sind: 

1. Die Feststellung des Konzerntatbestands ist mit ei- 
nigen Unsicherheiten belastet. Sie resultieren ein- 
mal daraus, den materiellen Anknüpfungspunkt 
für die Konzernverfassung hinreichend genau zu 
bestimmen. Für das Bestehen eines Konzernver- 
hältnisses ist zentrales Kriterium die Zusammen- 
fassung eines abhängigen und eines herrschenden 
Unternehmens imter der einheitiichen Leitung des 
herrschenden Unternehmens (vgl. dazu Arti- 
kel 223 Abs. 1 Verordnungsvorschlag S. E.; Artikel 
33 Abs. 1 Vorentwurf Konzemrechtsrichthnie, 
Teil II; vgl. auch § 18 Abs. 1 AktG). Hierbei handelt 
es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, so 
daß Rechtsunsicherheiten bei der Feststellung des 
Konzerntatbestandes entstehen können. Diese Un- 
sicherheiten lassen sich auch durch gesetzhche 
Konzemvermutungen nur begrenzt vermindern, 
denn für die Unternehmen muß offenkundig sein, 
wie sie die Vermutungen widerlegen können. Wei- 
terhin ist zu beachten, daß sowohl die Basis für die 
Ausübung einheitiicher Leitimg als auch die Mittel 
zur Durchsetzung derselben sehr verschiedenartig 
sein können. Herrschende Unternehmen könnten 
also versuchen, beherrschenden Einfluß auf ab- 
hängige Gesellschaften zu nehmen, ohne daß die 
gesetzhchen Vermutungstatbestände eingreif en. 
Angesichts der zahlreichen Gestaltungsmöglich- 
keiten bei der Fühmng von Konzernen ist deshalb 
unter Umständen erst nach einem langwierigen 
gerichtiichen Klänmgsprozeß Rechtssicherheit zu 
erwarten. Allerdings verliert dieser Einwand an 
Gewicht, wenn beachtet wird, daß auch die „Ab- 
hängigkeit“ als Anknüpfungspunkt der Schutznor- 


4’) Vgl. dazu auch EG-Kommission, Vorentwurf einer Richtlinie 
auf der Grundlage des Artikels 54 Abs. 3 g) des EWG-Ver- 
trages zur Angleichung des Konzemrechts, II. Teil, 
XI/593/75 rev. D, S. VI. 
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men der §§ 311 ff. AktG ein unbestimmter Rechts- 
begriff ist mid der verbindhchen Präzisierung 
durch die Gerichte bedarf. 

Auch hinsichthch des Verfahrens sind gewisse 
Zweifel angebracht. Die Möglichkeiten zur ge- 
richtlichen Feststellung eines Konzemverhältnis- 
ses zeigen zwcir, dciß die EG-Kommission hierin ein 
entscheidendes Problem für die effektive Durchset- 
zung der konzemrechtiichen Schutzmechanismen 
gesehen hat. Eine allen Interessen gleichermaßen 
Rechnung tragende Lösung ist indessen nicht ge- 
funden worden, dürfte aber auch kaum zu finden 
sein. Die betroffenen Unternehmen werden kein 
großes Interesse an der Anrufung des Gerichts zur 
Feststellimg des Konzemtatbestandes haben. Für 
das herrschende Konzernunternehmen ist dies of- 
fensichtlich. Aber auch die Leitung des abhängi- 
gen Unternehmens wird die gerichthche Feststel- 
lung nicht forcieren woUen, um mögüchen Sanktio- 
nen des herrschenden Unternehmens zu entgehen. 
Angesichts der besonderen Interessenlage dürften 
also vor allem die außenstehenden Aktionäre eine 
Klärung dieser Frage wünschen, da sich für sie bei 
einer positiven Entscheidung der Schutz gegen- 
über den aus der Beherrschung resultierenden Ge- 
fahren erhebhch verbessert. Die Minderheitsaktio- 
näre sind jedoch nach den Entwürfen der EG -Kom- 
mission nur antragsberechtigt, wenn sie zumindest 
5 % des nicht von dem herrschenden Unternehmen 
gehaltenen Kapitals halten. So kcmn zwar den Ge- 
fahren einer mißbräuchüchen Nutzung dieses An- 
tragsrechts vorgebeugt werden. Allerdings ist da- 
mit zugleich die Effektivität der gesamten Rege- 
lung in Frage gestellt, da von Kleinaktionären ein 
Zusammenwirken wegen hoher Such- und Infor- 
mationskosten kaum erwartet werden kann. Für 
große Aktiengesellschaften, bei denen der Anteüs- 
besitz — vom Aktienpaket des Untemehmensak- 
tionärs abgesehen — breit gestreut ist, könnte die 
Regelung weitgehend ins Leere laufen.^®) Es sollte 
deshalb die Zulässigkeit einer Einzelklagebefugnis 
für die Feststellimg des Konzemtatbestandes erwo- 
gen werden, da die Möglichkeiten zu mißbräuchli- 
cher Nutzung bei Klämng dieser Frage begrenzt 
sind. 

2. Wie bei der Konzeption der vertraghchen Konzem- 
verfassung stellt sich auch bei Einfühmng der orga- 
nischen Konzemverfassung das Problem, Minder- 
heiten unterhalb der Schwelle des Eingreifens kon- 
zernspezifischer Garantienormen in ihren Vermö- 
genspositionen angemessen zu schützen. Da 
nachteüige Einwirkungen auf die Geschäftspohtik 
des abhängigen Unternehmens im Vorfeld einheit- 
hcher Leitung möglich bleiben, ist eine inhaltüche 
Kontrolle der Beziehungen zwischen herrschen- 
dem und abhängigem Unternehmen weiterhin er- 


4®) Diese Regelung hat zudem den unerwünschten Nebenef- 
fekt, daß das zur Antragstellung erforderliche Kapital ceteris 
paribus um so höher ist, je geringer der Anteil des herrschen- 
den Unternehmens am Nennkapital der abhängigen Gesell- 
schaft ist. Die kritischen Fälle werden indes gerade diejeni- 
gen sein, in denen das herrschende Unternehmen eine rela- 
tiv geringe Beteiligung hat. Zudem werden dem herrschen- 
den Unternehmen mit dieser Regelung Offenlegungspfhch- 
ten abverlangt, die dieses leicht zu seinen Gunsten manipu- 
heren kann. 


forderhch. Hiermit sind erhebhche Schwierigkei- 
ten verbunden, wie bereits die Analyse der 
§§ 31 1 ff. AktG gezeigt hat. Unternehmerische Ein- 
flußnahmen müssen als nachteüig erkannt werden, 
ein entstandener Schaden muß ermittelt und quan- 
tifiziert werden, eine Sorgfaltspflichtverletzung^^) 
und die Ursächüchkeit des Handelns für den Scha- 
den müssen nachgewiesen werden. Allerdings 
wird das Problem des angemessenen Interessen- 
schutzes in Abhängigkeitsverhältnissen bei Über- 
nahme der Vorschläge der EG-Kommission im Ver- 
hältnis zum geltenden Recht in zweifacher Hinsicht 
entschärft. Einmal verhert die Bestimmung des 
Nachteüsausgleiches bei Einführung der organi- 
schen Konzemverfassung an praktischer Bedeu- 
tung, da die faktische Konzemiemng imterbunden 
wird.50) Die Ermittlung nachteüiger Einflußnah- 
men auf die Geschäftspolitik der abhängigen Ge- 
sellschaft ist nur noch für die Fälle erforderhch, in 
denen ein schlichtes Abhängigkeitsverhältnis zwi- 
schen den beteihgten Unternehmen vorliegt, das 
herrschende Unternehmen also nur gelegentiich 
von seinen Einflußmöghchkeiten Gebrauch ma- 
chen will. 

Zum anderen sieht die EG-Kommission in ihrem 
Vorschlag zur Hcirmonisiemng des Konzemrechts 
wesenthch strengere Vorschriften zur Wahmng 
des unternehmerischen Eigeninteresses der ab- 
hängigen Gesellschaft vor als die deutsche Rege- 
lung der §§311 ff. AktG. Insbesondere folgende 
Vorschriften sind beachtenswert: 

— Anders als der Abhängigkeitsbericht nach deut- 
schem Recht ist der Sonderbericht, in dem die 
Beziehungen der konzemverbundenen Unter- 
nehmen aus der Sicht der abhängigen Gesell- 
schaft dargelegt werden müssen, gegenüber 
den Aktionären offenzulegen (vgl. Artikel 7 
Abs. 5 Vorschlag einer 9. (Konzern- )Richtlinie). 
Erleichtert wird auch die Möghchkeit der Son- 
derprüfung (vgl. Artikel 8 Vorschlag einer 
9. (Konzern-) Richtlinie). 

— Der Entwurf statuiert eine Organhaftung. Ein 
Unternehmen, das sich wie ein tatsächhcher 
Geschäftsführer verhält, hat das Eigeninteresse 
der abhängigen Gesellschaft bei Einflußnah- 
men zu beachten, widrigenfalls macht es sich 
schadensersatzpflichtig. Danüt ist klargestellt, 
daß die abhängige Gesellschaft bei ihren ge- 
schäftspohtischen Aktivitäten den Konzemin- 
teressen nicht untergeordnet werden darf (vgl. 
Artikel 9 Vorschlag einer 9. (Konzern-) Richtii- 
nie). 

— Schüeßhch kann das Gericht verschiedene 
Maßnahmen anordnen, um zukünftige Schädi- 
gungen der Gesellschaft oder der Minderheits- 
aktionäre zu vermeiden, wenn ein anderes Un- 
ternehmen als tatsächhcher Geschäftsführer zur 
Schadensersatzleistung verpflichtet ist (z. B. 
einstweüige Amtsenthebimg der Geschäftsfüh- 


49) Hieraus resultierende Schwierigkeiten können allerdings 
durch eine Beweislastumkehr gemildert werden, wie sie 
z. B. § 93 Abs. 2 Satz 2 AktG vorsieht. 

50) Beachtet werden müssen allerdings die oben genannten 
Schwierigkeiten bei Feststellung des Konzemtatbestandes. 
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rung oder einzelner Verwaltungsniitglieder der 
abhängigen Gesellschaft, Untersagung der Er- 
füllung schädlicher Vereinbarungen, etc.) (vgl. 
Artikel 11 Vorschlag einer 9. (Konzern-) Richtli- 
nie). 

Vor allem der Veröffentlichungspflicht des Sonder- 
berichts ist erhebliche Bedeutimg zuzumessen. 
Durch die Publizität erlangen die außenstehenden 
Aktionäre einen wirksameren Schutz ihrer Vermö- 
gensinteressen als bei der Regelung der §§ 312ff. 
AktG für den Abhängigkeitsbericht. ^i) Die Trans- 
parenz eröffnet den Minderheitsaktionären nicht 
nur eine bessere Kontrolle der Beziehungen zwi- 
schen herrschenden und abhängigen Unterneh- 
men, sie entfaltet vermutlich auch präventive Wir- 
kimgen gegenüber Benachteiligungen der abhän- 
gigen Gesellschaft. 


3.1i».6 Faztt 

857- Die Diskussion, welches der beiden alternati- 
ven konzemrechtlichen Schutzsysteme — Vertrags- 
konzemverfasstmg oder organische Konzemverfas- 
sung — einen angemesseneren Schutz für Minder- 
heitsaktionäre und Gläubiger bietet und damit auch 
als konzentrationspolitisch sinnvollere Lösung anzu- 
sehen ist, zeigt, daß beide Systeme Mängel aufweisen. 
Die erkannten Schwächen des Vertragsprinzips wer- 
den durch Anknüpfung der Garantiepflichten an den 
Konzemtatbestand bei der organischen Konzemver- 
fassung nicht vollständig beseitigt; partiell bleiben 
nachteilige Einflußnahmen auf die Geschäftspolitik 
des abhängigen Unternehmens in schlichten Abhän- 
gigkeitsverhältnissen möglich. Die Konkretisierung 
des Anknüpfungstatbestandes „ Zusammenfassung 
unter einheitlicher Leitimg" wirft neue Probleme 
auf. 

Dennoch hält die Monopolkommission die organische 
Konzernverfassung bei einer Gesamtbetrachtung für 
die überzeugendere Konzeption. Sie hält es aus ge- 
sellschaftsrechtlichem wie konzentrationspolitischem 
Blickwinkel für einen gravierenden Mangel der ver- 
traglichen Konzemverfassung, daß es dem herrschen- 
den Unternehmen überlassen bleibt, ob und wann es 
die konzernrechtlichen Garantien übernehmen will, 
eine Bindung des beherrschenden Einflusses in fakti- 
schen Konzernverhältnissen aber nur unzureichend 
möghch ist. Die organische Konzemverfassung weist 
für diesen Mangel auf wirksame Abhilfe hin. 


3.2 Regelungsansätze im GmbH- Recht 

3.2.1 Vorbemerkungen 

858. Die GmbH eignet sich aufgmnd ihrer flexiblen 
Organisationsstmkturen in besonderer Weise zur Ein- 
beziehung in Konzernverbindungen. Schätzungen le- 
gen nahe, daß ca. 30 % bis 40 % aller GmbH mit ande- 


51) Vgl. zum Abhängigkeitsbericht Tz. 836 und Tz. 842. 


ren Unternehmen in einem Unternehmensverbund 
stehen. Bei großen und mittleren GmbH dürfte dies 
sogar für die Mehrheit zutreffen,52) Angesichts der 
weiten Verbreitung der Rechtsform der GmbH wird 
man deshalb eine erhebliche praktische Bedeutung 
des GmbH-Konzernrechts konstatieren müssen. Die 
Frage nach der Konzentrationsneutralität stellt sich 
folglich auch für das GmbH-Konzernrecht. 

859. Die Kodifikation eines GmbH-Konzemrechts 
steht allerdings bislang noch aus, nachdem entspre- 
chende Pläne des Gesetzgebers zur NoveUiemng des 
GmbH-Rechts zu Beginn der siebziger Jahre scheiter- 
ten und seitdem nicht mehr weiter verfolgt wurden. 
Teilaspekte des GmbH-Konzernrechts sind bereits in 
anderen Gesetzen geregelt, so z. B. die Fragen der 
steuerlichen Organschaft in § 17 KStG von 1977 und 
der Konzemrechnungslegung in den §§ 290 ff. HGB 
durch das Bilanzrichtliniengesetz von 1985. Daneben 
sind einzelne Vorschriften des Aktiengesetzes von 
1965 — so die allgemeinen Normen der §§ 15 bis 22 
AktG — unmittelbar einschlägig. Die wichtigsten 
konzernrechtlichen Probleme sind bislang jedoch vom 
Gesetzgeber nicht geregelt worden. Bedeutsame 
Grundsätze für die Konfliktlösungen in Konzernen un- 
ter Beteiligung von GmbH entstammen daher der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung. Interessant ist, 
daß sich die Rechtsprechung bei der Entwicklung von 
Regeln für den GmbH-Konzern wenig von den dem 
Aktienkonzernrecht zugrundeliegenden Wertungen 
hat leiten lassen. Eine weitgehende Übernahme ak- 
tienrechtlicher Normen im Rahmen analoger Anwen- 
dung wäre aufgrund der bekannten Strukturunter- 
schiede der beiden Unternehmensrechtsformen aller- 
dings auch problematisch, angesichts zahlreicher 
Mängel des Aktienkonzernrechts zudem wenig sinn- 
voll. Die Rechtsprechung hat deshalb vielmehr unter 
Entfaltung des Rechtsinstituts der Treuepflichten der 
Gesellschafter gegenüber ihrer Gesellschaft wie un- 
tereinander GmbH- eigene Lösungsansätze entwik- 
kelt; auch wenn einzelne wichtige Fragen noch unge- 
klärt sind, wird man insgesamt jedoch sagen können, 
daß diese Regeln im Ergebnis einen angemesseneren 
gesellschaftsrechtlichen Minderheitenschutz als die 
Vorkehrungen im Aktienrecht gewähren. Zugleich 
sind damit weitgehend konzentrationsneutrale Lö- 
sungen gefunden; die Zusammenfassung mehrerer 
Unternehmen unter einheitlicher Leitung wird also 
nicht dadurch begünstigt, daß der herrschende Ge- 
sellschafter durch Schädigung von Mitgesellschaftem 
Vorteile erlangen kann. 


52) Nach Hansen, Herbert, Die Gesellschafter größerer GmbH, 
in: GmbH-Rundschau 1980, S. 99 ff. hatten im September 
1979 von den 218 872 GmbH weniger als 5 % ein Nominal- 
kapital von mehr als 0,5 Mio. DM. Diese verfügten jedoch 
über mehr als 90 % des Nominalkapitals aller GmbH. Bei der 
Gruppe dieser größeren GmbH ergab sich, daß an 40 % der 
erfaßten Gesellschaften ein anderes Unternehmen maßgeb- 
lich beteüigt war. Bei einem weiteren Viertel dieser Gesell- 
schaften mit mehr als 0,5 Mio. DM Stammkapital gehörte ein 
maßgeblicher Anteü ausländischen Gesellschaftern. Diese 
ausländischen Gesellschafter waren wiederum ganz über- 
wiegend Unternehmen. 
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3.2.2 Die Entstehung von Konzernen 

860 . Bereits an die Entstehung einer Abhängigkeits- 
Beziehung sind nach GmbH-Recht Schutzrechte zu- 
gunsten der Minderheit geknüpft. Das GmbH-Gesetz 
selbst enthält Möglichkeiten für die Gesellschafter, 
sich präventiv vor einer Abhängigkeit zu schützen. 
Daneben ergeben sich aufgrund allgemeiner Rechts- 
grundsätze wie aufgrund höchstrichterlicher Recht- 
sprechung präventive Schutzvorkehrungen. Minder- 
heitsgesellschafter sind aus dem Ineinandergreifen 
dieses Instrumentariums gegenüber Gefahren aus ei- 
ner Abhängigkeit weitgehend abgesichert. 

861 . Vorrangig ist es die Aufgabe der Satzung, den 
Schutz der Gesellschaft vor einer Abhängigkeit von 
einem anderen Unternehmen sicherzustellen, so daß 
die Beeinträchtigung der Unabhängigkeit nur mit Zu- 
stimmung der Gesellschafterversammlung möglich 
wird. Mit entsprechenden Satzungsklauseln kann 
also Vorsorge dagegen getroffen werden, daß die 
GmbH nachträglich in eine Abhängigkeit gerät. Als 
wichtigste Satzungsbestimmungen sind die Vinkulie- 
rung der Anteile (§ 15 Abs. 5 GmbHG), die Einfüh- 
rung von Höchststimmrechten, die Vereinbarung von 
Wettbewerbsverboten sowie von An- und Vorkaufs- 
rechten der Gesellschafter hinsichtlich der Anteile 
von Mitgesellschaftern zu nennen. Durch diese und 
ähnliche Regelungen können die Gesellschafter In- 
halt und Ausmaß eines konzernrechtlichen Präventiv- 
schutzes weitgehend selbst festlegen. 

Die eben angesprochenen, die Abhängigkeit aus- 
schließenden Klauseln stehen allerdings, sofern Be- 
freiungsmöglichkeiten (oder Zustimmungserforder- 
nisse) vorgesehen sind und der Gesellschafts vertrag 
nichts anderes bestimmt, zur Disposition der Gesell- 
schaftermehrheit. Zudem können solche Klauseln im- 
mer auch durch Satzungsänderungen mit qualifizier- 
ter Mehrheit (§ 53 GmbHG) wieder beseitigt werden. 
Der konzernrechtiiche Präventivschutz ist deshalb 
nicht mehr gewährleistet, wenn sich eine Mehrheit 
gebildet hat, die die abhängigkeitsausschließenden 
Klauseln durchbrechen oder aufheben kann. Die 
Rechtsprechung hat für derartige Fallkonstellationen 
deshalb gefordert, daß Beschlüsse, die eine Abhän- 
gigkeitslage der Gesellschaft ermöglichen, nur unter 
besonderen Voraussetzungen zulässig sind. Der 
Mehrheitsherrschaft werden materielle Grenzen ge- 
zogen. So darf die Gesellschaftermehrheit z. B. nicht 
ohne weiteres Befreiung von einem Wettbewerbsver- 
bot erteüen, wenn dadurch die Gefahr der Abhängig- 
keit besteht, es sei denn, daß dies durch sachliche 
Gründe im Interesse der Gesellschaft gerechtfertigt 
ist.53) Durchbrechung oder Aufhebung einer solchen 
Klausel ist also nur dann zulässig, wenn die dadurch 
ermöghchte Maßnahme erforderlich und verhältnis- 
mäßig ist. Dies wird man nur im Ausnahmefall unter- 
stellen können, so daß die widerstreitenden Gesell- 
schafter bzw. Gesellschaftergruppen regelmäßig ge- 
zwungen sein werden, sich auf eine für beide Seiten 
akzeptable Lösung zu einigen. Diese Lösung des Min- 
derheitenschutzproblems ist zugleich unter konzen- 
trationspolitischen Aspekten von großer Bedeutung. 


^3) Vgl. dazu das Grundsatzurteil des Bundesgerichtshofs, 
BGHZ 80, 69, 74 „Süßen". 


Nicht nur wird eine Schädigung der Minderheit ver- 
hindert, auch wird sie an „Verbundeffekten", die aus 
der Konzernierung entstehen, beteiligt. Konzentra- 
tionsvorgänge werden also nur dann initiiert, wenn sie 
aus der Sicht aller Beteiligten vorteilhaft sind. 

862 . Schwieriger ist ein angemessener Schutz, wenn 
solche die Abhängigkeit verhindernden Klauseln feh- 
len. Auch die Rechtsprechung hat hier noch keine 
abschließende Klärung herbeigeführt. Allgemein an- 
erkannt ist im GmbH-Recht inzwischen, daß die Ge- 
sellschafter untereinander eine über die allgemeinen 
Grundsätze des § 242 BGB hinausgehende Treue- 
pflicht trifft. Es sind deshalb unmittelbare Rechtsbe- 
ziehungen zwischen den Gesellschaftern zu bejahen, 
die umfassende Informations- oder Auf klärungspf lieh- 
ten zur Konsequenz haben; deswegen wird man da- 
von ausgehen können, daß jeden Gesellschafter eine 
Informationspflicht trifft, wenn durch sein Handeln 
Sachverhalte geschaffen werden sollen, durch die die 
Unabhängigkeit der Gesellschaft bedroht wird. So 
wird z. B. der herrschende Gesellschafter seine Mitge- 
sellschafter darauf hinweisen müssen, wenn er auch 
anderweitig unternehmerisch tätig wird. Daneben 
wird man bei personalistisch strukturierten Gesell- 
schaften, in denen es auf das persönliche Zusammen- 
wirken ankommt, aufgrund der Treuepflicht der Ge- 
sellschafter weitergehende Pflichtenbindungen anzu- 
erkennen haben. Das besondere Vertrauensverhältnis 
der Gesellschafter untereinander rechtfertigt einen 
konzernrechtlichen Präventivschutz. Hier ist z. B. 
auch ohne ausdrückliche vertragliche Regelung von 
einem Wettbewerbs verbot analog § 112 HGB der Ge- 
sellschafter auszugehen; dem Wettbewerbsverbot wi- 
dersprechende Aktivitäten sind nur dann zulässig, 
wenn die Gesellschafterversammlung zustimmt und 
diese Handlungen dem Interesse der Gesellschaft 
dienlich sind. Demgegenüber greifen für kapitali- 
stisch strukturierte Gesellschaften bei Entstehung von 
Abhängigkeitsverhältnissen noch keine Schutznor- 
men ein. 


3.2.3 Minderheiten- und Gläubigerschutz im Konzern 

863 . Die Einflußmöglichkeiten der Mehrheitsgesell- 
schafter in der GmbH sind nach dem GmbH-Gesetz 
besonders weitgehend. Im Unterschied zur Aktienge- 
sellschaft besteht eine Weisungsbefugnis der Gesell- 
schafter gegenüber den Geschäftsführern; die Stel- 
lung der Mehrheit kann durch satzungsmäßige Son- 
derrechte noch erweitert werden. Die für die GmbH 
vorgesehene Vermögensbindung des § 30 GmbHG ist 
weniger restriktiv als die der §§ 57, 58 und 60 AktG für 
die Aktiengesellschaften. Die Konzernherrschaft 
kann demgemäß problemloser und effektiver durch- 
gesetzt werden als in der Aktiengesellschaft, Minder- 
heitsgesellschafter sehen sich aber zugleich besonde- 
ren Schädigungsgefahren ausgesetzt. Diesem Gefah- 
renpotential kann der GmbH-Gesellschafter auch 
nicht wie ein Aktionär relativ leicht über den Verkauf 
seiner Anteile über die Börse entgehen, da es einen 
entsprechenden Markt für GmbH-Anteile nicht gibt. 
Angesichts dieser Sachlage bedarf es besonderer 
Schutzvorkehrungen für die Minderheitsgesellschaf- 
ter gegenüber den aus der Abhängigkeit resultieren- 
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den Gefahren. Daneben wird man auch den Gläubi- 
gern angesichts zusätzlicher Risiken einen konzern- 
spezifischen Schutz gewähren müssen. 

864 . Solche Schutzmechanismen gegen schädi- 
gende Einflüsse aus der Mehrheitsherrschaft sind nun 
nicht aus den aktienkonzernrechtlichen Lösungsan- 
sätzen der §§ 311ff. AktG entwickelt worden. Viel- 
mehr wird dazu vorrangig an die für die GmbH gel- 
tenden Grundsätze zur Beschränkung der Mehrheits- 
herrschaft angeknüpft. Danach gilt, daß den herr- 
schenden Gesellschafter, der auf die Tätigkeit und die 
Strukturen der abhängigen Gesellschaft einen beson- 
deren Einfluß nehmen kann, auch gesteigerte Treue- 
pflichten gegenüber der Gesellschaft und den Mitge- 
sellschaftern treffen.^^) 

So darf der Gesellschafter keine einseitig verdeckten 
Gewinnausschüttungen veranlassen oder Geschäfts- 
chancen der Gesellschaft an sich ziehen und selbst 
wahrnehmen, will er nicht gegen die ihm obhegende 
Treuepfhcht verstoßen. Es kommt auch nicht darauf 
an, auf welche Weise eine Schädigung der Interessen 
der Gesellschaft erfolgt; dem herrschenden Unterneh- 
men obhegt eine besondere Treuebindung sowohl bei 
Einflußnahmen im Rahmen der gesetzhchen Zustän- 
digkeitsordnung wie auch bei direkten Weisungen 
außerhalb dieses Rahmens. ^5) Die Ansprüche der Ge- 
seUschaft können von jedem Minderheitsaktionär mit- 
tels der actio pro socio geltend gemacht werden. Ein 
solches Einzelklagerecht ist zwar höchstrichterhch 
bislang nur für Zwei-Mann- Gesellschaften aner- 
kannt, ^6) es ist jedoch bei Bestehen eines Abhängig- 
keitsverhältnisses aUgemein zu bejahen. 

865 . Mit der GmbH-Novelle von 1980 wurden den 
Gesellschaftern nach §§51 a, 51b GmbHG umfas- 
sende Auskun/fs- und Einsichtsrechte zugewiesen. Je- 
der Gesellschafter hat einen jederzeitigen Anspruch 
auf Information über alle Angelegenheiten der Ge- 
sellschaft. Hierzu kann er Einsicht in sämthche Unter- 
lagen der Gesellschaft nehmen. Diese Informations- 
rechte sind unabdingbar. Lediglich zur Abwehr von 
Nachteilen, die bei der Verwendung der Informatio- 
nen zu gesellschaftsfremden Zwecken entstehen 
könnten, dürfen Auskunfts- und Einsichtsrechte be- 
schnitten werden. Die umfassenden Informations- 
rechte haben die Funktion, den Gesellschaftern die 
Vorbereitung zur Mitsprache bei unternehmerischen 
Entscheidungen und zur Kontrolle der Geschäftsfüh- 
rung zu ermöglichen. Um ein effizientes Informations- 
system zu installieren, wird deshalb die Geschäftsfüh- 
rung regelmäßig und umfassend Bericht erstatten 
müssen. Daneben verbleibt die Befugnis aller Gesell- 
schafter, zur Ergänzung des Kenntnisstandes oder bei 
besonderen Anlässen weitere Informationen zu ver- 
langen. Damit sind auch die Informationsbedürfnisse 
der Minderheitsgesellschafter über die Entstehung 
und Entwicklung von Abhängigkeits- und Konzern- 
beziehungen erfaßt, so daß es konzemspezifischer 
Schutzvorkehrunqen für die GmbH nicht mehr be- 
darf. 


54) Grundlegend dazu BGHZ 65, 15, 18 ff. „ITT". 

55) Vgl. BGHZ 65, 15, 19. 

56) Vgl. BGHZ 65, 15, 21. 


866. Ein GmbH- Gesellschafter kann aus wichtigem 
Grunde aus der Gesellschaft ausscheiden und eine 
angemessene Abfindung verlangen. Auch wenn diese 
Befugnis im GmbH-Gesetz nicht niedergelegt ist, ist 
hierfür ein Bedürfnis von der Rechtsprechung seit lan- 
gem anerkannt. 57) Konzernierungsvorgänge können 
solch einen „wichtigen" Grund darstellen, der zum 
Ausscheiden ermächtigt. Bislang ist allerdings um- 
stritten, ob den Minderheitsgesellschaftem bereits 
beim Wechsel der Unternehmenskontrolle zum herr- 
schenden Unternehmen ein Verbleib in der Gesell- 
schaft nicht mehr zumutbar ist oder ob ein Austritts- 
recht erst dann gewährt werden sollte, wenn das ab- 
hängige Unternehmen weitgehend in den Konzern 
integriert wird (sog. „quahfizierter“ faktischer Kon- 
zern). Zwar ist mit Entstehen der Abhängigkeitsbezie- 
hung nicht stets eine nachhaltige Beeinträchtigung 
des unternehmerischen Eigeninteresses der abhängi- 
gen Gesellschaft verbunden, so daß sich schon des- 
halb ein Austrittsrecht rechtfertigen heße. Doch wird 
man aufgrund der genannten Strukturunterschiede 
zur Aktiengesellschaft^^) ein besonderes Gefahren- 
potential für die Stellung des Minderheitsgesellschaf- 
ters nicht erst bei der weitgehenden Einbeziehung in 
die Konzernpohtik des herrschenden Unternehmens, 
sondern schon bei Entstehen eines Abhängigkeitsver- 
hältnisses gewärtigen müssen; hiergegen kann nur 
die Möghchkeit des Austrittes hinreichend Schutz 
bieten. 

867 . Von konzentrationspolitischer Relevanz ist wei- 
terhin die Frage, ob den Gläubigern einer abhängigen 
Gesellschaft ein zureichender Schutz gegen konzern- 
spezifische Risiken gewährt wird. In einfachen fakti- 
schen Konzernen ergeben sich für die Gläubiger im 
Regelfall keine besonderen Risiken. Wird von dem 
herrschenden Unternehmen nur gelegentlich im Kon- 
zerninteresse Einfluß auf die Geschäftstätigkeit ge- 
nommen, so bedingt das auf Einzeleingriff und Scha- 
densausgleich basierende Haftungssystem für die ab- 
hängige Gesellschaft und die außenstehenden Gesell- 
schafter zugleich einen zureichenden Schutzmecha- 
nismus für die Gläubiger. Erfolgt demgegenüber eine 
breitflächige und nachhaltige Einflußnahme auf die 
Geschäfte der abhängigen Gesellschaft, so ergeben 
sich spezifische Gefahren für die Durchsetzung des 
Gläubiger Schutzes. Es entsteht dann eine ähnliche 
Gefahrensituation wie beim aktienrechthchen Ver- 
tragskonzern, so daß auch die §§ 302 und 303 AktG 
entsprechend anwendbar sein können. Der Bundes- 
gerichtshof hat in einer Entscheidung aus dem Jahre 
1985 betont, daß eine sich an § 302 Abs. 1 und 3 AktG 
anlehnende Verlustausgleichspflicht des herrschen- 
den Unternehmens für mehrgliedrige Gesellschaften 
zu befürworten sei, während bei der Einmann- GmbH 
eine Ausfallhaftung des herrschenden Unternehmens 
analog den §§ 303, 322 Abs. 2 und 3 AktG in Betracht 
kommt. Allerdings treffen das herrschende Unterneh- 
men diese Einstandspflichten nur dann, wenn es die 
Konzemgeschäftsführung pflichtwidrig betrieben hat. 
Ihm obliegt dabei die Beweislast darzutun, daß auch 
ein Geschäftsführer einer selbständigen GmbH unter 


57) Vgl. RGZ 128, 1, 17 ff. 

56) Vgl. dazu auch Tz. 858f. und Tz. 863. 
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den gegebenen Umständen nicht anders gehandelt 
hätte (ähnlich § 31? Abs. 2 AktG). 5®) 

868. Die Monopolkommission stimmt der Auffas- 
sung des Bundesgerichtshofs zu, daß bei Vorliegen 
eines qualifizierten faktischen Konzerns für den Gläu- 
bigerschutz dieselben Grundsätze gelten sollten, als 
sei ein Beherrschungsvertrag abgeschlossen worden. 
Sie hält jedoch die Möglichkeit eines Entlastungsbe- 
weises bei ordnungsgemäßer Konzerngeschäftsfüh- 
rung aus methodischen Überlegungen für zweifelhaft 
und unter praktischen Gesichtspunkten für wenig 
zweckmäßig. Der Bundesgerichtshof stützt sich bei 


59) BGHZ 95, 330, 341 ff. „Autokran". Das BGH-Urteil ist zwar 
in der Begründung auf Kritik gestoßen, doch im Ergebnis 
begrüßt worden. 


seiner Rechtsfortbildung sowohl auf Regelungsele- 
mente des Vertrags- wie auch des faktischen Kon- 
zerns. Diesen beiden Regelungskomplexen liegen un- 
terschiedliche Interessenlagen und Wertungsent- 
scheidungen des Gesetzgebers zugrunde, so daß eine 
Verknüpfung von Elementen aus beiden Komplexen 
problematisch ist. Darüber hinaus hat die Diskussion 
der §§311 ff. AktG gezeigt, welche praktischen 
Schwierigkeiten sich ergeben, wenn ein hypotheti- 
scher Vergleich von tatsächlich gezeigtem Verhalten 
mit einem normativ korrekten Verhalten eines unab- 
hängigen Unternehmens vorgenommen werden soll. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn aufgrund dauer- 
haften und breitflächigen Einflusses des herrschen- 
den Unternehmens das Eigeninteresse der Gesell- 
schaft nicht mehr bestimmbar ist.®®) 


Vgl. auch Tz. 842. 


Köln, den 30, Juni 1988 


U. Immenga 
W. Haastert 


W. Herion 


A.-R. Iber-Schade 


C. C. von Weizsäcker 
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A. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(Auszug: §§22— 24b) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. September 1980 
(BGBl. I S. 1767—1772) 


§22 

(1) Ein Unternehmen ist marktbeherrschend im 
Sinne dieses Gesetzes, soweit es als Anbieter oder 
Nachfrager einer bestimmten Art von Waren oder 
gewerblichen Leistungen 

1. ohne Wettbewerber ist oder keinem wesentli- 
chen Wettbewerb ausgesetzt ist oder 

2. eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern 
überragende Marktstellung hat; hierbei sind au- 
ßer seinem Marktanteil insbesondere seine Fi- 
nanzkraft, sein Zugang zu den Beschaffungs- 
oder Absatzmärkten, Verflechtungen mit ande- 
ren Unternehmen sowie rechtliche oder tatsäch- 
liche Schranken für den Marktzutritt anderer 
Unternehmen zu berücksichtigen. 

(2) Als marktbeherrschend gelten auch zwei oder 
mehr Unternehmen, soweit zwischen ihnen für eine 
bestimmte Art von Waren oder gewerblichen Lei- 
stungen allgemein oder auf bestimmten Märkten 
aus tatsächlichen Gründen ein wesentlicher Wett- 
bewerb nicht besteht und soweit sie in ihrer Ge- 
samtheit die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfül- 
len. 

(3) ^ Es wird vermutet, daß 

1. ein Unternehmen marktbeherrschend im Sinne 
des Absatzes 1 ist, wenn es für eine bestimmte 
Art von Waren oder gewerblichen Leistungen ei- 
nen Marktanteil von mindestens einem Drittel 
hat; die Vermutung gilt nicht, wenn das Unter- 
nehmen im letzten abgeschlossenen Geschäfts- 
jahr Umsatzerlöse von weniger als 250 Millionen 
Deutscher Mark hatte; 

2. die Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, ^ 
wenn für eine bestimmte Art von Waren oder 
gewerblichen Leistungen 

a) drei oder weniger Unternehmen zusammen 
einen Marktanteil von 50 vom Hundert oder 
mehr haben oder 

b) fünf oder weniger Unternehmen zusammen 
einen Marktanteil von zwei Dritteln oder 
mehr haben; 

die Vermutung gilt nicht, soweit es sich um Un- 
ternehmen handelt, die im letzten abgeschlosse- 
nen Geschäftsjahr Umsatzerlöse von weniger 
als 100 Millionen Deutscher Mark hatten. 

2 Für die Berechnung der Marktanteile und der Um- 
satzerlöse gilt § 23 Abs. 1 Satz 2 bis 10 entspre- 
chend. 


(4) ^ Die Kartellbehörde hat gegenüber marktbe- 
herrschenden Unternehmen die in Absatz 5 ge- 
nannten Befugnisse, soweit diese Unternehmen 
ihre marktbeherrschende Stellung auf dem Markt 
für diese oder andere Waren oder gewerbliche Lei- 
stungen mißbräuchlich ausnutzen. ^ Ein Mißbrauch 
im Sinne des Satzes 1 liegt insbesondere vor, wenn 
ein marktbeherrschendes Unternehmen als Anbie- 
ter oder Nachfrager einer bestimmten Art von Wa- 
ren oder gewerblichen Leistungen 

1. die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unter- 
nehmen in einer für den Wettbewerb auf dem 
Markt erheblichen Weise ohne sachlich gerecht- 
fertigten Grund beeinträchtigt; 

2. Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen 
fordert, die von denjenigen abweichen, die sich 
bei wirksamem Wettbewerb mit hoher Wahr- 
scheinlichkeit ergeben würden; hierbei sind ins- 
besondere die Verhaltensweisen von Unterneh- 
men auf vergleichbaren Märkten mit wirksa- 
mem Wettbewerb zu berücksichtigen; 

3. ungünstigere Entgelte oder sonstige Geschäfts- 
bedingungen fordert, als sie das marktbeherr- 
schende Unternehmen selbst auf vergleichbaren 
Märkten von gleichartigen Abnehmern fordert, 
es sei denn, daß der Unterschied sachlich ge- 
rechtfertigt ist. 

(5) ^ Die Kartellbehörde kann unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 4 marktbeherrschenden 
Unternehmen ein mißbräuchliches Verhalten un- 
tersagen und Verträge für unwirksam erklären; § 19 
gilt entsprechend. ^ Zuvor soll die Kartellbehörde 
die Beteiligten auffordern, den beanstandeten Miß- 
brauch abzustelleh. 

(6) Soweit die Voraussetzungen des Absatzes 1 
bei einem Konzernunternehmen im Sinne des § 18 
des Aktiengesetzes vorliegen, stehen der Kartellbe- 
hörde die Befugnisse nach Absatz 5 gegenüber je- 
dem Konzernunternehmen zu. 


§23 

(1) ^ Der Zusammenschluß von Unternehmen ist 
dem Bundeskartellamt unverzüglich anzuzeigen, 
wenn 

1. im gesamten Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder in einem wesentlichen Teil desselben durch 
den Zusamnienschluß ein Marktanteil von min- 
destens 20 vom Hundert erreicht oder erhöht 
wird oder ein beteiligtes Unternehmen auf ei- 
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nem anderen Markt einen Anteil von minde* 
stens 20 vom Hundert hat oder 

2. die beteiligten Unternehmen insgesamt zu ei- 
nem 2ieitpunkt innerhalb des letzten vor dem 
Zusammenschluß endenden Geschäftsjahres 
mindestens 10 000 Beschäftigte oder in diesem 
Zeitraum Umsatzerlöse von mindestens 500 Mil- 
lionen Deutsche Mark hatten. 

^ Ist ein beteiligtes Unternehmen ein abhängiges 
oder herrschendes Unternehmen im Sinne des § 17 
des Aktiengesetzes oder ein Konzernunternehmen 
im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes, so sind für die 
Berechnung der Marktanteile, der Beschäftigten- 
zahl und der Umsatzerlöse die so verbundenen Un- 
ternehmen als einheitliches Unternehmen anzuse- 
hen; wirken mehrere Unternehmen auf Grund ei- 
ner Vereinbarung oder in sonstiger Weise derart 
zusammen, daß sie gemeinsam einen beherrschen- 
den Einfluß auf ein beteiligtes Unternehmen aus- 
üben können, so gilt jedes von ihnen als herrschen- 
des Unternehmen. ^Für die Ermittlung der Umsatz- 
erlöse gilt § 158 Abs. 1 und 2 des Aktiengesetzes; 
Umsatzerlöse aus Lieferungen und Leistungen zwi- 
schen Unternehmen, die im Sinne des Satzes 2 ver- 
bunden sind (Innenumsatzerlöse), die Mehrwert- 
steuer sowie Verbrauchsteuern bleiben außer Be- 
tracht; Umsatzerlöse in fremder Währung sind nach 
dem amtlichen Kurs in Deutsche Mark umzurech- 
nen. ^An die Stelle der Umsatzerlöse treten bei 
Kreditinstituten und Bausparkassen ein 2^hntel 
der Bilanzsumme, bei Versicherungsunternehmen 
die Prämieneinnahmen des letzten abgeschlosse- 
nen Geschäftsjahres. ® Die Bilanzsumme ist um die- 
jenigen Ansätze zu vermindern, die für Beteiligun- 
gen an im Sinne des Satzes 2 verbundenen Unter- 
nehmen angewiesen sind; “Prämieneinnahmen 
sind die Einnahmen aus dem Erst- und Rückversi- 
cherungsgeschäft einschließlich der in Rückdek- 
kung gegebenen Anteile. ® Bei Unternehmen, deren 
Geschäftsbetrieb ganz oder teilweise im Vertrieb 
von Waren besteht, sind insoweit nur drei Viertel 
der Umsatzerlöse in Ansatz zu bringen. Bei Unter- 
nehmen, deren Geschäftsbetrieb ganz oder teil- 
weise im Verlag, in der Herstellung oder im Ver- 
trieb von Zeitungen oder Zeitschriften oder deren 
Bestandteilen besteht, ist insoweit das Zwanzigfa- 
che der Umsatzerlöse in Ansatz zu bringen; Satz 6 
bleibt unberührt. ® Beim Erwerb des Vermögens ei- 
nes anderen Unternehmens ganz oder zu einem we- 
sentlichen Teil ist für die Berechnung der Marktan- 
teile, der Beschäftigtenzahl und der Umsatzerlöse 
des Veräußerers nur auf den veräußerten Vermö- 
gensteil abzustellen. ® Satz 8 gilt entsprechend für 
den Erwerb von Anteilen, soweit dabei weniger als 
25 vom Hundert der Anteile beim Veräußerer ver- 
bleiben und der Zusammenschluß nicht die Voraus- 
setzungen des Absatzes 2 Nr. 2 Satz 3 und Nr. 5 er- 
füllt. Steht einer Person oder Personenvereini- 
gung, die nicht Unternehmen ist, die Mehrheitsbe- 
teiligung an einem Unternehmen zu, so gilt sie für 
die Zwecke dieses Gesetzes als Unternehmen. 

(2) Als Zusammenschluß im Sinne dieses Geset- 
zes gelten folgende Tatbestände: 


1. Erwerb des Vermögens eines anderen Unterneh- 
mens ganz oder zu einem wesentlichen Teil 
durch Verschmelzung, Umwandlung oder in son- 
stiger Weise. 

2. ^ Erwerb von Anteilen an einem anderen Unter- 
nehmen, wenn die Anteile allein oder zusammen 
mit sonstigen, dem Unternehmen bereits gehö- 
renden Anteilen 

a) 25 vom Hundert des stimmberechtigten Ka- 
pitals des anderen Unternehmens erreichen 
oder 

b) 50 vom Hundert des stimmberechtigten Ka- 
pitals des anderen Unternehmens erreichen 
oder 

c) dem Unternehmen eine Mehrheitsbeteili- 
gung im Sinne des § 16 Abs. 1 des Aktienge- 
setzes gewähren. 

2 Zu den Anteilen, die dem Unternehmen gehö- 
ren, rechnen auch die Anteile, die einem im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 2 verbimdenen Unter- 
nehmen oder einem anderen für Rechnung ei- 
nes dieser Unternehmen gehören und, wenn der 
Inhaber des Unternehmens ein Einzelkaufmann 
ist, auch die Anteile, die sonstiges Vermögen des 
Inhabers sind. ^ Erwerben mehrere Unterneh- 
men gleichzeitig oder nacheinander im vorbe- 
zeichneten Umfang Anteile an einem anderen 
Unternehmen, so gilt dies hinsichtlich der Märk- 
te, auf denen das andere Unternehmen tätig ist, 
auch als Zusammenschluß der sich beteiligen- 
den Unternehmen untereinander (Gemein- 
schaftsunternehmen). ^ Als Zusammenschluß 
gilt auch der Erwerb von Anteilen, soweit dem 
Erwerber durch Vertrag, Satzung, Gesellschafts- 
vertrag oder Beschluß eine Rechtsstellung ver- 
schafft ist, die bei der Aktiengesellschaft ein Ak- 
tionär mit mehr als 25 vom Hundert des stimm- 
berechtigten Kapitals innehat. ® Anteilen an ei- 
nem Unternehmen stehen Stimmrechte gleich. 

3. Verträge mit einem anderen Unternehmen, 
durch die 

a) ein Konzern im Sinne des § 18 des Aktienge- 
setzes gebildet oder der Kreis der Konzern- 
unternehmen erweitert wird oder 

b) sich das andere Unternehmen verpflichtet, 
sein Unternehmen für Rechnung des Unter- 
nehmens zu führen oder seinen Gewinn ganz 
oder zum Teil an das Unternehmen abzufüh- 
ren oder 

c) dem Unternehmen der Betrieb des anderen 
Unternehmens ganz oder zu einem wesentli- 
chen Teil verpachtet oder sonst überlassen 
wird. 

4. Herbeiführung der Personengleichheit von min- 
destens der Hälfte der Mitglieder des Aufsichts- 
rats, des Vorstands oder eines sonstigen zur Ge- 
schäftsführung berufenen Organs von Unter- 
nehmen. 
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5. Jede sonstige Verbindung von Unternehmen, auf 
Grund deren ein oder mehrere Unternehmen 
unmittelbar oder mittelbar einen beherrschen- 
den Einfluß auf ein anderes Unternehmen aus- 
üben können. 

(3) ^ Ein Zusammenschluß ist auch dann anzu- 
nehmen, wenn die beteiligten Unternehmen bereits 
vorher im Sinne des Absatzes 2 zusammengeschlos- 
sen waren, es sei denn, daß der Zusammenschluß 
nicht zu einer wesentlichen Verstärkung der bereits 
bestehenden Unternehmensverbindung führt. ^ Ein 
Zusammenschluß liegt nicht vor, wenn ein Kreditin- 
stitut bei der Gründung oder Kapitalerhöhung ei- 
nes Unternehmens oder sonst im Rahmen seines 
Geschäftsbetriebes Anteile an einem anderen Un- 
ternehmen zum Zweck der Veräußerung auf dem 
Markt erwirbt, solange es das Stimmrecht aus die- 
sen Anteilen nicht ausübt und sofern die Veräuße- 
rung innerhalb eines Jahres erfolgt; bei der Grün- 
dung eines Unternehmens führt die Ausübung des 
Stimmrechts in der ersten Hauptversammlung 
nach der Gründung nicht zu einem Zusammen- 
schluß. ^ Ist ein an einem Zusammenschluß beteilig- 
tes Unternehmen ein im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 verbundenes Unternehmen, so gelten auch 
das herrschende Unternehmen sowie diejenigen 
Unternehmen, von denen das herrschende Unter- 
nehmen abhängig ist, als am Zusammenschluß be- 
teiligt. ^ Schließen sich zwei oder mehr Unterneh- 
men zusammen, so gilt dies auch als Zusammen- 
schluß der von ihnen abhängigen Unternehmen. 

(4) Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1. in den Fällen der Verschmelzung oder Umwand- 
lung die Inhaber des aufnehmenden oder des 
neugebildeten Unternehmens oder deren Vertre- 
ter, bei juristischen Personen und Gesellschaf- 
ten die nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung 
berufenen Personen; 

2. im übrigen 

a) die Inhaber der am Zusammenschluß betei- 
ligten Unternehmen und 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 auch 
der Veräußerer 

oder deren Vertreter, bei juristischen Personen 
und Gesellschaften die nach Gesetz oder Sat- 
zung zur Vertretung berufenen Personen; in den 
Fällen des Buchstabens b gilt Absatz 3 Satz 3 
entsprechend. 

(5) ^ In der Anzeige ist die Form des Zusammen- 
schlusses anzugeben. 2 Die Anzeige muß ferner 
über jedes beteiligte Unternehmen folgende Anga- 
ben enthalten: 

1. die Firma oder sonstige Bezeichnung und den 
Ort der Niederlassung oder den Sitz; 

2. die Art des Geschäftsbetriebes; 

3. soweit die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 erfüllt sind, den Marktanteil einschließ- 
lich der Grundlagen für seine Berechnung oder 
Schätzung, die Zahl der Beschäftigten und die 
Umsatzerlöse; an Stelle der Umsatzerlöse sind 


bei Kreditinstituten und Bausparkassen die Bi- 
lanzsumme, bei Versicherungsunternehmen die 
Prämieneinnahmen anzugeben; 

4. beim Erwerb von Anteilen an einem anderen 
Unternehmen (Absatz 2 Nr. 2) die Höhe der er- 
worbenen und der insgesamt gehaltenen Beteili- 
gung. 

2 Ist ein beteiligtes Unternehmen ein im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 2 verbundenes Unternehmen, so 
sind die in Satz 2 Nr. 1 bis 3 geforderten Angaben 
auch über die so verbundenen Unternehmen zu ma- 
chen sowie die Konzernbeziehungen, Abhängig- 
keits- und Beteiligungsverhältnisse zwischen den 
verbundenen Unternehmen mitzuteilen. 

(6) ^ Das Bundeskartellamt kann von jedem betei- 
ligten Unternehmen Auskunft über Marktanteile 
einschließlich der Grundlagen für die Berechnung 
oder Schätzung sowie über den Umsatzerlös bei ei- 
ner bestimmten Art von Waren oder gewerblichen 
Leistungen verlangen, den das Unternehmen im 
letzten vor dem Zusammenschluß endenden Ge- 
schäftsjahr erzielt hat. 2 Ist ein beteiligtes Unter- 
nehmen ein im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 verbun- 
denes Unternehmen, so kann das Bundeskartellamt 
die Auskunft auch über die so verbundenen Unter- 
nehmen verlangen; es kann die Auskunft auch von 
den verbundenen Unternehmen verlangen. ^§46 
Abs. 2, 5 und 9 gilt entsprechend. ^ Zur Erteilung der 
Auskunft hat das Bundeskartellamt eine angemes- 
sene Frist zu bestimmen. ^ Die Befugnisse des Bun- 
deskartellamtes nach § 46 bleiben unberührt. 

§23a 

(1) Unbeschadet des § 22 Abs. 1 bis 3 wird für die 
Zusammenschlußkontrolle vermutet, daß durch den 
Zusammenschluß eine überragende Marktstellung 
entstehen oder sich verstärken wird, wenn 

1. sich ein Unternehmen, das im letzten vor dem 
Zusammenschluß endenden* Geschäftsjahr Um- 
satzerlöse von mindestens zwei Milliarden Deut- 
scher Mark hatte, mit einem anderen Unterneh- 
men zusammenschließt, das 

a) auf einem Markt tätig ist, auf dem kleine und 
mittlere Unternehmen insgesamt einen 
Marktanteil von mindestens zwei Dritteln 
und die am Zusammenschluß beteiligten Un- 
ternehmen insgesamt einen Marktanteil von 
mindestens fünf vom Hundert haben, oder 

b) auf einem oder mehreren Märkten marktbe- 
herrschend ist, auf denen insgesamt im letz- 
ten abgeschlossenen Kalenderjahr minde- 
stens 150 Millionen Deutscher Mark umge- 
setzt wurden, oder 

2. die am Zusammenschluß beteiligten Unterneh- 
men im letzten vor dem Zusammenschluß en- 
denden Geschäftsjahr insgesamt Umsatzerlöse 
von mindestens zwölf Milliarden Deutscher 
Mark und mindestens zwei der am Zusammen- 
schluß beteiligten Unternehmen Umsatzerlöse 
von jeweils mindestens einer Milliarde Deut- 
scher Mark hatten; die Vermutung gilt nicht, so- 
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weit der Zusammenschluß auch die Vorausset- 
zungen des §23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 erfüllt und 
das Gemeinschaftsunternehmen nicht auf ei- 
nem Markt tätig ist, auf dem im letzten Kalen- 
derjahr mindestens 750 Millionen Deutscher 
Mark umgesetzt wurden. 

(2) ^ Für die Zusammenschlußkontrolle gilt auch 
eine Gesamtheit von Unternehmen als mark^tbe- 
herrschend, wenn sie 

1. aus drei oder weniger Unternehmen besteht, die 
auf einem Markt die höchsten Marktanteile und 
zusammen einen Marktanteil von 50 vom Hun- 
dert erreichen, oder 

2. aus fünf oder weniger Unternehmen besteht, die 
auf einem Markt die höchsten Marktanteile und 
zusammen einen Marktanteil von zwei Dritteln 
erreichen, 

es sei denn, die Unternehmen weisen nach, daß die 
Wettbewerbsbedingungen auch nach dem Zusam- 
menschluß zwischen ihnen wesentlichen Wettbe- 
werb erwarten lassen oder die Gesamtheit der Un- 
ternehmen im Verhältnis zu den übrigen Wettbe- 
werbern keine überragende Marktstellung hat. 
2 Satz 1 gilt nicht, soweit es sich um Unternehmen 
handelt, die im letzten abgeschlossenen Geschäfts- 
jahr Umsatzerlöse von weniger als 150 Millionen 
Deutscher Mark hatten oder wenn die am Zusam- 
menschluß beteiligten Unternehmen insgesamt ei- 
nen Marktanteil von nicht mehr als 15 vom Hun- 
dert erreichen. § 22 Abs. 2 und 3 Satz 1 Nr. 2 bleibt 
im übrigen unberührt. 

(3) Bei der Berechnung der Umsatzerlöse und 
Marktanteile ist § 23 Abs. 1 Satz 2 bis 6 und 8 bis 10 
anzuwenden. 

§24 

(1) Ist zu erwarten, daß durch einen Zusammen- 
schluß eine marktbeherrschende Stellung entsteht 
oder verstärkt wird, so hat die Kartellbehörde die in 
den folgenden Bestimmungen genannten Befugnis- 
se, es sei denn, die beteiligten Unternehmen weisen 
nach, daß durch den Zusammenschluß auch Verbes- 
serungen der Wettbewerbsbedingungen eintreten 
und daß diese Verbesserungen die Nachteile der 
Marktbeherrschung überwiegen. 

(2) ^ Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
vor, so untersagt das Bundeskartellamt den Zusam- 
menschluß. 2 Das Bundeskartellamt darf einen Zu- 
sammenschluß untersagen, sobald ihm das Vorha- 
ben des Zusammenschlusses bekanntgeworden ist; 
vollzogene Zusammenschlüsse darf das Bundeskar- 
tellamt nur innerhalb einer Frist von einem Jahr 
seit Eingang der vollständigen Anzeige nach § 23 
untersagen; § 24a Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 5 bis 6 gilt 
entsprechend. ^ Vor einer Untersagung ist den ober- 
sten Landesbehörden, in deren Gebiet die beteilig- 
ten Unternehmen ihren Sitz haben, Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. ^ Hat das Bundeskartell- 
amt die Verfügung nach Satz 1 erlassen, so ist es 
unzulässig, den Zusammenschluß ohne Erlaubnis 
des Bundesministers für Wirtschaft zu vollziehen 


oder am Vollzug des Zusammenschlusses mitzuwir- 
ken; Rechtsgeschäfte, die gegen dieses Verbot ver- 
stoßen, sind unwirksam; dies gilt nicht für Verträge 
über die Verschmelzung, Umwandlung, Eingliede- 
rung oder Gründung eines Unternehmens und für 
Unternehmensverträge im Sinne der §§ 291 und 292 
des Aktiengesetzes, sobald sie durch Eintragung in 
das Handelsregister oder in das G^nossensbhaftsre- 
gister rechtswirksam geworden sind. ® Ein vollzoge- 
ner Zusammenschluß, den das Bundeskartellamt 
untersagt hat, ist aufzulösen, wenn nicht der Bim- 
desminister für Wirtscheift die Erlaubnis zu dem 
Zusammenschluß erteilt. 

(3) ^ Der Bundesminister für Wirtschedt erteilt 
auf Antrag die Erlaubnis zu dem Zusammenschluß, 
wenn im Einzelfall die Wettbewerbsbeschränkimg 
von gesamtwirtschaftlichen Vorteilen des Zusam- 
menschlusses aufgewogen wird oder der Zusam- 
menschluß durch ein überragendes Interesse der 
Allgemeinheit gerechtfertigt ist; hierbei ist auch die 
Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen 
auf Märkten außerhalb des Geltungsbereiches die- 
ses Gesetzes zu berücksichtigen. ^ Die Erlaubnis 
darf nur erteilt werden, wenn durch das Ausmaß 
der Wettbewerbsbeschränkung die marktwirt- 
schaftliche Ordnung nicht gefährdet wird. ^ Die Er- 
laubnis kann mit Beschränkungen und Auflagen 
verbunden werden. ^ Diese dürfen sich nicht darauf 
richten, die beteiligten Unternehmen einer laufen- 
den Verhaltenskontrolle zu unterstellen. ^§22 
bleibt unberührt 

(4) ^ Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum 
Zusammenschluß ist binnen einer Frist von einem 
Monat beim Bundesminister für Wirtschaft schrift- 
lich einzureichen. 2 Die Frist beginnt mit der Zustel- 
lung der in Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Verfügung 
des Bundeskartellamtes; wird die Verfügung des 
Bundeskartellamtes innerhalb der in § 65 Abs. 1 
Satz 1 und 2 vorgesehenen Frist angefochten, so be- 
ginnt die Frist für den Erlaubnisantrag in dem Zeit- 
punkt, in dem die Verfügung des Bundeskartellam- 
tes unanfechtbar wird. ^ Der Bundesminister für 
Wirtschaft soll über den Antrag innerhalb von vier 
Monaten seit Ablauf der in den Sätzen 1 und 2 
genannten Frist für den Erlaubnisantrag entschei- 
den. ^ Vor der Entscheidung ist den obersten Lan- 
desbehörden, in deren Gebiet die beteiligten Unter- 
nehmen ihren Sitz haben, Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben. 

(5) ^ Der Bundesminister für Wirtschaft kann die 
Erlaubnis widerrufen oder durch Anordnung von 
Beschränkungen ändern oder mit Auflagen verse- 
hen, wenn die beteiligten Unternehmen einer mit 
der Erlaubnis verbundenen Auflage zuwiderhan- 
deln. 2 Der Bundesminister für Wirtschcdt kann die 
Erlaubnis zurücknehmen, wenn die beteiligten Un- 
ternehmen sie durch arglistige Täuschung, Dro- 
hung, Bestechung oder durch Angaben erwirkt ha- 
ben, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder 
unvollständig waren. 

(6) ^ Die Auflösung eines vollzogenen Zusammen- 
schlusses kann auch darin bestehen, daß die Wett- 
bewerbsbeschränkung auf andere Weise als durch 
Wiederherstellung des früheren Zustands beseitigt 
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wird. 2 Das Bundeskartellamt ordnet die zur Auflö- 
sung des Zusammenschlusses erforderlichen Maß- 
nahmen an, wenn 

1. seine in Absatz 2 Satz 1 bezeichne te Verfügung 
unanfechtbar geworden ist und, 

2. falls die beteiligten Unternehmen beim Bundes- 
minister für Wirtschaft einen Antrag auf Ertei- 
lung der Erlaubnis zum Zusammenschluß ge- 
stellt hatten, die Ablehnung dieses Antrages 
oder in den Fällen des Absatzes 5 der Widerruf 
oder die Rücknahme unanfechtbar geworden 
ist. 

^ Hierbei hat es unter Wahrung der Belange Drit- 
ter diejenigen Maßnahmen anzuordnen, die mit 
dem geringsten Aufwand und der geringsten Bela- 
stung für die Beteiligten zum Ziele führen. 

(7) Zur Durchsetzung seiner Anordnung kann das 
Bundeskartellamt insbesondere 

1. durch einmalige oder mehrfache Festsetzung ei- 
nes Zwangsgeldes von 10 000 bis eine Million 
Deutscher Mark die zur Auflösung des Zusam- 
menschlusses Verpflichteten dazu anhalten, daß 
sie unverzüglich die angeordneten Maßnahmen 
ergreifen, 

2. untersagen, daß das Stimmrecht aus Anteilen an 
einem beteiligten Unternehmen, die einem an- 
deren beteiligten Unternehmen gehören oder 
ihm zuzurechnen sind, ausgeübt wird, oder die 
Ausübung des Stimmrechts oder die Art der 
Ausübung von der Erlaubnis des Bundeskartell- 
amtes abhängig machen, 

3. den Zusammenschluß bewirkende Verträge der 
in § 23 Abs. 2 Nr. 1 und 3 bezeichneten Art für 
unwirksam erklären; dies gilt nicht für Verträge 
über die Verschmelzung, Umwandlung, Einglie- 
derung oder Gründung eines Unternehmens und 
für Unternehmensverträge im Sinne der §§291 
und 292 des Aktiengesetzes, sobald sie durch 
Eintragung in das Handelsregister oder in das 
Genossenschaftsregister rechtswirksam gewor- 
den sind, 

4. einen Treuhänder bestellen, der für die zur Auf- 
lösung des Zusammenschlusses Verpflichteten 
die erforderlichen Willenserklärungen abzuge- 
ben und die erforderlichen tatsächlichen Hand- 
lungen vorzunehmen hat; hierbei ist zu bestim- 
men, in welchem Umfang während der Dauer 
der Treuhänderschaft die Rechte der Betroffe- 
nen ruhen; für das Rechtsverhältnis zwischen 
dem Treuhänder und dem Verpflichteten sind 
die §§ 664, 666 bis 670 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches entsprechend anzüwenden; der Treuhän- 
der kann von dem Verpflichteten eine angemes- 
sene Vergütung beanspruchen. 

(8) ^ Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht, 

1. wenn die beteiligten Unternehmen insgesamt 
im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr Um- 
satzerlöse von weniger als 500 Millionen Deut- 
scher Mark hatten oder 


2. wenn sich ein Unternehmen, das nicht abhängig 
ist und im letzten abgeschlossenen Geschäfts- 
jahr Umsatzerlöse von nicht mehr als 50 Millio- 
nen Deutscher Mark hatte, einem anderen Un- 
ternehmen anschließt, es sei denn, das eine Un- 
ternehmen hatte Umsatzerlöse von mindestens 
vier Millionen Deutscher Mark und das andere 
Unternehmen Umsatzerlöse von mindestens ei- 
ner Milliarde Deutscher Mark, oder 

3. soweit ein Markt betroffen ist, auf dem seit min- 
destens fünf Jahren Waren oder gewerbliche 
Leistungen angeboten werden und auf dem im 
letzten Kalenderjahr weniger als zehn Millionen 
Deutscher Mark umgesetzt wurden. 

2 Bei der Berechnung der Umsatzerlöse ist § 23 
Abs. 1 Satz 2 bis 10 anzuwenden. 

(9) Absatz 8 Satz 1 Nr. 2 ist nicht anzuwenden, so- 
weit durch den Zusammenschluß der Wettbewerb 
beim Verlag, bei der Herstellung oder beim Vertrieb 
von Zeitungen oder Zeitschriften oder deren Be- 
standteilen im Sinne des Absatzes 1 beschränkt 
wird. 

§24a 

(1) ^ Das Vorhaben eines Zusammenschlusses 
kann beim Bundeskartellamt angemeldet werden. 
2 Das Vorhaben ist beim Bundeskartellamt anzu- 
melden, wenn 

1. eines der am Zusammenschluß beteiligten Un- 
ternehmen im letzten abgeschlossenen Ge- 
schäftsjahr Umsatzerlöse von mindestens zwei 
Milliarden Deutscher Mark hatte oder 

2. mindestens zwei der am Zusammenschluß betei- 
ligten Unternehmen im letzten abgeschlossenen 
Geschäftsjahr Umsatzerlöse von jeweils einer 
Milliarde Deutscher Mark oder mehr hatten 
oder 

3. der Zusammenschluß nach Landesrecht durch 
Gesetz oder sonstigen Hoheitsakt bewirkt wer- 
den soll. 

^ Für die Anmeldung gilt § 23 entsprechend mit 
der Maßgabe, daß bei Anwendung des § 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und Abs. 6 an die Stelle des Zeitpunktes 
des Zusammenschlusses der Zeitpunkt der Anmel- 
dung tritt und daß in den Fällen der Verschmelzung 
oder Umwandlung die Inhaber, die Vertreter oder 
zur Vertretung berufenen Personen der am Zusam- 
menschluß beteiligten Unternehmen zur Anmel- 
dung verpflichtet sind. ^ Die Anmeldung gilt nur als 
bewirkt, wenn sie die in §23 Abs. 5 bezeichneten 
Angaben enthält ® § 46 Abs. 9 findet auf die anläß- 
lich der Anmeldung erlangten Kenntnisse und Un- 
terlagen entsprechende Anwendung. 

(2) ^ Ist das Zusammenschlußvorhaben beim Bun- 
deskartellamt angemeldet worden, so darf das Bun- 
deskartellamt den Zusammenschluß nur untersa- 
gen, wenn es demjenigen, der die Anmeldung be- 
wirkt hat, innerhalb einer Frist von einem Monat 
seit Eingang der Anmeldung mitteilt, daß es in die 
Prüfung des Zusammenschlußvorhabens eingetre- 
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ten ist und wenn die Verfügung nach §24 Abs. 2 
Satz 1 innerhalb einer Frist von vier Monaten seit 
Eingang der Anmeldung ergeht. ^ Das Bundeskar- 
tellamt darf den Zusammenschluß auch nach Ab- 
lauf der vier Monate untersagen, wenn 

1. die am Zusammenschluß beteiligten Unterneh- 
men einer Fristverlängerung zugestimmt haben 
oder 

2. der Zusammenschluß vollzogen wird, obgleich 
die in Satz 1 genannte Frist von einem Monat 
oder, wenn das Bundeskartellamt die Mitteilung 
nach Satz 1 gemacht hat, die dort genannte Frist 
von vier Monaten noch nicht abgelaufen ist 
oder 

3. der Zusammenschluß anders als angemeldet 
vollzogen wird oder 

4. der Zusammenschluß noch nicht vollzogen ist 
und die Verhältnisse, auf Grund deren das Bun- 
deskartellamt von der Mitteilung nach Satz 1 
oder von der Untersagung des Zusammenschlus- 
ses nach § 24 Abs. 2 Satz 1 abgesehen hatte, sich 
wesentlich geändert haben oder 

5. das Bundeskartellamt durch unrichtige oder un- 
vollständige Angaben der am Zusammenschluß 
beteiligten Unternehmen oder eines anderen 
veranlaßt worden ist, die Mitteilung nach Satz 1 
oder die Untersagung des Zusammenschlusses 
nach § 24 Abs. 2 Satz 1 zu unterlassen oder 

6. eine Auskunft nach § 23 Abs. 6 oder § 46 nicht 
oder nicht fristgemäß erteilt wurde und das Bun- 
deskartellamt dadurch zu dem in Nummer 5 be- 
zeichneten Verheilten veranlaßt worden ist 

(3) Die Anmeldung des Zusammenschlußvorha- 
bens läßt die Pflicht zur Anzeige des Zusammen- 
schlusses nach § 23 unberührt; bei der Anzeige nach 
§ 23 kann auf die bei der Anmeldung des Zusam- 
menschlußvorhabens eingereichten Unterlagen Be- 
zug genommen werden. 

(4) Ist ein Zusammenschlußvorhaben nach Ab- 
satz 1 Satz 2 anzumelden, so ist es unzulässig, den 
Zusammenschluß vor dem Ablauf der in Absatz 2 
Satz 1 genannten Frist von einem Monat und, wenn 
das Bundeskartellamt die Mitteilung nach Absatz 2 
Satz 1 gemacht hat, vor dem Ablauf der dort ge- 
nannten Frist von vier Monaten oder deren verein- 
barter Verlängerung zu vollziehen oder am Vollzug 
dieses Zusammenschlusses mitzuwirken, es sei 
denn, das Bundeskartellamt hat demjenigen, der 
die Anmeldung bewirkt hat, vor Ablauf der in Ab- 
satz 2 Satz 1 genannten Fristen schriftlich mitge- 
teilt, daß das Zusammenschlußvorhaben die Unter- 
sagungsvoraussetzungen des § 24 Abs. 1 nicht er- 
füllt; Rechtsgeschäfte, die gegen dieses Verbot ver- 
stoßen, sind unwirksam; dies gilt nicht für Verträge 
über die Verschmelzung, Umwandlung, Eingliede- 
rung oder Gründung eines Unternehmens und für 
Unternehmensverträge im Sinne der §§ 291 und 292 
des Aktiengesetzes, sobald sie durch Eintragung in 
das Handelsregister oder in das Genossenschaftsre- 
gister rechtswirksam geworden ist. 


§24b 

(1) 1 Zur regelmäßigen Begutachtung der Ent- 
wicklung der Unternehmenskonzentration in der 
Bundesrepublik Deutschland und der Anwendung 
der §§ 22 bis 24 a wird eine Monopolkommission ge- 
bildet. 2 Sie besteht aus fünf Mitgliedern, die über 
besondere volkswirtschftliche, betriebswirtschaftli- 
che, sozialpolitische, technologische oder wirt- 
schaftsrechtliche Kenntnisse und Erfahrungen ver- 
fügen müssen. 

(2) ^ Die Mitglieder der Monopolkommission dür- 
fen weder der Regierung oder einer gesetzgeben- 
den Körperschaft des Bundes oder eines Landes 
noch dem öffentlichen Dienst des Bundes, eines 
Landes oder einer sonstigen juristischen Person 
des öffentlichen Rechts, es sei denn als Hochschul- 
lehrer oder als Mitarbeiter eines wissenscheiftli- 
chen Instituts, angehören. ^ Sie dürfen ferner nicht 
Repräsentant eines Wirtschaftsverbandes oder ei- 
ner Organisation der Arbeitgeber oder Arbeitneh- 
mer sein oder zu diesen in einem ständigen Dienst- 
oder Geschäftsversorgungsverhältnis stehen. ^Sie 
dürfen auch nicht während des letzten Jahres vor 
der Berufung zum Mitglied der Monopolkommis- 
sion eine derartige Stellung innegehabt haben. 

(3) ^ Die Monopolkommission soll in ihrem Gut- 
achten den jeweiligen Stand der Unternehmens- 
konzentration sowie deren absehbare Entwicklung 
unter wirtschafts-, insbesondere wettbewerbspoliti- 
schen Gesichtspunkten beurteilen und die Anwen- 
dung der §§ 22 bis 24 a würdigen. ^ Sie soll auch nach 
ihrer Auffassung notwendige Änderungen der ein- 
schlägigen Bestimmungen dieses Gesetzes aufzei- 
gen. 

(4) ^ Die Monopolkommission ist nur an den 
durch dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden 
und in ihrer Tätigkeit unabhängig. ^ Vertritt eine 
Minderheit bei der Abfassung der Gutachten eine 
abweichende Auffassung, so kann sie diese in den 
Gutachten zum Ausdruck bringen. 

(5) ^ Die Monopolkommission erstellt alle zwei 
Jahre bis zum 30. Juni, erstmals zum 30. Juni 1976, 
ein Gutachten, das sich auf die Verhältnisse in den 
letzten beiden abgeschlossenen Kalenderjahren er- 
streckt, und leitet es der Bundesregierung unver- 
züglich zu. 2 Die Gutachten nach Satz 1 werden den 
gesetzgebenden Körperschaften von der Bundesre- 
gierung unverzüglich vorgelegt und zum gleichen 
Zeitpunkt von der Monopolkommission veröffent- 
licht. ^ Zu diesen Gutachten nimmt die Bundesre- 
gierung in angemessener Frist gegenüber den ge- 
setzgebenden Körperschaften Stellung. ^ Darüber 
hinaus kann die Monopolkommission nach ihrem 
Ermessen zusätzliche Gutachten erstellen. ®Die 
Bundesregierung kann sie mit der Erstattung zu- 
sätzlicher Gutachten beauftragen. ® Die Monopol- 
kommission leitet Gutachten nach Satz 4 und 5 der 
Bundesregierung zu und veröffentlicht sie. ^ Der 
Bundesminister für Wirtschaft hat in Einzelfällen, 
die ihm nach § 24 Abs. 3 zur Entscheidung vorlie- 
gen, eine gutachtliche Stellungnahme der Monopol- 
kommission einzuholen. 
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(6) ^ Die Mitglieder der Monopolkommission wer- 
den auf Vorschlag der Bundesregierung durch den 
Bundespräsidenten berufen. ^ Zum 1. Juli eines je- 
den Jahres, in dem nach Absatz 5 Satz 1 ein Gutach- 
ten zu erstatten ist, scheidet ein Mitglied aus. ^ Die 
Reihenfolge des Ausscheidens wird in der ersten 
Sitzung der Monopolkommission durch das Los be- 
stimmt ^ Der Bundespräsident beruft auf Vorschlag 
der Bundesregierung jeweils ein neues Mitglied für 
die Dauer von vier Jahren. ^ Wiederberufungen sind 
zulässig. ® Die Bundesregierung hört die Mitglieder 
der Monopolkommisson an, bevor sie neue Mitglie- 
der vorschlägt. ^ Die Mitglieder sind berechtigt, ihr 
Amt durch Erklärung gegenüber dem Bundespräsi- 
denten niederzulegen. ® Scheidet ein Mitglied vor- 
zeitig aus, so wird ein neues Mitglied für die Dauer 
der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds beru- 
fen; die Sätze 4 bis 6 gelten entsprechend. 

(7) ^ Die Beschlüsse der Monopolkommission be- 
dürfen der Zustimmung von mindestens drei Mit- 
gliedern. 2 Die Monopolkommission wählt aus ihrer 
Mitte einen Vorsitzenden. ^ Die Monopolkommis- 
sion gibt sich eine Geschäftsordnung. 


(8) ^ Die Monopolkommission erhält eine Ge- 
sch^tsstelle. ^ Die Tätigkeit der Geschäftsstelle be- 
steht in der Vermittlung und Zusammenstellung 
von Quellenmaterial, der technischen Vorbereitung 
der Sitzungen der Monopolkommission, dem Druck 
und der Veröffentlichung der Gutachten sowie der 
Erledigung der sonst anfallenden Verwaltungsauf- 
gaben. 

(9) ^ Die Mitglieder der Monopolkommission und 
die Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Ver- 
schwiegenheit über die Beratungen und die von der 
Monopolkommission als vertraulich bezeichneten 
Beratungsunterlagen verpflichtet. ^ Die Pflicht zur 
Verschwiegenheit bezieht sich auch auf Informatio- 
nen, die der Monopolkommission gegeben und als 
vertraulich bezeichnet werden. 

(10) ^ Die Mitglieder der Monopolkommission er- 
halten eine pauschale Entschädigung sowie Ersatz 
ihrer Reisekosten. ^ Diese werden vom Bundesmini- 
ster für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern festgesetzt. ^ Die Kosten der 
Monopolkommission trägt der Bund. 
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B. Untersagungen durch das Bundeskartellamt 
— Verfahrensstand Ende 1987 — 


Seit Beginn der Fusionskontrolle (Anfang 1974) wurden 74 Untersagungen vom 
Bundeskartellamt ausgesprochen. Ende Dezember 1987 wurde folgender Verfah- 
rensstand erreicht: 


34 Untersagungen sind rechtskräftig geworden 


— Haindl/Holtzmann 

Beschluß des BKartA vom 4. Februar 1974, B6-46/73, WuW/E BKartA 1475 

— VAW/Kaiser 

(nach Ablehnung des Antrags auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 23. Dezember 1974, B8-251/74, WuW/E BKartA 
1571 

Verfügung des BMWi vom 26. Juni 1975, WuW/E BWM 149 

— GKN/Sachs 

(nach Rücknahme des Antrags auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 12. Mai 1976, B7-67/75, WuW/E BKartA 1625; 
Beschluß des KG vom 1. Dezember 1976, Kart 51/76, WuW/E OLG 1745; 
Beschluß des BGH vom 21. Februar 1978, KVR 4/77, WuW/E BGH 1501 

— Alsen-Breitenburg/Zementwerk Klöckner-Werke 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 22. Dezember 1976, B7-24/76, WuW/E BKartA 
1667; 

Beschluß des KG vom 15. März 1978, Kart 1/77, WuW/E OLG 1989; 

Beschluß des BGH vom 23. Oktober 1979, KVR 3/78, WuW/E BGH 1655 

— RWE/Gesellschaft für Energiebeteiligung 
(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 16. September 1977, B8-37/77, AG 1978, S. 109; 
Beschluß des KG vom 15. März 1979, Kart 23/77, WuW/E OLG 2113 

— Springer/az 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 23. Oktober 1980, B6-125/79, AG 181, S. 260; 
Beschluß des KG vom 3. Juh 1981, Kart 22/80, WuW/E OLG 2527; 

Beschluß des BGH vom 28. September 1982, KVR 8/81, WuW/E BGH 1954 

— Süddeutsche Zucker/KWS Kleinwanzlebener Saatzucht 

Beschluß des BKartA vom 6. November 1980, B6- 116/79, AG 1981, S. 288 

— REWE/Florimex 

(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 30. Januar 1981, B6-44/80, WuW/E BKartA 1876; 
Beschluß des KG vom 22. März 1983, Kart 17/81, WuW/E OLG 2862 

— Rheinmetall/WMF 

(nach Rücknahme des Ministererlaubnisantrags) i) 

Beschluß des BKartA vom 4. März 1981, B7-35/80, WuW/E BKartA 1867; 
Beschluß des KG vom 9. September 1983, Kart 19/81, WuW/E OLG 3137; 
Beschluß des BGH vom 25. Juni 1985, KVR 3/84, WuW/E BGH 2150 

— Lufthansa/f.i.r.s.t 

(nach Rücknahme der Rechtsbeschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 14. August 1981, B6-162/80, WuW/E BKartA 1908; 
Beschluß des KG vom 8. Dezember 1982, Kart 42/81, WuW/E OLG 2849 


1) Die Rücknahme des Ministererlaubnisantrags erfolgte im Januar 1986. 
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— Nordwest-Zeitung/Ammerland-Echo 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKcirtA vom 1. September 1981, B6*-8/81, WuW/E BKartA 1931 

— Burda/Springer 

(nach Rücknahme der Beschwerde und des Antrags auf Ministererlaubnis) 
Beschluß des BKartA vom 23. Oktober 1981, B6-47/81, WuW/E BKartA 1921 

— CO op/Supermagazin 

(nach Rücknahme der Beschwerde? Beschwerde der Beigeladenen vom Bundes- 
gerichtshof zurückgewiesen) 

Beschluß des BKartA vom 23. März 1982, B9-2002/82, WuW/E BKartA 1970? 
Beschluß des KG vom 19. Januar 1983, Kart 18/82, WuW/E OLG 2970? 
Beschluß des BGH vom 10. April 1984, KVR 8/83, WuW/E BGH 2077 

— Schaper/Zum bösen Wolf 

(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 17. Februcu: 1983, B9— 2054/82, WuW/E BKartA 
2022 ? 

Beschluß des KG vom 7. Dezember 1983, Kart 7/83, WuW/E OLG 3213 

— Oberbergische Asphaltmischwerke (OAM)/Deutag 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 21. Februar 1983, Bl-34/82, WuW/E BKartA 2077? 
Beschluß des KG vom 28. Februar 1984, Kart 5/83, WuW/E OLG 3417? 
Beschluß des BGH vom 1. Oktober 1985, KVR 6/84, WuW/E BGH 2169 

— Stadtwerke Bremen/Gasversorgung Schwanewede 

Beschluß des BKartA vom 28. Februar 1983, B8- 183/82, WuW/E BKartA 2107 

— Siemens, Philips, AEG, SEL, kabelmetal electro/GfL Gesellschaft für lichtwel- 
lenleiter 

Beschluß des BKartA vom 8. Juni 1984, B7- 18/82, WuW/E BKartA 2143 

— Touristik Union International/ Air-Conti Flugreisen 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 19. Juli 1984, B6-89/83, WuW/E BKa^ 2169 

— Karstadt + Kaufhof /NUR-Touristik + ITS International Tourist Services Länder- 
reisedienste 

Beschluß des BKartA vom 23. September 1985, B6-26/85, AG 1986, S. 377 

— Pillsbury/Sonnen-Bassermann 

Beschluß des BKartA vom 26. März 1985, B2- 146/84, AG 1985, S. 281? 
Beschluß des KG vom 7. November 1985, Kart 6/85, WuW/E OLG 3759 

— Linde/Agefko 

Beschluß des BKartA vom 13. Dezember 1985, B3-54/83, WuW/E BKartA 
2213 

— Darmstädter Echo Verlag und Druckerei GmbH/Südhessische Post GmbH 
(nach Rückncihme der Beschwerde) 

Beschluß vom 12. Mai 1986, B6- 16/85, AG 1986, S. 370 

— Süddeutscher Verlag/Donau Kurier 

Beschluß des BKartA vom 24. Oktober 1983, B6'-7/83, WuW/E BKartA 2113? 
Beschluß des KG vom 11. Juü 1984, Kart 28/83, WuW/E OLG 3303? 

Beschluß des BGH vom 27. Mai 1986, KVR 7/84, WuW/E BGH 2276 

— Hüls AG/Condea Chemie GmbH 

Beschluß vom 8. Dezember 1986, B3-58/86, WuW/E BKartA 2247 

— Panorama Anzeigenblatt bzw. Rhein-Erft GmbH/Verschiedene Anzeigen- 
blätter 

Beschluß des BKartA vom 22. Dezember 1983, B6-96/82, AG 1984, S. 164? 
Beschluß des KG vom 4. März 1986, Kart 1/84, AG 1986, S. 365? 

Beschluß des BGH vom 26. Mai 1987, KVR 3/86, AG 1988, S. 103 

— Grüner + Jahr/Zeitverlag 
(Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 9. Januar 1981, B6— 95/80, WuW/E BKartA 1863? 
Beschluß des KG vom 24. November 1982, Kart 11/81, AG 1983, S. 285? 
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Beschluß des BGH vom 2. Oktober 1984, KVR 5/83, WuW/E BGH 2112; 
Beschluß des KG vom 7. Februar 1986, Kart 17/84, WuW/E OLG 3807; 
Beschluß des BGH vom 22. September 1987, KVR 5/86, WuW/E BGH 2433 

— Südkurier/Singener Wochenblatt 

Beschluß des BKartA vom 3. Mai 1984, B6-32/82; WuW/E BKartA 2140; 
Beschluß des KG vom 23. Aprü 1986, Kart 8/84, WuW/E OLG 3875; 
Beschluß des BGH vom 10. November 1987, KVR 7/86, WuW/E BGH 2443 


Zwölf Beschlüsse wurden vom Bundeskartellamt zurückgenommen oder in 
sonstiger Weise erledigt 


— Bitumenverkaufsgesellschaft 

(nach Änderung im Beschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 29. Mai 1974, B8-95/73, WuW/E BKartA 1517 

— Erdgas Schwaben 

(Erledigimgserklänmg nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 9. März 1976, B8- 119/75, WuW/E BKartA 1647; 
Beschluß des KG vom 23. März 1977, Kart 11/76, WuW/E OLG 1895; 

Beschluß des BGH vom 12. Dezember 1978, KVR 6/77, WuW/E BGH 1533 

— Mannesmcuin/Brueninghaus 

(Erledigungserklärung nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 18. Mai 1977, B7 -86/76, WuW/E BKartA 1685; 
Beschluß des KG vom 18. Mai 1979, Kart 13/77, WuW/E OLG 2120; 

Beschluß des BGH vom 24. Juni 1980, KVR 5/79, WuW/E BGH 1711 

— Klöckner/Becorit 

(Erledigimgserklänmg nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 15. Dezember 1978, B7 -20/78, WuW/E BKartA 
1831; 

Beschluß des KG vom 28. August 1979, Kart 4/79, WuW/E OLG 2182; 

Beschluß des BGH vom 2. Dezember 1980, KVR 1/80, WuW/E BGH 1749 

— Bayer/Röhm 

(Erledigung in der Hauptsache) 

Beschluß des BKartA vom 28. Januar 1980, B8- 117/79, AG 1980, S. 196 

— Mobil Oil/Mertl 

Beschluß des BKartA vom 8, Dezember 1980, B8— 128/80, AG 1981, S. 290 

— Total/Speier 

Beschluß des BKartA vom 17. August 1981, B8— 66/81 (unveröffentlicht) 

— Badenwerk/Energie- und Wasserwerke Rhein-Neckar 

Beschluß des BKartA vom 13. Mai 1985, B8-236/84, AG 1985, S. 337 

— Klöckner Werke/Seitz Enzinger Noll 

(nach Rücknahme des Ministererlaubnisantrages) 

Beschluß des BKartA vom 10. Oktober 1984, B7-106/83 WuW/E BKartA 2178 

— Philip Morris/Rothmans Tobacco 

(nach Änderung des Zusammenschlusses erneute Untersagung) 

Beschluß des BKartA vom 24. Februar 1982, B6— 49/81, WuW/E BKartA 1943; 
Beschluß des KG vom 1. Juh 1983, Kart 16/82, WuW/E OLG 3051; 

Beschluß des BKartA vom 9. Juh 1985, B6-71/85, WuW/E BKartA 2204; 
Beschluß des BGH vom 29. Oktober 1985, KVR 1/84, WuW/E BGH 2211 

— Metro/Kaufhof 

(Erledigungserklärung nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 20. Juni 1983, B9-2056/82, WuW/E BKartA 2060; 
Beschluß des KG vom 16. Oktober 1984, Kart 14/83, WuW/E OLG 3367; 
Beschluß des BGH vom 11. März 1986, KVR 2/85, WuW/E BGH 2231 

— VEW/Ruhrkohle 

(nach Ablehnung des Ministererlaubnisantrags wegen Formfehlers) 

Beschluß des BKartA vom 19. Juni 1985, B8-31/85, AG 1986, S. 335 
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18 Verfügungen wurden rechtskräftig aufgehoben 


— Johnson/Hahn 

Beschluß des BKeirtA vom 18. November 1974, B6— 259/74, WuW/E BKartA 
1561; 

Beschluß des KG vom 16. Februar 1976, Kart 4/75, WuW/E OLG 1712 

— Teerbau/Makadam 

(nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof vom Kammergericht auf- 
gehoben) 

Beschluß des BKartA vom 24. Mai 1978, B6— 108/77, WuW/E BKartA 1753; 
Beschluß des KG vom 10. Januar 1979, Kart 17/78, WuW/E OLG 2093; 
Beschluß des BGH vom 12. Februar 1980, KVR 4/79, WuW/E BGH 1763; 
Beschluß des KG vom 9. Dezember 1981, Kart 13/80, WuW/E OLG 2633 

— RWE/Stadt Leverkusen 

Beschluß des BKartA vom 30. Jimi 1978, B8-78/77, WuW/E BKartA 1727; 
Beschluß des KG vom 19. September 1979, Kart 20/78, WuW/E OLG 2202 

— Deutscher Transportbetonvertrieb/Verkaufsbüro Siegerländer Transportbeton 
Beschluß des BKartA vom 21. September 1978, B6— 172/77, WuW/E BKartA 
1779; 

Beschluß des KG vom 24. Oktober 1979, Kart 24/78, WuW/E OLG 2259 

— Deutscher Transportbetonvertrieb/Transportbeton-Vertrieb Sauerland 

(nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof vom Kammergericht auf- 
gehoben) 

Beschluß des BKartA vom 21. September 1978, B6— 184/77, WuW/E BKartA 
1771; 

Beschluß des KG vom 24. Oktober 1979, Kart 25/78, WuW/E OLG 2265; 
Beschluß des BGH vom 22. Juni 1981, KVR 7/80, WuW/E BGH 1810; 

Beschluß des KG vom 12. März 1982, Kart 33/81, WuW/E OLG 2655 

— Tonolli/Blei- und Silberhütte Braubach 

Beschluß des BKartA vom 30. März 1979, B8— 137/78, WuW/E BKartA 1799; 
Beschluß des KG vom 16. Januar 1980, Kart 14/79, WuW/E OLG 2234; 
Beschluß des BGH vom 22. Juni 1981, KVR 5/80, WuW/E BGH 1824 

— Braun/Almo 

Beschluß des BKartA vom 24. Jimi 1980, B8 —45/79, WuW/E BKartA 1853; 
Beschluß des KG vom 22. Mai 1981, Kart 14/80, WuW/E OLG 2539; 

Beschluß des BGH vom 29. Juni 1982, KVR 7/81, WuW/E BGH 1949 

— VEBA/Stadtwerke Wolfenbüttel 

Beschluß des BKartA vom 29. Juli 1980, B8- 132/79, WuW/E BKartA 1857; 
Beschluß des KG vom 16. Juni 1981, Kart 15/80, WuW/E OLG 2507 

— Bayer/Firestone 

Beschluß des BKartA vom 23. September 1980, B8— 45/80, WuW/E BKartA 
1837; 

Beschluß des KG vom 26. November 1980, Kart 17/80, WuW/E OLG 2411 

— Texaco/Zerssen 

Beschluß des BKartA vom 28. Oktober 1980, B8-50/80, WuW/E BKartA 1840; 
Beschluß des KG vom 2. Juli 1982, Kart 21/80, WuW/E OLG 2663; 

Beschluß des BGH vom 4. Oktober 1983, KVR 3/82, WuW/E BGH 2025 

— VEW/Gelsenwasser 

Beschluß des BKartA vom 5. Dezember 1980, B8— 136/80, AG 1981, S. 314; 
Beschluß des KG vom 14. Aprü 1982, Kart 23/80, WuW/E OLG 2677; 

Beschluß des BGH vom 19. Aprü 1983, KVR 1/82, WuW/E BGH 2013 

— Krupp/Total 

Beschluß des BKartA vom 31. März 1981, B7-92/80, WuW/E BKartA 1882; 
Beschluß des KG vom 30. März 1983, Kart 25/81, WuW/E OLG 2887 

— Holtzbrinck/Rowohlt 

Beschluß des BKartA vom 19. Oktober 1981, B6— 76/81, AG 1982, S. 79; 
Beschluß des KG vom 13. Oktober 1982, Kart 51/81, WuW/E OLG 2825 
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— Thüringer Gas/Stadtwerke Westerland 

Beschluß des BKartA vom 9. September 1983, B8-79/83, WuW/E BKartA 
2110; 

Beschluß des KG vom 18. Februar 1985, Kart 24/83, AG 1985, S. 307 

— Energieversorgung Schwaben/Technische Werke Stuttgart 

Beschluß des BKartA vom 23. März 1984, B8-91/83, WuW/E BKartA 2157; 
Beschluß des KG vom 28. Dezember 1984, Kart 6/84, WuW/E OLG 3443 

CO op Schleswig-Holstein/Deutscher Supermarkt 

Beschluß des BKartA vom 23. August 1983, B9-2037/82, WuW/E BKartA 
2114; 

Beschluß des KG vom 22. Mai 1985, Kart 21/83, WuW/E OLG 3591; 

Beschluß des BGH vom 24. März 1987, KVR 10/85, WuW/E BGH 2389 

— CO op/Wandmaker 

Beschluß des BKartA vom 14. August 1984, B9-2006/84, WuW/E BKartA 
2161; 

Beschluß des KG vom 5. November 1986, Kart 15/84, WuW/E OLG 3917 

— Hussel/Mara 

Beschluß des BKartA vom 29. Juni 1981, B8- 159/80, WuW/E BKartA 1897; 
Beschluß des KG vom 24. Aprü 1985, Kart 34/81, WuW/E OLG 3577; 

Beschluß des BGH vom 18. November 1986, KVR 9/85, WuW/E BGH 2337 


Fünf Untersagungsfälle wurden vom Bundesminister für Wirtschaft vollständig 
oder unter Auflagen genehmigt 


— VEBA/Gelsenberg 

Beschluß des BKartA vom 7. Januar 1974, B8-33/73, WuW/E BKartA 1457; 
Verfügung des BMWi vom 1. Februar 1974, WuW/E BWM 147 

— Babcock/Artos 

Beschluß des BKartA vom 25. März 1976, B7- 127/75, WuW/E BKartA 1653; 
Verfügung des BMWi vom 17. Oktober 1976, WuW/E BWM 155 

— Thyssen/Hüller Hille 

Beschluß des BKartA vom 17. Dezember 1976, B7-36/76, WuW/E BKartA 
1657; 

Verfügung des BMWi vom 1. August 1977, WuW/E BWM 159 (Teilerlaubnis); 
Beschluß des KG vom 7. Februar 1978, Kart 2/77, WuW/E OLG 1921; 

Beschluß des KG vom 7. Februar 1978, Kart 15/77, WuW/E OLG 1937 

— BP/Gelsenberg 

Beschluß des BKartA vom 27. September 1978, B8— 92/78, WuW/E BKartA 
1719; 

Verfügung des BMWi vom 5. März 1979, WuW/E BWM 165 

— IBH/Wibau 

Beschluß des BKartA vom 3. Juli 1981, B7-44/88, WuW/E BKartA 1892; 
Verfügung des BMWi vom 9. Dezember 1981, WuW/E BWM 177 

Außerdem wurde im Fall VAW/Kaiser (Beschluß des BKartA vom 23. Dezember 
1974, B8-252/74, WuW/E BKartA 1571) die Ministererlaubnis versagt (Verfügung 
des BMWi vom 26. Juni 1975, WuW/E BWM 149). Dieser Fall wird unter den rechts- 
kräftigen Untersagungen des Bimdeskartellamtes aufgeführt. 


Gegen vier Untersagungen läuft ein Beschwerdeverfahren beim Kammergericht 

— Kampffmeyer Mühlen/Georg Plange2) 

Beschluß des BKartA vom 8. November 1985, B2— 10/85, AG 1986, S. 374 

2) Inzwischen hat das Kammergericht die Untersagungsverfügung bestätigt. 
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— Weiss-Druck + Verlag/S-W Verlag GmbH & Co. für Lokalinformationen^) 
Beschluß des BKartA vom 16. Dezember 1985, B6-71/84, AG 1986, S. 371 

— Hamburger Wochenblatt Verlag GmbH/Schlei- Verlag GmbW) 

Beschluß des BKartA vom 14. Januar 1987, B6— 108/86, WuW/E BKartA 2251 

— Westdeutsche Allgemeine Zeitimgsverlagsgesellschaft GmbH & Co. KG/Bor- 
becker Nachrichten + Werdener Nachrichten Wilh. Wimmer GmbH & Co. 
KG5) 

Beschluß des BKartA vom 19. Mai 1987, B6-88/86, AG 1987, S. 354 


Ein Verfahren ist beim Bundesgerichtshof anhängig 


— Axel Springer Verlag AG und Axel Springer Gesellschaft für Publizistik GmbH & 
Co. KG/Kieler Zeitung, Verlags- und Druckerei GmbH & Co. KG 
Beschluß des BKartA vom 29. Aprü 1987, B6-111/86, WuW/E BKartA 2259; 
Beschluß des KG vom 4. Dezember 1987, Kart 32/87, WuW/E OLG 4075 


3) Inzwischen hat das Kammergericht die Untersagungsverfügung bestätigt; vgl. KG, WuW/E OLG 
4095 „W+i-VerlagA/Veiss-Druck". 

4) 1988 nach Rücknahme der Beschwerde rechtskräftig. 

5) Inzwischen wurde das ursprüngliche Vorhaben umstrukturiert; vgl. Tz. 372. 
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C. Veröffentlichungen von im Auftrag der Monopolkommission 
erstellten Gutachten 


1976 

BAUM, Clemens/MÖLLER, Hans-Hermann: Die 
Messimg der Untemehmenskonzentration imd ihre 
statistischen Voraussetzungen in der Bimdesrepublik 
Deutschland. 

Meisenheim a. Glan: Hain 
( Wirtschaf tswissenschafthche Schriften. H. 11.) 


1977 

MARFELS, Christian: Erfassxmg und Darstellung in- 
dustrieller Konzentration. 

Baden-Baden: Nomos 

(Wirtschaftsrecht imd Wirtschaftspolitik, Bd. 52.) 

MÖNIG, Walter u. a.: Konzentration und Wettbewerb 
in der Energiewirtschaft, 

München: Oldenbourg 

(Aktuelle Fragen der Energiewirtschaft. Bd. 10.) 

1978 

MÖSCHEL, Wemhard: Das Trennsystem in der U. S.- 
amerikanischen Bankwirtschaft. 

Baden-Baden: Nomos 
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